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Die Mediationsakte; ihre Weſenheit. Die Kantonalſouveränetät wieder her: 
geftellt. Der neue Kanton St. Gallen; feine Zufammenfegung ; feine Ver- 
foffung, gang undemofratiih. Der Große Rath unvollftändig. Konſti— 
tuirung der neuen Staatsbehörden. Der Kleine Rath und fein Perfonale; 
Müller-Friedberg fein geiftigeds Haupt. Das Bafallenthum gegenüber von 
Franfreih. Gemeindeorganifation. Organifation der bürgerlichen und der 
Straf-Rechtöpflege; das Appellationsgericht. Drganifatorifche Thaͤtigkeit in 
ben übrigen Gebieten der Staatöverwaltung. Kirchliches. (1803.) 


Um die Mitte März des Jahres 1803 begann für die 
Schweiz ein neues politifches Leben. Der Iebenslängliche erfte 
Konful Frankreichs hatte für fie den ver weit überwiegenben 
Mehrheit ihrer Bevölferung allein genehmen Föderalismus her- 
geftellt. Die neue Bundesverfaffung, inbegriffen die Verfaffungen 
gefammter Kantone, ward ald „Mediationsafte* bezeichnet; die - 
Gentralorganifation, das Kapitel XX der Mediationsafte bil- 
dend, erhielt die Bezeichnung „Acte federal* (Bundesafte). 
Der Name „Eidgenoſſenſchaft“ findet fih im ganzen Inſtrument 
nicht; gegentheild wird die Gefammtheit der Schweiz noch „hel- 
vetiſche Republik” genannt; fo in Art. XVI der Bundesafte. Aber 
thatfählih war die Schweiz ald Bundesftaat organtfirt, mit 
Annäherung an die Grundſätze eined bloßen Staatenbundes, 
Die Bundesakte von 1803 fpriht zwar nicht ausbrüdlich von 


der Kantonsſouveränetät; aber fie erflärt jeden Kanton als 
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„unabhängig” vom Ausland und von einem andern Kanton; 
fie ſpricht den Kantonen alle Gewalten zu, welde nicht auss 
drüdlih der Bundesbehörde übertragen worden find. Hiermit 
übereinftimmend bezeichnen die Verfaffungen der einzelnen Kan— 
tone, welde Behörde in jedem derſelben die fouveräne Gewalt 
auszuüben habe. Grundfäglid und in Wirklichkeit war demnach 
die kantonale Souveränetät wieder hergeftellt; aber die alljo 
jouverän erflärten Kantone vereinigte ein gemeinfames Band; 
die Bundesafte ftellte in der Tagſatzung ein mit wichtigen Be: 
fugniffen ausgeftattetes Zentralorgan auf, und für die Zwiſchen— 
zeit, während welcher fie nicht verfammelt war, hatte ein hoch— 
geftellter Magiftrat die Leitung der Geichäfte in der Hand; 
der Landammann der Schweiz war der Nepräfentant nad) Außen 
für die Pflege der internationalen Beziehungen. Beſondere 
Bündniffe eines Kantons mit einem andern Kanton oder mit 
dem Ausland wurden unterfagt und die oberfte Kantonalbehörbe, 
die einen Tagſatzungsbeſchluß verlegte, Fonnte als Rebell vor 
ein aus den Präfidenten gefammter kantonalen Kriminalgerichte 
beftellte8 Bundesgericht geladen werben. Kein Kanton durfte 
mehr als zweihundert Mann ftehender Truppen halten, feiner 
ohne Voranzeige an den Landammann der Schweiz mehr als 
fünfhundert Mann Milizen aufbieten. Die Tagſatzung allein 
konnte Handelöverträge und Militärfapitulationen mit dem Aus- 
land abfchließen; über andere Gegenftände fonnten die Kantone, 
unter Autorifation der Taglagung, mit einer auswärtigen Macht 
verhandeln. Der freie Verkehr im Innern mit Lebensmitteln, 
Vieh und Kaufmanndwaaren wurde garantirt; es wurde dadurch 
die Wiederholung alter Sperr-Berorbnungen der einen Kantone 
gegen die andern mittelbar unterfagt. Den Kantonen wurden 
die Zölle gelaffen; aber die Tarife unterlagen der Genehmigung 
der Tagfagung. Den fchweizerifchen Münzfuß hatte die Tags 
fagung, und zwar einheitlich, feftzufegen; ftilfichweigend aber 
überging die Ausübung des Münzregals, mit erwähnter Bes 
fchränfung, an die Kantone. Der Fortbeftand oder die Wieder: 
herftellung von Unterthanenlanden, eben fo bie politifchen Privi⸗ 
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legien, wurben unterfagt. Der Kantone wurden neunzehn, nach 
alphabetiiher Ordnung, aufgeftellt: Appenzell, Aargau, Bafel, 
Bern, Freiburg, Glarus, Graubünden, Luzern, St. Gallen, 
Schaffhaufen, Schwyz, Solothurn, Teſſin, Thurgau, Unter: 
walden, Uri, Waadt, Zug, Zürid. Abweichende Kantonals 
gebilde aus der Zeit ver helvetiichen Regierung wurden befeitiget. 
Das Fridthal wurde dem Kanton Aargau einverleib. Das 
Veltlin blieb der italienischen Republik, Wallis ein eigener 
Namensfreiftaat unter franzöſiſcher Herrſchaft; Genf und das 
ganze ehemals biſchöflich baſelſche Juragebiet mit Biel bis an 
die Zihl blieben mit Frankreich vereiniget; Neuenburg blieb noch 
unter preußiſcher Hoheit, aber feine früheren Bundesverhältniffe 
zu einzelnen Kantonen hatten thatlählih und grundſätzlich ihr 
Ende erreicht, weil mit ver Mediationdafte unverträglid. ine 
Tagfagung, in welde jeder Kanton einen Gejandten (nebft 
einem oder zwei Legationsräthen zu deſſen allfälliger Erjegung 
in Fällen von Abwejenheit oder Krankheit) abzuordnen hatte, 
was die oberfte Bundesbehörde. Die neunzehn Kantonsabge— 
orbneten hatten im Ganzen fünfundzwanzig Stimmen, weil ben 
ſechs volfreichften Kantonen, Bern, Zürih, Waadt, St. Gallen, 
Aargau und Graubünden, in diefer Eigenfchaft, zwei Stimmen 
beigelegt waren, während bie übrigen dreizehn Kantone fih mit 
einer Stimme begnügen mußten. Die neunzehn Gejandten 
ftimmten nach Snftruftionen und bejchränften Vollmachten; es 
war ihnen unterfagt, gegen die Inftruftionen zu ftimmen. Der 
Landammann der Schweiz war Präfident der Taglagung und 
zugleich Gejandter feines Kantons. Für Kriegserflärungen, 
Friedend- oder Allianzverträge (daherige Befugniß ftand aus— 
jchlieglih der Tagfagung zu), war die Zuftimmung von drei 
Viertheilen der Kantone erforderlid. Konnten Streitigkeiten 
zwiſchen den einzelnen Kantonen nicht ſchiedsrichterlich ausge: 
tragen werden, jo trat die Tagſatzung nad) Beendigung ihrer 
ordentlichen Verhandlungen als Syndikat (Bundesgericht) auf; 
dabei hatte jeder Gejandte (Kanton) nur eine Stimme, und es 
durfte ihm für den Fall feine Inftruftion gegeben werden. Die 
1* 
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Mannfbaftsfontingente der Kantone wurden im Ganzen zu 
15,230 Mann feftgefegt, die Gefammtgeldfontingente zufammen 
zu 490,507 Schweizerfranfen. Die Landammannfchaft und ber 
Sitz der Tagfagung wechjelte von Zahr zu Jahr unter ben 
Direftorialfantonen Freiburg, Bern, Solothurn, Bafel, Zürich 
und Luzern. Die Unabhängigkeit ver Schweiz geradezu vers 
legend lautete eine WVorfchrift in Art. XXX der Bundesafte: 
daß auf allfälliges Begehren einer benachbarten Macht, welches 
vom Großen Rath des Direftorialfantons beifällig aufgenommen 
worden, die Tagſatzung außerordentlich einberufen werden müſſe; 
ed mußte namentlich für folhen Fall dieſer Große Rath, war 
er nicht fonft verfammelt, zu außerordentlicher Seffion einberufen 
werben. Und wenn vieler Große Rath die Einberufung ber 
Tagſatzung abgeichlagen hätte, was dann?! Dffenbar wollte 
fich Franfreih durd jene Vorfchrift ein zum vorhinein garans 
tirtes Mittel zu nöthig erachteter Maßregelung ver Schweizer: 
behörven vorbehalten. Diefe Bundesordnung, mit Hinzuthun 
der Kantonalverfaffungen, war wejentlih das Ergebniß der-im 
Briefe Bonaparted vom 10. Dezember 1802 ausgeſprochenen 
Anfichten über die Unerläßlichkeit föderaliftiicher Snftitutionen für 
die Schweiz und über die Mittel zur Sicherung des Gleichgewichtes 
zwifchen der Fantonalen und der Bundesgewalt. Dabei ift aber 
im Eingang der Vermittlungsurfunde ausdrüdlih gejagt, daß 
die Intereffen Franfreihs und der italieniſchen Republik, deren 
Grenze die Schweiz dede, mit ein Beftimmungsgrund zur Das 
zwifchenfunft zwilchen die ftreitenden Parteien der Schweiz ge: 
wejen; erwähnte Urfunde ift als Ausflug des felbftherrlichen 
Willens des erften Konfuld „in feiner Eigenſchaft als Ver— 
mittler” gegeben, womit jedoch Feineswegs die Abficht gewaltet 
habe, die Unabhängigfeit der Schweiz irgendwie zu benad- 
theiligen. Thatfächlih wurde die Schweiz durch dieſe Staats— 
handlung eine Dependenz von Franfreih; dieſes Mißverhältnig 
wurde mehr ober weniger brüdend, je nad dem progreifiven 
Steigen oder dem Stillſtand der Macht des Beherrichers von 
Frankreich. Konnte fih die große Mehrheit ver Schweizer mit 
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diefer neuen Bundesorbnung allmählig befreunden, jo fanden 
fie dazu den doppelten Grund, daß fie fi erftlib von dem 
verhaßten inheitsjoche befreit fahen und fidy wieder wejentlich 
feldftftändig und in frievlicher eigener Bethätigung innert den 
fantonalen Gebäuden regieren fonnten, ſodann daß fie mit 
einiger Sicherheit hoffen zu können glaubten, der endloſen Ge— 
waltthätigfeiten und Umwälzungen im Innern von nun an ents 
hoben zu fein. Den Drud von Außen her theilten fie mit noch 
andern Ländern. Die Schweiz war noch immer mit frans 
zöfifchen Truppen beſetzt; Dagegen wurde fie ihrer eigenen ftehen- 
den Truppen entlediget, da Bonaparte den Reft des fleinen 
helvetifchen Heered laut Mebiationdafte in eigenen Dienft nahm, 
nachdem gleichzeitig allen früheren Bahnenflüchtigen wiederholte 
Triften zur Rückkehr in ihre Corps gegeben worden; dieſe 
Truppen wurden dann theild nah Franfreib, theils nad 
Stalien befehliget. 

Die in Paris verorbneten Verfaflungen der einzelnen Kans 
tone waren,» mit Ausnahme jener für die alten Demofratien, 
auf die Grundlage des Nepräfentativjgftems gegeben, dazu mit 
jehr wenigen unmittelbaren Wahlen. In dieſem Geifte jehen 
wir die erfte Verfaſſung ded Kantons St. Gallen entworfen. 
Die zu feiner Gründung vereinigten alten Gebiete. Landichaft 
und Stadt St. Gallen, Toggenburg, Rheintbsl, Sar, Werben: 
berg mit Gams, Sargand, after mit Weſen, Utznach und 
Rapperſchwyl wurden in act Bezirfe eingetheilt: 1. St. Gallen 
(ausſchließlich aus den Gebiet der ehemaligen jouveränen Stadt 
beftehend); 2. Rorihad (der Theil der alten Landſchaft öftlich 
von der Stadt gelegen); 3. Goßau (der weftliche Theil der 
felben); 4. Untertoggenburg (das Toggenburg von der Grenze 
der Gemeinden Goßau und Wyl hinweg bis hinauf nad Bütich- 
wyl, diefe Gemeinde inbegriffen) ; 5. Dbertoggenburg (ver 
füblihe Theil der alten Grafihaft); 6. Nheinthal; 7. Sargans 
Cbeftehend aus Sar, Werdenberg, Game, der Grafihaft Sar— 
gand mit dem Gebiete von Präfers, bis unterhalb Murg an 
die Grenze des Kantons Glarus); 8. Usnah (aus after mit 
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Weſen, Grafſchaft Utznach und dem Gebiete von Rapperſchwyl 
mit den Höfen zuſammengeſetzt). Die Stadt St. Gallen wurde 
ald Hauptort ded Kantons erflärt. Die acht Bezirfe zerfielen 
in vierundvierzig Kreife; diefe wurden je aus einer größern Ge- 
meinde oder auch mehrern Gemeinden zufammen gebildet. Zur 
Ausübung des Aftivbürgerrechtes war insbefondere erforderlich: 
der Wohnftg in dem betreffenden Kreis oder in der Gemeinde 
feit einem Jahr, in der Regel das Alter von 20 Jahren, aus: 
nahmsweife (für einen Unverheiratheten) das Alter von 30 
Jahren; der Beſitz einer Liegenfchaft von 200 Franfen oder 
eines Hypothefartiteld von 300 Fr. Die höchfte Gewalt („le 
pouvoir souverain“) übt ein, auf fünf Jahre oder auch lebend- 
linglih gewählter, Großer Rath von 150 Abgeorbneten aus; 
in denjelben wählt jeder Kreis einen Abgeordneten in unmittels 
barer Wahl, der Kreis St. Gallen ausnahmsweife deren fünf. 
So erhielt man 48 Abgeordnete. Das Alter von 30 Jahren 
war die alleinige Wählbarfeitsbebingung für dieſe Abtheilung 
des Großen Rathes; der Friedensrichter, Präſident der Kreis— 
wahlverfjammlung, war nicht wählbar in feinem Kreis. ever 
Kreis hatte ferner drei Kandidaten aus den Bürgern außerhalb 
feines Gebietes zu wählen, welche Eigentbümer oder Nußnießer 
einer Liegenihaft von mehr denn 16,000 Fr. an Werth oder 
eines liegenſchaftlichen Pfandtitels vom gleichen Betrage waren, 
auh das Alter von 25 Jahren erreicht hatten; ferner zwei 
Kandidaten ebenfalld aus der Zahl ver Bürger außerhalb des 
Kreifes, die das Alter von fünfzig Jahren überfchritten hatten 
und fi über einen Vermögensbefig von 4000 Fr. in Liegens 
haften over Hypothefartiteln ausmweifen Fonnten. So ergaben . 
fih 220 Kandidaten; aus diefen waren durch das Loos 102 
auszuziehen, welde vereint mit den 48 unmittelbar Gewählten 
den Großen Rath bilden. Die Großräthe aus der zweiten 
Ernennung waren ed lebensfänglih, falls fie im gleichen Jahr 
durch fünfzehn Kreife auf die Kandidatenlifte gewählt worden 
waren; jene von der dritten Serie waren ebenfall8 auf lebend- 
lang gewählt, falls dreißig Kreife im gleihen Jahr fie als 
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Kandidaten bezeichnet hatten. Die unmittelbar Gewählten fonn- 
ten von den Kreifen entjchädiget werben; tie übrigen 102 Mit- 
gliever hatten ihre Verrichtungen unentgeltlih zu  beforgen. 
Mitglieder von der zweiten und dritten Serie, welde in ber 
Zwifchenzeit von fünf Jahren abgingen, waren aus ter Kan 
didatenlifte durch das Loos zu erfegen. Nah Ablauf von fünf 
Sahren hatte eine Integralerneuerung des Großen Rathes ftatt- 
zufinden, doch mit Ausnahme der lebenslänglid Gewählten. 
Mit Bezug auf Legtere wurde folgende Vorſchrift gegeben: 
wenn dannzumal fich foldher Lebenslänglichen mehr als 49 im 
Großen Rath befinden, jo wird der Ueberſchuß der Anzahl von 
150 Mitglievern beigezählt, jo daß bei jeder allgemeinen Wahl 
(Sntegralerneuerung) wenigftend 53 Bürger, bie entweder ein 
Grundeigenthbum von 16,000 Franken haben oder über 50 Jahre 
alt find, in den Großen Rath treten. Die vollziehende Gewalt 
wurde einem Kleinen Rath von neun Mitgliedern übertragen, 
die aus jenen ded Großen Rathed gewählt werden mußten und 
Mitglieder deflelben blieben, aber ftetö wieder wählbar waren. 
Ihre Amtsdauer war auf ſechs Jahre feſtgefetzt; der Austritt 
hatte zu Drittheilen zu geichehen, jo daß, abgejehen von Todes- 
fällen und fonftigen Bafaturen, von zwei zu zwei Jahren brei 
Mitglieder des Kleinen Rates neu zu ermennen waren; zur 
Wählbarkeit war ein Eigenthum in Liegenichaften oder Hypos 
thefen von 9000 Fr. erforverlid. Der Kleine Rath wählte 
monatli feinen . Bräfiventen ſelbſt. Er ernannte alle „feine 
Beamten“, hatte dem Großen Rath über alle Theile ver Ver: 
waltung Redenihaft abzulegen und während ber Berathung 
defjelben über feine Amtsführung und Rechnungsablage aus ber 
Berfammlung fih zurüdzuziehen. Zur Handhabung der öffents 
lihen Ordnung verfügte der Kleine Rath über die bewaffnete 
Made. Die ordentliche jährliche Verſammlung des Großen 
Rathes war auf den Mai angefegt und durfte nicht länger als 
einen Monat dauern; der Kleine Rath jedoch hatte das Recht, 
die Seſſion nad) eigenem Ermeſſen zu verlängern oder auch bem 
Großen Rath außerordentlich einzuberufen. Den Präſidenten 
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des Großen Rathed mußte dieſer aus den Mitglievern des 
Kleinen Rathes wählen; der Großrathspräfident durfte den 
Berathungen des Kleinen Rathes nicht beiwohnen. Die Snitiative, 
das Recht zu Einbringung von Borfchlägen zu Gefegen und 
Auflagen, ftand dem Kleinen Rath allein zu; der Große Rath 
jeinerjeit8 hatte nur das Recht, ſolche Vorſchläge in ihrem 
Ganzen zu genehmigen oder zu verwerfen. Der Große Rath 
hatte im Fernern die Befugniß, den Gehalt der öffentlichen 
Beamteten zu beftimmen und die Veräußerung von Kantonal- 
gütern zu bewilligen. Laut der Bundesverfaffung ftand jedem 
Kanton dad Recht zu, die Einberufung einer außerorbentlichen 
Tagjagung zu verlangen, und fie mußte gehalten werben, wenn 
der Behufs dießfallfigen Entſcheides außerordentlich zu vers 
jammelnde Große Rath; des vorörtlihen Kantons dem Begehren 
beipflichtete; eben fo Fonnten fünf Kantone die Einberufung ver 
Tagfagung begehren, wenn der Große Rath des Direftorial- 
fantons ſolches dem einzelnen Kanton abgejchlagen hatte. In 
beiden Fällen war es der Große Rath des requirirenden Kan— 
tons, dem ſolche Begehren zuftanden. Folgerecht hatte auch ver 
Große Rath) von St. Gallen dieſe Befugniß, und zwar, gegen. 
über dem Kleinen Rath, ausjchließlih. Aber weil der Große 
Rath, fall er nicht fonft verfammelt war, fich nicht felbitftändig 
verfammeln fonnte, oder, falls er auch fib in Seſſion befand, 
feinerlei Vorſchlagsrecht beſaß, jo war er auch in Ausübung 
der erwähnten wichtigen Befugniß ganz von dem Vorgehen des 
Kleinen Rathes abhängig; wollte dieſer eine Tagſatzung nicht, 
fo mußte der Große Rath) für deren Berufung unthätig bleiben. 
Der Große Rath ernannte die Abgeorbneten zu den Tagſatzungen, 
ertheilte ihnen die Snftruftionen (welche abermals von den Vor— 
fchlägen des Kleinen Rathes abhingen). Er, der Große Rath, 
ftimmte im Namen des Kantons. 

An die Stelle der helvetiſchen Munizipalitäten traten Ge— 
meinderäthe von wenigftend neun, höchſtens fiebenzehn Mit— 
gliedern; Amtsdauer ſechs Jahre, Erneuerung zum Drittheil; 
Wählbarfeitsbedingungen: das Alter von 30 Jahren und ein 
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liegenſchaftlicher Beſitz von 500 Fr. Ihre Hauptverrichtungen 
waren: örtliche Polizei, Vertheilung und Bezug der Auflagen, 
Armenweſen. Jeder Kreis hatte ſeinen Friedensrichter, der zu— 
gleich Vermittler in bürgerlichen Streitigkeiten und Vorſtand des 
Friedensgerichts war, das über ſolche Streitigkeiten „von ge— 
ringem Werth“ abzuſprechen hatte. Die Friedensrichter waren 
zugleih Vollziehungs- und Auffichtsbeamte im Kreis; daher 
wählte fie der Kleine Rath; erforberlicher Wermögensbefig 
1000 Fr. Für die bürgerlide und „peinliche” Rechtspflege 
wurden Gerichte erfter Inftanz aufgeftellt, deren Glieder durch 
die Parteien zu entichädigen waren, dann ein Appellations- 
gericht von dreizehn Gliedern, weldes in letter Inftanz abzu— 
Iprechen hatte; „es beruft nöthigenfals Rechtögelehrte in feine 
Mitte”. MWählbarfeitsbedingniffe wie für den Kleinen Rath. 
Die Glieder der Bezirkögerichte waren von dem Kleinen Rath 
aus einem bdreifuchen Vorſchlag des Appellationsgerihts zu 
wählen; erforderlicher Wermögensbefig: 3000 Fr. Für die Ent- 
fheidung von Aominiftrativftreitigfeiten wurde ein beſonderes 
Geriht aus einem Mitglied ded Kleinen Rathes und vier 
Appellationsrichtern aufgeftellt. 

Dieſe Berfaffung beftand aus 24 Artifeln, von denen der 
legte allfo lautete: „Die volle und unbejchränfte Freiheit der 
Ausübung des Fatholiichen - und proteftantiichen Gotteöbienftes 
ift zugefichert („garantie“). Eben fo ift den Zehnt- und Bodens 
zinspflichtigen der Losfauf ihrer Beichwerden, nab dem wahren 
Werth, durch die Konftitution zugefichert.” Anzuführen ift, daß, 
unter Mißachtung aller bisherigen Rechtögarantien und Ge: 
bräuche in den gemifchten Landestheilen, Rüdfiht auf nöthige 
oder doch jehr wünſchbare Einhaltung des Gleichgewichtes zwi— 
Ihen Katholifen und Proteftanten, mittelft der Wahlen, nicht 
getragen wurde; die Verfaffung übergeht dieſen Bunft ganz mit 
Stillſchweigen. Der erfte Abdruck diefer St. Galliihen Kan 
tondverfaffung erfchien im Moniteur in Paris; aus diefem vers 
öffentlichte die damalige einzige Buchbruderei in ver Gtabt 
St. Gallen einen Nachdruck in der franzöfifchen Urſprache. 
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Das Bolf war durch diefe Verfaſſung ſehr ftiefmütterlich 
behandelt. Theil durch feine Beftrebungen vor 1798, theils 
im Laufe diefes nemlichen Jahres, dann wieder theilwelfe im 
Jahr 1799, ‚vollends aber dur die Selbftfonftituirung im Laufe 
bes Jahres 1802, hatte es, entweder eine vollftändige Demofra- 
tiſche Ordnung und Selbftftändigfeit, oder doch vollftändig uns 
mittelbare Stellvertretung errungen. Im Jahre 1798 raubte 
man ihm durch die Gewalt ver franzöftihen Waffen, was es 
damald an Rechten der Selbftftändigfeit befaß; das Gleiche ges 
Ihah wieder im Jahr 1799, vollends aber im Jahr 1802 aber« 
mals durd militärische Gewalt, welche die fchweizeriichen Kantone 
und Völkerſchaften, nachdem fie Durch die eigene That fi ihre 
Unabhängigfeit wieder erobert, ver mit Recht verhaßten fran- 
zöfifchen Frempherrihaft unterwarf. Was den St. Gallifchen 
Bölferfchaften die Verfaffung vom 19. Februar 1803 wieder 
gab, war nur ein Schatten von Selbftftändigkeit und Volksherr⸗ 
Ihaftz die unmittelbaren Berechtigungen des Volkes beichränften 
fih auf die Wahl der Gemeindvebehörten und faum des dritten 
Theild der Großrathsmitglieder; für alles Uebrige war es dem 
Ermefjen ver Staatsbehörden überantwortet; das Fünftlihe Wahl, 
ſyſtem garantirte die Fortvauer der zur Zeit ver helvetiſchen Res 
publif durch ihre Inftitutionen und Staatsftreiche groß gezogenen 
Oligarchie, deren Glieder fich gegenfeitig die höheren Aemter 
und Stellen zugefchoben, die unabhängigen und ächt republis 
kaniſch gefinnten Karaktere aber, entweder eigenmädhtig ausge: 
worfen, oder vollends in die Gefängnifie der Feftung Aarburg 
geftedt oder nad dem Auslande deportirt hatten. Waren nun 
auch jo fchlimme Auswüchſe nicht mehr zu beforgen, over find 
fie überhaupt aus verjchiedenen Gründen von Einführung ber 
Mediationsakte an nicht wiedergefehrt, fo blieb doch das Bolf 
in voller Abhängigkeit von wenigen geſchickten und gewanbten 
Geiftern, welche das Talent oder andere günftige Umftände an 
das Staatsruder geftellt hatten. Selbft „Lebenslänglihe” im 
Großen Rathe jollte e8 geben, in Fleinlicher Nahäffung der Fran- 
zofen, die fih einen lebensfänglichen Konful hatten geben lafjen. 
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Dem Bolfe war alle erhebliche Bethätigung bei Leitung der öffents 
(ihen Angelegenheiten entrüdt und es jah fich dießfalls auf ven, 
wenn auch ehrenhaften, doch gewiß vom republifanischen Stand- 
punft aus fehr engen Wirfungsfreis für das Gemeindeweſen 
beichränft, rüdfichtlih deffen ihm eigene Berathung und Schluß- 
fafjung überlaffen blieb, während es für alle übrigen Kreije ver 
öffentlichen Verwaltung bloße Wahlmajchine, und dieß nod in 
eiferſüchtig beichränktem Mapftabe, blieb. Es mußte „indirekte“ 
wählen, aber „direfte” unter allerlei Formen zahlen, und dieß 
niht wenig. War ein folches Ergebniß den Anftrengungen, 
Aufopferungen, Leiden und Bebrängniffen des Wolfes während 
ver eben verfloffenen Jahre entiprechenn?! Wie dem aud) fein 
mochte, — das Volk unterwarf ſich, wählte, bezahlte, ließ fi 
ftillfchweigend das neue Gewand von helvetifch-franzöfiichem 
Schnitt gefallen, auf fommende günftigere Ereignifje lauernd. 
Anhänglichfeit und Liebe zu dieſer Berfaffung von 1803 gewann 
es nicht nnd konnte es daher auch nicht kundgeben. Beſonders 
dem jchlichten Bauerdmann erichien die öffentlihe Ordnung, nad) 
wie vor, als Franzoſenherrſchaft, und er hatte wahrlich nicht 
ganz Unrecht. 

Die für die Einführung der Kantonsverfaffung in Paris 
beftellte Regierungskommiſſion Fonftituirte fi, obwohl ihr Präs 
fivent noch abwejend, am 15. März, machte dem Bolfe hievon 
Meldung durch Proflamation vom gleichen Tag, in der mit Be 
zug auf die neue Berfaffung die ernfte Mahnung zu lefen: 
„Bergen wollen wir ed Euch aber nit — nur durch die ges 
naue Befolgung diefer Verfaffung, die und der mächtige Konſul 
darbot, fünnen wir unſere Selbftftändigfeit ald Staat und als 
Kanton behaupten. Mit ihrer Verlegung ift der Untergang 
unſeres geliebten Vaterlandes unmittelbar verbunden.“ Die 
Kommiffton verorbnete dann: daß die beftehenden Diftrifts- und 
Gemeindebehörven bis auf Weiteres ihre Verrichtungen fortzu- 
jegen haben; daß am Hauptorte eine FünfersKommilftion aus 
den Berwaltungsfammern der Kantone Sentid und Linth die 
Adminiftrativgegenftände beforge; gleichfalls eine aus den beiden 


Kantonsgerichten Sentis und Linth zufammengefegte Appellationd- 
behörbe in legter Inftanz über die hängenden Prozefje abſpreche; 
alle beftehenden Gefeke und Verordnungen, inbegriffen jene über 
das Steuerwefen, Salz, Zölle, einsweilen noch in Rechtskraft 
bleiben, das Tragen der helvetiichen Farben abgefhafft fei. Im 
biefen Tagen war Brigadegeneral Seras Kommandant der fran- 
zöftichen Truppen im Lande; die Regierungsfommilfton machte 
ihm Anzeige von ihrer Konftituirung. Müller-Friedberg traf auf 
feiner NRüdreife von Paris am 11. März in Rapperjchwyl ein, 
ftellte durch jchriftlibe Anzeige an den Regierungsftatthalter von 
Linth die dem neuen Kanton St. Gallen einverleibten Gebiete 
jenes helvetiichen Kantons unter die Verwaltung der St. Gal- 
lichen Regierungsfommiffion, begab fich weiter über Näfeld (dort 
war eben jein Bater gejtorben) und Lichtenfteig nad St. Gallen; 
von nun an leitete er gefammte Geſchäfte. Sofort fchritt die 
Regierungskommilfton zur Eintheiluug des Kantons in die 44 
Kreife auf Grundlage der durch die Verfaffung bezeichneten acht 
Bezirke und bezeichnete die Kreidverfammlungsorte für Vornahme 
der Wahlen in den großen Rath. Der Bezirk St. Gallen wurde 
ein Kreis; der Bezirk Rorſchach wurde in acht Kreife ausge— 
ſchieden: Straubenzell, Häggenſchwyl, Tablat, Mörſchwyl, Steins 
ad, Rorſchach und Untereggen; Goßau in die vier Kreife Wyl, 
Dberbüren, Goßau und Waldkirch; Untertoggenburg in die ſechs 
Kreife Bütſchwyl, Mosnang, Kirchberg, Oberugwyl, Flawyl, 
Mogelöberg; Dbertoggenburg ebenfalls in ſechs Kreife: Alt 
St. Johann, Neplau, Ebnat, Wattwyl, St. PBeterzell, Lichten- 
fteig; Rheinthal in acht Kreiſe: Thal, Rheine, Berned, Balg- 
ab, Marbach, Altftätten, Oberriet, Rüthi; der Bezirf Sargans 
in fieben Kreife: Sennwald, Grabe, Sevelen, Sargans, Ragap, 
Mels, Wallenftadt; der Bezirk Utznach endlih in fünf Kreife: 
Schänid, Kaltbrunn, Usnab, Eſchenbach und Rapperſchwyl. 
Die Regierungstommiffton verordnete das Nöthige für die Er- 
wahrung des Stimmredtes, machte die Bürger auch mit den 
MWählbarfeitöbedingungen für die Wahlen in den Großen Rath 
befannt, ſetzte als Wahltag den 3. April feft, beftellte jelbft 
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für jede Kreisverſammlung den Präſidenten, da die Friedensrichter 
noch nicht gewählt waren, und erklärte den erſtern ausdrücklich 
gleich jedem andern Bürger wählbar in den Großen Rath (den 
Präfidenten nur für die Eröffnung der Verſammlung zu beſtellen, 
dieſer felbft dann die freie Wahl eines vefinitiven Vorftandes zu 
überlaffen, wäre in ben Augen ver Regierungsfommilfton zu 
demofratifch geweſen); ald Tag für die Auslofung ver Kandi— 
daten bezeichnete fie den 9. April (Verordnung von 22. Mär). 
Später erließ fie die nöthigen Vorfchriften über die Erwahrung 
der Wahlfähigfeit für die unmittelbaren Großräthe jowohl als 
für die Kandidaten und über das bei Ziehung des Looſes eins 
zuhaltende Verfahren. Durch Kreisfchreiben an alle Defane und 
Pfarrämter beiter Konfefftonen befahl fie auf Sonntag den 
17. April, zu Ehren der bevorftehenden Einfegung der neuen 
Regierung, die Abhaltung eines feierlichen Gottesvienftes, damit 
Obrigkeit und Volk vereint den Willen Fund geben, die neue 
Ordnung der Dinge mit Gott anzufangen. Die Regierungds 
fommiffton verordnete im Fernern ald „Farbe des Kantons“ 
weiß und grün, gerade; als Wappen vefjelben: „Silberne 
Fasces, mit einem breiten, glatten, grünen Band umwunden, 
in grünem Feld; bie Fasces, ald Sinnbild der Eintracht und 
der Souveränetät, enthalten acht zufammengebundene Stäbe, nad 
der Zahl der acht Diftrifte, mit oben hervorftehendem Beil; das 
Staatöftegel ſoll oben befchriebenes Wappen enthalten, mit ver 
Inſchrift: Respublica Helvetiorum foederata. Pagus Sangal- 
lensis; in offizieller Ueberfegung: „Verbündete helvetiiche Re— 
publif; Kanton St. Gallen.” Endlich wurbe vorgejchrieben, 
das Wappen des Kantons ſoll gemalt oder gehauen über ven 
Thoren ver Städte angebracht werden (5. April. Der zu Stabt 
und Land ald Wappenfigur vielbeliebte Bär, geſchichtliche Erin- 
nerung an ven heiligen Gallus, mußte weichen. Die Wahlen 
gingen im Ganzen ordnungsgemäß vor ſich; nur in Altitätten 
trat, mehr aus Leidenjchaft des Wahlpräfiventen, als aus Schuld 
ded Volkes, Störung ein und mußte eine zweite Verfammlung 
gehalten werden; fofort fchritt die Regierungsfommilfton ein durd) 
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Abſendung Meßmer's als Kommiſſär und durch Requiſition 
zweier franzöſiſcher Truppenpikete gegen die vermeinten Rube- 
ſtörer; der Kreis wählte gleichwohl hochdemokratiſch, oder antis 
hefvetiih. Das erefutoriiche Einjebreiten durch Franzoſen ſah 
die Regierung als fib von ſelbſt verftehend an. Als gegen ben 
Pfarrer von Schänis eingeklagt worden: er verweigere, bie 
Wahl der Kantonsräthe in dortiger Kirche vornehmen zu laſſen, 
ſandte die Regierungstommilfton vier franzöſiſche Jäger als Ere- 
futionsmannfchaft gegen den Pfarrer ab, mit weiterem Befehl, 
diefen nach St. Gallen abführen zu laffen, falls er ſich beigehen 
ließe, fich irgendwie gegen die Wahlverfammlung auszulafjen, 
oder während berjelben „das Hochwürdige“ aus der Kirche zu 
entfernen. Das Gejammtergebniß der Wahlen war ein Selt— 
james. Die 48 Unmittelbaren waren glüdlic gewählt. Die 
vorgefchriebene Zahl der Mittelbaren dagegen wurde nicht gefun— 
den. Als fih die Regierungsfommiffion, unter Zuzug ded Ap- 
pellattonsgerichtöpräfidenten und anderer hoher Urfundsperjonen, 
bei offenen Thüren zur Vornahme der Auslofung verjammelte, 
entnahmen fie den aus den 44 Kreifen eingegangenen Wahl: 
protofollen, daß gejammte ſowohl unmittelbare als mittelbare 
Stimmgebung fih auf 120 Bürger vereiniget habe, von denen 
48 ald die Unmittelbaren in Abzug zu bringen waren, jo daß 
für die Beſetzung der mittelbaren Stellen nur noch 72 Kandi- 
daten übrig blieben; von lesteren lehnten 21 ab und 3 hatten 
die verfaflungsmäßige Wahlfühigfeit niht. So ergab fi, ohne 
nöthige Auslofung, eine Zahl von bloß 48 Mittelbaren ftatt 
102, und es fand fih der Große Rath in feiner Gefammtheit 
auf 96 Mitglieder. befchränft. So hatte die volksſcheue Verfaf- 
fung fchon bei ihrer erften Anwendung ihre Lächerlichfeit an den 
Tag gelegt. Die Machthaber veröffentlichten das Ergebniß ohne 
weitere Bemerfung. Dem Landammann der Schweiz gegenüber 
gingen fie in vorbeugende Rechtfertigung ein; fie meldeten ihm 
das Ergebniß unter Anführung ganz unerheblicher Gründe, um 
deren willen, nad ihrer Meinung, Nachwahlen nicht thunlich 
wären; ohnehin, jo erachteten fie, jeien joldhe durch den Wort; 
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laut der Verfaſſung nicht geboten (12. April). Aber dieſe ſchrieb 
vor, daß der Große Rath aus 150, nicht bloß aus 96 oder 
noch weniger Mügliedern zu beſtehen habe, und die Möglichfeit 
von Nachwahlen für eine zweite Kandidatenlifte konnte ernftlich 
nicht beftritten werben; gleichwohl unterblieben folhe und das 
St. Galliſche Volt war von 1803 bis 18308 durch einen im 
offenften Widerfpruh zur Verfaſſung unvollftändig gebliebenen 
Großen Rath repräfentirt, welchem mehr als ein voller Dritt- 
theil feiner Mitglieder fehlte und welcher durch verſchiedene Ur- 
ſachen im Laufe der Jahre noch mehrere derfelben verlor. Das 
Volk ließ ſich auch diefes gefallen. In allen Kreifen von kon— 
jeiftonel gemifchter Bevölferung wurde das unmittelbare Mit- 
glied aus jenem Religionstheil genommen, welcher die Mehrheit 
hatte; die Geſammtzahl ftellte fih auf 64 Katholifen und 32 
Proteftanten. Bon ven hervorragenden Männern, welche bie 
Revolution in der alten Landſchaft geleitet oder wefentlich be- 
günftiget hatten, erfrbienen nur Blum, Egger von Tablat und 
Müller von St. Georgen ald gewählt. Blum mußte aus ber 
Zahl der Mittelbaren zurüdtreten, weil er den erforberlichen 
Bermögensbefis an Liegenjchaften im Kanton nicht ausweiſen 
konnte. Künzle, Gallus Schlumpf und andere Häupter wurben 
von den Wählern übergangen, und im Kreife Goßau war es 
nicht Künzle, fondern der gewejene Landammann Schaffhaufer, 
dem das Volfsvertrauen ſich zumendete. 

Im großen Saale der neuen Pfalz eröffnete am 15. April 
der Präfivent der Negierungsfommiffton mit feierlicher Rede den 
Großen Rath, zu welcher Amtshandlung aud die Bürger zuger 
lafjen waren. Müller-Friedberg erinnerte bei diefem Anlaß an 
die kläglichen Urſachen der Auflöfung ver alten Eidgenofjenicaft, 
des nachhin „in erften Revolutionstaumel aufgedrungenen” Eins 
heitsfyftemes, aller fruchtlofen Verſuche vieler ausgezeichneten 
Männer der Schweiz, eine angemefjene WVerfafjungsform einzus 
führen; — an die fodann eingetretene erfolgreihe Dazwilchen- 
funft des „mächtigen“ Verbündeten; er verfündete das Lob des 
nun gewährten „verbefjerten Föderalismus“ und zeichnete endlich) 
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in treffenden Zügen die ſchwierige und weite Aufgabe des neuen 
St. Galliſchen Staates und ſeiner Regierung. Es folgte die 
Eidesleiſtung des Großen Rathes; dieſe noch in öffentlicher 
Sitzung. Dann wurden die Thüren geſchloſſen; der Große 
Rath wählte das Haupt der nun abgetretenen Regierungskom— 
miffton auch zu feinem Präfiventen, dann als Mitglieder des 
Kleinen Rathes: Müller-Friedberg, Zollifofer, Reutti (dieſe drei 
auf 6 Sahre); dann Dominif Gmür, Germann, Jak. Laurenz 
Meßmer (genannte drei auf 4 Jahre); endlich Gſchwend, Her; 
mann Feld und Bolt Cald ven legten Dritttheil des Kleinen 
Rathes) auf 2 Jahre. Vier von diefen neun Mitgliedern waren 
früher fürftlihe Beamtete. Durch Kundmahung vom 18. April 
zeigte der Kleine Rath; dem Volke die Konftituirung beider ober- 
ften Landesbehörden an, mit dem Verſprechen, das allgemeine 
Wohl nah beften Kräften zu fördern, zu welchem Ende jein 
erfted und vorzüglichftes Beftreben dahin gerichtet fein werde, 
der Religion ihre Würde und Anfehen, ven Dienern. des Staates 
und der Kirche die gebührende Achtung, den Geſetzen ven ſchul— 
digen Gehorfam und allen ruhigen und rechtichaffenen Bürgern 
Schutz und Sicherheit für ihre Perſonen und Eigenthum zu 
verjhaffen. Der Kleine Rath ſchied fih in vier Kommilftonen 
aus: Zuftiz und Polizei (Reutti und Bolt); Inneres (Gmür, 
Gſchwend und Feld); Finanzen (Zollifofer, Germann, Meßmer); 
Aeußered und Kriegsweſen (Müller-Friedberg und Meßmer) ; 
der geweſene Oberfchreiber der Regierungskommiſſion, Johann 
Jakob Zollifofer (von St. Gallen) wurde zum Kanzleidireftor, 
der gewejene Senator Falf zum Rathsichreiber (Erfagmann des 
Kanzleidireftord und Protofolfführer des Kleinen Rathes) er— 
nannt. Der Kleine Rath beftimmte feine Amtskleidung wie folgt: 
ſchwarzer Brad, Beinkleiver und Strümpfe, weiße Wefte, Schuhe 
mit Schnallen; um ben Leib eine ſchwarzſeidene Schärpe mit 
goldenen Franſen; dreiedigter Hut mit goldener Schnur; Amtd- 
fleivung für das Appellationsgeriht: ganz ſchwarze Kleidung, 
dreieiger Hut und Degen. Das Haus war vorläufig beftellt. 
Beſehen wir uns näher die Hausväter. 
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Karl Franz Aloys Mathias Müller v. Friedberg, Reichs—⸗ 
freiherr, geboren in Näfels am 24. Februar 1755 und Land- 
mann ded Kantons Glarus, feit 1798 Bürger von Lichtenfteig, 
ftand no in der Kraft der Jahre, als ihn die Vorſehung an 
das Staatsruder des neu gebildeten Kantons St. Gallen ftellte. 
Ihm kam eine umfaffende, am Gymnaflum zu Luzern, dann an 
den Hochſchulen zu Bejangon und Salzburg erworbene wiſſen— 
Ichaftlibe Bildung, geftärft durch Haffiihe Gründlichkeit, daneben 
eine reiche Lebenserfahrung in den verjchiedenften politiihen und 
abminiftrativen Werhältniffen, zu ftatten. Seiner vielfeitigen 
Amtsthätigkeit ift fchon früher gevacht worden. Wo er ftand 
und wirkte, überragte er Alle durch fein vielfeitiges Wiſſen, 
jeine Gewandtheit im Umgang und in ber Arbeit, milvariftos 
fratiihe Formen, wie fie der höhern Gefelfchaft eigen find, in 
der er auferzogen worden und vorzugsweile gern gelebt Hatte. 
Er war fein Mann für Feine und engbegrenzte Verhältnifie ; 
daher hatte er, und mit Recht, nicht bloß wegen der getrübten 
Berhältniffe in den St. Galliſchen Landen, fondern zur Befrie— 
digung eigenen Thätigfeitötriebed und zur Erringung einer fein 
ganzes Weſen befriedigenden höhern Stellung, eine Wirkfamfeit 
im Ausland gefuht. Er war mit allen für einen Minifter oder 
hochgeftellten Diplomaten einer europäifchen Großmacht erforber: 
lichen Eigenfhaften begabt. Stand er in weniger hoher Stel- 
lung, jo war er ſchon nicht ganz am rechten Drte, felbft in ver 
helvetifchen Republik nicht, obwohl er dort, ſchon bald nad fei- 
nem erften Auftreten, einen weitreichenden und vieljeitigen Ein- 
fluß fih errang. Und wo er war und lebte, da fuchte er fi 
die anfprechendfte MWirffamfeit eines nach Anfehen und Ruhm 
dürftenden Staatdmannes zu öffnen, indem er ſich der Leitung 
aller auswärtigen Verhältnifje widmete, die ihn mit einem mög« 
fihft weiten und angejehenen Kreis von Berfonen in Berbin- 
dung zu bringen und zugleih in erwünfchte höhere gefellichaft- 
liche Xebensverhältnifje zu verfehen geeignet waren. So wurde 
er, nad Gründung der fchweizerifchen Föderation von 1803, 
nicht nur einer ihrer thätigften, fopdern auch ihrer — 
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Staatömänner und Diplomaten, wie er zugleih, um ver be- 
zeichneten Eigenjchaften willen, im eigenen Kanton eine andere 
ald die erfte Stelle nicht innehaben fonnte. Gin populärer 
Mann, im gewöhnlichen Sinne des Wortes, war er dabei aller: 
dings nicht. Wie er die Demofratie, alte und neue, anfah, das 
it ſchon aus früheren Bogen dieſer Gejchichte zu entnehmen; 
KRepublifaner war er mehr theoretiich als praktiſch; er erfüllte 
aber auch in dieſer Stellung feine Pflicht. Die viplomatifche 
Korreipondenz der Regierung mit der Bundesbehörde, gefammten 
Kantonen und den angrenzenden Staaten führte und beforgte er 
jelbft, mit einer Raftlofigfeit, die faft an Uebermaß grenzte. 
Im Innern ded Kantons. wirfte er wohl für die Grundlagen 
feiner Drganifation und Entwidlung nah allen Richtungen, 
überließ dann aber die wiel fjchwierigere Sorge einer nachhal— 
tigen Ausführung dem Eifer und der Sadhfunde feiner Kollegen. 
Seine hohe geiftige Bildung trieb ihn, ſich vorzugsweiſe in den 
Angelegenheiten der Kirche und der Schule zu bethätigen, ſoweit 
ihm ſolches neben der Obſorge für die füberalen und auswär— 
tigen Berhältniffe möglid war. Der Unftern aber jegte ihn 
mitten in eine Zeit, welche ſich der Kirche und ihren religiöfen 
Snftituten feindlih gegenüber ftellte. Sohn der Aufklärung des 
achtzehnten Jahrhunderts wurde er unter dieſen Umftänden zu 
einer Thätigfeit getrieben, die ihm die Träger ernfterer religiöfen 
Anſchauungen abwendig machte. ') Sein Karafter entſprach feis 
nen biplomatifchen Gelüften; in der Auswahl der Mittel zu 
jeinem Ziel bewegte er fih mit einer gewiflen Ungebundenheit. 
Im Uebrigen blieb feine ſtaatsmänniſche Wirffamfeit untabel- 
haft; er genoß lebenslang hohe Achtung; Bielen war er, ale 
Gegenfag des Alttägliden, ein Gegenftand der Bewunderung ; 
den Reformirten galt er als ein Drafel. 

Der Mann des Landes und Volkes war Joachim PBanfraz 
Reutti, zwar ohne höhere wiffenfchaftlihe Hülfsmittel, aber 

1) Maurer:Conftant, der Herausgeber feiner Briefe an Joh. v. Mül: 
ler, fpricht fich hierüber auf S. XV ber Einleitung zum fünften Band ver 
Sammlung eingehender aus. * 
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durch das Leben gebildet, Advokat, dann fürſtlicher Beamteter 
in unteren Kreiſen, in letzter Zeit Kantonsgerichtspräſident, bei 
dem Eintritt in die St. Galliſche Kantonsregierung im kräftig— 
ſten Mannesalter von ſechsunddreißig Jahren ſtehend, von ſchö— 
nem Körperbau, mächtiger Redner, entſchieden und eingreifend; 
er bewegte ſich im Polizei- und im Rechtsfache mit voller Sach— 
kunde, nahm den thätigſten Antheil an der Geſetzgebung in allen 
Zweigen der Staatöverwaltung, war hochangeſehen im Großen 
Rath und bevorzugt, da diefer viel häufiger ihn als irgend 
einen andern feiner Kollegen zu feinem Bräfiventen wählte. 
Ihm an Thatfraft und Einfluß ftand nahe der Gafterer Do- 
minif Gmür, von Schänis, der fih an fchweizerifchen Gymna— 
fialanftalten und zu Augsburg trefflibe humaniftiiche und allge- 
meine Bildung erworben, an der Hocichule zu Landshut in 
längerem Studium mit den Rechtswiſſenſchaften vertraut gemacht 
hatte. Schon von Landes- und helvetifchen Aemtern her be- 
fannt, war er einer der Vertrauensmänner und Repriäfentant 
der obern Landichaften des neuen Kantons, befreundet mit den 
bedeutjamften übrigen Etellvertretern und Beamteten derfelben 
und gleihjam ihr Haupt, wie Reutti mit Entjchiedenheit ein: 
greifend in den Gang der wichtigften Angelegenheiten. Auf 
Seite der proteſtantiſchen Mitglieder ragte Jakob Lauren; Meß: 
mer, von Rheineck, hervor, ein unzweideutiger Freund der neuen 
Zeit. Zum Kaufmann gebildet, hatte er als helvetiicher Se— 
nator Wertrautheit mit den Staatögejchäften gewonnen; als 
höherer Stabsoffizier und Miligfommandant war er in der jungen 
Bevölferung ded Landes populär geworben. Feurigen Tempe— 
raments rechnete er es fich zu hoher Ehre, ein neues St. Gal- 
liſches Kontingent heranzubilden, das Zeughaus zu füllen und 
an der Spige einer „Legion“ zu ftehen, von der ſpäter die Rede 
jein wird. Straßenbau und Linthforreftiion waren im Hebrigen 
jeine Hauptarbeiten. Julius Hieronymus Zollifofer, aus ber 
ftädtifchen adeligen Familie der Altenklingen, geb. 28. Dftober 
1766, hatte fich in Erlangen dem Studium der Rechtswifien- 
ſchaft gewidmet, nachher die untern Kanzleiftufen der Stadt- 
2* 
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republif durchgemacht, war dann zuverläfftger „Helvetier”, ein 
einfichtiger, treuer und fleißiger Beamteter, geraden Karafterd und 
lautern Weſens, aber ohne geiftigen Schwung; ihm fiel bie 
höchſt ſchwierige Aufgabe der Finanzverwaltung zu; er genoß 
der allgemeinen Achtung und war ftetS unangefeindet. ine be- 
deutfame Perfönlichfeit im Kreife tes Kleinen Rathes war 
Pankraz Germann, ehemaliger treuer Beamteter des Fürften 
Vancratius, in feiner nächften Umgebung weilend, jenem Sreife 
der Toggenburger Katholifen angehörend, von deren Bethätigung 
Ihon manches in diefem Geſchichtbuche geſprochen worden; 
flug, redlich, bejonnen. 

Karl Heinrih Gſchwend, geb. am 19. Angujt 1736, war 
einziger Sohn begüterter Aeltern in Altftätten und Bürger da— 
jelbft; fie widmeten ihn den MWiffenfchaften und dem Dienfte 
des Vaterlandes; für beide Zwede bildete er fih heran am 
Gymnafium in St. Luzius zu Chur, von 1753 hinweg in jenem 
der Jeſuiten in Feldfirh, dann vom 3. 1755 an im großen 
Sefuitenfollegium zu Lyon, wo er die philofophiihen und phyſi— 
kaliſchen Fächer ftudirte und nebftvem eifrig das Leſen der latei— 
niſchen Klaſſiker fortfeßte. Seine ungewöhnlichen Geiftesanlagen 
verwerthete er weiter an der Hochſchule zu Salgburg, wo er 
fih den Rehtswiffenfhaften widmete, und in Augsburg, wo er 
bei einem der erften Advokaten in die zivil- und Eriminalrechtliche 
Prarid fi einübte. Später mit der Tochter des Landvogts im 
Rheinthal, Betihard von Schwyz, verehelidet, trat er gleich. 
zeitig in deſſen häuslichen und amtlichen Geſchäftskreis in Rheineck 
ein, erwarb fih dadurch die nöthige Erfahrung in den Wirr- 
falen der Rectsverhältniffe der tamaligen eidgenöffiichen Vog— 
teien, im Laufe der Zeit auch nahe Beziehungen zu den vor: 
nehmen Herrjcherfamilien in den demofratifchen Kantonen. Bald 
verjegte ihn eine Wahl des Fürftabted von St. Gallen auf die 
Stelle eined Stadt- und Gerihtsammanns in Altftätten, die er 
Jahrzehnte lang verwaltete. Als bewährter Kriminalift und 
Snquirent war er der Schreden der gefährlichen Gauner-Zele— 
britäten jener Zeit. Im 3. 1794 ernannte ihn der Fürft zum 
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Obervogt von Blatten, im folgenden Jahre zum Hofkanzler und 
Geheimen Rath. Der franzöſiſchen Staatsumwälzung von 1789 
jubelte er anfänglich, wie ſo viele andere Hochgebildete, Beifall 
zu; bald aber erfüllten ihn ihre Verbrechen mit Schrecken. Feu— 
rigen Temperamentes, war er in feinen Formen auch etwas 
raub; der Kern feines Weſens aber war zur Güte geneigt und 
er gab dafür, in feinen jüngern Jahren, viele Beweile durch 
eifrige Vertheidigung armer Leute in fchwierigen Prozeßſachen. 
In den großen politiihen Krifen war er eher jchwanfend als 
harafterfeft; tie Urtheile des legten Fürften und ver Stiftsfapi- 
tularen von St. Gallen lauten daher meift ungünftig über ihn. 
Beliebt bei der Geiftlichfeit und der katholiſchen Bevölferung 
war er auch darum nicht, weil er ihre erhaltenden Beftrebungen 
nicht zu würdigen wußte, nod viel weniger unterftüßte. “Der 
Bildung neuer Zuftände war er nichts weniger als abgeneigt ; 
Beweiſe von Vorliebe für die helvetiſche Republik hatte er aber 
doch nicht gegeben, obwohl ihm eine der höchften Stellen in 
ihrem Dienft angemwiefen worden war. Bolt, der gleich Gſchwend 
Ihwere Zeiten durchgelebt hatte, befand fi mit dieſem mehr in 
zweiter Linie, ald in hervorrageuder Stellung. Hermann Fels 
war Glied einer der hochgeftellten und vornehmen Stadtfamilien 
vom Handelsftand, und befleivete zur Zeit ſtädtiſche Gemeinde- 
ämter. Gin jcharfes politiſches Gepräge trug er nicht; dagegen 
zeichnete er fich durch Liebenswürbigfeit des Karafters aus. 
Diefe neue Regierung war im Ganzen ſehr regfam, ohne 
politiiche Rückgedanken und am wenigften lüftern nach Rüdfehr 
einheitlicher Ordnung, auch ihrer Aufgabe völlig gewachlen. 
Als hervorragend find unter den unmittelbaren Mitgliedern des 
Großen Rathes zu nennen: der Altbürgermeifter Steinlin, ver 
gewejene Obervogt Zweifel von Rorſchach, der ehemalige alt 
landſchaftliche Landammann Scaffhaufer, Grob von Gonzen- 
bach und Kuhn von Oberutzwyl, der geweſene Finanzminifter 
Eufter, der Kantonsrichter Göldy von Sennwald, die drei Ober: 
länder Ehiodera von Ragatz, Dberli von Mels und of. Fr. 
Bernold von Wallenftadt; Vettiger von Utznach und Ridenmann, 
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der letzte Schultheiß von Rapperſchwyl. Aus der Zahl der 
Mittelbaren: Brägger von Hemberg, Büeler von Rapperſchwyl, 
Rathsherr Bürgi, der Rößliwirth von Lichtenſteig; die Gleich— 
geſinnten Dudli von Schwarzenbach und Altammann Fr. Joſ. 
K. Falk von St. Peterzell; Joh. Baptiſt Gallati von Sargans, 
Xaver Gmür von Schänis, der geweſene Statthalter J. J. 
Meßmer von Rheineck. Neben den ehemaligen helvetiſchen Be— 
amteten ſah man im Großen Rath auch Häupter der Demo— 
kraten, unter ihnen einige ſolche, welche der Schwyzer Tagſatzung 
von 1802 beigewohnt hatten, fo den ſchon genannten Schaff— 
haujer und den geweſenen Sandammann des Nheinthals, J. 
M. Eihmüller. 

Kaum in’d Amt gefegt, jchritt der Kleine Rath zu mans 
nigfaden Vorbereitungen für die weitere Organifation ver Lan— 
deöverwaltung. Gr jorgte für wünſchbare Deffentlichfeit und 
gründete zu dieſem Behuf das „St. Galliihe Kantonsblatt”, 
das alle allgemeine Amtserlaffe mit Beförderung dem Wolfe 
zur Kenntniß brachte. Zur Befeitigung beftehender Mißverhält- 
nifje regulirte der Kleine Rath den Salzpreis, wonach die Ber 
zirfe, welde das Salz von der Verwaltung in St. Gallen 
bezogen, das Pfund von AO Loth zu 5 Kr., Diejenigen, welche 
von Zürich aus bedient wurden, zu 6 Kr. zu bezahlen hatten. 
Er ſchaffte dem Wolf die läftig gewordenen „Stenerfammler“ 
vom Hals, deren Gewerb in Betrügerei ausgeartet, und be: 
Ichränfte das Kolleftiren auf dringende Nothfälle mit ober- oder 
unterpoligeiliher Bewilligung. Er beftellte eine faufmännifche 
Kommilfion zu Vorberathung wichtiger Handelsintereffen, deren 
Behandlung an nächſter Taglakung bevorftand. Und zu einer 
langen Reihe gefeßgeberifcher Arbeiten berief er zum zweiten 
Mal den Großen Rath ein. Reutti wurde zu deſſen Präftventen 
erfiejet. Der Große Rath beſchloß alsbald und einhellig eine 
Dankadreſſe zu erlaffen an Napoleon Bonaparte für die Wohl- 
that der Vermittlung (6. Juni). Sie ging ab mit zwei Schrei- 
ben der Regierung an den erften Konful und an den Senator 
Demeunier, von denen das legtere beſonders warm die Intereſſen 
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des neu geſchaffenen Kantons empfahl (7. Juni). Der große 
Völker-Regent nahm die Huldigung feiner St. Galliſchen und 
ſchweizeriſchen Vaſallen mit ernſtem Wohlgefallen auf und er- 
innerte ſie an ſein Regierungsaxiom, daß ohne die Wohlgewo— 
genheit Frankreichs für die Schweiz kein Heil erblühen könne; 
ihre Ruhe und Unabhängigkeit von der Einigung beider Länder 
abhängig ſei (Antwort aus Gent, 17. Juli). 

ALS diefe erfte Pflicht der Dankbarkeit erfüllt war, jchritt 
der Große Rath zur Durchführung der innern Organifation, zu 
welcher der Kleine Rath ein reiches Material in vollendeten 
Geſetzesvorſchlägen einbrachte. Mehr denn drei Wochen lang 
dauerte die Seſſion; fie ift eine der reichhaltigften und ergies 
bigften aus der Gründungsperiode des Kantond. Der Große 
Rath begann mit dem eigenen Geſchäftsreglement; foldyes jchrieb 
vor, daß gefammte Wahlen, mit einziger Ausnahme jener der 
Stimmenzähler, durch geheime Stimmenſammlung vorzunehmen 
jeien; in Großraths-Kommiſſionen wurden in der Regel die 
Mitglieder des Kleinen NRathes nicht gewählt; dagegen hatten 
diefe Kommifftonen das Recht, einzelne Mitglieder des Kleinen 
Raths aus ter betreffenten Rathsabtheilung zur Erläuterung 
der Gefepesvorfchläge einzuberufen. Für einen gültigen Beichluß 
wurde die Anmwefenheit von zwei Drittheilen der wirklichen Groß- 
rathsmitglieder, alfo von mindeftens deren 64, erforderlich er- 
klärt. Diefes Minimum ging aber jpäter nod tiefer herab, 
weil fih allmälig Lüden im Großen Rath ergaben, die Feines» 
wegs durch Erſatzwahlen ausgefüllt wurden. Mitglieder, vie 
aus einer Seffton fi entfernen wollten, waren verpflichtet, zu 
diefem Behuf ausprükli Urlaub zu verlangen. Wurde ein 
Gefegesvorichlag verworfen, fo ging er an den Kleinen Rath 
zurüd, dem dann anheimgeftellt blieb, ihm verbefjert oder um— 
gearbeitet wieder einzubringen, oder gänzlich zurüdzuziehen; das 
Lestere mochte der Kleine Rath auch ſchon während der Bera— 
thung des Vorſchlags thun, und es geſchah wirklich oft, wenn 
er wahrnahm, daß er in ein Weſpenneſt gegriffen hatte, und 
eine Niederlage vorausfah. Eine Amtstracht durfte aud für 
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den Großen Rath nicht fehlen; aber ſie mußte weniger glänzen 
als jene der Regierung; alſo: dunkelblauer Frack mit ſchwarzen 
Unterkleidern, auch Degen und dreieckigter Amtshut, doch ohne 
die Schärpe helvetiſchen Urſprungs. Nach Feſtſetzung der Grund— 
ſätze über die Organiſation des Appellationsgerichts überging der 
Große Rath zur Beſetzung dieſer oberſten Gerichtsbehörde. Wir 
ſehen in dieſelbe die Angeſehenſten des Großen Rathes, nur 
wenige Männer außer demſelben berufen; mehrere aus beiden 
Klaſſen, jo Dudli, Zweifel aus Rorſchach, Falk (der ehemalige 
Senator, dann Rathsſchreiber), Büeler von Rapperfchwyl, dür— 
fen als wiffenfhaftlih und praftiich gebildete Zuriften genannt 
werden; auch alle übrigen waren Männer von hohem Anfehen 
und erprobter Gejchäftsfunde. Den in jeder Beziehung ehrwür— 
digen Johann Karl Dudli (er war ſechszig Jahre alt) erwählte 
der Große Rath zum Präſidenten des Gerichtshofes (15. Juni). 
Er berieih die vom Kleinen Rath entworfenen Suftruftionen für 
die Geſandtſchaft an die bereitd ausgejchriebene Tagſatzung. 
Neben den innern Angelegenheiten bezeichnete die Botichaft als 
Gegenftand vorzüglicher Aufmerkjamfeit der Bundesverfammlung 
„die neuerliche Anfnüpfung der wohlwollenden und gegenfeitigen 
nüglichen Bande mit unfern älteſten Freunden und Nachbarn“ ; 
das waren die lieben Franzoſen. Dieſe Inftruftionsertheilung 
war eine höchft jchwierige Arbeit, da zur Zeit und bevor bie 
Kantonsgefandtihaften, Mann gegen Mann, ſich gegenüber ger 
fehen und gemuftert hatten, auch bevor die weitere Haltung ber 
franzöfifhen Regierung gegenüber ver Schweiz, nmamentlid in 
Bezug auf das Maß ihrer Selbftftändigfeit, Fenntlich vorlag, 
die von Seite des Kantons St. Gallen einzunehmende politische 
Stellung nur in allgemeinen Umrifjen gezeichnet werden Fonnte. 
Veber den Inhalt der Gefandtichaftsinftruftionen wurde von 
Amtswegen Stilffhweigen befohlen. Die Vertretung des Kans 
tons wurde feinem nun anerfannt erften Staatsmann, dem Re: 
gierungsraty Müller-Frievberg, übertragen, als Legationsrath 
der geweſene Finanzminifter 3. 2. Eufter ihm beigegeben. Aus— 
jchließlih den inneren Angelegenheiten des Landes angehören, 





ift das Geſetz über die Organifation der Gemeinveräthe; es 
beruht auf der Vorfchrift, daß jebe;Pfarrei von ungefähr 1000 
Seelen eine politifche Gemeinte bilde; wo die Bevölferung ge— 
ringer, die Zutheilung noch anderer Ortihaften oder Pfarreien 
einzutreten habe. Diefe politiihen Körper waren vor der Re 
volution nirgends in den St. Galliihen Landen vorhanden; 
Pfarreien und Gemeinden waren bis zu jener Zeit iventifch ge- 
blieben; erft vie helvetiihe Republik führte Munizipalgemeinten 
ein, von denen die nunmehrigen politifchen Gemeinden die Nach— 
folger wurden, doch in weit befjerer Organifation. Die Feſtſetzung 
der politifhen Gemeinden blieb dem Kleinen Rath überlafjen; 
jede verfelben hatte mindeftens eine jährliche Generalverfamm- 
lung aller ftimmfähigen Bürger; aus mehreren Pfarreien over 
aus Bürgern beider Konfeffionen zufammengejegte Gemeinten 
mußten ihre Gemeinderäthe in billigem Verhältniß zu dieſen 
Faftoren beftellen; rneuerung der Gemeinderäthe alle zwei 
Jahre zum dritten Theil. Die Gemeindammänner wurden zus 
glei als BVollziehungsbeamte des Kleinen Rathes erklärt; deren 
Wahl aber blieb ungefchmälert dem Voll, Den Gemeinderäthen 
übergab das Gefeg die Beforgung des Vormundſchaftsweſens, 
mit BVerpflihtung, den Mündeln Vögte von ihrer Religion zu 
geben; auch die Aufnahme von Hypothefarihagungen. Für die 
übrigen Gemeindeförper Pfarreien, Heimathsgenoſſenſchaften, 
welche legteren jpäter die Bezeichnung „Ortsgemeinden“ erhiels 
ten) iſt die Aufftellung bejonderer Verwaltungsbehörten verord- 
net, die ebenfalls durch die Gemeindegenofjen zu wählen waren. 
Diejes im Ganzen trefflihe Gemeindegefeg (vom 21. Juni 1803) 
ift Grundlage und Norm für alle fpäteren Zeiten geblieben. 
Der politiihen Gemeinden wurden anfänglih 74 beftimmt; in 
Folge von Einfprachen oder ähnlicher Veranlaffung wurden die— 
jelben bis Auguft 1803 auf 82 vermehrt. Dem Gemeindegeſetz 
folgte, unter gleihem Datum, die Organijation des Gerichts— 
weſens; Hoch wurden durch biejelbe die Friedensrichter geſtellt 
ald Wächter über die gejammte Verwaltung der Gemeinden, 
als die Handhaber der „gerichtlichen Polizei”, ald erfte Vor⸗ 
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unterſuchungsbeamte in Fällen von Vergehen oder Verbrechen; 
den Friedensgerichten wurde abſchließliche Kompetenz in Streit— 
fällen bis auf 16 Fr., erſtinſtanzlich von dieſem Betrag bis 
160 Fr. zuerfannt; ihnen wurde auch die definitive Erfennung 
und Fertigung ver Pfandbriefe und die Führung der Pfand— 
protofolle übertragen (Alles auf Grundlage der gemeinderäthlichen 
Pfandſchatzungen, für welche der Gemeinderath, mit Negreß auf 
die Schäger, ein Jahr lang zu haften hatte). Bon den act 
Bezirfögerichten hatten jene der fieben Landbezirfe ihre Verfamms 
lungen abwechjelnd an den wei wichtigsten Orten ihres Gerichtd- 
gebietesd zu halten, als welche bezeichnet waren: Rorſchach und 
St. Fiden (für den Bezirf Rorſchach), Rheineck und Altftätten 
für das Rheinthal, Sargand und Werdenberg für den Bezirk 
Sargand, Rapperſchwyl und Utznach (für den Bezirk Utznach), 
Lichtenfteig und Neu-St. Johann für Obertoggenburg, Flawyl 
und Mosnang für Untertoggenburg, Wyl und Goßau für den 
Bezirk Goßau. Jedes Bezirfsgericht hatte aus neun Mitglie- 
dern. zu beftehen; die MWahlart beftimmte die Verfaſſung; ven 
Präftdenten wählte aus ten Mitgliedern der Kleine Rath; Aus— 
tritt und Erneuerung drittheilsweife, wie bei den übrigen Ber 
hörten; Kompetenz, lestinftanzlih bis 160 Fr., erftinftanzlich 
über die Streitigkeiten höheren Belangs, über Dienftbarfeiten, 
Bevogtigung Großjähriger, Injurickhändel. Den Bezirfögerichten 
ftanden darüberhin weite Straffompetenzgen zu. Ed wurde ein 
Kriminalgericht für erftinftanzliche Beurtheilung der Verbrechen 
beftellt, dur den Kleinen Rath aus der Zahl der Friedend- 
richter oder der Bezirfsrichter nah Belieben zu wählen; deſſen 
Verfammlungen follen am Hauptorte gehalten werben. Als 
zweite Kriminalinſtanz wurde das Appellationsgericht bezeichnet. 
Dem NAdminiftrationsgericht wurde der Enticheid über Steuer-⸗, 
Requiſitions- und inquartierungsftreitigfeiten, über Anftände 
aus Gemeindeverwaltungsfragen und bezüglicen Rechnungen, 
über Benugung des Gemeindeguted und Aehnliches zugewiefen. 
Die Spezialunterfuhungen in Verbrechensfällen wurden einer 
Kriminalfommiffion übergeben, beftehend aus dem Präſidenten 
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und zwei andern Mitgliedern des Appellationsgerichtes. Ein 
anderes Geſetz ordnete die Matrimonialgerichtsbarkeit, beſtellte 
für die Eheſtreitigkeiten der Proteſtanten ein „evangeliſches Ehe— 
gericht“ aus einem Mitglied des Kleinen Rathes als Präſiden— 
ten, nebſt acht, wie dieſer vom Kleinen Rath zu wählenden 
Beiſitzern; fünf weltlichen (aus der Mitte des Großen Rathes) 
und drei geiſtlichen. Der erſte Präſident dieſes evangeliſchen 
Ehegerichtes wurde Regierungsrath Bolt. Das katholiſche Kon— 
ſiſtorialweſen wurde einer Uebereinkunft mit den Biſchöfen von 
Konſtanz und Chur vorbehalten. Eheſtreitigkeiten zwiſchen Ehe— 
leuten ungleicher Religion wurden der Behörde desjenigen Kon— 
feſſionstheils zugeſchieden, bei deſſen Geiſtlichkeit vie eheliche 
Einſegnung rechtmäßig vor ſich gegangen. Ein ſummariſches 
Geſetz über die „Prozeßformen“ verordnete im gleichen Geiſt 
das „ſummariſche“ Verfahren in Civilſtreitſachen vor jeder Ge— 
richtsinſtanz und ſchloß die Advokaten von den Friedensgerichten 
aus (29. Juni); durch dieſes Geſetz wurde „eine Menge der 
ungleichartigſten Gerichtsgebräuche und Ordnungen“, welche bis 
dahin in den verſchiedenen Landſchaften des Kantons zur An— 
wendung gekommen, beſeitiget oder ausgeglichen. An die bereits 
erwähnten Geſetze über die Strafrechtspflege ſchloß ſich ein ſol— 
ches über Ausübung des verfaſſungsmäßigen Begnadigungs- 
rechtes des Großen Rathes an. Dieſen oberſten Rath leitete 
hiebei die Betrachtung, daß in Anwendung der Begnadigung 
„die gewiſſenhafteſte Sparſamkeit zu beobachten iſt, wenn nicht 
das Anſehen der Gerichte herabgewürdigt und das Laſter be— 
günſtiget werden ſoll.“ Er verordnete daher: daß das Recht 
der Begnadigung nur Milderung in den Graden und der Natur 
der Strafe zum Gegenftande und einzig auf Kriminalurtheile 
Bezug habe; daß fein Begnadigungsaft die Schwere der Strafe 
bis auf die Hälfte vermindern könne; velegirte übrigens defjen 
Ausübung für die Zeit außer ven Seſſionen des Großen Rathes 
an die Regierung, mit Ausnahme jedoch der Fälle erfannter 
Todesitrafe, worüber der Entſcheid allein dem Großen Rathe 
vorbehalten blieb. Ein weiteres Gefeg .regelte das Armenweſen. 
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Es fpricht die Pflicht jeder Gemeinde aus, ihre Armen, die fich 
„wegen Altersihwachheiten over förperlihem Unvermögen außer 
Stande befinden, die nöthige Nahrung und Unterhalt zu ver: 
dienen“, nad Bedarf zu beforgen. Als Duellen der Unter- 
flügung weilet ed an: das Armengut, in Ermangelung vdefjelben 
Beifteuern aus dem Gemeindegut oder einen monatlichen Bei- 
trag von allen Gemeinde- oder Drtd-Einwohnern, endlich, falls 
ſolche Beiträge nicht willig von allen Einwohnern fließen ſoll— 
ten, wirkliche Armenfteuern. Die Unterftügungspflicht beichränft 
das Geſetz auf die Gemeindebürger und Sole, die nad altem 
Recht aus ihrer Niederlafjungsgemeinde nicht hätten weggewielen 
werden dürfen. Das Geſetz war beftimmt, für immer und 
gründlich dem altherfömmlichen „Gaſſenbettel“ zu fteuern. Gegen 
allgemeine Kalamitäten, Brand» und Wafferfhaden, Viehſeuchen 
und Aehnliches wurde eine Kantonshülfskaſſe errichtet; Haus— 
folleften oder Kirchenfteuern follten derſelben die erforderlichen 
Mittel zuwenden; mit Gründung dieſer Landesanftalt wurde 
nun durch Geſetz „alles anderweitige Steuerfammeln, unter was 
immer für einem Vorwande, gänzlich verboten, außer in ber 
Gemeinde des Beichädigten auf Bewilligung des Gemeinde 
rathes“. Geſetz und Proflama für die erfte Einfammlung, die 
im Herbfte jtattfand, zündeten nicht; der Ertrag fiel fehr fpar- 
fam aus, in Folge deſſen die Regierung bei der öffentlichen 
Rehnungsftelung unumwunden ihren „Schmerz über die Hart- 
herzigfeit einzelner Gemeinden“ zu erfennen gab (4. November). 
Für wirffame Handhabung der Sicherheitspolizei wurde ein 
Landjägerforps von 115 Mann errichtet, militärifch organifirt, 
mit „Stuger und Hirfchfänger” bewaffnet; zu Gunften des Ges 
meinen wurbe für jeden wirklichen Dienfttag ein Sold von 
38 Kr. beftimmt. Das Geſetz ſah daher die Landjäger noch 
nicht ald permanent bvienftthuend an. Bewaffnung und Kleidung 
übernahm der Staat; die Kreije hatten den Sold zu bezahlen. 
Die Errichtung dieſes Landjägerforpe war Bebürfniß Ange- 
fihts der weiten Grenze gegen das Ausland und in Betracht, 
daß der Kanton „auh im Innern von Nachbarn umgeben ift, 
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deren zerſchiedene Polizeianſtalten unfere Lage fehr fchwierig 
machen”. in jpäterer Regierungsbefhluß gab dem Landjäger- 
korps feine militärische Organtjation und beftimmte mit Genauig- 
feit und Sachkunde deſſen polizeiliche Verrichtungen. Dem Korps 
wurden brei Offiziere (an der Spige ein Hauptmann, dem ein 
Sahresfold von 240 Fr. zugeſchieden war) vorgejegt. Im Ber: 
lauf ver Zeit wurden bie Offizieröftelen nicht mehr bejegt, ſon— 
dern die Leitung des Korps dem Sefretär der Kantonalpolizei- 
behörde übertragen. Die verfchievenen Kreije erhielten je nad) 
ihrer Größe 2 bi8 4 Landjäger, der Kreis St. Gallen beren 
zwölf. Das Korps begann feinen Dienft mit dem 10. Oftober. 
Bon diefem Tage an verfhwanden die alterthümlichen „Hats 
ſchiere“. Für Handhabung der Gefundheitspolizei wurde ein 
„Sanitätöfollegium” aufgeftelt, das unter der unmittelbaren 
Aufficht der Regierung zu wirfen berufen war; das bezügliche 
Geſetz erklärte unter Anderm den Krieg den „fremven, herum- 
reifenden Zahn und Augenärzten, Droguiften, Marftichreiern 
und andern unerfahrenen Leuten, die ein in die Arzneis und 
Heilfunde einſchlagendes Gewerbe im Kanton zu treiben ge- 
finnet find,“ und verpflichtete die Sanitätsbehörbe zur Abwehr 
von Epidemien unter den Menfchen und dem Vieh. ine Voll- 
ziehungsverordnung der Regierung beftellte dieſelbe aus fieben- 
zehn Aerzten, von denen wenigftens einer aus jedem Bezirk zu 
ziehen war. Das Sanitätsfollegium verjammelte fih aljähr- 
lich einmal zu überfichtlicher Beiprechung feines gefammten Wir: 
fungsfreifes; die tägliche Geihäftsbeforgung warb einer engern 
Kommilfion von fünf Mitgliedern zugewiefen. Wir fehen bie 
Aerzte Adrian Wegelin und Alerander Aepli von St. Gallen 
an der Spitze der Sanitätsbehörbe, mand; andere Jünger Aes- 
kulaps, Kaſpar Tobias Zollifofer, Bernhard Wild (beide von 
Et. Gallen), Johannes Neff von Altftätten, Hager in Ragatz, 
Fuchs in Rapperihwyl, überhaupt die damaligen beft affrebi- 
tirten Aerzte, im Kreife ter Mitglieder dieſes Rathes. Aepli 
und Neff hatten fih vornemlih um Einführung des Impf— 
wejens verdient gemadt. Für pharmareutifche, hirurgifche und 
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veterinärifche Fälle waren drei „Afjefforen“ beigegeben; für 
erftere ber unter ten fchweizeriichen Naturforichern wohlbefannte 
Apotheker Daniel Meyer von St. Gallen. Wie ehemals Stapfer 
in der helvetiſchen Republik, jo nahm jest auch die St. Gallifce 
Kantonsregierung das Erziehungswejen zur Hand. Es verord- 
nete der Große Rath durch Geſetz vom 23. Juni die Aufitel- 
lung eines Erziehungsrathes aus „Jachfundigen, achtungs⸗ und 
zutrauenswürdigen Männern geiftlichen und weltlichen Standes”, 
zu wählen aus den Befennern beider Konfeffionen und aus 
‚ allen Bezirken des Kantond. Das Gefeg fchreibt im MWeitern 
vor, daß Verfügungen über die Lehrbücher der Religion und 
den Religionsunterriht „jedem Religionstheil allein und aus— 
jchließlih des andern überlaffen bleiben, damit er in Bezug auf 
diefen Punkt jo verfahren könne, wie ed das Verhältniß der 
Kirche mit fih bringt.” Den Gemeinden, ohne Unterfchied der 
Religion, wurde ihr Schulgut gewährleiftet, mit Empfehlung, 
dafielbe zu Aufnen. Die Gemeinden durften von nun an nur 
jolhe Schullehrer anftelen, die vom Erziehungsrath geprüft und 
al8 wählbar erklärt worden; die Prüfung in Bezug auf den 
Religionsunterricht hatte ausfchließlih durch Mitglieder „von 
ver betreffenden Religion” zu geichehen. Abfegungen von Leh— 
rern durften nicht ftattfinden ohne Angabe ver Gründe an den 
Erziehungsrath und deſſen Zuftimmung. Ein Regierungsbeichluß 
vom 7. Dftober ging näher in die Aufgabe ein. Er verordnete, 
daß aus jedem Diftrift zwei Mitgliever zu wählen feien, je 
eines von jeder Konfelfton in gemifchten Bezirken; die Geſammt— 
zahl der Mitglieder wollte man nicht bejchränfen, damit jederzeit 
ein „tüchtiger Mann“ beigezogen werden könne. Die erfte Wahl 
der Mitglieder eignete fi der Kleine Rath felbft zu; für bie 
Folge wollte er fich einen für ihn verbindlichen Dreier-Borichlag 
des Erziehungsrathes gefallen laffen. Bei Bildung folder Bor: 
Ihlagsliften habe der Erziehungsrath beſonders darauf zu jehen: 
daß feine Klafje der Staatsbürger ausgeichloffen und auf beide 
Religionsbefenntniffe unparteiifche Rüdficht genommen werde. Präs 
fivent und Vizepräſident des Erziehungsrathed mußten je aus 
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beiden Konfeffionen genommen werben und unter fih Jahr um 
Jahr im Amte wechjeln. Für Gegenftände des Religionsunter- 
richts präftbirte jeder vieler Vorftände tie Kommiſſion feiner 
Glaubensgenofien. Die Regierung wollte übrigens in Saden 
ſelbſt ſehen und ftellte den Erziehungsrath gewiſſermaßen unter 
Bormundihaft. Sie behielt ſich das Recht vor, für immer oder 
abwechſelnd eines ihrer Mitglieder als ihren Stellvertreter zu 
beitellen, der nach Belieben den Eigungen des Erziehungsrathes 
beiwohnen, mit anderen Worten Verhandlungen und Beſchlüſſe 
nah Ermeflen beeinfluffen könne. Alle Entwürfe für Verord— 
nungen im Schulwejen waren der Genehmigung des Kleinen 
Rathes, alle Bekanntmachungen des Erziehungsraths dem Viſum 
des jeweiligen Regierungspräfidenten unterftellt. Einzelne Mits 
glieder ded Erziehungsrathes wurden mit der Schulinjpeftion in 
den Diftriften beauftragt. „Die Pfarrer und Schulvögte der 
Gemeinden“ wurden als ihre „Gehülfen” erklärt. Dem Er: 
ziehungsrath blieb freigeftellt, nicht nur die Pfarrer der Gemein- 
den, ſondern auch jeden Bürger, deſſen Einficht er gerne benugen 
möchte, zur Berathung in die Sigungen zu laden. Die Schul: 
fonds der Gemeinden wurden in diefer Verordnung wiederholt 
als „ihr unantaftbares Eigenthum“ erklärt, durften aber auch) 
ihrem Zwede in feiner Weile entfremdet werden. Die Ge 
meinden wurden zur Errichtung von Schulhäufern verpflichtet, 
wo foldhe noch fehlten. Dem Erziehungsrath wurde die Vor— 
forge für die Heranbildung „tüchtiger Lehrer“ befonderd em- 
pfohlen. Ale Privat-Erziehungsanftalten und jede Art des 
Nebenunterrichtes wurde „der Polizei des Erziehungsrathes” 
unterftellt, doch jo, daß durch diejelbe Feine bürgerlichen Rechte 
benachtheiliget, „ſondern nur ſchädliche Täufhungen und Miß— 
bräuche verhütet werden“. Die erfte Beftellung des Erztehungs- 
rathes (8. Oktober) berief 23 Männer geiftlihen und weltlichen 
Stanves in denjelben, ald Präfiventen und Vizepräſidenten den 
„Bürger Jakob Laurenz Eufter” und den „Bürger Martin 
Greſſer, Pfarrer an der Stiftskirche zu St. Gallen“, einer der 
jüngern Konventualen tes Stift; an die Epige ver übrigen 
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Mitglieder den oft genannten Bernold von Wallenftabt, neben 
ihm ſechs Fatholifche Geiftliche, unter welchen die beiden Brüder 
$. Anton und B. ©. Blattmann aus dem Kanton Zug, von 
denen der erfte Pfarrer zu Bernhardszell, ver andere auch „Pfars 
rer” an der Stiftsfirdhe war, und ebenfo viele Proteftanten, 
theilweife dem geiftlichen Stande angehörend und aud Inhaber 
von Pfarrpfründen, unter ihnen den Dekan Böſch in Ebnat, 
Profeffor Fels in St. Gallen, Kirchenrath und Pfarrer Scherrer 
ebendafelbft; Gregor Grob von Lichtenfteig und ©. 2. Hartmann 
von St. Gallen, welchen beiden bald eine beſonders umfafjende 
Thätigfeit im Erziehungsrathe zu Theil wurde, ftehen ebenfalls 
auf dem Verzeichniß. Cuſter lehnte die Präftventichaft ab; Grob 
trat an feine Stelle. Müller-Friedberg wurde Nepräjentant des 
Kleinen Raths bei dem Erziehungsrath und deffen geiftiger 
Lenker; begleitet von Regierungsrath Zollifofer feste er den Ers 
ziehungsrath durch feierliche Mede in dad Amt ein (8. Novems 
ber). Den Bürger Hartmann wählte fi der Erziehungsrath 
zum Aftuar. Der GErziehungsrath nahm feine Verrichtungen 
mit Eifer zur Hand, erließ alsbald Vorfchriften für Prüfung 
der Primarlehrer, dann auch eine umfaſſende Snftruftion für Die 
Schulinfpeftoren in den Bezirken (14. Dezember); das Fonfef- 
fionelle Bewußtfein zu fehonen, wurben dieſe Infpeftoren anges 
wieſen, ihr Amt nur über die Schulen ihrer eigenen Konfelfton 
zu üben, übrigens der Wunfch ausgefprochen, daß mit freiwilli- 
ger Zuftimmung der Eltern in gemifchten Gemeinden gemein- 
Ihaftlihe Schulfefte für die Kinder beider Kirchen gehalten wer- 
den möchten; gegenüber den Pfarrern waren vie Inſpektoren 
angewiefen, fie nicht etwa als Untergebene, ſondern als Ge— 
hülfen und Mitarbeiter für das Wohl der Schulen in Anſpruch 
zu nehmen. In gleicher Verordnung wurbe die Erridtung von 
Sonntagsfchulen, von Repetirfchulen, von Arbeitsichulen, wer 
nigftens für die Mädchen, dann Leibesübungen für die Knaben, 
aud die Gründung von Bürger oder Mittelfchulen in den Be— 
zirfen empfohlen. 
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Hand in Hand mit den Anordnungen für das Erziehungs⸗ 
wejen gingen jene bezüglich der Kirche, wejentlih doch nur zur 
Vorſorge für die Proteftanten. Beherzigend, „daß die religiöfe 
und fittlihe Bildung des Volkes das Glück des Staates be; 
feftnet; daß es daher die Heiligite Pflicht jeder Regierung ift, 
die Verbefferung dieſes wohlthätigen Zuftandes mit beftrebendem 
Eifer zu bewirken; daß die Diener der Religion zu biefem hei— 
ligen Endzwed ven erften und ausgezeichnetften Beruf haben; 
daß ihre Bemühungen erft dann fruchtbar werben, wenn fie 
das ihnen gebührende Anfehen genießen; daß Verſammlungen 
der Geiftlichfeit zu gemeinſchaftlichen Berathungen der religiöſen 
und fittlihen Volksbildung den vorzüglichften Vorſchub leiſten 
fönnen; daß aber die Regierung die nöthige Aufficht auch hierbei 
auszuüben und die thätige Mitwirkung zu dem vorgejegten eblen 
Zwecke zu reichen pflictig jei”; — ſchlug die Regierung vor 
und ter Große Rath genehmigte als Gefeg: die Geiftlichkeit 
beider Religionsbefenntnifle jei befugt, fich zur Berathung über 
ihre Firhlihen Angelegenheiten in ein Kapitel oder Synode zu 
verfammeln; die Synoden und Kapitel ftehen unter der Aufficht 
des Kleines Rathes und haben vemfelben vierzehn Tage, vor 
ihrer Verfammlung gehörige Anzeige zu maden. Soweit vers 
fügte das Gefeg für beide Gonfeffionen. Dann folgte für bie 
Katholifen das Beſondere: „Die bisherigen innern Einrich— 
tungen und Befugnifje der Kapitel Fatholifcher Religion bleiben, 
bis zur endlichen Feftfegung von Seite der obern geiftlichen 
Behörden, beibehalten.” Die übrigen Artifel des Geſetzes ent- 
halten die Organiſation für die proteftantifche Geiftlichkeit. Sie 
wurde in drei Kapitel getheilt: St. Gallen, Toggenburg, Rhein: 
thal mit Sar und Werdenberg; jedes dieſer Kapitel hat feinen 
Dekan, den es jelbft wählt; die drei Kapitel vereinigen fich zur 
Synode, die fih alljährlih einmal am Hauptorte des Kantons 
verfammelt; zwei evangeliiche Beifiter aus dem Kleinen, und 
eben jo viele aus dem Großen Rathe, alle vier von erfterm. 
gewählt, wohnen den Verfammlungen bei; es wirb ein Kirchen: 
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Rathes und vier Geiftlichen (dieſe und den Antiftes wählte vie 
Synote); vom Kirchenrath hatten alle Verordnungen über das 
Kirchenweſen auszugehen; der Synode ftand deren Genehmigung, 
der Regierung die Beftätigung zu (Gejeg vom 29. Zuni). Der 
Dekan P. Stäheli von St. Galler wurde zum Antiftes ge- 
wählt; ald Mitglieder des Kirchenrathes gab ihm die Synode 
bei: die „Bürger“ Dekan Böſch, Pfarrer Scherrer von St. Gallen, 
Pfarrer Beyel in Berned, Pfarrer Balentin in Degersheim. 
Zur Ausführung obigen Geſetzes, ſoweit ed die Proteftanten 
betraf, wurde jpäter von der Synodalverfammlung, auf Bor: 
ſchlag des Kirchenrathes, die „Verfaſſung der evangelifchen 
Kirche des Kantons St. Gallen“ erlafjen, enthaltend in drei 
Abjchnitten die Kompetenzen und die Drganifation der Synode, 
dann die Kirchenraths-Ordnung und die Kapitular- Statuten 
(19. September 1804). 

Noch war Obſorge für die Finanzen erforderlih. Zur 
Dedung der unvermeidlichen Koften des Staatshaushalts verord- 
nete ein Gefeß die Erhebung einer Bermögenöfteuer von 2 vom 
Tauſend und diejenige von Wirthichaftspatenttaren nad Klaffen 
von 14 bi 150 Franken. Don der Wermögensfteuer wurde 
einzig das Eigenthum von Kirchen, Schul- und Armenanftalten 
ausgenommen (23. Juni). in Großrathöbefret verordnete bie 
Bollendung der noch rüdjtändigen Katafterarbeiten. Die Re- 
gierung befahl den Bezug rüdjtändiger Zehnten und Grundzins— 
gefälle, fjowohl von 1802 als der älteren Reftanzen. Ein Geſetz 
verfügte über den Einzug des Großzehnten für das Jahr 1803, 
laut helvetiihem Defret vom 9. Juni 1801, zu Handen ber 
Staatskaſſe; den Staats-Kleinzehnten erließ es den Pflichtigen; 
den geiftlihen und weltlihen SPrivatzehntbefigern, auch Korpo— 
rationen, blieb überlaffen, fich über eine Mitteltare des Groß— 
zehnten mit den Pflichtigen einzuverftehen; wer durch Berlurft 
des KHleinzehnten am Einfommen verfürzt worden, joll von 
dem Zehntpflichtigen angemeffene Entſchädigung dafür erhalten 
(27. Zuni); eine umfichtige Bollziehungsverorbnung des Kleinen 
Rathes ſorgte für den Rechtsſchutz zu Gunften beider Theile, 
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der Zehntberechtigten wie der Zehntpflichtigen. Regierung und 
Großer Rath huldigten dem Grundjag der Sparfamfeit. Einem 
Mitglied des Kleinen Rathes wurden 1800 Fr., dem Präft- 
denten des Appellationdgerichted 1440 Fr., deſſen Mitalievern 
nebft Reifeentihädigung .800 Fr. Gehalt angewielen. Für bie 
untern Gerichtöftelen wurden Sporteln feftgefegt, mit welchen 
ſich Niemand bereichern Fonnte. 

Am 30. Juni ernannte der Kleine Rath die 44 Friedens- 
richter in ganz freier Wahl, geſammte Diftriftögerichte aus den 
ihm zugegangenen dreifachen Vorſchlägen des Appellations- 
gerichtes, und die Präfiventen jener Gerichte. Aus den Friedens— 
richtern jedes Diftrifts wählte er fih (laut Geſetz) einen „Voll— 
ziehungsbeamten” als unmittelbarfted Drgan zwiſchen Regierung 
und Bezirk, deren es ſomit adıt an Zahl gab; ſämmtlich an 
den Hauptort berufen, wurden fie bier durch den Kleinen Rath 
beeidiget. In der legten Woche des Juli wurden noch die Ge- 
meinderäthe und die Mitglieder der Friedensgerichte gewählt: 
endlih am 1. Auguft alle Bezirks- und Gemeindebehörven hel- 
vetiihen Urfprungs aufgelöfet umd die neuen Fantonalen Nach— 
folger an ihre Stelle eingefegt, mit väterliher Mahnung an 
die Beamteten zur Wirkfamfeit im Geifte der Mäßigung und 
frievevoller Eintradt; an das Volk, zu achtungsvollem und ge— 
horfamem Verhalten gegen dieſelben. Bernold wurde Boll- 
ziehungsbeamter im Diftrift Sargand; als er dad gejammte 
Gerichtöperjonale feines WVerwaltungsgebietes feierlich beeidigte, 
ſprach er in ausführlicher, geiftreicher Rede: „Die Schweizer 
wurden das erftemal vor fünf Jahren auf eine gewaltjame 
Weiſe Fonftituirt, da die revolutionären Franfen den vaters 
ländifhen Boden betraten und die Einheit an der Spite des 
Bajonnetd brachten. Der alte Föderalismus ftürzte zufammen; 
Alles gewann eine andere Geftalt; die Schweiz wurde Helvetien; 
aber das Schweizergefühl empörte jih gegen das Geſchenk der 
Fremden. Eine aufgedrungene Verfaſſung, und wenn fie auch 
noch fo gut wäre, wird nicht als Geſchenk angenommen und 
fann weder auf Danf, noch auf Treue der Unterworfenen zählen. 
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Daher jener erfte, ob unberechnete Widerſtand gegen die ein- 
ziehenden Franken. Daher jene ſtets wiederkehrenden partiellen 
Aufftäinde wider diefelben und die helvetifche Regierung; ſchon 
der Name der legteren war dem Ohre vieler Schweizer Miß- 
Hang; nod kam Perſonalhaß dazu, und die Gegenrevolution 
begann.” So verurtheilten ſchon in vieler Zeit hochgeftellte 
Bürger, welde wenige Jahre zuvor ergebene Anhänger ver 
helvetiihen Staatsordnung gewejen, vie Revolution und ihre 
Werke. Daß die neue Staatdorbnung, in Bezug auf ihren 
Urſprung, nod ein Nachhall ver früheren war, wurde jedoch 
damald weniger tief empfunden. 

Der Kanton war nun Äußerlich georbnet; die Mafchine, 
wenn auch etwas langjam, im Gang. Die zahlreihen Beamte- 
ten boten fih im Ganzen die Hand; das Volf war in ber 
Regel willig, weil es von den neuen Zuftänden eher Befleres 
als Schlimmered zu erwarten hatte, die Kriegswehen, die 
Ihweren Militärlaften, das Revolutionsleben und die anardhiiche 
Ungebundenheit bereits thatſächlich aufgehört hatten, die Bürger 
überhaupt wieder zu Athem kommen fonnten. Uebrigens, ob fie 
wollten oder nicht, ed war Fein Ausweg, ald unbedingte Unter 
werfung. Als in Wyl eine ungefeglihe Gemeindeverfammlung 
gehalten und der Statthalter, unter tumultuarishem Aufzug vor 
fein Haus, bejchimpft wurde, jchritt die Regierung jofort durch 
Adjendung eined Kommiljariatd ein mit Vollmacht, jede weitere 
Verfammlung zu unterfagen und franzöſiſches Kriegsvolf zu 
requiriren; den franzöſiſchen Plagfommandanten in Wyl erfuchte 
der Regierungspräfident um militäriichen Beiftand. ') 

Noch hatte fih aber der Kanton jeine Stellung im Bundes 
freife zu ſchaffen. Müller-Srievberg war vieler Aufgabe ganz 
gewachſen. Unter dem würbevollen Vorfig des Landammannd 
d'Affry verfammelte fib am 4. Juli in Freiburg die erfte Tag- 
fagung der XIX Kantone der Eidgenoſſenſchaft. Die Föpderaliften 

1) „A pröter main-forte.* Schmeichelnd fchrieb Müller-Friedberg wei: 


ter: „Je connais assez le zöle, avec lequel le militaire frangais se pröte 
& maintenir l’ordre public dans ce pays alli6“ (23. Juni). 
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waren in großer Mehrheit, unter ihnen ſelbſt ſolche, wie Aloys 
Reding, Zellweger und Landammann Würſch von Nidwalden, 
welche, aus Schrecken vor ihrem Einfluß auf das Volk, wäh— 
rend langen Wintermonaten auf dem Schloß Aarburg durch nie 
gerechtfertigte Gewaltthat feinen Blicken entrückt worden waren. ') 
Reding war das politiſche Haupt der Demokratie und des 
Föderalismus; die alte, nun ſehr gemilderte Städteherrſchaft 
vertrat hauptſächlich Reinhard, der Bürgermeiſter von Zürich. 
Dieſen Männern und ihren zahlreihen Anhängern gegenüber 
ftanden wenige Unitarier, die es nicht mehr fein durften, da— 
gegen nun als Vertreter und Vertheidiger der neuen Kantone 
diefen und ſich jelbft thatjächliche Ebenbürtigfeit neben den alten 
Kantonen und ihren Geſandten zu erkämpfen hatten; viejelbe 
war bisher nur auf den Blättern der Mediationsakte zu lefen. 
Müller-Frievberg hatte für fein Beftreben die Gejandten vor- 
züglih von Waadt, Aargau und Thurgau zur Seite. Wollten 
fie ihr Ziel erreihen, fo mußten fie die Fahne der Kantonal- 
fouveränetät hoch halten, während umgefehrt die Häupter der 
alten großen Kantone, zurüdgefchredt dur die Erinnerungen an 
die Folgen der ehemaligen Zerriffenheit, einer zentraleren Rich: 
tung in der Leitung der Bundesangelegenheiten fich hinneigten. 
Die oben bezeichnete Stellung des Standes St. Gallen und 
jeiner Geſandtſchaft an den Tagſatzungen blieb von nun an 
Sahre lang. Müller-Frievberg betonte fie indeſſen in feiner Be— 
grüßungsrede nur in den allgemeinften Ausdrücken. Dabei em- 
pfahl er, „jede Ungleichheit aus dem bürgerlichen Kreije zu 
entfernen”. Die Frage ber Gleichheit aber machte viel zu 
Iprechen, und zwar jchon bei ver feierlihen Eröffnung der Tag— 
fagung. Die Mediationdafte hatte für die Rangordnung der 


1) As es ſich im Frühjahr 1803 um Einführung der Mediationsafte 
handelte, hatte Talleyrand die Abftcht, die Aarburger Gefangenen nur unter 
der Bedingung frei zu laffen, daß fie bis nad) Beendigung der neuen Wahs 
len nach Frankreich wandern. Ney bewirkte bei Bonaparte ihre unbedingte 
Freilaſſung; daß fie zu Haufe willfommen waren, zeigte ihre Beförderung 
zu ben höcdhften Aemtern. 


— Be: — 


Kantone diejenige des A B C gewählt. Das gefiel nicht und 
man 309, für die bloße Uebergangszeit, das 2008 vor. Co 
wurde der jugendlihe Kanton St. Gallen, die voranfchreitende 
Geſandtſchaft des Direftorialfantond Freiburg nicht gerechnet, 
der dritte im feierlihen Zug zur Kirche, ihm voran Unterwalden 
und Uri; nah St. Gallen folgten Bern, Solothurn, Zürich 
und die Hebrigen. Baſel hatte den Schluß zu mähen. Soldes 
nun mochte gehen für ein paar Tage. Bald Fam dieſe Anger 
legenheit zu ernfter Verhandlung; vorerft wurde entichieden: „es 
joll dur die aufzuftellende Rangordnung fein Unterfchied zwi— 
ihen ven einzelnen Kantonen eingeführt, noch ven im Rang 
früher aufgeführten Kantonen irgend ein Recht, fih in die Ges 
jhäfte ver ſpäter genannten zu milden, eingeräumt werben, 
fondern daß überhaupt die vollfommenfte Gleichheit zwifchen 
allen Kantonen anerkannt jei, die Rangordnung feine andere 
Beftimmung habe, ald in die Leitung der Geſchäfte die erforder— 
lihe Regelmäßigfeit zu bringen.” Die Sade jelbft anlangend, 
wurde ein Antrag, die dreizehn alten Kantone voranzuftellen, 
durch den Gegenvorfchlag beftritten: abgejehen von jeder hiftori> 
ſchen Erinnerung die Kantone entweder im Berhältniß der Be— 
völferung, oder ihrer bundesgemäßen Beiträge an Mannichaft 
und Geld, oder aber durd das Loos zu reihen. Zu einem 
endlichen Beſchluſſe fam ed noch nicht; für einsweilen und bie 
zum Jahr 1804 wurde die Rangordnung für die alten Kantone 
nad) der Zeit ihres Beitritted zum Bunde, für die andern aber 
nach der Zeit ihrer Aufnahme in den fchweizeriichen Staats— 
verein feſtgeſetzät. So wurte St. Gallen, „in Folge des vom 
Abt von St. Gallen 1451 und von der Stadt St. Gallen 
1454 mit der Eidgenoſſenſchaft geichloffenen Bündniſſes“ als 
der vierzehnte Kanton in die Gefammtreihenfolge gewiefen. Die 
St. Galliſche Gefandtihaft machte Einwendung: fie wollte all 
gemein bie Zeit des Eintritted in den ſchweizeriſchen Staats— 
verband als Grundlage der Rangordnung anerkannt wiſſen. 
St. Gallen wäre auf folcher Bafid der achte Kanton geworden; 
Freiburg, Solothurn, Bafel, Schaffhaujen und Appenzell wären 
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im Range nach ihm zu ſtehen gekommen. An der zweiten Tags 
jagung zu Bern (5. Juni 1804) wurde, nach neuer Inſtruk⸗ 
tiondertheilung feitend der Kantone und ohne Rüdficht auf den 
St. Galliihen Widerſpruch, der erwähnte Beihluß für bleibend 
beftätiget. 

Bei der Gründung des Kantons blieben die Firchlichen 
Beziehungen zu den Bilhöfen von Konftanz und Chur unver: 
Ändert; für jenen wirfte der „geiftlihe Regierungspräfivent und 
Generalvifar” Ignaz Heinrich Freiherr v. Wefjenberg. Er erließ 
Vorſchriften wegen der Bittgänge oder Prozeffionen, durch Hirs 
tenbrief vom 17. März 1803, anerfannte darin den religiöjen 
Nugen der Bittgänge, erinnerte aber auch, daß die Kirche von 
jeher gegen allfällige Mißbräuche verjelben eifrig eingeſchritten 
jei; in ihrem Geiſt ſei forgfältig Alles zu vermeiden, „was bie 
Flamme reiner Andacht erftiden, oder wodurd au finnlicher 
Zerftreuung und fittliher Unorbnung Anlaß gegeben würde“. 
Als noch häufig vorfommende Mißbräuche bezeichnete er, daß bie 
Bittgänge in manden Pfarreien noch zu jehr vervielfältiget und 
an zu entlegene Drte angeftellt werben. Neben den Prozeſſionen 
an mehreren hohen Befttagen des Jahres wurden jeder Pfarr: 
firhe jährlih noch zwei Bittgänge erlaubt, doch niemals in 
eine Entfernung von mehr denn zwei Stunden; die Zurüdfunft 
mußte jedenfalld® am gleihen Tage und vor Sonnenuntergang 
geſchehen. „Durd die genaue Beobachtung dieſer Vorſchrift“, 
jo lautet wörtlich die Verordnung, „wird ſehr vielen Unord- 
nungen und Ausſchweifungen, welche ſich bei den Bittgängen 
bei längerer Dauer derſelben einzufinden pflegen, vorgebeugt 
werden. Das Uebernachten bei Prozeſſionen wird aufs ſtrengſte 
verboten. Der Seeljorger ſuche durch zweckmäßige Belehrung 
den irrigen Wahn zu zerftören, ald wenn die Entfernung des 
Drted den Bittgang in den Augen Gottes wohlgefälliger und 
verbienftlicher madıen könne; er juche durch Darftellung ver lei- 
digen und ſündhaften Folgen zu weiter Bittgänge: die Ueber: 
zeugung vom Gegentheil zu bewirken! Würde aber ein Geel- 
forger hierin unvernünftigen und undhriftlichen Berlangen feiner 
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Gemeinde nachgeben, jo hätte er die unnachfichtliche Ahndung 
des Ordinariats zu erwarten.” Weiter wurde den Seeljorgern 
die Bedachtnahme aufgetragen: „daß bei ven Bittgängen Ord⸗ 
nung und ſittlicher Anſtand herrſche, daß die Männer und 
Weiber in der gehörigen Abſonderung bleiben, daß diejenigen, 
welche hierin die Ordnung und den Anſtand verletzen, ſogleich 
zurecht gewieſen, und daß insbeſondere bei den Bittgängen keine 
Reuterei, kein Beſuch des Wirthshauſes und keine Zerſtreuung 
des Volkes am Wallfahrtsorte geſtattet werde.“ In wie weit 
die Klage über erwähnte Mißbräuche den ſchweizeriſchen Theil 
des Bisthums betreffen mochte, iſt nicht geſagt, da der Hirten- 
brief ein allgemeiner, dem ganzen Bisthum geltender war. 
Immerhin ift aber gewiß, daß das Stillfchweigen, welches bie 
biſchöfliche Behörde von Konftanz gegenüber ven jchweren Ein- 
griffen der helvetiichen Behörden in die Rechte der Fatholijchen 
Kirche, in ihre Inftitutionen und ihr Eigenthum, jo wie gegen: 
über der dur die Revolution hervorgerufenen und begünftigten 
Srreligiöfität zu beobachten pflegte, jowie überhaupt ihr rüd- 
fihtoolles und ſelbſt beifäliges Verhalten gegenüber dem Re- 
gierungsiyftem, das fo vielen Unjegen groß gezogen hatte, in 
ftarfem Gegenjag zu dem Ernfte ftehen, mit welchem die etwaigen 
Unordnungen, welde durch Prozeſſionen oder Wallfahrten be- 
günftiget worten jein mochten, von ihr zur Schau getragen 
wurden. Erwähnte Bittgänge waren zu jener Zeit ein ſtehender 
Artikel in den Rathszimmern ver politischen Behörden in den 
St. Galliihen Gebieten. Das helvetiiche Gejeg hatte große 
Mipftimmung im katholiſchen Volk hervorgerufen; es traten 
daher in der Vollziehung jeitend der Staatsbehörden von Zeit 
zu Zeit Milderungen ein. Obige Verordnung regelte die Anz 
gelegenheit für lange Jahre. Ein ſpäteres Eircular Weſſen—⸗ 
berg's au die Pfarrer eiferte gegen bie ausfchliegliche Anhörung 
der Frühmefje an Sonn» und Feiertagen und tamit verbundene 
Bernadhläffigung des Bejuches der Predigten und Ehriftenlehren; 
den Bedürfniffen des Seelenheild abzuhelfen, verordnete das 
biſchöfliche Ordinariat: „daß der an Sonn» und Feiertagen die 
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Frühmeffe lefenve Priefter jedesmal nah dem erften Evangelium 
dem anweſenden Volke dad vangelium des Tages vorlefen 
und einen viertelftündigen Unterricht über einen Text befielben 
vortragen ſolle. Dieſe Paſtoralverordnung erregte Aufſehen 
in den Stift St. Galliſchen Ordinariatslanden, und es trat bie 
veränderte Anordnung ein, daß an den Orten, wo die Dienft- 
boten und Andere, die dem pfarrlihen Hauptgottespienft nicht 
beiwohnen fonnten, fleißig bei dem nacdhmittägigen Gottesbienft 
ericheinen, die Prebigt während ver Frühmefje erlaſſen jei (März 
1803). Ein anderes Kreisichreiben Weſſenberg's an geſammte 
Kuratgeiftlichkeit des Bisthums Konftanz empfahl die Erneue- 
rung der Kapiteld- oder RuralsKonferenzen, „deren öftere Ab- 
haltung jchon in den älteften bifchöflichen Werorbnungen nach— 
drudiam empfohlen worben fei”. Die Verordnung machte ums 
ftändlih aufmerffam auf den mannigfahen Segen, der von 
jolden Zufammenfünften ausgehen werde. Der Verordnung 
war ein „Regulativ” für die Abhaltung der Kapiteldfonferenzen 
beigefügt. Der Kleine Rath von St. Gallen ertheilte „das 
Landesherrlihe Placitum” (10. Auguft). In den zum Bisthum 
Ehur gehörigen Theilen des nunmehrigen Kantons St. Gallen 
übte Biſchof Karl Rudolf v. Buol-Scauenftein feit dem Jahre 
1794 das geiftlihe Hirtenamt aus; die Dalberg-Weſſenberg'ſchen 
Reformideen drangen nicht dorthin. 

Die evangeliihen Kapiteldverfammlungen ließ ver Kleine 
Rath dur weltlibe Kommiffäre überwachen. Als ver Dekan 
Böſch, Pfarrer in Ebnat, eine Verfammlung des Toggenburger 
Kapiteld ausichrieb und der Regierung viefes Vorhaben zur 
Kenntniß brachte, beauftragte diefelbe den Bollziehungsbeamten 
Steger im Lichtenfteig, der Verfammlung im Namen der Regie: 
rung beizuwohnen, „zu waden, daß das Kapitel in den Schranfen 
feiner Kompetenzen bleibe”, auch über die Verhandlungen Bericht 
zu erftatten (25. Auguft). 
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Zweiter Abſchnitt. 


Des Fürſten Pancratius mittelbare und unmittelbare Verwendung bei der 
Regierung von St. Gallen um Wiedereinſetzung des Stiftes in ſeine 
Korporationds und Vermögensrechte, laut Mediationsakte. Die Regierung 
lehnt jedes Eintreten ab und ruft Frankreichs Intervention gegen dad Ber 
gehren an. Der Landammann der Schweiz günftig für das Stift. Der 
franzöſiſche Gefandte erklärt deſſen Wiederherftellung als unzuläffig und 
mahnt zur Liquidation. Der Tagſatzungsbeſchluß für die Klöfter. Ein St. 
Gallifcher Beichluß ebenfalls, doch mit Ausfchluß des Stiftes St. Gallen. 
Der Fürft in Wien und in Ebringen. Seine Verwendung bei dem neuen 
Nuntius in Luzern. (1803.) 


Der Fürft Pancratius gab feinem Entſchluſſe, fih in die 
gebieterifhen Umftände zu fügen und, nachdem die politiiche 
Herrihaft des Stiftes vernichtet war, doch deſſen Eriftenz als 
flöfterliche Korporation zu retten, thatlählih Folge. Kaum 
waren die Saden und die perjönlichen Stellungen in Paris ent: 
jchieden, fchrieb er, mit einfacher Unterfchrift ald „Abt”, aus 
Ebringen an Müller-Friedberg, in einem Tone, der die neue 
politiiche Schöpfung des Kantons St. Gallen und deſſen jou- 
veräne Stellung ohne Rüdhalt anerfennt: „Der Premier Consul 
ließ den ‚großen Talenten Euer Hodwohlgeboren Gerechtigfeit 
widerfahren, da er Ihnen den ehrenvollen Auftrag machte, an 
der Spite der Commiſſion zu ftehen, die den neuen Kanton St. 
Gallen organifiren fol. Die gütige Vorſehung legte dadurch 
in Ihre Hände den Gewalt, meinem lieben Stift Vieles zu 
nügen oder zu ſchaden. Das Leptere liegt ganz gewiß nicht 
in Ihrem Sinn. Euer Hohwohlgeboren Denkungsart ift zu 
edel, ald daß einige zugegangene Unannehmlichfeiten auf Selbe 
wirfen ſollten, beſonders da E. Hochwohlg. überzeugt fein können, 
daß jene ficher Feine Wirfungen eined abgeneigten Gemüthes als 
viel mehr Folgen eines durch die Zeitumftände und leidige Er- 
eignifje gefbwächten Zutrauend waren. Glüdlic würde ich mic 
immer gejhäst haben, wenn die Umftände erlaubt hätten, wäh— 
rend den Revolutionsftürmen Euer Hochwohlg. Kenntnifje und 
unübertreffliche Geiftesgaben zu benügen.“ Zur Hauptlade über: 
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gehend jchrieb der Fürft weiter: „Mit vollem Zutrauen empfehle 
ih nun Ihnen das Wohl meines Stiftes, deſſen Erhaltung und 
feftzufegenvde Eriften,. Das Wohl meines Stiftes ift das ein- 
zige Ziel meiner Wünſche. Das meine Perſon betreffende Schid- 
ſal beunruhiget mich nicht (5. März). Drei wichtige Folgerungen 
ergeben fih mit Beftimmtheit aus dieſem Briefe: Pancratius 
anerfennt die neue fouveräne Gewalt, indem er mit deren erftem 
Träger und Repräfentanten die Verhandlung über die Fünftigen 
Schidjale des Stiftes eröffnet; er verwendet fi für defien Er— 
haltung und Fortbeitand ohne irgend eine Rüdfehr auf die For— 
derung eigener Souveränetät; er deutet an, daß ihm die Erhals 
tung des Stiftes höher gehe, als fein eigenes Schickſal, daß ſo— 
mit feine eigene perjönlibe Stellung ein Hinverniß der Vereins 
barung nicht jein werde. P. Aemilian überreichte diefes Schreiben 
dem provfjoriihen Regierungspräfidenten, auf deſſen Durchreije 
nah St. Gallen, in Lichtenfteig um die Mitte März. Müller: 
Friedberg, voller eigener Rüdgedanfen, während er ſolche ftets 
dem Fürften vorwarf, empfing ten Abgeortneten uneinläßlic, und 
nedte in feiner Art: „ob wir denn die Säfularijation gar jo 
entjeglich fcheueten?“ „Er ſprach während der Unterredung auch 
etwas von einem Bisthum, zu weldem Thurgau und Appenzell 
füglih könnten geftoßen werben.“ Auch P. Heinrid, des Re- 
gierungspräftventen Bruder, war in Lichtenfteig zur Begrüßung 
erjchienen und erhielt ebenfalls ausmweichenden Beſcheid: man jei 
bereit „Wege und Mittel zu zeigen, wodurd wir die Höfterliche 
Exiſtenz des Stiftes retten und vielleicht auch die geiftliche Juris— 
diftion beibehalten könnten, wobei wir und vorzüglich dazu ans 
tragen jollten, Schulen zu halten u. f. w.”1) Das Vage und 
Widerfprechende in dieſen verſchiedenen Aeußerungen gab zur Ges 
nüge fund, wie wenig ernft von Seite des Regierungspräfidenten 
eine MWiederherftelung ver klöſterlichen Korporation, aud bloß 
als folder, gemeint ſei. Derjelbe antwortete aus St. Gallen 
dem Fürften höflih und ausweichend zugleih: „Ich werde fort— 


) Schreiben ded P. Aemilian an den Fürften, vom 21. März. 
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fahren den obhabenden Pflichten getreu zu ſein, wie ſie immer 
der unaufhaltſame Lauf des Schickſals zum Beſten meines Bater- 
landes bezeichnen wird, und ich werde mich glüdlich ſchätzen, 
wenn fie fib mit dem Anlaß verbinden, der fürftl. Stift Bes 
weile meiner perfönlichen Anhänglichkeit zu geben (1 April.” 
Wie an den Regierungspräfidenten von St. Gallen, jo wendete 
fih der Fürft aud an den Landammann der Schweiz für Er- 
haltung des Stiftes (Schreiben vom 25. März), und beurfundete 
auch hierdurh die Anerkennung der neuen politiihen Ordnung 
in der Schweiz. 

Im Stifte St. Gallen befanden fih zur Zeit acht Kapitularen, 
an deren Spite P. Nemilian Haffner, als der von dem Abt 
beftellte Superior. Der Regierungspräfident machte dieſem per- 
ſönliche Bejuhe und trat mit ihm in Unterredungen über die 
Fragen ein, die ſchon früher in Lichtenfteig beſprochen worden. 
Folge der bei diefem Anlaß empfangenen Infinuationen oder 
Käthe war ein von P. Aemilian in feiner Eigenfchaft als Sus 
perior an die Regierungskommiſſion erlaffenes Schreiben, in 
weldem, unter Hinweilung auf das mannigfaltige Elend, dem 
die meiften Mitglieder des Stiftes jeit Jahren ausgeſetzt geweſen, 
jowie auf den Inhalt der Vermittlungsakte, um Wiedereinfegung 
und zu dieſem Ende um Anordnung erfucht. wurde, daß „die 
Kloftergebäude geräumt und ihrem Endzweck gemäß eingerichtet 
werden“, und daß im MWeitern, bis die Zurückgabe des Stifte: 
eigenthums jowohl für St. Gallen als für St. Johann erfolgen 
fönne, den Kapitularen davon foviel zugewiefen werde, daß 
daraus ihr anftändiger Unterhalt beftritten werden möge (2. April. 
Aemilian und feine Mitbrüder thaten ihre Pflicht; große Hoff- 
nung hatte jener nicht; feine Ahnung war vielmehr, die Regie 
rung werde ernftliche Unterhanblungen nicht wollen, jedenfalls 
ſolche Begehren ftellen, daß dem Fürften ein Eingehen in die— 
jelben nicht möglich fein werde. ) Deffen ungeachtet erfüllte er 


1) Schreiben des P. Hemilian an den Fürften vom 7. April. Den 
Brief vom 2. April an die Regierungsfommiffion Hatte er auf „Anrathen“ 
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eine zweite Pflicht, und legte gegen die Anbringung des neuen 
Staatswappend an die Pfalz, weldes Gebäude er jelbftvers 
ftändlich noch immer ald Eigenthum des Etiftes anzuſehen be— 
rechtiget war, Verwahrung bei der Regierungskommiſſion ein, 
in der Meinung und Abfiht, daß durch jene Maßnahme ver 
fünftigen Ausgleihung mit dem Stift keineswegs vorgegriffen 
fein jolle. Das Schreiben von P. Aemilian um Rüderftattung 
der Kloftergüter wurde von der Regierungskommiſſion höchft 
mißfälig aufgenommen. In Erwägung, daß demfelben alle 
rechtliche Beglaubigung abgehe; daß dermal nicht nur fein Klofter 
St. Gallen beftehe, jondern daß daſſelbe in Folge der Flucht 
des Abtes und der meilten Kapitularen, der Wegführung und 
Zurüdhaltung aller Koftbarfeiten und wifjenichaftliden Samm— 
lungen und der wegen Nichterfüllung gejeglicher Vorfchriften er- 
folgten Entfernung (Deportation) der übrigen Kapitularen als 
erlofhen angefehen, fein Vermögen deßhalb als unmittelbares 
Staatögut behandelt worben; daß, wenn aud der Kanton 
St. Gallen von feiner nunmehrigen Souveränetät zu Wieber- 
einfegung des Klofterd Gebrauch machen wollte, vor Allem vie 
Liquidation der auf die Regierung übergegangenen Anſprachen 
an das Kloftervermögen vorgenommen werden müßte, eine ſolche 
aber durch die Entfernung der Archive unmöglich geworden; — 
daß „der ehemalige Abt und Konvent“ nicht bloß als Hlöfter- 
liche, ſondern auch ald ſouveräne Korporation anzufehen jeien; 
daß dieſe Korporation nach früher geleiftetem Berzicht auf das 
Land in Folge feindlicher Befignahme (durch die Defterreicher) 
fih die früher abgetretenen Rechte wieder mit Gewalt angeeignet 
und felbft die ehevorigen Privilegien ihrer Landſchaften als ver- 
nichtet erklärt habe; daß dieſelbe audh nad der in Europa ans 
erfannten Unabhängigkeit der helvetiſchen Republif ihre politischen 
Anſprüche noch ferner bei auswärtigen Mächten betrieben und 
lehenbare Abhängigkeit des Landes von einer fremden Macht 
behauptet habe; daß fie nebſt den eigenen Archiven auch das 


Müller Friedberg’8 gefchrieben; fo fagt P. Aemilian in einem Brief an den 
Fürftabten Beat von infiedeln, vom gleichen Tage. 


die Berträge und Privilegien des Landes enthaltende im Jahre 
1799 gewaltfam erbrochene und entführte einenthümliche Archiv 
deſſelben wirflidy noch vorenthalte; in Erwägung biefer feind- 
jeligen Stellung des Klofterd St. Gallen gegen den Kanton 
und die gefammte zur Aufrechthaltung feiner ungehemmten Sou— 
veränetät verpflichtete Republik, vorzüglich aber auch der ber 
Regierungsfommiffton als zuverläffig befannten Thatfache, daß 
der ehemalige Abt Alles, was tie fernere Eriftenz feines Klo— 
ſters betreffe, in mehrern Denkſchriften an den Enticheid des 
erften Konſuls geftellt Habe, welchem die Kantonsregierung nicht 
vorgreifen könne: beichloß die Regierungskommiſſion, es fei in 
das vorliegende Begehren nicht einzutreten, dem P. Nemilian 
hievon „Summarijche” Kenntniß zu geben (9. April). In der 
Vorausfegung jedoch, daß es mit bloßen Abfchlägen nicht ge— 
than fei, erließ die Regierungsfommilfton unverweilt eine Denk: 
Ichrift an den Erften Kouful, deſſen entſcheidende Dazwilchen- 
funft anrufend; fie fendete diefelbe dem Landammann der Schweiz 
zur Weiterbeförberung mit tem Ausipruce: die Frage des Stif— 
tes könne nur „durch unfern erhabenen Vermittler entſchieden 
werben“; gefährlich wäre für die Ruhe des Landes, die Anges 
fegenheit in der Schwebe zu laſſen, und die Anarciften würden 
nicht ermüben, mit dem Phantom des Prätenventen ver verfaf- 
fungsmäßigen Behörde fich entgegenzuftellen (11. April). Wie 
der Landammann, fo wurde auch der franzöftfche Geſandte Ney 
um feine Dazwilchenfunft in Paris angegangen; dieſem mußte 
noch befonders der in St. Gallen fommandirende General Serad 
die Angelegenheit durch fchriftlihe Mittheilungen empfehlen, weldye 
feitend der Regierungsfommilfton gemeinfam mit ihm verabredet 
worden. Landammann d'Affry beförderte bereitwillig die St. 
Galliihe Note zu Handen Bonaparte’d an den Senator Bar: 
thelemy, als den gewejenen Präftventen des franzöftfchen Vierer: 
Ausſchuſſes, ſprach ſich aber bezüglich des zu erwartenden Ent: 
Icheides in ganz anderm Sinne aus, als die St. Galliihe Res 
gierungsfommiffton; er hoffe, fo fehrieb er, Barthelemy werde 
fih mit dem Erften Konful auf Berfügungen vereinigen, die 
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ebenmäßig die politifhe Unabhängigkeit und die Souveränetäts- 
rechte des Kantons, wie den. Fortbeftand des Klofterd ficher- 
ftellen werden (20. April). Wir haben obige Schlußnahme vom 
9. April beinahe wörtlich eingerüdt, weil fie das Summarium 
aller jpätern Vorwände und Ausflüchte gegen verlangte Wieder: 
herftelung des Stift8 und aller gegen dafjelbe erhobenen An- 
Ihuldigungen enthält. Bolt, Reutti und Büeler, von der Regie: 
rungsfommilfion mit der Mittheilung des ablehnenden Beichlufjes 
an den P. Aemilian beauftragt, fertigten diefen ſummariſch ab: 
die Eriftenz des Stifts fei verwirkft; weder das Klofter noch er 
jelbft, als Superior, werde anerfannt; einzig Fünne man bie 
Berfiherung geben, man werbe für alle Individuen des Klo— 
ſters beſtens beforgt fein; der kurzen Verhandlung machten fie 
mit der Bemerfung ein Ende, daß ohnehin nah zwei Tagen 
die Wirkſamkeit der Regierungsfommiffion ihr Ende erreichen 
werde (13. April. Wie die ephemere Regierungstommilfton 
ſich entjchloflen zeigte, dem Klofter für immer den Lebensfaben 
abzufchneiden, jo war fie hinwieder bedacht, fih in den vollftän- 
digen Beſitz feined Bermögens zu ſetzen. In weitläufigem Er- 
laß an die fehweizerifche Liquitationgfommilfion klagte fie, wie 
während der Kriegszeit der Kanton Sentis ohne alle Unter: 
ftügung gelafjen worden und unverhältnigmäßige Kriegsfoften 
habe tragen müfjen, fo daß für damalige Berwaltungsbehörde 
ein völliger Nothſtand eingetreten ſei; bei ſolchen Zuftänden 
jeien alle Einkünfte des Klofters für den Staat verwendet, aus 
denjelben aber im Intereſſe und für Zwecke des Stiftes nichts 
beftritten worten, als die Verzinfung der Klofterfchulden, die 
Koften für den fchuldigen Gottesvienft an der Stiftskirche und 
die Berpfleaung zweier greifen und franfen Kapitularen; deß— 
halb fordere fie, die Regierungsfommilfton, alles aus der helr 
vetiichen Staatöfaffe zurüd, was bei regulären Verwaltungs— 
zuftänden der Klofterfaffe hätte zu gut kommen müſſen (im 
Grund aljo alle Enthebungen aus dem Kloftervermögen, die 
nicht für Beftreitung der unmittelbar auf temjelben haftenden 
Verpflihtungen gefchehen waren). Durch dieſes Aftenftüd ers 
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klärt ſich, warum der Fürſt bei früheren und ſpäteren Anläſſen 
Schadloshaltung für die dem Kloſtervermögen zugefügten Ein— 
bußen verlangte; er forderte aus gleichem nur noch weit beſſerem 
Titel als der neue St. Galliſche Staat. Unterdeſſen hatte 
Müller, ver fürftlihe Bevollmädtigte in Paris, der den Faden 
des Gefchäftes ſchon um der Konfequenzen willen nicht fallen 
laflen durfte, am 17. März eine neue Denkſchrift an vie fran- 
zöſiſche Regierung eingegeben, welche auch den Fall in Ausficht 
nahm, daß eine Wiederherftellung des Stiftes nur in deſſen 
Eigenschaft als Höfterlicher Korporation ftattfinden könnte, und 
fih zu diefem Behuf auf ven Rechtsboden der Mediationsafte 
ftellte; der franzöftfhen Regierung wurde in jener Note die 
Verfiherung gegeben: „der Fürftabt werde fich beeilen, mit ven 
Behörden ded neuen Kantons St. Gallen in Unterhandlung zu 
dem Zwecke einzutreten, daß dem Stift eine folide und dauer— 
hafte Eriftenz gefichert jei, in welchem Sinne offenbar die Me- 
diationsafte den Klöftern die Rüderftattung ihrer Güter zuge- 
fihert habe; ver Fürftabt hoffe: es werde der Rechtsſinn der 
neuen St. Galliihen Kantonsregierung entiprechend verfügen. 
Sollten jedoch gegen alle Erwartung jeine Begehren zurüdge- 
wiejen werden, jo würde er in ſolchem Fall den mächtigen Bei- 
ftand des Erften Konfuld anrufen.**) So augenfälig der Fürft 
durch diefe Eingabe die neue jchweizeriiche Staatsordnung ans 
erfannte, wurde fie, gegneriſchen Berichten zufolge, gleichwohl 
nicht gut aufgenommen. In Paris waltete, wie Müller ſchon 
in jener Zeit dem Fürften meldete, keineswegs die Meinung, vie 
befannte Vorſchrift der Mediationsafte auch auf das Stift St. 
Gallen anzuwenden, fondern vielmehr die Abficht, ſolches unter 
dem Vorwand der Verkhuldung zu unterbrüden. So großes 
Befremden hierüber der Fürft empfinden mußte, da nad feiner 
Schägung das Eigenthum des Stiftes, Zehnten und übrige 
Gefälle inbegriffen, „nad Abrechnung der Schulden noch alle- 
zeit einige Millionen Gulden an Werth betrug“, jo ließ er fich 


1) Aus dem Schreiben des Fürften Pancratius an den Landammann 
der Schweiz, vom 27. November 1803; im Bundesarchiv zu Bern. 
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gleihwohl im feinem Entichluß, erwähnte Unterhandlung mit 
der Kantondregierung zu eröffnen, nicht irre machen, immerhin 
aber mit der Vorficht verbunden, eine Renunziation nicht aus—⸗ 
zujprechen und definitiv nichts abzufchließen, bevor er nicht aus, 
den allenfalls ihm zugeftandenen Artikeln erjehen könne, vaß 
das Stift eine fihere und dauerhafte Eriftenz genießen möge; 
„denn was würde es nüßen“, fchrieb er weiter an feinen Agenten 
in Paris, „auf einen armfeligen und jo wanfenden Fuß geftellt 
zu werben, daß man alle Tage in der Gefahr fein muß, mit 
gefteigertem Spott und Hohn über den Haufen geworfen zu 
werden?“ Dann fegte er bei: „Da der Kanton "St. Gallen 
aus vielen Reformirten, vielen eigennügigen Katholifen und aus 
Bielen, die vorhin Feine Angehörigen St. Gallend waren, be- 
fteht, fo erwarte ich nicht viel; — — dem Gedanfen des Müllers 
Friedberg werde ich nie beiftimmen; lieber nicht Biſchof, als ſaͤku— 
farifirt werden. Ich gedenke meinem Berufe. lebenslänglich getreu 
zu bleiben. Doch ich glaube nicht, daß jemals M. F. meiner 
Perfon diefe Würde zugedadht habe.“ — „Für meine Berfor- 
gung werbe ich nicht den geringften Schritt thun, ver meinem 
Stift auch in ter Zukunft nachtheilig werden könnte; mithin 
werde deſſen Rechtſame meinem Intereſſe nicht aufopfern, noch 
aus deſſen Gütern eine reiche Penſion verlangen, auch nicht bie 
biſchöfliche Würde, wenn die Säfularifation damit verbunden 
fein fol.” In Obigem liegt das Weſen der Beftrebungen 
und Anſprüche des Fürften Far vor: er gibt die weltliche Herr: 
ihaft preis, wenn das Stift im Uebrigen in feine wollen Rechte 
eingefegt wird und nidt eine bloße Sceineriftenz erhält, bie 
ed nur zum Epielball ver. Geltgier und der Abneigung ber 
weltlichen Regenten machen, und, troß allen Nachgebend von 
feiner Seite, doch einer baldigen Vernichtung bloßftellen würde, 
die noch böswilliger und verlegenter al jene wäre, von welder 
ed ohnehin jchon betroht war. Das war fein Plan, gewiſ— 
jenhaft und edel zugleih. Er erwartete übrigens wenig oder 
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nichts von jenen legten Schritten; denn „wir befinden uns in 
den Händen und in der Gewalt ver Räuber, und viefes fagt 
Alles”.t) Am 3. April noch reichte Müller dem Kardinal Feſch 
eine Denkſchrift zu Handen der franzöſiſchen Regierung ein, in 
welcher für das Stift Et. Gallen gleiche Behandlung wie zu 
Gunften der übrigen Schweizerflöfter, Zurüderftattung des Ber- 
mögend und der geiftlihen Gerichtöbarfeit, mehr nicht, verlangt 
wurde. Mit dem 19. April endete die Sendung des fürftlichen 
Hofrathes Müller in Paris, nachdem er mehr denn zwanzig 
Monate lang mit ver größten Befliffenheit und Uneigennützig— 
feit für die Herftellung des Stiftes ſich abgemüht hatte. Der 
Fürft ſprach fi) mit verdienter Anerfennung über die Thätigfeit 
feines Abgeordneten aus; vereitelt wurde jeglicher Erfolg ders 
jelben, nach feiner Anfchauung, turd „die Ungerechtigfeit der 
Menfcen, die jegige ſchlimme Etimmung wider die Klöfter, das 
Säfularifationsbeijpiel in Deutfchland, die Habſucht der Schwei— 
zer und die Bosheit der Franzofen, wie aucd (tur) die Rath: 
fofigfeit der fein jollenden guten Freunde“. Die Sendung Müls 
fer’8 hatte den darbenden Fürften nahe an 6000 Gl. gefoftet; 
nachher fjegte Müller's Bruder, kaiſ. königl. Rittmeifter, bie 
Unterhandlungen mit dem britischen Gejandten in Paris zu dem 
Zwede fort, für den Fürften nöthige Subfivien zu erhalten. 
Daß der Fürft ökonomiſch entblößt war, geht ſchon aus dem 
Umftand hervor, daß er jelbft auf fernere Verwendung feines 
früheren Agenten in Rom, Namens Aprofi, aus Gründen ber 
Sparjamfeit verzichtet hatte, denn feit 1799 und fchon lange 
vorher genoß der Fürft nicht die geringften Revenüen; ebenfo 
hielt er in Wien feit dem Uebertritt Müller’d v. Müllegg in 
den helvetiihen Dienft feinen Agenten mehr. Mitten unter den 
Greigniffen voller Trauer für den Fürften erlebte er auch Sons 
nenblide; aus Rom hatte er ein päpftliches Brevelempfangen, 
welches ihm den unvermweilten Wiebereintritt in die vorigen 
geiftlichen Jurisdiftionsrechte zufagte, jobald daherige Hinderniſſe 


1) Schreiben an Hofrath Müller, vom 30. März. 
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gehoben fein werben; befanntlih waren dieſe von ter helvetis 
chen Regierung gelegt worden, die nun nicht mehr beftand. Am 
16. Mai wurde in einem Conftftorium zu Rom feine Abtswahl 
verfündet, und am 17. Dftober empfing er die päpftlice Kons 
firmationsbulle nebft mehreren Breven für verſchiedene Fakultäten, 
mit Rüdfiht auf die bevauerliche Lage des Stift umd feines 
Vorftandes tarfrei. 

Sn St. Gallen wurden mittlerweile die Beftrebungen für 
und wider die Herftellung des Kloſters fortgefegt. Im Stifte 
felbft waltete einen Augenblick Spaltung. P. Martin Grefier 
war MWeltmann und der Eäfularifation günftigz; zu diefem Zwed 
follte ein Bisthum errichtet, mit diefem ein Seminar (höhere 
Lehranftalt) verbunden und von den Kapitularen geleitet und 
beforgt werden, zwar in eine Korporation organifirt, die fich 
felbft ergänzen würde, doch mit Aufhebung des bisherigen Or— 
densverbantes. Die anweſenden Stiftöglieter hielten große Konz 
ferenz und verwarfen das Vorhaben einhellig; der Fürft eben fo, 
denn es ftehe in Widerſpruch mit Gewiffen und Ehre und würte 
zudem keineswegs irgendwie den gewünschten nüglichen Erfolg 
haben.) In Folge des früher erzählten ablehnenden Beſcheides 
der drei Kommittirten ter Regierungsfommijfton, vom 13. Aprit, 
erließ P. Aemilian.im Namen des Stifts, diesmal an die ins 
zwijchen in das Amt getretene neue Regierung, eine zweite Re: 
flamation, erinnerte diefe an das in ihrer eigenen PBroflamation 
vom 18. April feierlich gegebene Berfprechen, der Religion ihre 
Würde und Anjehen, den Dienern der Kirche ihre gebührenve 
Achtung zu verichaffen, Perſonen und Eigenthum in ihren Rech— 
ten zu ehren; das Schreiben ſagte im Fernern: „das Geſetz ter 
Auflöfung unferer Korporation, follte je eines vorhanden gewefen 


) P. Martin war auch fonft nicht bei dem Fürften in Gunft; diefer 
nannte ihn den „von der Nation beitellten Pfarrer in Et. Gallen“. Zur 
Empfehlung des Pland war P. Martin nach Ebringen gewandert, wie nicht 
zu zweifeln im ‚Ginverftändnig mit feinen Vertrauten in der Regierung. 
Solches erhellt aud einem Brief des P. Magnus Hungerbühler an ben 
Fürftabten von Ginfiedeln, vom 24. April, im dortigen Stiftsarchiv. 
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fein, äft, wie jo viele andere, burd bie neu eingetretene Ord⸗ 
nung der Dinge und burd die Wermittlungsafte felbft aufge 
hoben,“ deren Inhalt ganz unbedingt laute; deßhalb ſeien auch 
feine Erklärungen ftatthaft, „wovon der Grund nicht Schon in 
der Bermittlungsafte liegt, ohne das Gewicht und Anfehen ders 
jelben zu ſchwächen und die Grundlage des großen Gebäudes 
Ihwanfend zu machen“ Mit folder Begründung ftellte ber 
Superior im Namen und unter Beiftimmung der übrigen ans 
wejenden Kapitularen das Begehren an die Regierung : dem 
Stifte fein Eigenthum, was Namens es fei, zurüchzuftellen, in- 
begriffen die durch feierliche Verträge und Konkordate dem Stifte 
zugeficherte, titulo oneroso acquirirte und ſchon durch Jahrhun— 
derte ausgeübte, geiftliche Jurisdiktion und Ordinariatsrechte 
(9. Mai). In diefem Schreiben lag ein neuer Beweis, daß 
das Stift Feine weltliche Herrfchaft prätendire; P. Aemilian und 
Genofjen haben aber nicht ohne Willen und Willen des Fürften 
gehandelt. Auch dieſes erneuerte Rechtsbegehren war ein Hieb 
in die Luft. Müller-Friedberg ſchrieb an ven frangöfifchen Ges 
jandten General Ney: im Kanton St. Gallen gehe Alles treffe 
(ih von ftattenz; volle Eintracht herrfche mit der Stadt und ven 
übrigen ehemals Selbherrlihen im Lande; der Geift ver Fak— 
tion fei verftummt; der befte liberale Geift mit dem Gefühl für 
Handhabung der Drönung fei vworwaltend, denn man wolle 
nicht, daß das Staatsruder an die Hefe der Bewohner über: 
gehe; bereits feien inteffen die Gönner der reinen Demofratie 
(denen übrigens Konfequenz mangle) gelähmt; jedenfall aber 
werde der Erfte Konful den Willen und tie Kraft befigen, ven 
Kanton gegen die Anftrengungen ficber zu ftelen, welche noch 
immer von ven Anhängern ver Mönce gemacht werten, bie 
nicht nur die MWievdereinfegung als Korporation, fondern aud) 
jene in die quaſi-biſchöflichen Nechte verlangen, dieſe al8 bequeme 
Reiter zur Wiedereroberung der Souveränetät, weil folche geiit- 
liche Stellung ihnen die unbedingte Herrihaft über die Gewiffen 
einräumen würde (18. Mai). Und damit viefer Brief feine 
Wirkung um jo gewiffer erreiche, fügte der Regierungspräfivdent 
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die Anklage bei, wie der Fürft, nach der Invaſion der Defter- 
reicher, fich beeilt habe, um ein Regiment mit England zu fa- 
pituliren; denn mit England verfehren, war in ven Augen des 
damaligen franzöſiſchen Herrfchers ein Verbrechen; Vaſall und 
Schmeihler Franfreihs zu fein, das war dagegen ganz forreft 
und untadelhaft. 

Nah den vergeblichen Schritten des Superiors wendete ber 
Fürft fih unmittelbar felbft an die Kantonsregierung um Wie 
derherftellung des Stift und zwar in deſſen Eigenfchaft als 
bloßer Korporation. Hier der Wortlaut feines eigenhändigen 
Schreibens aus Mehrerau: 

„Durch den Mediationsaft vom 19. Hormung laufenden 
Jahres find die meiften unferes fürftlichen Etiftes Lande Ihrem 
Kanton einverkeibt worden. Die beftgegründeten Reklamationen, 
die wir unferen Pflichten gemäß öfters wiederholten, hatten feis 
nen Erfolg; und wir willen bis jegt nicht, aus welchem Rechts—⸗ 
grunde unferem Stifte feine durch mehrere Jahrhunderte aner- 
fannten Rechtſamen entzogen worden find. Indeſſen, va gleich— 
wohl durch den oben gemeldten WVermittlungsaft feftgelegt ift, 
daß den Klöftern ihre ehemaligen Güter und Nubbarfeiten zus 
rücfgeftellet werden follen, jo hofften Wir, daß das edle Beifpiel 
beinahe aller Eidgenöffiihen Kantone, die Unſerem Stifte als: 
dem alten und erften Alliirten der Eidgenoffenichaft gehörige 
Achtung, und dad von demfelben zu allen Zeiten den Stifts— 
landen erwieſene wohlthätige und väterlihe Benehmen Ihnen 
jo viele, noch befondere Beweggründe fein vürften, der Aeufe- 
rung unferer Wünfche zuvorzufommen. Unſere Erwartungen 
blieben unerfüle. Mit tiefem Schmerzen müffen wir bis jest 
zuſehen, wie bie meiiten Stiftsfapitularen, unfere lieben Mit— 
brüder, ohne eigene Wohnung, ohne fichere Verforgung, in 
fummervoller Lage und im Elend darben. — Wir finden uns 
demnach in bie Kothwendigkeit verfegt, Une an Sie, Wohlger 
borne Herren, zu wenden und Selbe zu erfuchen, Unferem fürftl. 
Stifte alle feine ehemaligen Güter, Gebäude, Gefälle u. f. w. 
und Nugbarfeiten, wie fie immer heißen mögen, und wie foldhe 
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das Stift vor den Revolutionszeiten genoß, wieder zu erftatten, 
die Ausübung feiner geiftlihen Jurisdiktion nicht weiterd zur 
hindern und für den erlittenen Schaden, vorenthaltene Revenüen 
und gefränfte Rechtſame eine Schabloshaltung auszugleichen. 
In diefem Falle wird das Stift ohne Bedenken feine Echulden 
übernehmen und deren Tilgung beforgen. — Weil wir nicht in 
der Lage find, mit Ihnen unmittelbar über obgemeldete Gegen: 
fände unterhandeln zu können und die dießfällige gänzliche Aus- 
gleihung zu berichtigen, ernamfen wir zu diefem Ende als uns 
jere Commifjarios die Stiftöfapitularen R. R. P. P. Xemilian 
Haffner, Johann Nepomuf Hauntinger, Heinrich Müller von 
Friedberg und Theodor Wick, und bevollmäctigen felbe in Uns 
jerem Namen über oben Angezogenesd zu unterhanveln und ab— 
zujchließen, doch mit ausdrüdlibem Vorbehalt: daß erft nad 
erfolgter Unſerer Ratififation der Vertrag als gültig angefehen 
werten ſoll. Wir erſuchen demnach Euer Wohlgeboren, obges 
nannte unſere Commifjarios als folde anzuerfennen und mit 
Wohlwollen zu behandeln. Womit wir Sie, Wohlgeborne Herren, 
dem göttliben Machtichuge beftens empfehlen.” (17. Juni); 
unterzeichnet: „Pancratius Fürftabt zu St. Gallen.” 

Genau zergliedert, ordnet ſich der Inhalt dieſes Schreibens 
wie folgt: der Fürft erfüllt mittelbar einen Aft der Anerkennung 
des neuen Et. Galliſchen Staates, indem er mit defjen Regie- 
rung in amtliche Verbindung tritt; er thut ed zum Zwed ver 
MWiederherftelung des Stiftes; er verlangt zu diefem Behuf die 
Erfüllung der Mediationsafte und erwartet folde um jo eher, 
ald das Stift fih Jahrhunderte lang dem Lande wohlthuend 
bewiejen; er nimmt mit Redt an, daß die mebiationsmäßige 
Reftauration nicht anders ald im gemeinfamen Einverſtändniß, 
auf dem Weg der Unterhandlung, geichehen könne; er eröffnet 
zu ſolchem Zwed jelbft den Weg der Unterhandlung, ernennt 
feinerfeit8 vier Abgeordnete, von denen wenigftens zwei bem 
Präfiventen und den übrigen Mitgliedern der Regierung ganz 
genehme Perfonen waren; bezeichnet ald Gegenftand der Unter- 
handlung die Rüderftattung des ftiftiihen Vermögens und ber 
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geiftlichen Gerichtsbarkeit, und bietet ſich Ichließlich gegen Ans 
rechnung erlittener Verlurſte au zur Uebernahme des geſamm— 
ten Schuldenſtandes an; irgend eine Rüdfehr zur weltlichen 
Herrihaft hält der Fürft von feinem Programm ganz fern); 
der einzige Vorbehalt, den er fich erlaubt (und folchen hätte 
jeder Andere auch gemacht), ift der, daß das Ergebniß der Uns 
terhandlung nicht ohne feine eigene jchließlihe Genehmigung in 
Rechtskraft treten Fünne. Bier Tage nah Erlaß des Briefes 
(21. Zuni) ertheilte der Fürft feinen Unterhandlungsfommiffarien 
die benöthigten AYuftruftionen. 

Solches offene, ganz der Situation und der Bundesafte 
entſprechende Vorgehen des Fürften war eine höchſt unmwillfoms 
mene Erjcheinung für die Regierung, deren Abfichten ganz ans 
dere waren: bie fernere Verfügung über das große Vermögen 
nach eigenem Ermeljen und die Vernichtung des Stiftes; wie 
foldye gegenüber der franzöfiichen Regierung, die in Wirklichkeit 
als St. Galliiher Lehensherr an die Stelle des deutſchen Kai— 
fer8 getreten war, begründet wurden, haben das Schreiben 
Miüller-Frievberg’8 an Ney und andere Akten diefer Zeit ents 
hüllt. Sener war ſeit dem 15. Juni wieder Präſident des 
Kleinen Rathes; P. Aemilian überreidte ihm das Schreiben 
des Fürften perfönlih (22. Juni). Statt einfach ebenfalld Uns 
terhandlungsfommiffarien zu ernennen, die Begehren derjenigen 
des Fürften anzuhören und zu erwägen, wenn möglich Berftäns 
digung anzubahnen und fih für allfällige Abfchlüffe, gleih dem 
Vorſtande des Etifts, die Ratififation vorzubehalten, war bie 
Regierung und ihr Haupt alljogleich beftrebt, die Anfprüce des 
Stiftes im Ganzen fern zu halten und dadurch von vornherein 
jede Reftitution unmöglih zu machen. Müller-Friedberg war 


9 Und er that diefes mit Bewußtfein und Abfiht. Am 20. Oktober 
1803 fchrieb er darüber an feinen Hofrath Müller in Wien: „In meinem 
Schreiben an den Kanton St. Gallen ift feine Spur von Anfprüchen auf 
die Landesherrlichkeiten, vielmehr muß man aus demfelben das Gegentheil 
erfehen. So find auch die meiften andern Borwürfe befchaffen.“ Der Fürſt 
ift gewiß der befugtefte Ausleger feiner Worte. 
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Referent; feinem Befund zufolge und in Erwägung: „baß ber 
Abt nicht nur noch entfernt ift, ſich in den gefeglichen Zuftand 
fegen zu wollen; daß er aud jegt noch von Rüdgabe ber 
Staatsarchive und der ihm jederzeit fremden Archive des Volkes 
noch feine Meldung thut; daß er im Gegentheil feine Anfprachen 
auf wahres Staatsgut, auf abgeichaffte oder durch die Media— 
tion an den Kanton übergegangene Gefälle, auf Entihädigungen, 
die tem Kanton in jedem Fall ganz fremd wären, und auf 
Schavloshaltung feiner ſchon dur den Lunéviller Frieden vers 
lorenen Rechtſame und auf Herftellung einer geiftlihen Juris— 
diftion ausdehnt, welche von tem päpftlihen Stuhl an ten 
Biihof von Konftanz übertragen iſt;“ ermwägend ferner, „daß 
der Abt eine für die Regierung wirklich erniedrigende Unter— 
handlungsweiſe vorfhlägt; daß er aber überhaupt weder ber 
Kraft der Mediation noch jener der wichtigften europäiſchen 
Traktaten nachgibt, fondern immerfort die Rolle eines fouverä- 
nen Prätendenten gegen den Kanton behauptet, die erworbene 
Freiheit und Souveränetät feiner ehemaligen Angehörigen als 
rechtsungültig betrachtet und feine landesherrlichen Anſprachen 
bei Anbringung jeiner Elöfterlihen Forderungen forthin zu decken 
ſucht; — daß er ſich diefen Schritt in dem Zeitpunft erlaubt, 
in welchem die Regierung noch die Auskunft abwarten muß, 
ob der erfte Konful der franzöſiſchen Republik über die nemliche 
bei demfelben durch den Abt anhängig gemachte Sache ald Ber: 
mittler entjcheiden wolle,” beichloß die Regierung des Kantons, 
daß fie „auf das Schreiben des anmaßlichen Fürftabtes Feine 
Rüdficht nehmen könne“. Es fol diefe Erflärung an P. Aemi— 
lian als dem Ueberbringer des Briefe durch die Kommilfton 
des Innern mündlich eröffnet, dem Großen Rath einfache Ans 
zeige von dem Gejchehenen gemadt und die Gefanbtichaft bes 
auftragt werben, mit dem franzöſiſchen Gefandten, General Ney, 
vertrauliche Rüdjprache über den Gegenftand zu nehmen und auf 
endlichen Entfcheid zu dringen (25. Juni). Der Beihluß der 
Regierung, der die höchſt einfache Frage der Wiederherftellung 
des Benediftinerflofterd als eines ſolchen gang umgeht, ift ein 
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fünftlib Gemiſch von Tüden und Ausflüchten; was etwa Uns 
haltbared an ven Forderungen bed GStifted gefunden worten 
wäre, hätte den Kommifjarien zu Handen des Fürften im Ber: 
lauf einer mündlichen Unterhandlung gejagt werden mögen. 
Schuld am Scheitern der Unterhandlungen wäre dann jener 
Theil gewejen, welcher dem Recht und der Billigfeit Genüge 
zu thun verweigert hätte. In UWebereinftimmung mit der Hals 
tung der Regierung wurde alsbald nad) der Ucbergabe des fürft- 
lihen Schreibens zu Stadt und Land das Gerücht verbreitet, 
als hätte ver Fürft die Landesherrlichkeit zurüdverlangt; P. Aemi— 
lian ſah ſich dadurch veranlaßt, vertrauten Mitgliedern des Gros 
fen Rathes den wirflihen Text des Echreibend zur Kenntniß 
zu bringen. Gejpannt wartete eine anfehnlihe Zahl von Mit- 
gliedern diefer oberften Behörde ') auf Vorlage des fürftlichen 
Briefes; ihre Abficht und ihr Wille war, fofort eine Kommilfion 
zu ernennen und, nad nöthiger Vorberathung, zur dargebotenen 
Unterhanblung überzugehen. Allein der Große Rath war eine 
Null, weil ihm alle Initiative fehlte, die Regierung aber ihr Vor— 
ſchlagsrecht nah Gutfinden gebrauchte, oder aud) nicht gebrauchte, 
oder mißbrauchte. Im gegebenen Fall verhinverte fie jede Beras 
thung; Müller-Friedberg ging am 29. Juni an die Tagfagung 
nach Freiburg ab; ver gleiche Tag war zur Beendigung der Großs 
rathsſeſſion beftimmt. Erft am Ente diefer Schlußfigung machte 
Zollifofer, ter BVizepräfivent der Regierung, dem Großen Rath 
Anzeige von dem Echreiben des Fürften und Tieß es verlefen. 
Gmür, von Schänis, machte jofort den Antrag:?) ven Klöftern 
überhaupt, und fo auch dem Klofter St. Gallen die Güter vermöge 


1) „Die ftärfere Partei des Großen Rathes,“ fagt P. Nemilian wört 
lich in feinem Bericht an den Fürften, vom 1. Juli 1803. 

?) Die nähere Bezeichnung dieſes Antragftellerd kommt im oben er: 
wähnten Brief nicht vor; es waren drei Mitglieder dieſes Namend im 
-Großen Rath: der Regierungsratö Dominif Gmür, dann der gewefene 
Kantonsrichter von Linth, Xaver Gmür, des erfteren Bruder, und ein „Präs 
fivent Gmür“, von Schänis, letzterer ohne Zweifel identiſch mit dem fpäter 
unter dem Namen „Advokat Gmür“ vorkommenden Mitgliede. 
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der Mediationsakte zurückzuſtellen. Ihm fiel aber Reutti, ber 
Präfivent des Großen Rathes, alsbald ins Wort mit der Ers 
Härung: es könne hierüber Feine Disfuffton. ftatt finden. „Und 
jo endigte die Sache, ohne daß etwas wäre dezidirt worben.“ 
So lautet die Meldung des P. Aemilian an ven Fürften; das 
Protofoll des Großen Rathes aber fagt: ed wurde Tagesord- 
nung erkannt, nachdem der Kleine Rath die Anzeige gemacht, 
„daß er dießfalls Feinen Antrag zu macen habe, fondern tradıs 
ten werde, dieſes Geſchäft zur Zufriedenheit de8 Großen Rathes 
zu beendigen.” Weder einverftanden mit biefem Ausgang, noch 
erbaut über denſelben, verfammelten fib die Mitglieder „der 
katholiſchen Partei”, als der ftärfern, ernannten einen aus den 
fieben Landbezirken gezogenen Ausſchuß und ließen durch perfön- 
lihe Abordnung an den Wizepräfivdenten der Regierung nad 
drüdliche Vorftellungen zu dem Zwed machen, daß das Gtift 
St. Gallen wieder hergeftellt werde; folches fei auch ver Wunſch 
des Volkes. Eben fo wurde auf Herftellung des früheren Ors 
dinariated gedrungen. Zollikofer's Antwort in Bezug auf das 
Stift lautete: deſſen Wiederherftelung fei unmöglich; entweder 
müſſe die Regierung oder das Stift weichen. Theilnehmer an 
diefer mündlichen Verhandlung waren Dudli und Zweifel, welche 
den Hergang tem P. Aemilian mittheilten. ) Das wohlge- 
meinte und friedliche Anerbieten des Fürften vom 17. Juni war 
auf ſolche Weile zurückgewieſen; ſchnöde wurde jede fchriftliche 
Ermwiederung an ihm abgelehnt; weder der Große Rath, noch 
das Volk, noch die katholiſche Bevölkerung insbeſondere, hatten 
ein Wort zur wichtigften Angelegenheit zu jagen. Ein halbes 
Dugend Regierungsräthe, zur. Hälfte Proteftanten, mit den 
Franzojen Ney, Demeunier und Zalleyrand, entfchieden über vie 
Geihide des Landes und feiner Snftitute. ?) 


) Alles aus dem oben angeführten Schreiben des P. Nemilian Haffner 
an den Fürften, vom 1. Juli 1803. 

2) Durch obige aktengetreue Erzählung ift, was Weidmann (Gefchichte 
u. f. w. ©. 187) Feindſeliges gegen den Fürften Pancratius gejchricben, 
zur Genüge widerlegt. Auch berichtiget fich dadurch wefentlich die Darftels 
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Den Umftänden gemäß konnte die Klofterfrage in Et. Gallen 
nicht eine vereinzelte bleiben. Die Herftellung der jchweizerifchen 
Klöfter überhaupt war-vorausfichtlich ein Verhandlungsgegenftand 
für die Bundesbehörden. Der Fürft wendete fich deßhalb mit 
ausführlihem Schreiben an die Tagſatzung, verlangte die Rück— 
gabe der Güter des Stiftes mit billiger Entſchädigung für bie 
jeit fünf Jahren in Folge der Revolution erlittenen Verlürfte, vie 
ungehinderte Ausübung. der geiftlichen Gerichtsbarkeit und die 
Beibehaltung der Elöfterlichen Dbfervanz nad ben Regeln des 
Benediktiner-Drdend, mit dem Beifügen, daß er feinerfeits ent- 
ichloffen fei, „der Ruhe, dem Wohl und ver jegigen Verfaffung 
Helvetiend das größte Opfer zu bringen“, (immerhin unter Vors 
ausfegung ehrenhafter Behandlung und daß dem Stift „wenigft 
alle jene Vorzüge und Rechte belafjen werben, vie mit ver neu 
eingeführten Verfaſſung nicht in offenbarem Widerſpruche ftehen)” ; 
gleichzeitig zeigte er an, daß er den P. Aemilian Haffner und 
ten P. J. N. Hauntinger- beauftragt habe, fih auf Verlangen 
‘ nah Freiburg zu verfügen, um allda weitere Auficlüffe über 
des Fürften Gefinnungen und Wünſche zu geben. ) Mit bes 
jonverem Schreiben wendete fih der Fürft gleichzeitig an bie 
dreizehn alten Kantone um günftige Inftruftionen. °) Einzelne 
Kantone inftruirten einläßlih, jo Schwyz. Sein Gejandter, der 
Landammann Aloys v. Neding, erhielt jeitens feiner Regierung 
den Auftrag: fi des Stiftes St. Gallen, foweit ed die Ver: 
bältniffe immer erlauben mögen, beftens anzunehmen und jelbem 


lung MüllersFriedberg’s in feinen „Annalen“, von ©. 97 bid 99. Am 
lächerlichften ift der Vorwurf beider angeführten Schriften: der Fürft habe 
feinen Kommiffarien feine Vollmacht gegeben; dieſe lag ja genügend in feis 
nem Brief, der zugleich diefelben auf das Befte affreditirte; den Ratiſika— 
tionsvorbehalt aber hätte auch die Regierung gemacht, falls fie in Unters 
handlung eingetreten wäre. 

1) Schreiben des Fürftabtes von St. Gallen aus Mehrerau an die 
Tagfagung, vom 21. Juni. Im Bundesarchiv zu Bern. 

2) Schreiben an Schwyz, vom 19. Juni 1803, im dortigen Kantons: 
archiv, mit der nachfchriftlichen Bemerkung ſeilens des Bürften: er habe ein 
gleichlautendes Schreiben an die übrigen zwölf alten Kantone erlaſſen. 
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nad tem Tenor der Bermittlungsafte zu feinen Einfünften und 
Befigungen zu verhelfen (20. Auguſt). Auch die übrigen Fa- 
tholifchen Kantone gaben tem Fürften freundliche Antwort auf 
feinen Erlaß, jo Freiburg, der günftigen Geſinnung des Schult—⸗ 
heißen und Landammanns d'Affry entſprechend. Sie alle traten 
bald für ven Fortbeftand der fchweizerifchen Klöfter ein; einzelne 
auch für das Stift St. Gallen; an der Tagfagung zu Freiburg 
ftarb der Gefantte von Uri, Lantammann Zoft Anton Müller, 
an einem Sclagfluß, während er eifrig für die Wiederherftels 
fung dieſes Stiftes ſprach.y Art. 1 der Schlußbeftimmungen 
der Bermittlungsafte fchrieb vor: „tie Güter, die vormald den 
Klöftern gehörten, jollen ihnen wieder zugeftellt werden, fei es, 
tag dieſe Güter in dem nemlichen oder in einem andern Kanton 
gelegen feien.” Am 19. Auguft verlangte die Gejandtfchaft von 
Uri die unbedingte Vollziehung diefer Vorfchrift, audh im Wei: 
tern, „daß die Tagfagung den Klöftern ihre objervanzmäßige 
Exiſtenz zufichere, das Verbot, Novizen aufzunehmen, überall 
aufhebe und die Verhältniffe der Klöfter gegen vie betreffenden 
Regierungen näher beftimme. Eifrige und gründliche Behand» 
lung folgte, am 27. Auguft ver Taglagungsbefhluß: 1. „Kein 
Kanton fei befugt, die Rüderftattung ver Kloftergüter zu vers 
weigern, und ter Landammann der Schweiz demnach anzumeilen, 
der erwähnten Schlußbeftimmung der DVermittlungsafte vie ges 
hörige Vollziehung zu verfchaffen, wo eine folhe Bollziehung 
noch mangeln ſollte. 2. Mit ven Gütern jelbft ift den Klöftern 
der Genuß und die Selbftverwaltung einzuräumen. Dabei bleibt 
jedoch den Kantonen unbenommen, auf diefelben genaue Aufficht 
zu halten, und die nöthigen Maßregeln zu treffen, um fib von 
dem Bermögendzuftande der Klöfter Kenntniß zu verfchaffen, ſich 
jährlih Rechnung geben zu laffen, vie Entfremdung des Eigen- 
thums zu verhindern, und die Klöfter zur Mittragung ver öffent: 
lichen Laften anzuhalten.* Bis hieher war Verftändigung und 
eine Mehrheit erhäftlih: der Mediationsakte wurde Genüge ges 


*) Bericht des P. Memilian an den Fürften, vom Auguſt. 
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leiftet; fie erhielt darüberhin eine praftiiche Erläuterung, indem 
den Klöftern, in Widerſpruch zu fonft waltenden Gelüften, vie 
Selbitverwaltung ihres Vermögens eingeräumt wurde, immerhin 
mit dem beläftigenden Anhängfel der Rechnungsftellung an den 
Staat. Aber Uri und die anderen Fatholiihen Kantone, über: 
haupt die Freunde der Klöfter in und außer der Taglagung, 
hatten noch Mehrere gewünfcht: wolle Eicherheit der Klöfter 
für ihre Forterifteng. So fam aud die Wiedereröffnung des 
Noviziatd in Frage; daherige Beichlußfaffung wurde beftritten; 
ed blieb daher nur übrig, den Gegenftand zu jpäterer Verhand— 
lung ad referendum zu nehmen; inzwilchen aber wurden bie 
Kantone eingeladen, mit Säfularifationen oder mit der Anord⸗ 
nung von ſolchen Verfügungen, welche der Eriftenz ter Klöfter 
Abbruch thun könnten, micht fortzufchreiten, und der Wunſch aus: 
geiproden, ed möchten die Stänte fi zu allgemeiner Beruhi— 
gung auf den Grundfag vereinigen: „welches immer das Schick— 
ſal der Klöfter fein möge, jo ſoll fein geiftliches, kirchliches oder 
klöſterliches Gut zu einem fremdartigen Zwede, jondern bloß zu 
Anftalten ter Religion und ver Erziehung verwendet werben.“ 
Der Antrag Uri's und die Unterftügung, die er gefunden, war 
den Gejandtichaften der paritätiihen Kantone, jo auch jener des 
Kantons St. Gallen, nichts weniger als gelegen. Bewußte 
Kantone hätten die Klöfter lieber aufgehoben, als Sicherung 
ihres Fortbeſtandes geſehen; fie betrachteten vie dießfallſige Zu— 
muthung ald einen Angriff auf ihre junge Kantonaljouveränetät. 
Daher klagte die Et. Galliihe Gejandtichaft bereit mit Bericht 
vom 20. Auguft an ihre Regierung über die Koalition, die ein— 
müthig jei, „und den Krieg zu machen; wenn Eie nicht anders 
verordnnen, jo werden wir gegen jeden dießfälligen Einbruch des 
12ten Artifeld ver Bundesafte ') nicht bloß proteftiren, fondern 
auch, in fo weit ed wird fein können, den frangöfifhen Minifter 
handeln machen. Thurgau wird zu ung ftehen, und wir wers 
den ſuchen, daß aud Waadt, der Verfaffungsverlegung halber, 

*) Diefer lautete: „Les cantons jouissent de tous les pouroirs qui 
n’ont pas &tö expressement delögues à l’autorit& föderale“. 
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nicht unthätig bleibe.“ So ſetzte Müller-Friedberg der Koalition 
der Katholiken eine andere der paritätiſchen und neuen Kantone 
entgegen; derlei Einreden hatten weſentlich Bezug auf die Be— 
gehren der erſteren, welche freie Novizenaufnahme und übrige 
Garantien gegen Säkulariſirung im Auge hatten. Daß dagegen 
die Rüdftelung des Vermögens an die Klöfter und deren Selbft- 
verwaltung nicht abgelehnt werden könne, wurde theils ftillfehwei- 
gend, theild ausbrüdlich zugegeben; denn in jenem Brief ſchrieb 
der St. Galliihe Geſandte weiter an die Regierung: mit der 
Küdjtelung der Adminiftration verhalte es fih anders, „indem 
wir gründlich befürchten müflen, daß der berüchtigte Artikel auf 
die Atminiftrationsrüditelung ausgelegt werten müßte”. In 
folder Beforgniß, bezüglich diefes Bunftes von dem franzöſiſchen 
Gönner und Echugherrn im Stiche gelaffen zu werben, rieth 
der Gejandte Müller-Friedberg der Regierung, „um Ihres Ans 
ſehens willen“, einer verbindlichen Verfügung feitend der Tag— 
fagung oder des franzöfifchen Gefandten zuvorfommend ſogleich 
einen Beihluß zur Aufhebung der ftaatlihen Klofterverwaltung 
zu faſſen und zu promulgiren; die Ausführung felbft möge auf 
fpäteren Zeitpunkt, wo das Kloftervermögen bereiniget vorlüge, 
verfchoben werben; weiter empfahl er, den Beichluß mit folder 
Behutfamfeit abzufaffen, „daß man weder über Beeinträchtigung 
des bemwußten Artifeld Hagen, noch den Souverän in jeinem 
freien Dispofitionsrecht über die Klöfter gehemmt erachten könne”. 
Und ferner fchrieb ver St. Galliiche Gefandte nach Haufe: noch 
erwarte die franzöſiſche Gefandtichaft Direktionen; einsweilen jei 
fie der Anficht: „daß die Kantone jenes Dispofttionsrecht nicht 
wegwerfen follen, daß fie mit dem Noviziar behutfam umgehen, %) 
die Klöfter utilifiren, einen Theil ihres Vermögens, der bei der 
Verminderung des Perſonale überflüffig geworten, zu anderen 
moraliiden Zweden anwenden und je nad den Umftänden und 
dem Geifte der Zeit und des Volkes auch fäfularifiren Fönnen.” 
So jollte, was die Metiationsakte gegeben hatte, vie Praris 


9 Das heißt wohl: nicht zu bereitwillig ſolches wieder eröffnen. 
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gelegentlih wieder zurüdnehmen und dann vollends zerftören. 
Der wejentlihe Beweggrund des erwähnten Rathes, welchen 
Müller-Frietberg feiner Regierung gegeben, war übrigens ber: 
noch zeitig genug jeder höheren Klage über Befehbung der Klö— 
fter im Allgemeinen zu begegnen, um deſto ficherer eine Eins 
miſchung wegen des Stifted St. Gallen fern zu halten. Sener 
Brief der Geſandtſchaft vom 20. Auguft wurde fofort nad ſei— 
nem Cintreffen aus Freiburg am 23. verhandelt; WBorprüfung 
durch die Kommiſſionen ded Innern und ter Finanzen wurde 
verortnet;z am 25. Auguft legten fie einen Beſchluſſesentwurf 
vor, der mit einigen Abänderungen die Genehmigung der Negies 
rung erhielt und bald nachher ald Beihlug vom 16. Auguft dem 
Kantonsblatt einverleibt wurde; das Rathsprotokoll vom letzteren 
Tage fagt nichts von demfelben. Durch dieſe Macdenfchaft des 
Bordatirens erwarb fich die Regierung den Schein, als ob fie aus 
freien Stüden, nicht erit in Folge des Antrages von Urt und ver 
von Freiburg her drohenden Mahnung, zu Gunften der Klöfter 
verfüget habe. Um jo .einfchneidender mochte dann die Op— 
pofition ter Et. Galliſchen Gefandtihaft an der Tagſatzung 
gegen das, was fie Verlegung der Bundesafte nannte, durch— 
geführt werten. Wirflih behauptete fie am 27. Auguft gegen— 
über ter Kommiflion der Tagſatzung und diefer felbft: „Die 
Klöfter können nicht Fonftitutionell gemadt (d. h. unter den 
Schug ver Bundesafte geftellt), und ohne die jchlimmften Folgen 
ter Souveränetät der Kantone nicht entzogen werben”; weitere 
Befugniß könne der Tagjagung nicht zuftehen, als fie in den 
Statum vor der Revolution wieder einfegen. Der Gejantte 
wolle indefjen zulafjen, daß der Rapport (ter Kommiſſion) ohne 
Konfequenz in den Abſchied komme; „er verwahrt hiebei feinen 
Kanton gegen jede unbefugte Einmiſchung und gegen Befibräns 
fung feiner Eouveränetätgrechte, und kann, wegen erheblichen 
politifhen Umftänden, das Klofter Et. Gallen nicht einbegriffen 
erfennen“. 1) Der um eben dieſe Zeit unter falſchem Datum 


9 Sefandtfchaftsbericht über die Berhandlungen vom 27. Auguſt. 
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in St. Gallen promulgirte Regierungsbeſchluß enthebt die Abteien 
Pfäfers, Magdenau und Wurmsbach ſammt den Frauenklöſtern 
in Notkerseck, St. Georgen, ') Rorſchach, Altſtätten, Wyl, Watt: 
wyl, Wefen, Sion und Glattburg, auf den 1. Dftober 1803 
der: bisherigen ftaatlihen WBermögendverwaltung, mit der Ber 
rechtigung folche felbft wieder zu übernehmen; er weifet bie 
Klofterverwalter an, auf gedachten Tag Rechnung zu ftellen, 
verordnet neue Inventariſirung des beweglihen und unbeweg— 
lichen Kloftervermögend; verpflichtet die Abtelen und Klöfter, 
fih, ohne Genehmigung ver Regierung, jeder Bermögendvers 
äußerung zu enthalten, ſowie zu jährliher Rednungsablage; 
über die Aufnahme von Novizen zu beftimmen, wurde einem 
fünftigen Gefege vorbehalten. So wurden die Räthe des fran- 
zöftichen Gefantten zu Ehren gezogen und beachtet. Der Media: 
tionsafte erwähnt ber Beihluß mit Feiner Sylbe. Amtliche 
Mittheilungen des Kleinen NRathes an die Gejanbtichaft über 
den Beichluß find in den Protokollen nicht zu finden; das ftatt- 
gefundene Verfahren fonnte wohl nur dur vertrauliche Privat: 
briefe gemeldet werden. Den genannten Frauenklöſtern gegenz 
über wurde das Gtift Schänid bevorzugt. Es erhielt vom 
Kleinen Rath die Erlaubniß zur Aufnahme einer neuen Stifte: 
tame, ta Gleiches „bereits ſchon unter der helvetiichen Regie— 
rung erlaubt war“ (12, November). Auch ten Kapuzinern 
wollte tie Regierung ihren Kortbeftand gewähren, doch unter 
gewiſſem Vorbehalt; fie fchrieb nemlih an ten P. Provinzial 
in Surfee: fie wolle ihre Klöfter in Wyl, Rapperſchwyl und 
Mels weiterfort unter ihrem Echug verbleiben laffen, ‚infofern 
fih die Bewohner terjelben „ohne Einmiſchung in das Politische, 
ihrem Berufe gemäß, nur mit Verkündung ver Religion und 
Behelfung des Gottespienftes befchäftigen“ (22. Dftober). 


ı) Der Fortbeftand diefes Frauenklofterd war ſchon damals in Frage. 
P. Uemilian meldete dem Kürften am 28. April: die Aufhebung des Klo— 
fters Et. Georgen fei fchon entjchieden, dortige Frauen follen nach Not— 
ferded verfegt und das Klofter ein Arbeitshaus werben. Hierdurch erflären 
fi die fpäter zu meldenden Schiefale des Frauenkloſters St. Wiborada. 
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Vor, während und nach ven oben erzählten Verhandlungen 
ter oberften Bundeöbehörbe über das Schiefal der ſchweizeriſchen 
Klöfter wurden feitend der Staatsgewalt in St. Gallen alle 
Hebel in Bewegung geſetzt, um die MWiederherftellung des dor⸗ 
tigen Stiftes zu verhindern. General Ney, ver franzöftfche 
Gefandte, war für diefes Vernichtungswerf eben jo dienftbereit, 
als ſoldatiſch-gewaltthätig. Daß er ftetd in Folge Aufftachelung 
von St. Gallen handelte, dafür liegen zahlreiche Beweiſe ur- 
fundlih vor. Kaum hatte der Fürft das Anerbieten auf Unter- 
handlung an die Regierung erlaffen, ſuchte Ney, von St. Gallen 
her mit der offiziellen Ueberjegung feines Schreibens vom 17. Juni 
verfehen und auf Grund defjelben, alle Wirkung diefes Schrei- 
bens durch diplomatiſchen Machtſpruch niederzufchlagen. Er 
forderte den Landammann der Schweiz auf, den „Prätendenten“ 
von St. Gallen durch die Drohung einzuſchüchtern, daß man 
ihn, falls er ſeine ſchlecht begründeten Anſprüche nicht fallen 
ließe, als öffentlichen Ruheſtörer verfolgen würde; das werde 
helfen, beſonders wenn der Landammann ſolches der Regierung 
von St. Gallen anzeigen würde, damit dieſe die Erklärung des 
Landammanns öffentlich verkünden könnte (Schreiben Ney's vom 
1. Juli). Und am 14. Juli (27. Meſſidor, Jahr XD ſchrieb 
Ney zum zweitenmal an den Landammann mit der ganz falichen 
Vorgabe: der Fürftabt refflamire nicht nur die Rüderftattung 
der Kloftergüter, jondern auch die Souveränetät des „Kantons“. *) 
Als die Rechte der Klöfter überhaupt und jene des Stiftes St. 
Gallen ihre berebten Vertheidiger in und außer der Taglayung 
wieder fanden und ihre Gegner vor dem Ausspruch der Ver— 
mittlungsafte, wenn nicht verftummen, fo doc fich theilweife 
zurüdziehen mußten, da buhlte die St. Galliſche Staatsbehörde 
wiederholt, und emfiger denn je, um einen ihr günftigen Macht— 
ſpruch der franzöftichen Regierung. Schon erworbene Verdienfte 
des Minifterd General Ney zu lohnen und „zur Beibehaltung 


1) Beide Schreiben im Bundesardhiv zu Bern. Sie enthüllen, wie 
die von der Regierung von St. Gallen ausgegangenen Entftellungen durch 
die franzoͤſiſche Gefandtichaft als fürmliche Lügen verwerthet wurben. 
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der günftigen Gefinnungen“ vefjelben, machte die Regierung 
jeiner Gemahlin ein galantes Geſchenk: „zwei Stüde geftidte 
Mouffeline, zwei der jchönften Shawls, ein Stüd feines Baum—⸗ 
wollentuh und ein halb Stüd Leinwand” (22. Auguft).) Die 
Geſandtſchaft wurde durch die Regierung beauftragt, über die 
Angelegenheit des Stiftes, namentlih über das feitens des 
Fürften an die Tagſatzung erlaffene Schreiben, vertraute Unters 
redung mit Ney zu pflegen; deſſen Behandlung an der Tag- 
fagung wurde hintertrieben. Dagegen werwendete fib Müller: 
Friedberg ernftlih um die Erlafjung einer höchſten Schlußnahme 
ab Seite des allmächtigen Konſuls Bonaparte, die jeglichen 
anberweitigen Berhandlungen Stillſchweigen auferlege.) Zu 
diefem Ende wurde eine neue Eingabe an die franzöfifche Re— 
gierung, außer allem Zweifel durch vereintes Zuſammenwirken 
des franzöſiſchen Geſandtſchaftsſekretärs Rouyer und der St. 
Galliihen Gefandtichaft, verfaßt und dem General Ney durch 
erfteren übergeben. Rouyer hatte wegen anderer wichtiger Ver— 
handlungen zwijchen, Sranfreih und der Schweiz eben damals 
eine Eilreife nah Paris zu machen. Die Vermuthung, daß er 
die Klofterfrage dort ebenfalls zur Sprache gebracht habe, wird 
durch fpätere Akten zur Gewißheit. In jenem Schriftjtüd, 
welches fi im Eingang auf die Note der Regierungskommiſſion 
vom Frühjahr beruft, wurde die Nothwendigkeit der Aufhebung 
des Stiftes St. Gallen durch Gründe höherer Politik zu be- 
weiſen gelucht: ter Kanton St. Gallen, auf einer Länge von 
zwanzig Stunden den erften und nächften Angriffen der Feinde 
Franfreihs und der Schweiz ausgejegt, bebürfe der Sicherung 
und der Erhaltung der Ruhe; dieſe aber fei abhängig davon, 
daß der erfte Konful felbft über das Schidjal des Stiftes ent- 
jcheide, die Glieder defjelben dur das Mittel der Benftonirung 


1) Nach Wunſch des Bürgers Präfiventen Müller:Friedberg, fagt das 
Ratheprotofoll von jenem Tag; das gefchah am dritten Tage, nachdem 
Uri feinen Vorſchlag zu Gunften der Klöfter in die Tagfagung gebracht hatte. 

2) Schreiben der Geſandtſchaft von St. Gallen an den Kleinen Rath, 
vom 11. September. 
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unterhalten laffe, ohne daß das Klofter felbft, durch das Geſetz 
und thatjächlich bereitd aufgehoben, wieberhergeftellt werde. Zur 
Rechtfertigung eines ſolchen Fonfulariihen Machtſpruches wurde 
auch angeführt: der Abt ſelbſt habe während der Konjulta eine 
definitive Verfügung des Vermittlers verlangt, und das Gleiche 
jei feitens der Regierung von St. Gallen gejchehen; die Abtei, 
als fouverän, ftehe außer der allgemeinen Kategorie der ſchwei— 
zerifchen Klöfter und habe zudem durch häufige Rekurſe an 
das Neich die jchweizeriiche Unabhängigkeit beeinträchtiget; bei 
der legten Invafion der Defterreicher habe ver Abt die Privi— 
legien ſeines Landes als verwirkt erklärt, mit England für ein 
Regiment fapitulirt, *) gegen die ruhigften Bürger, die man ihm 
ald Freunde Frankreichs verzeigt habe, perfönliche Berfolgungen 
eintreten lafjen;?) nad dem Frieden von Luneville habe der 
Abt unaufhörlich bei den fremden Mächten die Wiedereinfegung 
in feine Herrfcherrechte verlangt, jei auch feither Prätendent ge- 
blieben, habe in Briefen an die alten Kantone fih noch immer 
ihren Alliirten genannt; der Regierung von St. Gallen habe 
er vor Kurzem geſchrieben, daß er feine Rechtstitel fenne, vers 
möge welcher er jeine Rechte verwirft hätte; er habe das Land 
dur Glieder ver Geiitlichkeit aufzuregen gejucht, die audy zur 
Zeit der Infurreftion thätig geweſen; dabei Feinerlei Anforde- 
rungen ver helvetiichen Geſetze Genüge geleiftet; halte vie ge- 
flüchteten wiſſenſchaftlichen Schäge und die Geldwerthe zurüd, 


1) Trog allem Reichthum von Amts: und Privatpapieren, welche dem 
Berfaffer zur Abfaffung diefes Gefchichtbuches zu Gebote fanden, hat er 
unter denfelben eine ſolche Kapitulation nie entdeden können. 

2) In einem vom Fürften im Jahr 1803 perfönlich verfaßten Memo: 
rial über feine und des Stiftes Geſchicke erklärt er in Bezug auf feinen 
Miederantritt der Regierung im Jahr 1799: „Wegen dem Borangeganges 
nen wurde fein Menfch zur DBerantwortung gezogen, Niemand geftraft, kei— 
nem gejchah das geringfte Leid. Selbft die Abgeordneten zerichiedener Aem: 
ter, die von mir verlangten, daß ich die neuerdings infolent werdenden 
Empörer nicht ungeahndet laffen follte, wies ich zur Geduld, mit fagen, daß 
wenn die Sache eine andere Wendung nehmen follte, nur die Gutgefinnten 
um fo mehr zu dulden hätten.“ 
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deögleichen die Staatsarchive und felbft die Archive jeiner Unter: 
thanen, die er während ver feindlichen Bejegung geöffnet und 
fi angeeignet habe; die Schuld der Abtei habe ſolche Höhe 
erftiegen, „daß dieſelbe allein ſchon Hinreiche, den Fortbeftand 
dieſes Klofterd unmöglich zu machen“. Und für den Fall, daß 
diefe Anklagepunfte noch nicht als hinreichend zur Füllung eines 
Todesurtheils erfunden würden, führte die Denfichrift noch das 
bodhpolitifche, in den Augen des großen Gegners des britifchen 
Reiches beſonders genehme Argument auf: „Endlich ift das 
Kloftergebäude felbft einer Spinnereigejellihaft abgetreten wor: 
den, welche dieſen inpuftrielen Kanton von den englijchen 
Baummwollipinnereien unabhängig zu machen bemüht iftz; vieles 
wichtige Etablifjement aber würde ohne jenes ihm eingeräumte 
Lofal zu Grunde gehen, während feine aus den Händen der 
helvetiichen Regierung erworbenen Rechte bereitd durch die 
(ſchweizeriſche) Liquidationsfommilfion anerfannt worden find“. 
Zur Beruhigung des erften Konfuld wurde noch ein PBlan- bei- 
gefügt, wie das Stiftövermögen theild für ven Staat, theils 
für kirchliche und analoge Zwede zu verwenden wäre, 3. BD. 
zur Dotation der Klofterfirhe; der Reſt würde verwendet für 
die Verbefierung der fatholifchen Pfründen und andere Zwede 
diefer Art, zur Beförderung der allgemeinen Wohlfahrt des 
Landes ohne Unterfcheidung ter Religionsparteien, z.B. für die 
Schulen und Aehnliches. Man liest in diefen Aftenftüden be— 
reitd die Grundlagen und den Plan einer fünftigen Liquidation, 
mit dem Zuſatze: e8 wäte gut, wenn biefelbe einem von Geite 
ded Mebiatord (Bonaparte) im Einverftändniß mit der St. 
Galliihen Regierung beftellten Kommifjär übergeben würde; im 
Falle des Bedürfniſſes Fönnte ihm noch ein zweiter Kommifjär 
jeitend des Landammanns der Schweiz beigegeben werden. So 
brachte der Kanton St. Gallen den Entjcheid über das Stift 
St. Gallen vor das Forum des Auslandes, während unftreitig 
derjelbe ‚(allerdings mit voller Befeitigung der Souveränetäts— 
frage) der Tagſatzuug allein zugeftanden hätte. Zwei ganz 
verfchiedene Fragen wurden zufammengefaßt oder doch zugleich 


mit und neben einander zur Beantwortung geftellt: die der 
Souveränetät des Stifted und jene der bloßen Wiederherfitellung 
des Klofters; die erfte war offenbar fchon dur die Gründung 
des Kantond St. Gallen entſchieden und weiterer Berathung 
gar nicht bebürftig; die andere (Herftellung ver Klofterforporation, 
beziehungsweiſe Rüderftattung des Vermögens an dieſelbe) war 
einfah ein Gegenftand ver Auslegung und Anwendung der 
Mediationsafte, für welche ver jchweizerifche Rechtsſinn und 
der Schweizerverftand ſchon allein genügt hätten. Die befte 
Bönnerfhaft fand die im alten St. Gallusftift eingehaufete 
Baumwollipinnerei; ihre Inhaber, in Folge der Mebiationd- 
afte eine Aufforderung zur Räumung des Platzes bejorgend, 
hatten fih Schon im Frühjahr um Fortdauer ihres Gratispachtes 
verwendet und eventuell angefündiget, daß fie eine Entichäbi- 
gungsforderung von ungefähr 70,000 Gl. zu machen hätten, 
fals ihrem Begehren nicht entiprochen werben fönnte. Die 
Bittichrift ging durch Vermittlung ver Regierung von St. Gallen 
an den Landammann der Schweiz, der jedoch für die Bittfteller 
nicht ganz befriedigend antwortete: „es fordere die Gerechtigkeit und 
die wörtliche Vorfchrift der Vermittlungsakte, daß ven Eigen: 
thumsrechten der Kloftergeiftlichfeit nicht zu nahe getreten werde”, 
dann den Gegenjtand an die Liquidationsfommilfton verwies, damit 
fie, bei allfälligem fernern Verbleiben der Baumwollfpinnerei im 
Klofter, dem Stift wenigftend die ihm gebührende Entſchädigung 
zufprechen fönnte. *) Die Baumwollfpinnerei wendete ſich auch 
unmittelbar nad Paris, gewann im Ferneren bie franzöftichen 
Generale Lecourbe und Seras bei ihrem Aufenthalt in St. Gallen 
durh das gegenüber ven Franzofen damals üblihe Mittel ver 
flingenden Gründe. Später erhielt die Direktion der Spinnerei 
von Müller- Friedberg Anzeige, wie Ney dieſelbe in ſolchen Flor 
gebracht zu jehen wünfche, daß man fein Garn aus England 
mehr bedürfe. Auch Reutti beftätigte in Unterrebungen mit 
P. Aemilian die hohe Gunft, in welcher jenes induftrielle Unter- 

) Alten und Protokolle im Bundesarchiv zu Bern; der Landammann 
fchrieb am 29. April 1803. 


nehmen bei der franzöfifchen Regierung ftehe. ) Seinen Forts 
beftand im Klofter ficherte vollends eine Verfügung ver ſchwei— 
zerifchen Liquidationskommiſſion und ver gemeldete diplomatijche 
Krieg gegen die Wiederherftellung des Stiftes. Für das legtere 
wechjelten in St. Gallen Furcht urd Hoffnung; bald gab man 
Alles für verloren, bald lauteten die Nachrichten aus Paris 
günftiger; weniger Eingeweihte, die von den Korrefpondenzen 
zwilhen Müller-Friedberg einer, dann Ney, Demeunier und 
Barthelemy anderſeits, nichts Näheres wußten, nahmen fogar 
al8 unzweifelhaft an, St. Gallen werde gleich den übrigen Klö— 
ftern (freilich ohne die weltliche Herrichaft) wiederhergeftellt wer— 
den; jo Landammann Zellweger, ver Geſandte von Appenzell 
A. R. an der Tagſatzung.?) Hierin lag Täuſchung. Aber die 
entichiedenen Freunde des Stiftes wollten ihre Herzensſache doc 
nicht aufgeben; P. Thomas Brändli, von Kirdyberg, damals 
Pfarrer in Lichtenfteig, war einer der eifrigften unter ihnen; er 
machte feine WVertrauten, P. Konrad Scherrer und P. Theodor 
Wick, mit verfchiedenen Entwürfen befannt, jo mit dem Vor: 
haben, bei der oberjten Landesbehörde darauf zu dringen, daß 
der Regierung eine Kommilfion aus dem Großen Rathe an vie 
Seite gejegt werde, zur Sicherung gegen weitere Bebrüdung 
jeitend ver erfteren; er empfahl gemeinfames Worgehen mit ver 
MWeltgeiftlichfeit;z er entwarf eine Petition an den Großen Rath, 
in welder das umgebotene Gerücht widerlegt wurde, ald wäre 
es jelbft nicht mehr Wille der Kapitularen, in eine Kommunität 
und klöſterliche Ordnung zurüdzufehren. In gleicher SBetition 
ift das Verlangen an den Großen Rath um Wiederherftellung 
der klöſterlichen Korporation und Wiedereinfegung in ihre geift- 
lihen Rechte geftellt, wogegen die aufrichtige Verfiherung ab» 
gelegt wird, daß die Unterzeichner bereit feien, dem Vaterland 
im wiſſenſchaftlichen und geiftlihen Sache nach Kräften zu dienen. 
Bald waren die Unterfchriften von einundvierzig Kapitularen bei- 

1) Briefe ded P. Nemilian an den Fürften Pancratius, vom 11. Juli 


und 1. Auguft. 
2) Brief des Gleichen an den Fürften, vom 26. Auguft. 
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ſammen, welche urkundlich den dringenden Wunſch bezeugten, daß 
ihr „Stift auf dauer- und ehrenhafte Art wiederhergeſtellt werbe.“ ') 
Es ift nicht erhoben, daß eine ſolche Bittfchrift wirklih an den 
Großen Rath; gelangt ſei. Aber die erwähnten Beftrebungen 
nahmen gleichwohl eine beftimmte Form an. P. Aemilian, der 
Superior und erfte Bevollmädhtigte des Fürften, obwohl in Feiner 
diejer beiden Eigenjchaften von der Regierung anerkannt, wen- 
dete fih, im Einverftändniß mit feinen Schickſalsgenoſſen, mit 
ausführlidem Schreiben an den Kleinen Rath (21. Oftober), 
begründete Klage führend, taß der Fürftabt Feiner Antwort ges 
würdiget worden, während durch Berüdfichtigung feiner befannten 
Zufchrift der Weg zur Annäherung und Ausgleihung gebahnt 
worden wäre; im jeinem Schreiben verlangte er Rüdgabe alles 
deffen an das Stift, was mit der Vermittlungsafte vereinbar; 
Mievereinfegung in die Drdinariatsrechte, wie ed der laute 
Wunſch des Volkes im verfloffenen Jahr, das ftete Beftreben 
des aus den drei Fatholiichen Landfchaften ernannten Ausſchuſſes 
und das Verlangen des größern Theiles der Geiftlichfeit immer 
geweien; im Weitern auch empfehlende Vorlage diefer Eingabe 
an den Großen Rath; würde dieſe Bitte feinen Eingang finden 
fönnen, jo wolle die Regierung wenigftens das Schreiben des 
Fürſten einer baldigen Antwort würdigen. Mittlerweile hatten 
die erzählten Beftrebungen bei Ney ?) ihre Wirfung geübt. Am 
23. September war tie Tagſatzung geichloffen worden; die 
St. Galliſche Geſandtſchaft, nah Haufe zurüdgefehrt, erftattete 
(6. Dftober) eigenen und jchriftlihen Beriht an den Kleinen 
Rath über die Verhandlungen mit Ney wegen bes Stiftes; 
diefem zufolge hatte der franzöſiſche Geſandte nicht nur dem 
Stift jeden weitern Fortbeftand abgeſprochen, fondern jelbft das 
gefammte Vermögen deſſelben ald Staatsgut erflärt, jo daß ein 
Unterfchied zwiſchen ſouveränem und Flöfterlichem Gut nicht zu 
machen wäre, und auf förberliche Liquidation durch eine gemijchte 
*) Tagebuch des Fürften vom Dftober 1803. Schreiben des P. Tho— 


mad an P. Konrad, vom 8. Dftober gl. J., im Kantonsarchiv. 
?) Denkſchrift vom 9. September. 
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Kommiſſion abgeftelt. Nur um die Unabhängigkeit der Schweiz 
zu fchonen, habe der Erfte Konjul nicht unmittelbar von ſich aus 
verfügt; e8 ſei aber gleihwohl fein ernfter Wille, daß der Bot: 
jchafter der St. Galliichen Regierung in erwähntem Sinne fräftig 
an die Hand gehe. Bald nachher jchrieb Ney felbft an die Re— 
gierung: durch die Mediationsafte ſei die Souveränetät an die 
Kantonalbehörde übergegangen, der Er-Fürft habe vießfalls kei— 
nerlei Anſprüche zu machen, eben jo wenig auf Güter und Ein: 
fünfte, die ihm in der Eigenjchaft als Souverän zugeftanden ; 
im Uebrigen werde die frangöfiiche Negierung es mit Wohlge— 
falfen jehen, wenn gegen den Ex-Abt und die Mönde des Klo- 
fterd mit Großmuth gehandelt werde; man möge Alles frieblic 
erledigen, jorgen, daß Feine Keime von Ruheftörung zurüdbleiben; 
dahin zielende Beftrebungen werde er, der Gejandte, beftens 
unterftügen (Schreiben vom 19. Dftober). Schlau wurde in 
diefem Aftenftüd, wie in anderen Papieren der Zeit, die einzige 
Frage, um welche es fich eigentlich handelte: mediationsmäßige 
Rüdgabe der Stiftsgüter an das Klofter behufs ſeines Fortbe- 
ftandes, umgangen. Anders jchrieb d'Affry, der Landammann 
ber Schweiz; er verlangte von der Regierung Bericht über den 
Stand der Angelegenheit, Außerte das Vertrauen, ed werde bie 
abzujchließende VBerftäntigung dem Rechte beſtens entiprechen; ') 
er, der Landammann, fei zur Mitwirkung bereit, daß einerjeits 
die Rechte des Kantons feftgeftellt, anderſeits das wirkliche Eigen- 
thum des Abtes gefichert werde (23. Dftober).?) Im gleichen 
Sinn ſchrieb d'Affry an ven franzöftichen Gefandten. Mit dem 
Schreiben Ney's in der Hand antwortete die Regierung dem 
erften Bevollmächtigten des Fürften, P. Aemilian, jchroff ab» 
lehnend und voller Ausflüchte zugleih, namentlich den angeb- 
lihen Abgang von Vollmachten jeitend der Kommifjarien des 
Fürften vorfhügend: „der Zuftand der Dinge erforderte im Zus 


1) „Je suis totalement assuré, que cet arrangement sera basé sur la 
justice la plus exacte.* 

?) Diefe Stelle deutete auf billige Ausfcheidung eines Antheils aus 
dem Kloftergut, unter dem Titel von Staatögut. 
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ſammenhange Aufweiſung hinlänglicher Vollmachten, Anerken— 
nung der Kantonsſouveränetät und Annahme einer den Geſetzen 
entſprechenden Stellung; dagegen begnügte man ſich auf einer 
Seite die Vermittlungsakte anzurufen, auf der andern bezweifelte 
man die Kraft und das Recht derſelben und widerſprach ihr 
wenigſtens durch Verwahrungen und Thatſachen, in welche aus» 
zuſchweifen zu weitläufig ſein würde.“ So ſchrieb die Regie— 
rung, mit dem Beiſatz: unterdeſſen habe die vom Abt ſelbſt an— 
gerufene franzöſiſche Regierung demſelben bereits „Weiſung“ 
hinſichtlich des Geſchäftes gegeben; in dieſer Lage könne die Re— 
gierung keinen vorgreifenden Schritt thun, von welcher Art er 
immer ſein möchte (25. Oktober). In ähnlichem Sinn antwor— 
tete die Regierung dem Landammann der Schweiz, mit dem un— 
wahren Vorwurf gegen den Abt: er habe in feinem Schreiben 
vom 17. Juni die entichiedenfte Haltung eined „Prätendenten“ 
eingenommen, und mit ber verben Erklärung: eine Kloiterfors 
poration wie die St. Galliſche könne man nicht wieberherftellen, 
eine Korporation, welche aud die feierlichften Traftaten nicht 
von ihren irrigen Anfhauungen zu heilen vermochten und bie 
erft im Augenblide gebieterijcher Nothwendigfeit fich zur Nach— 
giebigfeit entjchloffen habe, „freilih um wieder, nur auf noch 
gefährlichere Weiſe, im Herzen des Staates felbft gegen den 
Staat zu wirfen.“ Folgten noch höchſt übertriebene Klagen über 
den herabgefommenen Vermögensftand des Klofters, jo daß aud) 
aus diefem Grunde der Fortbeftaud defjelben eine baare Unmög- 
(ichfeit wäre; dann das Erſuchen, ed wolle der Landammanı 
vereint mit dem franzöfiichen Gefandten beftimmte Entjcheide aus- . 
wirfen, damit die Regierung endlich zu der beabfichtigten Liqui- 
dation jchreiten könne (5. November). Diefer Brief ift eine 
harte Anflageafte gegen das Stift und war beftimmt, dem greifen 
Landammann jede Anwandlung zu neuer Empfehlung des guten 
Rechtes (der „justice exacte“) zu benehmen. Gleichzeitig nahm 
die Regierung den franzöfiihen Gefandten, General Ney, gegen 
die Anfichten des Landammanns zu Hülfe. Sie jchrieb jenem 
(7. November): der Landammann halte die Mediationsafte für 


u 


* 


anwendbar auch auf das Klofter St. Gallen, welches doch fchon 
vor Erjcheinen verjelben zu beftehen aufgehört habe, und das 
jhon durch feine beharrlihe Miverfeglichfeit gegen Gelege und 
Traftate das Recht, gleich den übrigen Klöftern behandelt zu 
werben, verwirft habe, falls überhaupt ſolche Gleichftellung mit 
der frühern Souveränetät des Stiftes vereinbarlich gewejen wäre; 
die Regierung müffe liquidiren, wolle aber das Geſchäft nicht 
auf eine Weiſe angreifen, welche ver Vermittler ald mit dem 
Geift der Mediationsafte unverträglih erachten könnte; daher 
die Bitte um beftimmten Entfcheid, ob wider Erwarten der Aus- 
ſpruch der Vermittlungsafte anwendbar ſei auf das Klofter 
St. Gallen, oder dann aber im umgefehrten Kalle, den Land» 
ammann eined Beflern zu belehren, „wenn die von und aufges 
ftellten Grundfäge gerecht und unwiderſprechbar find; die jeßige 
und zufünftige Ruhe des Kantons fordert, daß wir gegen ben 
Erjouverän des St. Galliſchen Landes nur ſolche Maßnahmen 
in Anwendung bringen, die ihres Erfolges und der Anerkennung 
feitend der franzöftfchen Regierung gewiß fein Fönnen. Wir 
werben fogleih handeln, ſobald ed Ihnen gefällt, und das ein- 
zubaltende Verfahren, das Sie bereitd der St. Galliihen Ges 
jandtichaft zu unferen Handen angedeutet hatten, ausführlih zur 
Kenntniß zu bringen.” Bald folgte Ney's Antwort an den 
Kleinen Rath: „die Mediationsafte hat die Souveränetät Ihres 
Kantons fanktionirt; fie enthält Feine Beftimmung, die ihr eine 
rüdwirfende Kraft verleihen könnte; die Abtei St. Gallen aber 
war ſchon feit Langem durch vie helvetiihe Regierung aufge: 
hoben; und da die Mönde dieſes Kantons zerftreut geblieben, 
fo fünnen fie auch feine Korporation mehr bilden; demnach bleibt 
es ganz Ihrem Ermefjen anheim geftellt, jolhe Verfügungen 
zu treffen, weldhe Ihnen für die Sicherung der Ruhe und der 
Wohlfahrt Ihres Kantons die geeignetften erjcheinen. Die Abs 
fihten der franzöfiichen Regierung bleiben in dieſer Beziehung 
unverändert. Sch Habe darüber wiederholt mit dem Landam— 
mann d'Affry geſprochen und ungeachtet feiner VBoreingenommen- 
heit für ſchützendes infchreiten fiebt er ohne Zweifel ein, daß 


ed um jo gefährlicher wäre, den alten Souverän dem neuen 
gegenüberzuftellen, ald das Verhalten und ver Karakter des 
Ex⸗Abtes Feineswegs hoffen laffen, daß er fih den neu einge: 
tretenen Zuftänden fügen würde. Frankreich könnte keineswegs 
beifällig wahrnehmen, daß ein Mann, der ununterbrochen an 
den fremden Höfen intriguirt hat, aud nur den geringften Ein- 
fluß in Ihrem Lande übe.“ Diefer Erörterung war Rath und 
Meifung beigefügt, ohne allen Verzug zur Liquidation des Klo- 
ftervermögend zu fchreiten (Schreiben Ney's vom 12. Novem- 
ber). Bisherige Geſchichtwerke haben jede nähere Angabe über 
die Veranlaſſung dieſes verhängnißvollen Briefe unterlaflen; 
wir haben nun nadıgewiejen, daß er feitens der St. Galliſchen 
Regierung eigentlich erbettelt worden.) Abficht des Briefes 
war: vollendete Thatjachen zu fchaffen, wodurch jede Rüdfehr 
zur wirffamen Grörterung des Rectspunftes ſowohl an ver 
Tagfagung ald im Kabinete des Erften Konfuld unmöglich 
würde. 

Im Verlaufe dieſes eifrigen Briefwechjeld war in Folge 
‚ mehrerer wichtiger Schlußnahmen der Taglagung eine außeror- 
dentlihe Verfammlung des Großen Rathes nothwendig gewor— 
den; auf- diefen richteten die Fatholiichen Verehrer des Stiftes 
ihre Blide. Sie ſprachen davon, den Geſandten Müller-Fried- 
berg förmlich zur Verantwortung zu ziehen; ed wurde die Eins 
bringung einer neuen Motion für Wiederherftelung des Stiftes 
beiproden; aber, fei e8 aus Muthlofigkeit, jei ed im Bewußt— 
fein, daß wegen abgehenden Snitiativrechtes jeder Antrag ſofort 
als unbefugt aus dem Felde geichlagen würde: ed unterblieb 
eine wirkliche Anregung der Sade im Großen Rathe; ?) der 
Kleine Rath ſchwieg ebenfall8 und brachte das neue dringende 
Bittgeſuch des ftiftifchen Bevollmächtigten nicht vor den Großen 
Rath; fo erhielten die Freunde des Stiftes auch feinen mittel: 
baren Anlaß, für dafjelbe im Schooße der oberften Landesbe— 


1) „Erſchlichen“, fagt der Fürft im Tagebuch vom 1. Dezember. 
?) „Reiner wollte ſich dazu hergeben“, meldet P. Aemilian dem Fürs 
ften, am 27. Oft. 
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hörde einzuftehen; wohl aber beftellten fie ein» Aborbnung, um 
dem Regierungspräfidenten (Müllers Frievberg war ed wieder) 
ernfte Borftelungen gegen beabfichtigte fchleunige Auflöfung des 
Großen Rathes zu machen, obwohl „die Klofterfrage noch zu 
behandeln fei”. Der Präfivent fertigte die Aborbnung der ka— 
tholifhen Kantonsräthe in gewohnter Weife ab, jo gut er konnte; 
warf wieder mit dem Vorwurf beabfichtigter „Landesherrlichfeit“ 
um fih, und fhob alle Schuld auf den Fürften; mit P. Aemis 
lian fönne man nicht in Unterhandlung treten, denn ihm fehle 
ja eine legale Vollmacht; zudem werde er felbft von den Sei— 
nigen nicht ald Superior anerkannt; die Drodinnriatsrechte be— 
treffend, können ſolche nicht mehr beftehen; fie feien Mißbräuche, 
und entweder müſſe der Abt Bilchof werben, oder die geiftliche 

Jurisdiktion falle auf den urjprünglichen Biſchof zurüd; der 
Kollaturen halber (die Regierung übte faktisch daherige Rechte) 
möge die Abordnung einen Vorſchlag einreihen. Auch Aemilian 
hatte eine Unterredung mit Müller: $riedberg und ftellte, nach— 
dem er die übrigen Bitten als fruchtlos erfannt, das Erfuchen, 
es möchte die Regierung doc wenigftens bis zur nächften Tag— 
jagung jeglihe Säfularifation einftellen. Aber der Regierungs- 
präfivent wies auf feine, in das Tagjagungsprotofoll niederge- 
legte, Verwahrung gegen Anwendung der Mediationsafte auf 
St. Gallen und erwähnte felbftzufrieven: es fei jene Verwah— 
rung in den Abjchied aufgenommen worden. Er jchleuderte jo: 
gar den Vorwurf gegen den Fürften: biefer habe den von kai— 
ferliher Seite auf die Stift St. Gallifhen Güter in Deutſch— 
land gelegten Sequefter hervorgerufen; „er ſowohl als übrige 
Regierungsgliever würden eher den Poſten verlaffen, als fich 
mit dem Fürften in jener Stellung, die er einnimmt, in Etwas 
einlafjen.” Mittlerweile war der Große Rath geſchloſſen wor: 
den; vor dem Auseinandergehen feiner Mitglieder hatte ver Kleine 
Rath fie durch ein Gaftmahl erfreut, bei weldhem „unter Abs 
feuern der Kanonen auf die Gefundheit des Bonaparte wader 
getrunfen wurde.” Müller Friedberg wurde mit Danfadrefjen 
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beehrt, ftatt für feine Handlungsweiſe verantwortlid ge— 
madıt. ') 

Menige Tage nachdem der Fürft Pancratius fein wichtiges 
Schreiben vom 17. Juni an die Kantonsregierung erlafen und 
nicht bloß feine für die Unterhandlung mit dieſer bezeichneten 
Kommiſſäre, jondern auch jene feiner Kapitularen, die, wie er 
erwartete, allenfalls zur Aufklärung in den Angelegenheiten des 
Stiftes an den Sig der Tagfagung, nad Freiburg, berufen 
würden, mit nöthigen Inftruftionen verfehen hatte, trat der Fürft 
eine neue Reife nah Wien an (22. Juni). Am 12. Juli traf . 
er in der Kaiferftadt ein. Dorthin führten ihn, wie er fi in 
dem Schreiben an die Tagjagung vom 21. Juni ausdrüdte, die 
noch nicht ausgeglichenen Angelegenheiten Neu-Ravensburg’8 und 
die Fritiihe Lage einiger andern Befigungen des Stiftes St. 
Gallen. Seine Bethätigung für dieſe lag ganz im. Snterefje 
der Schweiz. Durd den Regensburger-Rezeß vom 25. Februar 
1803 (Art. 29) hatte die helvetiiche Republik die Verficherung 
erhalten, „daß bei Säkularijationen innerhalb ihrer Grenzen dies 
felben ohne Berlurft und Nachtheil der im Deutſchen Reiche 
gelegenen Zugehörven ihrer geiftlicken Stiftungen vor fih gehen 
jollen, ausjchließlich deifen, worüber anders verfügt worden war;“ 
daraus ergab fi für die deutſchen Regierungen die Verpflid- 
tung, „die im deutſchen Weiche gelegenen Befigungen jchweizer 
riſcher Stiftungen felbft auf den Ball der Schweiz nicht zu ent— 
ziehen, wenn auch dieſe Stifte fäfularifirt werden ſollten.“ We- 
nige Tage nad der Ankunft in Wien vernahm der Fürft, daß 
die öfterreichifche Regierung, fih durch diefen Artikel nicht ge- 
bunden erachtend, mit dem Plan einer allgemeinen Sequeftration 
ber den ſchweizeriſchen Stiften auf ihrem Gebiete zuftehenven 
Güter umgehe, die zu wirklicher Infameration führen ſolle. Der 
Fürft that fogleih Schritte bei dem Staatöminifter von Kobenzl 
und dem Kaifer gegen diefe Maßnahme, namentlih im Intereffe 
bes Stiftes St. Gallen. Kobenzl wollte nichts von Nachgiebig- 


1) Aus des P. Aemilian's Berichten an den Fürften vom 27. und 
31. Oftober. 
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keit wiſſen: „er beharrte darauf, daß ſolange die Schweizer die 
St. Galler Güter in Beſchlag behielten, Oeſterreich das näm— 
liche thun müſſe, um nicht dupe zu ſein“ (25. Juli). In Folge 
einer ſpätern Audienz bei dem Kaiſer überreichte er dieſem ein 
Memorial gegen jene Sequeſtration. Weit entfernt alſo, daß 
der Fürft, wie Müler-Frievberg ihn beargwohnt und felbft an: 
geihuldiget hatte, jene Maßnahme Defterreih’8 hervorgerufen, 
hat er fie ernftlich befämpft, und unerfchroden jelbft die erften 
Autoritäten der kaiſerlichen Regierung gegen biefelbe angerufen; 
mit Freuden fieht man zum erflenmal vie beiden hochbegabten 
Männer, unglüdliher Weile Gegner, für einen und denfelben 
Gegenftand fih verwenden. Der Fürft dachte übrigens nicht 
bloß auf materiellen Beſitz; er wollte ihn nüglich verwerthen 
für die geiftige Bildung, indem er dem Kaifer einen Plan ein: 
reichte zu Gründung und Erhaltung eines Lyzeums für Defter- 
reib, Schwaben und Vorarlberg. Da die gleihe Sequeftrationd- 
maßnahme auc auf liechtenfteinischem Gebiet vorgenommen wor— 
ven, that der Fürft auch Schritte bei dem dortigen Oberbeamten 
in Wien,- der jedoch die Schuld auf Defterreich warf, welches 
ohne Wiſſen des Fürften von Liechtenftein auf deſſen Gebiet vie 
St. Galliihen Kloftergüter mit Beichlag belegt habe. Wie bei 
früheren Anläffen, jo waren auch hinſichtlich viefer Reife des 
Fürften nach Wien feine nächften Untergebenen und Mitbrüder 
nicht auf feiner Seite; P. Aemilian jchrieb ihm (1. Auguft): 
„alle Gutgefinnten hätten gewünſcht, der Fürft wäre nad) Frei- 
burg, ') ftatt nach Wien gereifet“. Auch einzelne Staatömänner 
ſprachen fih in dieſem Sinn aus, jo Regierungsrat) Gmür: 
der Fürft-follte fich doch einmal nähern und perjönlid das Klofter 
(als erftes Eigenthum des Stiftes) zurüdfordern, damit doc 
einmal die Kloſterſachen zu einem Ziel gelangen Fönnten.?) In 
der europäiſchen Politik war inzwiſchen eine wejentliche Aende— 


) Zur Bertheidigung feines Stift8 und der übrigen Klöfter an ber 
Tagſatzung. 

2) Briefe des P. Aemilian an den Fürſten, vom 1. Auguſt und 2, Sep⸗ 
tember 1803. 
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rung eingetreten; der Kampf zwiſchen England und Frankreich 
entbrannte von Neuem; England hatte ſeinem großen Gegner 
am 18. Mai den Krieg erklärt. Den möglichen Fall einer 
neuen Umgeſtaltung der Schweiz, je nach dem Ausgange des 
Krieges, vorausſehend, war Fürſt Pancratius abermals auf 
Negozirung eines großen Anleihens bei der engliſchen Regierung 
bedacht, das ihm die Mittel zur gänzlichen Rückzahlung der 
Stiftsſchulden bringen ſollte. Zu irgend einer wirklichen Ver— 
handlung aber kam es wieder nicht; vielmehr ſah der Fürſt 
thatſächlich die neue Ordnung in der Schweiz erſtarken und er 
ſetzte deßhalb auch ſeine Reklamationen bei dem Landammann 
der Schweiz um mediationsmäßige Behandlung ſeines Stiftes 
in bisheriger Weiſe fort (20. Auguſt). Die freundſchaftlichen 
Beziehungen in Wien ſuchte er ununterbrochen zu erhalten; ſo 
hatte er ſein früheres gutes Verhältniß zu Johann v. Müller 
daſelbſt wieder aufgenommen. Bald beurlaubte ſich der Fürſt 
vom Kaiſer (7. September); den, ſeit der Rückkehr aus Paris 
in Wien weilenden Hofrath Müller ließ er daſelbſt zurück. Auf 
der Reiſe, an einem Wallfahrtsort, erneuerte er ein ſchon im 
Fahr 1800 gemachtes Gelübde, für den Fall, wenn aud nur 
(ohne Jurisdiktiousrecht) „die ſichere Eriftenz (des Stiftes) erreicht 
würde”. Am 29. September war er in Mehrerau zurüd, ſprach 
den P. Aemilian und fam mit ihm überein, daß vor der Hand 
nur zuzuwarten fei, was der Landammann d'Affry auf das eben 
erwähnte Schreiben erwiebern werde. Vom 8. Dftober an nahm 
der Fürft feinen Wohnfig in Ebringen. Bon den deutſchen Ber 
figungen war ihm nichts mehr übrig geblieben, als dieſe Herr— 
Ihaft, nachdem NeusRavensburg dur den Regensburger Rezeß 
an den Fürften von Dietrichftein übergegangen, die übrigen Be— 
fitungen des Stiftes von Defterreih mit Sequejter belegt wors 
den. Von Ebringen aus gab der Fürft feinem erften Bevoll- 
mächtigten P. Yemilian neue Verhaltungsbefehle für den Fall, 
daß es endlich doc zu den längft vorgefchlagenen Unterhand- 
[ungen mit der St. Gallifhen Kantonsregierung fommen jollte. 
In diefer Zeit wurde die päpftliche Nuntiatur wieder bergeftellt. 
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Der Landammann der Schweiz hatte in ehrerbietigem Schreiben 
an den Heiligen Vater den Wunſch ausgeſprochen, daß foldes 
geihehen möge (2. Dftober), der Papft dann huldvoll die Ge- 
währung der Bitte verheißen. Bald nachher traf der neue 
Nuntius, Fabritins Sceberas Teftaferrata, Erzbiihof von Bery- 
tus, auf Schweizergebiet ein und nahm feine Reſidenz in Luzern. 
Fürft Pancratius ermangelte nicht, ihn al8bald mit feinen feit 
17. Juni erlaffenen Hauptreflamationsfchreiben befannt zu machen 
und die amtliche Fürjprache der Nuntiatur für Herftelung des 
Stifted St. Gallen in Anfpruch zu nehmen (17. November). 
Den Landammann der Schweiz erfuchte er um gleiche Zeit, dem 
Tagſatzungsbeſchluß für Rüdgabe ver Kloftergüter auch zu Gun— 
ften des Stiftes St. Gallen Vollzug zu geben, mit energiicher 
Beichwerte, wie die Regierung von St. Gallen jede Verhand- 
lung des Gegenftandes im Schooße des Großen Rathes verhin- 
dert habe, und mit Fräftiger Zurüdweilung des Vorwandes, ale 
hätte er, durch Refurs an den erften Konful, deffen Anrufung 
von der Gegenpartei veranlaßt; feine Denkſchrift an jenen vom 
17. März bemweile das gerade Gegentheil. In diefem Jahr 
verfaßte Pancratius felbft noch ven Katalog über fein Klofters 
Perſonale: es beftand, inbegriffen vie Konvershrüder, noch aus 
78 Drdensmitgliedern. 

Treu der ſchon früher Fundgegebenen Gefinnung baten vie 
Ortſchaften Ridendbah und Wylen, bei Wyl, neuerdings um 
Bereinigung mit dem Kanton St. Gallen. Sie ftellten der Tag- 
jagung vor, daß fie feit den älteften Zeiten immerwährend einen 
Theil der Alt-St. Galliſchen Landichaft ausgemacht haben, für 
alfe Zivilfälle der Judikatur des fürftlihen Pfalzrathes in Wyl, 
einzig in Malefizfällen der Gerichtöbarfeit des thurgauiſchen 
Landvogtei-Amted unterftellt gewejen. Der legtere Umftand möge 
die helvetiiche Geſetzgebung veranlaßt haben, die beiden Ortſchaf— 
ten dem thurgauifchen Diftrift Tobel einzuverleiben; ihrer ört— 
lichen Lage zufolge aber würden fie weit beffer dem Kanton 
St. Gallen und deſſen Diftrift Wyl angefchloffen (10. Zuli). 
Diefe Bittfchrift blieb ohne Erfolg. 


—— 


Dritter Abſchnitt. 


Franzoſiſche Allianz und Militärkapitulation, genehmiget von St. Gallen. 
Die fchweizerifchen Dezentraliationen; in Folge derfelben fantonale Anorb- 
nungen in Münz:, Zoll, Salz: und Poftangelegenheiten. Aufhebung ber 
helvetifchen Stempelabgabe. Bürgereid. Niederlaffungswefen. Die Grft- 
finge in der Kriminalftrafgefeggebung. Die Verfumpfung von Wallenftadt, 
Weſen und weiter; Einleitung des Linthforreftiondwerfed. Der bewaffnete 
Aufftand im Kanton Züri; Verhalten St. Gallen’3 und fein Mittlerwort. 
Außerordentliche Milizorganifation. Erſter Berfuh zur Errichtung eines 
St. Gallifchen Bisthums auf den Trümmern des Stiftes; Widerftand des 
Fürften. (Vom Herbft 1803 bis Frühjahr 1804.) 


Sm Oktober 1803 verfammelte fi der Große Rath außer: 
ordentlich; deſſen ift bereit oben. gedacht. Wichtige Stimm- 
gebung über auswärtige BVerhältniffe lag ihm ob. Der Be 
berrfcher Frankreichs hatte die Regierung der Schweiz nicht 
perfönlich übernehmen, wohl aber Land und Volk für. feine 
militärifchen und politiichen Zwede ſich aneignen und dienftbar 
machen wollen. Zu diefem Behuf trug der franzöftfche Geſandte 
Ney ſchon in einer bei Eröffnung der Tagfagung gehaltenen 
Rede auf den Abſchluß einer Militärfapitulation und eines 
Schutzbündniſſes zwilchen beiden Staaten an. Er reichte die 
Entwürfe ein; Kommijfionen ver Tagjagung (in derjenigen für 
die Unterhandlung des Schugbündnifjes faß aud der St. Guls 
lifche Gefandte) prüften fie und verfaßten nöthige Gegenentwürfe 
über die wichtigften und der Beftreitung zugänglichen Partien 
der beabfihtigten Berträge. Die Verhandlungen wurden mit 
Eifer und Fleiß, von Seite Franfreichd ſelbſt mit Dringlichkeit 
geführt; denn das Werk follte nicht nur den Meifter loben, 
jondern auch noch an diefer erften Tagfagung, gleihfam zur 
Snauguration der neuen Eidgenofienfhaft, zu Stande fommen. 
Daher jene außerordentlihe Sendung des franzöſiſchen Gefandt- 
fchaftsfefretird nach Paris, die bereits erzählt worden, zur Erhals 
tung ter Vollmacht für die Unterzeihnung nad) Maßgabe ver von 


den Taglagungsfommiffionen gewährten oder ——— Abaͤn⸗ 
Baumgartner, Kanton Et. Gallen. U. 
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derungen. Am 27. September erfolgte dieſelbe, für Frankreich 
durch deſſen Geſandten Ney, für die Schweiz durch die bevoll— 
mächtigten Mitglieder der beiden Kommiſſionen, welche durch 
den Landammann d'Affry präſidirt worden. Durch die Militärs 
fapitulation wurde die Schweiz ver große Werbeplag für vier 
Regimenter, zufammen -16,000 Mann; die Aufbringung diefer 
Mannſchaft jollte nur durch freiwillige Werbung ftattfinden; aber 
der Art. 2 ftellte an ven freien Willen ver frangöftichen Regie— 
rumg, die Bollzähligfeit ver Regimenter zu verlangen, zu welchem 
Behuf in den franzöſiſchen renzfeftungen ein Depot von je 
1000 Mann für jedes Regiment aufgeftelt wurde. Dauer des 
Kapitulationsvertrages fünfundzwanzig Jahre, doch mit Berech— 
tigung Frankreichs, die vier Regimenter bei unvorgejehenen Um— 
ftänden auch vor Abflug jener Frift zu entlaffen (licencier). 
Im Kriegöfall oder bei dringender Gefahr war hinwieder die 
Schweiz berechtigt, die Hälfte der Fapitulirten Truppen, in be- 
fonderem Nothfall ihre Gelammtzahl, für den eigenen SKriegs- 
dienft zurücdzuberufen. In der einleitenden Botfchaft an ven 
Großen Rath bemerkte die Regierung ausdrüdlih, daß das 
politiiche Intereſſe des Vaterlandes die engere Verbindung mit 
der alliirten Republik erheiſche. Diefer Allianz felbft war ein 
eigener Vertrag gewidmet, der ald Hauptſache der Kapitulation 
voranging, in der Unterhandlung mit und neben dem Kapitu- 
Iationdvertrag beiprocdhen wurte. Des durd; die Häupter der 
helvetiſchen Republif jeiner Zeit der Schweiz aufgedrungenen 
Dffenfivbündnifjes erinnerte man fih mit Schreden und Erbit- 
terung augleih. Der neue Vertrag wurde daher auf die Grund- 
lage eines bloßen Defenfios oder Schugbündniffes geftellt. Diefes 
wurde abgeihloffen auf die Dauer von fünfzig Jahren. Es 
berechtigte Franfreidh, für die Vertheidigung feined Kontinental- 
gebietes auf dem Wege freier Werbung und auf eigene Koften 
noch weitere 8000 Mann (über die fapitulirten 16,000 Mann 
hinaus) aus der Schweiz zu ziehen. Die Schweiz verpflichtete 
ſich, jährlid aus den Salinen Franfreihs 200,000 Zentner 
Salz abzunehmen (tie Genehmigung dieſes Artifeld zu ermög— 
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lichen, hatte ſich St. Gallen in Nebenverhandlungen zur Abnahme 
von jährlichen 3000 Zentnern herbeigelaſſen, für die weſtlichen 
St. Galliſchen Gebietstheile zu verwenden)., Es wurde auch 
gegenfeitig freie Niederlaſſung bedungen. Durch den politiſchen 
Theil dieſes Traktates fand ſich die Schweiz ſelbſt für den Fall, 
daß bei Kriegsausbruch die übrigen Mächte tem ſchweizeriſchen 
Gebiet Neutralität bewilliget hätten, in das franzöfifche Kriegs- 
ſyſtem hineingezogen; fie half mit die Länder- und Volksmaſſen 
zu vermehren, über welde das damalige Frankreich gegenüber 
den andern Staaten verfügte. Der Selbftftändigfeit und Neu— 
tralität hätte fie fich nur freuen fönnen ohne Bündnif. Die 
Zeitgenoffen aber nahmen hin, was fie nicht ändern konnten, 
und freuten fich in foweit des Errungenen, als es ſich vortheil- 
haft von dem früheren Verhältniß unterfchied. Der Große 
Rath von St. Gallen genehmigte den Allianzvertrag und die 
Militärfapitulation am 24. Dftober, „einmüthig und freudig”, 
wie der Kleine Rath dem Volke am gleichen Tage verfünbete. 
Die Regierung fchrieb alsbald die freie Anmeldung zu DOffiziers- 
ftellen im fapitulirten franzöftihen Dienfte aus. 

Die allgemeine Berichterftattung der Gejandtichaft über bie 
Verhantlungen der Tagſatzung wurde theilweije ald Gegenftand 
der Geheimhaltung erklärt; welche Verhandlungen dieſe Vorficht 
betraf, ift in den dießfälligen amtlichen Veröffentlihungen nicht 
gefagt. Die durch die Mediationsafte vorgejchriebene Dezen- 
tralifation mancher VBerwaltungszweige erheifchte das Einfchreiten 
der fantonalen Behörden. Die Regierung hob die während ber 
helvetiſchen Periode jehr mißfällig gewejene Stempeltare, vom 
1. September 1803 an zu rechnen, auf, nachdem der Große 
Kath im Finanzgefeg vom gleichem Jahr dieſe Abgabe mit 
Stillſchweigen übergangen hatte. Laut Mediationsakte hatte die 
Tagſatzung den ſchweizeriſchen Münzfuß feftgeftellt, und zwar 
als Münzeinheit ven Schweizerfranfen jo beftimmt, vaß ver 
Preis einer Marf fein Silber 36°), Franfen betrage, der 
Scweizerfranfen 1*/, frangöfiihen neuen Franfen an Werth 
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gleihfomme. *) Der Große Rath; genehmigte ven Beichluß nur 
bedingt, mit dem Vorbehalt nemlih, daß er bloß Geltung habe 
als verbindlihe Norm für die Ausprägung, in allem Uebrigen 
aber das freie Schalten des Kantons nicht beeinträchtigen fol. 
Vebereinftimmend mit dieſem ſouveränen Beſchluß übte ver Kan— 
ton von dann an das Münzregal nach Ermefjen aus, prägte 
eigene Fantonale, tarifirte oder verbot fremde Münzen. Die fan- 
tonalen Münzen wurden nah tem erwähnten Schweizerfuß 
geprägt; in Wirklichkeit blieb der deutſche Guldenfuß beftehen 
und felbft die eigene Fantonale Münze hatte nur Kurs nach dem 
Guldenfuß, jo daß 10 Basen nur ald 40 Reichöfreuzer zählten. 
In den Amtsrehnungen wurde der Guldenfuß wieder eingeführt. 
Laut weiterem Beſchluß der Tagſatzung hörte die Zentral-Salz- 
verwaltung mit dem 30. September auf; vom folgenden Tage 
an übernahm, mit Aufhebung ver helvetiſchen Saljverwalter- 
ftelle, die Kantondregierung den Salzverfauf, errichtete Salz. 
niederlagen in Rheineck, Rorſchach, St. Gallen, Lichtenfteig, 
Sale, Sargand und Scmerifon; gab jeder Gemeinde des 
Kantons nad) Bedarf einen oder mehrere Salzauswäger, bie 
hinwieber dad Salz bei einer jener Niederlagen zu beziehen hat- 
ten, und beftimmte den Salzpreis mit Rückſicht auf Entfernungen 
und Frachten wie folgt: das Pfund Salz zu AO Loth im Mi- 
nimum zu 3%/,, im Marimum zu 41), Kreuzern oder 18 Pfen— 
ningen. Diejen höchften Preis hatte das Volk in den SKreijen 
Schänis, Alt:St. Johann, Kaltbrunn, Utznach, Eſchenbach und 
Rapperſchwyl zu bezahlen. ) Die Salzauswäger wurden mit 
ter Provifion von 27 Kreuzern auf jedem Zentner netto Gewicht 
entjchädiget. Aller Privathandel mit Salz wurde verboten, die 
Widerhandlung mit Konfisfation und mit einer Buße gleich dem 
fünffaden Werthe des Einfuhr oder Verfaufsquantums bedroht 
(20. Januar 1804). Den Zahresertrag des Salzmonopols 


*) Befchluß der Tagfagung vom 11. Auguft 1803, in Kraft erwachfen 
am 13. Juni 1804. 

2) In der Folge, 1806 und 1807, wurde der Ealjpreis für alle Lan— 
deögegenden indgefammt um 3 Pf. vom Pfund erhöht. 
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erahtete man von diefer Zeit an als eine der Perlen im Ab: 
gabenfranzge des Kantons; der frühere demofratiihe Ruf nad 
„freier Beſalzung“ war verftummt. Unzufriedene behalfen ſich 
auf andere Weile; es herrſchte viel Schmuggel in den Wer- 
denberger Gemeinten Grabs und Sevelen; die eingeleitete amtliche 
Unterfuhung ftieß auf Widerfeglichkeit, bis der Bolliehungs- 
beamte felbft mit „Weibel und Stanvesfarbe” von Wallenftadt 
her einrüdte. Der erfte Salzlieferungsvertrag wurde mit Clais 
u. Comp. in Winterthur abgejchloffen. Hart ging ed mit dem 
Bezug der direkten Steuer; die Regierung klagte im erften jährs 
lihen Amtöberiht über den „Eigeunug”, der fi dem Einzug 
entgegenftellte; gleiche Erfcheinung rüdfichtlich des Zehnten; doch 
zeigte das Volk ausnahmsweile Bereitwilligfeit zu Entrichtung 
des Zehnten, welcher ver Geiftlichfeit gebührte. Die Nachliefes 
rung ber rüdftändigen Güterfataftrirungen traf ebenfalls auf 
Schwierigkeit. Durch den Art. V der Bundesverfaffung war 
vorgeichrieben, daß im Innern der Schweiz feine „örtlichen oder 
allgemeinen Eingangs, Durchpaß- oder Zollgebühren” eingeführt 
werten, vie Außern Grenzzölle aber den an das Ausland ans 
grenzenden Kantonen angehören jollen, deren Tarife jedoch der 
Tagfagung zur Genehmigung vorzulegen feien, — und nad 
Art. VI jener Berfafjung behielten vie Kantone tie für Aus- 
befjerung der Wege, Heerftraßen und Flußufer beftimmten Zölle, 
unter Vorbehalt der Tarifsgenehmigung durch die Tagſatzung. 
Diefe erließ nöthige Vollzugsvorſchriften, die jedoch zu Feiner 
Regulirung des Zollweſens, fondern in der Hauptſache nur zu 
Beftätigung des Statusquo führen fonnten. Es wurden nem» 
li, vorläufig für ein Jahr, alle aus den Zeiten der alten Eid» 
genoſſenſchaft herübergefommenen Zoll- und Weggelvsberechti- 
gungen beftätiget, mit Vorſchrift an die Kantone, fi im Bezug 
an die Vorfhriften der Bundesverfaffung zu halten und alle 
Unterjheidungen zwilchen Kantonsbürgern und Schweizerbürgern 
zu entfernen; fie jelbft (vie Kantone) wurden angewiejen, im 
Geift der empfangenen VBorfchriften auf das fommende Jahr 
1804 revidirte Tarife zur Prüfung und Genehmigung an vie 
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Tagſatzung zu bringen. Dem Kanton St. Gallen gegenüber 
beftätigte die Tagſatzung die ihr zur Kunde gebrachten alten 
Tarife, und bewilligte fie für die Dauer von zehn Jahren den 
Bezug eines verboppelten Brüdengelves für die Benugung ver 
Seebrüde bei Rapperſchwyl. Die Tagſatzung erklärte das Poft- 
wejen als Regal und Eigenthum der Kantone inner ihrem 
Grenzumfang und hob die Zentralpoftverwaltung auf 31. Auguft 
1803 auf. Doch wurden die neu aufzuftellenden Fantonalen 
Poftverwaltungen angewieſen, für Erzielung eines annähernd 
gleihförmigen Pofttarifs der fünftigen Tagſatzung Vorſchläge 
einzureichen. Amtliche Briefe wurden tarfrei erflärt, die Poſten 
und Mefjagerien der Entrichtung der Weggelver und Zölle ent— 
hoben; die Kantone hatten fich wechjelfeitig die Sicherheit des 
Poftgeheimnifjes zu garantiren und dafür die Poftbeamteten in 
Eid und Pfliht zu nehmen. Für Beichwerden über die Poſt 
ſoll Fremden wie Einheimifchen ſummariſches Recht gehalten wer: 
den (2. Auguft 1803). Der Große Rath ratifizirte ven Haupt: 
grundfag der Kantonalifirung des Poſtregals und nahm die 
übrigen Vorfchriften für die Dauer eines Jahres an (25. Dftober). 
Der Kleine Rath ließ die Poftverwaltung in den Händen bed 
faufmännijhen Direftoriums, welches fie auch während der hel— 
vetifchen Zeit Namend der tamaligen Zentralregierung bejorgt 
hatte, gegen Ablieferung des fünften Theild des Neinertrages 
an vie Staatöfafle; der Poftamtsverwalter wurbe von der 
Finanzfommiffion aus einem Dreiervorihlag des Faufmännifchen 
Direftoriumd aus deſſen Mitte ernannt; Honorar für denfelben 
150 Gl. jährlib; das übrige höhere Beamtenperjonale wurde 
vom Direktorium auf Genehmigung der Finanzkommiſſion er- 
nannt; jenes Hatte vwierteljährlihe Rechnung an den Staat zu 
ftellen; Tarveränderungen unterlagen der Gutheißung der Finanz- 
fommilfion (Bertrag vom 27. März 1804, gültig für die Zeit 
vom 1. September 1803 bis 15. April 1809).. Nah dieſen 
Anordnungen wurde die Poft verwaltet jahrelang; das erwähnte 
Bertragsverhältniß wurde fpäter auf ſechs Jahre erneuert (vom 
Dftober 1812 bis 1. Dftober 1818); dabei blieben vie Haupt- 
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bedingungen unverändert; dad Honorar für den Poſtdirektor 
wurde auf 330 GI. erhöht. Die Poftverwaltung hatte ihren 
Sig in dem der faufmännifchen Korporation gehörigen Gebäude 
zunächft der Stiftöfirhe. Die Taglagung hob die Abzugsgebühr 
bei Vermögenswegzug namentlih zwiſchen den Kantonen auf, 
bewilligte deren Erhebung aber gegen das Ausland nad dem 
Grundſatze der Gegenfeitigfeit, im Marimum zu zehn Prozent. 
Die Regierung verordnete die Erhebung der Abzugsgebühr nad 
Maßgabe obiger Grundfäge und feuerte die Gemeinderätbe zum 
Vollzug durch Zufage einer Proviſion von zwei Prozent an, 
Sn der Politik ſchien es nicht leicht, helvetiſche Geleife zu 
verlaffen. Behörden und Beamtete hatten den Verfaſſungseid 
geleiftet; ter Große Rath verpflichtete nun gefammte Kantons- 
und im Land angefeffene Schweizerbürger vom achtzehnten Alters- 
jahr an zu Gleichem; fie jollten Treue geloben der Kantond- 
und der Bundesverfaſſung, Gehorfam gegen Gejege und Ver— 
ordnungen, Förderung der Ehre und des Nutzens des Kantons 
und des gelammten Vaterlandes; die Formel war würdig nad 
Inhalt und Ausdruck, und der religiöfen Auffaffung des Eides 
entſprechend (Gejeg vom 26. Dftober 1803); Tag der Eides— 
leiftung: 11. Dezember. Die Regierung ließ ihr eine im Ganzen 
edel gehaltene Proflamation vorangehen. An ver, der Eides- 
leiftung gewidmeten Kreisverfammlung wurden die Pflichtigen 
namentlich aufgerufen, Abwefende verzeichnet; Geiftliche beider 
Religionen, welde durch ihre Amtöverrichtungen am Erfcheinen 
gehindert worden, mochten den Eid einzeln vor dem Friedens: 
rihter leiſten. Vorſchriftwidrig ausbleibende Bürger mußten der 
Regierung angegeben werben und waren gerichtliher Straf- 
einleitung unterworfen; die Regierung rühmte fpäter, daß deren 
Zahl nur eine Feine geweſen fei und freute fi im Ganzen des 
Erfolges der Maßnahme Ganz im Gegenfag zu den Anforbe- 
rungen, welde die Gegner der frühern fürftlihen Regierung in 
der alten Landihaft und im Toggenburg gegen freie Nieder 
lafjung und Gewerbsübung Auswärtiger geftellt hatten, vermied 
die neue Regierung Engherzigfeit in diefen und ähnlichen Dingen, 
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ohne den Grundfägen der guten Ordnung etwas zu vergeben; 
fie vollzog namentlich treu, was diesfalls höhere Autorität vers 
fügt hatte. Ausländer hatten vor Allem ſich um die Nieber- 
lafjungsbewilligung bei der Regierung zu bewerben; war bieje 
gegeben, jo waren fie berechtiget, in jeder beliebigen Gemeinde 
zuzuſprechen; dortige Niederlaffung mochte dann der Gemeinde— 
rath ertheilen. Die Grundjäge, die dabei zu befolgen, ſprach 
der Kleine Rat) in den Erwägungsgründen feines Bejchlufjes 
aus: Duldung oder Aufnahme von Fremden fei dem Handel 
und ber Land-Defonomie zuträglih; ſchädlich aber wäre fie, 
wenn Fremde, ohne ökonomiſche Selbftftändigfeit, ſich in zu 
großer Anzahl anſiedeln ſollten. Don früher her nievergelafjene 
Ausländer wurden bei der bereitd erworbenen Niederlaſſungs— 
bewilligung geſchützt. Für die Niederlafjung von Schweizer: 
bürgern, welche laut Bundesverfafjung, und der Franzofen, denen 
dur Traftat die freie Niederlaffung gewährt war, wurde die 
mäßige Tare von 4 Fr. feftgefegt; ihre Wegweifung Fonnte nur 
im Falle von Unvermögenheit gefchehen und war von der Ver: 
fügung der Regierung abhängig. „In Erwägung, daß (nad 
der Berfafjung des Kantons) die Einwohner der verichiedenen 
-Bezirfe deffelben nunmehr nur eine große Familie ausmachen, 
und es daher jedem freiftehen muß, jeinen Wohnfig ſich aus— 
zuwählen, wo er es jeinem Nugen angemefjener glaubt”, jo 
lange er nicht der Gemeinde zur Laft fällt, wurbe feftgelegt, 
daß der Kantonsbürger zum Zwede der Anftedelung außer feiner 
Gemeinde nur den Heimathſchein zu hinterlegen habe; Nieder: 
lafjungstare nur 1 Fr.; Wegweilung war wieder nur aus den 
Gründen der Beläftigung der Nieverlaffungsgemeinde geftattet. 
Toggenburg wag ehedem ein Fleiner zentralifirter Staat gewejen, 
in weldem ein allgemeines Staatsbürgerreht und freier Zug 
dur das ganze Land für jeden Toggenburger galt. Die Stadt 
Lihtenfteig allein war ausnahmsweiſe berechtiget, den übrigen 
Toggenburgern die Niederlafjung zu bewilligen oder auch nicht. 
Dur jenen freien Zug war die Abftammung des einzelnen 
Staatöbürgers aus diefer oder jener Gemeinde in den Hinter- 
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grund getreten und wäre die Ausmittlung urſprünglicher Ge— 
meindebürgerrechte thatſächlich eine Unmöglichkeit geweſen. Die 
Regierung nahm daher den Statusquo vom 29. Juni 1803 
(Datum des Gefeges über die Armenunterftügung) ald Grund— 
lage an, verorbnete die namentliche Aufnahme aller Toggens 
burger, die damals in jeder Gemeinde haushäblich waren, oder 
auch, befannterweife, fih außer Landes aufhielten. Jedem ſolch 
einregiftrirten Bürger verleiht dann ihr Beſchluß das Bürgers 
recht in der Gemeinde, in deren Verzeichniß er eingetragen wor: 
den; die Armenunterftügung an Berechtigte hatten bie in er- 
wähnter Weiſe ausgemittelten Heimathgemeinvden zu leiften. So 
mußte, um der Gleichförmigfeit der politiichen Ordnung willen, 
ein früher einheitliher Staat, deſſen Bewohnern es bei ihrem 
allgemeinen Staatöbürgerreht und dem herfömmlichen freien Zug 
wohl gewejen, ſich auflöjen laſſen in ftreng ausgefchiedene Kör— 
perjhaften, die man Drtdgemeinden nannte und die hinwieder 
die Grundlage und der Kern der politiihen Gemeinden wurden, 
weldye ihrerjeit3 die Fleinen Staaten im größeren Staate ge- 
worden find. 

Ein Kriminalftrafgefeb für den Kanton aufzuftellen, konnte 
nicht Sache der erften organifatorifchen Periode fein; gleihwohl 
widmeten Regierung und Großer Rat dem Gegenftand ihre 
Aufmerkfamfeit; durch Gefeb vom 26. Dftober 1803 wurde das 
von der helvetiichen Regierung im Jahr 1799 promulgirte peins 
liche Geſetzbuch bis auf Weiteres beibehalten, doch mit einigen 
weientlihen Abänderungen, wie fie die Handhabung „der öffent: 
fihen Sicherheit und Wohlfahrt” zu erheiſchen jchien; zurück— 
genommen und aufgehoben wurde namentlich ver jechste Titel 
jened Geſetzbuches von der Verjährung in Kriminalfahen. Der 
St. Galliſche Gefeggeber jagte nemlih: „Da nur die Gewiß- 
heit der Strafe am beften die Fünftigen Verbrechen verhüten 
fann, jo ſoll gegen peinliche Vergehungen und ihre Strafbarkeir 
von nun an feine Verjährung ftattfinden”. Beibehalten wurden 
dagegen jene Artifel, „welche von Verbrechen gegen das gemeine 
Weſen, die ehevorige helvetiiche Rupublif und ihre öffentlichen 


Gewalten” handeln; fie wurden übergetragen auf den neuen 
Staat und feine Behörden. ine andere Borfchrift wollte 
nöthiger Sparfamfeit Rechnung tragen; daher wurde feftgejegt, 
daß gegen Ausländer, oder Scweizerbürger ohne bleibende 
Wohnftätte (Wagabunden), im Balle peinlicher Beurtheilung 
anftatt Zuchthaus oder Echellenwerfftrafe, Pranger und Staup- 
bejen jammt Brandmarfung und Landeöverweilung verhängt 
werden follen. Rückfall in qualifizirte Verbrechen: wie Angriffe 
auf Bleihen und Diebftahl von Großvieh ab öffentlichen Weiden, 
wurde ſchon im erften Mal, ftatt erft nad) der zweiten Beſtra— 
fung, mit der Todesftrafe bedroht. Sole ftrenge Geſetze waren 
ein Bebürfniß der Zeitz in ihnen fpiegelt dieſe fich jelbft ab. 
Kaum hatte ver Kanton St. Gallen feine Entftehung er 
halten, wurde bereits das Werk der Linthforreftion an die Hand 
genommen. Hier deſſen Veranlaſſung. Der Transport der 
Kaufmannswaaren über den Wallenfee verfchaffte in früheren 
Zeiten den Bewohnern von Wallenftadt und Weſen reichlichen 
Verdienſt; der Wohlftand bob fih um fo mehr, ald die Gegend 
ringe umher fih durch natürliche Fruchtbarkeit auszeichnete. 
Allein fo blieb es nicht immer. Seit der Mitte des achtzehnten 
Zahrhundertd wurden Verfumpfungen wahrgenommen. Damals 
floß die Glarner Linth, die ihre Quellen in den vergleticherten 
Hochgebirgen des Haudftodes und des Döpdiberges hat, von 
welchen fih ftarfe8 Steingerölle herabftürzt, nicht in den Wallen- 
jee wie jest, fondern von Mollis hinweg, feitwärtd von Dber- 
urnen und Niederurnen, nach der Ziegelbrüde, und dort, eine 
Heine halbe Stunde unterhalb Weſen, in das Ausflußgewäfler 
des Wallenfee’s, welches die Maag hieß und dem Berg entlang 
nad) der Ziegelbrüde ſchlich. In Folge der je mehr und mehr 
fi anhäufenden Gerölsmafjen erhöhte fi allmählig das Strom- 
bett der Linth, bis unter ihrer Vereinigung mit der Maag hinab; 
dadurh wurde nah und nad der MWallenfee in feinem Abfluß 
gehemmt; die natürliche Rückwirkung hievon war das Steigen 
feiner Wafferfläche, dann deren Austreten über vie niedrigen 
Wieſen an beiden Endgeftaden, wodurd einige taufend Jucharten 


— — 


des ſchönſten Landes entweder verſäuert oder vollends in Sumpf 
verwandelt worden ſind. Das Uebel griff je mehr und mehr 
um ſich, bis hinab in den Zürichſee, welchen die Linth erſt durch 
viele Krümmungen hinüber und herüber erreichte; der weiteſte 
Bogen, den ihr Lauf beſchrieb, führte ſie nach Tuggen und erſt 
von dort herab, längs dem untern Buchberg, nach Grinau. 
Große Landſtrecken zwiſchen beiden Seen waren in Sumpf vers 
wandelt; man mennt von jener Zeit ber noch ben großen 
Schänifer Sumpf vom Umfang einer halben Duadratftunde. 
Für den Berfehr in den Gaſſen von Wallenftadt und Wefen 
mußte man fih zur Sommerzeit der Schiffe bedienen; die Ueber: 
Ihwemmung drang in die Erdgeſchoſſe ver Häufer, erftieg ba 
und dort die erften Stodwerfe; nad Ablauf der Hochwaſſer 
entwidelte die Sonnenhige verpeitete Dünfte und erzeugte edel- 
bafte Snjekten. Die Bevölkerung nahm ab an, Zahl und Ge— 
jundheit; fie wandelte in blaffen und jchwächlichen Geftalten 
einher; endlich entftanden in ‚Folge der Moräfte und faulenden 
Waſſer Wechſel- und Faulfieber nicht bloß in Wallenftadt und 
Weſen, jondern audy in den großen Dörfern zwijchen dem Wallen- 
jee und dem Zürichjee, ja jelbit unten in der Hauptſtadt Züri. 
Jahre hindurch war das Uebel beiprodyen worden. Die Tag- 
fagung der das Garganferland regierenden VIII Stände bes 
Ihäftigte fih mit der Angelegenheit ſchon im Jahr 1783. 
SIngenieurhauptmann Andreas Lanz von Bern wurde mit ber 
Unterjuhung beauftragt. Aus den technifchen Ergebniffen der— 
jelben folgerte Lanz: daß, wenn dem Uebel nicht gefteuert werde, 
fih in dreißig bis fünfzig Jahren vie Ausdehnung des Wallen- 
ſee's „über MWallenftadt hinauf und nid fih bis fait zu ber 
Glarner Linth erftreden werde”. Zur Abhülfe entwarf er vier 
verfchiedene Pläne: an die Spite derſelben ftellte er die Ab- 
leitung der Glarner Linth von der Näfeljer Brüde hinweg in 
den Mallenfee; zweites Projekt: Beibehaltung der Glarner 
Linth bis zum Niederurnerbach, von dort Ableitung derſelben in 
gerader Richtung in das alte Bett, weldes fie 3000 Fuß unter- 
halb ter St. Sebaftiansfapelle erreicht hätte; dritter Plan: 


— 1 — 


fürzere Ableitung der Glarner Linth, in gerader Richtung, vom 
Niederurnerbah hinweg, jo daß fie 3000 Fuß unterhalb ver 
Ziegelbrüde in das alte Bett gefommen wäre; als letztes Pros 
jeft bezeichnete der Experte die Beibehaltung des ganzen alten 
Betted der Glarner Linth, doch ſolle ſie durchweg mit „Wuhren 
und Flechtwerfen” eingefaßt werben.) Vom Jahr 1784 an 
ſchwankten die wiederholten Berathungen der Konferenzftände 
über den zu wählenden Plan; fie gaben anfünglich dem zweiten 
den Vorzug, wichen aber jpäter bis zum vierten, dem ſchwächſten, 
zurüd, und fonnten eben fo wenig für Beilhaffung ver Geld— 
- mittel zu wirkſamer und allgemeiner Verftändigung gelangen. 
Nach dem Jahr 1796 verftummten dieſe ältern Verhandlungen. 
Die helvetiiche Zeit hatte mit ihren Theorien zu thun. Dem 
Hauptmann Lanz aber gebührt nichts vefto weniger die hohe 
Ehre, zuerft, mit Einfiht und Muth, das wirffamfte Abhülfe- 
mittel vorgefchlagen zu haben: die Kanalifirung und Ableitung 
der Glarner Linth und die Verienfung ihres fteinigen Gefolges 
in den Wallenfee, wie wir folche feither ausgeführt jehen. Nach 
Lay; wendeten aud andere Sadfundige dem Gegenftand ihre 
Aufmerkſamkeit zu; die hiſtoriſchen Schriftftüde nennen Meyer 
aus Aarau, Guiſan, Zugenbühler, Schindler, Berghauptmann 
Gruber aus Bern, Hand Conrad Eicher von Zürich. Im Jahr 
1803 griff man das Unternehmen wieder auf. Schon im Früh— 
ling diefes Jahres famen die Regierungen von Glarus und St. 
Gallen zu gemeinfamem Auftreten an der Tagfagung zum Zwecke 
der Linthforreftion überein. Ihre Abfiht war, die Tagſatzung 
entweder zur Leiftung unmittelbarer Gelbbeiträge oder aber zur 
Ausmittlung indirefter Hülfsmittel anzugehen, deren Ertrag 
unter Auffiht der Zentralgewalt für die Korreftionsarbeiten ver: 
wendet würde. Der Kleine Rath von Et. Gallen erließ ein 
Kreisichreiben zu diefem Zwede an gefammte Stände, bat fie 
um günftige Inftruftionen und erfuchte auch den Landammann 
der Schweiz um fein Zuthun. Am 4. Auguſt trugen die Ges 


1) ©. „Amtlihe Sammlung der Altern eidgenöffifchen Abſchiede.“ 
Bo. VIII. Zürich, 1856, 
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ſandtſchaften beider Kantone deren Anliegen der Tagſatzung vor, 
unter Schilderung der bedauernswürdigen Lage aller betroffenen 
Gegenden von Wallenſtadt bis nach Reichenburg und in die March 
hinab. Die Tagſatzung war geneigt. In ihrem Auftrag erftattete 
eine Kommiſſion Befund und Anträge. Uſteri, Legationsrath von 
Zürid, war ihr Wortführer und diefer hatte feinen Freund Hand 
Gonrad Eicher zur Mitberathung nad Freiburg kommen lafjen. 
Die Kommiſſion beantragte die Ausführung des Lanz'ſchen (erften) 
Korrektionsentwurfs; 100,000 Gl., jo berichtete fie, möchten 
zur Beftreitung des Aufwandes genügen, zumal ver zu erzielenve 
Mehrwerth der Ländereien mehr ald jene Summe betragen 
würde, jo daß ed im Grunde nur um einen Geldvvorjchuß zu 
thun wäre; diefer Vorſchuß jollte durch Ausgabe von Aftien ers 
hoben werben. Abfiht des Tagſatzungsausſchuſſes war aud, 
daß fofort zur Ausführung gefchritten, und behufs derſelben eine 
Erpertenfommilfton beftellt werde, von welder der Landammann 
der Schweiz zwei, jeder der Kantone Glarus und St. Gallen 
eben jo viele Mitglieder ernennen würde. Won vieler Koms 
mijfion wäre der definitive Bau- und Finanzplan zu entwerfen, 
der hinwieder den Kantonen zur Suftruftionsertheilung („ad 
instruendum“) mitgetheilt würde. Größtmögliche Beichleunigung 
wurde empfohlen. Die Dazwilchenfunft des Landammanns 
rechtfertigte man durch Hinweiſung auf Art. 23 der Bundedafte. 
Höhlih zufrieden waren Glarus und St. Gallen mit dem 
Antrag; Schwyz empfahl die Beiziehung eines Mitglieds in 
die Erpertenfommiffton auch aus feinem Kanton. Cinige andere 
Geſandtſchaften ftugten ob dem angetragenen energiichen Ein: 
ſchreiten: Aufftelung einer Erpertenfommiffion gleiche thatfächlich 
einer Berpflihtung für UWebernahme der Koften feitens des 
Bundes; jo Zug und Uri; auch der Gefandte von Zürich, 
Bürgermeifter Reinhard, fprah dem Zaudern das Wort und 
wollte zunäcft die Kommijfionsanträge ad referendum nehmen. 
Einen Augenblid trat Stoden in der Berhandlung ein. Da 
fiel Ufteri ald Kommijfionsmitglied dazwifchen und machte auf- 
merffam auf das Verberbliche jeden Zögerns; und der Gefandte 
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von St. Gallen berubigte, daß es fi vor der Hand nur um 
Erpertenfoften handeln könne; wollten fie jeiner Zeit nicht vom 
Bund übernommen oder fünnten fie nicht durch den Aktienplan 
gebedt werben, fo wäre immer noch Zeit, die betheiligten Kans 
tone mit deren Betrag zu belegen. Die Kommilfionsanträge 
wurden dann mit 21 Stimmen (von 25) zum Beichluß erhoben 
(12. September 1803). Glarus bezeichnete ald Experte feinen 
Landsftatthalter Haujer, von Näfels, und den Rathsherrn 
Schindler, von Molis; St. Gallen den Ardyiteften Dfterriet 
von Bern und den Diftriftögerichtspräfiventen Xaver Gmür von 
Schänid. Der Landammann der Schweiz, Rudolf v. Wattens 
wyl, ſetzte zum Präſidenten dieſer Erpertenfommilfton Hans 
Conrad Eſcher'n von Zürich ein (28. April 1804). Die Kom— 
miſſion hielt auftragsgemäß ihre erſte Zuſammenkunft in Weſen 
am 9. Mai. 

Nach ſechsjähriger Okkupation der Schweiz zogen endlich 
die letzten Reſte des franzöſiſchen Beſetzungsheeres aus der Schweiz 
ab (Februar 1804); die noch im Kanton St. Gallen ſtationirt 
gewejenen drei Kompagnien hatten defjen Gebiet am 9. Dezember 
1803 verlaffen. Bisher hatte man die Unterwerfung des Vol— 
kes unter die jeweilen al® legal gepriefenen Zuftände in ver Regel 
dur Einlegung franzöfticher Erefutionsmannjchaft erzielt, oder 
wenn es fo weit nicht fam, hatte wenigftend die Beforgniß vor 
ſolchen Beſuchen die Auflehnung verhindert. Es ift daher nichts 
weniger als auffallend, daß nach Abzug ver Franzoſen in eins 
zelnen Theilen der Schweiz Wiberftand gegen die durch die Mes 
diationsafte aufgeftellten Behörden zum Ausbrude Fam. Ein 
ſolches Ereigniß, weldes die ganze Schweiz in politijchen Brand 
zu fteden drohte, trat im Kanton Zürich ein. Dort wie überall 
war es leicht Unzufriedene zu machen, wenn fie nit vorhanden 
waren. Die Abneigung gegen die Stadt konnte noch nicht ges 
hoben ſein; das ftäntifche Element erhielt, gemeinfam mit Freun— 
den verfafjungsmäßiger Orbnung auf dem Lande, das Ueberge— 
wicht. Der Große Rath erließ ein Zehntlosfaufsgejeg, das den 
fünfundzwanzigfachen Zahresertrag, nad einem Mlittelpreile bes 
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rechnet, als Losfaufsbetrag feftfegte; diefe und manche andere, 
wenn auch weniger beveutfame Borfchrift des nemlichen Geſetzes 
erregte faft dur das ganze Land hohe Unzufriedenheit. Wer: 
ordnungen, welde die Wahl der Pfarrer ganz der Regierung 
zueigneten, eben fo die Ernennung der Schullehrer der Erziehungs» 
behörde vorbehielten, die Gewerbefreiheit durch das Konzeſſionen— 
ſyſtem jchmälerten, vermehrten die Zahl der Unzufrievenen und 
Tadler. Es famen in einzelnen Bezirken Adreflen gegen das 
Zehntlosfaufsgeleg zu Stande; in Gemeindeverfammlungen 
wurde die Frage des Widerftanded gegen mißfällige Geſetze 
felbft unter Zuthun von Großrathsmitgliedern in ernftlihe Bes 
rathung gebracht; es folgten Berhaftungen und gerichtliche Ver⸗ 
urtheilungen, die wegen ihrer Milde vom Volke bejubelt wurden, 
die Stellung der Regierung gefährdeten. Der Landammann ver 
Schweiz, von diefen Borgängen in Kenntniß gejegt, jchwieg 
nicht, bot vielmehr feine Mitwirkung und jene der ganzen Eid— 
genoffenihaft zu Handhabung von Ruhe und Dronung an. 
Mitten in tie Gährung fam die Frage der „Hulvigung“, ver 
Eidesleiftung. Diefe war ſeitens des Großen Rathes bejchlofjene 
Sache und die Regierung follte und wollte vollziehen. Kom— 
mifjarien wurden abgeſchickt an die Kreisverfammlungen zur Ab— 
nahme des Eides. ine folhe Verfammlung, in Wädenſchwyl 
angeordnet, für diefe Gemeinde nebſt Richterihwyl, Schönenberg 
und Hütten, nahm ſtürmiſchen Verlauf und vie Kommifjarien, 
obwohl Ufteri, der bewährte Freund der Rechtsgleichheit zwifchen 
Stadt und Land, einer derjelben war und belehrend zur Bürger: 
Ihaft geiproden hatte, mußten unverrichteter Dinge abziehen 
(16. März 1804). Nach folder Erfahrung gaben die Kom- 
mifjarien die Abnahme des Huldigungseides von vornherein auf. 
In Stäfa ſchwuren nur wenige; in Meilen antwortete das Wolf 
mit wilder Ungebundenbeit, höhnte und bejchimpfte "die Abge- 
ordneten (unter ihnen Rebmann aus Stäfa) perfönlih. Sofort 
feste die Regierung eine bewaffnete Macht von 500 Mann in 
Bereitihaft. Das Weitere ftellte die Regierung dem Landam— 
mann der Schweiz anheim. Dem milden Schultheißen d'Affry 
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war am 1. Januar 1804 in der oberſten Würde der Eidge— 
noſſenſchaft der durchgreifende Rudolf Nikolaus von Wattenwyl, 
Schultheiß von Bern, gefolgt. Er bot alsbald Truppen ver: 
ſchiedener Stände auf, mahnte die Nachbarn Zürich's, unter 
ihnen St. Gallen, zum eidgenöffiihen Auffehen. Der Eidver- 
weigerung eines Theiles der Züricherbürger fchleuderte er eine 
Iharfe Proflamation entgegen, durch welche er verfündete, daß 
vor Allem volle Unterwerfung erfolgen müffe, Auflehnung gegen 
beftehende Kantondregierungen Hochverrath wäre. Diejer an bie 
Einwohner von Wädenſchwyl und die drei genannten Nachbar- 
gemeinden gerichtete Aufruf vom 18. März wurde in das amts ' 
lihe Kantonsblatt von St. Gallen eingerüdt. Inzwiſchen dauerte 
der MWiderftand gegen die Eivesleiftung in mehreren andern 
Theilen des Kantons Zürich fort; jelbft Gewaltthätigfeiten gegen 
Regierungsfommifjarien blieben nicht aus. Die willfährige Ge- 
finnung in andern Theilen des Landes bot feine Gewähr für 
nöthige Herftelung der Ordnung in den aufftändifchen Bezirken. 
Deßhalb verlangte die Regierung nun militärische Bundeshülfe 
(21. März) und verorbnete volle Durchführung der Huldigungs- 
maßnahmen. Aber über ihr und der bevollmächtigten Vollzugs— 
fommilfton handelte jelbftherrlih der Landammann der Schweiz. 
Er verordnete von fih aus, daß alle durd den Aufruhr verur- 
ſachten Koften von den fchuldigen Gemeinden erlegt werben 
müſſen; Abgeordnete von Wädenſchwyl, die ihm perfönlich eine 
Denffchrift mit den Beſchwerden dortiger Gemeinden und ihren 
Abhülfgeſuchen überreichten, ließ er in Haft fegen und der Zür 
riher Regierung zur Verfügung zuführen. Inzwiſchen hatten, 
wie die Regierung, jo die Aufftändiihern am linken Seeufer, 
vornemlih Wädenſchwyl und Horgen, gewaffnet; wühlend und 
drohend zogen fie auch in andere Gemeinden und forderten zu 
Gleihem auf. Bundestruppen und Züriher Miligen, im Ganzen 
8 bis 900 Mann, marjhirten am linfen Seeufer aufwärts in 


der Richtung gegen Horgen und Wädenſchwyl, wurden hand» . 


gemein mit den Aufrührern, an deren Spige ver Schuſter Willi 
ftand, zwiſchen Dberrieden und Horgen, ftießen auf größere 
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Schwierigfeiten ald fie erwartet hatten und zogen dann, mit 
Verlurft einer Kanone, nach Zürich zurück (28. Mär) Nun 
erhöhter Trotz feitend der Landſchaft, erflärte Unnachgiebigfeit 
feitens der Stanbesfommiffton, und verftärfte Erefutionsvorfehren 
dur den Landammann der Schweiz, welchem Spuren unruhiger 
Bewegungen in andern Kantonen, namentlih im Kanton Bern 
jelbft, gemeldet worben; er ließ daher neue Schaaren von Buns 
desmilizen in den Kanton Zürih einrüden, im Ganzen bis auf 
mehr denn 2000 Mann. Des erften Erfolges ungeachtet famen 
die Häupter des Aufftandes nicht wieder zu Kraft; viele Ans 
hänger fielen ab; neue wurben nicht gewonnen. Am 4. April 
beſetzten die Erefutionstruppen Wädenſchwyl, von dort aus meh— 
rere andere Theile des Landes, auch auf dem rechten Seeufer. 
Einzelne Häupter des Aufftandes wurden gefangen genommen. 
Groß war mittlerweile die Aufregung in den übrigen Kantonen; 
auh St. Gallen fand fib von den Ereigniffen fehr nahe be- 
rührt. Die öffentlihen Zuftände waren neu und ungewohnt ; 
jeit Jahren war der Unbeftand der Dinge ein beftändiger ge— 
weien. Dumpfe Gerüchte von Sympathien für die Züricher 
Aufftändifchen liefen um. Jedenfalls war Rüftung nothwendig; 
von deren Bebürfniß wurde die St. Galliihe Regierung gleich- 
jam überfallen. Durch den Landammann und dur die Regie 
rung von Zürich zum „eidgenöffiichen Aufſehen“ gemahnt, mußte 
die Regierung ihre Ohnmacht befennen: es fehle in Folge des 
ehemaligen Zuftanded der meiften Landſchaften und ver allge- 
meinen Entwafnung vom Jahre 1802 am nöthiger militärijcher 
Bereitichaft, eben jo an den erforverlichen -Geldmitteln (Schreiben 
vom 22. März). So blieb nichts übrig als eine außerorbent- 
(ihe Maßnahme: die Regierung bot Freiwillige auf, zehn aus 
jedem der LZandfreije, fünfzig aus St. Gallen, in Gefammtheit 
alfo 480 Mann; jedem bewaffneten Freiwilligen wurde eine 
Gratififation von 6, dem unbewaffneten eine ſolche von 3 Fr. 
zugefagt; für Bejoldung, Fletſch und Brod 36 Kr. täglich nebft 
freiem Quartier; für Kreije, wo die zehn Freiwilligen fich nicht 
fänden, wurde die Ziehung des Looſes unter der pflichtigen 
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Mannſchaft verordnet. Den „jungen Bürgern“ rief die Regie— 
rung in ihrem Erlaß befhwichtigend und ermunternd zu: „wenn 
die legte freie Verfaffung Euere jugendliche Wünſche auch nicht 
alle erfüllt hätte, jo vergleicht Euer jetziges Schickſal mit den 
Schidialen größerer Ervenvölfer; mit den Schidfalen, die Euch 
feldft bevorftehen könnten; denft, daß es leichter und ehrenvoller 
ift, Tage oder auch Wochen dem Vaterland aufopfern, als 
fremde Truppen ernähren, oder unter fremden Fahnen und für 
fremde Vortheile über die Meere ziehen” (Beihluß vom 24. März 
1804). Dem Landammann verjprach ter Kleine Rath, daß er, 
auch bei mehrerem Bedarf, nad, Kräften bemüht fein würde, 
„unfern Bundesgenoffen an Patriotismus nicht nachzuftehen“. 
Seinerjeitd erfuchte Zürich die Regierung von St. Gallen um 
wohlwollende Aufnahme jener. Angehörigen, welde ver Terro— 
rismus der Aufrührer zur Flucht zwingen würde, dagegen um 
Verhaftung und Auslieferung flüchtiger „Rebellen“. In Rap- 
perſchwyl herrfchten große Beforgniffe: „Das Volk” (fo berichtete 
der Friedensrichter X. Fuchs, unzweifelhaft über die Züricher,) 
„it rafend und es könnte dieſen Empörern leicht einfallen, einen 
Einfall in diefen Kreis zu machen, um die Spinnmaſchinen, 
deren Untergang fie ſchon lange geichworen haben, zu zerftören.“ 
In Folge diefes Schredensberichted orbnete der Kleine Rath 
den Regierungsrat Meßmer an vie bedrohte Grenze ab, mit 
allen möglichen militäriichen und polizeilihen Vollmachten aus— 
geftattet (28. März). Der Kommiſſär berichtete: es führen vie 
unzufriedenen Züricher nicht bloß Klage über allzu hohen Zehnt- 
loskaufspreis und ftrengen Bezug der Abgaben, fondern aud 
darüber, daß fie Alles, die reihen Partifularen dagegen nichts 
an die Staatskaſſe abzutragen hätten. Er traf auf der Reife 
nach Rapperſchwyl da und dort felbft „viele Theilnahme an den 
unglücklichen reigniffen in der Nachbarſchaft“, auf die öffent 
liche Ruhe aber hatte fie nicht den mindelten Einfluß. Da das 
Korps der Freiwilligen nur für den Fall eines eidgenöſſiſchen 
Aufgebotes aufgerufen worden, jo war er genöthiget, zur Siche— 
rung der Grenze und für Handhabung ftrenger Polizei eine 
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zahlreiche außerordentliche Sicherheitswache aufzuftellen. Wie vie 
Et. Gallifhe „Theilnahme“ zu verftehen fei, beurfundete bald 
eine Abordnung vom Stäfener Gemeinderath, die am 30. Abends 
bei Meßmer um Gehör bat. Meßmer machte zuerft die feine 
Unterſcheidung: als Abgeordnete könnte er fie nicht vor fi 
lafjen, wohl aber wolle er fie ald Private anhören. Mit thrä- 
nendem Auge jcilderten fie die eingetretene Verwirrung, insbes 
jondere die flemme Lage Derer, welde ſich dem Aufruhr nicht 
beigefelt („der rechtlichen friedliebenden Männer“) und riefen 
die Regierung von St. Gallen als Vermittlerin im waltenden 
Streit bei dem Landammann der Schweiz ober bei der Regie: 
rung von Zürich an. Meßmer, etwas ſoldatiſch in feinem Auf- 
treten, dabei aber guten Gemüthes, war fichtlih ergriffen, gab 
freundliche Antwort, die aber doch mit dem ernften Befcheid 
Ihloß: daß bei dermaliger Lage der Dinge nichts Anderes übrig 
bleibe, als unbedingte Unterwerfung unter Gefeg und Regierung. 
In mitternächtlicher Stunde fchrieb er über das Gefchehene Be- 
richt an den Kleinen Rath; mit rührenden Zügen jchilverte er 
auch die traurige Lage des Züriher Volkes, vie einerfeits der 
Landbauer der Verzweiflung preisgegeben jei, da jede. Amneftie 
abgelehnt werde, hinwieder die Stillen im Lande, einflußlos, 
vom Pöbel ſelbſt durch Drohung zur Ergreifung ver Waffen 
gezwungen werten wollen; mit einer Anjpradie an bie St. Gal— 
liſche Regierung, irgend ein Mittel der Abhülfe ausfindig zu 
machen, fchloß er. Der Kleine Rath ging in die Halbheit ein, 
erließ ein BVorftelungsfchreiben an die Regierung von Zürich, 
damit wo möglich fernerem Blutvergießen Einhalt gethan werde, 
und bot die Perfon feines Kommiſſärs zu beliebiger Verfügung 
als Organ ver Vermittlung an, mit dem Auftrag an viefen, 
auf erften Wink der Züricher Regierung, zu erwähntem Zwecke 
von Rapperſchwyl nad Zürich zu eilen „und alfe feine Kräfte 
mit volffter Wärme aufzubieten, daß eine glüdliche Ausgleichung 
zwijchen der Obrigfeit und dem Land fönne erzielt und fernerem 
Blutvergießen Einhalt gethan werden“. Die Regierung von 
Zürih wollte von einer WVermittInng nichts willen, jchrieb an 
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St. Gallen zurüd: Meßmer habe fich zu ber irrigen Vorftellung 
verleiten laſſen, als ob fie nicht bereitö ſelbſt alle ſchoönenden 
Mittel angewendet habe; die Lage der Dinge ſei überhin fo, 
daß von den getroffenen Maßnahmen nicht zurüdgegangen wer: 
den könne; am Schluß erfuchte Zürich einfah, vie bisherige 
Grenzauffiht durch den Kommiſſär fortfegen zu laffen. Das 
Antwortjchreiben war demnach eine ganz höfliche Ablehnung des 
Vermittlungsantraged. Meßmer wurde nicht nach Zürich berufen. 
Dagegen jchrieb dortige Regierung (2. April) an den Landam— 
mann der Schweiz, gab ihm Kenntniß von dem St. Galliichen 
Permittlungsantrag mit dem Bebeuten, es ergebe ſich aus dem— 
felben, im Zufammenhang mit den übrigen Wahrnehmungen des 
Tages, nichts Anderes, ald das beharrliche Streben, entſcheidendes 
Einfchreiten gegen den Aufftand zu verhindern. Nun erhob fich 
ein Sturm jeitend ded Landammannsd der Schweiz gegen bie 
Regierung von St. Gallen; mit fcharfen Worten verwies er ihr, 


daß fih Meßmer mit den Stäfener Abgeordneten in eine Untere _ 


redung eingelaffen; er hätte fie gegentheils an ihre eigene Re— 
gierung, „als die einzige Behörde, welche ihre Vorträge anzu: 
hören befugt war”, verweilen follen; Meßmer’ Dazwilchenfünft 
faffe fih durch Feine menfchenfreundlichen Betrachtungen rechtfer- 
tigen; „fie war den verfaffungsmäßigen Verhältniffen der ver- 
Ichiedenen Kantone, welche unfern Schweizerbund ausmachen, 
ganz zuwider, und der wahren Lage ber Sachen nicht weniger.“ 
Das Schreiben ſchloß mit Hinweifung auf die verberblichen 
Folgen folder „Mediationsanträge” gegenüber dem „heiligen 
Grundfage der Kantonalfouveränetät” (4. April. Die Re- 
gierung von St. Gallen antwortete in aufgeregtem Tone und 
wie Einer, der auf richtigem Weg gewandelt zu haben glaubte; 
erinnerte an ihre Anftrengungen im gegebenen Falle, bundes— 
mäßiger Waffenpflicht Genüge zu thun, erzählte die Vorgänge 
und wie fie bei ihrem Anerbieten die ſouveräne Befugniß Zürichs 
forglam felbft vorbehalten habe; auch drohte fie ſchließlich zu 
eigener öffentlicher Rechtfertigung zu fchreiten, falls der Landam— 
mann nicht von fi aus der Ehre St. Gallen’8 gerecht würde. 
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Darüber erhob fih nod ein Kurzer erläuternder Briefwechfel 
zwijchen Zürih und dem Landammann; leßterer aber fand nicht 
für gut, die Erörterung über das Gefchehene mit der Regierung 
von St. Gallen fortzujegen. Hinwieder veröffentlichte dann 
dieje einen amtlichen Bericht über vie Vorgänge und ihre Hand» 
lungsweiſe, in welchem fie namentlih ter Behauptung wider: 
ſprach, ald ob fie jelbft Beforgniffe wegen Verbreitung des Auf: 
ftandes auf St. Galliichem Gebiete gehegt habe; fie verneinte 
jolhes mit Beftimmtheit. 

In Zürich eilten die Greigniffe ihrem Ausgang entgegen. 
Der Landammann der Schweiz berief ein eidgenöſſiſches Kriegs— 
gericht, übergab dieſem die Urtheilsfällung über die Häupter des 
Aufftandes; in Folge ergangener Urtheile jtarben Willi und 
Schnebeli unter dem Henfersjchwert auf dem Blutgerüft, Häberlin 
von den Kugeln eines Milizpiketes durchbohrt (25. April); fünf 
Tage vorher hatte die Regierung von St. Gallen, einem Bes 
Ihluß des Kriegsgerichtes Folge gebend, dreiundzwanzig zürche— 
riiche Flüchtlinge zur Verhaftung ausgefchrieben; einer von ihnen, 
Kleinert, entete, nah Auflöfung des eidgenöfliichen Kriegsge— 
richtes, in Folge Urtheild des Züricher Gerichtshofes, ebenfalls 
auf dem Blutgerüft. Riffel, von Stäfa, wurde von demjelben 
Obergericht, wegen Betheiliguug bei der Sentung an den St. 
Galliſchen Regierungsrath Meßmer, zu 1000 Fr. Kaution, vier 
Jahren Polizeiauffiht und Bezahlung ver Prozepfoften verfällt. 
Das Einjchreiten ded Landammannd gegen ven Züricher Auf: 
ftand überhaupt, dann vornehmlich die von ihm verordnete Auf- 
ftellung eines eidgenöffiihen Kriegsgerichtes für Beurtheilung der 
Angeklagten, war Gegenftand vielfachen Widerfpruches. Cinzelne 
Kantone hatten deßhalb jogar die Einberufung einer außerorbent- 
lihen Tagjagung verlangt; Et. Gallen war nicht unter biefen. 

Der Regierung von St. Gallen fam e8 wohl zu ftatten, 
dag Milizen aus diefem Kanton zur Nieverhaltung des Auf: 
ftandes nicht aufgeboten wurden, denn ihr Aufruf an Freiwillige, 
vom 24. März, blieb ohne gewünfchten Erfolg; ver größere 
Theil der ausgefchriebenen Mannſchaft wurte nicht aufgebracht. 
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Da nun doch die Bildung eines Auszügerkorps für alle Fälle 
etwas ganz Unerläßliches und Unverfchiebliched geworden, eine 
gejegliche Milizorganifation aber noch immer vom Großen Rathe 
nicht erlaffen war, jchritt der Kleine Rath zu einer zweiten Ver: 
fügung von fih aus. Er beihloß die Errichtung eined Aus- 
zügerkorps von 600 Manı mit Verpflichtung deſſelben zur Dienft- 
bereitihaft auf jegliches Aufgebot der Regierung („doch nicht 
außer bie Grenzen der Schweiz”), vertheilte deren Lieferung auf 
die Kreife, jo daß es den volfreichiten Kreis St. Gallen 27, 
den kleinſten (Straubenzel) 5 Mann traf; verpflichtete die Kreiſe 
zur Aushebung ihrer Heinen Kontingente durch das Loos aus 
der Mannſchaft vom angetretenen 18. bis zum vollendeten 25. 
Altersjahr, mit einziger Ausnahme der Geiftlichen, Lehrer, Be- 
amteten, Landjäger und Gebrechlichen; die nach dem früheren 
Beſchluß erjchienenen Freiwilligen mochten von der neuen Lieferung 
in Abzug gebradht werden. Die Waffen hatte jeweilige Ge— 
meinbe für bie ihr zufallende Mannichaft zu liefern. (Beichluß 
vom 22. April 1804.) 

Kaum war das Schreiben Ney's vom 12. November 1803 
in den Händen des Regierungsraths Müller-Friedberg, machte 
er davon feinem Bruder P. Heinrih Mittheilung; dieſer bins 
wieder jegte feine Mitbrüder P. Aemilian und P. Theodor von 
der wichtigen Erklärung in Kenntniß. Daß Müller-Friedberg 
auf feinen Bruder und auf Aemilian großen Einfluß übte, be- 
zeugt eine Reihe von Akten; daher kann es nicht auffallen, daß 
P. Heinrib in der Erklärung des franzöfifchen Gefandten das 
Todesurtheil des Stiftes zu erfennen glaubte und Alles für ver: 
foren erachtete. In dieſer Bedrängniß eutſchloß er ſich, im vie 
bevorftehenden Maßnahmen der Liquidation und Penſtonirung 
wenigftend Verſchub zu bringen und einen legten Verſuch zur 
Rettung des Stifts in veränderter Form zu machen. Aemilian 
und andere der Konventualen erklärten fih damit einverftanden. ') 


ı) Aus einem Manuffript des P. Heinrich vom 22. Dezember 1804, 
das er zur Rechtfertigung feines Verhaltens in dieſer Angelegenheit nies 
derſchrieb. 
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Sp wurde zwijchen beiten Brüdern, zurüdfommend auf Die münd— 
lichen Beiprehungen vom Frühjahr 1803, eine Unterhandlung 
für Umwandlung der Abtei in ein Bisthum mit einem Regular: 
fapitel eröffnet; aus biejer Verhandlung ging der Entwurf einer 
Uebereinfunft hervor, wejentlich folgenden Inhaltes: Die Ka— 
pitularen des Stiftes Et. Gallen verpflichten fih zur Rüdgabe 
aller und jeder Titel und Effekten (Archive, Bibliothef, Manus 
jfripte, Koftbarfeiten und Kuftorey, Kapitaltitel und aller übrigen 
auf das Defonomiihe Bezug habenden Schriften) zu Handen 
der Regierung; die Regierung ihrerfeitS übernimmt die Liquida- 
tion des Schuldweſens des Stiftes; alle zum Gebrauch der Re- 
gierung dienenden Gebäude, dann die Gefälle, Güter und Kas 
pitalien, welde zur Bejoldung der Beamteten und Ausübung 
der Jurisdiktion erforderlih waren, aud die Regalien im AU: 
gemeinen, werden ausjchließlich für die Bedürfnifje des Staates 
verwendet; alles übrige Gut wird vorerft für Tilgung der Paſ— 
fiven, das Ueberſchießende ftufenweife zu folgenden Zweden ver: 
wendet: 1. für die Aufftelung eines biſchöflichen, dem ganzen 
Kanton gemeinfamen Kapiteld; Dotation der Kirdenfabrif und 
Verforgung der Kapitularen; 2. für Errichtung eines bijchöflichen 
Seminars; 3. zur Errichtung eines allgemeinen Kantonalinftitutes 
unter unmittelbarer Direktion der Regierung; 4. was noch er- 
übrigen würde, wäre „zu gemeinnügigen, moraliſchen und reli- 
giöfen Zwecken“ zu verwenden. Dermalige Mitglieder des Stif- 
tes St. Gallen werden von der Regierung im neuen bijchöflichen 
Kapitel, in dem Kantonalinftitut, oder aber auf Pfründen „an— 
ftändig verforgt”, over aber penfionirt; alle Mitglieder des Stif- 
tes verbleiben lebenslänglih Kapitularen. Die Stärfe des Ka- 
piteld, den Ertrag der Präbenden und das Einfommen des Bi- 
ſchofs zu beftimmen, bleibt der Regierung anheimgeftellt; Gleiches 
in Bezug auf das bifchöflihe Seminar; Marimum der Semina- 
riften zwölf, Minimum acht; die Direktion muß einem der Re— 
gierung gefälligen Gliede des Kapiteld übertragen werden. Der 
Biſchof ernennt den Generalvifar, der zugleich MWeihbifchof ift, 
wenn ein ſolcher erforderlich fein follte, die Offizianten der Eurie 
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und die Curie jelbft aus dem Gremium des Kapiteld; das Kas 
pitel frei ven Bropft, ven Dekan und die Dignitarien; gemifchtes 
Eonfiftorium für den Entſcheid der Streitfachen geiftliher Kom- 
petenz, halb vom Biſchof, halb von der Regierung gewählt, 
unter Borfig des Generalvifars. Wier Artifel handeln von den 
Eheeinfegnungen, bemächtigen die Regierung zur Ausgleihung 
der Pfrumdeinfünfte, räumen ihr gefammte Kollaturrechte ein, ') 
welche bie ehevorigen Landesherren innegehabt, unterwerfen bie 
bifhöflichen Verordnungen dem Plazet der Regierung. Die Wahl 
des erften Biſchofs wird vom Einverſtändniß mit der Regierung. 
abhängig gemacht; die Wahl ver folgenden Bilchöfe fteht ihr zu 
aus einem vierfachen Vorſchlage des Kapitels, mit Vorbehalt 
der Beftätigung feitend des Großen Rathes. Der Bilhof darf 
ſich ohne Einwilligung der Regierung nie über eine Woche aus 
jeinem Kirchjprengel entfernen. Die Erweiterung des Bisthums 
über die Kantondgrenzen hinaus darf ohne Einwilligung des 
Kapiteld nicht gefchehen. Die Mitglieder des bifchöflihen Ka- 
piteld werden, jolange jie ein reguläred Inſtitut vorziehen, Ca- 
noniei regulares fein; fie müſſen den Kantonseid gejchworen 
haben, den der Biſchof unmittelbar nad feiner Wahl neuerdings 
zu leiften hat. Neben refivirenden Kapitularen mögen noch zwölf 
Canonici forenses jein mit Aktiv» und Paſſtoſtimme bei ver 
Biihofswahl; die Wahl der einen Hälfte wird dem Biſchof, 
jene der ſechs andern der Negierung überlafien. Der Biſchof 
und das Kapitel bangen in Allem, wo die Regierung nicht jelbft 
den Gang der gejeglihen Tribunalien befolgen muß, unmittelbar 
von der Jurisdiktion der Regierung ab. Dieß das Wejentliche 
der Uebereinkunft; einige weniger wichtige Beftimmungen über 
Wohnung, Einfommen und Unterhalt der Kanonifer haben wir 
übergangen. In den erften Artifeln des Entwurfes verpflichteten 
fid) die Kapitularen, jeder fpäteren Einrede oder Protejtation 
gegen bieje Uebereinkunft zu entſagen und beftätigten gleichfalls 
früher geleiftete Verzichtungen. Es war dieß eine Grundbeftim- 


) Es waren deren mehr als achtzig. 
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mung, ohne deren Eingehen ver weltliche Unterhändler fih in 
gar nichts einlaffen wollte. Nicht ohne Schwierigkeit war von 
ihm die Cimvilligung zur Errichtung eines Regularfapitel® ers 
hältlih. Diefen „Sagungen“, auch „Statuta conventa“ genannt, 
wurden als maßgebenvde Erwägungen alle_jene vielfachen Be- 
weggründe vorangeftellt, durch welche die Regierung und übrige 
Gegner des Stiftes in früher angeführten Aftenftücden den Fort: 
beftand des Stifted als verwirft erklärt hatten; neu fam nur die 
Betrahtung Hinzu, daß die Beruhigung des Landes am ficherften 
und ehrenvollften durch die beabfihtigte Umwandlung des Stiftes 
erreicht werde, und daß die Größe und Bevölferung, die Zu: 
jammenjegung und die Verfafjung des Kantond ed erforverlich 
machen, daß derjelbe unter einen einzigen und einheimifchen Ober: 
hirten im geiftlihen Saden geftellt werde, dem Beijpiele anderer 
Staaten folgend. Der Entwurf räumte der Regierung ein ſolches 
Voll- und Uebermaß von Befugniffen in den katholiſchen Firch- 
lichen Angelegenheiten des Landes ein, daß er von vorn herein 
ald ein tobtgeborenes Kind angejehen werden mußte; daß die 
Ausübung al jener Befuguiffe zudem in den Händen einer kon— 
fefftonel gemijchten Regierung den Stoff zu endlofem Hader und 
zu unheilbarem Mißtrauen liefern würde, wurde mit höchfter Uns 
bedachtſamkeit ganz überfehen. Des Abtes, feiner Einwilligung, 
feiner Zufunft, ift darin mit feiner Sylbe gedacht. Gleihwohl 
hat P. Heinrih Müller-Friedberg den erften Entwurf gemeinſam 
mit dem NRegierungsrath, feinem Bruder, unterzeichnet (8. De: 
zember). Die hohe Unſchicklichkeit folhen Vorgehens zweier 
Brüder in der wichtigften Landesangelegenheit jchien weder der 
eine noch ver andere zu ahnen. Drei Nadıtragsartifel betrafen 
das Verfahren bei Einholung höherer Sanftion, wobei P. Hein: 
rich jelbft die Verabredung unterfchrieb, daß, falls die päpftliche 
Genehmigung nicht für alle Punkte erhältlich wäre, „die Macen- 
haft” gleihwohl in allem Webrigen in Kraft verbleibe. Ein 
weiterer Anhang, der jagt, daß der Abt, wegen der politijchen 
Umftände und der von ihm eingenommenen Stellung, in das 
Verkommniß nicht habe aufgenommen werben fönnen, daß bie 
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Regierung aber bereit fein werde, auf feinen Wunſch das Nö— 
thige für feinen Unterhalt auszufegen, ift ganz ohne Unterfchrift. 
Regierungsrath Müller-Friedberg wollte ſchlechterdings nicht zus 
geben, daß das GStiftöfapitel die päpftlihe Genehmigung von 
fich aus einhole; eben jo wenig, daß es fich durch Abgeorvnete an 
ten Nuntius mit diefem zu gleichem Zwed in Verbindung jeße. 

Nah dieſem erften Schritt war für die „Macdenfcaft” 
die Zuftimmung der Geſammtheit ver Kapitularen einzuholen. 
P. Uemilian war zur Genehmigung geneigt. Er ſchrieb in die— 
jem Sim an den Fürften: beffer eine elende Eriftenz als gänz- 
liche Auflöfung; „einmal auseinander, immer auseinander” ; 
nehme man das vorgeichlagene SInftitut nicht an, jo fommen 
Andere, Chorherren aus dem Meltpriefterftande, ſäkulariſirte 
Mönche u. f. w., wobei feine Hoffnung für die MWiederherftel- 
lung des Klofters in Zukunft übrig bleibe. ‘) Die Kapitularen 
wurden gruppenweile in St. Gallen, in NewSt. Johann und 
in Waflerburg verfammelt, voran am 12. Dezember fiebenzehn 
derjelben zu St. Gallen, unter welden die Angejeheneren des 
Stiftes, mit einigen jüngeren Kapitularen; an Einwendungen 
gebrach es nicht; unzufrieden überhaupt äußerte fich P. Ildefons 
von Are, welcher die Aufhebung des Stiftes ald ausgemadhte 
Sache anſah und mit der Ehre der Mitglieder nicht verträglich 
fand, ſich gleihfam zur NRefrutirung einer neuen Korporation 
herzugeben. P. Martin mit ven jungen P. P. Dominif Schmid 
und Franz Weidmann war entjhieden für die Genehmigung, 
wobei der erfte der Drei fein Hehl machte, daß ver verheißene 
„reguläre Stand” nit lange halten werte. Förmliche Beſchlüſſe 
wurden nicht gefaßt, eben jo wenig in dem Protokoll formulirt ; 
doch waren die Beiprechungen dem Eingehen in ven Entwurf 
nicht ungünftig und die Mehrheit ver Anweſenden ſprach ſich für 
Unterhandlungen mit der Regierung durch drei Kapitularen aus. ?) 


1) Schreiben ded P. Nemilian an den Fürften, vom 1. Dez. 1803. 

2) Protokoll der Konferenz vom 12. Dezember 1803, durch P. Conrad 
Scherer geführt. P. Memilian nennt fie „die äußerft unordentliche und vers 
worrene Konferenz, deren Gefchichte allein die ganze Handlung als null und 
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Die Unterzeichnung erfolgte nur durch P. Heinrich und den P. 
Martin Greſſer; P. Aemilian, wohl aus Aengftlichkeit, lehnte 
den Auftrag ab.“) Die zwei Unterzeichner bezeugten die Anz 
nahme der Urkunde turh „ven größeren Theil des Kapitels, 
jedoch mit Vorbehalt des päpftlihen Conſenſes und Sanftion“, 
und. ftellten, dem empfangenen Gebote gemäß, das Ichriftliche 
Erſuchen an die Regierung, fie wolle von ſich aus dieſe Sanf- 
tion erwirfen. Die Kapitularen ernannten auch eine Abordnung 
an den Fürften nach Ebringen, um ihm die Zuftimmung, gleich 
bedeutend mit völliger Abpifation ıyıd einer Abfindung mit ver 
Regierung für feinen fünftigen perfönlichen Unterhalt, genehm 
zu madhen. Es waren Aemilian und Martin, die am 27. De— 
zember fih auf den Weg machten. P. Conrad Scherer war 
ihnen in der Eigenſchaft ald Kapiteldaftuar beigegeben. Hatte 
ver Fürft Schon die erften Nadrichten von der Unterhandlung, 
dann vollends jene von geſchehener Unterzeihnung mit Kummer 
und Mißfallen vernommen, jo verbüfterte fich feine Etimmung 
noch mehr, als ihm die Abgeordneten ven Zwed ihrer Sendung 
eröffneten. Er debattirte alsdann ven Inhalt der Konvention 
mit ihnen, wobei Aemilian bisweilen wanfte, Martin viejelbe 
beharrlich, auch unter Unehrerbietigfeit gegen den Fürften, ver: 
theidigte.- Der Fürft aber erklärte feinen Entjchluß, daß er das 
Geſchehene nicht anerfenne. Anläßlich ſah er mit Bedauern, 
„wie das Stift von ven eigenen Söhnen verrathen und vernich- 
tet wird“. Die Konvention war ihm ein verabjcheuenswerther 
Aft, von den Religiofen unbefugt, wider das Kirchenrecht und 
wider die den gefammten Gtiftögliedern obliegenden Verpflich— 
tungen abgejchloffen. Am 2. Januar 1804 entließ er tie Ab- 
geordneten mit dem Beicheid: vie Konvention ſei verworfen, 
allen Religiofen die Mitwirfung verboten, bis vie vom heil. 
Vater erwartete Entſcheidung in authentiiher Form werde vor- 


ungiltig zu beweifen im Stande wäre, wenn fie jemals an das Tageslicht 
treten ſollte.“ Schreiben vdefjelben an den Fürften, vom 13. Nov. 1804. 

1) Laut fpäterer fchriftlicher Erflärung, vom 24. Dezember. Im Kan 
tondarchiv. 
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gelegt fein. Beim Sceiden zeigte fih P. Martin „ungehalten 
und grob” und wollte auch den P. Yemilian, den der Fürft bei 
diefem Anlaß neuerdings als Superior beftätigte, als ſolchen 
nicht anerfennen. *) Nach Unterzeichnung durd) die beiden Kapitels— 
beauftragten wurde die Mebereinkunft dem Kleinen Rath vor: 
gelegt, der fie genehmigte und die Abfendung eined Originals 
in lateinischer Sprache an ven Papſt beichloß; eine andere Aus- 
fertigung jollte den Kommifjarien des Kapiteld übergeben werben, 
damit legteresd die Urfunde dem fünftigen bijchöflihen Kapitel, 
„als den Stiftungsbrief deſſelben“, zu Handen ftelle (23. Dezem— 
ber 1803); fo gewiß glaubten die weltlihen Machthaber ihrer 
Sade zu fein. Schon Tags zuvor harte Müller-Friedberg, ber 
Regierungspräfident, dem eidgenöffiihen Kanzler Mouſſon bie 
Konvention mitgetheilt und ihn um Unterftügung des Vorhabens 
erjucht, beifegend: thue ver Abt vie ſchicklichen Schritte, jo Fönnte 
auch für ſeine Perfon geforgt werben, „nie aber könnte er 
hieher (nad St. Gallen) zurüdfehren”; eine Erklärung, die bins 
reihend die Behauptung widerlegt, ald habe Abficht gewaltet, 
den Fürftabten ſelbſt mit der Biſchofswürde zu befleiven. Der 
Große Rath; wurde mit Stillſchweigen übergangen; fein Bor: 
behalt des Genehmigungsrechtes für ihn. Indem die Regierung 
den Gegenftand zur Sanftion an ten heil. Stuhl bradte, ohne 
zuvor den Großen Rath) begrüßt zu haben, maßte fie fih thats 
ſächlich ſouveräne Gewalt an; denn der Große Rath hätte nach 
der allfälligen Gutheißung ſeitens des Papftes ein freies Votum 
nicht mehr gehabt. Mit größter Haft fchritt die Regierung vor; 
denn noch jollte der Beiltand des franzöſiſchen Geſandten, ver 
allernächft von feinem Gefandtfchaftspoften abzureifen hatte, und 
jener ded Landammanns d'Affry, deffen Amtsdauer dem Schluffe 
nahe war, für die Abfichten der Regierung gewonnen werben. 
Sie entjendete deßhalb durch Beichluß vom 24. Dezember ihr 
Mitglied Müller- Friedberg zunächft nach Freiburg an den Land- 
ammann der Schweiz, ftattete den Abgeordneten mit Briefen an 


) Tagebuch ded Fürften vom 2. Januar 1804. 
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diefen, an den Nuntius, und an den heiligen Vater aus; Alles 
um unverweilt die Sanftion der Webereinfunft zu erhalten. 
Diefes Ziel um jo gewiffer zu erreichen und ſich der Mitwirs 
fung des franzöftichen Gefandten Ney zu verfichern, warb am 
gleihen Tag für Ney das anfehnliche Gefchent von 3600 Fr. 
(225 Louisd’or) und von 50 Louisp’or für den Gefandtichafts- 
jefretär Nouyer erkannt, mit einem Brief an erftern, welcher 
vertraulibe Dankſagung an den General für geleiftete Dienfte 
und zugleich die Empfehlung zu guter Aufnahme des Abgeord— 
neten enthielt, mit dem Erjuchen um feine einflußreicdhe Unter: 
ftügung für etwelche wichtige Intereſſen, von denen die liberale 
Sade im Kanton St. Gallen abzuhangen jcheine.) Im 
Schreiben an den Nuntius wurde das glüdliche Ereigniß der 
NRüdfehr eines apoftoliihen Legaten gepriefen und von bem 
Abgeordneten gefagt: er werde nicht ermangeln, dem Nuntius 
„die Stärke unferer Beweggründe, die Reinheit unferer Abfichten 
und das Gewicht der Titel nachzuweiſen, vie und berechtigen, 
bewußte Bitte an den heiligen Stuhl zu bringen.” In Frei: 
burg hatte Müller» Friedberg nicht geringe Mühe, den Lanb- 
ammann nad feinem Sinn zu flimmen; ed handelte fib um 
Schreiben, die das Bundeshaupt an den PBapft und an ven 
Nuntius zu erlaffen erfuht wurde. Der Abgeordnete jchrieb 
darüber an den Kleinen Rath: es habe vieles Feilen erfordert, 
bi8 die Briefe dem Sinne des Landammanns entjprachen „und 
doch unſchädlich für die Sache ausfielen, und ich hätte ihnen 
beinahe entfagt, wenn die Negoziation durch feine Empfehlung 
nicht fowohl in Rom gewänne, als gegen die Verfuche des 
Abten und die Einmiſchung und den Tadel U. 2. u. G. Mit: 
eidgenoſſen unantaftbarer würde. Bald war Herr D’Affry mit 
dem blinden Gehorfam gegen den Papft, bald mit den Hoff: 
nungen eines allgemeinen Firhliden Konkordates fromm be- 
Ihäftiget; bald brüdte ihn ein neuer zween Bogen voller Brief 
von Abt Pancratius, der beinahe in die Kantone communizirt 


*) Es handelte fih auch um Unterftügung in einem Anftande mit 
Zürich wegen der Sarer Domänen, wovon fpäter die Nede fein wird. 
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worden wäre und ohne das Dazwijchen- Kommende vie nächfte 
Taglagung wieder piquant gemadt hätte“.) Gefälliger und 
lenfjamer als d'Affry war ver franzöflfhe Gefandte Ney; er 
gab dem St. Galliichen Abgeordneten den gemwünfchten Brief 
an ben Nuntius, empfahl tiefem die in Frage ftehente Ans 
gelegenheit auf das Kräftigfte, was er auch ſchon in früherer 
Unterredung mit dem Nuntius mündlih gethan, und verfpracd 
dem Kleinen Rath im Ferneren perjönlide Verwendung in 
Parts, damit das Begehren durch den franzöfifchen Botſchafter 
in Rom unterftügt werde. Alles mit Mehrerem, faft im Tone 
der Vertraulichkeit. 2) Am 2. Januar in Luzern angefommen, 
traf der St. Gallifche Abgeordnete dort auf bereitwilligfte Stim- 
mung bei dem Nuntius, der fchon früher von dem Plan unter: 
richtet und vermöge feiner Inftruftionen angewieſen war, „nad 
den Gefinnungen Frankreichs zu agiren*,3) behändigte ihm, zu- 
gleich mit eigenem Schreiben, die zahlreihen Papiere und Em: 
pfehlungen, unter ihnen die „Statuta conventa* felbft und eine 
„lettre tres-respectueuse* an ©. Heiligkeit. In Berlegenheit 
war der Abgeordnete wegen des im Briefe des Landammanns 
vorherrfchenden Tons; daher fchrieb er am Echluffe feiner eigenen 
Eingabe an den Nuntius (vom 2. Januar): er habe angemeffen 
gefunden, fib auch mit einem Empfehlungsichreiben des Lands 
ammanns zu verfehen, obwohl viefer nicht tiefer in den Gegen- 
ftand habe eintreten fünnen, da es eine rein Fantonale Ange- 
legenheit jei, S. Heiligkeit aber in kirchlichen Angelegenheiten 


) Schreiben Müller-Briedberg’8 an die Negierung, aus Surſee und 
Luzern vom 2. und 4. Januar 1804. Irrig trägt der Brief die Jahrzahl 
‚1803; M. F. war befanntlih im Winter von 1802 auf 1803 ununterbro: 
chen in Paris. 

2) Schreiben Ney's an den Kleinen Rath von St. Gallen vom 9. Ni- 
vöse an XII (31. Dezember 1803). Das Schreiben beginnt wie folgt: 
„Le Citoyen M. Fr. m’a remis la lettre que vous lui aviez donnee pour 
moi, et qui renfermait les t&moignages de votre reconnaissance pour l’in- 
teröt particulier, qui je prends à votre canton.*“ Das war Duittung und 
diplomatifcher Brief:Ingreß zugleich 

3) Schreiben des P. Aemilian an den Fürften, vom 16. Dez. 1803. 
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für die verfchiedenen Souveräne der Schweiz feine auswärtige 
Macht fei, fondern die Kantone vielmehr berechtiget feien, ſich 
jelbftftändig an das Oberhaupt der Kirche zu wenden. ') Um 
jo Fräftiger war das Empfehlungsfchreiben des Generald Ney 
an den Nuntius; ed wurde bdiejer erfucht, alles Mögliche zu 
thun, um in Rom die Genehmigung zu erzielen. Die Gründe 
wurden aus den früheren Anklageaften gegen Fürft und Stift, 
befonder8 gegen erfteren, hergeholt. Angefügt war dringende 
Empfehlung, dafür zu jorgen, daß der erfte Bifchof ein Mann 
gemäßigten und zuverläßigen Karakters fei, ver die allgemeine 
Liebe und Achtung ficb zu erwerben wiffe; das ſei befonders 
nöthig in einem Lande, deſſen halber Volfstheil nicht katholiſch 
ſei; dem Abt und den wenigen Mönchen feiner Partei jolle man 
aus den Befigungen des Stiftes jenſeits des Rheins ein an— 
ſtändiges Ausfommen verschaffen, im Webrigen zu der dringend 
gewordenen Liquidation fchreiten. Im Schreiben an den Heil. 
Vater ftellte die Regierung die Nothwendigfeit dar, den ganzen 
Kanton unter einen einzigen Dberhirten zu vereinigen und nad) 
dem gleichen firchlichen Syftem zu leiten: „der Wunſch des 
Volkes ſowie jener der Regierung Ipricht laut für dieſe Ver— 
einigung. Das Bisthum wird durch die eigenen Kräfte des 
Kantons geftiftet; eine vortreffliche Kathedralkirche ift bereits da, 
und fie ift ohnehin die zahlreichfte Pfarre des Kantons; Männer 
und Gebäude für das bifchöfliche Kapitel und alles damit Ver— 
bundene werben nicht ermangeln; die Aebte von St. Gallen 
waren ohnehin ſchon quasi episcopi u. ſ. w.“ Ferner iſt darin 
zu leſen: „In der Ausdehnung der geiftlihen Gewalt findet 
das Stift einen Erfag der weltlichen, und dieſe Umwandlung 
ift das einzige Mittel, den Mitgliedern dieſer alten und herr— 
lihen Abtei (antiquae hujus splendidaeque Abbatiae) eine 
ehrenhafte Eriftenz beizubehalten” ; folgte noch die alte und immer 


1) Sehr pofitive MWiderlegung des in neuerer Zeit oft ausgefprodhenen 
Satzes: nur der fchweizerifchen Bundesgewalt ftehe die Verhandlung, auch 
über die kirchlichen Gegenftände, mit dem Papfte zu, da er eine auswärtige 
Macht fei. 


— 112 — 


wiederholte Vorgabe von Wermögenszerrüttung des Stiftes (24. 
Dezember). Der deutſche Entwurf ift von Regierungsrath 
Müller-Friepberg verfaßt, die lateinifche Ueberfegung von ihm 
durdhgefehen und theilmeife auch von ihm berichtiget.*) Die 
Verhandlung zwifhen dem Nuntius und dem St. Galliichen 
Abgeordneten lief kurz und gefällig ab; über einige Punkte 
wurden Erläuterungen zu SBapier genommen; drei Tage lang 
weilte jener in Quzern. Der Nuntius verhieß nicht nur, das 
Sanftiondgefuch empfehlend an den heil. Stuhl zu bringen, ſon— 
dern gab jelbft zu erfennen, daß im alle die Regierung die 
förmlihe Säfularifation der Konventualen begehren follte, ſol⸗ 
ches leicht erhältlih wäre und von der Nuntiatur unterſtützt 
würde“.?) Auch ſprach er den Wunſch aus, daß bei der erften 
Biihofswahl dem Papſt drei Subjefte von Seite der Regie: 
rung vorgefchlagen werben möchten und auch nachwärts auf 
gleiche Weife vorgegangen werde. Der Auditor der Nuntiatur, 
Eherubini, überbot, wenn möglich, die Bereitwilligfeit de Nun: 
tius. Bei folder Stimmung famen die guten und nachgiebigen 
Kapitularen, P. Heinrih und P. Aemilian, am Sclimmiten 
weg; vertrauensvoll waren fie in die MWünfche des Negierungs- 
haupted eingegangen, aber in der Hoffnung und mit der beharr- 
lichen Abſicht, dadurch den Fortbeftand ihrer religiöfen Korporas 
tion als einer regularen zu fihern; wie ed dann aber ander- 
ſeits gemeint war, enthüllten jchon die erften Verhandlungen 
mit der Nunziatur in Luzern; und wie der Fürft auch ihr beit- 
gemeinted Beginnen beurtheilte, ift fchon erzählt worden. Die 


*) Aber von einem Afatholifen beforgt, jagt der Fürft Pancratius in 
einem fpäteren wichtigen Schreiben an den Kardinal Confalvi, „cum M. 
F. nulli catholico sacerdoti fideret, aut nullum, qui tale argumentum ela- 
borare vellet, inveniret.“ Schreiben vom 6. Dezember 1804. 

2) Protokoll des Kleinen Nathes, vom 9. Januar 1804. Wird beitä- 
tiget durch das Tagebuch des Fürften, vom 2. Februar, nach welchem der 
Nuntius fogar geäußert hatte: es fei eigentlich überflüffig geweſen, daß ſich 
die Regierung mit den Neligiofen nur in Traftate eingelaffen habe; ja er 
(der Nuntius) fei fo weit gegangen, daß er vollends die gänzliche Säfula- 
rifation angetragen habe. 
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Regierung, höchft zufrieden, feste ihre diplomatische Korreipondenz 
fort, danfte nach empfangenem Bericht dem Nuntius und dem 
Auditor, erklärte ſich gegen legtern namentlich mit dem Bor- 
ſchlage wegen der Bilhofswahl einverftanden und ſchloß mit 
einem derben Ausfall auf den Fürften, die Erwartung auss 
Iprehend, ed werde dem Nuntius gelingen, deſſen allfällige 
Gegenbeftrebungen erfolglos zu machen. Und da Ney inzwifchen 
feinen Gefandiihaftspoften verlaffen und Wohnfig in Paris ges 
nommen hatte, verwendete fich der Kleine Rath nun bei Rouyer, 
dem nunmehrigen franzofiihen Gefchäftsträger, mit der Bitte, 
daß er die Angelegenheit unmittelbar dem Kardinal Feſch, fran- 
zöſiſchen Botjchafter in Rom, zur Unterftügung empfehlen möchte; 
durch den gleihen Kanal erhielt Ney die wichtigiten Papiere 
zur Vorlage an ten Erften Konful, auf deffen Befehl Talley- 
rand die Verwendung ded genannten Karbinals für die päpft- 
lihe Genehmigung der Konvention in Anjpruh nahm. Als 
dann in der Perſon des Generals Vial ein neuer Gefandter 
Frankreichs bei der Schweiz in’d Amt trat, wurde er in gleicher 
Weile für den befannten Zwed angegangen, wie fein Vorgänger. 

Kaum hatte der Abgeorbnete der Regierung bei dem Nuns 
tius ſeine Verrichtungen beendiget, traf eine Deputation des 
Fürften bei demfelben ein; ed waren P. Balentin Hagge, aus 
MWafferburg, und P. Kolumban Ferh, aus Wyl. Site legten 
verfchiedene Eingaben des Fürften, ver gegen die Konvention 
Proteftation erhob, ‘) in des Nuntius Hand; irgend eine fchrift- 
liche Antwort konnten fie nicht erhalten; dagegen brachten jte 
die Meldung zurüd: die Nuntiatur habe die Kapitularen wegen 
der Konvention mißbilliget und geäußert: er (ver Fürft) ſolle 
fie zum Widerruf jelbft durch Zenfuren zwingen. 2) Dieſe Aeuße— 
rungen waren im grelfften MWiderfpruch zu den vom Nuntius 
und feinem Auditor dem Abgeordneten der Regierung theils 
mündlich theild jchriftlihh gegebenen Erklärungen. Vom nod) 


1) Aus Falk's: Beitrag zur Gefchichte der Auflöfung ded Stiftes 
St. Gallen. 

2) Tagebuch des Fürften, vom 10. Januar 1804. 
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jungen und unerfahrenen, aber genialen Auditor Cherubini vers 
nahmen fie die Meußerung: die Schreiben Ney's feien ohne 
offizielle Bedeutung. 4) Zur Wahrung der Rechte des Stiftes 
auch gegenüber dem neuen Bundeshaupt fchrieb der Fürft Pan- 
cratius an den Landammann v. Wattenwyl, verlangte Boll- 
ziehung des Tagſatzungsbeſchluſſes für die Klöſter auch zu 
Gunften St. Gallen’s, erhob Einwendung gegen die Konvention 
und gab dem Landammann zu verftehen, daß „aller Wahrfchein 
lichkeit” nach die Erklärung der franzöftichen Geſandtſchaft vom 
12. November feineswegs aus einem wirklichen Beſchluſſe der 
franzöfifhen Regierung jelbft hervorgegangen ſei (28. Januar 
1804). ) Bei den öfterreichifchen Beamteten verwendete ſich 
der Fürft zu dem Zweck, daß fie jedes von der St. Gallifchen 
Regierung ausgehende Begehren um Werabfolgung der Koftbar- 
feiten, Effeften und Baarfchaften des Stiftes zurückweiſen möch- 
ten (Dezember 1803). Das Gemwünfcte wurde zugelagt und 
der Fürft glaubte feiner Sade ganz fiher zu fein. Die Et. 
Galliſche Regierung aber antwortete mit energifhen Maßnah— 
men, verficherte ſich der Unterftügung des Landammannd v. 
Wattenwyl, welder, ganz abweichend von den Anfichten feines 
fatholifchen Vorgängers in Freiburg, in Angelegenheiten des 
Stiftes St. Gallen den Wünfchen der Regierung entfprechend 
handelte, erwirfte die Aufhebung ver bezüglich jener Effekten von 
Amtswegen verhängten Beihlagnahme, in Folge defien üfterrei- 
chiſcherſeits Weifung gegeben wurde, fraglihe Effekten „dem 
Stifte St. Gallen” ausfolgen zu laffen, mit Erfuchen an bie 
Regierung, dem Stift von jener Verfügung Anzeige zu machen; 


1) Schreiben des Fürften an Hofrath Müller, vom Januar 1804. Es 
war’ überhaupt ein Unglüd, daß die Nuntiatur weder von den Angelegens 
heiten der Schweiz überhaupt, noch von jenen des Stiftes St. Gallen 
gründliche Kenntniß befaß. Solches bezeugte noch viel fpäter P. Aemilian 
in einem Brief an den Fürften Pancratius, vom Dezember 1804. 

2) Schreiben ded Fürften an den Landammann v. Wattenwyl, von die— 
fem Tage. Des erfteren Bermuthung war wirklich begründet, denn Ney 
hatte auf eigene Fauſt gehandelt, lief aber freilich Feine große Gefahr, von 
Talleyrand und von Bonaparte desavouirt zu werben. 
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ed möge dieſes dann Sachmalter zur Erhebung der Gegenftände 
beftellen und fie mit nöthiger Vollmacht verfehen. ) In Et, 
Gallen aber war in Wirklichkeit die Regierung Stift, und ein 
jelbftftändiges Stift gab es nicht mehr. Die Regierung be 
ftelte nun den P. Heinrih und den Regierungsjefretär Müller, 
nannte fie die ftiftifchen Bevollmächtigten, machte Wind mit dem 
genannten Müller, den fie als „geheimen“ Negierungsfefretär 
affrebitirte und als beſonders beauftragt bezeichnete, das Geſchäft 
in ihrem (der Regierung) Namen zu unterftügen. 2) Die Kom: 
miffarien machten fofort die Rundreiſe ?) von Drt zu Ort, über 
Bregenz, Wafjerburg, NeusRavensburg, Wangen, Füßen und 
Bild bis Imſt, um ihre Reklamation an Mann zu bringen; an 
beiden legtgenannten Orten ftießen fie auf Widerſtand, in Vils 
troß „angebotener reeller Erfenntlichkeit” ; die Beamteten wollten 
nur auf ausbrüdlihe Vollmacht bed Abtes vie Effekten frei 
geben; ohne daß nicht fürmliche Entjegung des Abtes vorange- 
gangen jei, ſo jagte der Kreishauptmann von Imſt, könne in 
das Berlangen der Kommifjarien nicht eingegangen werden; 
darauf beredte Vorftellungen feitend der legteren: die Kapitu- 
laren hätten fihb vom Abte getrennt, eine neue Eriftenz anges 
treten; der Er: Abt habe jeder Rückkehr in anderer Eigenfchaft 
ald in derjenigen eines Landesherrn entjagt, die Rückkehr in 
diefer Eigenfchaft aber ſei ihm durch die Mebdiationsafte un: 
möglib gemadt worden. Dem Kreidhauptmann waren dies 
werthlofe Vorgaben; deßhalb wollte er fie nicht berücfichtigen. 
Die Kommiflarien ergriffen nun Rekurs an das Gubernium in 
Innsbruck und verlangten namentlih die Herausgabe des Ar- 
chivs, das jedenfalls Staatseigenthum ſei. Der Kreishaupt- 


) Schreiben des Kreisamtes Bregenz, an die Regierung, vom 11. Feb: 
ruar 1804, 

2) Befchluß des Kleinen Rathes vom 16. Februar; Empfehlungs: und 
Bollmachtfchreiben vom 17. Februar. 

2) P. Heinrich war nicht bei der Expedition, fondern P. Martin 
Greffer für ihn: die Ratheprotofolle geben feinen Auffchluß über den Per: 
fonalwechfel. 

8* 
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mann prüfte dann die ihm zugegangenen Weilungen nochmals 
und fand heraus, „daß die Effekten auf Verlangen der Herren 
Kapitularen herauszugeben jeien“. So erhielt die Regierung, 
durch Lift und unlautere Behauptungen, durch eine Miffton, die 
von ihr ausgegangen war, während fie ald eine folde des 
Stiftes geltend gemacht wurde, die Hauptmafje der geflüchteten 
Effekten zurüd, welche nach tem Willen der öfterreihiichen Ober: 
behörde nur dem Stift und feinen redytmäßigen Beglaubigten 
hätten verabfolgt ‘werben jollen. Die Kommiffarien erzählten 
den ganzen Hergang, ihre Pfiffe und Kniffe, in einem triums 
phirenden, faft höhnifchen Bericht an die Regierung und freuten 
ih höchlich, ein mit Stiftseffeften vollgelavenes Schiff auf ihrer 
KRüdreife in Rorſchach zu treffen, das fchon vor ihnen dort eins 
gelaufen war. *) Gern hätte die Regierung ven reichen Kirchens 
ihmud ſchon am Dfterfeft auögeftellt gejehen, um dem Volk die 
Belorgniß zu benehmen, ald ob es auf eine neue DVerfteigerung 
abgejehen jei, wie einft hinfichtlih der Mobilien. ?) Anders als 
die beiden Unterzeichner der Konvention, die zu deren theilwei— 
jem Vollzug behülflich waren, bevor fie Rechtskraft haben Fonnte, 
handelte P. Theodor Wil; er brachte mande zum Kirchenfchate 
gehörige Koftbarfeiten nah dem Willen des Fürften in Sicher: 
heit.) Später fertigte P. Heinrich das Verzeihniß der zurüds 
gebrachten Gegenftände, beftehend aus dem Kirchenſchatz Cinbe- 
griffen die große koſtbare Monftranz, nebft allen möglichen 
firchlichen Geräthfchaften), Archiv, Bibliothek, Hausgeräthe nebft 
MWeißzeug (16. November 1804). Gelehrte und Freunde ber 
älteren Literatur vernahmen mit Jubel die Rüdfehr der wiflen- 
Ihaftliben und geſchichtlichen Schäge in ihre alte Heimath. Die 
Regierung ſorgte pflichtgetreu und umfihtig zugleich für neue 


1) Bericht der Kommiffarien P. Martin Greffer und Ignaz Müller, 
vom 9. März. Müller war der VBertraute und Verwandte, auch Amtsſe— 
fretär Müllers Frievberg’3; der nemliche, deſſen fchon in Bd. I. erwähnt 
worben. 

2) Schreiben des P. Nemilian an den Fürften, vom 6. April. 

) Brief des P. Theodor Wil an den Fürften, vom 6. April 1804. 
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Einordnung ter Bibliothef und tes Stiftsarchivs, Arbeiten, bei 
denen fib, in ihrem Auftrage, ter Appellationsrichter Büeler, 
von Rapperſchwyl, P. Joh. Nep. Hauntinger und P. Conrad 
Scherer mit Erfolg betheiligten. Der Fürft aber fprad das 
Bedauern aus, von den öfterreicbiichen Behörden in fraglicher 
Angelegenheit verlaffen worden zu fein. 

Sp befliffen die Regierung war, das Stiftseigenthum ihrer: 
feit8 in eigene Verfügung zu erhalten, jo farg war fie in Allem, 
was auf den Unterhalt der Kapitularen Bezug hatte. Als P. 
Aemilian im Frühjahr 1803 tie Rückgabe des Kloftervermögens 
verlangte, war er zunächft darauf bedacht, daß wenigftens, bis 
das Geforderte ausgeführt werten könne, gefammten Kapitularen 
der nöthige Unterhalt gewährt werte; er jchilterte in wieber- 
holten Schreiben das Elend ter theild Deportirten, theild aus— 
gewanderten Kapitularen, bie in Folge ter deutſchen Säkulari— 
jationen obdachlos wurden; er fchilverte namentlich die Noth ver 
reife und Kranfen unter ihnen. Der Kleine Rath willigte ein, 
doh ohne Konfequenz, daß vierzehn Religioſen in Neu-St. Jo— 
hann untergebracht werden mögen. Die übrigen Patres und 
Brüder (33 an Zahl, jagt ver anläßlich erftattete Bericht) jeien 
auf Pfründen oder fonft an Orten untergebracht, wo fie nicht 
Gefahr laufen, entfernt zu werten. Die außeramtlid zu ma- 
chenden Wahrnehmungen waren weniger günftig. Einzelne Kas 
pitularen, nachdem fie mehrere Jahre gar nichts empfangen, 
wurden hart behandelt, und, kamen fie um Unterftügung ein, 
troden zurüdgewiejen, bis die Angelegenheit des Stiftes berei- 
niget fein werte, fo P. Auguftin Badımann, welder darum ber 
Regierung ungefcheut fagte: er fei eben eine ungenehme Perſon 
wegen feines Votums gegen die Konvention; fonnten die Kas 
pitularen gleichwohl etwas erhalten, jo wurden fie mit Fleinen 
Summen abgefertiget; die beit angejchriebenen erhielten vom 
1. Januar 1804 an 2 Schw. Fr. täglid. Auch die Zulagen 
an Solde, welde auf ſchwach dotirten Pfründen treu fich der 
Seelſorge widmeten, fielen höchſt ſpärlich aus. 
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Bierter Abfchnitt. 


Die Amtsberichte über die Staatöverwaltung. Definitive Militärorgani- 
fation. Ultraföderaliftifche Militärpolitif des Kantons. Auswärtiger Kriegs: 
dienſt. Umfaffende Thätigfeit in der Geſetzgebung. Preßpolizei und Zen— 
fur. Heivetifche Liquidation; Domänen: und Dotationsfragen. Wallenſee— 
und Linty- Schiffahrt. Die Linthforreftion befchloffen. Das Klofter Pfäs ' 
ferd und dortige Schulprojekte. Neue Tagfagungsverhandlungen über die 
Klöfter. Beftrebungen für und wider das Stift St. Gallen; die Konven- 
tion für deffen Umwandlung in ein Bisthum vom Papft verworfen. Des 
Fürften Pancratius NAbbatialweihe. (Frühjahr 1804 bis dahin 1805.) 


Die Thätigfeit der höhern Staatöbehörden in der Geſetz— 
gebung und Verwaltung war eine unermübliche. Vieles war 
fchon geleiftet; weit Mehreres hatten die leitenden Staatsmänner 
von St. Gallen nod vor fih ald Aufgabe des Tages oder doch 
der nächften Zufunft. Weber bereitd Geſchehenes legten fie dem 
Großen Rath Bericht und Ausweis vor. Das Amtsblatt be- 
zeichnete jolchen als „Weberfiht des öffentlichen Zuftandes im 
Kanton St. Gallen“; ein befonvderer Bericht, höchſt ſummariſch, 
weil nur ſechs Seiten lang, war den Finanzen gewidmet. Beide 
Berichte zufammen nennt man feither den „Amtäbericht“ ver 
Regierung über die Stautsverwaltung. Die Staatsrechnung 
wurde zur Prüfung einem Ausſchuß überwiejen, in dem wir 
fünf von den Häuptern des Großen Rathes erbliden: Dubli, 
Steinlin, Scaffhaufer, Xaver Gmür und Brägger. Später 
wurde die Gejammtftaatsverwaltung, nicht bloß die Rechnung, 
der Prüfung des Ausſchuſſes unterftellt; derfelbe erhielt nachmals 
die technifche Bezeichnung: ftaatswirthichaftlihe Kommilfton. Die 
Rechnungen mußten bi8 nad ihrer Erledigung geheim gehalten 
werben. Die Berichte der Kommilfton und daherige Abichlüffe 
wurden dem Kleinen Rath in Form eines Mezeffed zugeftellt, 
welche Form dem Kleinen Rath nicht zu munden ſchien. Starr 
an der ausfchließlichften Snitiative haltend, behielt der Prä— 
fivent des letztern bezüglich der Abſchlüſſe „feierlichft“ die ver: 
faffungsmäßigen Befugniffe des Kleinen Raths vor (26. Mai 
1804): Anfang eines langjährigen Zwiefpaltes zwiſchen beiden 
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Behörden über die Kontrolbefugniffe des Großen Rathes gegen- 
über dem Kleinen Rathe. Die Mitglieder der ftaatswirthichaft- 
lichen Kommiſſion wuchjen an Anjehen und Einfluß. Der Staats: 
haushalt war Anfangs äußerft fnapp ) und mit geringen Hülfs— 
mitteln ausgeftattet; ihre Vermehrung Fonnte nur das Werk 
längerer Zeit fein. Was noch an revolutionären Formeln übrig, 
wurde, nach dem Beiipiele des „Vermittlers“ in Paris, befei- 
tiget; diefer hatte gegenüber der Schweiz die altübliche Titulatur 
wieder angenommen; ſeinerſeits bob ter Große Rath jenes hel- 
vetiihe Gejep von 1798 auf, das den „Bürger”:Titel gefchaffen, 
und führte neue Amtstitel für die Behörden ein; Großer Rath 
und Kleiner Rath mußten fürder im Amtöverfehr ald „Hoch— 
löbliche“ bezeichnet, die Regierungsräthe „Hochgeachte“, die Kan— 
tonsräthe: „Hochgeachte, Hochgeehrtefte” genannt werden; bie 
erfte diefer Bezeichnungen bezog fih auf die dem Großen Rath 
inforporirten Mitglieder des Kleinen, die andere, geringere, auf 
die übrigen Mitglieder des Großen Rathes. Die übrigen Be- 
hörden wurden mit befcheideneren, doch ähnlichen Bezeichnungen 
auögeftattet; den geiftlihen Kollegien, Synoden und Kapiteln 
wurde ber Titel „Hochwürdige“ (Herren) zurücdgegebenz fo vers 
ſchwanden auch die „Bürger Pfarrer“ beider Konfeſſionen. Für 
die Anſprachen der Regierung an das Volk wurde viefem die 
Begrüßung: „Liebe getreue Mitbürger” zugedacht; ver Große 
Rath jelbit Fonnte verfafjungsgemäß, oder nad der Auslegung, 
die man ber Verfaffung gab, nicht zum Volke fprechen; ber 
Gebrauh von Avelsbezeihnungen blieb für ven amtlichen Ver: 
kehr unterfagt (Großrathsbeſchluß vom 13. September 1804). 

Es war hohe Zeit, das Milizweſen feinem bisherigen Pro- 
vilorium zu entheben; ed geſchah durd eine allgemeine Militär: 
organifation (18. Mai 1804). Sie theilt die Miliz in die 
„Corps der Eliten und der Neferve” ein, bildet jenes aus den 
Bürgern vom zurüdgelegten 18. bis zum vollendeten 30. Lebens— 
jahr, die Neferve aus der Altern Mannfchaft bis zum zurüdgeleg- 


+) Die Ausgaben betrugen im Rechnungsjahr vom 1. April 1804 bie 
Ende März 1805 nur 124,000 Gl. 
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ten 45. Jahr, beite Corps für den Dienft inner und außer dem 
Kanton, und verpflichtet auch die übrigen Bürger, beicränft, 
bei allgemeinem Aufgebot zur WVertheidigung der Kantondgrenzen 
und zur Handhabung der innern Sicherheit. Waffen und Mi- 
litärfleid hatte fi der Bürger auf eigene Koften anzufchaffen. 
Dem gejammten Milizkorps wurte ein Kantonsinjpeftor mit 
Dberftenrang und 800 Fr. Gehalt, jedem Bezirk ein Kommandant 
vorgefegt; die Bezirfe wurden in Quartiere eingetheilt, jedes 
Duartier hatte die nöthigen Fuhrleute, Pferde und Wagen zu 
liefern. Mit Bewilligung des Kleinen Rathes durften auch 
Freiforps errichtet werben; ſolches geichah aljobald in der Stabt 
St. Gallen, wo drei FreisKompagnien errichtet wurden, Mit 
Zuzug einer Kompagnie freiwilliger Scharfichügen wurden vie- 
jelben zur „Legion” erhoben, mit eigenem Stab; dad war ge: 
wiffermaßen die Garde der Regierung, beftimmt, eine wahrhafte 
Kernmiliz zu werden, das allgemeine Militärwejen durch ihr 
Beifpiel zu beleben und im Nothfall für die öffentliche Ruhe 
und Ordnung getreue Dienfte zu leiften. Meßmer, der Regie: 
rungsrath, wurde an ihre Spige geftellt. Bald war ihre Auf- 
ftellung wollendet: Grenabiere und Jäger zu Fuß und Scarf- 
Ihügen (drei Kompagnien), mit Jägern zu Pferd und Artillerie 
nebft vier Feldftüden; am 24. Mai 1805 erhielt das Corps 
aus der Hand einer Abordnung der Regierung Fahne und Stand- 
arte. Für die ordentlihen Miligen wurde ver Kanton in neun 
Militärbezirfe ausgefchieden. Dur Verordnung der Tagfagung 
wurde das gefammte jchweizeriihe Bundesfontingent in fieben 
Legionen eingetheilt, die dritte derfelben aus den Milizen der 
Kantone Appenzell, St. Gallen und Thurgau zufammengefegt; 
St. Gallen hatte zu derfelben 1315 Mann zu liefern; unter dieſer 
Mannſchaft 20 Kanoniere und 30 Dragoner. Das Zeughaus 
war in Folge der allgemeinen Entwaffnung vom Jahr 1802 
ausgeleert; Maſſen von Gewehren waren in Laufanne aufge 
häuft; von denſelben follten dem Kanton St. Gallen 5223 zus 
fommen ; ftatt diefer Zahl erhielt er jevoh nur 2600 Stüd, oder 
vielmehr nur Läufe aus allen Eden der Schweiz zufammengelefener 
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Gewehre, aus welchen vorausfichtlich nur eine Heine Anzahl wirk- 
lich brauchbarer Gewehre hergeftellt werden fonnte. Vom groben 
Gefhüs, das früher vorhanden geweſen, Fam auch nur ein fleiner 
Theil in den Kanton zurüd. ) Eigenthümlich, eng gejhnürt und 
ftreng fantonal war die Militärpolitif des Kantons. Er jah in 
den durch die Tagſatzungsbeſchlüſſe fetgefegten Kontingenten nur 
„Kantonstruppen“, über die die Kantonalgewalten im Innern 
verfügen mögen; zufammengezogen feien fie allerdings „Bundes— 
fontingent” und der Tagfagung überlafjen. „Aber auch dann 
hören fie nicht auf, inſoweit es nicht den Dienft im ftrengeren 
Sinne betrifft, der Judikatur ihrer Kantone unterworfen zu ſein, 
die auch den Chef ihres Kontingent ernamſen“; hierin habe 
die neue Ordnung der Dinge die ehemalige eidgenöfftiche beftä- 
tet. „Selbft dad (Geſammt-) Bundes-Gontingent ift nie ale 
die Armee einer Einheitsmacht zu betrachten. Es ift erklärt, 
daß Einheit nicht das Syſtem ver Schweiz fein kann und mili- 
tärifche Einheit gewiß am wenigften” — — „das Bunded-Gon- 
tingent ift alfo eine bloße Vereinigung von Truppen, welde 
fouveräine Bundesgenoffen für einen Bundeszweck zuſammen— 
ftoßen”.”) In diefem Sinn ließ der Große Rath wurd die 
Regierung in Bezug auf das von der Tagſatzung erlaffene eid- 
genöffifche Militärreglement an den Landammann der Schweiz 
amtlich erflären: der Große Rath ftimme zwar jenen Verfügun— 
gen deſſelben bei, „welche Gleihförmigfeit des Dienftes und der 
Disziplin, der Eintheilung und der Formation, der Bewaffnung, 
des Kaliber und des Soldes und andere bei dem wirklichen 
Kontingentaugrüden möthige Einrichtungen bezielen“; Hingegen 
werden (nah Maßgabe der Art. 20 und 34 der Mediations— 


) Kantonsblatt, Bd. IV. ©. 158. Nach dem dort eingerücten Be: 
richt hätte das nun den Kanton St. Gallen bildende Gebiet bei Anlaß je: 
ner Entwaffnung 25,000 Gewehre und mehr denn 70 Kanonen verloren; 
diefe Angaben gehen hoch. 

2) Rantonsblatt, Bd. IV. ©. 156 und 157. Es ift dieß ein veröf- 
fentlichter Auszug aus dem Bericht der St. Gallifchen Tagfagungsgefandt: 
fchaft von 1804. 
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afte) „feine vor Zujammenziehung des Bunbesfontingents be- 
ftehenve, bejoldete und unbefolvete, centrale Militärbehörden, 
feine Kompetenz und feine Einwirkung verfelben in Friedengzei- 
ten, Feine unbeftimmte Befugnig, Aufträge am die fouveränen 
Kantone zu erlaffen, Feine von der Verfaffung abweichende Wahl: 
normen, feine nicht für den bloßen Fall der Kontingents-Zuſam— 
menziehung berechnete Artillerie und andere Goncentrirungen und 
eben jo wenig die Ernamfung gemeineidgenöffifcher Oberften und 
ihre willfürlihe Anftellung bei fremden?) Legionen genehmiget, 
noch ihre Eriftenz anerfannt, indem dem deutlichen Recht ver 
Kantone die Kommandanten ihrer Kontingente zu ernennen nicht 
vorgegriffen werden darf, obſchon man für mehrere Regelmäßig- 
feit in der Kontingentd-Armee zu Verabredung einer verhältniß- 
mäßigen Kehrordnung handbieten würde, nach welcher Legions— 
Oberften, im Ball des Auszuges und für den ausübenden Theil 
des Dienfted allein, mit dem Kommando der Legionen, zu wels 
chen fie gehören, beauftragt würden!) Ganz nad dem allfo 
formulirten Auftrag fehrieb die Negierung an ven Landammann 
der Schweiz, namentlid Einfprade gegen die Aufftellung des 
bleibenden eidgenöſſiſchen Generalftabes erhebend (17. Sept.). 
Müller-Friedberg, im Verein mit den Waadtländern, welche vie 
währent der helvetifchen Republif über vie deutfche Schweiz ge- 
übte Herrſchaft nicht verfchmerzen fonnten, hielt nemlid ven Plan 
feit, jeßt im Gegenfag zur Einheit, deren Protektor er gewes 
fen, die überwiegend gewordene Föderaliftenpartei durch einen 
beinahe ad absurdum getriebenen Kantonalismus in der eidge- 
nöſſiſchen Militäirfrage zu lähmen, was ſich jedoch mehr als ge- 
ſchraubt ausnahm, weil er ſelbſt die in eidgenöfftfchen Dienft 
getretene Kontingentsmannfchaft unter Fantonaler Herrſcherhand 
behalten wollte. Die Tagſatzung ließ fih durch die üble Laune 
St. Gallen’s und der übrigen neuen Kantone nicht irre machen, 
und der eitgenöffiihe Generalftab entftand allmälig und trat in 
t) Das will fagen: bei Schweizer-tegionen anderer Kantone. 


?) Kantonsblatt, Bd. IV. ©. 125 bis 127. Berichterftattung über die 
Großrathsſitzung vom 11. September 1804. 
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Wirkſamkeit trog jener Oppoſition; an deſſen Spige hatte vie 
Taglagung mit dem beften Recht den Sieger von Rothenthurm, 
Aloys v. Reding, geftellt. Der auswärtige Kriegsdienſt erhielt 
no größere Ausbehnung; war ver franzöftiche gewiſſermaßen 
ein gezwungener, jo trat num der völlig freiwillige Kriegstienft 
in Spanien hinzu. Es war ein großes Stüd Arbeit für da— 
malige Staatsmänner ter Schweiz: der Abjchluß einer neuen 
Militärfapitulation mit Spanien. Es handelte fih um die Fort: 
dauer der fünf damaligen Schweizer: Regimenter auf weitere 
vreifig Jahre. Dem Regimente Rüttimann wurden die Kan 
tone Luzern, St. Gallen und Thurgau ald Werbungsdgebiet ans 
gewiefen (Vertrag vom 2. Auguft 1804). Die Werbungen für 
Sranfreih und Spanien erheifchten beflifjene Vorſorge ſeitens 
der St. Galliſchen Regierung; fie ftellte zur Leitung des Wer— 
bungswejens eine -befondere Behörde auf, die Nefrutenfammer; 
diefelbe war namentlich auch beftimmt, die Polizei in Werbungs- 
jachen zu handhaben und die Mannfchaft gegen Willkür zu 
fihern; Jünglinge unter dem 20. Altersjahr und ſelbſt Ehe: 
männer, bdiefe ohne Nüdficht auf ihr Alter, konnten von ihren 
Aeltern, beziehungsweife von ihren Ehefrauen oder Kindern, 
gegen Erftattung der Koften und des Handgeldes, zurüdgefor: 
dert werden (Beſchluß vom 26. Dftober 1804). Bon ber frans 
zöftfchen Beſetzung her waren noch die feit 10. März 1803 er- 
laufenen Militärfoften für Einquartierung und Andered zu tilgen, 
zufammen mehr denn 49,000 Gl.; fie wurden, zur Entlaftung 
der Gemeinden, in welchen fie erlaufen waren, auf alfe Gemein- 
ten des Kantons in billigem WVerhältniß verlegt. 

Der Kantonsverfaffung Genüge zu leiften ordnete der Große 
Rath, was nöthig, für den Losfauf des Zehnten an: für ven 
„großen trodenen Zehnten“ beftimmte er als Loskaufsſumme 
den acdhtzehnfachen Werth des alljährlihen Zehnt-Ertrages nadı 
einer aus den Ergebniffen der Jahre 1774 bis und mit 1797 
berechneten Durchfchnittsfumme, zu deren Ermittlung jedod vie 
zwei ftärfften und die zwei geringften Jahreserträgnifie außer 
Berechnung geftelt werden mußten; dabei wurde der Marft- 
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preis von Rorſchach als maßgebend angenommen. Kür ben 
„naffen Zehnten” (ven Zehnten vom rothen und weißen Wein) 
wurde bloß der fiebenzehnfahe Werth ver Durchfchnittsfumme 
gefordert. Die Minderheit ver Pflichtigen eines Zehnt-Bezirfes 
mußte fich hinfichtlich der Rosfaufsfrage der Mehrheit unterziehen. 
Kapitaljchulden, aus der Ablöjung der Zehntpflicht entftanden, 
erhielten „erftes und beftes Recht“ auf die zehntpflichtigen Güter 
und find zu fünf Prozent zu verzinfen. Für den „Heinen Zehn- 
ten“ wurde ald Loskauf der fünfzehnfahe Betrag der Durdh- 
Ichnittöfumme feftgefegt (15. Mai 1804). Die Gerichts: 
organifation, das Prozepverfahren und das Hypothekarweſen 
erhielt nüglichen Nachtrag durch Geſetz ebenfalld aus ver Mai- 
Seſſion. Gin anderes Geſetz beftimmte die Eporteln für bie 
Gemeinde: und gefammte Gerichtsbehörden. Die Gemeinden 
waren gejeßlich mit dem Unterhalt ihrer Armen belaftet; man 
ſuchte num Hülfsquellen zur Erleichterung dieſer Laft und ge- 
währte ihnen daher den Bezug einer Gebühr von 40 bis 100 Fr. 
für jede in den Kanton St. Gallen einheirathende Weibsperfon, 
„Schweizer- oder Fränfifche Bürgerinnen ausgenommen“; ver 
Betrag der Tare mußte zum Armenfond der Gemeinde gefchlagen 
werben. Ein anderes Geſetz ordnete die Erwerbung des Bür- 
gerrechtes; Kantonsbürger, deren Kantonsbürgerrecht unangreifbar 
war, die jedoch ein beftimmtes Gemeinderecht für ſich nicht mehr 
erweiſen fonnten, jo wie die Naturalifirten, die ehemaligen fürſt— 
ih St. Galliſchen Gottshausleute, und Andere mehr, welde 
durch ihre Naturalifirung fein Gemeindebürgerrecht erworben, 
wurben verpflichtet, fich in einer ihnen beliebigen Gemeinte um 
die für die Kantonsbürger aufgeftelte Einzugstare einzufaufen. 
Sene diefer Klaffe von Kantonsbürgern, welche Grundbefig im 
Kanton hatten, wurden angehalten, fich in derjenigen Orts— 
gemeinde anzufaufen, in welder ihr Haus oder Gut gelegen. 
Jene andern Kantonsbürger, welche durch Religionsänderung, 
oder in Folge unterlafjener Erneuerung ihres Land- oder Ges 
meinderechts, deſſelben verlurftig worden und inzwiſchen fein 
andered Bürgers oder Landredht angenommen hatten, traten 
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gegen Bezahlung der Hälfte der Einzugstare, in ihr ehenoriges 
Land» und Gemeindegurs -Antheilhaber-Rebt. Die Einfaufs- 
taren mochten die Gemeinden, doch unter Genehmhaltung der 
Negierung, feftiegen. Für Unvermöglide traten erleichternde 
Tarbeftimmungen ein (Gejeg vom 19. Mai 1804). So wurbe 
in diefen wichtigen Zweig der bürgerlihen Ordnung die nöthige 
Rechtsficherheit gebraht. Den Schweizerbürger berechtigte das 
gleihe Gefeg zur Ausübung des Aftivbürgerrechts in feiner 
Niederlaffungsgemeinde; gegen Erlegung des zwanzigfaden Be— 
traged jeiner perjünlihen Armentare wurde er Drtöbürger. 
Diefe Einbürgerung war alfo nicht von dem Willen der Orts— 
bürgerfchaft abhängig Auch dem Handwerksweſen wurde bie 
nöthige Aufmerkfamfeit geſchenkt; es wurde zwar der alte Zunfte 
zwang nicht wieder hergeftellt; dagegen jorgte das Gejeg für 
Erribtung von Handwerker-Geſellſchaften in allen Bezirken 
Behufs Regelung der Verhältnifje der Lehrlinge, Unterftügung 
der wandernden Gejellen, Ertheilung ‘von Kundichaften. Jeder 
Handwerker war zum Eintritt in die Gejelihaft verpflichtet. 
Daneben war tie Gewerbsausübung frei und jeder Kantons— 
bürger durfte nach Belieben ein oder mehrere Handwerfe aus— 
üben, „ohne jolde handwerksmäßig erlernt zu haben“ (22. Mai 
1805). Das Sanitätsweien erhielt neuen Vorſchub durch Vor—⸗ 
Ihriften über die Prüfung der angehenden Aerzte und Heb— 
ammen (21. März 1804), und über Anftellung und Unterricht 
ver legtern; jede Gemeinde wurde verpflichtet, eine Hebamme 
den vorgejchriebenen Unterrichtöfurs durchmachen zu lafien. Im 
Gebiete der Preſſe gebot der Kleine Rat; mit oberpolizeilicher 
Selbſtherrlichkeit. In St. Gallen beftanden im Jahr 1804 zwei 
Zeitungen: das „neue St. Galliſche Wochenblatt“, herausgegeben 
von den Buchdrudern Zollifofer und Züblin, ferner die „neue 
St. Galliihe Zeitung“, ohne Angabe eines Druders, Verlegers 
oder Redaktors; jened war mehr Anzeigeblatt, enthielt aber hie 
und da auch Aufjäge zur Unterhaltung und zur Verbreitung 
vermeinter Bildung; das zweite Blatt war wirkliche politifche 
Zeitung. Einft brachte das „Wochenblatt“ rohe, aller Achtung 
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gegen die katholiſche Kirche und ihre Inftitutionen Hohn fprechende 
Aphorismen über die Fatholifche Geiftlichkeit, den Zölibat und 
die religiöfen Orden; dann und wann begegnete ihm auch, daß 
es jchlüpfrige Dinge mit geiler Behaglichfeit behandelte. Gegen 
ſolchen doppelten Unfug ſchritt der Kleine Rath ein, da das 
Geſchehene ihm als Verlegung „des brüderlichen Friedens und 
der wechjelfeitigen Achtung” erfchien, die zwilchen beeden Reli— 
gionstheilen herrfcht, und da das Blatt überhin „durch die jchlechte 
Auswahl feiner Auffäge einer beffern Geiftesbildnng “und den 
guten Sitten mehr nachtheilig als förderlich“ ſei; er verbot 
deſſen weiteres Erfcheinen (das bloße „Intelligenzblatt“ deſſelben 
ausgenommen) und unterfagte den Verlegern die Herausgabe 
irgend einer andern periodiihen Schrift, jolange fie nicht einen 
Verfaſſer zu verzeigen im Falle ſeien, „der dem Blatt einen 
wirflihen moraliihen Werth zu geben” die Anlage befige (5. 
April 1805). Die Verleger gehörten. Wenige Wochen nachher 
bewilligte die Regierung das Wiedererfcheinen des Blattes, doch 
mit Borbehalt vorheriger Zenſur der Artikel durd die Juſtiz— 
und Polizeikommiſſion (27. April). Der „neuen St. Galliichen 
Zeitung“ widerfuhr das Gleiche; der verantwortliche Redaktor 
war zurüdgetreten; gleichwohl jegten die Herausgeber das Blatt 
im MWiderfpruch zu „den wiederholten Weiſungen“ ver Regie: 
rung fort; erwägend, „daß es nicht Endzweck ver Preßfreiheit 
jei, Compilationen zu ‚begünftigen, welche bloße Berlagsipefula- 
tion find und ohne Rückſicht auf die Bebürfniffe des Publikums 
und auf religiöfe, moralifhe und politiihe Scidlichfeit des 
Inhalts, wie neulich widerfahren, zufammengetragen werden”, 
befahl der Kleine Rath, es folle die Preffe der „neuen St. 
Galliihen Zeitung“ mit Ende Mai’ geichloffen werden, falls 
nicht bis dahin ein verantwortlicher Redaktor geftellt werde; 
bi8 auf weitere Verfügung wurde inzwiichen die oberpolizeiliche 
Zenfur verordnet (22. April. 

Was im Jahr 1798 gewaltfam vereiniget worden, fonnte 
im Jahr 1803 und in den folgenden Jahren nicht ohne viele 
Anftände und lange Erörterungen wieder in jeine Theile zerlegt 
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werden. Zu den einfchlägigen Arbeiten gehörte bie Feftfegung, 
Liquidation und Tilgung der helvetiſchen Nationalſchuld und vie 
Erledigung aller bezügliben Anfprühe. Die Regierung von 
St. Gallen war für den Fisfus und für die übrigen Anfprecher 
mit einer Gefammtforderung von 921,297 Fr. 6 By. 8 Rp. 
bei der Liquidationdfommilfton eingefommen, von der jedoch nur 
234,557 Fr. 6 Bz. 8 Rp. anerkannt, die übrigen 686,740 Fr. abge: 
wiefen wurden. An der Spige der St. Galliihen Guthaben 
ftanden eine Menge rüdftändiger Gehalte aller Beamteten ver 
Kantone Sentis und Linth; fie fanden Anerfennung; verworfen 
und zurüdgewiefen wurden dagegen 162,118 Fr. für Liegen» 
haften, Mobilien und Wein, die aus dem Vermögen des 
Klofterd St. Gallen von den befannten helvetiichen Kommiffären 
und von den fantonalen Verwaltungsbehörden verfauft worden, 
eine Summe, die in den weiten Schlund der Einheitsrepublif 
gefallen war, danı 150,000 Fr. für die auf die Güter des 
gleichen Stiftes verlegten und von denjelben -erhobenen Steuern. 
Die Regierung hatte beide Summen reflamirt; die Liquidations— 
fommiffton aber wollte in die Forderung nicht eingehen. Unter 
den zurücdgewiejenen Forderungen waren ferner der Betrag von 
zwei Zwangsanleihen aus dem Boftfond in St. Gallen und 
von der dortigen Gemeinde (zufammen 40,389 Fr.) und für 
17,361 Fr. rüdftändige Gefälle zu Gunſten von Geiftlichen 
im Kanton Linth. Neben der oben erwähnten anerfannten 
Forderung wurden von der Liquidation”fommilftion dem Kanton 
St. Gallen zugewiefen: die noch unveräußerten landvögtlichen 
Gebäude und Güter im Rheinthal, nebft den dem Landvogteis 
Amt zuftändig gewelenen Zehnten und Grundzinsgefällen; das 
Zeughaus, das Zollhaus, das Scarfrichterhaus und der Galz- 
ftadel, fümmtlich in der Stadtgemeinde St. Gallen gelegen; die 
freiherrliben Güter, Kapitalien, Zehnten und Grundzinsgefälle 
von Hohenfar und Forſteck kraft der mit Zürich dießfalls ges 
troffenen Uebereinkunft; alle von der Grafihaft Werdenberg und 
von Wartau herrührenden hoheitlichen Rechte und Gefälle, Taut 
Beihluß der Liquidationsfommiffton vom 14. Dezember 1804;. 
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die Güter, Kapitalien und Grundzinsgefälle der Herrichaft Sar— 
gans; der Toggenburger „Landjedel*. Bis dieſe Ausſcheidung 
zu Stande gefommen, hatte ed harte Kämpfe, mit Zürich und 
mit Glarus, abgefegt. Der Streit wegen der Herrfhaft Sar 
hatte jchon in Paris feinen Anfang genommen; ſogleich nadı 
Einführung der Mediationsafte wurde er fortgejegt. Zürich 
forderte buchftäbliche Anwendung von Art. II der Nacıtragsver- 
fügungen, alfo die provijoriihe Verwaltung der Sarer Güter 
für fich feld. St. Gallen, unter Anführung der von den fran> 
zöſiſchen Kommiffarien au feinen Gunften gegebenen Erläuterungen 
jener Vorfchrift, forderte ſie ebenfalls; der Landammann ents 
Ichied laut dem wörtlichen Inhalt ver Mediationsafte und wollte 
nicht zugeben, daß den von St. Gallen angerufenen Erklärungen 
der franzöfifhen Kommifjarien gegenüber dem ausdrüdlichen 
Tert des Artifeld irgend ein Gewicht beigelegt werde. Der 
Landammann fand felbft die Eigenthumsanfprade ver ältern 
Dberherren begründet, mit Ausnahme deſſen, was von bielen 
in oberherrliher Stellung auf die Landesverwaltung verwendet 
worden (14. Mai 1803). Die Taglagung beftätigte den Be- 
Icheid des Landammannd in Bezug auf dad Verwaltungsprovi- 
jorium, den rechtlichen Entjcbeid über das Eigenthumsrect dem 
Syndikat vorbehaltend (29. Zuli 1803). St. Gallen verweigerte 
die Anerkennung dieſes Beichluffee. Dem Hader machte eine 
gütliche Uebereinfunft zwijchen beiden Kantonen ein Ende, des 
wejentlihen Inhaltes: Zürich überläßt der Regierung von St. 
Gallen alle und jede Anfprahe an die Domanialbefigungen, 
Kapitalien u. ſ. w., jowie alle Nugungen, welde zu ber ehe— 
maligen Freiherrihaft Sar und Forfte gehören, mit bezüglicher 
Verzichtleiftung für jegt und alle Zukunft; St. Gallen dagegen 
übernimmt alle und jede Beichwerden und entlaftet Zürich gänz— 
lich; desgleichen bezahlt e8 an Zürich 24,000 GI. 3. W. 
(38,400 Schweizer Franfen) in fünf jährlichen Raten, bis 1808 
(Bertrag vom 24. April 1804, St. Galliſcherſeits durch ven 
Regierungsrath Reutti abgefchloffen). Aehnliche Anftände hatten 
gewaltet mit Glarus als ehemaligem Eigenthümer und Herrn 
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von Werbenberg, wo St. Gallen den frühern helvetiſchen Ver— 
walter ald den feinigen eingejegt hatte; gleiche Bejchlüffe feitens 
des Landammannd und ber Taglagung; verfelbe Widerftand 
von St. Gallen, welches ſich zu eigener Verwaltung berechtiget 
erklärte. Nach längern Korrefpondenzen trat ein Verſuch freund- 
licher Berftändigung ein, bei welchem Glarus für feine privat- 
rechtlichen Anfprühe eine Auslöfungss- oder Entihädigungsjumme 
von 50,000 Gl. forderte, der Landammann der Schweiz vie 
St. Galliihe Gefandtihaft zum Eingehen auf 44,000 Gl. mahnte, 
während St. Gallen nur bis auf 42,000 ging und dieſes An- 
erbieten ald fein legted Wort erflärte. Solche Abfindung zer- 
ſchlug ſich. Später fam es zum Spruch durd die Liquidations- 
fommiffion, welche hoheitliches und privatrechtliches Befigthum 
unter die ftreitenden Kantone ausſchied wie folgt: von den (im 
Spruch jorgfältig aufgezählten) Rechten, Gefällen, Einnahmen 
ſoll alles, was aus hoheitlichen Rechten gefloffen ift und ferners 
fließen mag, an den Staud St. Gallen fallen, fo daß Glarus 
durchaus feine fernere Anſprache zu machen habe auf Steuern, 
Bußen, Fahl, Jagd- und Filcherrechte, noch auf Zölle, Stand- 
gelver, Rheinfahre, Holzlieferungen, Frohndienſte und Gefälle, 
welche laut Pfrund-Urbarien den Kirhen oder Schulen ver 
Landſchaft zugehört haben und ewig zubienen follen; hingegen 
jollen der Zehnten und das Schloß (Werdenberg) nebft den 
jogeheißenen Schloßgütern als Eigenthum dem Stande Glarus 
zufallen, mit dem Vorbehalt jevoh, daß er fi mit St. Gallen 
über den Beitrag abfinde, ven dieſer laut Recht an die Regie- 
rungsunfoften zu fordern habe, indem dieſe Unfoften zu feinen 
Zeiten aus den hoheitlichen Gefällen allein beftritten werben 
fonnten; deßgleichen die Mühlezinfe und die jährlichen Gülten 
der Mulchen (der Mil), die nicht ehrihägigen Erblehen, vie 
geldzinstragenden Gülten der Herrichaft Werbenberg, der Weibel- 
bühl und andere Liegenschaften der Grafihaft Wartau, die ehr 
ſchätzigen Erblehen; Anderes mehr (Sprudy vom 14. Dezember 
1804). Glarus, die Kompetenz der Liquidationgfommilfton be- 
ftreitend, verlangte bei der Taglagung Ueberweiſung des Handels 
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an das Syndifat und griff ven Spruch aud in jeinen materiellen 
- Beftimmungen an; Et. Gallen hinwider beftritt diefes Begehren 
und erklärte fich bereit zur Vollſtreckung. Die Dotation der 
Stadt St. Gallen regelte die Liquidationsfommilfton durch Bes 
Ihluß vom 14. September 1803, ver die Sönderungsafte zwi: 
chen Staate- und Gemeindegut vom 2. Juni 1800 nebft Nadı- 
trag beftätigte und der Stadt St. Gallen zur beſſern Beitreitung 
ihrer Munizipalbedürfniffe noch weiteres Eigenthum an Gefällen 
und Liegenichaften (Waaghaus, Kornhaus, Ankenhaus, webft 
daherigen Erträgnifjen) zuichied. Der in Handen ded Standes 
Zürih gewejene jogenannte „landfrievlihe Schulmeifterfond“ 
wurde durch gütliches Abfinden getheilt, indem Zürich zu Handen 
der Kantone St. Gallen, Thurgau und Aargau die Summe 
von 13,500 Züricher Pfunden oder 6750 Gl. 3. W. ausbe— 
zahlte. ) Diefe Summe theilten dann genannte drei Kantone 
nad Maßgabe des Genuffes, der den betheiligten evangeliichen 
Schulen bisher am Gefammtfond zugefallen war; jo übergingen 
11,350 Pfund an Thurgau, 1330 Pfund an St. Gallen, 
820 Pfr. an Aargau. Mit Glarus wurde das Scifffahrts- 
wejen auf dem MWallenfee, wo ſich während der Revolution viele 
Mißbräuche eingefchlichen hatten, auf Grundlage der alten 
Fahrt: und Rhodordnung vom Jahr 1782 neuerdings geregelt 
(19. September 1804); Gleiches bezüglich der Linthfchifffahrt 
mit den Kantonen Zürich, Glarus und Schwyz, inbegriffen ven 
Zol zu Weſen und die Verbefierung der Nederwege. Der Ge- 
meinde Altftätten wurde, durch Beichluß der Tagſatzung und 
nach jchuldiger Verbefjerung der Stoßftrafe, zur Unterhaltung 
der legiern ein ergiebiges Weggeld bewilliget. 

Die Vorbereitungen zur Linthforreftion famen an der Tags 
jagung von 1804 zum Abſchluß. Das Gutachten ver Erperten 
wie die Stimmung ter Kantone waren dem Unternehmen gleich 
günftig. Die Tagſatzung befchloß die Ausführung nad dem 
Hauptplan des Ingenieurs Lanz (Ableitung der Linth von ber 

) Frauenfelder Vertrag vom 3. März 1804. Bei der im Mai 1798 
abgelegten Rechnung hatte der Bond 23,258 Pfv. 13 Sch. 3 HI. betragen. 
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Näfelfer Brüde an bis in den MWallenfee); fie bezeichnete und 
verordnete ferner, was vorgängig an Sorreftiondarbeiten vom 
Ausfluß des Wallenſee's an bis hinab nad Grinau behufs 
Fällung des Wallenſee's und Entiumpfung der Gelände bis an 
den Zürichjee auszuführen fei GBeſchluß vom 28. Juli 1804, in 
Kraft getreten am 17. Juni 1805). Diefem Befchluß verdan— 
fen die zwei großen neuen Kanäle ihre Entftehung. Weiter 
Nöthiges wurde gleichzeitig verfügt für Beftellung ver erforbers 
lihen Ausführungsfommiffionen; es wurte der Unternehmung 
das Grpropriationsrecht zuerfannt, ihr veßgleichen alles von ven 
Gewäſſern des Wallenſee's und ter Linth beftändig eingenom- 
mene und ganz unbraudbar gemachte Land, nad gefchehener 
Austrodnung, ald Eigenthum zugefchieten; für anderes Land 
wurde der Eigenthümer verpflichtet, ven erzielten Mehrwerth an 
dire Unternehmung zu entrichten oder ihr ſolches um den frühe: 
ren Schagungswerth zu überlaffen, und ta die Tagfagung bie 
zunächft betheiligten Kantone nicht allein mit ven Koften der 
Ausführung beladen wollte, eben jo wenig nad den Grundjägen 
der Föderal-Verfaſſung viefelben der Bundeskaſſe zu Laſten ſchrei— 
ben konnte, fo wurde beſchloſſen, die erforderlichen Gelder durch 
Ausgabe von 1600 Aktien von je 200 Schw. Fr. beizufchaffen, 
die Ausführung übrigens unter die Dberaufficht des Landam- 
mannd und der Tagfagung geftellt. Mit Freuden genehmigte 
der Große Rath von St. Gallen dieſen Beſchluß und ordnete 
feinerfeits die Vollziehung an (12. September 1804). . Als 
Gefandte hatten für St. Gallen an der Tagjagung zu Bern 
Theil genommen Müller» Friedberg und ver Altbürgermeifter 
Steinlin. 

Biel bejchäftigten fih die Staatsbehörden mit den Anger 
legenheiten des Klofters Pfäfers; die Frage des rechtlichen Fort- 
beftandes war durd tie Mebdiationsafte gelöfet. Aber Faum 
war dieß maßgebend in den Augen der St. Galliihen Regie: 
rung, deren Beftreben vielmehr dahin ging, jenen Fortbeſtand 
von der Bedingung abhängig zu maden, daß ſich das Klofter 
mit feinen geiftigen und ökonomiſchen Kräften in einer ihren 

9* 
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Begriffen und Wünſchen gefälligen Weile nugbar made, nas 
mentlich die zu Tage getretenen Bebürfniffe nad allgemeinen 
oder höhern Schulanftalten befriedigen helfe. Man näherte fich 
gegenfeitig. Abgeorbnete der Regierung (Müller-Frietberg und 
Dominif Gmür), dann des Stiftes, für dieſes der Abt Bene: 
dift, ver Defan und noch zwei andere Kapitularen, einigten fich 
durch Vertrag zu jenem Zwed. Als anregenden Theil bezeich- 
net die Konvention die Abordnung des Kloſters ſelbſt. Hier 
das Wefentliche derſelben: „Das Gotteshaus macht fi verbind- 
(ih, nad den Vorfchriften der Regierung und unter der Leitung 
des Erziehungsrathes auf eine mit dem allgemeinen Erziehungs 
inftem des Kantons zufammenhangende Weile ein Inftitut in 
deutfcher und lateinischer Sprache einzurichten, welches geeignet 
fei, theils verftändige Gewerbömänner zu bilden, theild zu den 
höheren Wiffenjchaften vorzubereiten.” Andere Beftimmungen 
regelten die Unterbringung der Zöglinge, gaben der Regierung 
das Recht, zwölf junge Kantonsbürger zu ermäßigtem jährlichen 
Koftgeld von 112 Fr. zur Aufnahme zu empfehlen und vers 
pflichteten binwider das Klojter, in Pfäfers oder in Ragag ein 
„Schulmeifterfeminarium“ zu errichten, und dafür das nöthige 
Lokale anzumweifen und „einen Profeſſor zu ſtellen“; ferner wurde 
von den fontrahirenden Theilen vereinbart: das Negular-Fnftitut 
werde beibehalten, aber fo eingerichtet, daß es fich vortheilhaft 
mit dem Inftruftionsinftitut vertrage (4. April 1804). Das 
war der Preis, um welchen dem Klofter die Eröffnung des 
während voller ſechs Jahre eingeftellt gewefenen Noviziats ges 
jtattet wurde, unter der Bedingung, daß die Anzahl ter Kapi- 
tularen und Novizen niemals tiber zwanzig fteige, infofern vie 
Lehranftalten Feine größere Anzahl erfordern, und daß jeder 
Novize, der ald Kapitular aufgenommen zu werben wünfche, fich 
in einem wiſſenſchaftlichen Fach auszeichne und fähig fei, ver 
Stelle bei einer öffentlichen Lehranftalt oder der Seelſorge vors 
ftehen zu können; zur Aufnahme in das Noviziat wurde ber 
Antritt des 20. Altersjahres, für die Ablegung der Profeß 
jener des 23. Jahres gefordert (Gefeh von 26. Mai 1804). 
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Zur Ermunterung der Kapitularen wurde ihre Enthebung vom 
Chor nachgeſucht und erhalten; ter päpftlihe Nuntius meldete 
ver St. Galliſchen Geſandtſchaft, es fei die Diſpenſe vom heis 
ligen Etuhl ertheilt worden. Im Sommer gl. 3. wurde bereits 
durch die Kapitularen Joh. Bapt. Steiner und Bonifaz Fluri im 
Hof Ragatz ein Scullehrerfurs gehalten, wobei Unterricht und 
Unterhalt der Zöglinge ganz auf Koften des Klojters beftritten 
wurden, da es für anderweitige Leiftungen thatfächlich noch nicht in 
Anſpruch genommen war. Alsbald wurde auch die Einführung 
der höheren Lehranftalt vorbereitet. Zwei Mitglieder des Er- 
ziehungsrathes, P. Dominif Schmid, Pfarrer an der Etifte- 
firhe in St. Gallen, und Joh. Anton Blattmann, Pfarrer in 
Bernhartzell, wurden mit Abfafjung eined „Regulativs” für 
diefelbe beauftragt. Cie erftatteten ausführliben Bericht (12. 
September), in welchem bejonvers die Fünftige Geftaltung des 
Regularinftituts (die Grundlage der Klofterforporation ſelbſt) in 
einläßliche Grörterung gezogen wurde. Die Referenten jahen 
durh den Vertrag und das Novizengefeß die Fortdauer Des 
Klofterd geſichert; fie wollten aber hieraus keineswegs bie Yol- 
gerung ziehen, als ob vie Staatsbehörde dadurch „den Rechten 
der Menschheit” habe zu nahe treten wollen; in ihrem Sinne 
fönne es nicht liegen, die Fortdauer des Klofterd „durch ewige 
Gelübde“ und durch einen „völlig unbedingten blinden Gehor- 
ſam“ zu fihern; gegentheild würde jene Fortdauer viel „feiter, 
auch dem humanen Zeitgeift weit angemefjener” durch bloß „zeit 
lihe, vd. h. auf eine gewifje feftzufegende Zeit befchränfte Ger 
lübde“ und dur die Forderung eined „bloß betingten Gehor- 
ſams“ begründet. So untergruben zwei Fatholijche Geiftliche, 
was der Große Rath wenige Monate zuvor gefichert zu haben 
glaubte, nemlich ven Fortbeftand der Elöfterlihen Korporation, 
durh die zur Sprade gebrachte Umbildung derſelben, welche 
unfehlbar ihre balvige Auflöfung herbeigeführt hätte. Der Re— 
formen trugen jene Referenten noch mehrere anz fie jchmeichelten 
fich, die richtige Mitte zwifchen Zerftören und ftarrer Erhaltung 
getroffen zu haben. Mit ihnen einig in Anfichten und Beftre- 
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bungen ging P. Bonifaz Fluri, dem es vorzüglich angelegen 
war, bei tiefem Anlaß dem Abt nicht nur das Regiment in 
geiftlihen Dingen, fondern auch allen beftimmenven Einfluß auf 
die Defonomie des Klofterd zu entwinden.‘) Der Kleine Rath 
wagte fih nicht auf die jchlüpfrige Bahn der Umgeftaltung ver 
Klofterforporation, vertagte alle darauf bezüglichen Vorſchläge 
und bejchränfte fih auf Erlaffung des NRegulativs, welches den 
Lehrplan und übrige Einrichtungen umfaßte (Beſchluß vom 9. Ja— 
nuar 1805). Die Anftalt war auf drei Jahreskurſe berechnet 
und als „Worbereitungsfchule für die höheren akademiſchen Wiſ— 
ſenſchaften“ bezeichnet; aus der Mitte des SProfefjoren-Kolle- 
giumsd ernannte die Regierung den Direftor und einen (Regie: 
rungs-) Kommiſſär; der Direktor war als folder Mitglied des 
Erziehungsrathed und hatte mit demſelben zu Forrejpondiren ; 
der Kommiſſär hinwider jollte das Organ des Kleinen Rathes 
fein, dieſem über den Fortgang der Anjtalt von Zeit zu Zeit 
berichten, von ernften Anftänden und Mängeln Kenntniß geben, 
überhaupt für die Handhabung der Konvention ſorgen; Koft: 
und Lehrgeld für die Zöglinge (die bevorzugten zwölf nicht ger 
rechnet) 1 Neuthaler wöchentlih. Die Anftalt wäre temnad 
ein ſeltſam Gemiſch von einer Klofter- und Staatsjchule ge: 
worden und hätte namentlich der Regenten im Klofter ju Pfäfers 
und in der Pfalz zu St. Gallen gar manchen gehabt. P. Gregor 
Wachter wurde von der Regierung zum Direftor, P. Plazidus 
Pfifter, damals Pfarrer in Galgenen, zum Kommiſſär erwählt. 
- Diefer lehnte ab, zumal er an dem wirffiden Erftehen ver An— 
ftalt zu zweifeln jchien. Die Regierung aber, befremdet, wies 
ihn an, auf 1. März an jeinen Poften nach Pfäfers zu ziehen. 
Neue Ablehnung und Gefuh um Bertagung ſeitens des ernann- 
ten Kommiſſärs: er werde noch mit dem Abt ſprechen. Hierauf 
folgte Warnung an den Abt, fih aller Schritte zu enthalten, 


') Sein zügellofer und aller Autorität feines geiftlichen Vorſtandes 
Hohn fprechender Brief an P. Dominif Schmid, Stiftepfarrer in St. Gal: 
Ien, vom 3. Juni 1804. (In der Stiftsbibliothef; Akten aus dem Nachlaß 
des Pfarrerd I. N. Zürcher.) 
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welche der Vollziehung der Konvention nachtheilig ſein könnten; 
P. Plazidus wurde der ihm zuerkannten Lehrerſtelle, nicht aber 
des Kommiſſariats enthoben.“ Die Anftalt trug den Keim 
der Unausführbarfeit in fich ſelbſt; den ftrengeren Ordensmän— 
nern Fonnte fie wegen der Unterordnung unter den Staat nicht 
genehm fein; und darf man den Yeußerungen der jüngeren Ka— 
pitularen glauben, jo ſahen jene in der projeftirten Anftalt wenig 
anderes, ald die gejuchte Gelegenheit für einige Mitglieter des 
Hauſes, ſich der orbentlichen Klofterdifziplin zu entwinden und 
eine Freiheit zu erhalten, die ihrer Eigenliebe fchmeichle. 2) 
Kapitelöverhandlungen gaben den Hader fund. Der Erziehungs: 
rath felbft war im Grunde der Anftalt nicht hold, denn „bei 
dem übeln Willen des Klofterd und bei ber ziemlichen Unfähig- 
feit der Lehrer zweifelte er am guten Erfolg”.?) Einzelne Mit: 
glieder der Regierung jahen in den aus dem Schooße der Kor- 
poration erhobenen Schwierigkeiten nichts Beſſeres ald das Er- 
gebniß einer bösartigen allgemeinen mönchiſchen NReaftion. *) 
Bald machten fich der Kleine Rath) und ver Erziehungsrath in 
befondern Konferenzen mit dem Gedanfen vertraut, die Schule 
aufzugeben und fich ſeitens des Klofterd mit einer Abfindung 
‚an Geld zu begnügen. Au dießfälliger Beiprehung wurden Re— 
gierungsrath Zollifofer und Xaver Gmür nah Pfäferd entjendet. 
Diefelbe hatte die Erflärung des Abtes zur Folge, daß er fi 


1) P. Plazivus Pfifter trug fi damals mit dem Gedanken, fich fäfu- 
larifiren zu laffen; eventuell verlangte er eine Auöftener von 50 Louisd'or. 
(Seine Schreiben vom 28. Februar und 22. März 1805 an den Kleinen 
Rath.) 

2) Denkfchrift des Defans P. Joh. Baptift Steiner, an den Kleinen 
Rath. In diefem Aftenftüde macht Steiner den ſcharfen Ankläger gegen 
die mit feinen Beftrebungen nicht einig gehenden Kapitularen. 

») So fchrieb Reutti aus Bern, an den Kleinen Rath, 9. Febr. 1805. 

4) Reutti im gleichen Briefe, wo zu leſen: „Erſuche Sie aber nicht 
zu vergeflen, daß alles was Pfäfers erflärt, eine Folge allgemeiner ſchwei— 
zerifcher Mönche: Plane feie.” Nicht lange vorher Hatte R. an M. F. ge: 
fchrieben: „Es ift erfchredlih, daß wir fo viele geiftliche Feinde haben!“ 
(22. Januar.) 
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bei der vertragsmäßig übernommenen Verpflichtung behaften 
laffe; jollte aber die Regierung felbft auf dem Lehrinftitute zu 
Pfäfers nicht beharren, fo fei er zu Leiftung eined Aequivalents 
an Geld (2000 Gl. jährlich) bereit; würde der Regierung aud 
diefer Antrag nicht Genüge leiften, jo werfe er fi, für viefen 
Hal, mit dem ganzen Kapitel in die Arme der Regierung und 
empfehle vorzüglich ſich und vie älteren Mitglieder zu lebens- 
längliber Eicherung ihres Unterhalteds.‘) So hatte fib, in 
Folge inneren Zwiftes umd von Außen her gefommener Ber: 
legenheiten, bereitS der Gedanfe an Selbftauflöfung im Klofter 
Pfäfers der Gemüther bemächtige. So weit fam es inbeffen 
doch nit. Die Regierung hielt den Plan einer Auslöfung an 
Geld feft und es Fam eine zweite Konvention zu Stande, durch 
welche das Klofter „einftweilen” der übernommenen Berpflich- 
tungen enthoben wird, dagegen fi verbindlid macht, vom 
1. März 1805 an jährlich den Beitrag von 2000 Gl. R. W. 
an den Staat behufs anderweitiger Verwendung für eine Er- 
ziehungsanftalt zu bezahlen (Konvention vom 22. März 1805). 
Sener Termin wurde beftimmt, weil am genannten Tag die 
Pfäferfer höhere Echulanftalt hätte eröffnet werben follen. Für 
die Fatholifche Bevölkerung, beſonders jene des Sarganferlandeg, 
war das Sceitern des Planes unerfreulich; fic hatte vertrauends 
voll auf baldige Eröffnung der Anftalt gezählt. 

Die Klofterfrage war von der Tagſatzung am 27. Auguſt 
1803 nur jehr unvolftändig gelöfet worden. Die Angelegenheit 
fam dann zunächft wieder ih einer Verfammlung ver Fatholifchen 
und paritätiihen Kantone zu Bern zur Sprache (13. Juni 1804). 
Uri verlangte inftruftionsgemäß in allen Richtungen (vd. h. für 
alle fonfejfionellen Rechte ver Katholiken) Garantien. St. Gallen 
berief fich erneuert auf feine Souveränetät, will nur dem fich 
unterwerfen, was buchftäblich dur die Mediationsdafte vorger 
fchrieben if. Der Gefandte von Aargau lehnte das Eintreten 
ab, „nimmt feinen Hut und geht”; Thurgau (Anderwerth) ſeufzt, 

9 Schreiben von P. Bonifaz Fluri, an den Kleinen Rath, vom 23. 
Februar 1805. 


denn fein Kanton ift auch „der gleihen Meinung, wie St. Gallen 
und Aargau“. Uri und Schwyz wurden „heftig“; „St. Gallen 
erfüfirt fih, und geht aud andern Gejchäften nach“.“) Bald 
nahm fi der päpftliche Nuntius der Angelegenheit an. Er 
empfahl der Tagſatzung in eindringliher Sprade die Wegräu— 
mung aller und jeder Hinderniffe, die der freieften eigenen Vers 
waltung des Kloſter⸗Eigenthums, ſowie der freien Aufnahme von 
Novizen diefen geiftlihen Anftalten annoch in ven Weg gelegt 
würden (Schreiben vom 27. Suni 1804). Dreierlei Anfichten 
gaben fih in ver Verſammlung fund; die proteftantischen Kan— 
tone trugen auf Verichiebung an, die katholiſchen Kantone auf 
Niederfegung eines Ausschuffes, wobei fie fih mit Nachdruck und 
Eifer für die Beibehaltung der Klöfter ald einer Grundfefte der 
katholiſchen Religion und für die freie Noviziats-Bewilligung 
al8 eine ihnen unentbehrliche Garantie erklärten. Glarus, Zug, 
Freiburg, Solothurn und Appenzell ſchloſſen fih ihnen bezüglich 
der Behandlungsform an, auch mehr oder weniger in Hinficht 
der Grundfäge. Die neuen Kantone hingegen, St. Gallen, 
Aargau, Thurgau, Teſſin und Waadt, verwahrten fich gegen jede 
Einmiſchung feitend des Bundes. Luzern nahm eine ſchwankende 
Mittelftellung ein und erachtete, daß die Tagfagung ſich mit 
diefer Sache nur dann zu befafjen habe, „wenn ein Kanton zu 
weit gehen und etwa alle Klöfter zerftören wollte”. Ginhellig, 
ohne jene neuen Kantone, wurde mit 17 Stimmen die Ueber— 
weifung an die Kommilfton bejchloffen; die Oppofttton blieb mit 
ihren 8 Stimmen in Minderheit. Die Anträge dieſer Kommiſ— 
fion Tauteten: 1) die NRüderftattung des Eigenthums und ver 
Verwaltung der Klöfter müfje ohne Hinderniffe, alfo ohne den— 
jelben beizuorbnende Verwalter, Buchhalter u. |. w. geichehen, 
mit dem einzigen Vorbehalt für die Kantone, ſich Rechnung ab» 


1) Gefandtfchaftsbericht an den Kleinen Rath, vom 13. Juni 1804. 
Gr enthüllt, daß der Thurgauer Gefandte die Handlungsweife und Inſtruk— 
tion feines Kantons ald ungerecht anfah, und eine Nachſchrift ded Berichts 
gibt Kunde, daß Graubünden befonderd auf Garantirung des Fortbeſtandes 
der Klöfter gebrungen habe. 
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fegen zu laflen; 2) die Klöfter jollen weder unmittelbar noch 
mittelbar, dur Beichränfung des Noviziated, ohne die Zuftims 
mung des PBapftes aufgehoben werben fünnen; 3) die Güter der 
mit Zuftimmung des Papſtes aufgehobenen Klöfter jollen allein zu 
kirchlichen oder Schulgweden ver katholiſchen Religionsgenoſſen ver— 
wendet werden dürfen; 4) die Verhältniſſe der Klöſter gegenüber 
den Kantonen, in welchen ſie gelegen, ſollen allein auf den Grund— 
ſätzen dieſes Beſchluſſes beruhen dürfen; 5) dem Nuntius ſei bei 
Beantwortung ſeines Schreibens derſelbe mitzutheilen. So die 
Mehrheit der Kommiſſion; Jehle, der katholiſche Geſandtſchafts— 
rath von Aargau, machte Minderheit; er ſetzte auseinander, wie 
nach obigen Gundſätzen das Oberaufſichtsrecht der Kantone über 
die Klöſter zum leeren Trugbilde herabſänke, die Souveränetät 
der Kantone verletzt, ja das Wohl der Klöſter ſelbſt gefährdet 
würde, „indem ſie durch Verweigerung jeder nützlichen Beſtimmung 
und jedes edlern Zweckes ſtets allgemeiner verhaßt werden müß— 
ten“; daher der beſchränktere Antrag: einfache Mittheilung des 
Nuntiaturſchreibens an die Kantone, wobei die Vollziehung der 
Vermittlungsakte dem Landammann überlaſſen bliebe. In der 
Hauptberathung kam die frühere Meinungsverſchiedenheit wieder 
zum Vorſchein; kleine und große katholiſche Kantone vertheidigten 
die nöthigen Garantien für den Fortbeſtand der Klöſter;) Appen— 
zell J. R. wollte jedenfalls nichts von denfelben feinem Nach— 
bar Appenzell A. R. zu gute kommen lafjen; Luzern aber machte 
wieder Ausnahme, und erflärte: da noch feine Verlegung der 
Bundesafte vorhanden, jo könne auch noch feine Garantie ans 
gerufen werden; das Eintreten der Tagfagung fei daher über- 
flüffig; ihm ſchloß fib Zug an; St. Gallen mit den übrigen 
paritätiichen Kantonen und Teſſin verfchanzten fich wieder hinter 
die Mediationsafte, nah ihrer Auslegung; fie entwidelten Tas 
Ungwedmäßige der mönchiſchen Erziehungsanftalten; fie gaben 


1) „Bei der Kloftergefchichte haben fi Schwyz und Unterwalden am 
Grellſten betragen; inbefjen ift wenigftend ein Schritt getan, um nicht 
ganz in die Zeiten der Kreuzzüge zurüdzufehren.“ Schreiben der Gefandt: 
fchaft von St. Gallen an den Kleinen Rath, vom 11. Juli 1804. 
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zwar ben Grundfag zu, daß die Güter aufgehobener Klöfter nur 
zu moraliſchen und religiöfen Zweden verwendet werben follen, 
„aber dieſes ohne Ausfchließung einer Religionspartei”. Gt. 
Gallen verlangte, daß auch die Spur jeder Deliberation über 
einen Gegenftand, der nicht vor die Tagfagung gehört, ver: 
ſchwinden möchte; daß durhaus fein Beihluß der Tagſatzung 
genommen werde, weil ein ſolcher ganz infompetent wäre und 
überbieß jedes Jahr eine, für die Kantonalfouveränetät beſchim— 
pfenbe, unerträgliche, Mönchsjudikatur vor die Tagſatzung oder 
das Syndifat bringen würde. ') In gleihem Sinne Teſſin, des 
Umftandes ungeachtet, daß im Großen Rathe dieſes Kantons 
ih 22 Priefter befanden. Die proteftantiichen Kantone: Zürich, 
Bern, Bafel und andere, empfahlen in vermittelnder Sprade, 
Verftändigung, wobei Zürich doch die Anträge der Kommiſſtons— 
mehrheit al& zu weit gehend tabelte, „va eine offenbar zerftö- 
rende Tendenz nirgends zu erbliden ſei.“ Auf des Landam— 
mannd v. Wattenwyl Antrag wurden, mit Unterbrechung ver 
Verhandlung, der Kommilfion noch zwei neue Mitglieder (vie 
Gefandten von Zürich und Glarus, Reinhard und Nikolaus 
Heer) beigegeben. Aus ver Verftändigung wurde aber tod 
nichts, da in der Hauptfache die beidfeitigen Nechtöforderungen 
fih gleich blieben und höchftens in der Form Abänderungen ans 
geboten wurden. ?) Unter diefen Umftäinden beantragte der Land- 
ammann vie legtjührige WVorfchrift über Nüdgabe ver Klofter- 
güter von dem übrigen Stoffe zu trennen, diefen fodann zu ges 
fönderter Behandlung der fatholifhen und paritätifchen Kantone 
zu überweilen. St. Gallen und Genoſſen, ohne fih gegen 
den Antrag des Landammanns zu erheben, erneuerten doch wieder 
ihre Oppofition und behaupteten: „die Kantone feien durch Die 
Bundesverfaffung zu feiner andern Garantie aufgeforbert, als 


1) Der Berfaffer fchreibt mit Benugung von Falk's: „Beitrag zu der 
Gefchichte der Auflöfung des Kloftere St Gallen“, dann der „Neuen St. 
Gallifchen Zeitung“ und des Kommiſſionsberichtes, endlich verfchiedener 
Akten im Kantondarchiv. 

?) Verhandlungen der Tagfagung vom 23. und 24. Juli 1804. 
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zu jener der Verfaſſung felbft und zu derjenigen der Kantonal- 
Unabhängigkeit; fein Wort fei in der Bundesafte davon zu leſen, 
daß man fi gegenfeitig die Mönche garantiren müſſe.“ Im 
Laufe der Diskuſſion fam Thurgau auf die Anflagebanf, da 
Beſchwerden gegen dasfelbe eingelaufen waren, daß es, ftatt 
dortigen Klöftern die freie Verwaltung zurüdzugeben, denſelben 
vielmehr durd) beſonderes Defret Rehnungsführer oder Buchhalter 
geiegt habe. Die Entſchuldigung des Gefantten wurde von ber 
Mehrheit der Stände nicht ftihhaltig erfunden; die Urfantone 
mit Graubünden’ verlangten ſogar, daß die thurgauifche Ver— 
fügung al8 ungültig erklärt werte. So weit fam es nun frei- 
ih nicht; tod wurde der Landammann mit der Hanthabung | 
des einfchlägigen Beichluffes von 1803 beauftragt. Als dann 
die Eröffnung des Noviziatd wieder bejprochen wurde, neben 
ihr die allfällige Aufhebung von Klöftern im Einverftändniß mit 
dem Papfte, und die Verwendung ihrer Güter, vernahm man 
ald beſonders beveutfame Boten: dasjenige, von Solothurn, 
welches das Gut allffällig (unter päpftlicher Zuftimmung) aufs 
gehobener Klöfter allein zum Beften der Katholiken verwendet 
wiffen wollte, und jenes von Appenzell A. R., weldes mit 
jenem ver Fatholifchen Kantone zu Gunften ter Klöfter einig 
ging. Hierauf erfolgte die Annahme des Grundſatzes feitend 
ver Tagſatzung: „welches immer das Schickſaal der Klöfter fein 
möge, jo haben fih die Stände zu allgemeiner Beruhigung zu 
dem Grundfag verbunden, daß fein geiftliches, Firchliches und 
föfterlihes Gut zu einem fremdartigen Zwede, fondern bloß zu 
Anftalten der Religion und Erziehung verwendet werben folle.* 
Noch folgte dann die Konferenz der Fatholifchen und paritätifchen 
Stände, an welcher zwifchen ter Mehrheit ver theilnehmenden 
Kantone die Verftändigung erzielt wurde, daß „Klöfter nur in 
Folge eined mir dem päpftlihen Stuhle abzufchließenden Kon— 
forbates aufgehoben werden fünnen, die Annahme der Novizen 
durch Feine Einſchränkung, welde die Fortvauer des Klofterd ges 
führden könnte, befchränft werben folle, und die auf ſolche Weiſe 
aufgeftellten Grundfäge auf alle Klöfter ohne Ausnahme ange 
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wendet werben follen, welche fih dem Staat und der Geſellſchaft 
auf eine dem Geifte ihrer Stiftung angemefjene Weiſe gemein: 
nügig zu machen geneigt zeigen werben.” Jene Mehrheit ſprach 
fürmlide Annahme aus und erfuchte den Landammann, jolched 
dem Nuntius in ihrem Namen zur Kenntniß zu bringen. Gt. 
Gallen und die übrigen Minderheitöfantone befchränften fih auf 
die Erflärung: fie werben ihren Regierungen empfehlen in jene 
Gefinnungen einzutreten und dem Nuntius von ſich aus davon 
Mittheilung zu machen. Mit diefem war die bunbesredhtliche 
Ordnung binfichtlih der Klöfter für die Zeiten der Mediations— 
afte feftgeftellt; der Wortlaut der Beichlüffe und Vereinba— 
rungen zeigt aber, daß fie dem üblen Willen der Kantone und 
den ſyſtematiſchen Gegnern der Klöfter noch weiten Spielraum 
übrig ließ. So urtheilte Müller-Friedberg ſelbſt.9 

Wie rührig die St. Galliſche Geſandtſchaft bei dieſen Ver- 
handlungen gewefen, geht jchon aus Dbigem hervor. Als fie 
der Regierung in weitläufigem Schreiben die Gefahr des zen- 
tralifirenden Vorgehens der Tagjagung in Militärfachen vorftellte, 
übertrug fie gleiche tadelnde Anfiht auf die „Tendenz, das 
Religioje und Mönchsweſen zu zentralifiren und zu dieſem Ende 
wieder eine Fatholijhe Seſſion?) emporzubringen, mit dem 
Unterjhied, daß man jetzt defretiren werde, während ehedem 
jeder Kanton nicht minder nach feiner Willfür handelte”; fie 
erzählte: „Klofterdeputirte von Muri, Wettingen, Karthaufe 
(Ittingen) betrieben die Machination mit den gewohnten Mitteln”; 
fie meldete ferner: ver fränkiſche Botſchafter ſprach fich deutlich 
für das (Souveränetäts-) Recht der Kantone aus, aber handle 
öffentlih gar nicht; der päpftliche Nuntius, „gegen den wir aus 
befannten Gründen fchonender zu Werf gehen müſſen“, habe in 


*) Schreiben der Gefandtfchaft an den Kleinen Rath, vom 26. Juli: 
weder werde die Tagfagung befretiren, noch ein Vertrag zwifchen den Kans 
tonen zu Stande fommen, „auf deffen Vollziehung man in Zukunft provo- 
ziren könnte“. 

2) Gefönderte Berfammlung der Eatholifchen Stände, wie ed vor 1798 
zu den Zeiten der Tagfaßungen gefchah. 
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einer befondern Konferenz auf den Gejandten (Müller-Frievberg) 
zu wirken geſucht; es fei aber auch umgekehrt auf ven Nuntius 
gewirkt worben. ) Dem St. Galliihen Gefandten war übrigens 
die Denfichrift des Nuntius, nicht fo faft wegen der Klofter- 
frage im Allgemeinen, als vielmehr wegen des Stiftes St. Gallen, 
ungelegen gefommen; denn diefelbe lautete ganz allgemein, und 
machte Feine Ausnahme zum Nachtheil jenes Stiftes. Kaum 
hatte vie Geſandtſchaft Wind befommen von jener Note, fchrieb 
fie eiligft und noch gleichen Tages (27. Juni) an den Nuntiug, 
um von ihm die Erffärung herauszuloden, daß Alles, was den 
Inhalt der „Statuta conventa* betreffe, durch die Denkſchrift 
des Nuntius nicht betroffen fei, fondern vielmehr als davon 
getrennter Gegenftand angefehen werde. Der Nuntius aber 
weit entfernt, dem Anfinnen zu entjpredhen, antwortete ganz 
ausweihend: er dürfe fi in das, was dem heiligen Stuhl im 
abgewichenen Januar vorgelegt worden, in Feiner Weile ein: 
mifchen, ſondern habe lediglich dortigen allerhöchſten Enticheid 
abzuwarten. 2) Diefem Schreiben gab Müller-Friedberg jofort 
eine ganz willfürlihe und falfche Deutung, indem er in einer 
Rede an die Tagſatzung behauptete: die Geſandtſchaft habe vie 
Erklärung bei Handen, „durch welche der Nuntius in vie bes 
jonteren Materien, welche der päpftlibe Stuhl gegenwärtig für 
diefen Kanton (St. Gallen) behandelt, nicht eintreten laffen 
will.“s) So wurde, abgefehen von der Tagfagung, die Regie: 
rung und der ganze Kanton St. Gallen irregeführt und zu ber 
Meinung gebradt, als ob die alfälige Anwentung der vom 


) Schreiben der St. Gallifchen Geſandtſchaft an den Kleinen Rath, 
vom 27. Juni 1804. 

2) MWörtlich lautete die Antwort des Nuntius, ebenfalld vom gleichen 
Tage: In iis quae ad sanctissimum Pontificem usque de mense januario 
eurrentis anni à Nobis de Pago Sangallensi delata fuerunt, nullo pacto 
Nos immiscere possumus nec debemus; sed Ejusdem oraculum, quod an- 
xie expectamus, maxima animi devotione venerabimur.“ 

) Echreiben der Gefandtfchaft von St. Gallen an den Kleinen Rath, 
vom 3. Juli 1804; mit beigelegtem Gefandtjchaftsbericht über die 27fte 
Sigung der Tagſatzung. 
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Nuntius in der Kloſterſache aufgeftellten Grundfäge auf das 
Klofter St. Gallen den Abfichten des heiligen Stuhls felbft zus 
wider wäre. Mit Bezug auf die übrigen Klöfter jchrieb Der 
Kleine Rath, der an der Tagſatzung gemachten Zufage gemäß, 
und vorbehaltlich der in Frage liegenden Angelegenheit ver Abtei 
St. Gallen, an den Nuntius: er habe ſeit feiner Einfegung 
dem Grundfag gehuldiget, Fein Klofter anders ald im Einver- 
ſtändniß mit dem heiligen Stuhl aufzuheben, eben jo wenig vie 
Aufnahme der Novizen auf eine Weife zu erjchweren, daß da- 
durh der Beftand ver Klöfter jelbft gefährdet wäre; viele 
Grundfäge werde er auf alle Klöfter anwenden, deren öfonomijche 
Eriftenz gefichert jei und vie fih, feinen Anfichten gemäß, auf 
eine mit dem Geiſt ihrer Inftitution verträglihe Weife für den 
Staat und die Gejellichaft nüglich machen würden (25. Auguft). 
Der Nuntius erflärte fi mit diefem Echreiben zufrieden. Dem 
Landammann der Schweiz wurde vom Geichehenen amtliche 
Mittheilung gemacht. 

Mährend diefen Greigniffen war der Konventiondentwurf 
zur Umwandlung des Stiftes St. Gallen in ein Bisthum ber 
Gegenftand vielfeitiger Aufmerkfamfeit fowohl in St. Gallen 
als in Rom. Hatte auch eine Anzahl der Kapitularen ſelbſt 
ſich zu deſſen Billigung: herbeigelaffen, jo mißftel er gleihwohl 
der überwiegenden Mehrheit der St. Galliſchen Geiftlichfeit ver 
alten Landſchaft, des Toggenburgs und des Rheinthals; auch 
fogenannte freifinnige Geiftlihe fragten fih: ob wohl jelbft 
Könige ihren Biſchöfen fo enge Scranfen gejegt hätten, wie 
die Volfsregierung von St. Gallen fib in jenem Vertrags— 
entwurf gegenüber dem Fünftigen Landesbiſchof herausgenommen 
habe; beſonders fanden fie in jenem Aktenſtück argen Verſtoß 
gegen die in der katholiſchen Kirche üblichen fanonifchen Formen 
rücfichtlih der Wahl des Biſchofs, dann feiner und der Doms 
herren Abhängigfeit vom Kleinen Nathe. Wieder andere Geilt- 
liche gab es, und jelbft Kapitularen, welche da glaubten, daß 
ed mit der Errichtung eines Bisthums nie recht Ernft geweſen 
und vielmehr nur Abficht der Regierung geweſen fei, Abt und 
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Kapitel von einander zu trennen und durch Mitwirkung des 
letztern die kirchlichen und wiſſenſchaftlichen Schätze des Stiftes 
wieder in das Land zu bringen. Nicht weniger als die Geiſt— 
lichkeit waren jene katholiſchen Laien des Kantons, welche ſchon 
fo oft ſich für die Rechte des Stiftes verwendet hatten und 
deſſen Wiederherftellung gewiffermaßen als ihre Lebendaufgabe 
anfahen, betroffen über den Abichluß der Konvention, unter 
ihnen vorzüglich jene, die als Mitglieder ded Großen Rathes 
feinen Verfammlungen beigewohut, vom Präftventen des Kleinen 
Rathes auf ihre Verwendungen für das Stift nur ausmweichende 
Beicheivde erhalten und nun wahrzunehmen hatten, in welcher 
eingreifenden Weiſe inzwilchen von Seite des Kleinen Rathes 
die gänzlihe Umwandlung des Stifted zur Hand genommen 
worden je. Mit Unwillen vernahmen fie, wie der Wirfungss 
freiß und jelbft die Lebensdauer der neuen Anftalt ganz ber 
Wilfür des Kleinen Rathes ypreisgegeben wäre, in bisherige 
Kollaturordnung, ja felbft in vie kirchlichen Gejege über das 
Eheweſen willfürlich eingegriffen werde, dem Bilchof der vor— 
behaltlofe Eid unbedingter Unterwerfung auferlegt werden wolle, 
ohne alle Rüdfiht darauf, daß die weltliche Behörde frei bliebe, 
firchenfeindlihe Gefege und Verordnungen zu erlaflen. Sie 
fahen im Geifte die Fatholifhe Kirche, ihr Anfehen und ihre 
Gefege einer Allianz ver proteftantiichen Mitglieder der Regie 
rung und ded Großen Rathes mit wenigen jogenannten „freiz 
finnigen Katholifen” preisgegeben.‘) Die Beforgniffe wuchen, 
ald Gerüchte von erfolgter wenigftens theilweijer Genehmigung 
der Konvention, feitend des Papites, während des Frühjahres 
1804 in Umlauf kamen. 
In Rom hatte Kardinal Teich, franzöſiſcher Botfchafter bei 
dem heil. Stuhle, das Bittfchreiben („la supplique*) ver St. 
Galiihen Regierung dur Note vom 2. Mürz 1804 an den 
Karbinal-Staatsfefretär Conſalvi der Genehmigung des Papftes 
empfohlen; Se. Heiligfeit hatte, jo meldete dann Feſch an 


*) Falk: Beitrag zur Gefchichte der Auflöfung des Stifte St. Ballen. 
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Talleyrand, „mit Rüdficht auf das vom Erften Konful bezeugte 
Intereſſe“ an der Angelegenheit, deren ernfte Würdigung vers 
heißen. ) Aus St. Gallen her in Kenntniß geſetzt von biefer 
Antwort ſprach der Nuntius befte Hoffnung für die Erfüllung 
der Wünfche der Regierung aus und verfprach mitzuwirken, daß 
das Ganze an ein guted Ende geführt werde. Mittelſt Note 
des Rarbinal-Staatöfefretärd an den franzöſiſchen Botfchafter 
vom 19. Mai erfolgte der päpftliche Beicheid: die ganze Kon- 
vention fei unhaltbar in Form und Weſen; zwei Möndje, bie 
ihre Mitbrüder vorzuftellen fih anmaßten, hätten nicht Namens 
des Stifts unterhandeln können; ihnen habe jede Vollmacht des 
Abtes gefehlt; vieler aber mit der Mehrheit des Kapitels ftehe 
dem Projekt entgegen; für den andern Theil habe der Bruder 
des einen der beiden Mönche unterhandelt, ohne irgend welche 
Bevollmächtigung durch den Großen Rath; es fehle daher dem 
Akte alle Autorität jeitens der beiden Kontrahenten; der Sache 
nach ergebe fi gleihe Nullität; wie jollen zwei Mönche, fo 
« hieß es, mit ver weltlihen Macht einen Vertrag über bie 
Säfularifation, über die Aufhebung einer Abtei und Umänderung 
verjelben in ein Bisthum unterhandeln fönnen u. f. w.? Es 
war, mit einem Wort, die ganze Machenſchaft in fchärffter 
MWeife durhgenommen und deren Unftatthaftigfeit kundgegeben. 
Einlenkend ſchloß dann aber doch die Note mit der Erklärung: 
ed wolle der Heilige Vater, trog jener Unregelmäßigfeiten, aus 
Rüdfiht für die religiöfen Interefjen der St. Galliſchen Katho- 
Iifen, die Einwilligung geben, daß die Abtei St. Gallen, nad 
dem Vorgange der Erhebung der Abtei Fulda zu einem Bis— 
thum unter Bapft Benebift XIV., in ein Episfopat mit Regu— 
lar-apitel umgewandelt werde, doch vorbehältlih der Zuftim- 
mung ded Biſchofs von Konſtanz. Kardinal Feſch möge zur 
Unterhandlung. mit den nöthigen Vollmachten verjehen werben. 
Dem im Juni zu Bern weilenden St. Galliihen Gefandten 
Müller Friedberg eröffnete Bial, daß gute Hoffnung für Ge: 

) Schreiben des Karbinald Feſch an Talleyrand, vom 5. Germinal, 


Jahr XII (26. März 1804). 
Baumgartner. Kanton St, Gallen. 11. 10 
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nehmigung des Konkordats wegen des Bisthums vorhanden, 
Alles in die Hände des Kardinals Feſch gelegt ſei. Erfreut 
und gleichſam als wäre Alles bereitd im Reinen, erließ bie 
Regierung Danffchreiben an den Kardinal Feſch und an Vial, 
in welchen fie übrigens nicht ermangelte, auf bie eigenthümlichen 
Berhältuiffe des Kantons St. Gallen, wo verſchiedene Reli- 
gionsparteien wohnen, aufmerffam zu machen; in ſolchem Lante 
nemlich jei es beſonders wichtig, daß die religiöjen Grundfäge 
liberal, die liberalen Grundfäße religiös feien. ) Dem Schreiben 
mit dieſem Wortjpiel an Bial feste die Regierung bei: „vie 
Kraft, die wir aus jener Harmonie ſchöpfen werben, wird aber- 
mals unferm erlauchten Protektor und Vermittler gewidmet fein“. 
Diefer ſervilen Schmeichelei folgte Enttäufhung. Anfangs Zuli 
erhielt MüllersFrievberg aus der Hand des Landammannd 
v. Wattenwyl Kenntniß von dem Wortlaut der römifchen Note 
an Kardinal Feſch; laut ihrem Inhalt waren noch die größten 
Schwierigfeiten zu überwinden. Eilig machte fi der St. Gallifche 
Geſandte an die Arbeit zu deren Ueberwindung und fammelte 
in St. Gallen das nöthige Material zur Widerlegung. So 
entftand eine Gegennote oder Denkſchrift der St. Gallifchen 
Gelandtihaft an den Kardinal Feſch vom 15. Juli, die an 
diefen dur übliche diplomatiihe Vermittlung abgejendet wurde; 
was fih nicht unmittelbar nach Rom jchreiben ließ, tarüber 
ſprach fih die Geſandtſchaft in nachträglicher Beleuchtung an die 
Regierung vom 16. Juli aus.. Die Denfihrift an Feſch juchte 
vor Allem die fompetente Stellung der Regierung zu rechtfertigen: 
der Vorgang bei Abjchliegung der Konvention ſei ein ganz 
regelmäßiger gewejen; habe der Präſident des Kleinen Rathes 
anfänglih aus fih gehandelt, fo feien durch die nachfolgenden 
Solemnitäten ale Spuren einer bloßen PBrivatunterhandlung 
getilgt, indem die Regierung nachgehend den Entwurf genehmiget 
und mit Siegel und Unterfchriften habe ausftatten laffen, auch 


1) Echreiben der Regierung an den Kardinal Fefch und an Vial, vom 
22. Juni, beide von Müller:F$riedberg in Bern verfaßt, dann in St. Gal— 
len genehmiget und audgefertiget, 
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von ſich aus die nachherige Korrefpondenz zur Empfehlung ver 
Konvention bei der franzöſiſchen Regierung ſowohl als bei 
Seiner Heiligkeit geführt habe; daß ter Bruder des Präfiventen 
für den einen Theil mitgewirft, fei einzig dem Umftand zuzu— 
jchreiben, daß er als das geeignetfte Organ zur Verhandlung 
angejehen worden ſei. Der Große Rath fei keineswegs um- 
gangen worden, denn ihm komme verfafjungsgemäß eine Das 
zwifchenfunft erft dann zu, wenn es fih um Genehmigung eines 
unterhandelten Vertrags handle. „Es wäre dem Reſpekt gegen 
den Heil. Stuhl und der Konftitution zuwider gewefen, wenn 
man denſelben (den Großen Rath) vor der päpftlihen Sanftion 
in Sache hätte eintreten laſſen“. Seitens der Kapitularen habe 
die große Mehrheit das Berfommniß genehmige. Habe der 
Abt feine Zuftimmung verfagt, fo entfcheide dieß nicht; denn der 
Abt habe gegen die gejegmäßigen Regierungen des Landes ftets 
ein aufrührerifches Betragen gezeigt und fünne ver öffentlichen 
Drdnung wegen nicht anerfannt werben (folgte das lange ſchon 
oft vorgetragene Sünbdenregifter des Abtes); Wieverherftellung 
der Abtei ohne die vorgefhlagene Abänderung wäre Friedens— 
ftörung zwijchen beiden Religionsparteien und würde bie Erhals 
tung der beftehenden politiichen Ordnung gefährden. Solche 
Wiederherſtellung fei aber auch wegen der Schulvenlaft des 
Stift8 unmöglid; „nur die Erfparnifje der Regierung können 
die Trümmer feines Vermögens noch retten“. Nach dieſen zum 
Theil fehr gewagten Behauptungen überging die Denfichrift auf 
den Plan Gonfalvi’s, einfah die Abtei zum Bisthum zu er— 
heben, wie e8 in Fulta gefchehen. Die bloße Umwandlung ber 
gewejenen Abtei St. Gallen in ein Bisthum, wobei alles Uebrige 
im alten Stande bliebe, würde den Verhältniffen nicht entfprechen, 
und der Fall fei fehr verfchieden von demjenigen der Abtei Fulda; 
namentlich dürfe der alte Souverin (im Kanton St. Gallen) 
nicht dem neuen gegenüber geftellt werben. Und im Begleit- 
Schreiben zur Denkſchrift wurde gejagt: der Vorbehalt einer Ein- 
willigung des Biſchofs von Konftanz gehe nicht an, denn ſelbſt 
ver „liberalfte Biſchof“ werde jederzeit Einwendungen gegen bie 
10* 
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Zergliederung feines Kirchiprengeld zu machen im Falle fein. 
Der Fall jei ein ganz außerorbentlicher: alle (auswärtigen) Lats 
deöherren tracdhten die Bisthümer nach den Landesgrenzen zu be= 
ichränfen ; unerachtet der großen perſönlichen Verdienſte des gegen- 
wärtigen Biſchofs (von Konftanz) Fönne die Schweiz um fo 
weniger Anftand nehmen, folchem Beifpiel zu folgen, „als ver 
Biihof aus einem unabhängigen Fürften zum Penſionär eines 
fo mädtigen Nachbarn geworben ift, daß man jeden Einfluß 
deſſelben auf die helvetiiche Kirche ablehnen muß”. Dieje Akten 
enthüllen ſehr wichtige Plane: - Trennung von Konftanz ſchon 
damals fchmweizerifcherfeitS beabfichtiget; feierliche NRecufation des 
Abtes Pancratius als Biſchof, weil die Regierung in feiner 
Berfon die gewünſchte Servilität nicht zu finden glaubte; Separat- 
abfindung mit dem Kapitel und dadurch Niederfchlagung der Frage 
ver MWiederherftellung des Kloſters Et. Gallen als folches, end: 
lich Vereinigung aller Lanvestheile des Kantons in ein Bis— 
thum, ein Ergebniß der Unterhandlung, welches zugleich vie 
Regierung des Verkehrs mit der keineswegs in ihrem Gcifte 
(enffjamen @urie von Chur enthoben hätte. 

Kardinal Feſch, von Talleyrand dringend aufgefordert, das 
Anjuchen der St. Galliihen Regierung zu unterftügen, übermit- 
telte die Geſandtſchaftsnote vom 15. Juli dem Karbinal Eons 
falvi (18. Fructivor, 5. September). Aber Müller-Friebberg, 
Vial, Talleyrand, Bonaparte und Feſch zufammen waren ohn- 
mächtig gegenüber dem feften Willen des heil. Stuhles, fih ver 
Genehmigung einer Abfindung zu enthalten, deren nächte 
Zwede wenigften® unlautere und den Forderungen der Gerech— 
tigkeit nicht entiprehend waren. Der SKarbinal-Staatsfefretär 
Gonfalvi antwortete im Namen des Papſtes und in ftegreicher 
MWiderlegung auf die St. Galliihe Geſandtſchaftsnote vom 
15. Juli: Wäre audb die Ermächtigung des weltlicdyen Unter: 
hänblers für Abſchluß der Konvention dargethan (was aber auch 
jet noch beftritten werbe), jo ermangle eine ſolche gänzlich ſeitens 
der beiden Mönche; die vom Abt getrennten Mönche (und wären 
fie aud) die größere Zahl gewefen), felbft nicht befugt zu ſolchem 
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Vorgehen, haben auch den zweien eine Vollmacht rechtlich nicht 
geben können, ohne Gegenwart und Autorität ihres regelmäßigen 
Obern; fie haben vielmehr durch ihr Vorgehen die heiligften 
Pflichten ihres Standes und das Gelübde des Gehorſams ver; 
lest. Aus den Akten erhelle übrigens, daß jelbft die beiden 
unterhandelnden Mönde ihr Verfahren als Firchengejeßwidrig 
eingeftehen und erfennen; Alles mit Mehrerem und ausführlich, 
zum Beweis, daß die Konvention Schon dur ihren Urjprung 
als nichtig fich darftelle und daher als nicht abgefchloffen ange- 
jehen werben müfje. Behauptete Trennung vom Abt, Zerftreuung 
der Mönche insgefammt, das Verhalten des Abtes, die Gefin- 
nung der Regierung gegenüber vemfelben, ſelbſt die vorbehaltene 
Eanftion durch Se. Heiligkeit, al diefes falle bei jener rechtlichen 
Würdigung des Gefchehenen außer Betradt. Wie das formelle 
Verfahren, fo ſei aber aub tie Sache, ter Inhalt tes Ber- 
fommnifjes, nicht geeignet, die päpftliche Genehmigung erhalten 
zu können. Auch die gejchehene Berufung auf die mit dem 
Nuntius und feinem Auditor ftattgefundene Verhandlung mache 
die Sache nicht befler; — denn der Papſt habe weder dem einen 
noch dem andern einige Gewalt gegeben, über die Zernichtung 
des Klofters St. Gallen ſich in eine Unterhandlung einzulaflen; 
was namentlich der Auditor dabei gethan, ſei geſetzwidrig und 
ungültig. Weiter: mit den Grundfägen ter Gerechtigkeit und 
den fanonifchen Vorfchriften unvereinbar wäre ed, den Abt von 
St. Gallen ohne gerichtliche Form und ohne Urtheilsfpruch feiner 
wohlerworbenen Rechte zu berauben. Auch dürfe der Papſt 
nicht ohne dringendfte Gründe das Stift aufheben; die Berufung 
auf den Schuldenftand aber fei nicht ſtichhaltig; erlaube derſelbe 
doch noch die Errichtung eined Bisthums mit weltlihem Ka— 
pitel, jo werde das vorhandene Vermögen noch weit eher für 
den Unterhalt des Abtes und eines Negularfapiteld genügen. 
Eben jo wenig würde fi die Bewilligung des Geforderten mit 
dem befannten Einſchreiten des heil. Stuhles für die Erhaltung 
gefammter Klöfter der Schweiz vereinbaren laffen; babe ver 
PBapft jolde Verwendung im Allgemeinen und für alle Klöfter 
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eintreten laffen und fei er alfo Bürge und Garant für fie alle: 
wie fönnte nun ber heil. Vater „zu der Aufhebung des aller: 
anjehnlichften Klofters in der Schweiz, zu der Abtretung feiner 
Güter und zur gänzlihen Umftürzung der Flöfterlihen Ordnung 
dafelbft Hand bieten!“ Zum Schluß übergehend, erflärte der 
Kardinal-Staatsjefretär: daß bei allem guten Willen Sr. Hei: 
tigkeit, fi dem franzöſiſchen Kaifer gefällig zu zeigen, Sie das 
Verkommniß, wie ed vorliege, nicht gutheißen, auch nicht weiter 
gehen könne, al8 zu dem bereit Zugeftandenen: Erhebung des 
(wirflihen) Abtes zur bifchöflichen Würde bei unabänderlicher 
Beibehaltung der Regularität im Klofter St. Gallen, wie es 
ehemald mit dem Klofter Fulda geichehen, mit vorläufiger Eins 
willigung des Biſchofs von Konftanz „und anderer Bilchöfe, die 
in ven Et. Galliihen Landen einiges Recht haben mögen”. In 
diefem Sinne verhieß Conjalvi in nähere Unterhandlung mit 
Feſch, dem WVertrauensmann aller Betheiligten, einzutreten. ') 
Sp war die Macenfchaft ter „Statuta conventa* in Weſen 
und Form, und namentlich in ihren nächften politischen Zielen, 
vom heiligen Stuhl gänzlich verworfen. Das wollte man in 
St. Gallen, gegenüber allen Verficherungen der Vormünder und 
Patrone in Bern und Paris, nicht glauben; man fcheute fich 
daher nicht, längere Zeit jene Note, als fie, zuerft auf Umwegen, 
zur Kenntniß der Regierung gelangte, felbft in amtlichem Brief: 
wechjel als unächt oder unterfchoben zu tariren. Um eben dieſe 
Zeit erhielt Müller-Friedberg eine andere ihm höchſt unwillkom— 
mene Kunde. Fürft Bancratius, der unverdroffen vie ihm durch 
jeine Gewiffenhaftigfeit vorgeſteckten Ziele verfolgte, hatte am 
18. November durch den Fürftbifhof von Bafel, Franz Xaver 
Freiherrn v. Neveu, in der befcheidenen biſchöflichen Kapelle zu 
Offenburg, wohin fih PBancratius von Ebringen aus begeben, 
die Abbatialbenediktion erhalten, gleichwie ihm ein Jahr früher 
die päpftliche Betätigung feiner Abtswahl zugefommen.?) Dieje 

1) Mote des Karbinal-Staatsfekretärd Conſalvi an den franzöſiſchen 


Botfchafter in Rom, Kardinal Feſch, vom 29. Dftober 1804. 
2) Aus dem Tagebuch des Fürften, vom 18. November, worin geſchrie— 
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Nahriht, mit der dem St. Galliihen Staatslenfer zugefoms 
menen Kunde, daß die mehrerwähnte Konvention verworfen ſei, 
wedte in ihm bie bitterften Beforgniffe; „wäre das Alles wahr, 
jo würde ih bald allein ftehen in der St. Gallifhen Negie- 
rung“ und wäre der Kanton den größten Gefahren preisgegeben; 
jo Ichrieb jammernd Müller- Friedberg an Vial nad) Bern (8. De: 
zember). Und nochmald nahm er die Hülfe des Franzofen in 
Anſpruch, ald Gerüchte von Unterhandlungen d'Affry's für ein 
Ichweizerijches Bisthumsfonfordat in den Zeitungen umliefen, 
welhe nah der Meinung Müller-Friedberg's ungünftig für St. 
Gallen gewefen wären; er fchrieb deßhalb an Vial: zwei Dinge 
werben in St. Gallen nicht gehen, einerfeits eine Einverleibung 
in das Bisthum Chur, anderſeits die Erhebung des Er-Abtes 
zum Biſchof mit damit verbundener Wiederherftellung des Klo- 
fters in feinem bisherigen Beitand. Im Verlaufe diefer Zeiten 
hatte fich der lebenslängliche Erfte Konful Frankreichs in Folge 
Senatusfonfults am 18. Mai 1804 auf den durch ihn jeldft 
errichteten Thron geſchwungen; ver Nepublif war eine neue 
Monarchie gefolgt; Kaifer Napoleon war in erhöhter Würde 
Selbftherrfher Franfreihs, und nahm für jene annoch die Firch- 
liche Weihe in Anſpruch. Papſt Pius VIT. fügte fih und. unter: 
nahm zur Krönung des Kaiferd die weite und bejchwerliche 
Wanderung aus Rom nah Paris, wo er am 28. November 
anfım. Bis hieher fogar gedachte nun die St. Galliihe Re- 
gierung dem kirchlichen Dberhirten zu folgen, um von ihm bie 
Genehmigung der noch immer nicht aufgegebenen Konvention zu 
erwirfen; fie wollte den Baden der Unterhandlung neuerdings 
aufnehmen und zu diefem Behuf eine perfönliche Aborbnung an 
den Heil. Vater nah Paris entjenden, falls eine ſolche dort ge- 
nehme Aufnahme finden könnte. Dafür neuer Briefwechfel mit 
Vial, der die Erfüllung des Wunſches durch Talleyrand zu ver: 
mitteln fuchte, aber nichts melden Fonnte, als die Thatjache der 


ben: „Die apoftolifchen Bullen wurben vworgelefen; ich Teiftete den Eid, und 
fo gefchahen in allweg die gewöhnlichen Geremonien, in Anweſenheit ber 
vorgefchriebenen Aſſiſtenten.“ 
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eigenen Verwendung (Schreiben Vial's vom 21. Dezember nad 
St. Gallen). Dem Bapft folgte in die franzöfifche Hauptftadt, 
nebft andern hohen Würdeträgern der Kirche, ter Fürftbiichof 
Karl Theodor von Konſtanz. An dieſen nun wendete fidh bie 
St. Galliihe Regierung ebenfalls, um feine einflußreiche Unter- 
ftügung für ihr Projekt zu gewinnen; fie ſchrieb am Schluß: 
e8 wäre Allen erwünjcht im Kanton St. Gallen, daß die ober: 
hirtliche Gewalt nicht zwiſchen mehreren Biſchöfen zerſtückelt 
bleibe; Chur könnte von der italieniſchen Schweiz her mit der 
größten Schicklichkeit beſtens entſchädiget werden (14. Dezember). 
Und damit nichts verſäumt werde, erließ die Regierung eine 
neue ausführliche Denkſchrift an den franzöſiſchen Geſandten zu 
Handen feiner Regierung und des Kardinals Feſch zumal. Dieſe 
Schrift hob mit ſchweren Klagen darüber an, daß tem Fürft- 
abten die Note Conſalvi's eingehändiget worden, noch bevor fie 
in St. Gallen befannt war, berichtete ven „Mißbrauch“, ver 
bamit in St. Galliihen Landen getrieben worben fei, und bie 
daraus entitandenen Verlegenheiten, ) überging dann zu einer 
bittern Karafteriftif jenes Fürftabtes und zur weitläufigen Wie: 
erholung aller der befannten Hergänge in Angelegenheiten des 
Klofters, in ſehr ſcharfer, faft heftiger Darftelung, in ter dann 
namentlih noch die Hoffnung ausgeiproden ift, es werte Se. 
Heiligfeit bewilligen, das das ganze St. Galliſche Gebiet fürs 
derhin nur einem und demſelben Bisthum angehöre (18. Dez. 
1804). Die Note ift, was ihre körnige Abfaffung betrifft, ein 
diplomatiſches Meifterftüd, war aber tod unvermögend gegen- 
über der nicht minder gewandten als grundſätzlichen Darftellung 
der ganzen Angelegenheit, wie fie in. der Conſalvi'ſchen Note 
gegeben war. | 

Die Verträge zwiſchen der Schweiz und Churbaden über 
die im Gebiete der erfteren gelegenen Befigungen des Hochftiftes 
und des Domfapiteld von Konftauz führten zu einer Dotation 
der Kantone, deren Gebietötheile zu diefem Bisthum gehörten, 


) Wovon unten die Erzählung folgen wird. 
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im Betrage von 300,000 Gl., beitimmt zur Dedung ihrer Diös 
zefanbebürfniffe (6. Februar 1804). Eine allfällige Trennung 
vom Bisthum Konftanz war ſchon damals in Ausfiht genom- 
men. St. Gallen erhielt von den ehemaligen Befigungen des 
Bistums im Werthanfhlage von 11,300 Gl., für welde 
Summe ed zu Gunſten jenes ichweizerifchen Bisthumsfonds haft 
bar wurde. 


Fünfter Abſchnitt. 
Des Fürften neues Schreiben an bie Regierung für die Erhaltung des 
Stiftes und Rüderftattung des Vermögens. Außerordentliche Großraths— 
ſeſſion; auch jenes Schreiben dem Großen Rath vorenthalten. Der Kapi— 
tularen Widerruf bezüglih des Konventiondentwurfese. Die Bittfchriften 
der Geiftlichfeit und der Laien an den Heiligen Bater um Wiederherftellung 
des Stiftes. Imguifitorifches Einfchreiten gegen die Unterzeichner. Proflas 
mation der Regierung; des Fürften mittelbare Antwort auf diefelbe. Depor— 
tation zweier Kapitularen. Der Strafprogeß gegen die Kantonsräthe; mora= 
lifche Niederlage der Regierung. Der Papſt in Paris; feine Verwendungen 
daſelbſt für das Stift. Gegenpolitif des franzöſiſchen Gefandten in Bern. 
Die Regierung befchließt die Aufhebung bes Stiftes; ein Großratheviertheil 
genehmiget fie und verfügt über das Stiftövermögen. 
(Dom Sommer 1804 bis Frühjahr 1805.) 


Der Fürft und die Freunde der Wiederherftellung des Klo: 
fterd in St. Gallen hatten dem Gang der Ereigniffe nicht gleich: . 
gültig zugejehen. Jener war im Briefwechjel mit dem Kardinal 
Staatsjefretär, Außerte fih zwar günftig für die Umwandlung 
des Stiftes in ein Bisthum mit regularem Kapitel, Alles aber 
unter Beding und PVorausfegung, daß Flöfterlihe Zucht und 
Ordnung gefichert bleiben, und erhielt dafür Billigung und Beis 
fall jeitens des Papſtes. Aus diefer Handlungsweije des Fürften 
ergibt fi ein neuer Beweis, daß PBancratius, wenn er nur im 
Stande gewelen wäre, den Kortbeftand des Stifted nah Fird- 
lichen Vorſchriften zu fihern, ver weltliben Herrichaft bereits 
willig entjagt hätte. Ausgezeichnete Stimmung herrſchte gleich: 
falls in der Geiftlichfeit; die überwiegende Mehrheit derſelben 
war einverftanden mit Gründung des Bisthums und Erhebung 
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des Fürften auf den biihöflihen Stuhl; „Feiner feines Gleichen 
wäre zu finden“, jo fchrieb ver Defan Joh. Nep. Brägger, 
Pfarrer in Kirchberg, einer der eifrigften Freunde des Stiftes.t) 
Mit der Kundgebung der Anfichten des Heil. Vaters und feines 
Staatsjefretärd änderte ſich auch wejentlih das Berhalten des 
Nuntius; war er Anfangs des Jahres, in Folge Ueberraichung, 
der Konvention günftig geweſen, fo hatte er fich hinwieder jeit- 
her von derjelben abgewendet; darum die falte und ausweichende 
Grflärung betreffend die Tragweite feiner Note vom 27. Juni; 
darum feine Ermunterung an die Geiftlichfeit von St. Gallen 
zum Kampfe für die Erhaltung Firchlicher Rechte. 2) Diefe Geift- 
lichfeit war gut unterrichtet, wie es in Nom ftehe, und Brägger 
fonnte mit vollem Grund an P. Thomas jchreiben: „Kardinal 
Conſalvi fteht für das Klofter”.?) Genannter Defan wußte im 
MWeitern, daß der Fürft die Würde oder Bürde eined Biſchofes 
nicht ablehnen würde, falls nur zuvor die Konvention als nichtig 
erklärt werte. In dieſem Geift arbeitete Brägger für die Wie— 
derherſtellung der Flöfterlichen Korporation und für wiederholte 
Zurüdforderung ihres Vermögens nah Maßgabe und auf Grund 
der Mediationsafte. Er zählte dabei auf die hothgeftellten Laien, 
in erfter Linie auf den Regierungsrath Dominif Gmür; dieſer 
„Mann ift unerfchroden und beredt; er hat gewiß große Unter: 
ftügung zu erwarten; Dudli und Andere werden fih an ihn an 
ſchließen;“) der Finanzen des Klofters halber möge man ruhig 
fein; dem Ergebniß feiner Erfundigungen zufolge werde das 
Vermögen im ungünftigften Fall für den Unterhalt einer anjehn- 
lichen Zahl Religiofen genügen. In feinem lobenswerthen Eifer 
ging Brägger noch weiter; er fendete im Einverſtändniß mit 
mehreren Kantonsräthen jeinen Kaplan nad Ebringen ab, ließ 
durch denjelben ven Fürften dringend bitten, entweder jelbit in 


*) Brief Brägger'd an P. Thomas Brändle, vom 18. Juli 1804. 

2) So in einem Brief an Brägger vom 10. Juli 1804. Akten im 
Kantonsarchiv. 

2) Brief Brägger’d an P. Thomas, vom 9. Auguſt. 

*) Schreiben des Defand Brägger an P. Thomas vom 16. Auguit. 
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das Land zurüdzufommen oder doch ſchriftlich und neuerdings 
die Rüderftattung tes Kloftervermögend zu verlangen. Pancra— 
tius entichloß fich zu letzterem. Nicht abgeſchreckt durch den Um: 
ftand, daß der Kleine Rath feine erfte Eingabe vom 19. Juni 
1803 ganz und gar unbeantwortet gelafen und der Berathung 
des Großen Rathes entrüdt hatte, ſchrieb er der Negierung 
neuerdings. Sein Begehren zielte auf Nüderftattung ver Güter 
und Gewährung ehrenvollen Fortbeftandes des Stiftes St. Gallen. 
Zur Begründung dieſes Begehrend erinnerte er umftändli an 
die Verbienfte des Stiftes um Seelſorge und Unterricht, und 
wie es überhin die meiften Regierungsfoften aus tem eigenen 
(Stifts⸗) Vermögen beftritten, darum auch feinenfalls vie ihm 
„von einigen undanfbaren Menſchen“ zugedachten Schickſale ver: 
dient habe. Oder fol es um der Schulten willen unterdrückt 
werben, die es zum Beſten des Landes und feiner Hungernden 
in Zeiten der Noth gemaht hat? So fragte er im beredter 
Weiſe. Eben jo wenig, führt das Schreiben fort, könne in der 
bewußten Unterhandlung ein Hinderniß der Wiederherftellung 
liegen; ein am dem Heil. Vater erlaffenes und mit einer illegalen 
Konvention begleitetes Schreiben, auf welches feit fünf Monaten 
noch feine Antwort erfolgt fei, verdiene nach feinem (des Fürften) 
Erachten den Namen einer Unterhandfung nicht; ohnehin wiſſe 
er, daß das ganze Unternehmen dem Heil. Vater jehr mißfällig 
war, und gute Gründe berechtigen ihn zur Hoffnung, daß es die 
Genehmigung Sr. Heiligkeit nie erhalten werde (5. September). 

Unterbefjen waren die weltlihen Freunde des Stifts, die 
fatholifchen Kantonsräthe zumal, mit Aufmerfjamfeit ven Ber: 
handlungen der Tagſatzung gefolgt, joweit ſolche zu ihrer Kunde 
fommen fonnten. Einen Zwed hatte die Regierung erreicht, 
eine bejondere Berathung ver Stift St. Galliſchen Angelegenheit 
in der Tagſatzung fern zu halten. Aber zu Haufe Jah es anders 
aus; die Stimmgebung des Gejandten, wie fie durch die „Neue 
St. Galliſche Zeitung” befannt geworben, erregte das allge: 
meine Mißfallen der Katholifen; fie waren fich bewußt, taß fie 
die große Mehrheit im Kanton ausmaden; daß die Katholiken, 
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namentlih jene der alten Landſchaft, des Nheinthald und des 
Toggenburgs, Seit 1798 ganz amgelegentlih vie beharrlichfte 
Verwendung für die Klöfter, insbefontere für das Stift St. 
Gallen, ausgeſprochen hatten, und konnten nicht gleichgültig hin— 
nehmen, daß, ohne befondere Ermächtigung ſeitens des Großen 
Rathes, die oben erzählte gegneriſche Stellung feitend des Ge— 
jandten eingenommen worden fei, am wenigften das Votum 
billigen, daß die Güter aufgehobener Klöfter gleihmäßig für 
beide Religionstheile verwendet werden ſollen.) Gefpannt er- 
warteten fie die Berichterftattung ver Geſandtſchaft im Großen 
Rath, der auf den 10. September einberufen war und von deſſen 
Beichlüffen bereit8 Einiges gemeldet worden. Sie hofften Ge 
fegenheit, ihre eigenen Anfichten und Wünſche für das Stift zur 
Geltung bringen zu fönnen, und gedachten folche mit Ernft zu 
ergreifen und zu benugen. Vom Schreiben des Fürften an die 
Regierung hatten fie fchleunigft volle Abjchrift erhalten, um 
ſolches nah Kräften unterftügen zu können. Sie, und vie 
Geiftlichkeit, traten gleichzeitig auf. Die Geiftlichfeit verlangte 
Vorlage ihrer früheren Eingabe für Wiedereinfegung des Stiftes, 
namentlich in feine geiftlihen Rechte, mit befonderem Bezug auf 
nöthige Separation in Angelegenheiten der Kirche (Kollaturen) 
und Erziehungsfahen. Die Kantonsräthe beriethen fih an einer 
Borverfammlung für den anzuhebenden Kampf, mußten aber bei 
diefem Anlaß die unwillfommene Wahrnehmung madhen, daß 
der Regierungsrat; Dominif Gmür fid) von ihnen abgewendet. 
Der Kleine Rath jprab über das Schreiben des Fürften Vers 
tagung aus (11. September) und theilte daſſelbe dem Großen 
Rathe fo wenig mit, als die fchriftlihen Anträge des Fürften 
vom vorigen Jahr; im gleicher Weife verfuhr er mit der Eins 
gabe der Geiftlichfeit. Dagegen erftattete die Geſandtſchaft am 
eben genannten Tag, „in geheimer Sigung” dem Großen Rath 
ihren Bericht über die Tagfagungsverhandlungen; dabei wurde 
über Klofterwejen und Bisthumsjachen „foviel ald nichts” vor: 


') „Neue St. Sallifche Zeitung”, vom 28. Juli 1804. 
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getragen. 1) Bitter getäufcht in allen ihren Erwartungen, wollten 
fih die katholiſchen Kantonsräthe nun mittelft Motionen behelfen. 
Schaffhaufer namentlich wollte eine ſolche am Schluß der Seſſion 
anbringen. Reutti aber, ver Präſident, jelbft die reglementarifche 
Schlußanfrage willkürlich unterlaffend, verweigerte das Wort, 
brach ab und hob die Sigung auf. Schaffhaufer ſprach aber 
doch noch ernft und bündig, insbeſondere für die Begehren des 
Fürften und der Geiftlichfeit, dad Verfahren ver Gefandtichaft 
tadelnd. Die Gegner fielen rafch über ihn her. Kontonsrath 
Müller von St. Georgen rief: „man verwendet fih um bie 
Herftelung des Klofterd nur bewegen, um dem Fürften und 
dem Stift einen Weg zu bahnen, nah und nad ihre herrichaft- . 
lihen Rechte wieder an fich ziehen zu können“. Müller-Friet- 
berg feinerfeit8 rügte den Vortrag Scaffhaufer’s ald ordnungs⸗ 
widrig, vertheidigte fi mit den Befugfamen der Regierung und 
verließ dann den Saal; die Proteftanten, theilnahmlos, thaten 
ein Gleiched.. Der tumultuariiche Auftritt endete mit Vorwürfen 
der opponirenden Katholifen gegen den Großrathspräftdenten 
Reutti (13. September). ?) Nachdem foldermaßen der Vorftand 
des Stiftes, die Geiftlichfeit und die Laien-Oppofition aus dem 
Felde geichlagen waren, gab die Regierung dem Volfe gefchraubte 
Nachricht von den Zagfagungsverhandlungen über erwähnte 
Gegenftände, in weldem Bericht die mißfälige Stimmgebung 
des Geſandten durch die Erklärung zu rechtfertigen gefucht wird: 
verjelbe habe weder für eine beiden Konfeffionen gemeinfame, 
noch für eine ausfchließliche Verwendung der Güter zu Gunften 
der Katholiken, geftimmt, ſondern überhaupt gegen alled Ein- 
treten in dieſe und andere Fragen fich erklärt.) Durch dieſe 


*) Falk: „Beitrag zu der Gefchichte der Auflöfung u. f. w.“ 

?) Falf, a. a. O. — Brief des Dekans Brägger an den Fürften, vom 
24. September. 

) Kantonsblatt, Bd. IV. ©. 159 bis 162. Das was hier zu Iefen, 
ift offenbar ein Auszug, vielleicht wörtliche Abfchrift der gefandtfchaftlichen 
Relation. Wie unbefriedigend diefe Berichterftattung erfchienen fein mußte, 
erhellt aus einem fpäteren Vorfalle vom Mai 1805. Als dannzumal ber 
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Veröffentlihung follte die Meinung nun allgemein verbreitet 
werden, daß das Stift St. Gallen von den zu Gunften der 
Klöfter gejchehenen Schritten des heil. Stuhles ausgeſchloſſen 
jei, jede Verwendung zu deſſen Wiederherftellung nicht nur frucht- 
08, ſondern ſelbſt ald eine verwegene Handlung gegen die 
Landesregierung anzujehen wäre. ') Der Zufammenhang vieler 
Ereigniffe, namentlich die wegwerfende Behantlung des Großen 
Rathes ſeitens der Regierung und ihrer Häupter, enthüllt, daß 
biefe eine offene umd vollftändige Darlegung des Standes der 
Saden, unter Mittheilung der Aften, und eine baherige eins 
läßlihe Verhandlung gegenüber ven den Fatholiichen Rechten und 
Intereffen treu gebliebenen Fatholiichen Mitgliedern des Großen 
Rathes, nicht wagten. 

Der Großrathsieffton folgte allgemeine Erbitterung auf dem 
Fuße; erbittert waren die Vertheidiger der katholiſchen Rechte im 
Großen Rathe, weil mit Phrafen abgefertiget, und weil ihnen 
in Mißachtung ihrer amtlichen Stellung felbft das republifanische 
Wort über die ganze Angelegenheit abgefchnitten worden war; 
mißftimmt war die Geiftlichfeit, der man das Gehör ebenfalls 
verweigert hatte; mißtrauifcher denn je die große Mehrheit des 
fatholifhen Volkes, weldes nicht zu fallen und nicht zu glauben 
vermochte, daß der Heil. Vater, wie im Kantonsblatt verfündet 
worden war, das Klofter St. Gallen in den durd den Nuntius 
an die Tagſatzung geftellten Begehren nicht habe einbegreifen 
wollen. Bei folchen mehrjeitig dem Stifte günftigen Gefinnungen 
und da ſeitens des Kleinen Rathes nicht das geringfte Entgegen- 
fommen mehr erwartet wurde, zumal auch die auf den Regie— 
rungsraty Gmür gejegten Hoffnungen zu Waſſer geworden, er: 


Entwurf zu einer Infteuftion für die Gefandtichaft zur Tagſatzung von ber 
großräthlichen Kommiſſion berathen wurde, warb der regierungsräthliche Ne: 
ferent, Müller:Friedberg, um nachträgliche Auskunft über die Verhandlungen 
von Jahr 1804 angegangen. Um fo berechtigter find Scaffhaufer und 
feine Gefinnungsgenoffen gewefen, folche genaue Berichterftattung ſchon im 
Herbit 1804 zu fordern (Akten im Kantonsarchiv). 

1) Falk: Beitrag u. f. w. 
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ftatteten Defan Brägger und P. Beda Gallus Bericht an den 
Fürften mit Anfrage, was in feinen Wünſchen liege; diefer gab 
den Beicheid: es ſei feitend der Kapitularen der Beitritt zur 
Konvention zu widerrufen und ſolches jowohl dem Heil. Vater, 
als ihm, dem Kloftervoritand, jchriftlich zu eröffnen. ı) Bald 
nachher gingen dem Fürften auch Berichte ſeitens des Kardinals 
Conſalvi ein mit Abjchriften von defjen Note an Feſch und des 
veranlaffenden „Memorials” von Müller-Friedberg. 2) PBancra- 
tius ermangelte nicht, tiefes Memorial (die St. Galliiche Ge— 
ſandtſchaftsnote vom 15. Juli) einer einläßlichen Widerlegung 
zu unterftelen und ſolche jofort nach Rom zu befördern. In 
diefem Aftenftüf gab er dem Kardinal Eonjalvi nähere Kennt: 
niß von der Zufammenfegung des Großen Rathes und wie folcher 
aus Schuld der Regierung unvollftändig geblieben; über die Ver: 
hältnifje zwifchen Katholifen und Neformirten in demjelben; über 
deren Stimmung. 7) Um eben dieje Zeit jendete er die Note 
Conſalvi's vom 29. Dftober und andere Papiere an Defan 
Brägger (24. November). Bereitd war allgemeine Bewegung 
unter Geiftliben und Weltlihen; an einer Zufammenfunft meh— 
rerer Kapitularen zu Neu-Ravensburg, Mitte Novembers, ver: 
ftändigten fich dieje zur Einleitung des bewußten Widerrufes. 
Die Weltgeiftlichkeit und vie Laien aus dem Großen Rath ver: 
einigten fih zum Erlaſſe von Bittſchriften an den Heil. Vater 
um Miederherftellung des Stiftes. Jene Laien jchrieben dem 
PBapft (5. Dezember): mit beflemmtem Herzen jehe das fatho- 
liſche Volk der alten Landihaft St. Gallen, von Toggenburg 
und Rheinthal, daß das Stift St. Gallen allein der mebia- 


) Tagebuch des Fürften, vom 7. Dftober. Solchen Widerruf hatte 
P. Thomas Brändle Schon im Frühjahr 1804 betrieben, „damit der für bie 
Katholizität äußerſt werderbliche Plan der philofophifchen Regierung zernich: 
tet werde”. (Sein Brief vom 26. März.) 

2) „Welches Letztere voller Rügen ift“. Ausſpruch des Fürften im 
Tagebuch vom 20. November. 

2) Mote des Fürften an den Kardinal Gonfalvi, vom 6. Dezember 
1804. Darin heißt es: „Isti (die Neformirten) non fovent monasterio, ut 
etiam nonnulli catholici, pejores acatholicis.“ 
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tionsmäßigen Wohlthat der Wiederherftellung folle beraubt werben, 
da die aus Katholifen und Proteftanten beftellte Regierung auf 
alle Weiſe viefelbe zu Hintertreiben fuche; daher richten fie im 
Namen dieſes Fatholifhen Volkes, deſſen Stellvertreter fie feien, 
die inftändige Bitte an den Heil. Vater, den fränkiſchen Kaijer 
dahin zu vermögen, daß auch dieſes Klofter mit deſſen kanoniſch 
erwähltem Abt, gleich andern in der Schweiz, in fein Eigenthum 
eingefegt und dann auch in feiner ehemaligen geiftlichen Juris— 
diftion für das genannte Wolf beftätiget werde; fern fei ed von 
ihnen, hiedurch auf eine ehemalige politifche Gewalt abzielen zu 
wollen. Folgte das Lob des Klofters und feiner Verbienfte um 
das Land; dann wörtlih: „Berlieren wir aber dieſes Klofter, 
jo müfjen wir mit Furcht an die Zukunft und Gefahr ver hei— 
ligen Religion denken; Proteftanten und Katholifen vermijcht 
beforgen die Erziehung der Jugend, den Unterricht der Geiſt— 
lichen, die Beftellung der Seelforger, und die Güter des Klofterd 
werden in die Hände ver Proteftanten übergehen; wo vie Zahl 
der Katholifen Elein war, werben fie hinausgebrängt; wo bie 
Gemeinden pur fatholifh waren, werden die Proteftanten mit 
Ankauf der Kloftergüter Plap gewinnen. So verwirrt es in 
diefen Revolutiongzeiten herging, und wenn auch jowohl das 
fatholiihe als das proteftantiiche Volk eine demofratiiche Regie— 
rung einzuführen juchte, jo wurde dennoch das Klofter mit feinem 
Eigentum und geiftlicher Gerichtöbarfeit von dem Fatholifchen 
Volk in öffentlichen allgemeinen Berfammlungen unverlegt vor— 
behalten, 1) weil das Religion liebende Wolf immer einjah, daß 
mit der Aufhebung der Klöfter der Verfall ver Katholiken und 
der Vortheil des Proteſtantismus unvermeidlih wären; tiefes 
ift auch (jetzt) noch die unveränderte Gefinnung des Volkes“. 
Hierauf ein rührendes Schlußwort um Gewährung ver geftellten 
Bitte, die feine andere Abjicht habe, ald die „Förderung ihres 
und ihrer Kinder ewiges Heil”. 2?) Werfaffer der lateinischen 


1) Anspielung auf die Landsgemeinden von 1798 und 1802. 
2) Wir benußten die Kopien des deutſchen Urtertes im Kantons 
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Ausfertigung war Fisfal Germann. Unterzeichner waren: neu 
Toggenburger Kantondräthe: Bürgi, Grob aus Gonzenbach, 
Brägger in Hemberg, Grob von Mosnang, Wallifer daſelbſt, 
Schlumpf in Neu-St. Johann, Altamtmann Falk in St. Peter: 
zell, Appellationsgerichtöpräfident Dubli von Schwarzenbad, 
Stäuble von Kirdberg; vier Kantonsräthe von Wyl: Apella- 
tiondrichter Müller, Grübler, Altichultheiß Joſeph Nikolaus Sais 
fer und Georg Panfraz Sailer; neben ihnen aus der alten 
Landihaft: Apellationsrichter Schaffhauſer und 3. 3. Lanter in 
Karrersholz; aus dem Rheinthal: Joh. Joſ. Sonderegger von 
Altftätten. Diefen ſechszehn „Kantonsräthen gejellten fich zwei 
andere Bürger bei: Altlandjchreiber Germann von Lichtenfteig 
und der ehemalige Kronenwirth Hongler in Berned. Am meiften 
Eifer hatten die Toggenburger bewieſen.“ Bürgi verfah vie 
Bittjchrift mit einem von ihm allein, für fib und Namens ſei— 
ner Genofjen unterzeichneten Begleitjchreiben an den Kardinal 
Borgia, Präfeften der Kongregation de propaganda fide, ver 
ten Papft nah Paris zu begleiten hatte, aber auf dem Wege 
dahin in Lyon ſtarb. Auch alles Uebrige ging nad Wunſch 
und Abreve. Von den Kapitularen unterzeichneten einunddreißig 
das Widerrufsſchreiben an den Papſt; ſechsundzwanzig derfelben 
das zu gleihem Zwed an den Fürften felbft erlaſſene Schreiben. 
Namens der Weltgeiſtlichkeit und ihrer beiden Kapitel erließen 
die Defane Brägger und Scertler das verabrevete Bittfchreiben 
an den Heiligen Vater um MWiederherftellung des Stiftes, nebft 
nöthigem mpfehlungsichreiben an Borgia. Die Thurgauer 
Geiftlichfeit unterftügte da Geſuch auch mit eigener Bittichrift. 
archiv, und in Falk's: Beitrag zur Gefchichte der Auflöfung des Stiftes 
St. Gallen. 

) Brief des P. Thomas, wahrſcheinlich an P. Konrad (im Kantons: 
archiv): „Im Toggenburg wird die Sache (die Unterzeichnung) weit weniger 
Schwierigfeiten finden, weil bier Geiftliche und Meltliche weit befjer eleftri- 
firt find, als in Ihrer pfeudosphilofophifchen Atmofphäre.” Es wird St. 
Gallen und Umgebung gemeint fein. Der gleiche P. Thomas nannte Dudli, 
Brägger und Bürgi bie drei Tellen des Toggenburgs (Brief an den Fürften 


vom 25. Oftober). 
Baumgartner. Kanton St, Ballen. It. 11 
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Am 17. Dezember empfing der Fürft, ftets in Ebringen wei: 
lend, dieſe verjchiedenen Papiere, inbegriffen die Bittfchrift der 
achtzehn Laien und Bürgi's Begleitfchreiben an Borgia; drei 
Tage nachher übermittelte er diefelben, zur Abgabe an die hohen 
Adrefjaten, feinem Agenten, Rittmeiſter v. Müller in Paris, 
wo fich gleichzeitig, zur Unterftügung der Zwede des Fürften, 
defien Bruder Karl Vorfter befand. Beigefügt war auch bie 
Urkunde, durd welche jechsundvierzig Konventualen, der Konven- 
tion vorangehend, im Dftober 1803 fi für Beharren im Klo: 
ſterleben ausgeſprochen hatten. *) Von Allem fendete ver Fürft 
Abichriften an den Kardinal Confalvi.?) Seine Thätigfeit war 
wieder einmal, wie gewohnt in entjcheidenden Tagen, eine ganz 
außerorbentlihe. Doch unterließ er die von feinem Agenten in 
Paris empfohlene Reife nach diefer Hauptftabt, theild aus Be- 
denken, eine ſolche ohne vorherige Zuftimmung dortiger Regie- 
rung zu unternehmen, theild aus Mangel an Geldmitteln. 

So Vieles zu Stande zu bringen, hatte es thätiger Män— 
ner auf St. Galliihem Boden beburft. Es waren dieß P. Mau: 
rus Ehriften aus Urjern, Kapitular von St. Gallen und Pfarrer 
in Wyl, P. Konrad und der Dekan Brägger im Kirchberg. 
P. Maurus befaß, wie dieſe beiden andern, das volle Zutrauen 
des Fürften. In Anſpruch genommen von diefem hatte P. Maus: 
rus bei Brägger in Kirchberg eine Zufammenfunft mit P. Tho— 
mas Brändle, dem Pfarrer in Lichtenfteig, gehalten (4. Dezem- 
ber). Hier wurde der Stand der Angelegenheit beſprochen, ge: 
meinfam Kenntniß genommen vom päpftlihen Entſcheid vom 
29. Dftober und von jener ihm vorangegangenen St. Gallifchen 
Geſandtſchaftsnote vom 15. Juli. Es handelte fi darum, die— 
fen Aftenftücen weitere Verbreitung zu geben, daher deren Ueber: 
jegung in's Deutfche beforgt wurde, dann um raſche Unterzeich: 
nung der bewußten Bittjchriften, namentlich jener der Kapitu- 


) Falk (Beitrag zur Gefchichte der Auflöfung des Stiftes) nennt die 
46 Unterzeichner. Unter Denjenigen, die nicht unterzeichnet hatten, find bie 
befannten jüngeren Opponenten zu finden, auch P. Ildefons von;Arr. 

2) Tagebuch des Fürften vom 17. und 20. Dezember 1804. 
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laren, die übrigens bereits im November begonnen hatte. P. Kons 
rad, fonft in Neu:St. Johann weilend, hatte diefe Verrichtung 
übernommen und fih zu diefem Ende nah St. Gallen, als 
befjer gelegenem Drt feiner Wirkfamfeit, begeben. Zur Förbe- 
rung des Ganzen berief ihn P. Thomas, nad jener Zufammen- 
kunft in Kirchberg, zu ſich nach Lichtenfteig; die Unterzeichnung 
wurde rafh und in aller Stille zu Ende geführt, wonach die 
Papiere, wie erzählt worben, unbehindert in die Hände des 
Fürften gelangten. So umfihtig auch P. Konrad fi benoms 
men, fo erhielt Müller-Friedberg, damals Präfivent des Kleinen 
Rathes, gleibwohl Kunde von den Vorgängen; einer der Ver 
trauten jenes Kapitularen war nemlich unvertraut und hatte ge— 
ſchwatzt. ) Auf höheren Befehl wurde P. Konrad am 11. Des 
zember durch einen Landjäger verhaftet. Alsbald beſchied der 
Regierungspräfident den Gefangenen vor ſich, ftellte ihn, in An— 
wefenheit des Bizepräfidenten Zollifofer und des Kanzleidirektors 
zur Rede; jo wurde, „mit vieler Mühe, durch Entdeckung eines 
Billets aus dem Tafchenbud des bemerften Paters in Erfah- 
rung gebracht”, daß diefer ein Paket Schriften nah Rorſchach 
und weiter beförvert, vdeßgleichen aucd jene Kopie des Conſal— 
vi'ſchen Schreibens bei fih gehabt habe. Hierauf ließ ihn ver 
Präſident „im Klofter” in Verwahr fegen, bewachen, auch feine 
Schriften unter Siegel legen. Der Kanzleidireftor wurde nun 
augenblidlih nah Rorſchach geihidt, um die Schriften noch zu 
erhajchen; allein das Paket war jchon über den See nad Waſ— 
jerburg befördert. Sofort wurden zu weitern Einvernahmen 
die NRegierungsräthe Zollifofer und Reutti ald Kommifjäre be: 
ftellt, Appellationsrichter Büeler nah Ravensburg abgeorbnet, 


9) P. Thomas erzählt in feinen Erlebniffen vom Dezember 1804 bis 
Anfangs Februar 1805, betitelt: „Narratio historica rerum mecum gesta- 
rum etc.“, von P. Konrad: „impedire tamen haud potuit, quin a quo- 
dam consodalium ea de re apud Regimen denuntiatus fuerit.*“ Diefe 
„Narratio“ liegt in Falk's hinterlaffenen Papieren und wurde von P. Tho- 
mas zu feiner Rechtfertigung an den Nuntius gefendet. 

?) Schreiben des P. Nemilian an den Fürſten; vom Dezember. 

11° 
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um wo möglich durch Vermittlung der dortigen Behörden das 
Scriftenpafet zu erhalten over Doch deſſen Beihlagnahme zu 
erwirfen (12. Dezember). Büeler kam unverrichteter Dinge 
zurüd. Oben genannte Kommifjarien nahmen mit P. Konrad 
am 14. Dezember das erfte Verhör auf. invernonmen über 
den Inhalt der bewußten Bapiere, antwortete er: das Schreiben 
der Kapitularen an den PBapft enthalte nidyts anderes, als vie 
Erzählung der geichichtlihen Vorgänge mit Zurüdnahme ver 
früheren Zuftimmung zur Konvention; der Erlaß an den Fürften 
eine Entihuldigung für jene nun widerrufene Handlung, mit 
der Erflärung, daß fie, die Kapitularen, den Abt freiwillig 
nicht verlaffen wollen, fjondern ihn immer noch als ihr Ober- 
haupt anerfennen, nebſt Danffagung für feine Verwendung zum 
Zwede der Wiederherftelung des Kloſters. Won P. Ildefons 
von Arx gab er an, ed habe diefer fich erflärt, vaß er (ven 
MWiderruf nah Rom) nicht unterfchreiben werte. Bon ven 
übrigen Bittfchriften und Briefen eröffnete er, was ſchon oben 
Thatfächlihes davon erzählt worden. Mit größter Haft meldete 
inzwiſchen im Auftrage ver Regierung ver Präſident dem fran- 
zöſiſchen Geſandten Vial die Verhaftung P. Konrad's und da— 
herige Beranlaffung, und klagte anläßlich bitter, daß die Con— 
ſalvi'ſche Note jhon in der Hand des Fürften geweſen, bevor 
fie nur in Paris angelangt fein mochte; jchärfere Beichwerten 
über den Abt denn je wurden beigefügt. leihen Tages machte 
Müllers Srievberg dieſelbe Anzeige an Dalberg nah Paris 
(14. Dezember). In den folgenden Tagen wurden Beichlüffe 
der Regierung gefaßt zum Einfchreiten gegen Dekan Brägger, ven 
P. Maurus in Wyl und den Pfarrer P. Thomas in Lichtenfteig- 
Büeler, als Unterfuhungsfommiffär nah Wyl und Kirchberg 
beitellt, Iehnte ab wegen Bebenfend, daß er jeiner Zeit als 
Richter möchte auegeftellt werden. Für ihn wurden nun Haus— 
fuecht in St. Gallen und Müller von St. Georgen berufen. 
Zur Einvernahme tes P. Thomas wurde der Vollziehungs- 
beamte Steger in Lichtenfteig beauftragt; mit der Einvernahme 
des Appellationsgerichtöpräfidenten Dudli der Regierungspräfts 


* 


dent betraut. *) Der Rath befahl „das äußerfte Stiljchweigen 
über die Meinungen eined jeden Mitglieds der Regierung”. 
Am 16. Dezember nah 10 Uhr Nachts verfügte ſich Steger 
mit zwei andern proteftantiichen Beamteten zu tem Pfarrer 
P. Thomas, übte fein Amt, aber ftieß hier auf einen Mann, 
der fich feiner Rechte bewußt war und fie mit feltener Entjchie: 
denheit vertheidigte, er proteftirte gegen Das ganz außerorbent- 
lihe Verfahren, außerorbentlih in Bezug auf die Zeit und bie 
handelnden Perſonen; ?) es zieme fih nicht, fagte er, daß Afatho- 
lifen ven katholiſchen Pfarrer über Gegenftände feined freien 
Verkehrs mit dem Oberhaupte ver Fatholifchen Kirche zur Ber: 
antwortung ziehen; er erklärte, daß er fofort von dieſem Er- 
eigniß den fatholiihen Kantonsräthen und dem Defan Kenntniß 
geben werde, gab dann zwar einige füchliche Beſcheide, verwei- 
gerte aber beharrlih irgentwelde Angaben über die Perjonen, 
welche fi irgendwie bei ter Angelegenheit mitbetheiligt hätten. 
Ohne Widerreve aber ließ er fih die Befieglung feiner Papiere 
gefallen. Das zweiftündige Verhör war erft nah Mitternacht 
geichloffen. ) Am folgenten Tage großes Aufſehen und Gerede 
in Lichtenfteig. Kaum war der Kleine Rath im Beſitz tes 
Verhörs, beſchloß er die Haftnahme und Einlieferung des Pfar— 
rer8 P. Thomas nah St. Gallen, in Begleitung eines (pro: 
teftantischen) Kanzliften, ter zu diefem Behuf nad Lichtenfteig 
entjentet wurde. Es gejchah foldhes aus dem in das Protofoll 
eingetragenen Grund: „taß man die unzweideutigſten Beweiſe 
in Handen habe, vaß er (P. Thomas) ſchon über Jahr und 
Tag an aufrühreriihen Fonftitutionswidrigen Planen beſonders 
thätig gearbeitet.” Im bitterm Unmuth blickten die katholiſchen 


) Das war zu diefer Stunde noch Müller: Friedberg. 
?) „Erant enim tres illi Inquisitores Acatholiei omnes.“ Wörtlich in 
der „Narratio“. Was hätte ein proteftantifcher Pfarrer gefagt, wenn ihn, 
in irgend einer fonfeffionellen Angelegenheit, in ähnlicher Weife drei eifrige 
Katholiken in Verhör genommen hätten ?! 

) Der amtliche Bericht im Kantonsarchiv und die handfchriftliche Er— 
zählung des P. Thomas flimmen in Hauptfachen überein. 


- 
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BVorfteher von Lichtenfteig auf ſolche Behandlung ihres Pfarrers 
und beffagten fih auch darüber, daß derfelbe, ohne irgendwelche 
Anzeige an die Fatholiihe Verwaltung, nah St. Gallen ab- 
geführt worden fei. Einige Tage nachher wurden auch deſſen 
Schriften amtlih nah St. Gallen befördert. Die Ausbeute der 
nah Wyl und Kirchberg abgeorbneten Kommifjarien war über- 
aus gering; Defan Brägger beponirte, daß das Bittjchreiben 
der MWeltgeiftlichfeit, von dem er Mitunterzeichner gewefen, abs 
gefaßt war, noch bevor die Note Conſalvi's befannt geworden; 
der Bericht der Kommiffarien bezeichnete jenen Defan als ven 
Hauptvermittler aller Verhandlungen. Eben jo unergiebig war 
die Einvernahme des Appellationsgerichtöpräfidenten Dudli durch 
das Haupt der vollziehenden Gewalt. Als Ergebniß ver Er- 
Öffnungen des hohen Inquifiten meldet das Rathsprotofoll: „daß 
das quäftionirlihe Memorial nichts Anderes enthalte, als das 
Anfuhen, dem Stifte Et. Gallen den Beftand gleich andern 
Klöftern zu verfchaffen, und felbem das Ordinariat zu beftätigen; 
daß, weit entfernt von politiichen Rechten, auch Feine Rede von 
der Perfon des Fürften darin ſei“; daß foldhes dur den Kans 
tonsrath Schaffhaufer auch in's Rheinthal fommunizirt worden. t) 
Berhört wurden der Reihe nach theild durch Mitglieder ver 
Regierung, theild durch Bezirfsbeamtete, auch noch Schaffhaufer, 
Müller von Wyl, Eailer zum Löwen eben dafelbft, Grob (Voll: 
ziehungsbeamter) in Gonzenbach, Kantonsrath und Alt-Amtmann 
Falk in St. PVeterzel, Germann von Lichtenfteig, Bürgi eben 
dafelbft, Brägger von Hemberg; leßterer, ein Mann von ent: 
ſchloſſenem Wejen, gab fein Befremden über das amtliche Ein- 
jchreiten Fund: fchon oft fei er Abgeordneter und Reklamant im 
Namen des Fatholiihen Toggenburgs gewejen, ohne daß bie 
Regierung daran etwas auszufegen gehabt hätte, eine Petition, 
und zwar an Se. Heiligfeit, zu bloßer Herftellung des Klofterd 
und des DOrdinariates, habe er und haben andere Katholifen 
nicht als etwas Unerlaubtes anſehen können; alles Politiſche 


) Rathäprotofoll vom 9. Dezember und Berböraften. 
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habe das Memorial an den Papft ausgefchloffen. Kaum in 
St. Gallen angefommen und ebenfalls in der Pfalz gefangen 
gehalten, wurde P. Thomas Brändle wiederholt einvernommen; 
er gab zuerft feinen ganzen Unwillen fund über die „von der 
gegenfeitigen Religionspartei” gegen ihn unternommene nächtliche 
Inquiſition; betheuerte, er habe nie die Meinung gehabt, vaß 
das Stift wieder oberherrliche Nechte haben folle; er habe nur 
den Fortbeftand ver Flöfterlichen Korporation erzweden wollen ; 
„ja, wollte man ihnen (den Kapitularen oder dem Stift) die 
Dberherrlichfeit wieder einräumen, fo würde dieß von ihrer 
Seite durchaus nicht mehr angenommen.“ 1) P. Thomas eröff- 
nete zulegt auch noch: „ja, er habe ein Memorial an ven 
Großen Rath erlaffen, worin das Erfuhen um Herftellung des 
Klofters geſtellt geweſen; bei gleichem Anlaß habe er ein zweites 
verfaßt, welches die Confratres aufforderte, eine Deflaration 
von fich zu geben, daß fie in einer Korporation wollen beifam- 
menleben und ihren Elöfterlihen Gelübden nahfommen“. Mit 
dem befannten Schreiben vom 8. DOftober 1803 an P. Konrad 
habe er nichts Anderes beabfichtigt, „als die Fonftitutionsmäßige 
Wieverherftellung des Klofters, Sicherheit des Eigenthums und 
deffen Eriftenz”. ?) Später erfuchte P. Thomas um perfönlichen 
Vorftand vor. dem Kleinen Rath; derſelbe wurde nicht bewils 
liget, dagegen erhielten die Regierungsräthe Zollifofer und Gmür 
Auftrag, des Gefangenen weitere Auffchlüffe zu vernehmen. Vor 
jenen Abgeordneten erflärte der überzeugungstreue Mann: Alles 
was er gethan, habe er. nur im Gefühle ver Pflicht für vie 


1) Aus der Einvernahme des P. Thomas Brändle, vom 20. Dez. 1804. 

2) Bergl. hiemit oben Abfchnitt II. Es klärt fih in Zufammenhaltung 
diefer Depofitionen mit den bei P. Konrad gefundenen Briefen und Ent: 
würfen des P. Thomas der Hergang der Sache fo auf: daß neben dem 
früher erwähnten Petitiondentwurf eine eigene Deklaration abgefaßt war, 
wefentlich obigen Inhaltes. Diefe ift in Falk's „Beitrag u. f. w.“ zu leſen 
und im Ganzen mit den Unterfchriften von 46 Kapitularen befräftiget. 
Falk aber verjegt die Erklärung irrig in dad Jahr 1804, mwährend fie zu: 
verläßig dem Herbft 1803 angehört und mit dem Widerruf an den Papft 
vom Herbft 1804 nicht zu verwechſeln ift. 
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mediationsmäßige Herftelung des Stiftes gethan, und ſchloß 
dann mit Folgenden: „Auf die vormalige Souveränetät (des 
Stiftes) mache ih nicht nur allein feinen Anſpruch, fondern ic 
habe mich jchon öfters und beftimmt erklärt, und erkläre mic 
wiererum feierlichft, daß ich dieſelbe nicht einmal annehmen 
würde, wenn man fie und zurüdgeben wollte, joudern taß ich 
dagegen proteftiren würte. ') Aber bei dem innigften Selbft- 
gefühl meiner gerechten Sache bin ich für die Wiederherſtellung 
des Stiftes, jeined Eigenthums und feiner künftigen Eriftenz 
mit Leib und Seele portirt, werde auch auf meinem rechtlichen 
Anſpruch feſt und unabänderlich verharren umd mic durch Feine 
auch noch jo harte perjönlihe Behandlung hievon abjchreden 
lafjen, weil mir die Wiederherftelung des Stiftes mehr am 
Herzen liegt, ald alles Uebrige in der Welt, und ich als ein 
ehrenhafter Toggenburger das eifenfefte Verharren auf jeinem 
Recht und bieveru Grundfägen ad exemplum Catonis für meine 
ftrengfte Pfliht halte.” Folgte noch die dringende, mit thrä> 
nendem Auge vorgetragene, Bitte ded würdigen Prieſters an 
die beiden anweſenden Negierungsräthe um Freilafjung behufs 
Erfüllung jeiner ſeelſorgerlichen Pflichten (er bat am Vorabend 
des Meihnachtöfeftes), da er fich Feinerlei Vergehens gegen vie 
Gejege in feinem Gewiſſen jchuldig finde. Die Regierung legte 
obiged Ergebniß der Einvernahme zu ven Aften, verweigerte 
aber dem Toggenburger Cato die Entlaffung aus der Haft; 
eben jo gab fie auf die von P. Konrad geftellte Bitte, daß 
wenigitend während den hoben Feiertagen die Zimmerwache 
entfernt werde, ablehnenvden Beſcheid (24. Dezember). Mittler: 
weile war die Regierung auch in voller diplomatifcher Thätig- 
feit. Ihrer neuen Denkſchrift gegen die Conſalvi'ſche Note ift 
ſchon oben gedacht. Am gleihen Tag (18. Dezember) melvete 
die Regierung die Vorgänge zu St. Gallen dem Landammann 
der Schweiz, mit bejonderm Nachdruck ter Petition der Kantons: 


) Woͤrtlich aus dem Verhor. Ganz übereinfimmend (doch noch) -präs 
cifer in lateiniſcher Sprache abgefaßt) lautet die Erzählung des P. Thomas 
in feiner erwähnten Handfchrift. 
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räthe gedenkend, „welche ven Abfichten und der Initiative der 
Regierung in einer Weile vorgriffen, welde nicht einmal dem 
gefammten Körper des Großen Rathes verfaffungsmäßig er 
faubt wäre”; beigefügt war, daß ſich aus ver Unterfuhung 
„weitere dem Anfehen der Regierung und der öffentlihen Ord— 
nung höchſt widrige Pläne ergeben, unter welchen fich der Anz 
ihlag auszeichnet, eine Großrathskommiſſion zu erbringen, welche 
die Handlungen des Kleinen Rathes zu beauffichtigen hätte.” 
Aehnliche Anzeige erging an die bifhöflihe Kurie, mit Erſuchen 
um Erinnerung an die Geiftlichfeit, daß fie fih nicht weiter 
verfänglih mache (19. Dezember). Generalvifar v. Weſſenberg 
veriprad in umgehender Antwort das Beſte und meldete, daß 
er die bezeichneten Defanate zur Vernehmlafjung aufgefortert 
habe. An Thurgau erließ die Regierung von Et. Gallen die 
Einladung zu ähnlicher Unterfuhung, wie ſolche in St. Gallen 
vorgenommen worden, - und erhielt danı die Meldung zurüd, 
daß, laut Erklärung des Defans Hofer von Tobel, dieſer bei 
der Sadıe gar nicht betheiliget fei. Unter den Plänen oder 
Anichlägen, von denen im Schreiben an ven Landammann der 
Schweiz die Rede gewelen, konnte nichts Anderes gemeint fein, 
als jene Anregung des P. Thomas Brändle in feinem Privat: 
ſchreiben an P. Konrad vom 8. Dftober 1803: dem Kleinen 
Rathe zur Kontrolirung in der Klofterangelegenheit eine Groß: 
rathskommiſſton gegenüber zu ftellen, eine Meinung, welche mit 
dem dieſelbe enthaltenden Briefe in einem Schreibpulte liegen 
geblieben, daher auch ganz wirkungslos gewejen, aud bereits 
verfhollen war, und mit den Vorgängen vom Herbft 1804 
nicht in der geringften Verbindung geftanden hatte. Auch ein 
Schreiben an den Nuntius erließ der Kleine Rath, klagend über 
den Inhalt der Conſalvi'ſchen Note und über deren Veröffent— 
lichung (durch Mittheilung an den Fürften); der Nuntius wurde 
dabei in Kenntniß geſetzt, daß die Regierung zur gebührenden 
Aufklärung des Heil. Vaters ihre Gegenſchrift an den Kardinal 
Feſch habe ergehen laſſen; fie betonte in ihrem Schreiben, daß 
der Fortbeftand des Stiftes mit der Sicherheit des Staates 
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unvereinbarlich geworden ſei. Nochmals wurde um jchnelle Er- 
ledigung ter Angelegenheit gebeten, woraus zu erjehen, daß 
Müller - Friedberg auch jegt noch fih mit der irrigen Hoffnung 
trug, es werde der Papft die befannte Konvention endlich doch 
noch genehmigen (20. Dezember). Die Regierung war in 
großer Aufregung, darum aud in fieberhafter Thätigfeit. Ihrem 
Willen, Abt und Stift fern zu halten und beide ven Konve— 
nienzem der neuen Staatsmänner zu opfern, ftand der Wille 
Anderer gegenüber: jener des Papſtes, ver die Macheuſchaft 
verurtheilt, — jener des vielgewandten päpftlichen Staatsfefre- 
tärs, der ſich jelbft vor dem einflußreichen franzöfiichen Kabinet 
nicht gebeugt hatte; es ftanten vem Willen der Regierung ge: 
genüber die mit ihren wärmften Anliegen unter allerlei Aus— 
flüchten ſtets abgewiefenen weltlichen und geiftlihen Bittfteller, 
unter jenen die Miträthe des Landes, welche fruchtlos um freie 
Geltendmachung ihrer Anficht im Großen Rathe und freie Be- 
rathung derfelben in deſſen Kreife gerungen hatten; dem Willen 
der Regierung gegenüber ftanden nun auch noch die Kapitularen 
jelbft, die das Netz, mit dem fie ein Jahr vorher umftridt 
worden, rüdfehrend zum Gehorfam gegen ihren Flöfterlichen 
Borftand, zerrifien hatten. Allſo im Gedränge wollte die Re- 
gierung einen Aufitand finden, wo Feiner war. Einſehend, daß 
ihre eigenen Mitglieder ſich nicht fortwährend mit der begon- 
nenen Unterfuchung befaſſen konnten, beftellte fie eine Kommilfton 
außer ihrer Mitte nach vielen Ablehnungen aus folgenden Mit- 
gliedern: Bernold, Vettiger, Müller von St. Georgen und 
Hausknecht; ihre Aufgabe war die Spezialunterfuhung. Gleich— 
zeitig erließ der Kleine Rath; durch Rundfchreiben an die Voll— 
ziehungsbeamten die Einladung zu befonderer Thätigfeit für 
Erhaltung der öffentlihen Ruhe und zu Berichterftattung, falls: 
fie Bewegungen unter dem Volke verjpüren jollten. Ausgenom⸗ 
men von biefen Maßnahmen waren nur die obern Diftrifte 
Sargans und Utznach. Darüberhin erhielt die Juſtiz- und Po— 
Iizeifommiffion den Auftrag zu vertrauteftem Briefwechlel mit 
den Friedenerichtern (20. Dezember). Die Wirfung blieb nicht 
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aus: ein bienfteifriger Landjäger brachte dem Friedendrichter von 
Wyl, Bruder des Regierungsrathed und Polizeivorftandes Reutti, 
die Nachricht von umlaufendem Gerücht, daß die Regierung vie 
Verhaftung des Defand Brägger durch vier Lantjäger ange— 
ordnet, 500 Männer aber fich zufammengethan haben, die Ber: 
baftung zu verhindern, dieſe nun von der Regierung nur aus 
Beforgniß eined Aufruhres unterlaffen worden ſei; andere Ge- 
rüchte mehr, und Meldung von verächtlichem Gerede über bie 
Regierung betreffd der Klofterfahe. Das war genug zu einem 
neuen außerorbentlihen Schritt der Regierung. Sie erließ eine 
geharniſchte Proflamation an das Volk, verfündete darin dem 
Gerüchte gegenüber, „ver ehemalige Abt werde ald Bilchof von 
St. Gallen zurüdfehren und in dieſer Würde die erfte Stufe 
finden, jeine Abfichten zur Wiedererlangung feiner hoheitlichen 
Rechte durchzutreiben“, daß fie feſt entichloflen fei, au einem 
jolhen für die Freiheit und den Frieden des Volkes jo gefähr- 
lien Ereigniß keineswegs Hand zu bieten; weitläufig zählte 
fie dann alle in ihren Augen unbefugten Reftaurationsbeftrebun- 
gen des Abtes auf, beichuldigte jelbft jeine nah Einführung 
der Mediationsafte gemachten Unterhandlungsvorfchläge ald vers 
werflibe Tücke; erklärte im Fernern, daß fie, die Regierung, 
ihre heiligften Pflichten verlegt hätte, falls fie, bei jo eröfterten 
Angriffen auf die Souveränetät des Kantons, „biefen unver: 
jöhnlichften und erflärteften Feind des Waterlanded und feine 
Werkzeuge zur Beförderung feiner Anjchläge felbft in dem In— 
nern deſſelben aufgenommen hätte”. Das Volk möge daher: 
auf den entichloffenen Willen der Regierung zählen, jeve feiner 
Freiheit und der öffentlichen Ordnung drohende Gefahr zu uns: 
terbrüden; fie werde alle Sene, „welde ſich WVerwendungen zu 
einem ſolchen Zwede erlauben. und mit dem Abt oder jeinen 
Unterhändlern ſich zu dieſem Ende in Verhältniß fjegen, als 
Störer der Ruhe des Baterlandes anfehen und behandeln.” 
Der neueften Vorfälle gedachte die Regierung nur mit den weni— 
gen Morten, daß „Beweiſe von ordnungs- und verfaflungs- 
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wibrigen Anjchlägen in ihrer Hand liegen” (27. Dezember).!) Was 
wirklich geihehen, davon erfuhr das Volf rein nichts, jo wenig, 
als es je Kenntniß erhielt von den mehrmaligen Schreiben des 
Fürften an die Regierung während der Jahre 1803 und 1804. 
Auch das Bereinds oder Verſammlungsrecht follte noch bejchnit- 
ten werben: als die Regierung von beabfichtigter Verſammlung 
der jehszehn Kantonsräthe Kunte erhalten hatte, beftellte fie 
jogleich einen ihrer Getreuen, Häfeli von DOberbüren, zum Auf 
jehen und zur Berichterftattung; er hatte nur zu berichten, daß 
jene Meldung ungegründet gewejen. Die Proflamation ſammt 
neuen Anflagen gegen den Abt übermittelte die Regierung dem 
in diefer Sache ihr gewogenen Landammann der Schweiz, 
v. Wattenwyl (29. Dezember). Im Bolfe fand fie ſehr ver: 
Ihiedene Aufnahme, eine beifällige bei Reformirten, während 
die Katholifen fie mit Mißmuth anfahen, 2) wohl auch jcharfer 
Kritif unterftellten; ein katholischer Vorfteher von Alt-St. Jo: 
hann äußerte fich heftig vor mehreren Kollegen: „das fei Feine 
PBroflamation, fondern ein Pasquill; es feien Unwaährheiten; 
der Fürft verlange nicht mehr zu regieren, nur jein Eigenthum 
fordere er zurüd.” In Folge der Proflamation verhieß die 
Kurie von Konftanz dienfteifrig, dur Kreisfchreiben vie Geifte 
lichkeit vor Einmiſchung in diefe Angelegenheiten zu warnen. 
Die Spezialfommiffion, welcher der Vertrautefte Müller- 
Friedberg's, fein Sekretär und Better Ignaz Müller, ald Aftuar 
beigegeben war, ſetzte fih in Thätigfeit, vernahm wiederholt 
Geiſtliche und Weltliche, von denen erftere nody immer in Haft 
waren. P. Thomas Brändle benugte folhe Stunden zu rüd- 
fichtlofer Aufvekung feiner Wahrnehmungen über das ganze 
Verhalten der Regierung; er fagte, daß jeitend derſelben vie 
Behauptung, es habe die franzöfifche Regierung das Klofter 


‘) Raths-Protokoll auch vom folgenden Tag, an weldem amtlich zu 
Protokoll genommen wurbe, daß die Ausftreuung wegen ber vier Landjäger 
u. f. w. bloße Erdichtung gewefen. 

2) P, Beda meldete dem Fürften, „daß man im St. ©allifchen die 
Proflamation der Regierung verachte”. Tagebuch vom 21. Januar 1805. 
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als aufgehoben erklärt, eine falfche Vorfpiegelung geweſen; bie 
päpftliche Genehmigung der Machenſchaft habe fie auf eine kon— 
ftitutionswidrige, die Souveränitätsrechte verlegende und das 
Anfehen des Kantons entehrende Weiſe betrieben, indem bie 
Geſandtſchaft eigenmächtig gehandelt habe, ohne daß der foms 
mittirende jouveräne Rath von dem Gegenftand irgend eine 
Anzeige erhalten, irgend eine Inſtruktion oder Vollmacht geger 
ben habe; das ſei ein Staatöverbreden; deßhalb trete er, hiezu 
berechtiget wie jeder andere Bürger, gegen bie betheiligten Per: 
jonen ald Kläger auf, mit der Forderung, daß die Schuldigen 
zur Verantwortung gezogen werden; unter Anerbieten genügen 
der Bürgfchaft für die Sicherheit feiner Perfon, verlangte er 
abermald Freilaffung; im Halle ihrer Verweigerung behalte er 
ſich Anrufung des Richters vor (5. Januar 1805). Von der 
Regierung hierüber zur Verantwortung gezogen, aud von Ab- 
geordneten derſelben im jchmeichelndem Tone gewarnt und ges 
beten, von feiner Klage abzuftehen, war er weit entfernt, bie- 
jelbe irgendwie zurüdzuziehen oder auch nur zu ſchwächen; was 
er gethan, das habe bei den freien Römern jeder Bürger gegen 
die Senatoren, bei den freien Griechen jeder Bürger gegen die 
Ephoren thun dürfen; er habe das Gefchehene ein Staatsver- 
brechen genannt, weil dadurch Berfaffung und Souveränetäts- 
recht verlegt, Die Ehre und Wohlfahrt des Baterlandes und der 
fatholiichen Religion gefährdet, der franzöftiche und der römijche 
Hof dur Unbefugte in hochwichtiger Sache hintergangen wor— 
den. Er verharre daher auf feiner Anklage; über die ihm ans 
gethane Behandlung werde die Geichichte richten. Der LKichten- 
fteiger Pfarrer fchloß mit folgenden Worten: „Dieß fei nun 
meine Finalveflaration, und mit den vorigen Erklärungen zus 
gleich ein ewiges Denfmal meiner gerechten Sache, meiner cato- 
niſchen Standhaftigfeit und meines vaterländifchen Biederfinnes“ 
(19. Januar). t) Später wieder einvernommen, hielt er ber 
Kommilfion vor: es habe die Regierung ſchon im Sommer 


') Alten im Kantonsarchiv. 


— 174 — 


1804 der Konvention halber abjchlägige Antwort von Rom ber 
‚gehabt, ſolche aber pflihtwidrig „unterdrüdt“ und den Kapitus 
laren jede daherige Mittheilung vorenthalten. Und endlich bes 
rief er fih noch auf Grotius, Puffendorf, Heineccius, Martini 
und andere NRechtölehrer, zum Beweiſe, daß die Gefandtichaft 
durch Erlaß mehrerwähnter Note ihre Befugniffe überfchritten 
habe (22. und 27. Januar). Auch P. Konrad gab umjtändliche 
Schriftliche Rechtfertigung an die Regierung ein, fi auf Pflicht 
und Gewiſſen berufend, mit Beiſatz, daß auch er „himmelweit 
entfernt gewejen, eine weltliche Hoheit zurüdzuverlangen“ (5. Jas 
nuar). Der Kurie in Konftanz erflärte Dekan Scertler: daß 
ihon früher, zur Zeit der zwei legten Seſſionen des Großen 
Rathes, Abgeorbnete beider St. Galliſcher Landfapitel dem 
Kleinen Rath eine „Note“ übergeben hatten, in welcher nöthige 
konfeſſionelle Ausſcheidung, namentlich im Erziehungsweſen, ver 
langt worden, damit die Nuhe und das Vertrauen zwijcen 
beiden Religionsparteien wieder hergeftellt werden; das Memo- 
rial an Se. Heiligkeit habe fich auf diefe der Regierung über: 
gebene Note hauptfächlich bezogen. Vom Politiihen habe ſich 
die Petition an den Papſt ganz fern gehalten; man habe aus— 
ſchließlich nur das Klofter als ſolches wieder gewollt, befonders 
mit Rüdficht auf das Kollaturreht und das Erziehungswefen. 1) 
Defan Brägger deponirte der Kurie: es fei das Memorial ver 
Geiftlichfeit von Pfarrer Joh. Georg Dudli verfaßt, von ihm 
(Brägger) und Schertler wirklich unterfchrieben, dann nach Ebrin- 
gen abgejenvet worden. 2) Dem Nuntius, der von der Verhaf— 
tung der beiden Kapitularen Kenntniß erhalten, lag dieſe nicht 
ganz recht; fie gehören unter die Gerichtsbarkeit der päpftlichen 
Legation, fchrieb er der Negierung, weßhalb er deren Befreiung 


*) Schreiben des Generalvifars von Konftanz an den Kleinen Rath 
vom 5. Januar. 

2) Schreiben der Kurie, vom 12. Januar 1805. Dubli war Pfarrer 
von Heiligfreug im Thurgau; von dieſem Umftand datirt vielleicht die Klage 
der Regierung, daß fich die Thurgauer Geiftlichfeit bei den Beftrebungen 
derer von St. Gallen auch betheiliget habe. 
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verlangen müfje; Zuficherung verbienter Beftrafung fügte er bei 
(28. Dezember 1804). Die Regierung antwortete mittelft zweier 
Anklagejchreiben, das eine über die Meltgeiftlichfeit, das andere 
über die zwei Kapitularen, mit dem Antrag, letztere in das 
Seminar von Meersburg zu verfegen, bis Sicherheit vorhanden 
fei, daß fie nicht weiter die Ruhe ftören (8. Januar 1805). 
Mit umgehender Poſt erklärte der Nuntius feine Einwilligung, 
einen bejonveren urfundlichen Befehl an beide Gefangene bei- 
fügend, fich in das gedachte Seminar zu verfügen und dort fo 
lange zu verweilen, als es der Nuntius für gut erachte; auf 
den Fall des Ungehorfams wurden fie ohne weiteren Prozeß 
mit der Erfommunifation bedroht. ) So wurden zwei pflichts 
treue Drdensmänner, auf einfeitigen Bericht der weltlichen 
Regierung, durch den Repräfentanten des heil. Stuhles, unans 
gehört, nicht nur zur Deportation verurtheilt, ſondern darüberhin 
mit dem Ausschluß aus der Firchlichen Gemeinjchaft und zwar 
in einer Weife bedroht, daß ihnen jelbft gegen die Erfommunt- 
fation jedes Firchengefeglihe Rechtsmittel zum Voraus abges 
Ichnitten wurde! Den Amtsbrief des Nuntius begleitete ein 
vertrauliches Schreiben des „päpftlihen Auditors“ 3. Cherubini 
an Müller-Friedberg, worin jener über den von ver Regierung 
gefaßten Deportationsbeihluß gegen die beiden Mönche Danf und 
Freude bezeugt, alle guten Dienfte audy ferner verheißt, ſodann 
lebhaft bezeugt, wie jehr ihm angelegen, daß ihre (der Nuntiatur) 
wiederholt ausgeſprochene Wünſche in Bezug auf das Haupt: 
geihäft (Genehmigung der Konvention) in Erfüllung gehen 
möchten, endlich leugnet, daß die Nuntiatur irgendwie mit De— 
fan Brägger und anderen Geiftlihen in Verbindung geftanden, 
daher auch deren Angaben von gewiffen Aeußerungen der Nuns 
tiatur über tie Stiftdangelegenheit grundfalſch ſeien. Wie ger 
wöhnlich fam der Regierung von St. Gallen der Generalvifar 
von Konftanz auch in diefem Fall entgegen, indem er ſich fofort 
zur Aufnahme jener Religiofen in Meersburg um jo bereit: 


2) „⸗— — — — Excommunicationem latae sententiae in vos feri- 
mus.“ Schreiben und Befehl der Runtiatur vom 10. Januar. 
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williger erflärte „ald die Entfernung berjelben von der öffents 
tihen Ruhe gefordert zu fein ſcheint!“ Dem beiden Delinquenten 
wurde der Befehl des Numtius erft am 29. Januar eröffnet; 
hocherfreut meldete Regierungsrath Zollifofer feinem Kollegen 
MüllersFriedberg nah Bern: näcften Donnerstag werden fie, 
„in einen Schlitten gepadt, über Biſchofszell ſpedirt“ werden. 
Am 2. Februar wurden fie unter Amtöbegleit von Konftanz 
nach Meersburg gebracht. Die Regierung hatte den P. Thomas 
befonders ftrenger Auffiht im Seminar empfohlen. Gegen 
Dekan Brägger verfuhr man weniger hart; dod hatte er ſich 
vor der Curia in Konftanz zu ftellen und tort zu verantworten; 
mit Abmahnung vor weiterer Einmiihung in die Klofteranges 
legenheit wurde er jedoch alsbald wieder entlafien. Die Ein- 
vernahmen ver übrigen geiftlihen Betheiligten, inbegriffen P. 
Aemilian Haffner, brachten trog der vielen durch Beichlagnahme 
ihrer Papiere aufgefundenen Briefe, zumal jener des P. Tho— 
mas, nichts Anderes gegen diefelben zu Tage, als ihre ſchon 
befannten fchriftlichen Verwendungen für Herftellung des Stiftes, 
ohne alle Bezugnahme auf, weltliche Rechte. Gleiches Ergebniß 
al8 Folge der Einvernahmen der achtzehn Laien; fie erzählten 
refapitulirend alle ihre vergeblihen Verwendungen bei ven hel— 
vetiihen Behörden, dann bei vem Großen Rath von St. Gallen 
um Mieverherftellung des Stiftes, bezeichneten die ftete Abwei- 
jung ald Veranlaſſung ihres Schrittes, ven Dekan Brägger als 
Verfaſſer des deutſchen Entwurfes der Petition; erklärten, daß 
fie zur Genehmigung und Unterzeichnung deſſelben ſich erft 
entjchloffen, nachdem fie fich überzeugt, daß von Wiederherftellung 
der weltlichen Rechte des Abtes Feine Rede in der Bittichrift 
fei, und daß ihnen fein Ausweg geblieben, ald die Verwendung 
bei dem Dberhaupt der Fatholifhen Kirche; die Behauptung, 
daß fie in die Snitiative des Kleinen Nathes eingegriffen, fei 
nicht richtig; diefem ftehe die Smitiative nur zu in Bezug auf 
Gefege und Auflagen; hier aber habe es ſich um einen Gegen- 
ftand gehandelt, welcher dem Gebiet der freien Religionsübung 
angehöre; die Regierung habe dur ihre Umgehung des Großen 
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Rathes und durch vorgängige direkte Verwendung bei dem Papft 
den Fatholifchen Kantonsräthen jedes freie Votum über ben 
Gegenftand abgefchnitten, weil einer allfälligen Sanftion ver 
Konvention ſeitens des Papſtes Fatholifcherjeits nicht mehr hätte 
widerfprochen werben fünnen; unwahr fei, daß man in der 
Perſon des Fürften, „der doch die Regierung prätenbire,“ *) 
einen Gegner in das Land habe rufen wollen; man habe. nebft 
der Wiedereinfegung des Klofterd nur die Wiederausübung ber 
Drdinariatsrechte verlangt und nicht den Fürften; nur den kano— 
nisch gewählten Abt habe man verlangt, da ohne rechtmäßiges 
Dberhaupt das Klofter keineswegs als wiedereingejegt hätte 
angejehen werben können; hätte dann der Abt ſich des Amtes 
unwürbig gemadt, jo würde ihn niemand unterftüßt und ber 
Papft in diefem Falle Vorſehung getroffen haben. Durch Art. 13 
der Vermittlungsakte fei allgemeine Amneftie ausgeiprochen; 2) 
von diefer Amneftie aber fei Niemand ausgenommen worden; 
Nichts fei befannt, daß feither feitens des Fürften Wiverhands 
lungen geſchehen (Anſprüche auf die Regierung gemacht worden) 
feien; es verlaute vielmehr das Gegentheil. Sie, die Bittfteller, 
haben fih im Weiteren ganz nad Art. III der Vermittlungs- 
afte verhalten, ) nichts verlangt, ald wozu fie nad) deſſen Vor- 
jchrift befugt gewefen; fie haben nemlich nichts verlangt, als 
die Wiederherſtellung des Klofterd und Abtes als ſolchen; habe 
dann die Regierung Klagen wider den Abt, fo ftehe e8 an ihr, 
jolde an den Papſt zu bringen, ver dann nad Umſtänden ven 
Abt zur Refignation anhalten oder andere Vorkehrungen treffen 
werde. In die Fantonale Souveränetät habe man nicht einge: 
griffen; denn hätte es fih um einen Aft der Souveränetät ger 


) Behauptung in einem ber vielen feitens der Unterfuchungstommiffa: 
rien geftellten Fragepunkte. 

2) Es ift der Art. XIII der Vollziehungsvorfchriften verftanden: „I ne 
peut ötre dirig& de poursuites pour dölits relatifs à la rövolution, commis 
ou prötendus commis, soit par des particuliers, soit dans l’exercice de 
quelque fonction publique.“ 

%) Der die Wiederherftellung von Unterthanenlanden verbietet. 

Baumgartner. Kanton St. Gallen. U. 12 
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handelt, fo müßte ein folder vom Großen Rath ausgegangen 
fein, der doch gar nicht gefprochen habe; gegentheils fei es bie 
Regierung, welche im Kantonsblatt das Klofter als ein mur 
ehemaliges bezeichnet habe; überhaupt fei fragliche Angelegen- 
heit Sache der Kirche, nicht des Staates, und diefer habe fich, 
falls er je fih in Kloſterſachen einmifchen wollte, inner bezeich- 
neten Artikeln der Kantons- und der Bundesverfaffung zu hal 
ten; fpeziel auf die Kollaturrechte verweifend, die auch zur 
Sprade famen, wurde in den Verhören entgegnet: der Abt habe 
fie in dieſer Eigenschaft, nicht als Souverän, geübt, alfo fei 
auch in dieſer Beziehung nicht die Souveränetät in Frage; den 
Schluß der Verhandlungen der Regierung mit dem Papſt habe 
man ſchon deßhalb nicht abwarten Fönnen, weil die Regierung, 
ungeachtet der wiederholt verlangten MWiedereinfegung des Klos 
fters, nicht das geringfte darauf Bezügliche eröffnet, dadurch alfo 
fi gewiffermaßen zur Gegenpartei gemacht habe, fo daß nichts 
übrig geblieben ſei, ald fi unmittelbar an das Oberhaupt ver 
fatholifhen Kirche zu wenden; ſolches aber durfte ohne vorherige 
Anfrage bei der Regierung gefchehen, denn der Papſt fei in Ans 
gelegenheiten der Fatholifchen Kirche Feine fremde Macht; ber 
unmittelbare Verkehr mit vemjelben könne daher den Katholifen 
nicht verboten fein, und es beftehe auch fein Gefeg, das den— 
jelben unterfage. *) Die Vorausſetzung, daß gefährliche Umtriebe 
gewaltet, ſei irrig; man wollte nur, was man fchon vorher 
rechtmäßig bejeflen hatte; bei den Verhandlungen betheiligten 
fih nur Sole, welche fi ſchon vorher in der gleichen Sache 
vergeblih an den Kleinen Rath gewendet hatten; man habe ab» 
fichtlich gefucht, weitere Verbreitung des Vorhabens zu meiden, 
und daher jelbft nach der Proflamation vom 27. Dezember und 
nah den in Folge derjelben gejchehenen ehrwerlegenden perfün- 


1) Daß der Papft ald Firchliches Oberhaupt Feine fremde Macht fei, 
darauf berief ſich namentlih Schaffhaufer in feinem Verhör (Aften im 
Kantonsarhiv). Das aber wußte er nicht, daß felbft Müller-Friedberg die 
gleiche Behauptung in einem Amtöfchreiben an den Landammann der Schweiz 
aufgeftellt Hatte. 
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lichen Angriffen in vollfter Ruhe geihwiegen; die ftattgefundene 
Beiprehung und Handlungsweiſe als ungefeglih behandeln 
wollen, hieße volle Vernichtung der durch Art. 24 der Kantons» 
verfafjung gewährten Kultusfreiheit der Katholiken. Auch eine 
Verlegung des Geſetzes über Kolleftivbittichriften könne nicht 
vorliegen, denn dafjelbe habe jedenfall nur Bittfchriften an die 
politiihen Behörden (der helvetiichen Republif) verftanden. Was 
in der Bittjchrift der Kantonsräthe wegen zu beforgender Ueber- 
macht der Proteftanten gejagt worben, hielten vie Angefchuldig- 
ten für gerechtfertiget durch mande Vorgänge zur Zeit der hel- 
vetiſchen Regierung und von früher, wie beifpieldweife gerade 
die Toggenburger Proteftanten es geweſen, welche noch im Jahr 
1797 das freie Zugrecht gegen Güterfäufe von Katholifen ver: 
fangten, um dieſe nicht auffommen zu laffen. ) Aus diefen 
Eröffnungen der Betheiligten entnimmt ſich das MWejentliche der 
an fie geftellten Fragen. Bürgi lehnte wiederholt die Unter: 
zeichnung der Protofolle ab und verlangte gegentheild, daß vie 
Regierung über die Klofterangelegenheit jchuldigen Bericht an 
den Großen Rath erftatte. Der Schlußbericht der Unterfuhungs- 
kommiſſion, ganz ruhig gehalten, fußt mehr auf Furcht, als auf 
Rechtsgründen: aus den Aften und Verhören ergebe fib, daß 
im Ernft eine Verzichtung auf weltliche Rechte nicht vorliege ; 
das gehe (jo erachtete fie) eben aus ben Briefen der Kapitu- 
laren jelbft hervor, welche den Fürften um eine jolche wirklich 
erfucht haben, „ein Beweis mehr, welche geheime Abfichten im 
Hinterhalt liegen und wie gefährbend die Koeriftenz des Klofters 
für die Fonftitutionelle Ruhe des Kantons wäre.” Die Schluß- 
anträge der Kommilfton lauteten, daß Verlegung des Geſetzes 
gegen die Kolleftivbittfchriften mittelft einer am Rüden der Re- 
gierung gefchehenen Eingabe an „eine auswärtige, wenn auch 
oberfte geiſtliche Behörde“, mit Mißbraud ihres (der Unter 
zeichner) amtlichen „Karakters” und auf Grundlage längjt ers 
loſchener Vollmachten, erhoben vorliege (5. Febrar). Nun große 

*) Falk: Beitrag zur Gefchichte der Auflöfung des Stiftes. Auch Ber: 


hörprotofolle im Kantonsardhiv. 
12* 
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Verlegenheit der Regierung über das winzige Ergebniß ver 
Unterfuhung; Reutti ſchrieb an Müller-Frievberg nad Bern: 
Kriminalklage ſcheint nach Bericht nicht thunlich; der Civilrichter 
erfter Inſtanz Ift Schwer aufzufinden; „wenn man nicht aus den 
Schuldigen eine Mafje formiren kann, fo fehlt die Sache auch 
bei der zweiten Inſtanz und die ungleichartige Behandlung aller 
betreffenden niederen Gerichte müßte das Chaos noch vergrößern” 
(9. Februar). Endlich wurde der Fall zur erftinftanzlichen Ber 
handlung einem Diftriktögericht überwiefen und der Ausweg zu 
defien Ausmittlung in einem helvetiſchen Gefeß von 1799 ger 
funden, nach welchem drei Diftriftögerichte zu bezeichnen waren, 
der aufzuftellende Amtskläger und die Bellagten je eined der— 
jelben ausftellen mochten, das übrig bleibende dritte den Fall 
zu beurtheilen hatte (Beihluß vom 20. März). Die Angeflag- 
ten verfammelten ſich und verabreveten in Folge „gelehrter Be- 
merfungen” des Appellationsgerichtöpräfitenten Dudli, „fd 
allewegs nad) Gejed und Ordnung zu halten, der Obrigfeit den 
Ichuldigen Gehorfam zu erzeigen und nichts vorzunehmen, das 
der Dermittlungsafte entgegen wäre.” Dem Kleinen Rath 
ließen fie erklären: daß fie ven Richter nicht fcheuen, vor Altem 
aber eine Eröffnung ſich erbitten müfjen, wefjen fie denn eigent- 
lich angeflagt feien; über Fragen religiöfen Belangsd würden fie 
nicht einantworten; gegen Anwendung eines Geſetzes von 1799 
machen fie Einrede, indem es ſich auf das aufgehobene Einheits- 
ſyſtem gründe; nad) dem Geſagten fönne demnach nicht zu der 
beſchloſſenen Ausmittlung eines Gerichtes gejchritten werden; fie 
behalten ſich vielmehr vor, die Angelegenheit jelbft vor ben 
Großen Rath zu bringen. Der Kleine Rath nahm auf diefe 
Einwendungen Feine Rüdfiht und feste das angehobene Ber: 
fahren fort. Bon den drei bezeichneten Diftriftögerichten wurde 
Sargand durd den Amtöfläger, Obertoggenburg in Folge vers 
weigerter Einlafjung der Beklagten mittelft amtlicher Auslofung 
ausgeftellt, und es blieb zur Beurtheilung des Falles das 
Diftriftögericht Rheinthal übrig. Die Beklagten, endlich einer 
dritten Vorladung nad Rheine Folge gebend, und verbeiftändet 
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durch Dr. Schneider, von Dornbirn, *) wurben wegen bewußter 
„Eingriffe in die Initiative der Regierung” durch Unterzeichnung 
eined Memoriald an eine „fremde Macht“, das alle Eigenfchaf- 
ten einer Kolleftiv-Bittfchrift befeffen, Theilnahme an unerlaub⸗ 
ten Berfammlungen und Berathichlagungen, worin abfichtlich „auf 
eine höchſt fträflihe Weile gegen und Hinter der Regierung 
gearbeitet” worden, und da durch das Beilpiel von jo hoch 
geftellten Männern und unter Ausbrüden, als wären fie vom 
Volk zu derlei Schritten aufgemuntert worden, „gar leicht die 
öffentlihe Ruhe und Sicherheit des Kantons hätte gefährbet 
werben können“, insgefammt „als ftrafbar” erklärt und (nad 
Graben diefer Strafbarfeit und Flaffenweife) in Geldbußen von 
65 Fr. bis abwärts zu 25 Fr. verfällt. An ver Spige ber 
Scduldigen mit dem Marimum ftand Bürgi allein; Dudli fam 
in die Mittelflaffe zu 45 Br; von den Wylern und einigen 
Anderen hatte fich jeder nur für 25 Fr. verfehlt. 2) Dem Ha- 
genden Staat wurde die Bezahlung der Gerichtöfoften von 93 Fr. 
3 Btz., mit Rüdgriff auf die Beklagten für jene ſowohl als 
für 825 ©. 53 Kr. Koften der Unterfuhungstommilfion aufs 
erlegt. °) Zahlreiche Zuhörer von dieß- und jenfeits des Rheins 
hatten ih zur Verhandlung eingefunden. Zwiſchen Amtsklage 
und Urtheil erblidte man eine weite Kluft. Der Kleine Rath, 
höchſt unzufrieden mit legterem, ließ am 11. Mai (alſo knapp 
„vor Thorſchluß“) die Appellation einfchreiben, diefe dann aber 
auf fih beruhen; das Urtheil ließ er unvollgogen und hob den 
im Ganzen fit auf 670 Fr. belaufenten Bußenbetrag eben jo 
wenig ein ald die Gerichts- und jene viel höhere Summe ber 
Unterfuhungsfoften. So verlief der anfänglihe Hocdverrath8- 
progeß, für ben die Regierung ſelbſt ven Geſandten einer wirfs 
lihen „fremden Macht“ in Anfprud genommen und auch ben 


) Nachherigen Führer der Landesvertheidigung Vorarlberg's gegen bie 
Branzofen und Baiern, im Jahr 1809. 

?) Der Klaffen waren fünf: zu 65, 55, 45, 35 und 25 Pranfen. 

9) Urtheil vom 26. April 1805, welches jedoch erft am 27. Abends 
eröffnet werden konnte. 
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einheimifchen Landammann beläftiget hatte, in ein bloßes poli- 
tiſches Kanıpfipiel, das jedoch von zwei ſehr ungleich geftellten 
Parteien gekämpft worden. Die Regierung hatte ſich vabei 
nur Unehre geholt. Die verurtheilten Kantonsräthe ließ fie 
gleich anderen, doch etwas fpäter, alfo nad etwas Berenkzeit, 
zur Seſſion des Großen Rathes einladen und dieſer wählte, 
während der für beite Theile offenen Appellationsfrift, vier der 
Berfolgten, Schaffhaufer, Grob aus Gonzenbach, Brägger aus 
Hemberg und Dudli, durd; geheime Wahl in die ftaatswirth- 
ſchaftliche Kommiſſion, Dudli und Schaffhaufer varüberhin in 
die Kommiffion zur Begutachtung der Inftruftion für die Tag— 
fagungsgejandtfchaft (6. und 7. Mai). Die Genugthuung für 
die hohen Opfer der Staatsraifon war eine glänzende. Auf 
eine Profefution der auch von ihnen vorbehaltenen Weiterziehung 
hatten fie des Friedens willen verzichtet. Noch ift zu melden, 
daß im Laufe des Prozeffes die angeflagten Kantonsräthe bei 
ſich feldft zu Rathe gingen, ob nicht jowohl im Intereſſe des 
Stiftes als in jenem ihrer PBerfonen die Dazwiſchenkunft bed 
Landammanns der Schweiz anzurufen jei, dann aber von ſolchem 
Borhaben überhaupt abftanden; ald dann dieſes durch Gerüchte 
verbreitet wurde, fchrieb der Kleine Rath rafh an das Ober: 
haupt der Schweiz (Landammann Glug), erfuchte dasſelbe um 
ungefhwächte Beachtung der Fantonalen Souveränetät und um 
Abweiſung der Betreffenden, wie es der Vorgänger (v. Watten- 
wyl) gegenüber den petitionirenden Zürchern gethan (10. April). 
Den beiden Religiofen ward im Seminar zu Meersburg höchit 
wohlmollende Behandlung zu Theil; auf Befehl des Papftes 
betrieb der Nuntius im Frühjahr deren Freilaffung, aus Ger 
jundheitsrüdfichten (22. März); den P. Konrad wollte dann Die 
Regierung gegen mehrere läftige Bedingungen Cfreiwilliges Exil 
und Aufenthalt außer der Schweiz, bis e8 der Regierung gefalle, 
anders zu verfügen) entlaffen. Aber P. Konrad, jo mild auch 
fein Karakter, Iehnte doch ſolche Begnadigung ab; „ih bin 
fein Verbrecher” (jchrieb er an den Generalvifar von Konftanz), 
„hierzu fehlt ver Beweis und der Richterſpruch; ich bin Fein 
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dem Staate gefährlicher Menſch; ver Anblid meiner Perſon 
fönnte allein fchon diefe Vermuthung widerlegen“; was er für 
die geiftlihe Korporation des Stiftes St. Gallen gethan, das 
habe er in Folge von Verpflichtungen gethan, von denen ihn 
feine weltlide Macht losſagen könne; in der Mediationsafte 
jelbft liege der Schug für die hergebrachten „Religionen ver 
Schweiz”, jomit aud für die Fatholifchez in jener Bundesakte 
liege feine eigene Rechtfertigung, nur noch befräftiget durch bie 
päpftlihe Verwerfung der Konvention und Aufrechthaltung der 
geiftlihen Verbindung des Stiftes. Sei er aber Feines Ber- 
brechen überwieſen, wie follte auf ihn die Strafe eines Ver—⸗ 
brechers fallen — — „ver felbft außer feinem Vaterlande dieſem 
noch gefährlihd werben könnte?!“ P. Konrad blieb, nad Abs 
gabe diefer Erklärung, noch einige Zeit im Seminar zu Meers- 
burg, das er, unter den ihm angebotenen Bedingungen, weder 
verlafjen fonnte noch wollte. Die Entlafjung des P. Thomas 
(ehnte die Regierung gegen den Nuntius anfänglih ganz ab; 
fie müßte ihn fonft friminalifiren, antwortete fi. P. Thomas 
jeinerfeitö den Kleinen Rath als verantwortlich für deſſen Amts- 
bandlungen anjehend, wollte im Frühjahr 1805 gegen venfelben 
mit einer Klage über verfafjungs- und gejegwidrige Verhaftung, 
Deportation, Gefangenhaltung und Entfegung von der Pfründe 9) 
auftreten, verfaßte zu diefem Behuf Inftruftion und Vollmacht 
für einen Anwalt, nad Gutfinden vor dem Großen Rath wie 
vor den Gerichten Recht zu fuhen (Mai 1805), mußte aber, 
gegenüber dem damaligen Abjolutismus und bei erflärlichem 
Abgang jeglicher Unterftügung feitens feiner Freunde, von dem 
Vorhaben abftehen. Er und P. Konrad kehrten im Dftober gl. 
Jahres in ihr Vaterland zurüdz diefer fand bald einen priefter- 
lichen Wirfungsfreis in einem St. Galliſchen Frauenflofter; P. 
Thomas dagegen erhielt Jahre lang Feine Anftellung in der 


1) Diefe Entfegung hatte die Regierung von ſich aus verfügt; die ba= 
herige Befchwerde der Pfarrgemeindeverwaltung von Lichtenfteig fertigte fie 
mit der Erflärung ab: „die Regierung habe aus Hinlänglichen Urfachen ges 
handelt“. NRathöprotofoll vom 23. Februar. 
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Heimath und mußte ſich inzwiſchen mit der Pfarrei Haslen in 
Appenzell J. R. zufrieden ſtellen. 

Fürſt Pancratius kam auch in den Beſitz der Proklamation 
der Regierung, ja er vernahm noch mehr, die Nachricht nemlich: 
Müller⸗Friedberg habe in Wien die Beſchlagnahme aller ſeiner 
Schriften verlangt, wo ſolche auch liegen möchten. Der Fürſt 
ſetzte ſich gegen jene Kundmachung zur Wehre. P. Columban 
Ferch erließ einen kräftigen Brief an den Kleinen Rath, in 
welchem die Regierung verftändlich befchuldiget wird, daß fie zu 
„Erbichtungen, WVerdrehungen und gehäffigen Auslegungen“ ihre 
Zuflucht genommen; ein folches Benehmen fei nicht Sache gut 
gefitteter Menfchen, noch weniger einer Regierung, deren meifte 
Mitglieder von dem Stifte St. Gallen „jo viele Wohlthaten 
genoffen hatten.” Die chriftlihe Moral erforbere die Wieder: 
herftellung der geraubten Ehre, deßhalb könne die Regierung 
nichts Beſſeres thun, als ihre Proflamation neu aufzulegen, 
dann aber die in derjelben angeführten fürftlichen Proklamationen 
nad ihrem ganzen Inhalt von Wort zu Wort beidruden und 
fo fümmtlih dem Publifum vorlegen zu laſſen. Weiter ift in 
dem Briefe gejagt, daß die 31 Kapitularen, welde das Abbitt- 
fhreiben an den Heil. Vater erlafjen haben, nichts’ anderes be— 
zweden, als die fernere Beibehaltung Yes Stiftes „qua Klofter”; 
„und nun wollen Sie diefe an fich felbft untabelhaften Hand» 
lungen als Staatsverbrehen anjehen und behandeln!” — „Sie 
verfolgen die an den Heil. Vater erlaffenen Briefe bis über bie 
Schmeizergrenze, ziehen zwei Kapitularen gefänglich ein, ftellen 
ſcharfe Unterfuchungen an, bemächtigen ſich der Schriften und 
Papiere, geben gehäffige Proflamationen heraus und verbreiten 
einen Lärm, gleich als wäre das verrathene Waterland in der 
augenfcheinlichften Gefahr und ftünde weiß nicht welch eingebil- 
deter Beind mit 100,000 Kriegen vor den Thoren.” Gleich— 
wohl werde nichts anderes herausfommen, ald daß die Kapitu- 
laren u. |. w. dem Heil. Vater die Wieverherftellung des Stiftes 
empfohlen haben, was „zufolge der Mediationsafte ſchon längft 
hätte gejchehen ſollen und — bloß durch die Umtriebe des Kleinen 
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Rathes, befonderd des Herrn Müller-Frievberg gehindert worden 
ift.” 9) Mit dem Neujahrstage von 1805 war der Solothurner 
Schultheiß Peter Glutz-Ruchti, Landammann ver Schweiz ge 
worden. An dieſen wendete fid die Regierung mit dem Be— 
gehren, daß P. Eolumban zu perfönlicher Abbitte verpflichtet 
werde; wäre feine Stellung nicht erhältlich, fo würde contuma- 
cialiter gegen ihn bei dem zuſtändigen Richter geklagt werben. 
Dem perfönlich angegriffenen Müller-Srievberg wurde Kenntniß 
vom Inhalt des Briefes gegeben. Die Regierung jcheint den 
wirflihen Thäter faum geahnt zu haben. Verfaſſer des erften 
Entwurfs des Schreibens war PBancratius felbft; P. Eolumban 
hatte nur das Verdienſt der Ausfertigung. Der Fürft ließ das 
Schreiben aud in die „Augsburger Ordinari-Poſtzeitung“ eins 
rüden. Landammann Glutz, wejentlih anderer Meinung in ber 
St. Galler Klofterfache, als fein Berniſcher Vorgänger, 2) und 
ſich mehr jener des Landammanns d'Affry nähernd, gab wenig 
geneigten Beſcheid und die Sade blieb auf ſich beruhen. Anz 
geregt durch die gleiche Proflamation und um ſich die günftige 
Stimmung ded neuen Landammanns zu Nugen zu machen, erließ 
der Fürft die dringende Bitte an diefen, den Beichlüffen der 
Tagſatzung auch gegenüber dem Kanton St. Gallen Volziehung 
zu verfchaffen und viefen zur Widererftattung der Kloftergebäude 
und des Flöfterlihen Vermögens anzuhalten, Alles mit jolchen 
Rüdfihten und Vorkehren, welche ver Billigfeit angemeffen und 
geeignet feien, gleichzeitig die Ruhe und den Wohlftand des 
Kantond und des Etiftes zu fihern (28. Januar). Kaum 
hatte Müller-Friedberg hievon Nachricht, eilte er von Bern 
nad Solothurn, verlangte fruchtlos Mittheilung des Schreibend 
(in dem ſich ver Reflamant bloß als „Abt“ unterzeichnet hatte) 


1) Brief vom 25. Januar 1805, aus Oberried, einer Statthalterei des 
Klofterd St. Blaflen, gefchrieben. 

2) Deßhalb fagte der Landammann Jakob Zellweger von Appenzell 
A. R.: „Die Klofterfachen werden nicht beendiget, bis ein Fatholifcher 
Landammann (der Schweiz) in’d Amt komme.” Brief ded Dekans Bräg- 
ger an ben Fürften, vom 24. September 1804. 
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und Unterlaffung jeder verfänglichen Erwiderung.. Glutz aber 
war nicht gefügig, wünſchte vielmehr mit Berufung auf die 
Mediationsafte die MWiederherftellung tes Kloſters, doch mit 
dem Zugeben, „daß die Perſon des Abtes in dem Kanton nicht 
mehr zuläffig wäre”; er biete feine guten Dienfte zu allfälligen 
Unterhandlungen an. Das wollte aber der St. Galliihe Ab- 
georbnete nit: „Er (Randammann) folle fühlen, daß Mönde 
und Mönchthums-Verehrer die Schweiz jo wenig trüben dürfen 
ald zehenpbare Bauern“. t) Unterdefien waren die Bittjchreiben 
und Adreſſen an den Papft in Paris gelangt und wurden ihm 
Anfangs Januar übergeben. Die Berichte aus Paris lauteten 
für die Regierung nichts weniger ald günſtig. Es ging ihr 
Meldung zu, daß eine Sendung in dortige Hauptftabt zu per- 
jönliher Verwendung dajelbft jedenfalls fruchtloes wäre; fünde 
feitend der Regierung eine Sendung ftatt, müßten die Herren 
nah Rom kommen, denn in Paris ftänden dem Heil. Vater 
weber Zeit noch die nöthigen Papiere zu Gebote. Das war 
aber nicht die Hauptjadhe. Der Bapft übte auch in dieſer Zeit, 
jo wenig günftig für Firchliche Zwede fie war, fein Oberhirten- 
amt in der Angelegenheit der Schweizerflöfter. Er übergab dem 
Kaifer Napoleon, nachdem er ihm die Kirchliche Weihe geſpendet, 
eine Denkichrift für die Erhaltung jener Klöfter, des Stiftes 
St. Gallen insbefondere. Deſſen ungeſchwächte Erhaltung lag 
ihm am Herzen und er empfahl fie mit frommer Dringlichkeit; 
war ja doch Pius VII. jelbft Benediktiner gewefen, wie bie 
St. Galler Religiofen e8 noch waren; nicht zwar daß ver Papft 
die durch die Revolution untergegangenen Herrſcherzuſtände 
irgendwie befürwortet hätte; davon nahm er völlig Umgang; 
aber die ungeſchwächte Erhaltung des Stiftes ald Regular: 
Korporation wünſchte er, zu diefem Zwede auch völlige Rüd- 
gabe jeines Vermögend. „Man will in der Schweiz die Klöfter 
zerftören und die Fatholifhe Kirche wird dort in Sklaverei ges 
halten”, jo fchrieb aus den Tuilerien Kardinal Antoneli an 


*) Schreiben Müller-Friedberg's an den Kleinen Rath, 3. Febr. 1805. 
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Feſch mit gleichzeitigem Erfuchen an das Minifterium, durch den 
franzöſiſchen Geſandten in der Schweiz, Bial, die nöthigen Vers 
wendungen zur Abhülfe eintreten zu laffen (Februar 1805). Bei 
diefen Beftrebungen ließ übrigens ver Papft für feine früher 
geäußerte Zufage, unter erwähnter Borausjegung die Abtswürde 
in jene eined Biſchofs umzuwandeln, die Ausfiht auf Erfüllung 
fortbeftehen, ohne jedoch definitive Entscheide zu faffen. Unter 
laffend, fi über letzteren Punkt bejonders zu Außern, hatte 
ihon vorangehend Karl Theodor, Biſchof von Konftanz, eben 
falls aus Paris, der Regierung gemelvet, daß der Papſt ſchlechter⸗ 
dings die Herftellung des Gotteshaufes St. Gallen ald Bene- 
diftiner-Abtei wünjche, was um fo billiger und leichter auszu⸗ 
führen, ald das nemliche im Betreff der Abteien Muri und 
Einſiedeln gejchehen fjei, wobel übrigens von der weltlichen Herr: 
Ihaft (des Stifte) gar Feine Rede mehr ſei. Er, Bilcof, 
erwarte mit Vertrauen, was der Papſt mit der helvetifchen 
Nation konkordatsweiſe abjchliegen werde; inzwiſchen werde er 
die bifhöflihe Verwaltung unter Mitwirkung des Weihbiichofes 
Grafen v. Bilfingen und des Generalvifars v. Weſſenberg 
fortfegen. Wirklich trug man fih damals mit Projekten allge: 
meiner neuer Gircumffription der Bisthümer nach dem Grundſatze 
ver Territorialität, wobei die jhweizerifchen Theile des Bisthums 
Konftanz andere biichöfliche Leitung erhalten follten; felbfiverftänd, 
lih wäre dann tie Frage, ob St. Gallen wieder Abtei, oder 
ein Bisthum werden folle, mit entjchieven worden. Wir fehen 
demnach, und zwar durch die vorliegenden Korrejpondenzen voll» 
fommen ausgewieſen, Folgendes ald ven Willen des heiligen 
Stuhles: bei der ſchon ausgeiprochenen Verwerfung der Konvens 
tion vom Dezember 1803 hat es fein Verbleiben und es wird 
die ungeichwächte Herftellung des St. Galliichen Stiftes als 
einer regularen BenebiftinersKorporation mit dem ihm zuftehen- 
den Bermögen verlangt, je nach Umftänden mit Umwandlung 
der Abtei in einen Biſchofsſtuhl nach dem Vorgange von Fulda. 
Auc bei der übelften Stimmung mußte Vial fein Amt üben 
und die ihm in Folge der Verwendungen des Papftes zuge: 
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fommene Note Antonelli's an Feſch dem Landammann der Schweiz 
übergeben, ber hinmieder die Regierung von St. Gallen damit 
begrüßte, und ihr zu verftehen gab, daß eine Auflöfung des 
Stiftes neben der Mebiationsafte Faum zu rechtfertigen wäre, 
in dem oft angeführten helvetiichen Gele aber die Begründung 
einer jolchen auch kaum zu finden fei, endlich daß deſſen fernerer 
Gültigkeit ver Art. I des Nachtrags der Bundesafte entgegen- 
gehalten werde. Ernfter jchreibt der Landammann ein zweites 
Mal an die Regierung von St. Gallen, als ihm ein päpftliches 
Breve vom 9. März zufam; der Heil. Vater Hagt in demfelben 
über die traurige Lage des Klofters St. Gallen, deſſen Mip- 
handlung, die Zerftreuung der Mönche u. ſ. w., und verbindet 
damit die Empfehlung an den Landammann: „alle Mühe anzu: 
wenden, damit der Plan, den Einige angelegt zu haben jcheinen, 
nit zum Verderben und Untergang des Klofters St. Gallen 
durchgefegt werde; auch die ganze Kraft feines Anfehend zur 
Erhaltung ver Fatholifchen Religion zu verwenden.“ Dieſer 
Mahnung folgte die Angabe der Bedingungen, unter welchen 
der Bapft (wie in Fulda gefchehen) die Errihtung eines Bis— 
thums in St. Gallen geftatten wolle; entfprechen könne er nem- 
ih in diefem Punkte, „wenn nur die Regularität der Abtei 
immer unverfehrt beibehalten, ein Bifchof aus der Zahl ver 
Mönde gewählt und das Kapitel ebenfalls aus denſelben be- 
fiehen werde”; aber auf feine Weife habe er „die Verkommniſſe 
gutheißen wollen, welche unter einigen Mönchen und dem daſi— 
gen Rathöpräfidenten eingegangen worden, weil wir einjehen 
mußten, daß dieſelben der Kirche ſchimpflich und ihren Rechten 
zuwider find.” Dieſes päpftliche Breve ift als Ergebniß ver 
dem Heil. Vater zugegangenen Bittfchreiben aus dem Kanton 
St. Gallen anzufehen. Am Schluffe des Schreibens, mit welchem 
der Landammann der Schweiz die Erflärung Pius VIL ber 
St. Galliſchen Regierung mittheilte, forderte er dieſe auf, der 
Gerechtigkeit Genüge zu thun, erinnernd, daß. die wahre Kraft 
(für Handhabung der öffentlichen Drönung) von der Mäßigung, 
von der Adtung für religiöfen Glauben, mit Vermeidung jeg- 
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lihen Zwanges, abhängig fei (17. Aprid. Aber ſolche Worte 
des fchweizerifchen Bundeshatiptes kamen längft zu jpät, und für 
die Mahnungen des Papfted war die Regierung ohnehin unzu— 
gänglid. Schon nad Empfang des ihr ungünftigen Schreibens 
des Biſchofs von Konftanz glaubte ihre Mehrheit auf allen 
Erfolg verzichten zu müſſen; es ſei befier, erachtete fie, „wenn 
alle Unterhandlungen abgebroden und dasjenige gethan würde, 
was in ber Macht der Regierung ſelbſt liegen dürfte.“ In 
diefem Sinne wurde Müller-Friedberg *) um feine Anficht bes 
fragt, ob man nicht endlich von der Konvention zurüdtreten und 
nad) eigenem Ermefjen über das Klofter verfügen fünnte, zumal 
gegenüber der doch bald wieder ſich verfammelnden Tagſatzung 
und der von daher zu beforgenden Schwierigfeiten. ) Müller: 
Friedberg ftand in intimfter Verbindung mit Vial und benußte 
fie in eifriger Beharrlichkeit. Vial aber war wie Ney und rief: 
„Handeln, handeln, das jei von Seite St. Gallen’8 das einzig 
richtige; die franzöſiſche Gejandtichaft werde unterftügen.” „Dem 
Fanatifiren. überhaupt müffe man nie lange Wurzel Iaffen und 
jobald man fünne den Gegenftand deſſelben verſchwinden machen.“ 
So ſprach der franzöfifhe Säbeldiplomat, und Müller-Frievberg 
verfiherte ihn des unbedingten Vertrauens der St. Galliichen 
Regierung. >) Reutti, eines Sinnes mit ihm, ſchrieb zurüd 
vom guten Eindruck, den fein (Müller-Friedberg’8) Brief ge 
macht; vom Großen Rath; erwarte man das Befte, wenn ber 
Kleine Rath; einig bleibe; der Mitwirkung einflußreicher Männer 
habe er fich verfichert; es ftellen dieſelben „vie einzige Kondition, 
daß das Stift Schänis nicht befier behandelt werde ald andere 
unferer Klöſter“; er jollte mitwirken zu einer guten Stimmung 
im Stifte Schänis, „damit nicht etwa biefer Knoten unfere ent> 
Ihiedene Mehrheit im Großen Rath aufs Neue ſchwankend 


1) Er war ald Abgeordneter des Kleinen Rathes wegen des Inkame— 
rationsgefchäftes in Bern. 

?) Schreiben des Regierungspräfidenten Zollifofer an feinen Kollegen 
in Bern, vom 1. Februar. 

*) Brief Müller-Friedberg’8 an die Regierung, vom 3. Februgxr. 
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made.” ') Das Hingt wie Schadher um das Stift Schänig, 
welches bisher mehrfeitige Proteftion gefunden Hatte. In dieſe 
Zeit fielen die meift jchon gemeldeten Nachrichten aus Paris, 
und Briefe des Landammanns, von diefem auch einer an Vial 
für Herftelung des Klofterd unter fichernden Abfindungen, fo 
bag Müller-Frievberg die Möglichkeit einer Situation vorausfah, 
welche bie Herftellung des Klofterd brächte; für diefen Fall aber 
hätte man, fo ſchrieb er nah St. Gallen, fehr pofitive Bedin—⸗ 
gungen zu maden: Entfernung bes Abtes, limination der 
verbächtigen und verrätherifchen Religiofen, vielleicht aller Defter- 
reiher, Separation des fouveränen Gutes, Kollaturweſen zu 
Handen der Regierung, allenfalls unter Bewilligung von Mits 
einfluß der Gemeinden. 2) So enthüllt fih, daß der Abt keines⸗ 
wegs das (jo oft vorgeſchützte) alleinige Hinderniß der Wieder 
herftelung des Klofterd war, und was das Schickſal Jener 
gewejen wäre, welde, ver Konvention fich hingebend, dadurch 
wenigitend den Fortbeftand der Regular-Korporation zu fichern 
vermeint hatten, — von dem Loos der Weltpriefter und den 
Ausfihten Fünftiger Paftoration noch zu ſchweigen. Bewußte 
Abfindungspunfte waren übrigens nur auf den Außerften Fall 
beſprochen und es blieb die Regierung von St. Gallen bei dem 
von Vial fommandirten „Handeln“. Nachdem fie durch ven 
Landammann der Schweiz in Befig einer amtlich beglaubigten 
Kopie der Conſalvi'ſchen Note vom 29. Oktober 1804 und der 
Eröffnungen Antonelli's gefommen war, faßte der Kleine Rath 
folgenden Beſchluß: in Betrachtung, daß ein längered Hangen 
dieſes Gegenftandes die bereitd waltende Spannung in einem 
jehr beträchtlihen Theile der Kantonsbürger von Tag zu Tag 
vermehren würde; daß eine alfälig neu anzubahnende Unters 
handlung ungezweifelt eine mehr oder weniger befchränfte Her: 
ftellung des Klofterd herbeiführen würde; daß die Regierung 
aber die Eriftenz des Klofters mit der Verfaſſung und der gegen 


1) Brief Reutti’s an M. F., vom 6. Februar (im Kantonsarchiv). 
2) Brief M. F.'s an den Regierungspräfidenten, vom 20. Februar; 
Ergebniß einer 2'/,flündigen Konferenz mit Bial. 
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wärtigen Orbnung der Dinge als unvereinbarlich anfehe, „weis 
len der Herr Abt (angenommen, daß die übrigen Konventualen 
fih in die Umftände der Zeit ruhig begeben follten, welches 
aber aus dem biöherigen Betragen des größeren Theils berfel- 
ben eben jo unmwahrfceinlich vorfommt), wenn er aud im Aus— 
lande zurüdbleibte, niemals von feinen feindfeligen Gefinnungen 
abftehen und auf feine Capitularen influenziren würde,“ ſoll 
ohne ferneren Verſchub, „aber mit unverleglicher Verfchwiegen- 
heit, mit der in Handen habenden obrigfeitlichen Gewalt in 
Sachen vorgefhritten” und auf nächſt abzuhaltenden Großen 
Ruth ein Geſetzesvorſchlag über die Separation des Staats— 
vermögend, über die Liquidation der Klofterfchulden und über 
die Feſtſetzung der Penfionen für die ehemaligen Klofter St. 
Galliſchen Conventualen in Bereitfchaft gefegt werben, mit ber 
Erklärung, „daß der alfällig fich ergebente Vorfhuß am bie 
katholiſchen Kantonsbürger zu wohlthätigen und geiſtlichen Ent— 
zweden gewidmet werden folle”; vor dem Zujammentritt des 
Großen Rathes fol aber doch einigen von den angefeheneren 
Mitgliedern defjelden vorläufige Kenntnig gegeben werben; auch 
wurde unmittelbare Anzeige an den franzöfifhen Botſchafter Vial 
mittelft eines fchon in Bereitfchaft gelegenen Schreibens beſchloſ— 
fen (12. März); 9 im Geheimniß ftanden alfo dieſer Frembling 
und jene „einigen“ Kantonsräthe, deren zuverläjfiger Mitwirfung 
fi die Regierung verfibern wollte, um Mehrheit im Großen 
Rathe zu machen. Dem ganzen St. Galliſchen Volfe, Hohen und 
Niederen, Geiftliben und Weltlihen, wurde wie bisanhin Alles, 
was dieſe feine höchfte Angelegenheit beichlug, vorenthalten, 
Die Regierung vollzog, was der jubalterne franzöftihe Schutz— 
geift ihr gerathen, denn jo hatte Vial in jener Unterredung vom 
20. Februar gefproden: „wäre er Canton souverain, jo würde 
er einfach nach eigenem Ermeffen handeln, zugreifen — und fid 


1) Nach dem Styl zu urtheilen, ift Reutti, Präſident einer ſchon im 
Januar ernannten Rathskommiſſion für die Klofterfachen, der Verfaffer die: 
ſes Beſchluſſes. Die Urheberfchaft trägt er mit Müller-Friedberg gemein 
fam, der den erften Borfchlag dazu aus Bern mitgetheilt hatte. 
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um alle diefe Interventionen nicht Fümmern.” Die Mahnungen 
und Mittheilungen des Papftes, der Karbinäle Conſalvi, Anto- 
nelli und Feſch, des fonft jo hoch in Ehren gehaltenen Bifchofs 
von Konftanz, des Landammannsd der Schweiz und des jchwei- 
zeriſchen Geſandten in Paris (Maillarboz, der aus eigener Ueber- 
zeugung im Sinne Antonelli's gefchrieben), — fie alle waren 
nun aus dem Felde gefchlagen. Deffen ungeachtet lebte die Re— 
gierung in beftändiger Furcht; als der bifchöfliche Generalvifar 
von Konftanz übliche geiftlihe Konferenzen wieder abhalten 
wollte, ließ die Regierung ihm das „Bedenkliche“ folder Kon- 
ferenzen „im gegenwärtigen Momente” vorjtellen und um Ber: 
ſchiebung erfuchen; dienftbereitwillig verſchob dann wirklich Wei- 
jenberg jene PBaftoralfonferenzen. Seit dem 15. März war 
Müller-Friedberg wieder Präfivent. Vial lud ihn zu ſich nad 
Bern ein, da er eine wichtige Eröffnung über die Klofterfache 
mitzutheilen habe. Der Präfivdent wurde mit Bolt nad) Bern 
abgeorbnet; am 8. April empfingen fie von Vial folgende münd— 
lihe Eröffnung: Es habe der franzöftiche Monard endlich feine 
volle Aufmerkfamfeit auf die Lage des Kantond St. Gallen ges 
wendet und feinen Botjchafter bevollmächtiget, dem Präfidenten 
der Regierung feine Anfichten und Willensmeinung dahin mit- 
zutheilen: 1. das Klofter St. Gallen jei mit den anderen Klö— 
ftern der Schweiz nicht in Parallele zu ſetzen, weil e8 auch eine 
politiihe Inftitution geweſen; 2. feine Wiederherftellung jei auch 
deßhalb unzuläffig, weil es nur zum Herde ber Unzufrieden- 
heit und der Rivalität gegen die Regierung würde; 3. der Kai— 
fer erachte, daß die Güter der Abtei nicht zurüdgeftellt werden 
follen und daß der betreffende Artifel der Mebdiationsafte auf 
diefelbe nicht anwendbar ſei; 4. dagegen äußert der Kaifer den 
Wunſch, daß auf befjere Dotation der Pfarrpfründen und Welt: 
geiftliben Rüdfiht genommen werde; 5. würde ein Bisthum 
errichtet, jo würde der Kaifer den Abt eben jo wenig als Bi- 
fhof, denn als Abt dulden. Vial fprah weiter: Ihre Fail. 
Majeftät erwarten, daß die St. Galler Regierung auf dieje Er- 
Härung feiner Gefinnungen minder unentſchloſſen zu Werke gehen 
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und in berjelben einen neuen Beweis der Sorgfalt finden werde, 
„mit welcher Allerhöchftverfelben die Ruhe ver Schweiz und bie 
Frühte der Mediationsafte am Herzen liegen“. Neuerdings 
empfahl dann der Botichafter die baldigfte „Befeitigung dieſes 
Geſchäfts durch fchnellfte Liquidation des Schuldenweiens, Sön⸗ 
derung der dem Kanton vorzubehaltenden Güter, und Berwen- 
dung der übrigen zu milden und nüßlichen Zweden und zur Ber- 
befierung des Schidjals der Weltgeiſtlichkeit“. So berichteten vie 
beiden Abgeorbneten der Regierung, „unter Zufage eivlicher Be- 
fräftigung“ beifügend: e8 habe ihnen der Botichafter das durch 
einen Kourier erhaltene DOriginaljchreiben jelbft vorgezeigt und 
fo langfam vorgelejen, daß fie feinen Ausdruck mißverftehen 
konnten. Es ift nicht gefagt, von wem biefes „Driginalfchrei- 
ben” an Bial erlafjen worden, aud fein Datum angegeben. 
Das Ganze fieht aljo mindeftens räthjelhaft aus. Dagegen ift 
der Auszug von einem Schreiben Talleyrand's an Vial im St. 
Galliihen Kantonsarhiv aufbewahrt, der im Wefentlichen mit 
Dbigem zufammengeht und die Weilung an Bial enthält: ver 
Inhalt möge fchlechterdingd nur mündlich dem Landammann 
der Schweiz und dem NRegierungspräfidenten von St. Gallen 
mitgetheilt werben; dieſer Auszug ift ohne Datum; auch ift dem- 
felden nicht zu entnehmen, wann und durch wen dieſes Papier 
nah St. Gallen gefommen. Am Tage der Zufammenkunft 
Icheint Vial, nad dem Rapport der Abgeorbneten zu jchließen, 
das von ibm Worgelefene wieder in die Taſche geſteckt zu haben. 
Als hohe MWahrjcheinlichkeit gebt jedenfalls hervor, daß Vial 
feine Verantwortlichfeit durch Bericht an Talleyrand und durch 
irgend eine Rüdäußerung von demſelben gededt hat. Talley— 
rand und Vial, in Berbindung mit Stapfer, zerftörten, was 
Antoneli und Feih zu gutem Ausgang eingeleitet zu haben 
glaubten. Wenige Tage nachher reiste Napoleon über Cham: 
bery nad; Mailand, um in dieſer lombardiſchen Stadt ſich zum 
König von Stalien Frönen zu laffen. Vial ftelte fi in Cham— 
bery ein, eben jo, zur Beglüdwünjhung des Mächtigen, eine 
Abordnung des Landammanns der Schweiz; dieſe erhielt Audienz 
Baumgartner. Kanton St, Gallen. I. 13 
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bei dem Kaifer am 14. April Abends; Talleyrand, weil ſchon 
voraus gereifet, war nicht dabei. Auf die Anfrage der Regie— 
rung von St. Gallen, wie fi der Kaifer bei der Audienz über 
die Angelegenheit des Stiftes habe. vernehmen laſſen, meldete 
der Landammann: es habe berfelbe (auf dießfallſige Anregung 
der Schweizer Abordnung) ſich bloß dahin geäußert: die Regie— 
rung von St. Gallen dürfte in Folge der Mediationsafte noths 
wendig erachten, fid ten Abt fern zu halten.) Am 1. Mai 
berieth ter Kleine Rat) von St. Gallen in geheimer Sitzung 
den früher beichloffenen Geſetzesvorſchlag nebſt Botfchaft. 2) 
Allſogleich machte der Regierungspräfident dem franzöfiihen Ger 
Ihäftsträger (Bial felbit war in Mailand) amtliche Anzeige 
von dem Inhalt, noch bevor der Große Rath und das Volt 
von St. Gallen ein Wort davon hatten vernehmen Fönnen. 
Das Satrapieverhältnig der Regierung des Kantons St. Gal- 
len zu Frankreich war ſonach in’d Maßlofe übergegangen; das 
ift die böfe Frucht der Furcht vor dem Volke. 

Fürft Pancratius in Ebringen gratulirte fich ſelbſt zum 
neuen Sahr: „die Ausfichten für die Wiederherftelung des Stif- 
tes find günftiger; die ärgerliche Konvention ift verworfen; ver 
Heil. Vater und feine Karbinäle wollen das Stift beibehalten 
wiffen; der Kardinal Feſch fcheint mich zu begünftigen; das 
fatholiihe Volt und ter. Klerus verlangen die Herftellung des 
Stiftes; die Kapitularen haben die Annahme der Konvention 
widerrufen; diefe, der Klerus und 17 Großräthe haben fih für 
die Erhaltung des Stift an den Heil. Vater gewendet; bie 
fatholiihen Kantone wünfchen die Auflebung des Stiftes; Müls 
fer-$riebberg und feine Kollegen des Kleinen Rathes find vie 
Feinde des Stiftes und wenden Alles an, jelbes zu zernichten; 
der franzöfiihe Minifter Talleyrand ift ihre mädtige Stüge; 


1) „Que le gouvernement de St. Gall à la suite de l’acte de me£- 
diation pourrait prendre ombrage de l’Abb&“ (Schreiben des Landammannd 
vom 24. Mai). 

2) Auch die einfchlägigen Protokolle wurden (mit jenem vom 12. März 
angefangen) befonders gefertiget und forgfältig geheim gehalten. 
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nun aber fol die Sahe nicht in Paris, jondern, nah der Rück— 
fehr des Papftes, in Rom ausgemacht werten; da dürfte es 
beffer ausfallen.” t) Gleichwohl führte er fleißigfte Korreipon- 
denz nach Paris, jo mit Antonelli, von dem er die eifrige Ver: 
wendung des PBapftes für St. Gallen erfuhr, Verwendung in 
dem Sinne nemlich, daß der Kaifer die Vorſorge für das Klo— 
fter St. Gallen ihm, dem PBapft, überlaffe, die abzuſchließenden 
Konkordate vorbehalten. Dieſe Berichte erhielten jedoch bald 
eine trübere Färbung durd Briefe feined Agenten, des Kitts. 
meiftere Müller, welde im Hinterarunde die Umwandlung des 
Stiftes St. Gallen in ein Bisthum durchblicken liegen. Ueber: 
hin vernahm er, wie St. GallifcherjeitS die Umtriebe gegen 
ihn fortgefegt wurden; diefe Berichte beftärften ihn in ver Ans 
ficht, Daß er nichts Beſſeres zu wünſchen habe, ald das Inter: 
bleiben jedes finalen Entſcheides feitens der franzöſiſchen Regie— 
rung; zugleich brachten fie feinen Entſchluß zur Reife, fich behufs 
eines ſolchen perjönlidh nah Rom zu begeben, was in den Wün— 
Ihen des Papftes und Conſalvi's lag. Eine Reife nah Paris 
hätte ohnehin unterlaffen werden müſſen, da er ungeachtet aller 
Verwendungen des ſpaniſchen Geſandten Gravina Päſſe in vie 
franzöſiſche Hauptftadt nicht hatte erhalten können. Er gab 
Kunde von feinem Vorhaben dem Konftanziichen Generalvifar, 
der die Mittheilung in würbiger Sprache erwiederte, dann dem 
Landammanı ter Schweiz, welcher die beabfidhtigte Romfahrt 
höchlich billigte; am dieſen richtete er eine neue fhriftlihe Ver— 
wendung für mediationsmäßige Vermögensrückgabe an das Stift; 
jpäter wendete er fih zu gleihem Zwed mit Kreisfchreiben an 
gefammte Kantone (19. April) und erhielt unter andern von 
der Regierung von Appenzell A. R. die erfreuliche Anzeige, daß 
fie feinem Anfuchen beftend zu entſprechen bemüht fein werbe; 
in diefer Antwort war die Rechtsanſchauung des Landammanns 
Safob Zellmeger ausgeprägt. Sehr betrübt war er über bie 
Haltung der Nuntiatur in der Angelegenheit des Stiftes und 

1) Beinahe wörtlich aus dem Tagebuh des Fürften vom 1. Januar 
1805, mit einziger Weglaſſung von ein paar herben Ausprüden. 

13* 
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über ihre Verfügung gegen die zwei ihm fo treuen Religiofen 
P. Konrad und P. Thomas. Seinerjeit8 Fagte der Nuntius 
über eigenwilliges Vorgehen des Fürften und der Religiofen 
von St. Gallen, bezeichnete das Einfchreiten gegen bie zwei Ge- 
nannten als ganz gerechtfertiget. *) Bei Pancratius perjönlich 
flagte der Nuntius darüber, daß jener, für Empfang der Abba- 
tialweihe, die Nuntiatur umgangen habe, welde zu deren Er- 
theilung ein beſonderes Recht habe; ver Fürft rechtfertigte fich 
aber gegen diefe Beſchwerde durch ausprüdliche Vollmachten, die 
er für fein abweichendes Vorgehen erhalten hatte. Die Bes 
richte, die der Fürft aus St. Gallen erhielt, waren jehr reich— 
haltig, jo über den Prozeß gegen die Fatholifchen Kantonsräthe, 
über den zuerft zum Amtsfläger beftellten Advofaten Gmür von 
Schänis, ver fih im vorigen Jahr dem P. Thomas ald Redner 
im Großen Rath) für fein Anliegen angetragen, ihn dadurch ein— 
geführt und ſich Einfiht in die Papiere erfchlihen habe, „von 
woher das leidige Geſchäft feinen Anfang genommen”.?) Ab» 
ficht der Regierung fei geweien, daß das Kontumazurtheil noch 
vor der Eröffnung des Großen Rathes gejprochen werde, dann 
mit Ausſchluß diefer Kantonsräthe aus dem Großen Rathe eine 
Mehrheit für Aufhebung des Klofters zu erzielen; folgten noch 
Klagen über die traurige Lage der Angeflagten; „das Elend der 
Katholiken ift unbefchreiblih”. 3) Bon der Reife nad Solothurn 
zum Rekurs an den Landammann feien jene Kantonsräthe mit- 
telft Ausftreuungen einer von Frankreich her geflofienen Entſchei— 
dung über die Kloſterſache abgejchredt worden; überhaupt werde 
verlegender Terrorismus gegen Alle und Jede geübt, welche die 
Herftelung des Stiftes beabfichtigen oder auch nur davon jpre- 
chen oder fchreiben. *) 


1) Schreiben des Nuntius an den Fürftabt von Ginfledeln, vom 
15. Januar 1805. 
’ 2) Brief an den Fürften, vom 28. März, ohne Namensunterfchrift; 
wohl von Defan Brägger. 

3) Anderer Brief Brägger’d an den Fürften, vom 10. April. 

) Dekan Brägger an den Fürften, am 28. April. 
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Der zu ordentlicher Seffton einberufene Große Rath wählte 
fih, mit 35 von 66 Stimmen, den Fräftigen Reutti zum Prä⸗ 
fidenten (6. Mai). Nah einigen Vorlagen über Verwaltungs» 
und Rechnungsgejchäfte rüdte der Kleine Rath aus mit feinem 
Geſetzesvorſchlag über das Stift St. Gallen und der ihn begrün- 
denden ausführlichen Botſchaft. Nicht die Aufhebung des Stiftes 
trug er an, denn dieſe ſetzte er als bereits vollendete legale 
Thatfache voraus, fondern die Liquidation des Kloftergutes, die 
Ausicheidung desjelben in Staats- und wirkliches Kloftergut, mit 
Anträgen ber die Verwendung des Iegteren (8. Mai). So 
wollte der Kleine Rath abermals der Berathung des Großen 
Rathes jene Hauptfrage entrüden, ob derjelbe das Klofter St. 
Gallen ald von der allgemeinen Vorfchrift der Mediationsakte, 
betreffend Rüdgabe der Güter, beziehungsweije Wiederherftellung, 
ausgenommen und bereits als gejeglich aufgehoben betrachte ober 
nicht, und nur die von dem Kleinen Rath bereitd vorausgefepte 
und vielfad ausgeſprochene Aufhebung tes Klofterd in ihren 
Folgen regeln laſſen. Das Protokoll verzeigte 70 Anweſende. 
Der Verleſung der Botichaft folgte langes Stillſchweigen, und 
ſchon ftand der Präftvent im Begriff, zur reglementarifchen Ab» 
fimmung zu jchreiten, ob man über den Vorſchlag eintreten 
wolle over nicht. In dieſem Augenblid rettete Fr. 3. K. Falk 
von St. Peterzell, einer der verurtheilten Sechszehn, die Ehre 
der Freunde des Stiftes; vor Allem aus, fo ſprach er, müſſe 
die Vorausfegung, daß das Klofter St. Gallen als ein auf 
gehobenes Klofter zu betrachten fei, „als richtig erzeigt fein“; 
andere Fatholifche Mitglieder aus der alten Landſchaft, aus 
Toggenburg und Rheinthal, namentlid Dudli, Brägger und 
Schaffhaufer, unterflügten. Meßmer aber führte auf das Re- 
glement zurüd, laut welchem zunächſt zu entfcheiven fei, ob ver 
Gefegesvorichlag ſogleich in Berathung gezogen, oder auf ben 
Kanzleitiih gelegt, oder ob er an eine Kommilfton gewieſen 
werden wolle oder nicht. XRaver Gmür und Advokat Gmür 
trugen auf fofortige Berathung an; Gegenanträge nach Regle: 
ment, um wenigftens Zeit zu gewinnen, machte Niemand. Nach 
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einer kurzen Weile erfolgte vie Abftimmung über den Gmür’jchen 
Antrag; für ihm erhoben fih 36, gegen venfelben 33; ver 
ſchwachen Mehrheit gehörten vier fatholifhe Regierungsräthe an 
(Müllers Friedberg, Dominif Gmür, Germann und 
Gſchwend), dann fünf Fatholifhe Großräthe aus den oberen 
Bezirfen (Kaver Gmür, Advofat Dominif Gmür, Büe— 
ler, Bernold und einer aus Kaltbrunn, ') endlich drei aus 
ber alten Landſchaft: der oft genannte Müller von St. Geor- 
gen, Egger aus Tablat, der „reihe Schweizer” genannt, und 
Häfeli von Oberbüren, zufammen 12 Katholifen mit 24 Pro: 
teftanten. Die Namen der vielen abwejend gebliebenen Katho- 
lifen lafjen vermuthen, daß im gegentheiligen Fall ter Vorfchlag 
der Regierung unterlegen wäre Die Abftimmung war ents 
Iheidend und mit ihrem Ergebniß war für die Freunde des 
Stifted aller weitere Erfolg abgejchnitten. Die Minderheit 
wollte über ten Geſetzesvorſchlag gar nicht eintreten, jelben 
auch nicht au eine Kommiſſion weifen, weil diejes, nad ihrer 
Meinung, ſchon als Annäherung zur Annahme des Fleinräth- 
lichen Grundſatzes, daß das Klofter als ein bereits aufgehobenes 
zu betrachten jei, hätte angejehen werden können. Ihre Legalis 
tätd- und Gewiffensjfrupel verhinderten die Anwendung einer 
rührigen Taktik des Hinhaltens und es erfolgte fofort die fäch- 
liche Verhandlung. Die Mitglieder des Kleinen Rathes, dann 
aus der Mitte des Großen Rathes Zaver Gmür, Advokat Gmür 
und Büeler, nebſt Ungenannten, empfahlen die unveränderte Ge: 
nehmigung, wobei bie ‚beiten Gmür, Zaver vorzüglih, das ges 
ſammte Kloftergut ald Staatsgut erflärten. Ihnen traten die 
fatholiihen Kantonsräthe aus den jogenannten drei Ordinariatd- 
landicaften mit ter Behauptung entgegen: der Vorſchlag ſei 
übereilt und vorgreiflich zugleich; unmöglich könne über die frag— 
lihe Eönderung von Staatd- und Stiftögut und über die Vers 
wendung des legteren eine nach den Worten des Vorfchlags „auf 
alle Zufunft gültige” Verfügung getroffen werden, jo lange nicht 
der Ausihluß des Klofterd von den Haren Beftimmungen der 
) Es bleibt ungewiß, ob es Zweifel oder Zahner gewefen. 
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Vermittlungsafte, beziehungsweife deſſen bereits gefchehene Auf- 
hebung, rechtsgenüglich erwiefen jei”; es Fönne jenes eben fo 
wenig gejchehen, als man auf einen mur vermeinten Todesfall 
eined Menſchen zur unwiderruflichen VBermögensvertheilung fchrei- 
ten dürfe. Nun berief fih Müller-Friedberg auf ven Inhalt der 
neueften franzöftihen Erklärung, wie fie laut Berichterftattung 
der beiden Abgeordneten an Vial gelautet, wobei das Neue 
gejagt wurde: es jei das fragliche Schreiben dem Botichafter 
„auf Befehl des fränkischen Kaiſers“ zugeichidt worden; Redner 
berief fih im Weiteren auf die helvetiihen Gefege und Defrete 
von 1798 und 1800. „Alle. Hohadhtung vor dem fränkischen 
Kaiſer“, entgegnete Dudli; aber er beftritt vie Zuverläffigkeit 
ber behaupteten Erklärung; es zieme ver Würde Eeiner Majeftät 
und der Ehre tes Kantons, daß diefelbe in authentiicher biplos 
matijcher Form vorgelegt werde. Liege eine folche urkundliche 
Erflärung, daß der Kaifer das Klofter St. Gallen wirklich von 
der Wohlthat der Mediationsafte ausgeſchloſſen willen wolle, 
nit vor, jo müſſe das Klofter als fortbeftehend betrachtet wer: 
den. Eben fo wenig fei das Klofter unter der helvetiſchen Re— 
publif aufgehoben worden: das Geſetz von 1798 habe nur ge: 
wife Drohungen gegen Wiverhandlungen und daherige Bolges 
rungen ausgeſprochen; bie wirkliche Aufhebung eines Klofters 
aber müßte durch einen befonderen geſetzlichen Ausſpruch erklärt 
werden. Dudli machte aud darauf aufmerffam, daß die Ans 
gelegenheit bereitd wierer vor der Tagſatzung anhängig gemacht 
worden. Sole und andere Vorftellungen blieben fruchtlos und 
es wollte zur Abftimmung gefchritten werden; da erflärte Schaff- 
baufer, daß er an derfelben fich nicht betheiligen werde, ſondern 
vielmehr Verwahrung einlege; ihm folgten Dubli, Brägger, Grob, 
Falk und mehrere Andere, mit Begehren, daß bieje ihre Erflä- 
rung zu Protofoll genommen werde. Der Präſident aber, ohne 
Rückſicht darauf, fhritt zur Abftimmung; nun verließen Dudli, 
Brägger und Falf den Sigungsfaal, die übrigen Fatholiichen 
Mitglieder der Minderheit blieben, aber enthielten fi der Ab- 
ftimmung, zwei oder drei ausgenommen, welche für Verwerfung 
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ftimmten. Die befannte ſchwache Mehrheit ftimmte für An— 
nahme; ') feitens der Katholifen waren wieder nur die zwölf fchon 
bei der Entſcheidung der Vorfrage Genannten bei der Mehrheit. 
So verfügten von einem Großen Rath, der verfaffungsgemäß 
aus 150 Mitgliedern hätte beftehen jollen, in Wirklichkeit das 
mals aus 89 beftand, 36 (oder höchſtens 38) Stimmen gegen- 
über 33, alfo ein bloßer Viertheil der vorgefchriebenen Gefammt- 
zahl, über die wichtigſte Frage ded Landes und ſprachen über 
das Stift St. Gallen das Urtheil der Vernichtung aus. Tages 
darauf jchrieb die Regierung triumphirend an Vial zu Handen 
des Kaiſers Napoleon in Mailand: ihr Vorſchlag fei mit fehr 
großer Mehrheit angenommen worden. ?) Die Proteftation ber 
Minderheit erhielt Feine Aufnahme in das Protokoll. Ihr Weg⸗ 
laufen oder Nichtfiimmen war eine übel gewählte Form des 
Widerftanded. Die Katholifen in Toggenburg ungetheilt, in 
der alten Landfchaft und im Rheinthal die überwiegend größere 
Mehrheit verfelben, waren über den Großrathöbeichluß entrüftetz 
fie fühlten, was fie damals und für die Zufunft verloren hatten. 
Shren Unwillen und ihre Nievergeichlagenheit rechtfertigte ber 
Subel der Reformirten. Für Geſchenke an Behörden, welche 
fih um die „Beendigung des Kloftergeichäftes” beſonders ver- 
dient gemacht, warf ver Kleine Rath eine Summe von 1000 
Louisd'or aus. °) 


1) Aus einer handfchriftlichen Relation des Kantonsraths Fr. Joſ. K. 
Fall. Er gibt diefe Mehrheit zu 38 an, ohne Meldung ber Gründe und 
wahrfcheinlich nur aus Verſehen. Es bleibt daher noch ungewiß, ob bie 
Mehrheit wirklich aus 36 oder 38 beftanden bat, zumal nirgends nadhges 
wiefen tft, daß die Zahl der Anmwefenden fich vermehrt habe. Das Protos 
foll gibt feine Stimmenzahl an, weder über Bor: noch Hauptfrage. 

2) Woͤrtlich: „à trös-grande majorit6“. Schreiben vom 9. Mai. 

2) Protofoll der geheimen Sigung vom 16. Mai. Falk erzählt in fei- 
nem „Beitrag u. f. w.“: ein damaliger Regierungsrath; habe ihm beftimmt 
verfichert, General Bial habe vom Kleinen Rath 10,000 Fr. ald Gratififa- 
tion erhalten; Stapfer in Paris, fo fagt Falk weiter, werde auch nicht un« 
berüdfichtiget geblieben fein. 

Einem eigenhändigen Briefe Müller-Friebberg’d entnimmt der Berfaf- 
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Eben um diefe Zeit hatte der Fürft feine Romfahrt aus- 
führen wollen, als feinen Begleiter ven P. Konrad beftimmt. ') 
Bald aber wurde er wanfend, da er vom Landammann ver: 
nommen, daß eine Schweizer-Aborbnung in die ewige Stadt (für 
die Unterhandlung eines allgemeinen Bisthumsfonfordates) noch 
im weiten Felde fei, er der Fürft, allein in Rom, nichtd aus— 
richten fönnte. Mit Schreiben vom 5. Mai empfahl er neuer: 
dings jein Stift dem Kaifer Napoleon. 

Bis dahin hatte die Regierung wefentlih durch Mittel 
des Geheimniffes gewirkt, und nur hinter Schloß und Riegel 
fonnte fie Erfolge, wie die erzählten, erringen. Nach geführten 
Hauptihlag betrat fie den Weg der Deffentlichkeit. Der Bots 
Ihaft vom 6. Mai gab ver Kleine Rath durch den Drud größt- 
mögliche Verbreitung. Ihr Inhalt ift ein wiederholte Gewebe 
alfer und jeder Vorwürfe und Anklagen, vie bald gegen den 
Fürftabten, bald gegen die Konventualen, im Laufe der mehr: 
jährigen Amtskorreſpondenzen erhoben worden; die Regierung 
behauptete in der Botichaft: der Abt habe die Auflöfung des 
Stiftes St. Gallen jelbft herbeigeführt; er und der Wanfelmuth 
der fih an ihn anfchließenden Kapitularen haben die Wieder: 
herſtellung beharrlich verhindert und endlich ganz unmöglich ges 
macht; ſolchem Verhalten gegenüber hätte die Regierung feinen 
für diefelbe günftigen Schritt unternehmen dürfen, ohne fich der 
fürmlichften Untreue gegen ven Kanton jchuldig au machen und 
fi, zum: Untergange vefjelben, an der Vermittlungsakte jelbft 
zu vergreifen, Als Beweiſe für diefe Sätze wurden angeführt: 
die Renitenz gegen die helvetiſchen Geſetze und Verordnungen; 
die öfteren Schritte des Fürften zur Wiedergewinnung feiner 


fer: Bial fei mit tem Geſchenke nicht zufrieden gewefen; ihm (M. Fr.) 
habe die Regierung 3000 Gl. angeboten. Da Bial „wieder ſchaden konnte“, 
opferte M. Br. diefen Betrag lieber auf, zumal ihm die Regierung „bie 
Alternative” gefebt hatte. Demnad hätte M. Fr. für das ihm felbft An- 
gebotene zu Gunften Vial's verzichtet, und wäre letzterer zweimal bedacht 
worden. 

) Tagebuh vom 21. Mai, laut welchem er dem Karbinal Gonfalvi 
gemeldet hatte, daß er feine Reife bis Mitte Mai’s anzutreten beabfichtige. 
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weltlihen Herrfhaft über die St. Gallifchen Lande; vie ftets 
unterlafjene Ausftelung einer förmlichen WBerzichtleiftung auf 
biefelbe; die (nad Angabe ver Regierung) unannehmbaren Ber 
dingungen und Worausfegungen, unter welden ver Fürft in 
feinem Schreiben vom 17. Juni 1803 die Unterhandlung für 
MWiedereinfegung des Stiftes angeboten habe (welden Schreibens 
die Botſchaft nur mit Verftümmelungen und Entftellungen er- 
wähnte); die Worenthaltung tes Stiftseigenthums durch den 
Abt und die Kapitularen; die „Mortbrüchigkeit” ter legteren in 
Bezug der oft angeführten Konvention. Am Schluß der Bots 
Ihaft liest man die wiederholte. Erflärung, daß das Stift St. 
Gallen in der Mediationsafte nicht einbegriffen fei, vie aber- 
malige Berufung auf die Mittheilungen des. franzöfiichen Bots 
ſchafters und endlich die Folgerung, daß es fih nur noch um 
„Vollziehung des Geſetzes“ und um die Liquidation handeln 
fönne. Einige Hauptjäge der Botichaft haben ihre Widerlegung 
im Kreiſe des Großen Rathes gefunden; der Fürft felbit jchrieb 
eine ſolche Punkt für Punkt nieder; aber es liegt nicht vor, daß 
er öffentlichen Gebrauch davon gemacht habe. ine gründliche 
und umfaſſende Gegenfhrift, wie fie die Wichtigkeit der Sache 
und die Stellung der Angeklagten erheifcht hätten, ift weder 
verfaßt noch veröffentlichet worden, eine Unterlaffungsfünde, welche 
ten Mitgliedern wie den Freunden des Stifts zur Laft fällt. 
Statt folder Widerlegung erſchien vielmehr eine Art Apologie 
der Aufhebung tes Stifte® aus der Feder des P. Ildefons von 
Arx, der fih biefür mit Müller-Friedberg in vertraute Verbin— 
dung gefegt, ihm fein Manuffript zur Kenntnig und Beurtheis 
fung mitgetheilt, dann deſſen fchriftlihe Räthe für die endliche 
Herausgabe empfangen hatte. ') 

Der Berfafler dieſes Buches fieht fih, nachdem er das 
reihe gejchichtlihe Material mit Fleiß und Ausdauer geprüft 
hat, zu dem Ausſpruche berechtiget: vie ganze ftaatsrechtliche 
Argumentation der Botſchaft des Kleinen Rathes Fällt als 


4) ©. „Die Urfachen der Aufhebung des Stiftes St. Gallen. In 
zwei Briefen. 1805.* 
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grundlos dahin; denn als oberjtes Gefeg galt tie Vermittlungs— 
afte; ihr mußte alles weichen, was Widerſprechendes in frühe: 
ren Gejegen gelegen; von einer durch vie helvetiſchen Gejege 
ausgelprochenen Auflöfung fonnte daher im Ernfte vie Rede 
niht mehr fein; gegentheild gebot die Vermittlungsakte vie 
Wiedereinſetzung der Klöfter in ihr Eigenthum, ohne Ausnahme; 
in diefem Sinne war die Vermittlungsafte rüdwirfend und 
war beftimmt es zu fein; Behauptungen, daß Frankreichs 
Kommifjarien oder Regierung bei Abfaffung oder Erlaß ver 
Bermittlungsafte jene Ausnahme gewollt haben, find durch 
nichts belegt, tarüberhin vor dem damaligen Bundesreht ganz 
unftatthaft, weil von der Bundesbehörde in analogem Fal (in 
der Domänenfrage) ſolche frangöftiche Interpretationen als über: 
haupt unzuläffig mit ver Erflärung zurüdgewiefen worden: der 
Tert der Vermittlungsafte fei allein maßgebend; die Klagen 
gegen geſammte Stiftsglieder (den Abt inbegriffen) über angeb- 
libe Widerhandlungen gegen tie öffentliche Ordnung find tur 
die mebiationsmäßige Amneftie gehoben. Daß aber alle dieſe 
Gründe rechtliche Kraft gegen die Regierung hatten, beweifet 
entfcheitend ter Umftand, daß fie zwei Jahre lang ſich abmühen 
zu müffen geglaubt hat, um gegenüber ten Wortlaut der Me: 
biationsurfunde die franzöfifche Ermächtigung zur Liquidation 
u erhalten. Eo muß fib jedem Unbefangenen vie Ueberzeu— 
gung aufdringen, daß vom Frühjahr 1803 an auf tem Kanton 
St. Gallen die Wiedereinjegung des Klofters in feine media- 
tionsmäßigen Rechte als rechtliche Pflicht gehaftet habe. Aber 
die Regierung und ihre Anhänger wollten diefe Wiedereinſetzung 
nit. Möglih war fie durchaus; vie Unterhanblung hätte zu 
Gunften des Staated Billiged ausgejchieven, das Uebrige tem 
Klofter gelaffen; Anftände über die Perfon des Abted wären 
wie in anderen ähnlichen Fällen mit dem Heil. Stuhl beizulegen 
geweien; das Stift hätte zum Nutzen und Frommen der katho— 
liſchen Bevölkerung feine Schulen hergeftellt und fih dadurch 
den Dank des Landes erworben; Regelung der Bisthumsver- 
hältniffe wäre Gegenftand befonverer ſchweizeriſcher oder Fantos 
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naler Konfordate gewejen. Die Ruhe des Landes wäre durch 
die Wiederherftellung des Klofterd nicht nur micht gefährdet, 
fondern vielmehr befeftiget worden; die Regierung hätte um fo 
fiherer auf das Zutrauen des Volkes zählen können, während 
fie ein ſolches, wie ver Verlauf dieſer Geſchichte zeigen wird, 
nie zu erwerben im Falle war, und fie vielmehr genöthigt ges 
weſen ift, ihre politiiche Sicherung in fremdem SProteftorat zu 
ſuchen. 

Die hoheitlichen Verfügungen aus den Maitagen von 1805 
lauteten: Es ſolle eine auf alle Zukunft gültige Trennung des 
ſouveränen Gutes vom klöſterlichen vorgenommen, das erſte dem 
Staatövermögen einverleibt, aus dem klöſterlichen Antheil zu— 
nächſt die Schulden des Stiftes bezahlt werden. Die Stiftskirche 
bleibe katholiſche Hauptkirche des Kantons; ihr Kirchenſchatz dürfe 
den gottesdienſtlichen Zwecken nie entzogen werden; die Kirche ſolle 
hinlänglich fundirt und mit einem Prieſterſeminar verbunden, alle 
katholiſchen Pfarrpfründen auf eine angemeſſene Congrua erhoben, 
auch andere vom Staat abhängenve Benefizien unterftüßt werben ; 
die Konventualen des Stiftes, „welche fih den Gefegen unters 
werfen”, werben angeftellt oder penftonirt; das dießfalls erfors 
verlihe Kapital ſoll befonder verwaltet, nach ingehen der 
Penfionen „nicht anders als zu religiöfen und moraliſchen Be- 
dürfniffen aller Katholifen des Kantons” verwendet werben, 
Alles übrige Gut fei zum Theil zu Unterrichtsanftalten für die 
Katholiken, oder ald Antheil derſelben an ſolchen allgemeinen 
Anftalten, zum Theil aber für das Schuls und Armenmwefen in 
allen Fatholiichen Gemeinden des Kantons zu verwenden GGeſetz 
vom 8. Mai). In Bezug auf letzteren Punkt hatte die Bot- 
Ihaft auf tie Nothwendigkeit einer höheren Erziehungsanftalt 
jowie der niederen Schulen und der Linderung der Armuth hin- 
gewiejen, dann wörtlich beigefügt: „Dieſe Bedürfniffe alle find 
unter den Katholifen dringender; auch ſtammt die Quelle von 
diefem Religionstheil. Wir (Kleiner Rath) ftehen veßhalben in 
unferen Wünſchen feinen Augenblid an, diefe Duelle wieder 
auf dieſen Religtoystheil hinzuleiten.” Auf der Grundlage obigen 
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Geſetzes folgten verfchievene Ausführungsbeichlüffe. Als Staats- 
gut, aus dem ftiftiihen Nachlaß, wurden erklärt: die dem Staat 
durh die Mediationsafte zugefallenen Rechte und Gefälle, und 
jene Gebäude, welche für die Regierung jelbft nothwendig oder 
mit den von ihr auszuübenden regaliihen Rechten verbunden 
find, zunähft das Regierungsgebäude bis an die öſtliche Seite 
des Gonventgebäudes, die Sige der öffentlichen Beamten, bie 
Gerichtshäufer, ſammt einem billig zu berechnenden Aequivalent 
der beftallungsmäßigen Beamtenbefoldungen; ein Theil der Wal- 
dungen, mit Rüdfiht auf Beſchwerden und Bebürfniffe auszu- 
ſcheiden; die Güter und Kapitalien der (fürftlihen) Kammer, 
und was erweislih durch Konfisfation an das Stift gefallen 
(Dekret vom 11. Mat). Anregungen im Scooße der Kommif- 
fion zu Berfügungen, welche dem GStiftögute weniger entzogen 
hätten, jo der Antrag, den Gebäudeflügel von der Kirche bis 
zur neuen Pfalz dem Kloftergut zu laffen, blieben in Minder— 
heit. Bernold und Zaver Gmür, Mitglieder, diefer Kommilfton, 
gegenüber dreien im großen Klofterprogeß Betheiligten, welche 
unter fich felbft nicht einig waren, feßten die Vorfchläge des 
Kleinen Rathes unverändert durch. Die Abftimmung brachte 
ungefähr gleihe Stimmenzahl wie jene bei der Hauptfrage am 
8. Mai; dagegen hüteten fih nun die Freunde des Stiftes vor 
dem MWeglaufen oder fonftigem Nichtftimmen, um nicht, möglicher 
Meije, gefährlihe Spaltungen zu veranlaffen. in Anwurf, 
die Schulden, welde zum guten Theil für Staatszwede erlaufen 
waren, vom Staatd- und vom Katholifen-Antheil gemeinfam 
in Abzug zu bringen, ftatt bloß letzterem aufzuerlegen, blieb 
unbeachtet. 

Ein zweiter Beſchluß regelte die Penfionen für die Kon- 
ventualen, denen nun ald Bedingung der Penftonsfähigfeit auf- 
erlegt wurbe, ihre Unterwerfung unter die Gefege durch eine 
ſchriftliche Erklärung zu verfibern und darüberhin den Bürgereid 
zu leiften; für die Abgabe jener Erklärung wurde, je nach tem 
Aufenthaltsort, eins bis dreimonatliche Frift feftgejegt. Die 
Sahrespenfion wurde für den Konventualen zu 500, für ven 
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Laienbruder zu 300 GI. beftimmt; im Kanton angeftellten Kon— 
ventualen wurde, nebft etwelcher Ausfteuer, eine Zulage bis 
auf jene 500 Gl. zugefihert, falls ihre Einfünfte geringer. 
Sene, welche fib in Klöfter zurüdziehen wollen, erhielten als 
gänzlihe Auslöfung den Betrag von zwei SJahrespenfionen. 
Widerſpännige (ſolche, die fih „ruhwidrige“ Schritte erlaubten, 
oder Stiftseigenthum zurüdhalten würden), wurden mit Verlurft 
ihrer Penfionen und anberweitiger Ahndung bedroht (Dekret 
vom 18. Mai). Noch folgte ein Vollziehungsdekret über Ver⸗ 
wendung defien, was nad Ausſcheidung des Staatdgutes, Til- 
gung der Paſſiven, Dotation der Hauptkirche, des Prieſter⸗ 
jeminars, der Penfionen und Pfründen erübrigen werde. Diefer 
Reſt fol, jo verordnete der Große Rath, in zwei Theile ge- 
theilt, der eine Theil zu öffentlihen Unterrichtsanftalten für die 
Katholiken oder als Antheil verfelben zu allgemeinen verwentet 
werden; der andere wurde den Fatholifchen Gemeinden, zu gleichen 
Theilen für ihre Primarſchulen und für ihre Armenbetürfnifie, 
zugeſchieden. Endlich wurde feitgefegt, daß der ganze ven Ka— 
tholifen zugejchiedene Bond auch durch eine eigene katholiſche 
Pflegihaft verwaltet werden fol. Letztere Garantie war nicht 
im Entwurf, fondern nur der Antrag, daß der Kleine Rath 
für" jenen Fond eine „beſondere“ Pflegihaft aufzuftellen habe 
(Dekret vom 18. Mai). Die Veränderung geſchah auf Be: 
gehren ter Kommiſſionsmehrheit, der fih ihre Minderheit, dann 
auch der Kleine Rath, anſchloß. So entftand für die Fatholi- 
ſchen Fonde die eigene Fatholifche Zentralverwaltung (Pflegihaft), 
Adminiftrationgrath. Dagegen ließ jene Mehrheit ihren Antrag 
für Dotation auch des Drdinariates, das durch einen bifchöflichen 
Generalvifar oder Dffizialen verwaltet werden könne, auf die 
Einwendungen von Bernold- und Zaver Gmür, welche wieter 
ven Sat aufitellten, daß im Grund aller Nadlaß des Etiftes 
Staatsgut fei, auf fih beruhen, um nicht etwa eine neue franz 
zöfifche Dazwilchenfunft hervorzurufen und die angebotene Dos 
tation der Fatholifchen Anftalten überhaupt zu verlieren. Für 
die Schulvdenliquitation entlih, inbegriffen die Auslöfungen 
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von Kompetenzen an Kirchen, Pfarrpfründen und andere öffent» 
lihe Stiftungen, beftimmte der Große Rath eine Zeitfrift von 
aht Jahren (Defret vom 22. Mai). 


Sechster Abfchnitt. 


Des Fürften Pancratius erfolglofer Rekurs an die Tagfagung gegen bie 
Aufhebung des Stiftes; feine Flucht nach Slavonien und Anſiedelung in 
Wien; auch vergebliche Bemühungen deſſelben um Suftentation. Penfio— 
nirung oder Anftellung der Kapitularen. Liquidation des Stiftsvermögens; 
Süterverfäufe.. Der Krieg von 1805; eidgenöffifche Grenzbefegung; Preß— 
burger Frieden. Thätiges Vorfchreiten der Kantonsbehörden in Gefeggebung 
und Berwaltung. Franzöfifcher Drud in Militärdienft: und Handeldfachen. 
Kirchliches; Klöfter. Schluß der erften Legislatur. 
(Frühjahr 1805 bis Frühjahr 1808.) 


Bei dem Landammann lag, zu Handen ter Taglabung, 
das Schreiben des Fürften Pancratius vom 19. April. Es 
lautete fehr dringlich, wiederholte erfhöpfend vie befannten 
Gründe für Herftellung des Stiftes St. Gallen und verlangte 
anderes nicht, als was die Mediation ausdrücklich jelbft gewährt 
und vorgeſchrieben hatte, namentlih Vollziehung ver bereits ge— 
faßten Tagjagungsbeihlüffe auch zu Gunften von St. Gallen. 
Nachdem der Fürft alle dem Stift angethanen Unbilden aufges 
zählt, jegte er bei: „mit gleich willfürlibem Verfahren wurden 
mehrere Geiftlibe und Weltlihe, im Kanton angejehene Ber: 
jonen, bloß, weil fie dem Heil. Vater die Erhaltung des Stif- 
tes schriftlich empfohlen hatten, als Staatsverbreder angeklagt” 
und unverdienten Pladereien unterworfen. An die Fatholifchen 
Kantone richtete ter Fürft noch beſonders die Bitte, bei ver 
beabfichtigten Konforbatsunterhandlung in Rom ſich für Her: 
jtellung des Stiftes inner den Schranfen ter Mietiationsafte 
verwenden zu wollen. Die Tagfagung war Anfangs Juni 1805 
in der Direftorialftadt Solothurn zufammengetreten. Geſandter 
für den Kanton St. Gallen war der Regierungsrath Zollikofer; 
jein Legationsrath: Xaver Gmür; letztere Mahl iſt ein Zeichen 
beifälliger Anerkennuug Gmür's für die Aufhebung des Etiftes; 
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denn in Solothurn war ein gefchidter Vertheidiger diefer Maß— 
nahme erforderlich, und X. Gmür befaß für ſolches Geſchäft alle 
nöthigen Eigenschaften: er war rührig in Ausführung über 
nommener Aufgaben, infinuant, guter Geſellſchafter zugleich. 
Der Regierung war das Schreiben des Fürften längſt befannt, 
denn der Regierungspräfident von Aargau hatte ihr gleih nad) 
Empfang eine Abfchrift deſſelben zugefchidt. Der Fürft hatte 
inzwijchen Kenntniß von der Gewalthandlung in St. Gallen 
erhalten, und beklagte foldhe, wenn auch wie immer mit Refig- 
nation; er ſah den römischen Hof eingefchüchtert, „ohne Zweifel 
mit Grund“, bebauerte, daß der Heil. Vater den eifrigen Grof- 
räthen und der Geiftlichfeit auf ihre Bittfchriften nicht die mindefte 
Antwort habe geben laffen. ) Doc wollte der Fürft, als pflich— 
tiger Vorſtand des Stiftes, feiner Obliegenheit ferner Genüge 
thun. Er ließ der erften Vorſtellung an die Tagſatzung ein 
zweites Schreiben folgen; es enthielt den Rekurs an die Tag- 
fagung gegen den St. Galliihen Aufhebungs- und Liquidationds 
beihluß; ver Fürft ftellte darin das Nechtöbegehren, daß durch 
die Taglagung jene Verfügung aufgehoben, dem Stift fein 
Eigenthum zurüderftattet werde. P. Aemilian wurde mit dem 
Auftrage beladen, diefen Refurs in Solothurn perjönlich geltend 
zu machen und zur Anerfennung zu bringen. Der Fürft gab 
ihm zu Ddiefer Sendung umftändliche Inftruftion mit, wonad 
fein Abgeordneter. die Rüderftattung des Eigenthums, inbegriffen 
die geiftliche Jurisdiktion, nebft den ſtiftiſchen Kollaturrecbten, zu 
verlangen hatte; Anderes nicht. Vorbeugend inftruirte der Fürft 
weiter: jollte von WVerzichtleiftung auf die weltlichen Rechte und 
Gerichtöbarfeiten die Rede fein, fo könne „ohne anderes bie 
Aeußerung gejchehen, daß fein Prinzipal (der Fürft) ganz geneigt, 
jeie, mit Begnehmigung des Papftes die Renuntiation zu machen, 
wenn er verfichert werde, daß feinem Stift eine ſolide und ehren- 
hafte Eriftenz garantirt werde”. Im ungünftigften Falle folle 
der Abgeordnete Einftellung des Beichluffes vom 8. Mai 


1) Schreiben des Fürften an feinen Hofrath Müller in Wien, vom 
19. Mai. 
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verlangen. P. Wemilian, in Solothurn angefommen, wurde 
vom Nuntius und vom Landammann empfangen. Sener ers 
öffnete ihm: „es liege eine beftimmte Willenserklärung Talley- 
rand’s vor, des Inhalts: St. Gallen fei ſchon 1798 aufge: 
hoben worden, der Abt dürfe weder als folder noch als Biſchof 
zurüdfehren; die Aufhebung von St. Gallen jolle jedoch ver 
Herftellung der übrigen Klöfter unnachtheilig fein; etwas Schrift: 
liches aber dürfe die franzöſiſche Gefandtichaft nicht abgeben. *) 
Unter dieſen Umftänven finde er, der Nuntius, nicht räthlich, 
irgend eine Anregung für das Stift St. Gallen zu maden, 
weil er dadurd die Herftellung der übrigen Klöfter gefährben 
würde. Glutz, der Landammann der Schweiz, empfing bas 
Refursfchreiben des Fürften in fichtlicher Verftimmung, behauptete, 
daß Angefihts der Stellung Franfreihe nichts mehr zu machen 
jei, er felbft, ver Lantammann, auch nicht mehr helfen, könne; 
mit weiterem Drängen würde man nur Die Stellung in Bezug 
auf alle übrigen Klofter-Angelegenheiten erjchweren. Der Nun— 
tius hatte guten Eindruck auf P. Nemilian gemadt; daher be: 
richtete diefer feinem Auftraggeber, es ſei verfelbe keineswegs 
jo ſchlimm gegen den Fürften geftimmt, als diefer gemeint habe; 
auch Habe der Runtius ihm eröffnet, daß die Ausjage Müller: 
Friedberg's, als hätte der Nuntius (mittelft des Schreibens vom 
27. Juni 1804) das Stift St. Gallen ald von der Wohlthat 
der Mediationsafte ausgenommen erklärt, falſch ſei. Im wei- 
teren Berlauf der mündlihen Verhandlungen erhielt P. Aemilian 
vom Nuntius den Rath, auf Erfüllung feiner Miſſion gänzlich 
zu verzichten und wieder abzureilen. In dieſem Sinne fehrieb 
der Nuntius jelbft an den Fürften. 2) Um ver polizeilichen Weg— 
weilung, mit der der Abgeordnete fich bedroht ſah, zu entgehen, 


) Es ift als gewiß anzunehmen, daß die angeführte Erklärung (trog 
der Barianten in den Neuerungen ded Nuntius) durchaus Feine andere ift, 
als jene, welche Bial den St. Gallifchen Abgeordneten im April mitge- 
theilt Hatte. 

2) Berichte des P. Nemilian an den Fürften, vom 8. und 10. Juni, 
und Schreiben des Nuntius aus Solothurn an den Fürften, vom 10. Zuni. 

Baumgartner, Kanton St. Gallen. 1. 14 
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reiste er jchleunigft ab und traf ten 12. Juni wieder bei dem 
Fürften in Ebringen ein. Begreiflih waren in dieſen Tagen 
die Gefandtichaft und die Regierung von St. Gallen nicht uns 
thätig geblieben; faum hatte jene die Ankunft des ftiftiichen Ab- 
georbneten in der Bundesftabt erfahren, ſetzte fie fih gegen 
denfelben in Bewegung und gewann bie Eräftige Unterftügung 
des franzöftichen Gejandten. Die Regierung, nad empfangenem 
Bericht, erwiederte: die Geſandtſchaft jolle auf Fortweiſung, 
oder, „was noch jchiclicher wäre, auf Fortführung vefjelben 
dringen”, Gleiches gegenüber jedem anderen Klofter-St. Gallifchen 
Agenten verlangen, der fich betreten laſſen ſollte; vom Land» 
ammann jole fie Mittheilung des neuen Schreibens des Fürften 
begehren. ) Bon ver Gefandtichaft vernahm fie ferner: Vial 
habe in Anmwejenheit der Abgeordneten von Uri, Schwyz, Unter: 
walden, Zug, Glarus und Solothurn „in den ftärfften Aus— 
drüdfen” erflärt, daß weder Abt noch Convent von St. Gallen 
mehr eriftiren dürfen. Trotz all dieſes Terrorismus waren die 
Sympathien für das Stift St. Gallen noch keineswegs nieder: 
getreten. Nach dem Rathe des Landammanns Glutz, der Ges 
fandten Würſch, Reding und Anderer, wurde zwar bei ber 
neuen Verhandlung der allgemeinen Klofterangelegenheit die St. 
Gallifhe Frage unberührt gelaffen, aber ohne daß deßhalb vie 
Hoffnungen oder doch die Wünſche für St. Gallen aufgegeben 
worden. Der Landammanı, nachdem er die Mittheilung bes 
fürftlihen Schreibens an die St. Galliſche Gelandtichaft ver: 
weigert, erließ über die Hergänge in Solothurn an Pancratius 
ein entjchuldigendes Antwortichreiben: daß zwar die Schweizer: 
fantone für das Stift günftige Gefinnungen gehabt, aber jelbe 
wegen Franfreihs Aeußerungen nicht hätten an den Tag Tegen 
fönnen; nur Verwendung des Papftes bei dem franzöfifchen 
Kaifer könnte noch helfen (Anfangs Auguft). Der Regierung 
von St. Gallen fchrieb Vial in Erwiederung auf das empfangene 
Liquidationsgefeg: der erlauchte Vermittler habe das Gejchehene 
„nicht mißbilliget”. So geht die leßte offizielle Erklärung des 
1) Protofoll des Kleinen Raths vom 14. Juni 1805. 
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franzöſiſchen Staatöoberhauptes, wenn eine ſolche je gegeben 
worden, auf eine Negative hinaus, ganz in Uebereinftimmung 
mit dem bisherigen Verhalten: während Talleyrand und Bial 
die Aufhebung des Stiftes durd ihren diplomatiſchen Mantel 
gededt, zum Theil felbft hervorgerufen hatten, blieb der Kaifer 
im Hintergrund und feine Diener legten ihm eine Erflärung in 
den Mund, die nichts anderes jagt, als: er fei nicht im Falle 
gegen das Gejchehene Einwendung zu erheben (Schreiben Vial's 
vom 21. Juni). 

Das deutſche Reich ging in Folge franzöfifcher Tücke und 
Gewaltthat, auch inneren WVerrathes, mit raſchen Schritten 
feiner Auflöfung entgegen. Am 11. Auguft 1804 Hatte ver 
deutſche Kaiſer Franz II. fih unter ter Benennung Franz I. 
zum Erbfaifer von Defterreich erflärt. England und Frankreich 
waren noch immer im Krieg, die Spannung zwifchen dem großen 
Eroberer und den übrigen Mächten eine ununterbrochene. Im 
Herbfte 1805 ftanden fi die öſterreichiſchen und frangöftfchen 
Heere, abermals in Deutichland, jchlagfertig gegenüber. Oeſter— 
reich kämpfte unglüdlih. Conſalvi beobachtete jeit Frühjahr 
Stillihweigen gegen den Fürften Pancratius, fo daß dieſer bie 
Reife nah Rom aufgegeben hatte. Bei Ausbrud des Krieges 
mußte der Fürft auch fein legtes Afyl auf eigenem Gebiet ver: 
lafjen; er flüchtete von Ebringen über Innsbrud nah Agram, 
von dort nad Vravitza, wo er, am 28. November angefommen, 
bei ten Franzisfanern in Heiner Zelle ein Obvad fand. Am 
legten Tage des Jahres vertraute der Fürft dem Tagebuch fein 
Herzeleid an: „jo ging abermal ein Jahr zu Ende, weldes 
noch unglüdlicher war als das vorige. Ich befinde mich in 
Slavonien, bei armen Franzisfanern, ohne fehen zu können, 
wohin ich von hier fommen werde. bringen wird auch ver: 
foren jein, und fo habe ich fein Obdach mehr”. Bald ergriff 
er den Wanderſtab wieder, reiste nach gejchloflenem Frieden 
durch Ungarn nordwärts nah Wien, wo er am 6. Februar 
1806 eintraf und bei den Schotten (Benediftinern) Unterkunft 


erhielt; unverweilt jchidte er feinen in Wien ftudirenden Neffen 
14 * 
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Fr. A. Ledergerw zur englifhen Geſandtſchaft, ohne Zweifel 
um Hilfe in der Noth; er brachte feine tröftliche Antwort zurüd. 
Alsbald, noch im gleihen Monat, wendete fich der Fürft durch 
perfönliche Abordnung feines Hofraths Müller an den Land» 
ammann der Schweiz in Bajel behufs einer Vereinbarung über 
die dem Fürften zuftehenvden Tebenslänglichen Subfiftenzmittel; 
deffelben Wünfhe waren, bis zur endlichen Verfügung des 
Papſtes über die St. Galliſchen Stifts- und allgemeinen Bis- 
thums-Angelegenheiten der Schweiz, für fih und einige feiner 
Religiofen die Herrihaft Ebringen zu behalten und dazu eine 
Zulage von etwa 4000 Gl. jährlich zu beziehen, immerhin ohne 
Verpflichtung für ihn, den Abt, irgend eine förmliche Ver— 
zichtleiftung auf feine Rechte oder Aehnliches zu Handen des 
Kantons auszuftellen, folang erwähnter Finalentfcheid des Papftes 
nicht erfolgt fein werbe. Der Landammann empfahl ver Re— 
gierung in den ernftlichften Ausdrücken die gewünſchte Rückſicht— 
nahme auf den Fürften: „Billigfeit, Mitleiden”, jo ſchrieb er 
an den Kleinen Rath (1. März), „der Wunjc vielfältiges Un— 
glück vergefjen zu machen, der große Lohn, welder bejonders in 
religiöfen Sachen auf milde und fchonende Sorgfalt zu folgen 
pflegt, die Möglichkeit, alle Gemüther einmal zu vereinigen; 
alle dieſe Rüdfichten einer liberalen und menfchenfreundlichen 
Politique werden Ihnen, Tit., nicht entgehen“. Noch erinnerte 
er daran, daß in Chambery der Kaijer fib in gleicher Bezie— 
hung günftig für den gewejenen Fürftabten ausgeiprocen habe. 
Der Landammann Merian felbft hoffte übrigens wenig auf Er- 
folg, „da St. Gallen aus allen Kantonen der am mindeften 
traitable jei”. Die Antwort des Kleinen Rathes lautete: ob— 
wohl er noch immer ver Vermuthung feindjeliger Unternehmungen 
von Seite des Abtes Plab geben müſſe, wäre er doch geneigt, 
auf die Unterhaltungsfrage einzutreten, ſobald fih der Herr 
Abt auf Weifung des Landammanns und einzig zu jenem Zwed 
„in einfacher rejervationslofer Sprache” an. den Kleinen Rath 
wenden, auch die Urkunden, Schuldtitel, Rechenbücher u. ſ. w. 
reftituiren werde. Don dieſer Antwort gab der Landammann 
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Merian dem Hofrat Müller zu Hanten des Fürften fchriftliche 
Mittheilung. Dieſer erwiederte, Flagend „über das uneble Be- 
nehmen des Kleines Rathes“, dem Landammann, „daß er dem 
an ihn geftellten Anfinnen ohne Verlegung feiner Pflichten nicht 
willfahren könne“ (12. Dezember). Müller’s Berhätigung für 
das Stift und feinen Vorftand hatte nun ein Ende. 

Die Regierung beeilte ſich mit Volziehung des Liquidations— 
geſetzes; vor Allem verficherte fie fih ter Unterwerfung der Ka- 
pitularen. Sie forderte von jedem Einzelnen die Leiftung des 
Kantonseides und darüberhin die befondere fhriftlihe Erklärung, 
daß er fih den Gefegen des Kantons unterziehe und nie etwas 
denjelben, namentlich den bezüglich des Stiftsvermögens erlaj- 
jenen Gefegen und Defreten Gntgegengejeßted weder heimlich 
noch öffentlidy unternehmen over veranlafen, auch weder Scrif- 
ten noch Schuldtitel, noch Bermögenstheile des Stiftes verheim- 
lihen oder zurüdhalten werte. Weigernde wurden zum Voraus 
als auf die Penfion verzichtend angejehen. Das Eingehen jener 
Erklärungen wurde mit militäriiher Genauigkeit überwadt. P. 
Kolumban Ferch verweigerte ihre Unterzeichnung, als mit Pflicht 
und Gewiffen unvereinbar, im Uebrigen mit Mannesernft auf 
einen ganz zutreffenden Sprub Seneca's hinweiſend und den 
Kleinen Rath von St. Gallen erinnernd, daß die Regierungen 
anderer Staaten in ähnlichem Verhältmiß ſolche Erklärungen nicht 
gefordert (31. Auguft 1805). Auch von P. Theodor Wick war 
die Erklärung nicht zu erhalten. Der geführten Kontrole zus 
folge lief viefelbe bis 27. Auguft von 47. Konventualen und 
12 Laienbrüdern ein; von fieben Konventualen, die oben ges 
nannten inbegriffen, war fie damals noch nicht eingegangen. Die 
für Benftonirung und Anftellungszulagen nothwendig gewordene 
Leiftung an Geld belief fib für die Kapitularen auf. 10,197, 
für die Laienbrüder auf 3050, zufammen auf 13,247 Gl., eine 
Eumme, in der jedoch die ganze damalige Beforgung des Got— 
tesdienftes in der Stiftskirche (mit einziger Ausnahme der Zus 
lagen für zwei Pfarrherren und zwei Kircendiener) mit indes 
griffen war. Die Regierung wußte ihre Pfliht auf ein Minis 
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mum berabzudrüden. Soldyes war aber nur durch tadelnswerthe 
Kargheit möglih. Beijpiele bezeugen es; P. Ildefons von Arr, 
deſſen jchriftliche Unterwerfungsurfunde zuerft einlief, wünjchte 
in die Solothurn'ſche Heimath zurüdzufehren, wo er entiprechende 
Anftellung zu erhalten hoffe; würde jedoch die St. Galliſche 
Regierung, jo jchrieb er, dieſem Wunſch nicht willfahren fönnen, 
jo wolle er fih dadurd „gemeinnügig” machen, daß er eine aus— 
führlihe Geſchichte des Kantons St. Gallen und ebenjo ein 
biftoriich-geographiiches Lericon über geſammte Drtichaften des 
Kantons abfafjen und herausgeben würde. Die Regierung be- 
haftete ihn bei ver Zufage, ftellte ihn als Hilfspriefter an der 
Stiftsfirhe und als Seelforger der Kettenfträflinge im Schellen- 
haus an, mit der weiteren Verpflichtung, daß er die hiſtoriſchen 
Arbeiten „nah Anweiſung“ fortzufegen, und die Materialien 
feiner Zeit an die Verfügung der Regierung zu ftellen habe, welche 
wegen Unterftügung für Reifen und Abjchreiberei das Nähere 
beftimmen werde; dabei wurde er noch bejonvers zur Rückſtel— 
lung ver „Kloftereffeften“ verpflichtet. Für erwähnte Obliegens 
heiten erhielt Ild. von Are nichts ald die fnappe Penſion von 
500 Gl., Ausjteuer feine; der ausgezeichnete Gelehrte blieb in 
Folge dieſer filzigen Behandlung jo türftig, daß er fpäter, zum 
Gebraud einer Badekur in Pfäfers, bei der Regierung einen 
Beitrag zu folder erbetteln mußte. Knauferei und geiftige Be- 
fuehtung gingen da Hand in Hand. Dem Luzerner P. Leo— 
degar Krauer, der den Aufenthalt im Heimathfanton demjenigen 
in St. Gallen vorzog, wurde ein Abzug an der Penſion gemacht 
und ibm nur 400 GI. zugefichert; abgejehen von folhen Ver— 
fügungen wurde das Loos Fer wirklich Angeftellten abfihtlih in 
der Schwebe gehalten. ) Die Geſchichte darf nicht verfchweigen, 

1) Daß Ild. von Arr bei Ueberreichung des erften und dritten Bandes 
feines St. Gallifchen Gefchichtwerfed, welches er der Regierung gewibmet, 
von diefer mit zufammen 50 Louisd'or honorirt wurde, ſchwaͤcht die Wahr: 
heit obiger Darftellung nicht. 

2) Bericht der für die Klofterfachen beftellten Dreier: Kommiffton, 
Müller-Friedberg, Reutti und Gmür, über das Penſionsgeſchäft, vom 27. 
Auguft 1805. 
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daß die damalige Regierung von St. Gallen weder dem bered- 
tigten Ehrgefühl, noch der hohen wifjenihaftlihen Begabung und 
dem verdienten Rufe der Religiofen des Stift, noch dem Un— 
glüd dieſer Gelehrten und Prieſter fchuldige Rechnung getragen 
habe. Darüberhin griff fie mit verlegenden Befehlen ein; felbft 
das Benediftiner kleid fürdtend, befahl fie den Kapitularen, 
ſolches abzulegen und fich gleich Weltgeiftlichen zu kleiden. Gegen 
diefe Zumuthung machte P. Heinrih Müller-Frievberg, damals 
ald Pfarrer nah Goßau beförbert, Einiprade für folange, bis 
er nicht vom heil. Stuhl die nöthige Einwilligung erhalten hätte. 
Eben zu guter Zeit war, in Folge Wunſches der Regierung, 
ſeitens des biſchöflichen Ordinariats in Konftanz bereits vie 
Dijpenje vom Tragen der Ordenskleidung eingegangen (4. Sept.). 
Die harte Behandlung der Konventualen hörte auch in den näch— 
ften Jahren nicht auf. Es galt ald Grundfag: ver ehemalige 
Kapitular müſſe fich, feinen Kräften gemäß, verwenden laſſen, 
widrigenfalls fei ihm nur die Hälfte der Penſion (250 Gl.) 
zu bezahlen. 1) 

Wie in perjönlichen, fo ging die Regierung aud in mas 
teriellen Beziehungen vor. Ihr war es um vollftändiges Ein- 
bringen des gefammten Kloftervermögend zu thun. Daher er: 
folgte mit der öffentlichen Aufforderung zur Angabe aller Schuls 
den und zur Einlieferung aller und jeder Vermögenstitel und 
anderer Effekten des Stiftes die Erklärung, daß Berheimlichung 
glei Diebftahl beftraft würde. Für das ganze Liquidationsge- 
ſchäft beftellte fie zwei entichievene Gegner des Stiftes, den oft 
genannten Müller von St. Georgen und Gottfried Steinmann 
aus St. Gallen. Bon den Gebäuden wurden, die Pfalz uns 
gerechnet, weitaus die meiften als Staatsgut erklärt, fo der 
Sitz des Hoffanzlerd zu St. Fiden, das Obervogteigebäude zu 
Rorſchach, das Amthaus zu Goßau, das „PVierorten » Haupt: 
mannd- Haus” zu Wyl, die Landvogtei in Lichtenfteig, der 
Frauenhof zu Altftätten, mebft Zubehörden. Genannte und üb- 
rige Gebäude des Stifts, nebft anderen Liegenjchaften aus deſſen 

t) Antrag der Kommiffion des Innern, vom 30. Juni. 
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Grundbefig, inbegriffen jene von NeuSt. Johann, zahlreich in 
den verfchievenen Landestheilen und im Thurgau gelegen, theil- 
weile mit gejchichtlih berühmten Namen, wie die Sclöffer 
MWartenfee und Schwarzenbah, wurten dann öffentlich ausge: 
fchrieben, verfauft und zu Geld gemacht, wenige Gebäute aus— 
genommen, welche. für den Staat und zu Zweden der Katho: 
liken zurüdbehalten wurden. Befonverd bemüht war die Re— 
gierung, die freie Verfügung über jene im Auslante gelegenen 
Befigungen des Stiftes zu erhalten, welche mit Sequefter ent 
weder bedroht oder wirklich belegt waren. Die Herridhaften 
Ebringen und Norfingen im Breisgau für die Liquidationgkaffe 
zu retten (ber badiſche Kurhof hatte ein Auge auf fie geworfen, 
um fie reprefjalienweife gegen die Schweiz an fich zu bringen) 
wurde Büeler ald Kommiſſär entſendet; er brachte es durch ge: 
ſchickte Verwendungen zunächft zur Imventarifirung, dann zur 
vollen Befignahme jener Herrihaften Namend des Kantons 
St. Gallen. Ein zweiter Abgeordneter, Regierungsrath Meßmer, 
unterhandelte und erzielte in Karlsruhe den günftigen Verkauf 
derfelben an die Markgrafen Friedrich und Ludwig von Baden 
um ven Betrag von 126,000 Gl., zu welder Summe nod 
14,000 Gl. für verfaufte WVorräthe, dann aus rüdftändigen 
Gefühlen u. j. w. eingingen (1806). Durd Verwendungen des 
Landammanns der Schweiz und des franzöftichen Gefandten in 
Wien brachte es der Kanton St. Gallen dahin, daß die fürft- 
lich Tiechtenfteinifche Regierung, welche zunächft längere Zeit, den 
Fürften von St. Gallen nicht für einen eidgenöfftichen, ſondern 
für einen deutſchen Stand anfehend, die Befigimgen des Stiftes 
zu Vaduz (zu NewSt. Johann gerechnet) zurüdgehalten hatte, 
diejelben nebſt verfallenen Einkünften an die Regierung von St. 
Gallen überließ. Meßmer vermittelte und beendigte auch dieſes 
Geſchäft, durd Veräußerung jener Befigungen um 17,300 Gl., 
ein dort haftendes Kapital umgerechnet. Aber auch mit Eidge- 
nofjen hatte St. Gallen um ähnliche Intereſſen zu kämpfen. 
So laut auch, bejonders von St. Gallen angeregt, die Unzu- 
friedenheit in der Schweiz über den öfterreichifchen Inkamera— 
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tionsbeſchluß fih hatte vernehmen laſſen, fo wurde doch das 
Gleihe auch vom jchweizerifchen Kanton Thurgau verfucht, der 
fi, nicht zufrieden mit beabfichtigter gelegentliher Anhanpnahme 
der Befigungen der thurgauifchen Klöfter, auch die auf feinem 
Gebiet gelegenen Befigungen des Stiftes St. Gallen aneignen 
wollte. St. Gallen Flagte; darauf wurde an der Tagfagung 
die Frage ad instruendum genommen: „ob, wenn ein ſchwei— 
zeriiches Klofter aufgehoben und fäfularifirt wird, die Güter, 
welche in einem andern Kanton gelegen find, bei Abgang des 
Eigenthümers nicht ter Regierung dieſes Kontond kraft des 
Ianvdeshoheitlichen droit d’epave anheimfallen follen, oder ob 
die Regierung, welde das Klofter aufhebt, ſich durch die Sä— 
fularifation überall eigenmädtig an die Stelle vesjelben jegen 
und auf die Güter in andern Kantonen greifen fönne“ (16. Zuli 
1806). Da die Kantone nicht lüftern waren, ſich in den Gt. 
Galliſch-Thurgauiſchen Streit zu mengen, wurde vie Tagſatzung 
im folgenden Jahre nur einig für einen Beichluß, dem Entfcheid 
für einmal auszuweichen; für den Fall des Gintretend war be— 
reits: durch einen Ausfchuß beantragt, das behauptete Heimfalle- 
recht als unzuläfftg zu erklären (30. Juni 1807). Thurgau wid, 
ließ Die anfänglich unterfagte Fertigung gefchehener Käufe vor 
fih gehen; jo brachte St. Gallen für gejammte dortige Stifte: 
liegenjchaften die hohe Summe von 81,000 Gl. in die Liqui- 
dationdfaffe. Die Liegenjchaften mit Amthaus und Gefälle zu 
Stammheim im Konton Zürich wurden an dortige Regierung 
um 220,000 Gl. verkauft, ein Ertrag, mittelft welchem eine 
ältere ftiftiiche Schuld an Zürich nahezu getilgt werben konnte. 
Im Innern des Kantons St. Gallen allein waren im Frühjahr 
1808 bereit8 für 1,142,000 Gl. Vermögenstheile des Stiftes 
zu Geld gemacht. Anderweitige Thätigfeit der Negierung wurde 
der Sicherung oder Verwerthung der Domänen in ben Landvog- 
teien zugemwendet. Die von Glarus verfündete Weigerung, fich 
dem Sprud der Liquidationsfommiifion vom Jahr 1804 zu 
unterziehen, gelangte zum Entſcheid an das Syndikat, welches 
zunäcft die Stände an gütlihe oder fchietsrichterliche Austra— 
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gung des Streited verwies. Hierauf erfolgte unter Vermittlung 
des Sedelmeifters Stodar v. Neuforn aus Schaffhauien und 
des Rathsherrn Hans Konrad Finsler von Zürich ein Vergleich, 
der mehrere gegenfeitige Anjprüche, zum Theil mit Abweichung 
vom Spruche der Liquidationsfommiffton, zu billiger Erledigung 
brachte, die Ausführung des übrigen Inhaltes deſſelben ficherte, . 
dem Kanton St. Gallen die Kollatur über die Pfarrpfründen 
Grabe, Sevelen und Buchs, „mit dem gefammten Pfrundforpus 
und mit allen Beſchwerden, namentlih der Unterhaltung der 
Pfrundgebäude“ überließ, wogegen dem Stande Glarus die 
Kollatur über die Wartauer Pfrünvden blieb (10. November 1806). 
Bald nachher erfolgte durch Bevollmäctigte beider Stände bie 
Auswehslung der Ratififationen. 
Als Grenzkanton wurde St. Gallen während des neuen 
Krieges zwilchen Frankreich und den öftlihen Mächten beſonders 
in Anfpruch genommen. Die Schweiz rang nad) Neutralität ; 
der Kaiſer von Defterreich verhieß, deren Anerkennung in vers 
bindliher Weile auszufprechen, jobald Frankreich ſeinerſeits die— 
ſelbe zugefichert haben werde. Davon war Napoleon aber weit 
entfernt, und die Schweiz mußte gegentheild fih mit ver Wahr- 
nehmung begnügen, daß umlaufende Gerüchte von Einverleibung 
der Schweiz in das franzöfiihe Reich nicht in Thatſache über: 
gingen. Die Tagfagung verfammelte fih, abermals in Solo- 
thurn, außerordentlich (20. September 1805), beſchloß einftim- 
mig bewaffnete Neutralität, erklärte foldhe zu Handen ver euro: 
päiſchen Mächte, bot das geſammte Bundesfontingent von 
15,203 Mann auf, mit Einladung an die Kantone, ein zweites 
Kontingent von gleicher Stärke in Bereitichaft zu fegen. So— 
fort machte Franfreih einen Strich durd die Neutralität der 
Schweiz, indem es ſchon die freie Wahl eines eidgenöfftichen 
Oberbefehlshabers beanftanvete und mit verlegender Zudringlich— 
feit die Berufung des gewejenen Landammanns d'Affry an dieſe 
Stelle befürwortet. Die Tagfagung wählte in Mehrheit den 
gewejenen Landammann v. Wattenwyl. Der aldvann als 
außerorbentlicher Botichafter an Napoleon nad) Straßburg abge- 
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jendete greife d'Affry erhielt nicht nur bie erbetene Neutralitäts- 
zujage nicht, jondern wurde mit einer Fluth von Vorwürfen 
überjchüttet, die ihm zum Ueberfluß auch noch fchriftlich zu Hans 
den der Tagfagung mitgegeben wurden. Der franzöſiſche Kaiſer ver- 
langte in beleidigenden Worten von der Eidgenoſſenſchaft Schuß 
der Franche-Comtéͤ gegen einen allfälligen Einfall Oeſterreichs 
und vor Allem ſchleunige Vollwerbung des erften Fapitulirten 
Regiments (29. September). Borangegangene ſchwere münd- 
lihe Drohungen hatten über den wirflihen Sinn des Gebieterd 
feinen Zweifel laffen können. Am 28. September löste fich vie 
Tagjagung wieder auf. Die Mehrzahl der aufgebotenen Truppen 
dedten die Grenze gegen Defterreich und Süddeuiſchland in ben 
Kantonen Graubünden, St. Gallen, Thurgau und weiter hinab 
bis in den Kanton Schaffhaufen. Diejes Fleine Heer war in 
vier Divifionen aufgeftellt, von denen die zweite, unter dem eid— 
genöffiihen Oberften Karl Fidel v. Sartori aud dem Kanton 
St. Gallen, die Rheingrenze vom Sarganferland bis hinab nad) 
Rorſchach befegt hielt. Durch wetterfchnelle Erfolge ver Frans 
zofen wurde die Kriegögefahr in Fürzefter Frift von der Schwei— 
zergrenze entfernt. Doch hatten zwei Gelvfontingente von zus 
jammen 981,014 $r. bei den Ständen eingehoben werben müſſen. 
Nah der Schlacht bei Aufterlig wurden die eidgenöfftichen 
Truppen entlaffen. Im Gefolge des Preßburger Friedens er- 
ftanden der Rheinbund, an der Grenze der Schweiz die König- 
reihe Baiern und Württemberg und das Großherzogtum Baden. 
Vorarlberg und Tirol wurden Baiern einverleibt. Das deutſche 
Reich lag in Trümmern; Franz IL. legte deſſen Krone nieber 
(6. Auguft 1806). Bon nun an war die Schweiz auf allen 
‚Seiten von Franfreih (mit Stalien) und den Gebieten feiner 
gefrönten Vaſallen umgeben; fie jelbft wurde, noch empfindlicher 
denn zuvor, ebenfalls Vaſall, wenn auch mit Beibehaltung der 
republifanifchen Formen, da der Preßburger Friede ihre „Unab- 
hängigkeit“ nach Maßgabe der Mediationsafte garantirt hatte. 
Das Fürftenthum Neuenburg wurde durch Preußen an Frank: 
reih abgetreten, deſſen Kaiſer es einem jeiner Günftlinge, dem 
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Marſchall Alerander Berthier, übergab (30. März 1806). Die 
franzöſiſchen Schildwahen und Mauthbeamten rüdten zum 
Schreden ver Echweizerfantone, Bern’d zumal, nun aud bis 
an bie obere Zihl zwifchen dem Neuenburger- und dem Bieler- 
See vor. Am erften Tage des gleichen Jahres war dad Amt 
des Schweizer Landammanns an den Bürgermeifter Andreas 
Merian von Bafel übergegangen. Der außerorbentlihen Tag- 
ſatzung unmittelbar vorangehend war der Große Rath, von St. 
Gallen verfammelt; er ertheilte die Inftruftionen und beftellte 
die Abordnung, Müller-Friedberg ald Gejandten. Theild von 
ber Regierung theild vom Großen Rath) wurden eine Reihe 
friegerifcher Anordnungen getroffen: ed wurden durch das 2008 
die einzelnen Corps des erften und des zweiten Auszügerfontins 
gented beftimmt; da tie Dragoner noch nicht organifirt waren, 
wurde die Stellung der nöthigen Anzahl verjelben auf die Mi— 
litärbezirfe vertheilt; man nahm Freiwillige oder auch Anges 
worbene an; daherige Koften hatten die Gemeinden ver betref- 
fenden Militärbezirke zu beftreiten. Ein Geſetz befahl den Ge— 
meinden, der wahrgenommenen großen Zahl von unvermögenden 
Eliten die Bewaffnung anzufchaffen, darleihensweiſe, oder gegen 
allmälige Vergütung des Koftenbetragd durd die Empfänger 
(17. September 1805). Es wurde ein Kriegsrath) aufgeftellt, 
dem unter dem VBorfig eines Mitgliedes des Kleinen Rathes 
die Leitung und Bejorgung fowohl der innern Militärſachen als 
alles deſſen, was auf ten auswärtigen Kriegsdienft Bezug 
haben mochte, übergeben wurde; ferner ein Kriegögericht zur 
Beurtheilung der ſchweren Militärvergehen, und für jeden Bezirk 
zur Beurtheilung der bloßen Difziplinarvergehen ein Kriegszucht— 
rat) (Gejeg vom 20. September). Tumultuariſche Widerjeglich- 
feit von Militärpflichtigen bei einer Injpektion in Goßau wurde 
friegsrechtlih beftraft. Zu Beftreitung der außerorbentlichen 
Militärausgaben mit Inbegriff ver an vie Bundesfaffe zu ber 
zahlenden Geldfontingente wurde, neben ber ordentlihen Ber- 
mögensfteuer von 2 vom Tauſend, eine außerordentliche von 4 
vom Taufend, legtere in zwei Malen zu erheben, ausgefchrieben, 
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bald auch wirklich bezogen. Der Kleine Rath beftellte in allen 
Gemeinden, wo Durchmarſch oder Kantonnirung eidgenöffticher 
Truppen ftattfand, zu georbneter Beforgung ded Berpflegungs- 
und Lieferungsbienftes, Quartierämter. In St. Gallen war 
ein Lazareth errichtet. Das Kantonskontingent wurde auf einen 
bis dahin nicht da gewefenen Stand gehoben. Inſtruktions— 
Ichulen und Vorfurfe der verfchiedenen Waffengattungen wurden 
gehalten. Neben der freiwilligen „Standeslegion“ war zu biejer 
Zeit oder doch in Folge der Neutralitätdanordnungen die ganze 
waffenfähige Mannfchaft organifirt. Dem Volke war bei den 
hohen Militär- und andern mittelbaren und unmittelbaren Laften 
nicht wohl. Auf die Zeitereigniffe, nicht auf die Regierung, Fällt 
daherige Schuld; dieſe öfonomifirte fo gut möglih, und ihren 
Eifer jpornten im gleihem Geift vie fih jährlich wiederholenden 
Klagen der ftaatöwirthichaftlichen Kommilfton zur Ausdauer. 
Die Gejeggebung über die rein Fantonalen Angelegenheiten 
machte auch in dieſem Zeitabfchnitt rühmliche und nügliche Fort: 
ſchritte auf den meiften Gebieten des öffentlichen Lebens. Land- 
wirthihaft und Gewerbe fanden dabei reichlihe Aufmerkſamkeit. 
Ein Geſetz über die Viehhauptmängel verfchaffte dem Handel 
mit Vieh wichtige Garantien. Gin anderes Geſetz ordnete, in 
Ausführung der Mediationsverfafung, ven Loskauf aller Grund: 
und Bodenzinſe, d. h. der vormald ewig oder unablöslich ges 
nannten auf Grund und Boden, Gütern oder Gebäuden haf- 
tenden Zinfe und Gefälle, nach wefentlich gleichen Grundjägen 
wie den Losfauf der Zehnten, zum zwanzigfachen Betrag, für 
deffen Berechnung Behufs Ablöfung der NaturalsFZinsgefälle der 
zwanzigjährige Durchſchnitt der Produktenpreiſe angenommen 
wurde; wer nicht loskaufte, blieb gegenüber dem Grundzins— 
berechtigten zahlungspflichtig wie bis dahin (24. Mat 1805). 
Der Kapitalbetrag der aus dem ſchon früher verordneten Zehn: 
tenlosfauf fich ergebenden Summen wurde durch ein neues Geſetz 
zu Gunften der Berechtigten, Kirchen, Schul- und Armenan- 
ftalten, al8 unantaftbar gefeßlich fichergeftelt. Zur Hebung ber 
Landwirthichaft wurde das jogenannte Tritt: und Trattredht (ver 
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gemeinſame Weidgang auf Ackerſeld, Wies- und Waldboden) 
gegen Loskauf geſetzlich aufgehoben; beiſpielsweiſe führen wir 
an, daß der Eigenthümer von Ackerfeld 3 Gl. 30 Kr. für die 
Juchart Loskauf zu entrichten hatte. Die an ganze Gemeinden 
oder Korporationen fallenden Loskaufsſummen durften jedoch nicht 
an die Antheilhaber vertheilt, ſondern mußten als Kapital den 
Armen- oder Schulfonden einverleibt oder zu andern allgemeinen 
Zweden verwendet werben (13. Mai 1807). Der wichtige 
Kornhandel in Rorſchach wurde durch eine vollftändige Markt: 
ordnung geregelt, die Handhabung derfelben einer eigenen Marfts 
polizeifommiffton unterftellt; von ihr ging die amtliche Ermitt- 
lung der Kornpreiſe aus, welde hinwieder maßgebend für vie 
Feftiegung der Brodtare wurden. Wieder ein Geſetz ordnete 
ausführlih die Errichtung der Handwerfögejellihaften, fünfzehn 
für den ganzen Kanton, jowie deren im Ganzen bejchränfte 
Verrihtungen, da die Berufdbetreibung völlig frei blieb und jeber 
Bürger, ohne zunftmäßige Erlernung eined Handwerfes, eines 
oder mehrere derſelben auszuüben berechtigt war. Eine der wich— 
tigften Gründungen biefer Zeit war jene der allgemeinen, ver: 
bindlihen Berfiherungsanftalt für gefammte Gebäude des Kan- 
tond gegen Brandſchaden. Bisher in Brandfällen geleiltete 
Unterftügung aus der Kantonshülfskfaffe war unzureichend. Eine 
große Fenersbrunft in Thal (7. Mai 1806) mahnte zu befjerer 
Vorſorge. Das neue Gefeb half gründlich, verpflichtete, mit 
einziger Ausnahme der beſonders feuergeführlichen, zu Verſiche— 
rung fümmtlicher Gebäude; orbnete deren amtlihe Schätung an 
und ficherte für Brandfälle den vollen Betrag des gewertheten 
Schadens als Erfag zu; dagegen hatten die Eigenthümer jähr- 
lich vier Kreuzer von hundert Gulden des Schagungswerthes zu 
leiften; zu Dedung außerordentlicher Brandſchaden Fonnten fie 
darüberhin bis auf 20 Kreuzer von Hundert Gulden im Jahr 
angehalten werden (9. Mai 1807). So ging St. Gallen ben 
übrigen Kantonen mit gutem Beilpiel voran; das Verdienft der 
“ Gründung fällt wejentlih dem Negierungsrath Meßmer zu, ter 
fofort auch der Leiter der Anftalt wurde. Im Wolfe, welches 


— 23 — 


den Neuerungen in der Regel abhold, waltete Mißtrauen, weil 
jede neue bleibende Leiftung jchwer fiel; viele Gebäubeeigen- 
thümer juchten ihren Vortheil in möglichft niedriger Schagung ; 
wiederholte Brandunglüde und die im Folge verfelben in bie 
Gemeinden abgegebenen Scadenserfagfummen gewannen all 
mälig die Widerftrebenden. Laut erfter Rechnung auf Ende 
März 1808 waren 42,332 Gebäude verfichert für den Geſammt— 
betrag von 19,129,505 Gulden. Den Andrang der vielen 
ſchlechten deutſchen Scheidemüngen zu hindern, ſchloß St. Gallen 
mit Schaffhaufen, Appenzell und Thurgau eine Konvention in 
Münzſachen. Es ift dieß der Urjprung des vieljührigen Münz- 
vereind der genannten vier öftlihen Kantone. In dieſer Zeit 
begannen die Fantonalen Prägungen, mit beträchtlichen Ausgaben 
für die Errichtung der Münzſtätte. 

Die Thätigfeit der Regierung wendete fich auch ven öffent: 
lichen Kommunifationen zu. Behufs geordneten Straßenunter> 
halts wurde, zu Gewinnung des erforderlichen Straßenmaterials, 
das erfte Erpropriationdgefeg erlaffen. Für die Hauptverfehrs- 
ftraße von Rorſchach nad Züri und weiter durch die Schweiz 
einen leichtern Uebergang der Gitter zu gewinnen (die alte 
Straße führte außerhalb -Bruggen bis in die Tiefe des Flufjes 
zur dortigen gededten Holzbrüde hinab, die einzuftürgen drohte), 
wurde der Niefenbau einer gewölbten fteinernen Brüde in ent 
Iprechender Höhe beſchloſſen (15. Mai 1807), zur Beftreitung 
der auf 100,000 Fr. angejhlagenen Baufoften der Erlös ver 
gefeglih bewilligten Staatsgüterverfäufe angewiefen. Der Bau 
begann im Herbft 1807. Zur Förderung der Unternehmung 
bewilligte die Taglagung ein hochgehaltenes Brüdengeld. Der 
ſchon in viefer Zeit projkftirte Bau einer großen Kommerzial- 
ftraße zwilchen Rorſchach und Ragatz veranlaßte Grabs zu ener- 
gischer Eingabe für Beibehaltung der alten Richtung von Senn 
wald über Ear, Gams, Grabs nach Buche, im Gegenfag einer 
neuen Richtung über Sale und Haag (20. März 1807). Im 
Folge ver Taglagungsbeichlüffe über vie Linthforreftion über— 
nahm der Große Rath von der erforderlichen Gefammtzahl von 
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1600 Aktien zu 200 Fr. 200 Stück für Rechnung der Staats— 
fafle; im Marimum mit 50 Stüd verfelben belaftete er die 
Stiftöliquidationdfaffe, mit SO anderen vie Klöfter indgefammt, 
das Stift Schänis inbegriffen; die Vertheilung derſelben unter 
die verjchiedenen Klöfter war dem Kleinen Rath anheimgeftellt. 
Es geſchah dieß nach Erlaß des vom Landammann der Schweiz, 
Hans v. Reinhard, ausgegangenen Kreisſchreibens an geſammte 
Stände (vom 16. März 1807). Es folgten Aktienzeichnungen 
durch die ganze Schweiz. An der Spitze der Aufſichtskommiſſion 
für das Unternehmen ſtand jetzt der ſchon mehr genannte Hans 
Konrad Eſcher von. Zürich; in die Schatzungskommiſſion für 
St. Gallen waren Chriftoph Fuchs von Rapperſchwyl und ber 
Gemeindammann Joh. Anton Peter, von Sargans, berufen. 
Eine mit Zürich, Schwyz und Glarus im Jahr 1807 verab- 
rebete Ordnung der Schifffahrt auf der Linth und dem Wallen- 
jee für den großen Schifffahrtöverfehr zwilchen den Hauptftapel- 
plägen Wallenftabt und Zürich regelte allfeitige Nechte nach dem 
Syftem der befannten Rhodorbnung zwiſchen den vier Klafjen 
von Schiffleuten, von denen jeder Kanton eine bildete, 

Aus dem Gebiet ver Rechtspflege find zu melden: ver Er— 
laß einer gleihförmigen Schuldentrieb- und Konfursordnung für 
das ganze Kantonsgebiet, nebft einem Vertrag mit Glarus über 
gegenfeitige Behandlung der Konfursfälle; das Geſetz zur Siche- 
rung bed Landmanns vor verjchiedenerlei Wucher bei Gelvan- 
leihen auf Tiegenschaftlihe Unterpfanve; ein Geſetz über Water: 
Ihaftsflagen zur Sicherung der Rechte uneheliher Kinder, nebft 
Verträgen mit mehreren Kantonen über ven gleichen Gegenftand; 
das mit Befeitigung des helvetiihen Criminalcoder erlafjene 
Strafgejeßbuch über Verbrechen, nebit „dem rechtlichen Verfahren 
bei Verbrechen“, beide vom 14. Mai 1807. Jenes erſte Gefeg 
zählte als Strafarten gegen Verbrechen auf: die Todesſtrafe, 
Freiheitöftrafen (als ſolche Kettenftrafe, einfache öffentliche Ar— 
beitöftrafe, Zucthausftrafe, Landesverweilung, leßtere jedoch bloß 
gegen Ausländer anwendbar), Leibesftrafen (Staupbeſen, Brand- 
marfung), Strafen an der Ehre Pranger), Oelvftrafen; in 
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100 Paragraphen waren die Grundlinien des Strafrechtes vor- 
angefchict. Verfaſſer des Strafgefegbudhes war Konrad Meyer 
aus Dlten, damald Kantonsardhivarz Berfaffer des rechtlichen 
Verfahrens, Karl MüllersFrievberg, älterer Sohn des Regie- 
rungsrathes, feit einiger Zeit in St. Galliſchem Staatsdienft. 
Nah dem Beijpiele der übrigen öftlihen Kantone der Schweiz 
hatte auch St. Gallen mit dem’ Reichsgrafen Schenf v. Eaftel 
zu Oberbifhingen für die Jahre 1806 bis 1812 einen Bertrag 
abgeichloffen, vermöge welchem Verbrecher, fei es zur Unterfu- 
hung, oder zum Aburtheilen oder Erequiren oder auch nur zur 
Verwahrung, in die dortige Zuchtanftalt gegen Koftenvergütung 
abgeliefert werben Fonnten. Abgejehen war es dabei jedoch nur 
auf fremde Gauner und Bagabunden; und die Regierung ver: 
fiherte den Großen Rath: daß jchon der bloße Ruf von Ober: 
difchingen viel beitragen werde, fremdes Geſindel vom Kanton 
St. Gallen abzuhalten; dabei erflärte fie, daß Kantonsbürger 
jeweilen ihrem einheimijchen Richter überwiefen werden; bie 
ftaatswirthichaftlihe Kommiſſion verlangte darüberhin, daß jols 
ches auch gegenüber von Schweizern aus andern Kantonen be- 
achtet werde. Die Kettenfträflinge wurden damals im Scellen- 
haus („im grünen Thurm“ in St. Gallen), die übrigen Sträf- 
linge in den Zuchthäufern zu St. Leonhard in St. Gallen und 
in Rapperfchwyl untergebradt; in allen drei Anftalten waren 
49 Köpfe; drei fremde Gauner waren nad; Oberdiſchingen ab- 
geliefert. 

Als Kalamitäten der Zeit find beſonders die Folgen des 
franzöftfchen Drudes zu nennen: der Zwangsfriegsbienft und 
die Handhabung der Napoleoniihen Kontinentalhandelsiperre 
gegen England. Die weientlih im Interefje Frankreichs ausge- 
führte Grenzbefegung von 1805 hatte die jchweizerifche Bundes- 
verwaltung 891,226 Fr. gefoftet, die Auslagen der Kantone 
für ihre Truppenftellung noch ungerechnet. Aber die Vajallen- 
Ihaft gegenüber von Frankreich erheifchte noch andere Opfer. 
Der frangöfifche Kriegsdienſt hatte feine alte Volksthümlichkeit 


verloren; die junge Mannſchaft war ihm abgeneigt, ja fürchtete 
Baumgartner. Kanton St. Gallen, IL 15 
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ihn fogar wegen ftrenger Friegsrechtlicher Ordnung; unterlaffene 
Auszahlung von Ruhegehalten an die alten treuen Krieger aus 
früherem Dienft trug das ihrige zur Mißftimmung bei. Die 
Werbung machte fich daher langfam; im Juli 1806 fehlten dem 
erften Regiment noch 2000 Mann, die andern drei Regimenter, 
mit deren Organijation anfänglih die franzöfiiche Regierung 
jelbft gezaudert hatte, follten nun rafch auch noch aufgeftellt wer- 
den. Zu diefem Zwede ließ der franzöſiſche Kaiſer drohende 
Noten an die Schweiz fchreiben ; vertraulich wurde ſchon auf die Rothe 
wenbigfeit einer Art Konffription hingewieſen. Soldermaßen ges 
trieben, mahnte der mit Neujahr 1807 in das Amt eingetretene 
Landammann der Schweiz, Bürgermeifter Hans v. Reinharb von 
Zürih, die Kantone zur Lieferung der nöthigen Mannjchaft. 
St. Gallen, für die vier Regimenter (zufammen 144 Kompagnien) 
mit 12 Kompagnien bedacht, mußte zu außerorbentlihen Maß- 
nahmen fchreiten, um namentlih die Mannfhaft für die neun 
Kompagnien der noch erft zu refrutirenden Regimenter zu liefern. 
Der Kleine Rath beftellte zu bdiefem Ende mehrere Werbungs- 
infpeftoren in den Bezirken, feste diefe in Verbindung mit den 
MWerboffizieren der Regimenter, damit gemeinfame Einwirkung 
um fo fchnelfer die erforberlide Mannfchaft auftreibe. Das 
Uebrige mußten Geld und Geige thun. Jedem Refruten wurden, 
ohne Abzug von feinem Handgeld, zwei Kronenthaler Prämie 
aus der Staatsfaffe verabfolgt; für die ganze Baftnachtzeit bins 
durh (1807) wurde Bewilligung zu täglihem Tanz in einem 
Wirthshaus jeder Gemeinde ertheilt. Werber und angetrunfene 
Rekruten, diefe mit der franzöſiſchen Tricolor-Kofarde und Bän— 
dern reichlich geſchmückt, zogen unter Begleit zahlreicher Gafjen- 
jungen und mit hoch erhobenen Flaſchen, tanzend und fingend, 
die Reize des Solvatenlebens entfaltend, durch die Städte und 
Dörfer. Und da die anfängliche Prämie nicht erfledlich war, 
mußte der Kleine Rath; bis auf 2 Louisd'or auf den Mann aus 
der Staatöfaffe bezahlen und war darüberhin genöthigt, die Ge- 
fammtzahl der aufzutreibenden Nefruten nach dem Mannjcdafts- 
fuß auf die Gemeinden zu verlegen und jo jede Gemeinve für 
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die Lieferung der erforderlichen Zahl Nefruten zu verpflichten. 
Die Ausgabe der Staatsfaffe an Prämien betrug einzig im 
Rechnungsjahr 1806 auf 1807 15,488 Gl. Alle viefe außer: 
ordentlichen Vorfehren für ven mißbeliebten Kriegsdienft erregten 
allgemeine Unzufriedenheit im Volke. Im Folge der angewen— 
beten Mittel brachte man endlich doch jene Schaaren junger Leute 
zufammen, welche zunächſt auf die Depots in Franfreih, von 
dort auf die europäiſchen Schlachtfelder geliefert wurden. Die 
Klagen Franfreihd aber wollten doch fein Ende nehmen; in 
Folge deſſen erließ die Tagfagung ein allgemeines Verbot gegen 
Werbung für andere fapitulirte Kriegöpienfte, als ſolche, welche 
bereitd durch den Allianz» Vertrag mit Frankreich als zuläffig 
erklärt worden. MWiderhandlungen, fo gebot die Tagfasung, 
mußten wenigftend mit dem Berlurft ded Kantond- und Ges 
meinbebürgerrecht# beftraft werben. Zur Bollziehung erließ ber 
Große Rath das überaus ftrenge Geſetz gegen ſogenannte Falſch— 
werbung; aud genehmigte er Namens des Standes St. Gallen 
den Uebertritt des erften franzöſiſchen Schweizerregiments in den 
Dienft des neuen Königs von Neapel, Joſeph, aus dem Haufe 
Bonaparte. Für den Zwed der Befämpfung Englands in feiner 
Grundfefte, dem Welthandel, mußte auch die Schweiz fi das 
franzöſiſche Zoch gefallen Taffen. Als die Einverleibung Neuen- 
burgs herannahte, warf der Spefulationsgeift der Schweizer 
Kaufleute noch eine Maſſe engliiher Waaren nad Neuenburg 
zu gewinnreihem heimlichen Berfauf im weiten franzöſiſchen 
Reich. Darob ergrimmte der frangöfiiche Herricher und verlangte 
Abhülfe unter Drohungen, die, wie ſchon öfter, felbft den Fort— 
beftand der nur noch formellen Unabhängigkeit der Schweiz als 
gefährdet erjcheinen ließen. Diefem Ungeftüm folgten ftrenge 
fantonale Maßnahmen. Die Regierung von St. Gallen verbot 
die Einfuhr aller engliihen Manufakturen, mit einziger Aus— 
nahme des für die eigene Fabrifation erforderlichen Baumwollen- 
garnd, aud allen Handel mit jenen Waaren nad) den unter 
franzöfifcher Botmäßigfeit ftehenden Ländern; zur Handhabung 
des Verbots wurde eine Außerft läſtige Kontrolpolizei an ver 
15* 
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Grenze nothwendig; Widerhandlung wurde mit Beichlagnahme 
der Waare, darüberhin mit Gelvbußen, auf wiederholte Rüd« 
fälle jelbft mit SKriminalftrafen bedroht. Rorſchach, Rheine 
und Trübbad wurden als alleinige Einfuhrpläge, von Außen 
her, bezeichnet, wo geübte Grenzauffeher das Verbot zu hand: 
haben fih abmühten. Den fantonalen Verfügungen folgte bie 
allgemeine fchweizerifhe, durch Tagſatzungsbeſchluß, der vie 
ftrengften Vorſchriften ebenfalls enthielt und Schuldige felbft mit 
Zuchthausſtrafe und Landesverweifung bebrohte, dann, zur Ber 
ftreitung der Koften, die Erhebung einer läftigen Viſagebühr 
von allen zugelafjenen Waaren bewilligte (5. Juli 1806). 
Dem Schulweien wurde, von Seite des Erziehungsrathes 
wie der Regierung ſelbſt, pflichtige Fürforge gewidmet. Da bie 
feitend des Staates aufgeftelten Inſpektoren nicht ausreichen 
fonnten, wurbe für jeve Gemeinde die Aufftelung eines Orts⸗ 
jhulrathes verorbnet, beftehend aus dem Pfarrer und einigen 
weltlichen Mitgliedern nebft Schulpfleger; in paritätiſchen Ges 
meinden war für jede Religionspartei ein eigener Schulrath zu 
beftellen, fo wie jede auch ihren eigenen Schulfond hatte oder 
zu errichten eingeladen wurde. Sn leßtern Gemeinden war die 
Dezeihnung der weltlihen Mitglieder dem Berwaltungsrathe 
des Fatholifhen und jenem des reformirten Gemeindegutes, in 
ungemijchten Gemeinden dem Gemeinderath übergeben. Der 
Schulrath hatte den Prüfungen beizumohnen, die Schulhäufer 
und Schulftuben zu beauffichtigen, ſäumige Aeltern zur Beſchickung 
der Schule feitend ihrer Kinder anzuhalten, Gelege und Ver: 
ordnungen über das Unterrichtswefen zu vollziehen, auch ven 
Schulfond zu verwalten. Sn den Städten und Ortſchaften, 
welche höhere Schulanftalten hatten und wo der Schulräthe 
wegen nicht ſchon beſondere Uebereinfommnifje beftanden, hatte 
der Erziehungsrath deren Errichtung noch einzuleiten. Der Er- 
ziehungsrath empfing jährlich von feinem Aftuar einen eingehen- 
den Bericht über den Stand des Erziehungswejens im Kanton. 
Aermere Gemeinden erhielten Unterftügung; e8 wurde Bedacht 
genommen, weniger fähige Schullehrer durch beſſere zu erfegen; 
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neue Schulbüchlein wurden eingeführt; manche Gemeinden beider 
Konfeffionen erwarben fi durch Hebung ihrer Schulen den Bei— 
fall des Erziehungsrathes; im Ganzen aber hielt er dafür, daß 
das Schulweſen im Fatholifchen Theile des Kantons im Ber: 
gleihe zu dem reformirten zurüdftehe. Gerühmt wurde Cim 
Beriht vom Jahr 1805) die Theilnahme des Konftanzifchen 
Generalvifars für die Verbefferung des Schul- und Erziehungs» 
weſens. Den Pfäferſer Gelpbeitrag gedachte ter Erziehungs- 
rath für Real» oder Mittelfchulen zu verwenden. Im Jahr 1807 
wurde die ganze Organifation des Erziehungsrathes einer Res 
vifton unterftellt, wejentlich mit der Abſicht, aus dem Erziehungs» 
rath eine ftehende Kommiſſion zu bilden, deren Mitglieder fi 
leicht und wenigftens jede Woce einmal zu fchneller Geſchäfts— 
bejorgung verfammeln. könnten. Der Kommiſſion lag die Vor: 
berathung aller wichtigeren Gejchäfte ob, deren Enticheid vom 
Erziehungsrath abhängig war. Neben dieſer Kommiſſion hatten 
zwei bejondere Eonfeiftonelle Ausfchüffe für Behandlung deſſen, 
was in das Religiöje einfchlug, fortzubeftehen, und wurden noch 
um einige Mitglieder verftärft. Ste hatten Vollmacht, mit den 
firhlichen Behörden das Weitere zu beforgen. 

Durch die Aufhebung des Stiftes St. Gallen und bie 
Sernhaltung feines Abtes hatte fihb die Regierung 'einen weit 
überwiegenden Einfluß in fatholiichen Kirchenfachen erobert. Sie 
verfügte über das Geld und die geiftigen Kräfte zugleich. Der 
MWiderftand feitend der Ordensgeiſtlichkeit verftummte; für bie 
MWeltgeiftlichkeit ftand ökonomische Verbefferung ihrer Lage in 
Ausſicht; da die Regierung über alle ehemaligen Stiftsfollaturen, 
eben jo über die ehemaligen landesherrlichen Kollaturen in den 
reformirten Kantondtheilen verfügte, jo war der größere Theil 
der Geiftlichkeit beider Konfeffionen in kaum vermeidlicher Ab- 
hängigfeit von der gemifchten Regierung, die ihrerfeits, wie da— 
für viele Beweife fchon gegeben worden, auch den Großen Rath 
in ihrer Hand hatte. Die Thätigfeit der Regierung ift nad) 
diefer neuen Lage der Dinge zu beurtheilen. Sie war weſentlich 
auf die Durhführung der Liquidationsbefchlüffe auch in Firchlicher 
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Beziehung gerichtet. Die Regierung dotirte aus dem Stiftöver- 
mögen die ehemalige Stiftskirche, nun fatholiihe Hauptkirche ges 
nannt, mit 200,000 Gl., erklärte dieſes Kapital als für „ewige 
Zeiten unveräußerliche Fundation“ verfelben, verordnete, daß ber 
ehemalige Kirchenfhag ihr ausſchließlich gewidmet fein folle, 
regelte im inverftändniß mit der bifchöflihen Behörde die Or— 
ganijation ded Pfarramtes mit Zugabe der nöthigen Hülfs- 
priefter, und wies bie erforderlichen Pfarrwohnungen in den 
Stiftögebäuden an (Regierungss und bifchöflihe Erlafje aus ven 
Sahren 1806 und 1807). Der Kleine Rath jegte für die Ber: 
waltung des Vermögens der Hauptkirche, in Betracht, daß das— 
jelbe „nie das Eigenthum einer befondern Gemeinde geweſen“, 
ein eigened aus fieben Mitglievern beftellted Kollegium ein, 
deſſen PBräfident aus dem Kleinen Rath zu nehmen war; er 
verordnete die Auswahl eines engern Ausichuffes aus dieſer 
Verwaltung, au die Aufftelung eines Kaſſiers (Regierungsbe- 
ſchluß vom 6. Mai 1808). Laut obigen Anordnungen waren 
ver fatholiichen Pfarrei St. Gallen zugetheilt: Tablat, nebft ven 
Katholifen in der Stadt St. Gallen, dann St. Georgen, Rot- 
monten und ein Theil von Straubenzell, zu jener Zeit im Ganzen 
zu 3000 Seelen angeichlagen. Wittenbah, Bruggen, St. %o- 
fephen und Engelburg wurden von der ehemaligen Pfarrei 
St. Gallen getrennt und zu befondern unabhängigen Kuratien 
erhoben; St. Fiden und St. Georgen blieben Filialen; bie 
Heilig Kreuz- Kirbe (in ter Gemeinde Tablat) war von der 
Hauptlirhe aus zu verfehen. Die Pfarrei Alt-St. Johann 
wurde durch Ueberlafjung des dortigen Propfteigebäudes nebſt 
Zugehör und eines Kapitals von 30,000 Gl. dotirt; die Pfarrei 
Stein mittelft Uebergabe eined Kapitald von 8000 Gl., dem 
bald nachher eine Nachtragsdotation von 8272 GI. folgte; die 
Katholiken von Neßlau und Krummenau vereinigte die Regierung 
zu einer Pfarrei Neu-St. Johann; für die Pfarrgeiftlichfeit ders 
felben behielt fie die nöthigen Wohnungen in dem Kloftergebäube 
vor; dem alten Kirchenvermögen fügte fie ein Dotationdfapital 
von 9000 Gl. bei. Das Kloftergebäude von Neu-St. Johann 
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jammt babei liegenden Gütern überging um ben Preis von 
33,000 Gl. an Private. Cine Abfurung zwilchen der Kirch- 
gemeinde und biefen Privatfäufern des Klofterd überließ der 
erftern einen durch Vertrag näher bezeichneten Theil ver Klofter- 
gebäude zu Pfarrwohnungen (1810). Eben fo wurde ſeitens 
der Regierung die Fatholifche Pfarrei St. Peterzell mittelft 
Ueberlaffung bortiger Eirhlihen, Meßmer: und PBropfteigebäude 
botirt; im legterem behielt ſich jedoch die Regierung etliche Woh- 
nungen für dorthin zu verfegende Geiftlibe vor, was auf ihre 
Abſicht ſchließen läßt, jenes Gebäude ald Berforgungsanftalt 
für einige ältere Geiftliche zu benützen. Katholiſch Hemberg, 
das bis damals durd einen Konventualen von NewSt. Johann 
aus der Propftei zu St. Peterzell paftorirt wurde, trennte die 
Regierung, nah Wunſch der Hemberger, von der Pfarrei 
St. Peterzell und ftattete die neue Pfarrei mit dem erforber- 
lien Einfommen aus; deßgleichen Ieiftete fie einen Geldbeitrag 
von 1500 GI. aus dem St. Galliihen Stiftsfond zum Bau 
eined Prarrhaufes in Hemberg. Aehnlihe Verfügungen folgten 
im Rheinthal. Won der alten Pfarrei Montlingen . wurden 
wichtige Theile ausgeſchieden: die Rhode Oberriet mit Rehag 
und Moos zu eigener Pfarrei Oberriet erhoben, die dann ale 
bald zum Bau einer Kirche jchritt, — Hard, Kobelwied und 
Freienbady der bereit im Jahr 1801 unter der helvetifchen 
Regierung neu gefchaffenen Pfarrei Kobelwald zugetheilt (1807 
und 1808). Eine ähnliche Veränderung war im Jahr 1802 
mit der alten Fatholifhen Pfarrei Berned vorgegangen, von 
welcher damals Au, Meonftein und Haslad abgelöst und zu 
der neuen Pfarrei Au erhoben worden. Für die evangelijche 
Geiftlichfeit erließ die Synode im Jahr 1805 eine allgemeine 
Predigerordnung, alle Theile der PBaftoration umfaffend; am 
4. Dezember gl. ‚3. erhielt viefelbe die Genehmigung des 
Kleinen Rathes. 

In Folge Anfuchens der Kantondregierung verorbnete der 
Biſchof von Konftanz durch feine Kurie daſelbſt die Vermin— 
derung der gebotenen Feiertage auf fiebenzehn, uneinbegriffen 
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für jeden Pfarrbezirf das Feſt des Schupheiligen der Pfarr 
fire (4. Nov. 1806); forglich verbot der biſchöfliche Erla für 
die Zufunft die Abhaltung jedes anderen Gottesbienftes, ald an 
Werktagen, öffentliche Andachten an den Vorabenden der „ab- 
gewürdigten Fefttage” und Aehnliches. Die Regierung ver: 
fündete in lobenden Ausdrücken eine ausführliche Plazet- und 
Bollziehungsurfunde unter Strafandrohung gegen Widerhandelnde 
(13. November). Der Biſchof von Chur folgte für den St. Gal— 
lichen Theil feines Sprengeld mit der gleichen Verminderung 
der Feiertage, empfahl aber im Gegenſatze zu Weffenberg 
wenigftend der wohlhabendveren Klaſſe, an vilpenfirten Feiertagen 
dem heil. Meßopfer beizumohnen (12. Januar 1808); obrig— 
feitlihe Plazetirung wie für die Konftanzer Verordnung. 

Das Klofter Pfäferd war noch immer nit im Zuftande be- 
friedigender Diſziplin. Bei nahendem Hinſcheide des Abtes Bene- 
dift Borler meldete der Dekan Joſeph Arnold dem Fürftabten 
von Einſiedeln ald Viſitator feine Noth. Einige Kapitularen, 
namentlih P. Plazidus Pfifter und P. J. B. Steiner, hatten 
fih thatfächlih vom Klofter getrennt, ohne fäfularifirt zu fein. 
Dekan. Arnold erklärte daher dem Bifttator: er werde denfelben 
weder Stimmredt noch Wahlbefähigung zugeftehen, falls fie nicht 
feierlich geloben, auf den erften Ruf in das Klofter zurüdzu- 
fehren, dem Entſcheide des Viſitators jedoch unvorgreiflih. Abt 
Benedikt ftarb hochbetagt am 21. November 1805. Dem Wunfche 
des Pfäferjer Defans entfprechend übertrug der Nuntius feine Prä— 
fibialrechte bei der Abtswahl auf den Fürftabten von Einftedeln; 
denn biefer fei, fchrieb er dem Abt, am Beften mit dem unglüd- 
lihen Zuftand des dortigen Klofterd vertraut; namentlich Fenne 
er das Verhalten der jüngeren Kapitularen, welde bie Ordens— 
regeln veracdhteten und mit weltlichen Gelüften („ne ulterius 
loquar”) umgingen (25. November). Gleichzeitig empfahl er 
ihm befte Verwendung für eine entfprechende Abtswahl, mit dem 
Wunſch, daß der neue Abt dem Beifpiele desjenigen von Ein- 
fiedeln folgen möge; nur dadurch fünne im Klofter Pfäferd die 
Diſziplin wieder hergeftellt werden, welche allein vafjelbe von 
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dem Untergange zu retten vermöge.. Am 10. Dezember wurde 
aus der Gefammtzahl von zwanzig Kapitularen der Dekan Jo: 
feph Arnold zum Abte gewählt; P. Plazidus war anweſend, 
nidt aber P. 3. Bapt. Steiner, der der Einladung Feine Folge 
gab, jondern widerfpännig auf feiner Pfarrei zurüdblieb. Augen- 
blidlih nah der Verkündung der Wahl in der Kirche, gab eine 
Kompagnie Waadtländer, die damals als Grenztruppen in Pfä- 
fer8 Fantonnirten, ein „ſchönes Feuerfalve” zu Ehren des Ge- 
wählten. Diefer leiftete den Kantonseid in die Hände des ans 
wejenden Regierungsabgeorbneten Bernold. Ein Jahr nad Ein- 
fegung des neuen Abtes, und nachdem der frühere Plan zur 
Errihtung einer höhern Lehranftalt, unter Staatöleitung, geſchei— 
tert, unternahm das Klofter die Gründung einer ſolchen in jeldft- 
ftändiger Stellung (einer vierfurfigen Lateinfchule mit verjchie- 
denen Realfächern). Am 1. Dezember 1806 wurde bieje Schule 
eröffnet und fie war zeitweife ein wenn auch ſchwacher Erſatz 
für die früheren Klofterfchulen in St. Gallen und in Neu:St. 
Johann. Der Jahresbeitrag des Klofterd an dad Fantonale 
Schulweſen wurde durch den Kleinen Rath von 2000 auf 1000 Gl. 
herabgejegt (1808). 

Langfam nur ſchritt die Staatsbehörde zur weitern Ber 
freiung der Frauenklöfter vom helvetifchen Joche; Wurmsbach, 
Magdenau, Notkersed, St. Maria bei Wattwyl und Mariahilf 
in Altftätten erhielten die Befugniß zur Aufnahme von Novizinnen, 
‚ wobei jevoh das zuläffige Marimum ber Profeffinnen (je 24 
für Magdenau und Wurmsbach, für die andern eine geringere 
Zahl) verbindlich feftgefegt wurde; eben fo wurden Marimum 
und Minimum der Ausfteuer beftimmt, für ausländifche Frauens⸗ 
perfonen 2400 Fr.; Liegenfchaften durften feinem Klofter zuge- 
bracht werben, aus Furcht vor der „todten Hand“; dad Gelübbe 
durfte erft nach vollendetem zwanzigften Altersjahr abgelegt wer- 
den. Als Erfag für die „Wohlthat” der Rechtsanerfennung 
wurden die Klöfter zur Leiftung von jährlichen Geldbeiträgen 
(200 bis 800 Fr. jedes) an eine zur Erziehung und Bildung 
der fatholifchen Jugend zu errichtende Zentralfaffe verpflichtet. 
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Weder von beweglichem noch unbeweglibem Vermögen durften 
fie, ohne Genehmigung des Kleinen Rathes, etwas veräußern; 
aljährlih hatten fie demfelben Rechnung über ihr Vermögen 
abzulegen. Bezüglich der andern Frauenklöfter follte die Regie- 
rung noch unterfuchen, in wie weit fie als weibliche Erziehungs- 
ober vorzüglich als Waifens oder Kranfenanftalten fih nüglich 
maden fönnten (Großrathsdekret vom 21. Mai 1805). Ein 
jpätered Großrathsdekret bewilligte auch den Frauenforporationen 
zu Weſen und Berg Sion bedingte Novizen-Aufnahme (16. Mai 
1806). Der Tagfagung gab die Gefandtihaft von dem erften 
- ber obigen Defrete Kenntniß (1805), wiederholt dad Eingehen 
von bundesrechtlichen Verbindlichkeiten über dieſen Gegenſtand 
im Namen des Kantons ablehnend. 

Die Zeitungspreſſe war bis zu dieſer Zeit nur von unter⸗ 
georbneten Geiftern bedient worden. Mit Anfang des Jahres 
1806 erſchien unter Leitung des in allen Richtungen thätigen 
Müller-Friedberg ein Wochenblatt: „ver Erzähler“. Das Blatt 
erhielt bald Anſehen und politiihen Einfluß. Johann v. Müller 
war vom Gründer veffelben um Mitwirfung erfucht worden. 
So lang Napoleon herrſchte, war diefe Zeitung voll Devotion 
für die franzöfiihe Herrſchaft. 

Der Zeitpunft zur Leitung des Kantonseides feitend der nadh- 
gerüdten jungen Bürger war wieder eingetroffen. Die Regierung 
aber wollte, daß die Handlung feierlicher vor fich gehe, als es früher 
geſchehen, daher die Verfügung, daß die Beeidigung nicht mehr nad 
Kreifen, fondern bezirksweiſe und zwar in jedem der Landbezirke 
an zwei Orten vorgenommen werde. Die Ortöpfarrer wurben an 
gewiefen, in einer Predigt zuvor den jungen jchwörpflichtigen 
Bürgern die Wictigfeit der vorzunehmenden Handlung an’d Herz 
zu legen. Eidweigernde wurden mit Beftrafung bedroht. Im No» 
vember 1807 ging die Eidesleiftung gejeglich von ftatten. Die 
erite fünfjährige Amtsdauer des Großen Rathes (in der dama- 
ligen Amtsſprache „Legislatur” genannt) nahte ihrem Ende. Der 
Kleine Rath erließ daher an den im November 1807 außerordent- 
lid verfammelten Großen Rath eine Abjchiedsbotichaft, in welcher 
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gefammte Leiftungen deſſelben während jener erjten Amtsperiode 
mit lobender Anerfennung überfichtlich dargeftellt find (25. Nov. 
1807). 


Siebenter Abfchnitt. 


Zweite Legislatur. Die Gründung der Höheren Fatholifchen Lehranftalten; 
ein gemeinfames Lyzeum verworfen, ein (Fantonales) evangelifched Gymna- 
fium erfolglos angeftrebt. Die Verwaltung der Eatholifchen Sonde und An—⸗ 
ftalten. Die Brauenflöfter. Aufhebung des Stiftes Schänis. Liquidationds 
ergebniffe der Etifte St. Gallen und Schänid. Das Kollaturweſen beider 
Konfeffionen. Andere Kirchenangelegenheiten. Das untere Schulmwefen. 
Geſetzgebung und Verwaltung in bürgerlichen Sachen. Deffentlihe Bauten . 
Der Krieg von 1809. Branzöftfche Drängereien; Soldatenprefje und fchmwei- 
zerifche Mauth; vergebliche Vorftellungen bei Frankreich. Fürſt Pancratius 
im Eril. Dritte Integralerneuerung des Großen Rathes. Schlacht bei 
Leipzig. Auch dad Bolf von St. Gallen vom Frangofenjoche befreit. 
(Bom Frühjahr 1808 bis Herbft 1813.) 


Aus den Wahlen des Frühjahrs 1808 ging ein verfafjungs- 
mäßig vollftändiger Großer Rath hervor. Die Regierung ver- 
urtheilte aus eigenem Antriebe die Willfür und Verfaſſungs— 
widrigfeit, welche bei Bildung des erften Großen Rathes im 
Jahr 1803 gewaltet, indem fie fih in der MWahlverorbnung 
ausdrüdlich vorbehielt, Ergänzungswahlen anzuorbnen, falls bie 
Kandidatenlifte die verfafjungsmäßige Zahl der Großrathsmit- 
glieder nicht nach Erfordernig überfteigen würde. Die Frage, 
was mit Regierungsräthen zu gejchehen habe, welche weder uns 
mittelbar noch mittelbar in den Großen Rath gewählt würden, 
gleichwohl aber die Amtödauer, für welde fie ald Mitglieder 
des Kleinen Rathes ernannt worden, noch nicht abgelponnen 
hätten, beantwortete fie mit dem naiven Entſcheid, daß ſolche 
als „überzählige” Mitglieder des Großen Rathes in diefem zu 
bleiben hätten (Beichluß vom 24. Februar 1808); die gleiche 
Borfchrift überging in ein ſpäteres Geſetz für fommende Integrals, 
erneuerungen (9. Mai 1812). Die Protofolle über die Wahl 
der Kandidaten brachten deren nur foviele, daß eine Auslofung 
nicht vorzunehmen war und barüberhin noch 39 Stellen im 
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Großen Rath, unbefegt blieben; für dieſe nun wurden Ergäns 
zungswahlen angeordnet, „da der Große Rath) nad) dem 6. Art. 
der Kantonsverfafjung aus 150 Mitgliedern beftehen und über- 
dieß Iaut dem 16. Art. annoh Kandidaten zu Wiederbefegung 
der Stellen, die in der Zwifchenzeit von fünf Jahren im Großen 
Kath erledigt werben, vorfindlich fein follen”; jo verfündete bie 
Auslofungstommiffion jelbft in ihrem Protofoll. In Folge diejer 
Nachwahlen blieben dann noch 22 Kandidaten zu Ergänzungen 
in der Folgezeit übrig. Aus diefen „Kandidaten“ wurden von 
Zeit zu Zeit, bis zum Frühjahr 1813, diejenigen Stellen des 
Großen Rathes durch das Loos wieder befegt, welde durch 
Hinſchied oder Refignation erledigt worden. Unter den beveutfamen 
Männern, welche durch die Wahlen von 1808 neu in den Großen 
Rath gelangten, ift der Appellationsrichter Peter Aloys Falk 
zu nennen, ber frühere helvetifche Senator; au Ignaz Gmür 
von Schänis, Dr. Johannes Neff von Altftätten, Joh. Nep. v. 
Bayer aus Rorſchach, 3. 3. Schirmer von St. Gallen, 3. R. 
Wirz a Rudenz von Wyl; von den Regierungsräthen war nur 
einer, Gſchwend, nicht in den Großen Rath gewählt; eine Stelle 
des Kleinen Rathes war vafant, da der während ver erften 
Amtsperiode für den freiwillig ausgetretenen Hermann Feld er- 
nannte Johann Kaſpar Oirtanner, einer der ehemaligen Bürger: 
meifter der Stabt St. Gallen, feither geftorben war. Auf die 
Kandidatenlifte waren auch ein paar Geiftliche gewählt worden, 
der Pfarrer Steinmüller in Rheinef und der Pfarrer Blattmann 
in Bernhardzell; fie lehnten die Beehrung ab. Müller⸗Friedberg, 
eben Regierungspräfident, eröffnete den neuen Großen Rath mit 
ausführlicher Flaffifcher Rede. Es war am erften Maimontag; 
diefen nannte er das „Felt der Verfafjung“, auch ein „Feſt für 
die Bürger”; dafjelbe war ihm „die erfte Zubelfeier ver Stiftung 
des Kantons St. Gallen“. Glodengeläute und 36 Kanonen- 
ſchüſſe verfündeten dem Wolfe den Aft der feierlichen Eidesleiftung 
des Großen Rathes. Reutti wurde abermals zur Präftdenten- 
würde erhoben. Durch Revifion des Gefchäftsreglements wurde 
verorbnet: daß grundfäglich die abjolute Mehrheit ver Anweſen⸗ 
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den gelte; falls aber deren Zahl unter Hundert herabfinfe, fei 
die abjolute Mehrheit von zwei Drittheilen der wirklichen Kans 
tonsräthe zu gültigen Beichlüffen in Saden der Gejehgebung 
nöthig. Gſchwend nahm mit Berufung auf fein hohes Alter 
den NRüdtritt, den ein vom Großen Rath bewilligter jährlicher 
Ruhegehalt von 660 Gulden für den Reſt feiner Amtsdauer 
erleichtert. An feine und Girtanner's Stelle wurden P. 4. 
Falf und der ebenfalls oft genannte Joſeph Anton Dubli, bis- 
heriger Präfivent des Appellationsgerichtes, ernannt; über bieje 
Wahlen drüdte Fürft Pancratius im Tagebuch jein Wohlgefallen 
aus. Andere hinwieder waren unzufrieden; denn im Kleinen Rath 
faßen nur nod drei PBroteftanten gegenüber ſechs Katholtfen; letz⸗ 
tere hatten von dann an das Mebergewicht in ver Leitung des 
Kantons; in Folge deſſen waren die Proteftanten auf Sicherung 
ihrer Eonfeffionellen Stellung bedacht; den Umftand, daß fie ein 
Mitglied mehr aus ihrer Konfeffton in das Appellationsgericht 
erhielten, fahen fie nicht al8 genügenven Erfag an. Das Präs 
fivium des Appellationsgerichtes überging auf Büeler. Der 
Gehalt der Mitglieder des Kleinen Rathes blieb unverändert 
1500 Gl., auf welde Summe er im Jahr 1806 erhöht wor» 
den war. 

ingere Vorbereitungen zu Gründung höherer Lehranftalten 
für die Jugend des Kantons gediehen in diefer Zeit zur Reife. 
Die Grundlagen hiezu waren bereitd in den Großrathsdekreten 
vom Mai 1805 gegeben. Die Regierungsräthe Müller⸗Fried— 
berg, Reutti und Gmür waren mit den Borbereitungen für 
deren VBollziehung betraut; mehrfach wurde auch der Erziehungs: 
rath dafür in Anfpruch genommen. Das Syſtem, weldes bei 
den Vorberathungen vorſchwebte, war: gleihwie die Primar— 
ſchule ganz fonfefftonell geblieben, fo folle ed aud) der Gymnaftal- 
unterricht fein; für höhere wifjenjchaftlihe Ausbildung ſei dagegen 
eine gemeinfame Fantonale Anftalt zu gründen; für die theolo— 
giichen Fächer insbeſondere hätten hinwieder die Konfefftonen zu 
jorgen. Dieſes Syftem lag in der Geſchichte des Landes wie 
in den Bebürfniffen deffelben, nad moderner Auffafjung, be 
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gründet. Wichtige geſchichtliche Momente waren, daß die Stadt 
St. Gallen von jeher ein eigenes proteſtantiſches Gymnaſium, 
erweitert durch eine Gelehrtenſchule für philoſophiſche und theo— 
logiſche Fächer, unterhielt, die Katholiken hinwieder ihre Bildungs- 
anftalten in den St. Galliihen und anderen Klofterfchulen ges 
funden hatten, welche fie feit ver Revolution ſchwer vermißten. 
Die fonft unerbittlich nivellirende helvetiſche Republif, emfig mit 
der Vernichtung der Klöfter und der durch diefelben unterhaltenen 
Bildungsanftalten beichäftigt, ehrte um fo bereitwilliger bie 
Sonder-Eriftenz; ded Gymnaſiums und ber Gelehrtenfchule der 
Stadt St. Gallen. Dafür gibt Zeugniß die zwijchen der hel— 
vetiichen Behörde und der Stadt abgefchloffene Webereinfunft 
über Organifation und Wirkfamfeit eines in exzeptioneller Weife 
und abweichend vom Geſetze zu beftellenden Schulrathes für dies 
jelbe, wobei alle geſchichtlichen Verhältniffe ihre Berüdfihtigung 
fanden (26. April 1801). Die Regierung des neu gejchaffenen 
Kantons St. Gallen beftätigte, aldbald nad) ihrer Einfegung, dieſe 
Dronung (7. Dftober 1803), ebenfalls in Abweichung von den 
allgemeinen gejeglichen Vorſchriften. Um den oben angeführten 
Grundplan zur Bolziehung zu bringen, war nun bas erfte Ge- 
ſchäft, fih mit der Stabtbehörde für die Organifation eines 
allgemeinen Gymnafiums evangelifcher Konfeffton zu verftändigen, 
d. h. das Ältere geſchichtliche Stadtgymnaſium follte zwar ald 
ſtädtiſche Anftalt erhalten, aber für den allgemeinen Gebraud 
der evangeliihen Kantonsbürger auch der Landbezirfe geöffnet, 
zugleih dann fo eingerichtet werden, daß es in entiprechenden 
Zufammenhang mit dem beabfichteten fantonalen Lyceum gebracht 
werben könne (Konvention vom 19. Mai 1806). Gleichzeitig 
waren bereitd Entwürfe für die übrigen projeftirten Anftalten 
gefertiget. Die Regierung war einverftanden mit dem Inhalt 
obiger Konvention; zu fürmlichen Abfchlüffen fam es damals 
nur aus dem Grunde nicht, weil erwähnte andere Entwürfe 
ihre volle Reife noch nicht erhalten hatten. ) Solches war erft 


*) Schreiben der fommittirten Regierungeräthe an den Erziehungsrath, 
vom 27. Mai 1806. 
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der Fall im Jahr 1808. Eine ausführliche Botfchaft des 
Kleinen Rathes an den Großen Rath, vom 3. Dezember dieſes 
Sahres, gibt der oberften Landesbehörde Kennmiß vom ganzen 
Plan. Die politifhe Organifation, fo lautete die Botfchaft, fet 
vollendet; nun müflen aber noch die Männer zur Verwaltung 
der öffentlichen Geſchäfte herangebildet werben; die nöthige Bils 
dung an ausländbiihen Schulen zu Holen, fei nicht Jedermanns 
Sade. Jene (höhere) Klaffe von Bewohnern, vie ſich bisher 
dem Staate gewidmet, jei in ihrem Vermögen geſchwächt, ers 
giebige Anftellungen jeien felten wie ungewiß; dadurch ſei ber 
Reiz, Aufwand für Bildung zu machen, vermindert. Für die 
Kirche fei eben jo wenig geforgt: kaum habe man die erfledliche 
Anzahl Fatholifcher Prieſter; die proteftantiiche Geiftlichfeit müſſe 
ſich durch ausländische Kandidaten ergänzen. Für die Ausbil 
dung der unteren Beamten fehle e8 ebenfalls an der nöthigen 
Anftalt; jo auch für die Heranbildung zu nüglichen Gewerben. 
Mit dem glüdlihen Erfolge der Primarſchulen ſei e8 daher 
nit gethan; das jei der bloße „Anfchritt”; für die Heranbils 
dung des Knaben zum Jüngling und zum Mann au jorgen, fei 
nun Aufgabe ver zweiten Legislatur. Sie zu löſen, brachte bie 
Regierung folgende Anträge an den Großen Rath: erſtens 
einen Beichluffesvorichlag zur Errichtung eines Gymnaſiums für 
bie Fatholifche Jugend, das zugleich den Erforberniffen einer 
guten Bürgerjchule zu genügen habe, eine Anftalt, die aus dem 
übrig gebliebenen Vermögen des Stiftes St. Gallen dotirt werden 
ſolle, Alles in Folge Defrets vom 18. Mai 1805. Die Wichtige 
feit des Unternehmens erfordere Zentralifation, obgleich die Re— 
gierung geneigt jei, Beftrebungen zu gleichem Zwede „an mehr 
als einem Orte“ zu begünftigen. Rückſicht auf das mäßige 
Vermögen der betheiligten Bevölferung, und das waltende Be— 
dürfniß, daß neben dem Unterricht auch die Erziehung gefördert 
werde, erheifche zudem, daß mit dem projeftirten fatholifchen 
Gymnafium ein Penfionat zu Aufnahme der Zöglinge verbunden 
werde, denen dann erleichterte Zahlungsbetingungen zu Gunften 
fümen. Für die Unterbringung der Anftalt habe ver Kleine 
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Rath fih das Stiftsgebäude auserjehen, nad feinen Anfichten 
nicht nur die angemefjenfte, fondern auch die einzige Lofalität, 
in welcher alle feine Abfichten erreicht werben fünnen, ohne zu 
übermäßigen Geldopfern fchreiten zu müffen; barüberhin könnte 
das GStiftögebäubde zu jedem anderen Gebraud nur mit großem 
Aufwand eingerichtet „und nie mit gleihem Anftand und Schid- 
lichkeit, auch nie mit feiner moralifchen Beftimmung fo fchön 
und milde übereintreffend benugt werben“. Zweitens empfahl 
die Regierung dem Großen Rath; zur Genehmigung den Entwurf 
eines DefretS zu Errichtung eines Kantond-Ryceums; es ſei dieß, 
fagte fie, der erfte Schritt in das eigentliche wiſſenſchaftliche 
Gebiet und zugleih eine weitere unnachläßliche Worbereitungs- 
ſchule für Jene, welde fih zu einem höheren Beruf im geift 
lihen oder weltlihen Stande ausbilden, wie überhaupt für alle, 
welche für Amts» oder Privatfreife fich eine ermeiterte Bildung 
aneignen wollen. Zweck aber könne nicht fein, hiermit eine An⸗ 
ftalt nur für eine Religionspartei zu gründen; fie fol viel- 
mehr die Gefammtheit der bildungsfähigen Bürger ohne alle 
Unterfchiede in fi aufnehmen können. Das theologiihe Studium 
endlich, welches eigentlich die Schranfen eines Lyceums jchon über- 
jchreite, habe ver Kleine Rath jedem Religionstheil, für fich felbft, 
früher oder fpäter einzurichten überlaffen. Ein dritter Defretsvor- 
ſchlag bezwedte, zur Leitung aller werdenden Anftalten, die Errich— 
tung einer Studienfommiffton, welche im Wefentlichen bezüglich vers 
jelben in die Verrihtungen des Erziehungsrathes einzutreten be— 
ftimmt war. Für die mit diefen Plänen in Zufammenhang ftehenve 
evangeliihe Gymnaftalanftalt waren die Geldmittel in den ftäbtis 
chen Fonds und in befondern dortigen Dotationen bereits angewie- 
fen; für das beantragte Fatholifhe Gymnafium war ſchon durch 
Geſetz eine Dotation aus dem Stiftsfond geſichert. Viel Ver— 
legenheit machte der Regierung dagegen die Herbeilhaffung der 
Mittel für das Lyzeum. Sie ftand der Abficht durchaus fern, 
die für die Katholifen auszumittelnde Dotation als eine ſolche 
feftzufegen, welde nad Belieben der Staatöbehörde für eine 
tonfeffionellsfatholifche, over, im Gegenfag zu einer 
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folhen, für eine allgemeine Anftalt rechtlich angeſprochen und 
dann auch verwentet werden möge. Die Regierung wollte bie 
für das gemeinfame Lyzeum erforderlichen Geldmittel vielmehr 
auf folgende Weile zufammenbringen: 1. durch infammlung 
patriotifcher Beiträge; 2. durch Ermittelung eines freiwilligen 
Beitrags aus dem Fatholifchen Fond (d. bh. aus dem Geſammt⸗ 
ftiftövermögen, weldes, nad Ausicheidung des ftaatlichen An- 
theild am ehemaligen Stiftövermögen, ‚und nad) Anweifung ber 
gejeglichen Dotationen für Fatholifche Anftalten und katholiſche 
Zwede aller Art erübrigte), und zwar insbejondere in Berüd- 
fihtigung des beträchtlichen Vorſchubs, weldyen dad Lyzeum zur 
Bildung der Fatholiichen Prieſterſchaft Ieiften werde „und in 
weitern Rückſichten“; 3. durch einen ähnlichen freiwilligen Bei- 
trag feitens der Stadt St. Gallen, mit Rüdfiht auf die Vor- 
theile, welche ihre eigenen Bürger in dem günftig gelegenen 
Sitz tes Inftitutes finden. Zur Beibringung dieſer verfchiedenen 
Geldmittel und Beiträge verlangte der Kleine Rath durch er- 
wähnte Botſchaft Auftrag und Vollmacht feitend des Großen 
Rathes, im Weitern endlih auch dafür, daß der Schulrath von 
St. Gallen eingeladen werde, das dafige Gymnaſium beſtens 
zu veredeln und den evangeliihen Kantondbürgern (aus ben 
andern Bezirken) den freien Eintritt in daſſelbe zu geftatten, 
wie es bereitd in ber früheren Konvention zugeſichert worden 
war. Zur Beftreitung der Koften des Lyzeums war auch ein 
unmittelbarer, jpäter erft zu beftimmender Staatsbeitrag beab- 
fihtigt, zur allfälligen Ergänzung deffen, was auf den anderen 
oben bezeichneten Wegen nicht beigebracht werben könnte. Kaum 
waren Entwürfe und Botſchaft vollftändig verfaßt und bereiniget, 
verfammelte fih, in außerorbentlicher Seffton, der Große Rath 
(5. Dezember). Zwei Tage nachher empfing er Mittheilung 
von den oben angeführten drei Vorfchlägen. Sie wanderten an 
eine Fünfer-Sommilfton; die Vorgänge in vderfelben find, aus 
Mangel an Mittheilungen jeitens der Zeitgenoffen, geſchichtlich 
nicht zu berichten. Sicher aber ift, daß das Lyzealprojeft auf 
MWiderftand geftoßen; auch Teuchtet ein, daß in der durch deſſen 
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Einführung bedingten wichtigen Veränderung im Rechtsbeftand 
des ftädtiihen Gymnafiums, dann in der mehrfachen Verquidung 
des Fatholifchen Gymnafiums nebft Penftonat mit dem Lyzeum 
(in Bezug auf Lofalität, Einrichtung und Leitung), endlich in 
den allfeitig geforderten Beiträgen der Gründe genug für Kas 
tholifen und Proteftanten vorlagen, um das vorgeichlagene Ly— 
zeum zu befeitigen. ) Immerhin war nun das Lieblingsprojeft 
Müller-Friedberg’8 und feiner in dieſen Dingen nicht zahlreichen 
Anhänger gebrochen. Der Kleine Rath z0g gefammte drei 
Vorſchläge zurüd und übergab dagegen dem Großen Rath einen 
(bereit8 am 9. Dezember vorbereiteten) neuen und einzigen Be— 
Ihluffesantrag „zur Errichtung der Gymnaftalanftalt für die Fa- 
tholiihe Jugend“ mit dringender Empfehlung zur Santtion. 
Es folgte fofort Verlefung, mündliche Beleuchtung feitend der 
Kommiffion und Annahme des Vorſchlages (10. Dezember). 
Der Beichluß enthält in feinem Eingang die ausdrückliche Er- 
färung, daß er zur Vollziehung des Gejeged vom 8. Mai 1805 
und des Defrers vom 18. Mai gl. 3. bezüglich der für bie 
Katholifen zu errichtenden öffentlichen Unterrichtsanftalten be— 
ftimmt fei, verordnet die Errichtung des Fatholifchen Gymnaſiums 
nebft Penfionat, beftimmt das Lehrerperfonale und die Lehrgegen- 
ftände, die Aufftelung einer Kuratel von drei aus der Mitte 
des Kleinen Rathes gewählten Mitgliedern, fpricht dem Kleinen 
Rath deren Wahl wie die Ernennung des Lehrerperfonals' zu, 
firirt das Marimum des von den Penfionatszöglingen zu leis 
ftenden Koſtgeldes auf 2 Gulden für die Woche mit Belaftung 
des Dotationsfondes zur Leiftung des allfälligen Mehrbevarfs 
für die Verföftigung, weifet für die erforberlichen Bauten (im 
Stiftsgebäude) den Betrag von 10,000 Gl. an und verorbnet 
endlich, daß die Hauptbotation des Gymnaſiums und des Pen— 
fionat8 längftens binnen einem Jahr „auf bleibendem Fuß“ feft- 
gefegt werde. Der Unterricht, einige Extrafächer abgerechnet, war 

*) Müller: Friedberg fchiebt die Schuld einzig auf einige Proteftanten, 
denen felbft ein. „mäßiger“ Staatöbeitrag zu viel gewefen fri. Schweiz, 
Annalen; Bb. III. ©. 152. 
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unentgeltlich zugeſichert. Ton und Haltung dieſes Gründungs- 
beichluffes befunden, daß durch denjelben eine fefte und endgüls 
tige Stiftung beabfichtiget wurde. Er lautet vorbehaltlos in 
Bezug auf das Wefen ver Anftalt wie auf die Berechtigung der 
fatholiichen Kantonsbürger auf diefelbe und auf den baherigen 
Stiftungsfond. Einzig ift (in Art. 3) vorgefehen, daß für ven 
Fall eines fpäter zu errichtenden Lyzeums auch die Fatholifchen 
Zöglinge deſſelben Aufnahme in dem Penſionat finden mögen. 
Noch am gleihen Tag entließ der Kleine Rath den Großen 
Rath) mittelft einer Abfchievsbotichaft, in der micht eine Spur 
von Mißbehagen über das Scheitern des Hauptprojefts in der 
Schulangelegenheit wahrgenommen werden Fann, jondern vielmehr 
dem Großen Rath das Lob gejpendet wurde, daß er durch Fluge 
Scheidung aller Intereſſen die Bande ver Eintracht und des 
Zutrauend auf immer befeftiget habe. Seht endlich war ein 
jhweres Unrecht, das eine revolutionäre Zeit gegen die Katho- 
lifen des Landes verübt hatte, jo weit noch möglich, gefühnt. 
Die mechaniſche Baumwollipinnerei, *) welcde in ven ehrwürdigen 
Räumen des St. Gallusſtiftes aufgeftellt worden, mußte weichen; 
die Gebäude wurden wenigftens theilweile ihrer Beftimmung 
zurüdgegeben. „Religioni scientiis et artibus pie redditum in 
ipso festo St. Galli die XVI. oct. MDCCCIX;;“ dieſe Worte 
ließ die Kuratel oberhalb der Pforte zum neuen Fatholifchen 
Gymnafium anbringen. Auf den gleichen Tag war bereits eine 
zahlreihe Schaar munterer Zöglinge aus allen Fatholifchen Landes— 
gegenden eingerüdt. In die Kuratel hatte der Kleine Rath 
die Regierungsräthe Müller-Friedberg, Reutti und Falf ernannt. 
hr Präſident, Müller-Frievberg, bejonderd begabt, öffentliche 
Fefte durch finnige Anordnung und geiftige Würze zu beleben, 
verlegte die Feier der Eröffnung in den Funftvoll eingerichteten 
Saal der berühmten Stiftsbibliothef. Hier ftand die frohe 


) Auch eine Branntweinbrennerei. So erzählt Falk in feinen Hinter: 
laſſenen Bapieren. 
?) Der Eröffnungsfeier vorangehend war ein ausführliches Programm 
der neuen Schulantalt feitend der Kuratel herausgegeben worden, in deſſen 
. 16 * 
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Landjugend,“) mitten unter Herren und Büchern, deren ſie kaum 
je jo viele zufammen gejehen, laufchend auf die feierlihen Worte 
des Präfidenten ver Kuratel, und auf die Amtsreven des Repräs 
fentanten des Erziehungsrathes und des Stellvertreter des noch 
abwejenden PBräfeften der Anftalt. Die Galerien waren durch 
theilnehmende Zuſchauer angefült. Müller⸗Friedberg's Feſtrede 
beſprach die neue Anftalt in Worten, die fie als bleibendes In— 
ftitut der Katholiken bezeichnen, wenn er aud ven Wunſch feft- 
hielt und ausſprach, daß fie „eines der Fußgeftelle” fein möge, 
„auf welchen bald eine höhere gemeinjchaftliche Anftalt fich erhebe“, 
d. h. ganz verftändlih, daß über ven beiden Gymnaſien, dem 
ftäbtiichen proteftantiichen, und dem katholiſchen Gymnaſium im 
Stiftögebäude, annod das gemeinfame Lyzeum errichtet werde 
(16. Dftober 1809). Die katholiſche Anftalt gedieh fichtlich; 
Ihon in ihrem erften Jahre zählte fie 54 Benftoniften und 
17 Externe. Aloys Vock, fpäter Domdekan des Bisthums 
Bafel, wirkte drei Jahre lang mit großem Anjehen als ihr 
Vorſtand; die Kuratel entwidelte lobenswerthe Thätigkeit im 
jeglicher Förderung des Gymnaſiums. Durch Fundationsinftru- 
ment vom 6. April 1810 ftattete der Kleine Rath die Anftalt 
mit einem Dotationsfapital von 300,000 Gulden aus, die Er- 
böhung diefer Summe im Fall des Bepürfniffes noch vorbe- 
halten, und verorbnete gleichzeitig die Errihtung „eines vollftän- 
digen philofophifchen Kurſes mit Inbegriff der Phyſik und höhe- 
ren Mathematik”. 2) Dadurch ift thatfächlih die oft erwähnte 


Eingang zu leſen: „Durch diefes (Gymnaflum und Penftonat) folle dem 
langen Mangel an Bildungs-Fürforgen für Fatholifche Kantondbürger ge: 
feuert und die Erziehung und Verpflegung ihrer Zöglinge mittelft beträcht- 
licher Beiträge aus den Fatholifchen Fonds erleichtert werden.“ Weiter: der 
16. Dftober war zur Beier gewählt worden, ald der „Erinnerungstag des 
heiligen Gall's, des Urhebers des Anbaues, der Bevölkerung und des ſitt— 
lichen Zuftandes in diefen Landesgegenden“. 

1) In ihrem Kreis auch der Verfaffer dieſes Buches. 

2) In Folge Berichtes der Kuratel an den Kleinen Rath vom 2. April 
1810, „indem fich die Hoffnung zu einem gemeinfchaftlichen Lyzeum weit 


/ 
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Lyzeumsfrage, feitend des Kleinen Rathes und tes Staates 
überhaupt, abgethan. 1) Für den phnfifalifchen Unterricht wurde 
eine Foftbare Inftrumentenfammung in Paris angeſchafft (1811). 
Dem philofophifhen Kurs folgte in den mächften Jahren bie 
Errichtung dreier theologifcher Lehrftühle Dem Erziehungsrath 
wurde jede Betheiligung bei der Zeitung diefer Forporativen Anftalt 
entrüdt. Betroffen darüber, verlangte er Aufichluß über feine 
Stellung zu derjelben und erhielt feitens der Kuratel die Antwort: 
fie, die Kuratel, repräfentire die gefammte katholiſche Korporation 
als Eigenthümerin der Anftalt, und fet nicht als bloße Kom- 
miffton der Regierung zu betrachten. Deßhalb fei ed unmöglich, 
dem Erziehungsrath eine Stellung über ober neben der Kuratel 
oder zwiſchen dieſer und dem Profefforenfollegium, anzumweilen. 2) 

Das Gedeihen der katholiſchen Anftalt wedte den Eifer 
für ähnliche Stiftungen auf proteftantifcher Seite, zumal die 
früher beſprochene Konvention wegen des ftäbtifchen Gymna— 
fiums auf fi ruhen geblieben. Kaum war erwähnte Dotation 
der katholiſchen Gymnaftalanftalt und deren Erweiterung zu 
einem Lyzeum verfügt, begrüßte die „evangeliihe Kommiſſion“ 


mehr entfernt ald annähert“. ©. auch das BProtofoll ded Kleinen Rathes 
vom 6. April 1810. 

1) Es find nämlich in der Dotationsfumme der 300,000 GI. für Grüns 
dung des philofophifchen Kurfes 43,260 GI. inbegriffen und ift fomit die 
(katholifche) Lyzealanſtalt bereit3 in der erften Dotation ded Gymnaſiums 
und Penfionats vollftändig bedacht. S. den Beſchluß im Protokoll des 
Kleinen Rathes vom 6. April 1810. Durch ſolche Dotation auch der 
Lyzealkurſe ift auch genüglich die rechtliche Tragweite des oben angeführten 
Artifeld 3 des Stiftungsbefchluffes vom 9. und 10. Dezember 1808 von 
ber Staatsbehörde felbft, nicht bloß von einem einzelnen Mitgliede derfelben, 
aufgeflärt. | 

?) Schreiben der Kuratel an den Erziehungsrath vom 20. November 
1809. Die wiederholt und überall vorfommende Bezeichnung ber höheren 
fatholifchen Lehranftalt ald „Eigenthum ver Fatholifchen Korporation” ift 
der ſchaͤrfſte flaatsrechtliche Beweis, daß der Staat felbft fie ald unantaft- 
bare Anftalt anfah, und nicht etwa Bloß als ein der Fatholifchen Korpora- 
tion übergebened Berwaltungsobjeft, dad man nad Belieben ummandeln 
oder aufheben, oder durch eine Zentralanſtalt abforbiren laſſen dürfe. 
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des Erziehungsrathes den Kleinen Rath mit dem Projekt für 
Gründung einer Ähnlichen Anftalt „für die evangelifche Jugend“. 
Bei Abgang von Fonden, jo fchrieb fie am die Regierung, fei 
das Privatvermögen der evangeliichen Mitbürger die einzige an- 
zufprechende Hülfsquelle. Jene Kommiffton erfuchte daher um 
die Erlaubniß zu Aufnahme von Subjfriptionen, und, für den 
Fall, daß folhe Sammlung freiwilliger Beiträge nicht ergiebig 
genug fein würde, um bie feitend des Großen Rathes zu er-. 
theilende Bewilligung zur Erhebung einer Steuer bei den evan- 
geliihen Kantonsbürgern (12. April 1810). Unverweilt ſprach 
der Kleine Rath feine vollſtändigſte Billigung des Vorhabens 
aus, und ſofort erfolgte ein ſchwunghafter Aufruf genannter 
Kommilfton an ihre „geliebten Mitbürger” zu reichlicher Unter: 
ftügung des Vorhabens; das Programm hatte eine ausgedehnte 
Anftalt im Auge, welche „von den höheren Stufen einer Mittel- 
ſchule“ bis zu den „nievereren Stufen des afabemifchen Unter: 
richtes“ hinaufreichen follte, mit vollftändigen philologifchen, dann 
philofophifchen und theologifhen Kurfen. Als Bedarf der Fun- 
dation wurde die Summe von 80,000 Gl. (die Koften des Lokals 
und der Einrichtung der Lehrzimmer ungerechnet) bezeichnet; eine 
beigegebene Mahnung des Kleinen Rathes unterftüßte die Kols 
lefte, ebenjo eine jpätere Weifung vefjelben an die Vollziehungs— 
beamten ver theilweile reformirten Bezirke. Im Aufruf ift aus- 
drüdlihb gejagt, daß der Gemeinde: und Schulrath ter Stadt 
St. Gallen dem Unternehmen ihre hülfreihe Hand zugefagt 
haben (2. und 5. Mai 1810). Auch vie ftaatswirthidaftliche 
Kommiffion rief, unter Berühmung des Fatholiihen Gymna— 
fiums, dem beabfichtigten „Ichwefterlichen” Inftitut. Durch diefen 
Akt ift die Stellung zwijchen beiden Konfeffionen, und beider 
gegenüber dem Staat, in Bezug auf die Frage der höheren 
Schulanftalten, gründlich aufgeklärt: mit der Errichtung der ka— 
tholifhen Anftalt und ihrer Erweiterung zum Lyzeum gleicher 
Konfeffion war den Abfichten der Gefege und Defrete von 1805 
ein Genüge geleiftet; das gemeinfame Lyzeum, zu welchem übri- 
gend, laut Botſchaft des Kleinen Rathes jelbft, die Katholiken 
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höchſtens einen freiwilligen Beitrag zu leiften gehabt hätten, zeigt 
fih als aufgegeben; die evangelifhen Behörden und Bürger, 
weit entfernt, an das ehemalige Kloftervermögen oder an das 
nunmehrige katholiſche Stiftungsgut für höhere Anftalten irgend 
welde Anſprache zu madhen, oder aud nur eine Berechtigung 
zu ſolcher für die Folge vorzubehalten, fchritten zur Gründung 
einer gejönderten höheren Unterrichtsanftalt für ihren eigenen 
Bedarf und aus eigenen Mitteln, dieß Alles unter Genehm- 
haltung und Unterftügung feitend der Staatsregierung und im 
vollſten Einverftändniffe mit derjelben. Der Ertrag der Unter: 
zeichnungen entſprach dem Plane und den Bebürfniffen. nicht; 
ftatt 80,000 warfen fie nur 11,852 Gl. 8 Kr. ab. Die evan- 
geliihe Kommilfion des Erziehungsrathed wollte gleihwohl das 
Vorhaben nicht aufgeben. Ein neues Projeft zur Ausführung 
wurde verfaßt, nah weldem auf ſämmtliche reformirte Gemein- 
den eine verhältuigmäßige Steuer hätte ausgejchrieben, das 
Kapital den Händen der Gemeinden. felbft anvertraut, die Ver— 
waltung einem „evangeliichen Ausſchuß“ hätte übergeben werben 
follen. Das Vorhaben Fam nicht wieder in Fluß. 

Durch urkundlihen Aft der Sönderung des Staatögutes 
von dem Stift St. Galliihen Vermögen im engeren Sinne 
(vom 9. Dezember 1808) und durch die erwähnten mehreren 
Dotationen war der Fatholiichen Bevölferung des Kantons nun 
bereit ein beveutendes Vermögen zugejchieden; es waren wich— 
tige Anftalten als ihr Eigenthbum gegründet worben; auf noch 
Mehreres hatte fie Anwartichaft aus ben weiteren Ergebniffen 
der ftiftifchen Liquidation; für al Das war eine eigene fatho- 
liihe Verwaltung erforderlih und der Kleine Rath jeldft ftellte 
fie auf, nad Borfchrift des Defrets vom 18. Mai 1805. Sie 
erhielt den Namen „Eatholifhe Pflegſchaft“. Sie wurde aus 
neun Mitgliedern beftellt, die Wahl derſelben einem Wahlfolle- 
gium von neunzehn Mitgliedern übertragen, weldes für das 
erfte Mal der Kleine Rath jelbft erwählte, das aber für bie 
Folge, bei eintretenden Bafaturen, fich felbft ergänzte. Die 
Mitglieder des Wahlfollegiums der bereits früher beftellten Ad⸗ 
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miniftration ber Hauptfirche übergingen in das neue Wahlfol- 
fegium. Aufgabe ver Fatholifchen SPfleaihaft war die Verwal— 
tung aller der „fatholifchen Korporation“ bereits zugejchiedenen 
oder ihr Fünftig noch zuzufcheidenden Kapitalfonde. So erhielt 
der Einenthümer dieſer Fonde von nun an, durd Verfügung 
der Staatsregierung felbft, forporatived Recht. Die Mitglieder 
des Kleinen Rathes waren von der MWählbarfeit in tiefe Ver: 
waltung ausgefchloffen. Neben ver Pflegichaft wurde ein Gym- 
nafial- und Kirchenrath aufgeftellt, in welchen die Mitglieder 
des Kleinen Rathes wählbar waren. Aus diefem Gymnaftal- 
und Kirchenrath wurde als nächte Aufficht für das Gymnaſium 
bie Kuratel, ald eine ſolche für die Angelegenheiten der Haupt— 
firbe und das Kirchenwefen überhaupt, eine Kirchenkommiſſion 
beftelt. Kuratel und Kirchenfommiffion mußten von Fatholifchen 
Mitgliedern des Kleinen Rathes präfidirt werden; jener wurde 
die (früher dem Kleinen Rath zugeſchiedene) Ernennung des 
gefammten Lehrerperfonald am Fatholifhen Gymnafium und 2ys 
zeum übertragen (10. Mai 1810). Die Grundlagen zu bdiefer 
Verordnung hatte an eben diefem Tage der Große Rath ge- 
nehmiget. Frühere Verwaltungsorgane (namentlich aljo die im 
Jahr 1808 beftellte Aominiftration der Hauptkirche) hörten mit 
Einſetzung dieſer Zentralverwaltung der Fatholiichen Korporation 
auf. Die Entftehung und der Beftand viefer zentralen katho— 
lichen Verwaltung unterlag von dann an, befonders in jpäteren 
Jahren, vielem Tadel und fchweren Angriffen. Gleihwohl war 
fie ein ganz natürliches Ergebniß der St. Galliſchen Verhält- 
niffe. Was ift natürlicher, al8 daß der Eigenthümer Das ver- 
walte, was die Stantsbehörden jelbft ihm förmlich ald Eigen> 
thum zufcheiden! Daß dieſes aber gefchehen, beurfundet insbes 
jondere die dießfallſige Botichaft der Regierung an den Großen 
Rath, in welcher biefelbe erflürte, daß fie dem oben beiprochenen 
Wahlkollegium gerade deßhalb das Recht ver Selbftergänzung 
zugeichieden habe, damit den Eigenthumsrechten ver Fatholifchen 
Korporation das gleiche Recht getragen werde, welches die Res 
gierung allem Eigenthum ſchuldig fei, und in welcher fie weiter 
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eröffnet, daß die Anftalt (Lyzeal- und Gymnaftalanftalt) nun 
in die Hände der Korporation gelegt werbe, „welder fie eigen- 
thümlich gehört,” bloß die Aufficht vorbehalten, welche der Lans 
desregierung über ſolche Anftalten und Stiftungen „im Allge- 
meinen“ zufommen müfje. ?) 

Mittlerweile handelte die Regierung aud in anderen kon— 
feſſionellen fatholifchen Angelegenheiten. An die Stelle Älterer Verfüs 
gungen erließ auf ihren Antrag der Große Rath einen allgemeinen 
Beichluß, betreffend die St. Gallifchen Frauenflöfter. Durch den- 
jelben wurde der Fortbeftand gewährt den Frauenklöftern Magben- 
au, Wurmsbach, Notkerseck, St. Marla zu Wattwyl, Weien, 
Berg Sion, Glattburg, Wyl, Altftätten und Rorſchach. Rech— 
nungsftellung über ihr Vermögen zu Handen ber Regierung 
blieb vorbehalten; Grundſtücke oder Kapitalien zu veräußern, 
wurde ihnen unterfagt; die Zahl ihrer Profeffinnen abermals 
auf ein Marimum befchränft, deßgleichen Ausfteuer und Nach— 
fall beftimmt, in feinem Fall die Zubringung von Liegenfchaften 
geftattet. Die Frauenflöfter indgefammt wurden zur Leiftung 
eined jährlichen Geldbeitraged an die Fatholiichen Erziehungs- 
inftitute des Kantons verpflichtet; das Marimum veffelben für 
eines war zu 800 Fr. feſtgeſetzt. Es wurde eine Bevormun⸗ 
dung aller Art nicht verfäumt, felbft ver Fall nöthig werdender 
Auflöfung vorgefehen, falls das Vermögen eines Klofters zur 
Erhaltung der Korporation nicht mehr hinreichen würde (Groß- 
rathöbefhluß vom 3. Mai 1809). Der legtangeführte Grund» 
ja wurde bald gegenüber dem Klofter St. Wiborada in Gt. 
Georgen zur Anwendung gebradt. Mit Berufung darauf, daß 
diefe Flöfterliche Frauenforporation fih außer Stande befinde, 
fih aus eigenen Mitteln und Berbienft den benöthigten Unter 
halt zu verſchaffen, wurde fie unter ftaatlihe Verwaltung ge: 
ftellt; Novizen durfte fie nicht mehr aufnehmen; für den Unter- 
halt der Frauen wurde ein jährlicher Unterftügungdbeitrag aus 

) Botfchaft vom 10. Mai 1810, in welcher auch gefagt ift, daß bie 


Regierung durch Aufftellung der Fatholifchen Pflegfchaft beabfichtiget habe, 
„den fundirten Anftalten eine bleibende — — Einrichtung zu geben“. 
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dem fatholiihen „allgemeinen Fond“ zugefichert; dieſem, fo fagte 
dad Großrathsdekret weiter, jol bei Auflöjung der Korporation 
ihr Vermögen einverleibt werden und als „eigen erfannt fein“ 
(11. Mai 1812). 

Noch blieb eine religiöfe Frauenforporation übrig, über 
welche bisher nicht verfügt worden, das Stift der abdeligen 
Ehorfrauen in Schänid. Der Schuß, deſſen ſich diefe Frauen- 
forporation unter der helvetifchen Regierung erfreut hat, ift noch 
in Erinnerung. Damalige Behörden jahen ihren Kortbeftand 
nicht im Widerſpruch mit der Berfaffung der einen und untheil- 
baren Republif. Die Regierung des neuen Kantons St. Gallen 
ftellte fih bald auf anderen Fuß gegenüber tem Stift. Gie 
ließ die Statuten über den Eintritt in die Korporation abfordern, 
um zu jehen, „wie weit derſelbe mit der gegenwärtigen Ord— 
nung ber Dinge zu vereinbaren fei.“ Gleichzeitig wahrte fie 
tie Fantonale Souveränetät; das Stift Schänis ſei von feinem 
fremden Staat abhängig, fontern vielmehr als jelbftftändig mit 
der Landihaft Gafter an die Schweiz übergegangen; es werde 
auch gleich jedem anderen „inneren“ Klofter behandelt; ſo jchrieb 
der Kleine Rath an ven Landammann der Schweiz (12. Auguft 1806). 
Aber im MWiderfpruch hiermit wurde es ausnahmsweile behan- 
belt, in Verfügungen, welche mehreren Frauenflöftern den be- 
dingten Fortbeſtand fiherten, nicht aufgenommen. Daß die Auf: 
löſung des Stiftes Schänis derjenigen des Stift St. Gallen 
folgen werde, ſchien ja ſchon zur Zeit der Aufhebung des letzteren 
eine unter den Häuptern des Staates einverftandene Sache. 
Das Stift Schänis hatte zahlreihe Mitglieder aus den erften 
Adeldgejchlehtern Süddeutſchlands und der Schweiz gezählt; 
jo aus den Familien Blarer v. Wartenfee, v. Ramſchwag, 
Reihlin v. Meldegg, v. Roggenbach, v. Weffenberg, v. Epp⸗ 
tingen. Letzte Abtiffin (gewöhnlich „die Fürftin“ genannt) war 
Walpurga Freifrau von Liebenfeld zu Worblingen. Sie ftarb 
am 4. Februar 1810. Der Kleine Rath unterfagte num fofort 
die Wahl einer neuen Abtiffin und erklärte auf gefchehene An- 
frage: „bei der beftehenden Staatöverfaffung und ben ange 
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nommenen Marimen“ fönne feine Dame mehr in das Stift 
aufgenommen werden. Wergebend baten die Stiftsfrauen um 
Fortbeitand ihrer Korporation. ) Um eben diefe Zeit war 
einer der Brüder Gmür (Xaver) ſchon ſehr thätig für den An- 
fauf von Grundbefig des Klofters; er erwarb ſich deſſen Hof 
in Herrliberg. Der Kleine Rath jelbft förderte die Veräußerung 
von Grundbefig des Stifts in andern Kantonen, mit Weifungen 
und Rathichlägen, aus denen Kar erfihtlih, daß er das Ber: 
mögen gegen allfälliges Zugreifen anderer Staatshoheiten vor— 
beugend fichern und zu diefem Ende alles in ven eigenen Kanton 
bringen wollte. Nach ſolchen Vorbereitungen gelangte der Kleine 
Rath mit dem Vorſchlag der Auflöfung an den Großen Rath; 
mehrere Jahre lang habe er unterfucdht, ob wohl das Damen» 
ftift „bei der waltenden Unverträglichfeit vefjelben mit der Kan— 
tonalverfaffung für den Kanton nugbar könnte umgeichaffen wer- 
den; bis dahin hätten fi immer noch politiiche Schwierigkeiten 
entgegengeftellt; ber jegige Augenblid jcheine nun aber geeignet 
zu endlicher Befeitigung des Gegenftandes (Botſchaft vom 
6. Mai 1811). Folgte das Auflöfungsvefret; „va e8 in den 
Abfihten der Regierung liegen muß, alle Flöfterlichen Korpo- 
rationen den Grundfägen der Mediationsafte angemefjen aus— 
zubilden und viejelben, ihrem Stiftungszwede gemäß, gemein— 
nügig zu machen“, foldes aber mit Beibehaltung der gegen- 
wärtigen inrichtungen des Stiftes ſich nicht. erzielen laffe, be— 
ſchloß ver Große Rath auf den Borfchlag der Regierung: 
Aufhebung des Stiftes, Liquidation des Vermögens, Penftoni- 
rung der noch übrigen Stiftsdamen mit 600 Gl. jährlich für 
jede; Uebergabe von 33,000 Gl. aus dem Stiftövermögen an 
den Staat zu Unterrichts, und Armenunterftügungen „für ven 
Kanton”; das übrige Vermögen des Stifte „fol als Eigen- 
thum der katholiſchen Neligionspartei verbleiben“ und theild für 
die Errichtung eines theologiſchen Studiums, theild zur Unter 

1) Aus mündlicher Ueberlieferung eines Zeitgenoffen , ded Regierung: 


raths Falk, der fich Bei den Angelegenheiten des Stiftes amtlich zu bethä— 
tigen hatte. 
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ftügung der unvermögenden und verbienten Kuratgeiftlichen ver- 
wendet werben (8. Mat 1811). Der Beihluß wurde damals 
nicht veröffentlichet; überhaupt ift won der dießfallfigen Verhand- 
fung fein Wort im „Kantonsblatt“ zu leſen; eben fo wenig 
im „Erzähler". Der Kleine Rath gab dem Biſchof von Chur 
Kenntnig von der Aufhebung des Stiftes und deren Gründen. 
Die Geſchichte hat aber doch noch zu erinnern, daß Regierung 
und Großer Rath bei diefem Anlaß ohne alle Begrüßung des 
Nuntius und des heil. Stuhles vorfchritten, obwohl es doch im 
Sinne der am 25. Auguft 1804 gegebenen Erflärung geweſen 
wäre, fi mit den oberften Firchlichen Behörden über eine alls 
fällige Umwanblung des Stiftes in eine andere analoge religiöfe 
Anftalt ins Einverftändniß zu fegen. Am 6. Auguft wurde vom 
Kleinen Rath eine Liquidationsfommiffion ernannt; Mitglieder, 
neben Xaver Gmür, deſſen Befreundete Friedensrichter Glaus 
von Schänis (bisheriger Amtmann des Stiftes) und Wettiger 
von Utznachz Glaus war Präfivent. Der Bruder Zaver Gmür’s, 
Regierungsrath Dominif Gmür, war in Angelegenheiten des 
Stiftes, als Mitglied der Kommilfton des Innern, Mithan- 
delnder, wohl auch felbft Neferent. Die Auflöfung des Stiftes 
jeßte der Kleine Rath auf den 16. Dftober 1811 an. Er 
nahm Bedacht, daß die Pfarrgemeinde Schänis durch die Auf: 
hebung des Stiftes in ihrem Gottesbienft feinen Abbruch er: 
leide; fie wurde deßhalb aus dem Stiftövermögen mit 37,500 Gl. 
ausgeftattet; die Dotation der Pfarr: und Kaplaneipfründe ift in 
diefem Kapital inbegriffen (Beihluß vom 9. November 1811). 
Laut gleicher Urkunde überläßt die Regierung der Gemeinde 
Schänid die dortigen Stiftögebäude in ihrem ganzen Umfang 
für 4100 Gl. R. V., mit unentgeltlihem lebenslänglihem Woh- 
nungsrecht der Stiftsdamen in benfelben, deren damals noch 
ſechs waren. Der Stiftsfaplan wurde, unter Beftätigung ver 
bifhöflichen Behörde in Chur, zum Fünftigen Kaplan der Pfarrei 
ernannt. Auch diefe Befchlüffe erhielten Feine Veröffentlichung. 
Die noch übrigen Liegenichaften des Stiftes Schänid wurden, 
nah ftattgehabter öffentlicher Verfteigerung und in Folge eines 
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Nachgebotes, um den Betrag von 105,278 Gl. Glarner W. 
(Rouisb’or a 10), Gl.) an Zaver Gmür und Statthalter Heuffi 
verfauft. Die Aufhebung des Stiftes wie die Umftände, unter 
denen ber Güterverfauf ftattfand, erregten Auflehen bei Dritt- 
männern. Oberſt und Rathsherr Stehlin aus Bafel, Linth- 
Ihagungsfommifjär, jchrieb an feinen Freund, Hand Konrad 
Eicher: das Stift ſei der „einzige neutrale Standpunkt“ im 
dortigen Lande geweſen; „der Zwed feiner Stiftung war gewiß 
edel und müglih, blieb auch wohlthätig bis an's Ende“ 
(8. Zuni 1811). Eſcher feinerfeits tabelte, daß auch die Wal- 
dungen, und zwar an Private, verkauft worden, den Käufern, 
durh Abnahme von Schulbbriefen aus dem „Land“ als Zah- 
lungswerth jeitend der Regierung, die Erwerbung auch gar zu 
feiht gemacht worden ſei; eben jo der beabfichtigte Erwerb ver 
Stiftögebäube ſeitens der gleichen Käufer, ben er als „ipott- 
wohlfeil“ bezeichnete. ') Diefer Erwerb fand wirklich ftatt, in- 
dem die Kirchgemeinde das GStiftögebäude nebft Zugehör ver 
Samilie Gmür um 4000 GI. R. V. ald „Mannslehen” mit 
der Klaufel überließ, daß erwähnter Grumbbefig nach dem all- 
füligen Ausfterben des Gmür'ſchen Mannsftammes an vie Pfarr 
gemeinde zurüdfallen ſolle.) Die Schlußrechnung der Liqui- 
dationskommiffton ergab ein Reinergebniß von 198,634 GI. 
34 Sch. 2 Angfter Glarner B. (ungefähr 208,000 GI. R. B.). 
Die Liquidatoren empfingen für ihre Bemühungen Honoranzen: 
Glaus 1100 Gl., Xaver Gmür und Vettiger jeder 550 ©I. 

Mittlerweile war auch die Vermögensliquidation des Stifted - 
St. Gallen ihrem Abſchluß entgegen gereift. In Bollziehung 
des Sönderungsaftes zwilchen Staat» und Stiftögut vom 9. Des 
zember 1808 ?) fand Anfangs des Jahres 1813 die befonvere 


‘) Bier Briefe Eſcher's an Stehlin, von 1811 und 1812. 

2) Vertrag vom 12. Januar «und 15. März 1812. Durch fpäteren 
Vertrag vom 22. März 1849 verzichtete die Kirchgemeinde auf das Heim: 
fallöreht um die Summe von 6000 Gl., welche, drittheilsweife, an ben 
Kirchen:, den Schul: und den Armenfond vertheilt wurde. 

2) Durch diefen waren dem Staat aus dem Stiftövermögen abermal 
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Ausſcheidung der Waldungen ftatt; 1909', Juchart waren vom 
Sabre 1805 bi8 1812 zu Gunften der Liquidationskafle verkauft 
worden; von den übrigen Stiftungswaldungen wurden 1344 
Jucharten dem Staat, 821'/, Jucharte der „Katholizität” zuer— 
kannt (jene zu 70,790 Gl., diefe zu 45,000 Gl. geihägt); die 
den Katholiken zugejchievenen Waldungen wurden ein Theil ihres 
„allgemeinen Fondes“. Endlich berichtete die Regierung dem 
Großen Rath, es ſei der Zeitpunkt gefommen, „wo der Staat 
der katholiſchen Religionsparthei die ihr zugehörigen Fonde als 
ihr Eigenthum zur Selbftverwaltung und Verfügung überant- 
worten ſolle“ (27. Zanuar 1813), und es erfolgte die Fertigung 
einer umfaſſenden Urfunde über das „katholiſche Eigenthum“ und 
über die Beforgung der „Fatholiihen Angelegenheiten“, durch 
Großrathödefret vom 30. Januar gl. 3. Daffelbe erklärt als 
fatholifches Eigenthum und Angelegenheit: die St. Galliſche 
Stifts- und Hauptfirde, das damit verbundene Alumnat, das 
Seminarium und das theologifche Studium, die Gymnaftal- und 
Lyzeal⸗Anſtalten, die ftiftiih St. Galliiche Bibliothek, die Fonds 
obiger Anftalten, den Stiftsfond von Schänis, den Fatholifchen 
geiftlihen Penſionsfond, die der Fatholiichen Korporation zuge— 
theilten Waldungen und die freie Benugung der Steinbrüche 
nah Maßgabe des oben erwähnten Sönderungsaftes vom Jahr 
1808, endlich jeden andern Fond, welder in Zufunft ver „Ka— 
tholizität” des weiteren anheimfallen mag (hier war offenbar 
und zunäcft das Vermögen allfällig fpäter eingehender Klöfter 
verftanden). Was nah Erlöſchen der Penſionen für die St. 
Galler Kapitularen und für die Scänifer Chorfrauen übrig 
blieb, das wurde zur Verwendung für die Pfarrpfründen und 
die Geiftlichfeit des Kantons, für die Armen und für bie Schu: 
len (ver Katholiken) beftimmt. Für die Verwaltung, der Fonde 


eine Anzahl von Gebäuden, jo Kornhaus und „Gredhaus“ (Kaufhaus) in 
Rorſchach, nebft anderen, dann 10,508 Gl. unter dem Titel fürftlihe Kamz 
mer: und Tafelgüter, und 160,000 GI. ald äquivalentes Kapital für den 
Gehaläbetrag der ehemaligen weltlichen Beamteten des Stiftes zugefchieden 
worden. 
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blieb zwar die früher aufgeftellte Pflegihaft; für die Leitung 
gefammter Fatholiicher Anftalten und Beforgung ver Fatholifchen 
Angelegenheiten überhaupt wurbe aber, in höherer Stellung, ein 
Adminiftrationsrath eingefegt, deſſen dreizehn Mitglieder von 
dem ſchon früher aufgeftellten MWahlkollegium ernannt wurden 
und ihren Präſidenten (viefen obligatorijch aus der Mitte des 
Kleinen Rathes) felbft wählten. Alle frühern abweichenden Ber: 
fügungen wurden zurüdgenommen: Der neue „Eatholiihe Ad— 
miniftrationsrath” hatte ein hohes Maß von Selbftftändigfeit. 
Dem Kleinen Ratly blieb nur, im allgemeinften Ausdrud, „jene 
unmittelbare Auffiht über vorbemelvete Anftalten vorbehalten, 
welche ihm von Landes-Regierungs wegen zufommt“. Der neue 
Adminiftrationsrath wählte fihb den Regierungsrath Dominik 
Gmür zu feinem Präfiventen fowie zum Borftand der Kuratel 
über Hauptfirde, Gymnaſial- und Lyzealanftalten. Sm ber 
erften Zufammenfegung des Aominiftrationsrathes fanden fich 
auch die fünf übrigen Fatholifchen Regierungsräthe; unter den 
andern Fatholifchen Notabeln war Joſeph Schaffhaufer oben an. 
Genannte Behörde trat mit dem 18. Februar 1813 in's Amt. 
Am 13. Oktober gl. 3. übergab ihr eine Aborbnung der Res 
gierung, Namens diejer und im Beifein des Liquidationsbüreau’s, 
Schlußrechnung und Saldo ver Stiftöliquidation. Durch dieſe 
Generals und Schlußrehnung waren die verwertheten Aftiven 
an Liegenſchaften, Schuldpoften und an Grundzins- und Zehnt: 
fapitafien im Ganzen angegeben zu 3,243,865 Gl. 19 Kr. 5 Hl. 
Das ift aljo jedenfalls das Minimum des Aftivvermögeng, 
welches das Stift bei feiner Aufhebung inne hatte, und zwar 
ohne irgend eine Anrechnung der ftiftiichen Gebäude in Et. 
Gallen, und bei notorischer Mißverwaltung, ja Plünderung, 
welche während der Zeit der Revolution ftattgefunden hatte. 
Mas die Liquidationdfommiffion während ihrer Amtsdauer von 
1805 bi8 1813 an Zinfen und Gefällen aller Art einnahm, 
gibt erwähnte Schlußrehnung zu 296,488 SI. 5 Kr. anz fie 
hatte daher im Ganzen eine Einnahme von 3,540,353 ©I. 
24 Kr. 5 Hl. gemacht. Aus diefem Aftivftand wurden zumächft 
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die Schulden des Stifts bezahlt mit 1,250,418 Gl. (für Haupt- 
gut und Zinfen), der Staat für feine Anſprüche befriediget, dann 
die Dotationen für die Hauptfirhe und bie Fatholiiche Gymna— 
fial- und Lyzealanſtalt angewielen, die manderlei Dotationen 
der Pfründen auf dem Lande und bie fogenannten Kompetenz 
laften, die Benftonen der Stiftöfapitularen und die gottesbienft- 
lichen Koften an der Hauptkirche, der Unterhalt der. Gebäude 
und übrigen Domänen, endlid die Liquidations- und Adminiftras 
tionsauslagen (dieſe mit 47,350 GL.) beftritten; wornach ſich 
ein Aftivfaldo an Kapitalien und Liegenfchaften von 837,590 Gl. 
42 Kr. 7 Hl. zu Handen des katholiſchen Adminiftrationsrathes 
ergab. Die angeführten Ziffern liefern ven genügenden Beweis, 
daß das Reinvermögen des Stiftes in der Hand eined wach— 
famen Berwalters, wie Fürft Pancratius ein folder gewejen, 
zur ehrenhaften Erhaltung der Korporation vollfommen hinreis 
chend gewejen wäre, da ed nad ver ungünftigften Annahme in 
runder Summe auf 2 Millionen und 200,000 Gulden ange: 
fhlagen werben Fanın.‘) Die Verwaltung hatte auch zur Zeit 
ver Liquidation der nöthigen Kontrole ermangelt; Müller von 
St. Georgen, das Haupt der Liquidation, hatte im Jahr 1809 
perjönlih den „großen Ader” in St. Fiven um 27,000 ©I. 
erfauft. Im Jahr 1814 wurde dem Fatholifchen Adminiftra- 
tionsrath das Bekenntniß abgelegt, daß Müller in der Zwilchen- 
zeit weder an Kapital noch an Zinfen irgend etwas bezahlt habe, 

1) Zu bemerken ift noch, daß in dem von der Liquidationdfommilfton 
berechneten Gejammtbetrag der Aktiven, zwar der Erlös von den Liegen: 
ſchaften in den Kantonen Zürich und Thurgau, nicht aber auch derjenige 
von Ebringen und Norfingen inbegriffen if. Was der Staat in Wirklich— 
feit zu Handen genommen, ift nicht mit Genauigkeit zu ermitteln; jedenfalls 
ift e8 von Belang; aus den Rechnungen fand der Verfaffer rund 216,600 Gl. 
heraus, die Waldungen und die vielen Gebäude ungerechnet; an Baarjchaft 
alſo anfehnlich mehr, als das Sönderungsdekret vom 9. Dezember 1808 
auswarf. Much gegen die Gemeinden war die Negierung überaus generög; 
von ben Liegenschaften des Stiftes bezahlte die Liquidationsfommiffton den: 
felben „an Kriegsanlagen” 76,272 Gl.; mit Grund fagte daher die Liqui- 
dationsfommiffton in ihrem Referat: „Die Gemeinden anerkennen mit Danf 
die Wohlthätigkfeit der Regierung“. 
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und, wollte man ihn bei dem Kaufe behaften, ſolches zu feinem 
Ruin führen würde. Der Adminiftrationsrath entließ ihn ber 
Haftung, nahm jene ſchöne Liegenſchaft in eigene Verwaltung 
zurüd und legte dem Liquidator-Schuldner bloß eine entiprechende 
Zintzahlung auf, für melde diefer mit knapper Noth die erfor- 
verlihe Dedung leiften fonnte. Das Gejchäft endete nicht ohne 
Berlurft für den fatholifchen Fond. Bon früher durch Defterreich 
auf feitherigem württembergifchen Gebiet infamerirten Gefällen 
des Stiftes fam durch Vertrag mit der Regierung von Würt— 
temberg von 1813 ein anjehnlicher Theil zurüd an den Kanton. 
-Die Verwaltung des Stiftövermögend von Schänis blieb 
(ängere Zeit, man weiß nicht warum, in den Händen von Glaus 
zurüd. Endlich, im Frühjahr 1815, verlangte der Fatholifche 
Adminiftrationsrath von der Regierung die Ablieferung des 
Stiftsvermögens, Schuldtitel und übrige Papiere, an feine Be- 
hörde. Nun ergab fih, daß Kaver Gmür, ver frühere Käufer 
der Liegenfchaften des Stiftes Schänid, 94,200 GI. an Schuld- 
titeln bezahlt hatte, welche die Kommittirten des Adminiftrationg- 
rathes als unannehmbar zurüdwielen. Schaffhaufer befonders 
führte dad Wort des ftrengen Verwalter in dieſer unerbaus 
lichen Angelegenheit. Es Fam zwilchen beiden Parteien zu langen 
Verhandlungen, denen ein Vergleich vom 15. Februar 1817 
ein Ende machte, durch welchen fih Zaver Gmür, unter Garantie 
feiner Brüder Dominif und Ignaz, zur Einlieferung von meift 
neuen und vollwerthigen Schuldtiteln mit fiheren Unterpfanden 
binnen einer Frift von ſechs Jahren verpflichtete. Im Jahr 
1823 war den Anforderungen der Behörde Genüge gethan. 
Noch war der Kleine Rath) in der angemaßten Alleinherr- 
haft in Saden der Kollaturen beidfeitiger Konfeffionen. Das 
309 ihm jährlich ſcharfe Vorwürfe der ftaatswirthichaftlihen Koms 
miſſion zu, welde tm Erinnerung bradte, daß man ſchon feit 
1805 die endliche Bereinigung diefer Angelegenheit vergebens 
erwarte. Der Kleine Rath behalf fih mit allerlei Ausflüchten: 
bald fand er, daß die Ueberlafjung ver Kollaturen an die Ge: 


meinden, nad) einzelnen gemachten Erfahrungen, als bedenklich er- 
Baumgartner, Kanton St. Gallen. I, 17 
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ſcheine; bald vermißte er noch eine feſte Regelung der biſchöf— 
lichen und der kirchlichen Verhältniſſe überhaupt; endlich glaubte 
er vor „Novationen“ warnen zu ſollen, als ob die von ihm an 
Handen gezogene Ausübung des Kollaturrechtes nicht eine der 
größten aller Neuerungen dieſer Zeit geweſen wäre. Endlich 
riß der ſtaatswirthſchaftlichen Kommiſſion die Geduld: ſie er— 
mahnte den Großen Rath, ſein Souveränetätsrecht in dieſer Sache 
durch förmliche Protokollerklärung zu wahren. Der Kleine Rath 
wich nun „dem Ungeſtüm des Großen Rathes“ und brachte 
einen Geſetzesvorſchlag ein; dieſem zufolge hätten zwei konfeſ— 
ſionelle Kommiſſionen, in welche der Kleine Rath ſelbſt je zwei 
ſeiner Mitglieder zu ernennen gehabt hätte, nur das Recht eines 
doppelten Perſonalvorſchlages zu Handen der Regierung gehabt; 
dieſer ſelbſt aber waͤre dann die Ernennung zur Pfründe zuge— 
ſtanden. So hätte der Kleine Rath die Kollaturrechte, deren 
Ausübung er bis dahin nur ad interim befaß, für immer ge- 
feglich erworben. Gegen dieſes Fünftlihe Machwerk trat eine 
Großrathskommiſſion, für fie deren Borftand und Berichterftatter, 
Regierungsrat) Gmür, ernft tadelnd auf (Mai 1812); es wurde 
verworfen. Es erjcheint ald unzweifelhaft, daß die Häupter des 
Großen Rathes beider Konfejftonen einig waren im Unmuth über 
das Verhalten der Regierung in diefer Sache. Das Ende de 
beinahe achtjährigen higigen Kampfes erblidt man in dem Ge- 
fe vom 30. Januar 18135 es überläßt vafjelbe den Ge— 
meinheiten und Privaten die bisher von ihnen geübten Kollatur- 
rechte; von den Kollaturrechten, welche bis dahin der Kleine 
Rath; geübt, wurden die fatholiichen dem neu geichaffenen Ad- 
miniftrationsrath gleicher Konfeffton, die evangelijchen *) den be- 
treffenden Gemeinden übergeben; die Kollatoren indgefammt ver: 
pflichtete das Gefeg zur Anzeige der von ihnen getroffenen Pfrün— 
denbefegungen an den Kleinen Rath und zur Einholung feiner 
„landesherrlihen Genehmigung“ für diefelben; Ausländer durften, 
ohne vorläufige Bewilligung des Kleinen Rathes, nicht auf eine 
4) Unter diefen waren auch jene Kollaturrechte, welche ehedem dem 
Klofter St. Gallen auf reformirte Pfründen angehört hatten, inbegriffen. 
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Pfründe ernannt werden. Durch diefed Geſetz wurde die Ober- 
herrlichfeit des Kleinen Rathes in einer der wichtigften geifti- 
gen Beziehungen aufgehoben und traten die beiden chriftlichen 
Konfeffionen, jede für fich gejöndert und ohne Einmiſchung von 
Mitgliedern der andern Konfeffion, in das ihnen gebührenve 
Recht ein, ihre Seeljorger felbft zu wählen; der Privatfollaturen 
waren nemlih nur wenig. Ein Kollaturreht wäre beinahe 
herrenlos geworden, das über die Pfarrpfründe Sargans. Früher 
dem aufgehobenen Klofter Mehrerau gehörend, dann von Nie: 
manden angejprochen, übertrug es die Regierung der Pfarrges 
meinde Sargand, nachdem der Fatholiihe Adminiftrationsrath 
defien Uebernahme abgelehnt hatte (2. Auguft 1813); ein Jahr 
ſpäter überließ es die Gemeinde Sargans durd Vertrag an 
das Klofter Pfäfers. Da in der Folge Mißhelligfeiten zwiſchen 
dem Klofter und der Gemeinde eintraten, ftellte jenes das Kollatur: 
recht an die Gemeinde zurüd; endlich überging daſſelbe ſammt 
daherigen Verpflihtungen durd Vertrag an den katholiſchen Ad- 
miniftrationsrath (27. Dezember 1826). 

Die eriten Tage des Jahres 1813 zeigen und das Ein- 
fenfen der St. Galliihen Behörven in eine Auffaffung der reli- 
giöfen Angelegenheiten Firchlihen und ökonomiſchen Belanges, 
welche zu der feit der helvetifchen Revolution eingeführten Gejeg- 
gebung und Praris fi in günftigen Gegenfag ftellte. Aktiv 
tritt jedoch dabei der Einfluß der Laien ftärfer hervor als jener 
der Kirche ſelbſt. Die Verhältniffe zu diefer waren zur Zeit 
im Wejentlihen noch unverändert. Mit Grundjägen und Praris 
der bilhöflihen Behörde von Chur Fonnte fih die Regierung 
noch immer nicht befreunden. Sie ſprach ihren Unwillen darüber 
aus, daß fie wegen Eheverlöbniffen und dießfallſiger Judikatur 
noch zu feinem Einverſtändniß mit dem dortigen Bifchof ge: 
fommen jei, und drohte deßhalb mit ftrenger Vollziehung der 
helvetiihen Geſetze, „damit die Wünfchbarfeit eines beſſeren 
Zuftandes auch biſchöflicherſeits gefühlt werde”. Glüdlicher war 
fie mit der Kurie von Konftanz, mit welder eine Verftändigung 
über den gleichen Gegenftand erzielt wurde (31. März 1808), 

17* 
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die alsbald die Gutheißung des Großen Rathes erhielt. Der 
Regierung lagen eine Anzahl bifhöflih konſtanziſcher Verord⸗ 
nungen vor, durch welche wejentlihe Veränderungen im Kultus 
eingeführt werden follten, jo die Anwendung der deutſchen Sprache 
ftatt des alten lateinischen Ritus bei „Feldfegnungen” und Frons 
leihnamsprogeffionen. Die Regierung holte über das Ganze 
diefer Verordnungen das Gutachten einer geiftlichen Kommilfton 
ein, deren Mehrheit fih ven erwähnten und Ähnlichen Neuerun— 
gen abgeneigt zeigte, wogegen bie Minderheit den Anorbnungen 
der bilchöflihen Kurie von Konftanz entbuftaftiiches Lob jpenvete. 
(1809). Es ift befannt, daß die alte kirchliche Ordnung aufs 
recht erhalten wurde.) Durd Verabredung der Konftanzer 
Bisthumsfantone wurde feftgejeßt, daß von dem Ertrage ber 
ihnen vertragsweiſe zuerfannten biſchöflichen Dotationsfumme 
von 300,000 Gl. ver Betrag von 10,000 Gl. jährlih dem 
Biſchof, 3000 GI. zu Handen des Kapiteld abgeführt werben 
joll; der fi ergebende Zinsüberfhuß wurde im Verhältniß der 
Kommunifantenzahl unter die betreffenden Kantone vertheilt. 
Die allmälig erfolgende Fonfelfionele Miſchung ver Bevölferung 
erforderte Obforge für die Einpfarrung der Nievergelafjenen. 
Der Kleine Rath verordnete, daß Proteftanten in Fatholijchen 
Gemeinden, Katholifhe in evtngelifhen Gemeinden fih vor 
dem Eintritt in das Recht der Nieverlafjung bei dem Gemeinde: 
rath auszuweiſen haben, daß fie in einer der nächitgelegenen 
Pfarreien ihres neuen Wohnortes eingepfarttjeien, dann fid 
rüdfihtlih des religiöfen und bürgerlichen Unterrichted an die: 
jenige Gemeinde halten, in welder fie als PBfarrgenofjen aufs 
genommen wurben (17. Mai 1809). Die evangelifche Synode 
verorbnete den Beginn des Religionsunterrihtes für die Jugend 


) Kommittirte waren die Defane P. Beda Gallus und Joh. Yaf. 
Gernann, dann die Pfarrer P. Dominif Schmid und Meinrad Ochsner. 
Die Gutachten der Mehrheit und der Minderheit zu Handen der Kommiſſion 
des Innern liegen vor; Schmid drückt ſich in feinem Minderheitsgutachten 
mit beißender Ironie über die kirchliche Haltung der Gegner aus. (Mften 
in der Stiftsbibliothef; aus dem Nachlaß des Pfarrers I. N. Zürcher.) 
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zwifchen dem 9. und 12. Jahre, und deſſen Beendigung fpätes 
ftend mit tem 18. Jahre (5. Juli 1808); vom Kleinen Rath 
plazetirt. Unmwürdigem Marften bei Pfründebefegungen vorzu— 
beugen, verordnete die Synode au, daß Aufbefferungen von 
Pfrundeinfommen nicht bloß auf beftimmte Frift bewilliget wer: 
den können, fondern daß fie vielmehr ald etwas Bleibendes jollen 
beichloffen werben (4. Juli 1809). Für gefammte evangeliſche 
Gemeinden des Kantons ſetzte fie die gleichen Feft- und Kom- 
muniontage an. Das Primarfchulwefen machte auch in dieſem 
Zeitabfchnitt erhebliche Fortſchritte und zwar bei beiden Konfel- 
fionen zugleich; die Fatholifhen Schulgemeinden thaten fi in 
Berbefferungen nicht weniger hervor als jene der andern Kon— 
feſſion; ungünftige Vergleihungen feitens des Erziehungsrathes 
in diefer Beziehung hörten auf. Dagegen konnte fi diefe Ber 
hörde längere Zeit hindurch nicht mit dem Halten von Mädchens 
ſchulen dur Frauenflöfter befreunden. Als das Frauenflofter 
in Wyl im Jahr 1808 fih zu Errichtung einer Töchterfchule 
erbot, fand die Kommiſſion des Erziehungsrathed, daß es jener 
Korporation ſowohl an Kenntnif der heutigen Lehrmethode ale 
am nöthigen Vermögen für Errichtung und dauerhafte Er- 
haltung der Schule gebrede; etwas anderes wäre ed, fagte fie, 
wenn man das Klofter aufheben und foldes in ein Erziehungs» 
inftitut umwandeln wollte; dann allerdings würde ſolches Unter- 
ftügung verdienen. Weniger ungnädig war die Regierung; fie 
empfahl das Vorhaben des Klofterd der Gemeinde Wyl, welche 
den nächften Nuten davon hätte; würde aber vom Klofter eine 
fantonale Töchterfchule bezweckt, fo könnte fie, die Regierung, 
aus Mangel eines Fondes nichts dafür thunz und doch ſchwamm 
fie in (Klofters) Geld. Im Laufe der Jahre gedieh bie im 
Jahr 1809 errichtete Töchterfchule der Klofterfrauen in Wyl zu 
beftem Flor und der Erziehungsrath ſelbſt fpendete ihr die ver- 
diente Anerfennung. Für Fabriffinder vermittelte der Erziehungs— 
rath nöthigften Unterricht an Sonn» und Feiertagen. Für Schul: 
lehrerbildung hielt er beſondere Worbildungsfurfe ab. Gegen 
die Sache an fich wurde nichts eingewendet; aber die ftante- 
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wirthichaftlihe Kommilftion verlangte, daß für die Kurfe ber 
Schullehrer jeder Neligionspartei „Inftruftoren von ihrer Reli- 
gion“ beftellt werden, was die vielfach bemwiefene Thatjache be— 
ftätiget, daß man damals, troß der Unitarifirung der Leitung 
des Erziehungsweſens in der Hand einer und derjelben Behörde, bie 
Schulen ſchlechterdings als konfeſſtonelle hatte erhalten wollen. 
Dem Strafgeiegbuh über Verbrechen folgte jenes über 
Bergehen nebſt rechtlihem Verfahren, vom Großen Rath am 
10. Dezember 1808 erlafjen und mit dem 5. Februar 1809 in 
Vollziehung gelegt. So war die Strafgefeßgebung bereits in 
ſich abgeichloffen; doch ſprach man ſchon in diefem Zeitabjchnitt 
von nothiwendiger Revifton des Strafgeleßbuches über Verbrechen, 
nicht aber auch jener des rechtlichen Verfahrens, das ſich jeit 
1807 ſchon durch mehrere Jahre hindurch als befriedigend er- 
probt habe. Einen weſentlichen Vorſchub erhielt Die Strafredts- 
pflege burh den Umbau des Unterfuhungsgebäudes am St. 
Karlsthor (1812). Mit der Aufhebung der Zuchtanftalt Ober: 
diſchingen durch die föniglich württembergifche Regierung fielen 
dahin auch die ſeitens der Schweizerfantone (St. Gallen inbe- 
griffen) abgeichloffenen Verträge für dortige Unterbringung von 
Verbredern. Nah guten Leiftungen in der Strafgejeggebung 
war ernftlih von der Abfaſſung eines bürgerlihen Gefegbuches 
die Rede. Müller-Friedberg, Sohn, war auch mit dieſer Auf: 
gabe betraut; er verfaßte den Entwurf der Abtheilung über das 
Perſonen- und Familienrecht. Zu einem Abſchluß Fam es nicht, 
ohne Zweifel, weil der Entwurf den Fonfeffionellen Ehelagungen 
feine Rechnung trug; denn der Kleine Rath jelbft entichuldigte 
bei dem Großen Rathe die eingetretene Verzögerung durch vor: 
angehend nöthige Verftändigungen mit den Firchlichen Behörden, 
Beiprechungen, zu denen die Zeit nicht günftig geweſen fei (1810). 
Auch fpäter ſtets mit Hoffnungen abgefpeifet, verbat fi bie 
ftaatswirthichaftlibe Kommiffton das längere Zaudern und vers 
langte Borlage nicht bloß einzelner Fragmente oder Abtheilungen 
eines bürgerlichen Geſetzbuches, wie es der Kleine Rath beab- 
fichtiget hatte, ſondern eines vollftändigen und in fi zuſammen— 
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hängenden Entwurfes (1813). Im Gegenſatz zu dieſer An— 
ſchauung war übrigens bereits im Jahr 1808 an die Stelle der 
zahlreichen und unter ſich abweichenden Statutarrechte über die 
Erbfolge ein für alle Theile des Kantons verbindliches Geſetz 
über diefe wichtige Rechtsmaterie erlaffen worden, das mit dem 
12. Februar 1809 in Anwendung fam. Anläßlich wurde die 
Mehrjährigkeit für Perfonen beivderlei Gefchlehts auf den An- 
tritt des 24. Jahres feſtgeſetzt. Verfaſſer dieſes ausführlichen 
Erbfolgegejeges ift ebenfalld der jüngere Müller-Friedberg. Der 
vom Kleinen Rath in Bereitihaft geſetzte Entwurf zu einem 
Handelsgeſetzbuch blieb unberüdjichtiget. In Ertheilung der poli- 
tiſchen Rechte, beziehungsweije des Kantonsbürgerrechts, an nie 
vergelafjene Schweizer, hatte fih der Große Rath, jo fand er 
num ſelbſt im Jahr 1808, in dem 'erften Geſetz von 1804 zu 
freigebig erzeigt; eben jo günftige Behandlung wurde den St. 
Gallern in den übrigen Kantonen nicht zu Theil; deßhalb 
machte er vom bunbesmäßigen Rechte Gebrauch, die Schranken 
etwas enger zu ziehen: Schweizerbürger, welche das St. Gal- 
liche Kantonsbürgerreht zu erhalten wünfchten, konnten foldes 
von nun an nur vom Großen Rath erhalten, mußten Liegen- 
fhaften von 6000 Fr. an Werth im Kanton St. Gallen oder 
den gleichen Betrag von Sculbtiteln befigen, oder Bürgſchaft 
leiften, daß fie jolbe in der übrigen Schweiz befigen und in 
Sahresfrift in den Kanton St. Gallen einziehen werden; Mari- 
mum ber Tare für das Kantonsbürgerrecht 800 Fr. 

Die Berhätigung der Regierung und des Großen Rathes 
in den meiften Zweigen der Verwaltung war eine eifrige wie 
ununterbrochene, in den Erfolgen aber bejchränft, weil im Geifte 
der damaligen Zeit und in Folge ver bitteren Erfahrungen von 
der Revolution her der Große Rath auf ftrenger, ja fnapper 
Dekonomie hielt. Die ftaatswirthichaftliche Kommilfton erhob 
in diefer Richtung Jahr um Jahr ihre Stimme; ja fie wollte 
die Zahresausgabe auf eine Summe bejchränft willen, die kaum 
den fünften Theil deffen betrug, was fünfzig Jahre |päter faft 
als mäßiges Büdget angejehen wurde. So hatte der Jahres- 
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haushalt von 1811 auf 1812, nad Abzug der außerorbents 
lichen Ausgaben, nur ungefähr 158,000 Gl. erfordert. Außer: 
ordentliche Zufälle ausgenommen, jo meinte nun die Kontrols 
kommiſſion, jollte die Jahresausgabe jene Summe, alfo rund 
160,000 Gl., nie überfteigen. Das folgende Jahresbüdget war, 
mit Inbegriff der vorgejehenen auferordentlichen Ausgaben, auf 
nur 175,940 Gl. büdgetirt; gedeckt war es theilmeife durch 
orbentlihe Einnahmen von 91,050 Gl. Die Kommilfion be- 
antragte aber gleihwohl nur die Erhebung einer ordentlichen 
Steuer von 60,000 Gl. Ein allgemeines Finanziyftem kam 
auch in diefer Periode nicht zu Stande; man verblieb bei Ein- 
führung einzelner mittelbarer Steuern: Getränfsabgabe, Stempel 
(mit Inbegriff jenes auf die Zeitungen) und Jagbpatentgebühren, 
Abgaben, welche das Defizit jollten ausfüllen helfen. Bei oben 
erwähnter Grundanfhauung über die für das Land nöthige 
Finangordnung ift es nicht befremblich, daß vie fteigenden Aus- 
gaben für den Bau der Sitterbrüde das Grauen der ftaats- 
wirthichaftlihen Kommilfion erwedten. Mittlerweile ftiegen 
Pfeiler und Widerlager der Brüde „in ftolzer Pracht”, wie 
die Regierung freubdetrunfen an ven Großen Rath meldete, empor 
zur angewieſenen Höhe der Fahrbahn, und vollendet ftand der 
Bau im Spätjommer 1811 vor den Augen der Neugierigen 
von Nah und Fern.) Die Regierung benußte den fehr will: 
fommenen Anlaß zur feierlihen Eröffnung der Brüde am St. 
Gallusfefte des gleichen Jahres. Sie jelbft befuhr diefelbe zuerft 
unter Zuzug der übrigen Behörden und unter Theilnahme einer 
großen Volfsmenge; ein feftlihes Mahl in einem Pavillon ober- 
halb ver Brüde, Illumination und Feuerwerk, machten den Schluß 
der Amtöfreuden. Am folgenden Tag trat die Kehrfeite hervor: 
die Eröffnung des Weggeldsbezuges, deſſen reichlicher Ertrag 
einen anfehnlihen Theil der Baufoften verzinfete, da er bald 
8000 Gl. und fpäter noch höhere Summen erreichte; Appenzell 
A R., weldes, mit Berufung auf alte Befreiung, unentgelt- 


1) Baumeifter waren Sohn und Enkel des in Bd. I genannten Hal- 
finer, von Altftätten. 
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liche Benugung der Brüde angefprochen hatte, wurde abgewieſen. 
Eine Generalrehnung über den Betrag der Baufoften erſchien 
nie. Die Annahme einer Gefammtfoftenfumme von 310,000 Gl. 
ift eher zu niedrig als zu hoch. Der Bau war eine der bebeuts 
famften Unternehmungen dieſes Faches in der Schweiz und brachte 
der Regierung hohen Ruhm nah und fern; in der größeren Volks— 
mafle aber hatte er die vorherrfchende Unbeliebtheit der Re 
gierung nur noch gefteigert. in anderer Bau vermochte neben 
diefem bei den befchränften Finanzen und der wenigen Geneigt- 
heit der Oberbehörde nicht aufzufommen. Meßmer war uners 
müblich in Förderung feines Straßenprojeftes für die Rorſchach— 
Churer Linie, um eine lebhafte und leichte Verbindung mit Chur 
und den graubündnerifchen Bergpäffen einzuleiten. Er hatte eine 
neue Richtung der Strafe von Altftätten bis Ragatz ausfteden 
laſſen. Hauptaufgabe war die Sprengung der Hochwand am 
Scholberg. Mit ängftlicher Beſorgniß jah die ſtaatswirthſchaft— 
fihe Kommiſſion auf das Projekt, verlangte vor Allem aus 
Einbringung eined Voranſchlages. Die Regierung trat num 
ernftlicher auf; e8 wurden nöthige Vorſtudien gemadt, dann 
mit Botſchaft vom 10. Mai 1810 der Bau einer neuen hori⸗ 
zontalen Straße durch die Felswand längs dem Rhein mit einem 
Geſammtvoranſchlag von 100,000 Gl. und die vorläufige Dedung 
diefer Koften mittelft Anleihen dem Großen Rath in Antrag ge- 
bracht. Obwohl die Regierung diejen ihren Vorſchlag auf den 
richtigen Umftand begründet hatte, daß es gelte, den Waaren⸗ 
und Reiſenden⸗Transport vom jenſeitigen auf das St. Galliſche 
Gebiet herüber zu bringen, drang fie doch nicht durch. Sie legte 
fi endlich auf das Bitten, flehte namentlich auch um Berüůckſichti⸗ 
gung des „Oberlandes“, damit dortiger Bevölkerung ber Wahn 
benommen fei, „als hätte ſich bloß ver zunächſt unter den Augen 
der Regierung liegende Theil des Kantons feiner Sorgfalt zu 
getröften”. Vergeblich. Die Kommilfion ftemmte ſich neuerdings 
entgegen: beffere Gründe feten für die bloße Herftellung ber 
alten Straße vorhanden; der Koftenbetrag einer ganz neuen wäre 
faum zu berechnen. „Unfere Kaffe ift erſchöpft; unfer Volk mit 
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fortdauernden Auflagen und Abgaben geplagt, die Zeitverhältnifje 
in Erwerb und Gonjumtion laften bereitd auf ihm“, und größere 
unausweichliche Beichwerden ftänden noh bevor. Man folle es 
daher bei jchon bewilligtem Kredit für die Herftellung der alten 
Straße bewendet fein lafjen. So fiel das große Unternehmen. 
Weniger bedeutfame BVerbefferungen der öffentlichen Kommuni- 
kationen in mehreren anderen Theilen des Kantons Fonnten durd- 
geführt werten, fo die Herftellung der Hauptftraße von St. 
Gallen nad der Thurgauer Grenze in der Richtung von Kon- 
ftanz, für welche Linie die betheiligten Gemeinden eine Weggelds— 
bewilligung erhielten; die Herftellung der Straße von Schmerifon 
lingd des Züricherſee's nah Rapperſchwyl. Die Einführung 
eined zwedmäßigen Rheinwuhrſyſtems war mit dem benachbar—⸗ 
ten Baiern und mit Liechtenftein in Unterhantlung; die baie- 
riſche Regierung hatte eine vollftändige Rheinkorrektion in ver 
Abfiht und zu diefem Zwede das ganze Stromgebiet aufnehmen 
lafjen; von baieriiher Seite war au der Bau einer Bogen- 
brüde über den Rhein, die unterhalb der Fähre zwilchen St. 
Margarethen und Höchſt erbaut werden jollte und zu 68,000 fl. 
veranschlagt war, in gemeinſchaftlichen Koften angetragen; Pro— 
jefte, deren Ausführung ſchon die Ungunft der Zeiten nicht auf- 
fommen lafjen fonnte, abgefehen von den Einwendungen der 
ftaatswirthichaftlihen Kommiffion aus militärifchen Gründen 
(1813). 

Die Linthforreftion nahm guten Fortgang; aber der Geld» 
verbraudb war ein größerer, als anfänglich berechnet worden ; 
die Zahl der Aktien mußte auf 4000 vermehrt werden. Auch 
der Große Rath von St. Gallen entſchloß fih daher zu ftärfe- 
rer Betheiligung und nahm dafür auch die reicheren Klöfter in 
Anſpruch. Dabei konnte e8 aber fein Bewenden nicht haben; 
mehrere St. Galliihe Linth- und Wallenfeegemeinden waren 
entweder mit kahlen Entjhuldigungen oder nadten Ablehnungen 
zurüdgeblieben. Als Antwort auf diefes Benehmen erließ die 
Regierung einen warm gehaltenen Aufruf an diefelben zu wirf- 
jamer Unterftügung des Unternehmens (2. April 1811). Zwei 
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Jahre jpäter war abermalige Betheiligung des. Großen Rathes 
nothwendig geworden. Er übernahm neuerdings 160 Aktien, 
indem er 100 ver Salzkaffe auferlegte, bezüglich der übrigen 60 
fih empfehlend an die St. Galliihen Linthgemeinden wendete. 
Mittlerweile war, unter dem Jubel von Laufenden von Zur 
Schauern, am 8. Mai 1811 der Molliier Kanal eröffnet worden 
und ftrömte nun bie Linth in den Wallenjee und lagerte fie ihr 
mächtig Gejchiebe in deſſen Tiefen ab; Bernold von Wallenftadt 
befang das glüdliche Ereigniß in ſchwunghaftem Lied. Ueber 
den neuen Maag oder Linthfanal, unterhalb Weſen, entftand 
eine neue Brüde (1813); weiter abwärtd wurde, ſchon früher, 
der Neubau der im Kriege von 1799 abgebrannten Ziegelbrüde 
ausgeführt. Die Tagfagung regelte durch Polizeiverorbnung bie 
Aufficht über die Kanäle, Dämme und Hintergräben, übertrug 
diefelbe einer bejonderen Kommijfton, in welde aus jedem ber 
drei betheiligten Kantone ein Mitglied gezogen werden mußte, 
und übertrug die Pflicht der Unterhaltung aller Neubauten den 
Befigern der entjumpften Güter, welche zu biefem Ende in 
mehrere „Genoſſamen“ eingetheilt wurden (6. Juli 1812). Als 
Folge der Linthforrektion entftand auch eine neue Linthichifffahrts- 
ordnung, vertragsweiſe zwilchen den Kantonen Zürih, Schwyz, 
Glarus und St. Gallen, und neue Regelung der Kantond- 
grenzen zwilchen St. Gallen einerfeitd, dann den Kantonen 
Glarus und Schwyz anderſeits; in Folge diefer Verträge bildet 
der Thalmeg des Linthfanals, jo weit Glarnergebiet reicht, die 
Grenze gegen St. Gallen; von dem Punkte, wo Schwyz an 
Glarus am Linthfanal grenzt, ift theilweife auch der Kanal die 
Grenze, theilweile ragt die Hoheit des Kantons St. Gallen 
über den Kanal hinüber, jo daß auf dem linfen Ufer veflelben 
ein St. Galliihes Gebiet von 1591 Jucdarten lieg. Mit 
Glarus allein wurde auch das jchwierige Verhältnis der Schiff— 
fahrt auf dem Wallenfee durch Vertrag geregelt (1309). Gla— 
rus erhielt durch denſelben das Recht, alle aus dem Glarner: 
land kommende Waaren in die Suft niederzulegen, welde es 
jelbft auf eigenem Territorium erbauen werde, und fie von dies 
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ſer Suſt aus, ohne ſie in die Weſener Suſt abliefern zu müſſen, 
durch Glarner Schiffleute nach Wallenſtadt führen zu laſſen; 
desgleichen das Recht, Salz und Getreide für eigenen Gebrauch 
von Wallenſtadt durch Glarner Schiffleute nach dem Lande 
Glarus abführen zu laſſen, jedoch gegen Entrichtung der Abs 
fuhrgebühr; im Uebrigen blieb e8 bei den alten Monopolrechten 
der Wallenftabter und Weſener Sciffleute; auch der Wejener 
Zoll wurde beftätigt und mußte von dann an von den Waaren, 
welche Weſen nicht berührten, in Wallenſtadt entrichtet werden. 
Diefer Vertrag wurde fpäter zu heftiger Fehde ausgebeutet. 
Auch für den Verkehr über den Rhein wurde durch eine zweds 
mäßige Schifffahrtsorbnung geforgt. Auf daß die Brandver- 
fiherungsfafje nicht in übertriebenem Maße heimgefucht werde, 
erließ der Präftvent ihrer Verwaltung, Meßmer, mit Genehmi— 
gung des Regierungdrathes, eine mit dem rühmlichften Fleiß 
abgefaßte Feuer- und Löſchordnung. Am 8. Dezember 1811 
vernichtete ein Brand beinahe das ganze Städtchen Sargans. 
Abgeſehen von der Brandverfiherungsfumme floßen beinahe 
18,000 Gl. milde Beiträge aus St. Gallen und andern Kan- 
tonen zu Gunſten der Beichäbigten. In Armen und Waijen- 
jachen wirften Staat, Gemeinden und Privaten. Findelfindern 
und erwiefenen Heimathlofen wurden Duldungd- oder Nieder- 
lafjungsjcheine gegeben (Geſetz von 1810); aus diejer Ber: 
fügung entftand die während längerer Zeit fehr beträchtliche 
Anzahl der „Geduldeten“, die auf Rechnung der Staatskaſſe 
erzogen und unterftügt wurden. Dem St. Antonsfpital in Utz— 
nad, einer kirchlichen und Armenftiftung zugleich, gab der Kleine 
Rath eine neue Verwaltungsordnung. X. Gmür ftand im Jahr 
1809 an der Spite der Verwaltung. Die Stadt St. Gallen 
baute mit einem Aufwand von 106,000 Gl., zu deſſen Beftreis 
tung in Folge Aufrufes des Stadtgemeinverathed die Bürger 
68,000 Gl. an freiwilligen Beiträgen geliefert hatten, das neue 
Waifenhaus, in welches am 22. Juli 1811 eine Schaar Waifen 
beider Geſchlechter einrüdten, in feftlihem Zuge das alte büftere 
Spitalgebäude verlaffend. 3. 2. Eufter, gewiffermaßen Bater 
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des evangelifchen Rheinthales, vergabte, nachdem er früher jchon 
eine anfjehnlihe Summe zu einem Schulfond für die bortigen 
evangelifchen Schulen geftiftet, im Jahr 1811 den rheinthaliichen 
Gemeinden jeiner Konfeffion 16,000 Gl. zu einem gemeinjchaft- 
lihen Armenfond. Kantonsrath Krömler in St. Fiden jchenfte 
1000 Gl. an dortige Schule, 8000 SL. zur Bertheilung an 20 
andere Schulen der alten Landichaft, der Abt von Pfäfers 
1000 Gl. an die Schulen der Umgegend des Klofterd. Im 
Folge der neuen Souveränetätsverhältniffe mußte der ehemalige 
gemeinfame Bruggen’she Armenfond zwilhen St. Gallen und 
Thurgau getheilt werden, und endlid gab die Regierung, wenn 
aud ungern, jeder berechtigten St. Gallifhen Gemeinde ihren 
Antheil am Kapital heraus. Mit Thurgau waltete auch ein 
wichtiger Streit über Territorial- und Kollaturverhältniffe, ver 
jelbft an die Tagfagung gelangt war; er wurde beigelegt durch 
Vertrag, in welchem St. Gallen das Souveränetätsreht Thur- 
gau's über das bie Kirche, Pfarr: und Meßmerhaus zu Hagen- 
wyl in fih faflende Gebiet, Thurgau dagegen das unbedingte 
Kollaturreht St. Gallen’ auf dortige Pfründe jo wie deſſen 
Rechte über die Verwaltung des Pfrund- und Kirchengutes nebft 
Schulfond anerfannte; der gleiche "Vertrag ſpricht St. Gallen 
die katholiſchen Kollaturrechte in Sitterborf und Rickenbach zu, 
wogegen derjelbe Kanton auf das Kollaturrecht der Fatholiichen 
Pfründen zu Heiligkreuz, Romanshorn, Sommeri und Welfens- 
berg, und auf die reformirten zu Salmsach und Sitterborf ver: 
zichtete (1809). Bon erwähnter Mutterfiche zu Hagenwyl 
trennte ein bifchöflihes Defret (1814) die Filiale Muhlen vors 
läufig proviforiih ab und bewilligte ihr eine ſelbſtſtändige Kus 
ratie. Die Forftverwaltung war leivend, weil unter unfundiger 
Leitung. Dagegen fallen in dieſe Periode wichtige Verbeſſe— 
rungen im Poftwefen, da für die Hauptftraßen in allen Rich— 
tungen regelmäßige Poftwagenfurfe (auch für den SPBerjonenver- 
fehr berechnet) eingerichtet wurben, zuerft wöchentlich einmal, 
jpäter zweimal und öfter die Woche. In fanitätspolizeilicher 
Beziehung war neu die Einführung einer Steuer von 2 Fr. auf 
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jeden Hund, von 4 Fr. für die Haltung eines zweiten, u. ſ. f. 
Das Vorhandenfein von 4000 diefer Thiere im Lande war 
hinreichender Beweggrund für die Erlafjung ſolchen Geſetzes 
(1812). Eine Bevölferungsaufnahme vom Jahre 1809 ermittelte 
135,209 Einwohner (84,309 Katholifen, 50,900 Proteftanten). 

Nah einem frievlihen Jahr, während welchem Scultheiß 
Pinzenz Rüttimann, von Luzern, das Amt eines Landammanns 
der Schweiz bekleidet hatte, folgte ihm Anfangs 1809 d'Affry 
von Freiburg zum zweitenmal in diefer Würde. Die großen 
MWeltbegebenheiten wirkten auf die Schweiz wie auf die anderen 
Staaten Europa’s nachtheilig zurück. Von einem europäifchen 
Gleihgewicht war längft feine Rede mehr. Ja eine Zeit lang 
ſchien es, als ob Franfreih und Rußland, nad dem Zilfiter 
Frieden zu Freunden geworden und in Erfurt jelbft die Intimi- 
tät ihrer Herriher zur Schau tragend, fi in die Herrſchaft 
Europa’d theilen würden. Defterreih fonnte der neuen Gefahr, 
ja der beforgten gänzlihen Vernichtung, nicht gleichgültig zus 
jehen. Es waffnete darum abermald gegen den franzöfifchen 
Dränger, für eigene Selbftftändigfeit und für jene anderer euro> 
päiſchen Staaten zugleih, welde in ſchmählicher Knechtung dar: 
niederlagen. Erzherzog Karl war Oberanführer des öfterreichi- 
ſchen Heeres. Daffelbe überfchritt im Frühjahr 1809 gegen Alt- 
Baiern, Tirol und Stalien die Grenze, in allen Richtungen mit 
Erfolg vorrüdend; in patriotifhem Aufftand erhob fih Tirol 
gegen die franzöſiſchen und baierifhen Unterdrüder; das Volk 
in Waffen nahm Innsbruck ein. Dem öfterreicijchen Heere in 
Deutſchland warfen ſich die franzöſiſchen Schaaren entgegen, an 
deren Spite wie immer Napoleon in Perſon heraneilte. Ueber 
Schmweizergebiet verfügte Franfreih nad Ermeſſen; vom 11. 
März dis 9. April zogen franzöſiſche Kolonnen über Vaſel vors 
wärts in die Rheinbundslande zur Vereinigung mit den übrigen 
franzöfifhen Korps und jenen ihrer deutſchen Alliirten. Ber 
ſchwerden des Landammanns gegen diefe Gebietöverlegung wur— 
den mündlich mit der Ausflucht abgefertiget: die Neutralität 
gelte erft vom wirklichen Kriegsausbruch an; ſchriftliche Antwort 
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fonnte er nicht erhalten. Hans v. Reinhard, dur den Land- 
ammann d'Affry als außerorbentlicher Geſandter der Schweiz 
an Napoleon nah Deutſchland abgeihidt, wo er in deſſen 
Hauptquartier Regensburg empfangen wurde, erhielt zwar einen 
ſchriftlichen Bejcheid, der eine verklaufulirte Beachtung der neu— 
tralen Stellung der Schweiz enthielt, mußte aber doch manche 
hochfahrende Worte einfteden, die nichts anderes bejagten, als 
daß im Grunde die Schweiz von feiner Willkür abhänge. Mittler: 
weile war die Tagſatzung aufßerorventlich nach Freiburg einberufen 
worden und zu biefem Ende hatte fih aud der Große Rath 
von St. Gallen verjammelt. Als Gefandter wurde Müller: 
Friedberg abgeordnet. Am 30. März eröffnet, erwog die Tag— 
jagung die Lage der Schweiz, gab dem Landammann nöthige 
Bollmaht für Truppenaufgebote und Wiedereinberufung bes be— 
reits im Jahr 1805 in Dienft gewefenen eidgenöffifchen General- 
ftab8, unter Billigung deffen, was der Landammann für Geltend- 
machung der jchweizerifchen Neutralität gegenüber der franzöftichen 
Regierung bereits gethan. Ein Drittheil des Kontingentes wurde 
aufgeboten, nöthige VBerftärfung in Dienftbereitichaft gefest, ſpäter 
auch noch in Aktivität gerufen. ‘) Der öfterreichifche Gefandte aber 
legte Beſchwerde und Verwahrung gegen den franzöftichen Truppen» 
durchmarſch über Schweizergebiet bei dem Landammann ein und 
gab auch in anderer Weife feine Mißftimmung über partetiiches 
Verhalten der Schweiz zu erfennen. General v. Wattenwyl 
nahm jein Hauptquartier zuerft in Zürich, jpäter aber, ald im 
Mai aud Vorarlberg, dem Beijpiele der muthigen Tiroler fol 
gend, die Fahne für fein Kaiferhaus und nationale Selbftftän- 
digfeit erhob, in St. Gallen. Die eidgenöjfiichen Truppen 
hatten vornemlich das Rheinthal, dann die Graubündner Grenze 
gegen Tirol bejegt. St. Gallen hatte zunächft zwei Kompagnien 
in das Engadin zu liefern, die mit jpäter aufgebotenen drei 
Kompagnien zu einem Bataillon vereiniget wurden, eine halbe 


) Es waren im Ganzen 19 Bataillone Fußvolf nebft Spezialwaffen. 
Gejammtfoften des Feldzuges von 1809 1,529,700 Fr. 
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Kompagnie Scharfihügen und fünf Dragoner, die bei dem eid— 
genöffiichen Oberſten Guiguer in Ragatz Staffettendienft bejorg- 
ten. Im Herbſt (alſo nicht früher) wurde ſämmtliche Mann- 
Ihaft mit Mänteln verfehben. Im Rheinthal ftanden Züricher, 
Luzerner und Andere, im Werdenbergiſchen Teſſiner. Früher 
Ihon hatte der Kleine Rath die St. Galliihe Bevölkerung ins— 
gejammt zu klugem politiihem Verhalten Angefichts der großen 
Ereignifje gemahnt (24. April 1809). Durch nachfolgende Ber: 
- ordnung verbot er, zu Handhabung „der Neutralität“, alle Aus— 
fuhr von Bulver, Blei und Waffen aller Art, bedrohte Wider⸗ 
handelnde als „Feinde des Vaterlandes“ und mit Einleitung 
an das Kriminalgeriht (1. Juni). Wie gewohnt jhoben die 
Franzoſen den Defterreihern feindfelige Abfichten gegen das 
Scmweizergebiet zu, während fie ſelbſt daſſelbe nad Gutfinden 
zu ihren friegeriichen Zweden benugten. Sn diefem Sinne hatte 
auch der erwähnte Brief Napoleon’s an den Landammann der 
Schweiz gelautet. In Zufammenhang hiermit hielt der General 
v. Wattenwyl für wichtig genug, dem Landammann der Schweiz 
feine Beforgniß Fund zu geben, daß durch die Anhänger des 
vertriebenen Fürften Pancratius von St. Gallen die öffentliche 
Ruhe diefes Kantons geftört werden möchte, eine Beforgniß, die 
nach der wirflihen Sadlage vafelbft eine ganz grundlofe war, 
wohl aber die Befangenheit beftätiget, welche diefer ſchweizeriſche 
Magiftrat und Feldherr früher ſchon als Landammann ver 
Schweiz gegen den Fürften und fein Stift fundgegeben hatte. 
Nach glänzenden Siegen ftanden die Franzofen bald wieder in 
den Umgebungen der öfterreichiichen Hauptitabt; doch wurde 
nob länger mit wechjelndem Glüde geihlagen. Der Tiroler 
Aufftaud, einmal erbrüdt, brach zum zweitenmal aus, und im 
Vorarlberg hatte Dr. Schneider die ganze Fampffähige Manns 
Ihaft unter die Waffen gefammelt. Der Waffenftillftand von 
Znaim machte dem Kriege, nad deſſen Abſchluß eine Kapitula- 
tion des Volksführers in Vorarlberg dem dortigen Aufftand ein 
Ende. Der Wiener Frieden regelte die neuen Berhältnifie 
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zwiſchen ven beiden friegführenden Theilen (14. DOftober 1809); 
Defterreih hatte ſich fruchtlos geopfert und wurbe nun vollends 
zu einer Macht zweiten Ranges herabgebrüdt. Umgekehrt wuchs 
die Abhängigkeit der franzöftichen Wafallenftaaten, fo aud jene 
der Schweiz, von ihrem Gebieter, ver bei dieſem Anlaß (im 
Friedensinftrument) vor ganz Europa zu feinen übrigen Titeln 
jenen des „DBermittlerd der Schweiz” beifügte. Ende Dftober 
wurde das Hauptquartier des jchweizeriichen Oberbefehlshabers 
von St. Gallen nad Zürich zurüdverlegt und bald nachher 
nahmen die militärischen Anftrengungen der Schweiz ein Ende. 
Dem General v. MWattenwyl war in'St. Gallen jeitens ver 
Regierung und der Stabtbehörde verdiente Beehrung erwieſen 
worden und der Kleine Rath ſprach vießfalls ausdrücklich der 
fegteren feine Anerkennung aus; die Regierung hatte dem Ge- 
neral während einiger Zeit zwei Kompagnien der St. Galliihen 
Legion zum Garmifonsdienft in eidgenöfftihem Sold überlaffen. 
Ein Theil des franzöfifhen Heeres nahm feinen Rückmarſch 
durh die Schweiz über Schaffhaujen, mit Wiederholung alter 
Entichuldigung. Der Schweiz, und dem Kanton St. Gallen 
insbejondere, hutten die außerordentlichen Ereigniffe große Laften 
auferlegt, zu deren Beftreitung der Große Rath abermals außer: 
ordentlihe Steuern zu 4 Gl. vom Tauſend einheben laſſen 
mußte. MWefentlih in Folge der während des Grenzfeldzuges 
vom Jahr 1809 gemachten unbefriedigenden Wahrnehmungen 
wurde die Geſammtheit der beſtehenden gejeglihen Anordnungen 
St. Gallen's über das Militärwefen einer Reform unterftellt 
und eine neue wejentlich verbefjerte Militärorganifation geichaffen; 
fie verpflichtete die vom Dienfte Befreiten zu einer jährlichen, 
übrigens ſehr mäßigen, Gelvleiftung (1811). Der abgehenve 
franzöſiſche Geſandte Vial wurde durh den Grafen Auguft v. 
Falleyrand erjegt; eine Rundreiſe des legteren in vie Kantone 
führte ihn auch nach St. Gallen, was die Regierung „aus 
leicht begreiflihen NRüdfichten” zu feftlihem und Foftipieligem 
Empfang des Diplomaten veranlaßte, wie fie ſelbſt an ven 
Baumgartner. Kanton St. Gallen. IL, 18 
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Großen Rath zu vorbauender Beſchwichtigung über dießfallſige 
Ausgaben berichtete.9 

Vor⸗ und nachgehend wiederholte ſich das franzöſiſche 
Drängen nach Ergänzung der kapitulirten Regimenter. In Folge 
deſſelben ſah ſich die Regierung gezwungen, Ausreißer mit dem 
Verlurſt des Kantons- und Gemeindebürgerrechtes zu bedrohen. 
Sie war auch genöthiget, die Werbungsprämie für den einzelnen 
Mann bis auf 4, ſpäter ſogar auf 6 Louisd'or zu erhöhen, ja 
jelbft die Refrutenfammer zu beauftragen, eigene Werber auf 
diefe Menſchenjagd zu ſchicken. Im Laufe der öfteren Klagen 
über Unvollftändigfeit der Negimenter und Unzulänglichkeit der 
MWerbungen in den verfchiedenen Kantonen ſprach Frankreich 
wiederholt von Einführung der Konffription, ohne fie übrigens 
der Schweiz von fih aus aufdrängen zu wollen. Unzufriedens 
heit und Beichwerben von beiden Seiten führten endlich zur 
-Unterhandlung und zum Abſchluß einer neuen Militär-Kapitula- 
tion (1812), bei welchem Anlaß fich die jchweizerifche Abordnung 
(Reutti von St. Gallen war einer der fünf Beauftragten) vom 
franzöſiſchen Botichafter jagen laſſen mußte, daß der Vertrag 
im Interefje und nad den Machtbebürfniffen Frankreichs abzu— 
ſchließen ſei, die Schweiz fi dießfalls Feiner Täuſchung hin— 
geben, fjondern vielmehr froh jein folle, daß fie nicht in dem 
Mage in Anfpruh genommen werde, wie die übrigen Alliirten 
Frankreichs, „denn die Dienftpfliht fei eine allgemeine Schuld 
geworden”. In der gegenfeitigen Stellung der beiden Staaten 
änderte der neue Vertrag nichts Weſentliches; die von ber 
Schweiz gewünſchte Herabfegung der Zruppenzahl von den 
früheren 16,000 auf 10,000 Mann wurde von Franfreid ab» 
geichlagen, dagegen die Verminderung bis auf 12,000 Mann 
in vier Regimentern gewährt; aber am Ende fam es nicht auf 
diefe Orundzahl an, ſondern auf die Zahl der jährlich geforber- 
ten Refruten, und folcher follten jährlich 2000, bei Kriegszeiten 

1) Für Bezahlung der Koften eined zu Ehren des Gefandten veranftal: 


teten Balles hatte der Präfident der Finanzkommiſſion 100 Louisd'or ans 
gewieſen. 
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in Deutjchland over Stalien 3000 geliefert werden, 3660 Mann 
ungerechnet, welche von früher her rüdjtändig waren. In Folge 
deſſen dauerte die Noth der Kantone für Aufbringung der erfor 
verlihen Mannfchaft fort; auch in St. Gallen, wo die Regies 
rung deren Lieferung auf die Kreile vertheilte. Diefes Mittel 
und Geld zufammengenommen reichten noch nit aus. Hatte 
St. Gallen in den zwei Amtsjahren von 1811 bis 1813 die 
hohe Summe von 35,740 Gl. an Prämien für die Werbung 
ausgeben müflen, fo war es jpäter vollends genöthiget, zu 
einem Mittel zu greifen, das nur die Noth der Zeit entjchulvi- 
gen mochte. Der Eintritt in Fapitulirten franzöfifchen Kriege» 
dienft wurde als Strafe gegen eine Reihe Vergehen und Ber: 
brechen aufgeftelt, mit Vollmacht für den Richter, je nad Er: . 
mefjen die ordentliche gefegliche oder die erwähnte Ausnahme; 
ftrafe gegen den Schuldigen auszufpreden. Wurde dann ein 
alljo zum Kriegsdienft Verurtheilter „als untauglich ausgeftoßen“, 
jo mußte derſelbe annoch der durch die Strafgelege beftimmten 
ordentlichen Strafe unterworfen werben; hinmwieder war jeder 
zum Kriegsdienſt Verurtheilte befugt, aus jeinem Vermögen 
und auf feine Koften für fih einen anderen tauglichen Refruten 
zu ftellen (Defrete vom 19. Januar und 15. Februar 1813). 
Aber das Alles wirkte noch nicht nach Bedarf und Erwarten. 
Dephalb wurde jchließlih der Kleine Rath noch ermächtiget, 
dienſtfähige Leute, die fich loderem Lebenswandel oder, obwohl 
gefund und arbeitsfähig, dem Bettel ergeben, oder Weib und 
Kinder muthwillig verlaffen und den Gemeinden aufbürben, 
oder endlich fih aus dem Spielen ein Gewerbe machen, in bie 
Negimenter abzuliefern. Zur Ausführung trat ein ganz außer: 
gerichtliches Verfahren ein: die Verfügung über fold liederliche 
Geſellen wurde einer vom Kleinen Rath zu beftellenden Fünfer- 
Kommilfton übertragen (8. Mai 1813). Dieſe Solvdatenpreffe 
erreichte ihr Ende erft mit der großen Kataftrophe, die bald 
nachher folgte. Und damit die eigene ſchweizeriſche Defpotie 
zu Gunſten der fremden erjchöpft werde, mußten mittlerweile 
auch alle im englifhen Kriegsdienſt befindlichen Angehörigen des 
18* 
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Kantons, unter Androhung des Verlurſtes des Bürgerrectes, 
zurüdberufen und jedem Bürger verboten werden, in ſolchen je 
einzutreten (Dbedienzdefret ded Großen Rathes vom 16. Aus 
guft 1811). 

Auch die alte Noth wegen des franzöſiſchen Kontinental- 
ſyſtems gegen England war noch vorhanden und mußte wachien 
mit der Schärfe feiner Anwendung. Der gewaltige Kaifer an 
der Seine verbot allen Handel mit England und deſſen Kolo- 
nien, verordnete aud, daß alle ſeewärts einlangenden Kolonials 
waaren (ohne Rüdficht ihres Urfprungs) einem Zoll von 50 Pro— 
zent des MWerthes zu unterwerfen feien (5. Auguft 1810); jpätere 
Defrete erweiterten die Lifte der im gleicher Weiſe zolpflichtigen 
MWaaren. Frankreich verlangte die Anordnung gleiher Maß- 
nahmen zum Ruin des englijchen Handeld auch in der Schweiz. 
Wunſch oder Begehren war Gebot. Sofort mußte zur allge 
meinen Beichlagnahme aller engliihen Waaren überhaupt, dann 
der Kolonialwaaren gefchritten, erſtere konfiszirt, die andern 
jenem Tarif unterworfen werden. Cine vom Landammann ber 
Schweiz berufene Expertenkommiſſion, unter deren Mitgliedern 
Yoh. Jak. Scherer aus St. Gallen, hatte die Vollzugsmaß— 
nahmen zu entwerfen. Nun folgten Fantonale und eidgenöfftjche 
Defrete auf dem Fuße. Auh St. Gallen hatte zu handeln, 
ordnete das Verlangte an, verbot darüberhin felbft allen Handel 
mit Kolonialwaaren auf feinem Gebiet, mit einziger Ausnahme 
des nöthigften Detailhandels, um ſich aller Verantwortung einer 
Zögerung zu entichlagen, „welche das Mißfallen des mächtigen 
Verbündeten“ hervorrufen könnte (Regierungsbeifhluß vom 16. 
Dft. 1810). Eine allgemeine eidgenöffiihe Mauth rings um 
die Schweiz mit einem Tarif, der auf Fabrikation und andern 
Verbraud den empfindlichften Drud üben mußte, war bie Folge 
der von Franfreih her gebotenen Maßnahmen. Die Hanveld- 
leute in den gewerblichen Kantonen (St. Gallen befonders) waren 
mit dem Berfall ihres Vermögens, fünfzehn bis zwanzig taus 
tend Arbeiter in denjelben Gebieten mit Arbeitlofigfeit und Hunger 
bedroht. In St. Gallen und andern Kantonen mußte man fich 
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ſogar die Amtsinſpektion eines franzöſiſchen Douaneninſpektors 
gefallen laſſen. Auch aus andern Gründen zitterte die Schweiz 
mit der übrigen Welt unter ven Gewaltſchritten des Herrſchers 
in Paris. Mehrere Nahbarländer Franfreihs, dann auch der 
Kirchenftaat, wurden dem neuen Kaiferreich einverleibt, Papft 
Pius VII. ald Gefangener nah Franfreich abgeführt; die Schweiz 
ftand faft immer in Furcht vor gleicher Einverleibung. Am leb- 
ten Tage Oktobers 1810 bejegten 2 bi8 3000 Mann italienische 
Truppen den Kanton Teffin, angeblih zu Berhinderung des 
Schleihhandeld nah Stalien. Zwölf Tage nad der Beſetzung 
Teſſins erwürgte die franzöſiſche Herrſchſucht noch vollends die 
Scheinrepublif Wallis und vereinigte fie, ald Departement des 
Simplon, mit dem großen Kaijerreih (12. November 1810). 
Schmeideln, Betteln, Kriehen, auch die ſchmachvollſte Selbft- 
erniedrigung, veränderte nichts am thatfächlichen Unterthanen- 
verhältnig der Eidgenoſſenſchaft. Gleichwohl ermüdeten Die 
Schweizer nicht, dem Dränger wiederholte Zeichen von Devos 
tion zu geben. Als dieſer ſich anſchickte, Schwiegerfohn des 
öſterreichiſchen Kaiſers Franz des J. zu werden und die Verlo— 
bung mit der Erzherzogin Marie Louiſe amtlich bekannt ge— 
worden, ging d'Affry zur Beglückwünſchung nach Paris ab, 
freilich auch mit Aufträgen des Bundeshauptes für materielle 
Intereſſen der Schweiz beladen. Als die Nachricht von ber 
Geburt des Failerlichsfrangöfifchen Kronprinzen, des „Königs von 
Rom“, die Welt durchflog, ließ der Landammann der Schweiz, 
Grimm v. Wartenfels, in der Bundesftadt Solothurn dad Er— 
eigniß dem Volke durch 50 Kanonenſchüſſe verfünden (23. März 
1811); allüberall in der Schweiz geſchah Aehnliches, jo in St. 
Gallen, wo vom Rojenberg her die „Artilleriefalven”, 100 Kas 
nonenjchüffe, alfo voppelt fo viel als in Solothurn, ertönten. *) 


1) Der „Erzähler“ bezeichnete den Vorgang als „Nationalfeſt“. Die 
Regierung war nicht minder überfchwänglich; fie fehrieb an den Großen 
Rath: fie Habe für die bezüglichen Anorbnungen die außerordentliche Ber: 
fammlung des Großen Rathes gewählt, „damit wir unfere Gefühle mit den 
Ihrigen theilen mögen, und damit alle unfere Kantonsangehörigen möglichft 
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Gerade in dieſer Zeit ſahen viele Schweizer den Fortbeftand der 
Eidgenoſſenſchaft als höchſt gefährdet an; einzelne Kantone vers 
fangten deßhalb die inberufung einer außerordentlihen Tag- 
jagung, die dann jofort auf den 16. April ausgeichrieben wurde. 
Aber der Landammann wollte nicht zaubern mit Abjendung einer 
außerordentlihen Geſandtſchaft nach Paris, dem Kaiſer Napoleon 
Glück zu wünſchen zu den dynaftifchen WVaterfreuden und ihm 
zugleich die jchweriten Anliegen der ſchweizeriſchen Kantone zur 
Abhülfe vorzutragen. Der gewejene Landammann Hans v. Rein- 
hard erhielt den fchwierigen Auftrag, mit zwei Mitabgeorbneten, 
dem Landammann Michael von Flüe aus Obwalden und dem 
St. Galliihen Regierungsrathe MüllersFriedberg. Der Kaifer 
empfing dieſe Gejandten mit allen Höflichfeiten am Oſterfeſt— 
tag (14. April); alle Hofgenüffe wurden ihmen eröffnet. An 
Erfüllung fchweizerifcher Wünſche war aber nicht zu denken; gegen- 
theild mußten die Gejandten wegen Teſſin's manches harte Wort 
des Gebieterd ſich gefallen laſſen und erbetene NRüdfichten für 
die traurige Lage der Schweiz im Handelsfadhen wurden mit 
Hofbeſcheiden abgefertiget. Müller-Frievberg, dem vorzüglich 
diejer Theil der gejandtfchaftlihen Aufträge zur Vertretung über- 
tragen war, erfchöpfte ſich in fchriftlihen und mündlichen Be: 
ftrebungen, wurde mit „jeltener” Geduld vom Kaijer angehört, 
länger ſeitens des PVizefönigs von Stalien, Eugen Napoleon 
(Beauharnais); er pflog auch die einläßlichften Verhandlungen 
mit den Hauptgefhäftsführern im Minifterium des Innern, an 
welches die ſchweizeriſche Abordnung der Handelsfachen wegen 
verwiejen war; vergeblidy: Franfreich wollte feinen mit eigenen 
franzöfifchen Fabrifaten überfülten Magazinen allein die ganze 
Melt offen behalten. ) Diefer Grund war für die franzöftiche 
Regierung maßgebend; Montalivet felbit, der Minifter des In— 
nern, machte fein Hehl daraus, und lehnte daher „mit Ber 


ſchnell wiffen: der König von Rom, der geliebte Sohn unferes erhabenen 
Bermittlers, lebe!“ (Botjchaft vom 9. April). 

1) Aus einem eigenhändigen Privatbriefe Müller-Frievberg’ ds an den 
St. Galliſchen Kanzleidireftor 3. 3. Zollifofer, aus Paris, 10. Mai 1811. 
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ftimmtheit”“ ab. Das waren Hiobepoften für St. Gallen. Wie 
Teſſin militärtich von fremdem Kriegsvolf bejegt blieb, jo mußte 
die Schweiz durch Vollziehung franzöfticher Handelsdekrete den 
Reichthum der Franzoſen äufnen helfen; fie hatte das doppelte 
Opfer für Franfreih zu bringen: das Blut ihrer Söhne auf 
den auswärtigen Schlachtfeldern und den Wohlftand im Innern. 
Zu jenem gab der Feldzug Napoleon’d gegen Rußland abermals 
Veranlafjung (1812). Mit gefpannter Aufmerffamfeit folgte vie 
Melt dem Riefenunternehmen. Die Schweizer im Dienfte Franf- 
reihs thaten auch auf ruffiihem Boden ihrer Kriegerehre und 
ihrem Fahneneide Genüge; mit Ruhm gekrönt Fehrten fie Ende 
tes Jahres mit den Weberreften des zum größern Theil vernich- 
teten franzöftichen Heeres über den Niemen zurück. Neue Refru- 
tenforderungen von Seite Franfreihs waren die nächte Folge 
der SKataftrophe. 

Der Et. Galliſche Flüchtling in Defterreih, Fürft Pan- 
eratius, hatte die neuen Folgen der napoleonifchen Kriegsluft zu 
tragen, wie die früheren. Nach dem rafchen Vorbringen ber 
Franzofen im Jahr 1809, und als fie bereits die öfterreichifche 
Hauptftadt bedrohten, flüchtete der Vertriebene aus Mien zu 
jeinen Drdensgenoffen, ven Benediftinern in Tyrnau, wo er am 
15. Mai anfam, von dort nad Neutra, einer ebenfalls unga- 
riihen Stadt, wo er dem Biſchof aus Geldnoth für 9000 Gl. 
zwei Pektoralien überlaffen mußte; dann zog er aus Ungarn 
rückwärts nah Mähren (Olmütz), von dort nad Schleften 
(Troppau und Breslau), weiter nah Prag, und traf endlich, nad 
einer Abweienheit von 14 Monaten und 4 Tagen, am 13. Juli 
1810 wieder in Wien ein. Die "hinterlaffenen Schriften des 
Fürften geben feine Spur von Berbindungen deſſelben während 
diefer mühenollen Wanderung mit der Schweiz; um jo läder: 
licher erfcheint die oben beſprochene Vorgabe, als hätten zu 
jener Zeit feine Anhänger die öffentlihe Ordnung zu ftören be— 
abfichtiget und für Herftellung alter Zuftände Umtriebe gemacht, 
zu denen ohnehin angeſichts der franzöſiſchen Siege aud bie 
geringfte natürlihe Veranlaſſung fehlte. 
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Bald nah der Ankunft in Wien befprach fich ver Fürft 
mit dem dortigen päpftlichen Nuntius über die Frage, wie von 
St. Gallen her Suftentationsmittel für ihn erhalten werben 
fönnten; ſein Entſchluß war auch dießmal wieder: lieber gehe 
er betteln, als daß er feiner Pflicht untreu würbe, vd. h. daß 
er auf eine amtlihe Stellung renunzire, die nach kirchlichem 
Geſetz rechtlih noch immer fortbeftand; ohnehin war ihm am 
Gelde nicht viel gelegen, nur wünſchte er, wenn möglich, feine 
Mitbrüder und ven ehemaligen treuen Diener Hofraty Müller 
verjorgt zu willen. An P. Gerold, den Senior der erfteren, er: 
ließ er fchriftlihe Mahnung zu Handen „feiner Geiftlichen“, „fc 
auferbaulicher zu benehmen, wie es ‘Brieftern gebühre”, jo auch 
in der Kleidung. Er erhielt ven Beſuch des P. Carolus Cy— 
prian, eined Goßauers, der ihm pietätvoll von Seite des P. 
Innocenz zwölf Kreuzthaler brachte (1811); auch Briefe von 
P. Ildefons, der ihm feine Geſchichte von St. Gallen über- 
mittelte und ihm gleichzeitig empfahl, auf eigene VBerforgung Be- 
dacht zu nehmen; pflog freundichaftlihen Umgang mit Landam— 
mann Aloys Reding, der eben damals für Intereffen des Klofters 
Einfiedeln fih in Wien befand; wurde von P. Theodor Wid 
angefragt, ob er tie ihm angebotene Pfarrei St. Gallen ans 
nehmen dürfe, was zu feinen Handen an P. Aemilian abrathend 
beantwortet wurde. t) Den eigenen Lebensunterhalt fiberte Pan— 
cratius endlich durh Vertrag mit dem Fürften Eszterhazy, ver: 
möge welchem er biefem theild an einem Pektoral, theild an 
einem Kapital einen Geſammtwerth von 8000 Gl. als Eigen: 
thum überließ, wogegen der ungarifche Fürft ihm (zu 18°/, ge: 
rechnet) eine lebenslängliche Teibrente von 1440 GI. W. B. zu: 
ficherte. Ebenfalls forgte er durch „ein Teftament” für die öko— 
nomiſche Sicherftellung des P. Columban. Diefe Sorge für Andere 


t) Tagebuh vom 2. Juni und 28. Juli 1812. In Folge Vernach— 
läßigung der großen Pfarrei St. Gallen waren ſchwere Klagen gegen P. 
Martin Greffer erhoben worden, worüber er amtlich in fo ernfter Weife zur 
Nede geftellt wurde, daß er fich zum Rücktritt entichliegen mußte. Protokolle 
im Archiv des Fatholifchen Adminiftrationsrathes. 
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machte, daß Pancratius felbft in Dürftigfeit lebte. Wie man 
aus obigem Briefwechjel erfieht, betrachtete er den P. Aemilian 
immer noch als feinen ftellvertretenden Vorſtand der St. Galler 
Konventualen. 

In St. Gallen war mit dem Frühjahr 1813 die zweite 
„Legislatur” abgelaufen. Eine dritte Neuwahl des Großen Rathes 
für abermalige fünf Jahre wurde vorgenommen. Dieſelbe brachte 
neben anderen Männern von Anfehen neu in bie Behörde ven 
mehrgenannten Karl Müller-Frievberg jünger, welcher von dann 
an eine hervorragende Stellung im Großen Rath einnahm, in 
allen feinen Amts- und Berufsverhäftniffen durch den Einfluß 
jeines Vaters, eigened großes Talent und Förperliche Gejundheit 
begünftiget. Neu im Großen Rath war aud Melchior Kubli 
aus Glarus, der frühere Schiedsrichter im großen Streit zwi- 
fhen dem Fürften von St. Gallen und feinen aufftändifchen 
Gegnern, jegt Bürger von Quinten. Für nachfolgende Ergän— 
zungen blieb vorgejchriebener Maßen eine anjehnliche Lifte von 
Kandidaten zurüd. Es war abermals Aufgabe des Regierungs- 
rathes Müller» Friedberg, die neu gewählte Behörde durch eine 
feiner gedanfen- und kunſtvollen Reden zu eröffnen; dieſe lautete, 
im Bergleih zu früheren Vorträgen, etwas gebämpfter in Ber 
zug auf die Stellung zum „Wermittler”, doch immer noch Treue 
am Bündniß mit Franfreich empfehlend (3. Mai). Mit dem 
gleichen Eifer wie früher widmete fih der Große Rath feiner 
Aufgabe und traf Ergänzungen an der Gefeggebung, deren Er» 
gebniffe meift jchon erwähnt worden. Unterbefjen dauerten alle 
Bedrängniffe der Schweiz und ihre Mißhandlungen jeitens des 
allzu viel gelobten Alliirten und Wermittlerd noch fort bis zur 
großen Völkerſchlacht bei Leipzig (18. Dftober 1813). Die 
italieniichen Truppen verließen Teſſin (5. November). Die 
Franzoſen wichen ſammt ihrem gefchlagenen Heerführer über ven 
Rhein zurüd. Die Stunde der Befreiung der Schweiz vom 
franzöſiſchen Joch, das fie nun mehr denn fünfzehn Jahre lang - 
getragen, war gefommen. Mit ihr trat auch für den Kanton 
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Et. Gallen eine ganz neue Lage ein. Die Reihe zum Sprechen 
fam wieder an das Volk. 


Fünftes Bud). 


Bon der Aufhebung der Mebiationsakte bis zur Einführung des 
Bundesvertrages von 1815. (1813 bis 1815.) 


Erfter Abjchnitt. 


Neutralitätserflärung der Schweiz und Truppenaufgebot. Gin: und Durch: 
marfch der Heere der NAlliirten. Aufhebung der Mebiationdafte. Die 
Schweiz in proviforifhem Bundesverein. Beitritt ded Kantons St. Gal⸗ 
len. Der Stadt St. Gallen Souveränetätsregungen und Vorrechtsan— 
ſprüche; ähnliche Anfprüche feitend anderer Städte im Kanton. Die Ber: 
faffungsrevifion in ihren verfchiedenen Stadien. Demofratifhe Bewegung 
in den Landbezirfen; Trennungsbegehren von Sargand und Utznach; Anar: 
chiſche Auflöfung des Kantons. Des Fürften Pancratius neue Reftaura- 
tionsbemühungen in der Schweiz und im Hauptquartier der Allürten. Wie 
verherftellung einer Tagfagung der XIX Kantone. Intervention der alliirten 
Mächte in die Refonftituirung des Kantons St. Gallen. Abjchluß der neuen 
Perfaffung. (Vom November 1813 bis Ende Auguft 1814.) 


Die Mächte, welde fich früher, meift vereinzelt, von ven 
Sranzofen hatten fchlagen und ausplündern laſſen, maren jeßt 
Verbündete. In Frankfurt am Main hielten die Sieger Raft. 
Es waren der Kaifer Franz I. von Defterreich, Kaiſer Aleran- 
der I. von Rußland, König Friedrich Wilhelm III. von Preu— 
Ben; ihnen hatten fich der Reihe nach die bisherigen Rheinbunds— 
fürften mit ihren Heeren angefchloffen. Zirol war bereits von 
den Defterreihern beſetzt. Noch größere Ereigniffe, als die 
bereit8 erlebten, jchienen beworzuftehen. Der Landammann der 
Schweiz hielt außerordentliche Sicherheitsmaßnahmen für uner- 
läßlich und verfügte was möglich von fih aus. Er ließ mit 
1800 Mann Miltzen die Grenze in Teſſin und Graubünden 
bejegen; drei Kompagnien St. Galler unter Kommandant Da- 
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nielid von Rorſchach waren ſchon im September nad Graubüns- 
ven befehliget. Er ordnete ähnliche Belegung der weftlichen 
und nordweftlichen Grenze von St. Moriz in Wallis bis Bajel 
und Laufenburg an. Ein nah allen Richtungen unverfängliches 
und ftreng neutraled Berhalten war der Hauptinhalt der Amts— 
inftruftionen, welde den Kommandirenden ertheilt wurden. Bei 
diefen vorläufigen Anordnungen aber fonnte e8 fein Bewenden 
nit haben. Landammann v. Reinhard berief auf den 15. No— 
vember eine außerordentlihe Tagjagung nad Zürich. Der eben- 
falls außerorventlih verfammelte Große Rath von St. Gallen 
ordnete an dieſelbe den Regierungsrath Müller-Frievberg als 
Gejandten ab, ald Legationsrath den Kantonsrath Joh. Fried: 
rih Cuſter von Rheineck. Noch hatten die Sorgen für Komple— 
tirung der Schweizerregimenter in franzöfiihem Dienft nicht 
ganz aufgehört, da Frankreich Verſtärkung nöthiger hatte denn 
je. Der Große Rath bewilligte daher durch Beihluß vom 9. 
November allen „Geduldeten“, die fih für jenen Dienft auwer— 
ben ließen, die unentgeltliche Ertheilung des Gemeindebürger: 
rechted Durch jene Gemeinde, für deren Rechnung fie angewor— 
ben würden, mit Zuficherung nachheriger Ertheilung des Kantonds 
bürgerrechted. inhellig wurde feitens der Tagſatzung ſchon in 
ihrer erften Sigung der Grundfag der Handhabung der Neutra: 
lität gegenüber den Eriegführenden Mächten erfanntz; eine Kom- 
miffton mit der Vorbereitung der jchriftlihen Aktenſtücke betraut. 
St. Gallen’3 Stern aber erbleichte; bei ver Wahl der Kommil- 
fionsmitglieder wurde der St. Gallifche Gejandte übergangen, 
Warm befürwortete die Kommiſſion „bewaffnete* Neutralität. 
Einig hiermit ftellte die Tagſatzung das ganze Truppenfontingent 
dem Landammann zur Verfügung, ließ ein zweites für die Neu— 
tralitaͤtszwecke in Bereitfchaft ſetzen. Berhältnigmäßige Geld— 
mittel wurden, in einzuhebenden Geldfontingenten, ebenfalls an- 
gewieſen. Schultheiß v. Wattenwyl von Bern erhielt und über- 
nahm zum brittenmal den Dberbefehl über das kleine Neutrali- 
tätöheer der Schweiz, dazu den Auftrag, zu unverlegter Erhals 
tung der Neutralität Gewalt mit Gewalt abzutreiben. Nöthige 
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Ernennungen für ven Generalftab wurden ebenfalls vorgenom— 
men; neben anderen Friedrich Heinrich Högger von St. Gallen 
zum eidgenöſſiſchen Oberſten beförbert. Außerorbentlihe Ge— 
fandte in beide Hauptquartiere erhielten den Auftrag, bei den 
friegführenden. Mächten fih um die Zufage der Anerkennung 
der Neutralität zu bewerben. Eine Proflamation der Tag- 
jagung vom 20. November 1813 gab den fchweizeriichen Völ— 
ferfchaften Kenntni von den getroffenen Anordnungen. Die ver: 
bündeten Monarchen zu Frankfurt a. M. ficherten bereitwillig 
fünftige Selbftftändigfeit und Neutralität der Schweiz zu, ja 
mit Erweiterung ihred Gebiet8 auf die alten Grenzen, jchwiegen 
aber über das Neutralitätsbegehren für den Fall. Kaifer 
Napoleon hingegen hatte nichts Beſſeres zu wünſchen, als bie 
ihm angebotene Neutralität, mit welcher übrigens die Schweizer: 
Regierungen den Fortbeftand der fapitulirten Negimenter und 
ſelbſt deren fortgefegte vertragsmäßige Ergänzung als vereinbar: 
ih anfehen wollten. Wejentlich abweichend dachten fie und die 
Tagfagung in Bezug auf die verderbliche Mitwirfung der Schweiz 
zu der bisherigen franzöſiſchen Kontinentalfperre gegen England. 
Sobald ald Gewißheit vorlag, daß Franfreich über ven Rhein 
und bie Alpen zurüdgebrängt werbe, jprengte die Tagſatzung 
jelbft die Feffeln, die ver genialfte fremde Uebermuth der Schweiz 
angelegt hatte, hob die Einfuhrverbote und verbotähnlichen Zoll- 
jäge auf und verordnete Dagegen die Erhebung einer einfachen 
für erleichterte Beftreitung der Militärausgaben der Eidgenofjen- 
haft zu verwendenten Einfuhrgebühr nad mäßigen Tariffägen 
(26. November). Mit diefem Tage ſchloß die mediationsmäßige 
Taglagung der XIX Kantone ihre außerordentliche Seſſion; es 
war ihre legte. 

Mit Bedauern blidt der Gefcichtichreiber auf die Tage der 
nun eintretenden Nathlofigfeit und Zerfplitterung. Gefammte 
Heere Europa’s, aus den Völkern vom Ural bis an den Rhein 
gebildet, wälzten fih heran gegen ven Krieger, der die Weltherr- 
ſchaft angeftrebt hatte. Hier aufftrebenve, dort finfende Rieſen— 
fräfte ftanden fich gegenüber. Unter dieſen Umftänden mußte 
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die Schweiz entweder fih auf das MWohlwollen der Kriegfüh- 
renden, oder dann aber auf den eigenen ftarfen Arm verlafien. 
Das erftere war ihr bereits durch eine Note des öfterreichifchen 
Gejandten Baron v. Schraut, welche der Schweiz die Rüdfehr in 
ihre volle Selbftftändigfeit anfündigte, zugefagt worden (8. Des 
zember). Die Schweiz that Schritte, ſolches Wohlwollen fich zu 
fihern, drohte aber gleichzeitig auch mit den Waffen. Allein das 
vor aller Welt gegebene Wort der Handhabung bewaffneter 
Neutralität wurde nicht gelöfet. Die Heere der Allüirten zogen 
rheinaufwärts, fegten am 21. Dezember und an ben folgenden 
Tagen über Scaffhaufen, Laufenburg und Bajel (dad Haupt: 
forps bier) über den Rhein auf Schweizergebiet und von dieſem 
aus nad Frankreich zur Bekämpfung des franzöſiſchen Heeres 
auf deſſen eigenem Boden. Der Befehldhaber der allüirten 
Truppen verkündete ven Schweizern Grund und Ziel des Kampfes, 
in jeinem Gefolge die Wiederherftelung des alten eidgenöfftichen 
Föderativverbandes und einer glüdlichen Zeit, „wo Fein fremdes 
Gebot, Fein fremder Drud die freie Volksſtimmung mehr feſſeln“ 
werde (Broflamation vom 20. Dezember). General v. Watten- 
wyl 309 vor dem Einmarſch der Alliirten feine Kleine Schaar 
zurück und entließ dieſelbe mittelft Aufrufes von St. Urban aus 
am 24. Dezember. Am 30. gl. M. legte er den DOberbefehl 
in die Hände ded Landammannd der Schweiz nieder und gleiche 
zeitig waren gefammte Truppen entweder fchon in ihrer Heimath 
wieder angefommen oder auf dem Marjche nad verjelben be- 
griffen, viele erfüllt von vaterländiichem Unwillen über die trau— 
rige Rolle, die ihnen auf dieſem Neutralitätszuge angewiejen 
worden war. Die vollen Aufflärungen zu dieſem Ausgang 
finden ſich in einer halbamtlichen, von Freiburg im Breisgau, 
dem Hauptquartier ver Alllirten, am 21. Dezember ausgegangenen 
Schrift, worin zu lefen: ver Wunſch, durch die ſchnellſten und 
fräftigften Maßregeln einen gründlichen und dauerhaften Frieden 
zu erringen, habe vie Heere der verbündeten Souveräne an bie 
Grenzen der Schweiz geführt und dieſelben genöthiget, zur Fort- 
jegung ihrer Operationen einen Theil ihres Gebiets zu betreten; fei 
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auch dieſer Schritt in den Augen der Welt durch den Zweck 
des Krieges an ſich gerechtfertiget, ſo hätten die Verbündeten 
ſelbſt dieſe Rückſicht keineswegs für entſcheidend gehalten, wenn 
die Schweiz ſich in einer Lage befunden hätte, wo fie dem Fort— 
gang der Waffen (ver Alliirten) eine rechtmäßige und ächte 
Neutralität hätte entgegenftellen können. In diefer Lage aber 
befinde fib die Schweiz nicht; wahre Neutralität könne nemlich 
ohne den Befig wahrer Unabhängigfeit nicht beftehen. Cine 
ſolche habe die Schweiz feit fiinfzehn Jahren nicht mehr befeffen; 
im Grund ſei fie, mit einem geringen Ueberreſt eigenthümlicher 
Gerehtiame und Formen, doch nichts Anderes als eine Provinz 
‚des franzöftfchen Reiches gewefen. Eine Reutralitätserflärung 
aus ſolchem Boden entiproffen, verliere allen ernftlichen Anſpruch 
auf den Namen, mit dem fie ſich fchmüde. Schließlih wurde 
in der Schrift erklärt, daß die vollfommenfte Unabhängigfeit 
der Schweiz nicht nur die erfte Bedingung ihrer eigenen glück— 
fichen Eriftenz, fondern zugleich eines der erften politiichen Be— 
dürfniſſe des ganzen europäiſchen Staaten-Vereind, mit folder 
Unabhängigfeit aber die Fortvauer des bisherigen Zuftandes ver 
Dinge in der Schweiz unvereinbarlich ſei. Die viplomatiichen 
Schritte der alliirten Mächte gingen mit diefer Denffchrift Hand 
in Hand; Bevollmäctigte von Defterreih und Rußland, Ritter 
v. Rebzeltern und Graf Capo d'Iſtria, gaben gleichzeitig dem 
Landammann der Schweiz eine Note ein, in welder der weſent— 
liche Inhalt obiger Denkfchrift nur in kürzere diplomatiſche Form 
gebracht ift (20. Dezember). Der Fortbeftand der Mediationg- 
afte war dadurch zur Unmöglichkeit geworben. Zum Ueberfluß 
hatte noch ein anderer Agent Defterreichs, Graf Senft v. Bilfach, 
in Uebereinftimmung mit vielen Altgefinnten, die Wiederherftellung 
der durch die Frangofen zerftörten alten Republif Bern und 
ihrer Berfaffung betrieben. Durch manche Bücher und Flug. 
Ichriften ift einzelnen Bernern der Vorwurf gemacht worden, 
daß fie die Heere der Alliirten in die Schweiz gerufen hätten; 
zu zweifeln ift nicht, Daß Einzelne fie gern ſahen; allein ein 
Blick auf die allgemeine Weltlage, auf die Aufgabe der Alliirten 
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und auf ihre diepfallfigen amtlichen und außeramtlichen Erklä— 
rungen zeigt bis zur Evidenz, daß der Durchmarſch eines Theile 
ihrer Heere durch die Schweiz einen unvermeidlichen Theil ihres 
Dperationspland ausgemadht hat. In Folge dieſes Durch» 
marſches hörte in Wallis und in Genf, dann in Neuenburg und 
in den übrigen Jura-Gebieten die franzöfiihe Herrſchaft auf; 
Wallis wurde von vderfelben durch ein öfterreichifches Korps 
am 28., Genf durch ein anderes am 30. Dezember befreit, beide 
der Selbftftändigfeit wieder gegeben. 

Zu dem dießmaligen Neutralitätszuge der Schweizer hatte 
der Kanton St. Gallen im Ganzen gegen 2000 Mann ins 
Feld zu ftellen gehabt, wovon ein Theil (das Bataillon Danie- 
118) zulegt im Kanton Teſſin geftanden. Noc mehrere, bid auf 
die Zahl von 2670 Mann, mußten in Marfchbereitichaft gelebt 
werden. Die St. Gallifhen Truppen famen aus dem Teſſin 
und von Schaffhaufen mit ehrenvollen Zeugniffen ihrer Feldobern 
zurück. Der Kleine Rath; verfündete die amtlihe Meltung von” 
dem Eins und Durchmarſch der Verbündeten vem Wolfe von 
St. Gallen am 22. Dezember, Bertrauen und Folgfamfeit em—⸗ 
pfehlend, damit dem Vaterlande nicht unnöthige Uebel zugezogen, 
der Unwille ver Mächte nicht gereizt werde. Bald nachher 
mußte die Regierung von St. Gallen für öfterreichifhe und ruf» 
fiiche Armeetransporte durch die Schweiz 60 vierjpännige Wagen 
liefern (Februar 1814). Zögerung wurde burd die rufftjche 
Intendantur mit Einlegung von Kofafen bedroht. Die Koften 
für ſolche Fuhrleiſtungen verlegte die Regierung jpäter auf ſämmt— 
liche Kreije des Kantons. Die ganze außerordentliche Bewaff- 
nung jener Zeit foftete den Kanton, das eidgenöffifche Geldfon- 
tingent inbegriffen, 86,850 Gl. 

Der Landammann von Reinhard ſetzte die Stände von den 
neueften Greignifjen in Kenntniß und lud fie ein, je einen ober 
zwei Abgeordnete nach Zürich zu fenden, damit fie den Land— 
ammann der Schweiz ald eidgenöffiicher Rath umgeben, nad 
Eintreffen von Abgeordneten der Mehrzahl der Kantone fich zur 
Tagſatzung fonftituiren mögen; ein Programm zur Inftruftions- 
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ertheilung übermachte er ihnen nicht, und von einer jolden durch 
die Großen Räthe konnte überhaupt wegen ber Kürze der Zeit 
nicht die Rede fein. Die Form der Einladung deutete ſchon 
auf das Eintreten eines eidgenöfftihen Proviſoriums. Der 
Kleine Rath entjendete die Regierungsräthe Zollifofer und Reutti 
in die Bundesftadt, erließ dann die ſchon erwähnte Proklama— 
tion an das Volk und berief zu außerordentliher Verſammlung 
den Großen Rath ein. In gedrängter Botichaft erftattete ihm 
der Kleine Rath) Bericht über die Vorgänge feit der außerordent- 
lien Tagſatzung, ſprach lebhaftes Bedauern darüber aus, daß 
„dad Kleinod des Waterlandesd, feine Neutralität”, nicht habe 
behauptet werben Fönnen, und über die Ungemwißheit der nun 
der Schweiz bevorftehenden Schiejale, warnte aber gleichzeitig 
vor rathlofem Weſen. Am Schluß trug der Kleine Rath auf 
Betätigung der den beiden Abgeordneten bereitd gegebenen all- 
gemeinen Aufträge an und lud den Großen Rath zu eigener 
Beftellung ver Gefandtichaft ein (27. Dezember). Trauer und 
bange Beſorgniß war auf den Gefichtern der Mitglieder des 
Großen Rathes ausgeprägt.) Aus feinen Beiclüffen ging für 
die Gejandtichaft als erfte Pflicht hervor, zu wachen, daß vie 
Verfaſſung des Kantons St. Gallen und die Gruntfäge der 
eidgenöfftichen Bunvdesverfaffung unbetaftet bleiben; daß das 
ſchweizeriſche Neutralitätsfyftem wenigftens in fo weit gerettet 
werde, daß die Schweiz in feinem Falle und gegen feine Macht 
zur friegführenden Partei werde; daß die Tagſatzung die erfor- 
verlihen und gedeihlihen Maßregeln zur Erhaltung der verfaj- 
fungsmäßigen und geſetzlichen Ordnung im Vaterlande ergreife; 
bis hieher feien vie Geſandtſchaft und der Kleine Rath bemächti— 
get, alles Dagegenftehenve müßte wieder an den Großen Rath 
gebracht werden. Alsdann wurden „die vom Kleinen Rath vors 
läufig getroffenen Gejandtihaftswahlen beftätiget“. Durd die— 
jen Gang ver Dinge fand fich der erfte Staatsmann St. Gal- 
len's für beinahe zwei lange Jahre hindurch aus einer wichtigen 


1) So erzählt Negierungsrath Falk in einer handfchriftlichen „Darftels 
lung der Greigniffe vom Dezember 1813 bis Februar 1815“. 
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Stellung verbrängt; er juchte und fand theilweiſen Erfag darin, 
daß er von dann an durch ununterbrochen fich folgende Wei- 
jungen des Kleinen Rathes an die Gejandtichaft deren Thätig- 
feit zu beftimmen und zu regeln bemüht war. In Zürich aber 
war ed von den beiden Geſandten der Regierungsrath Reutti, 
welcher, feinem Kollegen Zollifofer an Geift, Beredtſamkeit, That- 
fraft und Beweglichkeit weit überlegen, das gewichtigere Wort 
für St. Gallen führte. 

Die St. Galliſchen Inftruftionen waren gut gemeint, beruh- 
ten aber auf felbftgefälliger Täuſchung und auf einer Anfhauung 
der Dinge, welche wejentlih nur die eigene Stellung, nicht 
aber die vielfeitigen Wünſche und Bebürfniffe anderer Kantone 
und Gebietstheile der Schweiz im Auge hatte. Bern hatte bie 
foftbarften Edelfteine (Waadt und den reformirten Theil des neu- 
geichaffenen Kantons Aargau) aus feiner republifanifchen Krone 
verloren und forderte fie bereits zurüd; die Urfantone und bie 
übrigen Demofratien, fie, die Gründer oder doch Älteren Glieder 
der Eidgenoffenfchaft, ſahen fih durd die Mebiationsafte in den 
zweiten Rang zurüdgebrängt und mußten zufehen, wie die grö- 
Beren Kantone, mit verboppeltem Stimmrecht, bei jeder Belegen: 
heit auch das große Wort führten; in den Städtefantonen hat- 
ten, abgejehen von Bern, nur ber Drud von Außen und ber 
gebieteriſche Ausſpruch des Diftatord in Paris eine gewifle Aus— 
gleihung zwiſchen den Intereſſen von Stadt und Land hervor: 
gebracht, die feinen von beiden heilen befriedigen Fonnte; in 
den meiften Berfaffungen hatte ein franzöfiich-büreaufratijches 
Wahliyftem das Erftehen einer ächten und rechten Volksreprä— 
jentation verhindert; für die wieberbefreiten ältern Gebietstheile 
ver Schweiz, Wallis, Genf, Neuenburg, Biel, die ehemals 
biſchöflich bafel’ihen Lande, mußten neue bundesrechtlihe Ver— 
häftniffe zu der Schweiz gefchaffen werden. Es lag daher ein 
reicher Stoff zu Differenzen vor, welcher bewältiget, und zu 
neuen Geftaltungen, welche entworfen und verwirflichet werden 
jofften: in der That Aufgaben, welche durch den einfachen Sta- 


tusquo, wie ihn St. Gallen und die bisherigen Negenten in 
Baumgartner. Kanton St. Gallen. IL, 19 
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einigen anderen neuen Kantonen zu behaupten wünfchten, jchlechter- 
dings nicht gelöfet werben konnten. Solches bewiefen vie 
nächften Ereigniffe. 

Dem Rufe des Landammanng zur Verſammlung in der Bundes» 
ftabt hatten nur zwölf Kantone entſprochen: Zürich jelbft, Dann Uri, 
Luzern, Glarus, Zug, Baſel, Schaffhaujen, Appenzell, St. Gallen, 
Aargau, Thurgau und Waadt. Es fehlten von den neuen Kantonen 
Graubünden und Teſſin; von den alten: Schwyz und Unterwalven, 
Bern, weldes bereits feine alte Regierung wieder eingejegt hatte, 
Freiburg und Solothurn. An eine wirkliche Tagſatzung wagte der 
Landammann, noch immer Bundeshaupt, nicht zu denfen, und 
fie wäre auch wirklich nicht möglich gewefen, da die Vollmachten 
der Standesgefandtichaften fiber die bundesrechtlihe Bedeutung 
der angeordneten Zujammenfunft verjchieven Tauteten. So er- 
griff man den Ausweg eines vertraulicen Wiederfehens in ver 
Wohnung des Landammanns (27. Dezember). Es wurden hier 
die innere und Äußere Lage der Schweiz erwogen; in erfter Be— 
ziehung die Trage der Erhaltung einer Eidgenofjenichaft der 
XIX Kantone im Gegenfag zu der von Bern beabfichtigten 
Wiedergewinnung der erwähnten alten Gebiete; dann die nöthigen 
Schritte, um den Eintritt der noch fehlenden Kantone zu erzielen. 
Die Theilnehmer am diefer Verhandlung verzichteten auf die 
Konftituirung der Tagſatzung; ihr Verband hieß von nun an 
„die eidgenöffiiche Verfammlung”; daburd war die Mediations— 
afte nun thatfächlich aufgegeben, das ſchweizeriſche Proviſorium 
auch offiziell erklärt. Ein Ausſchuß follte das Weitere vorbe- 
rathen; ein St. Galler Abgeordneter wurde nicht in venjelben 
berufen. Dagegen eilte Reutti nad St. Gallen zurüd zu münd⸗ 
licher Berichterftattung im Kleinen Rathe; er fehilverte die be— 
reitd eingetretene Auflöfung und ohnmächtige Stellung des Bater- 
landes; wie der öfterreichiiche Bevollmächtigte v. Lebzeltern immer 
auf Mitwirfung der Schweiz an dem großen Kampfe gegen 
Frankreich hinziele; wie die Abfiht der Alliirten, daß allent- 
halben ver alte Rechtsſtand wieder eingeführt werde, überall 
durchblide; wie die Gefandten von Waadt und Aargau gleid- 
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ſam mit Verzweiflung von der durch Bern beabfichtigten Wie: 
bervereinigung ihrer Gebiete geiprochen, dann um die Hülfe der 
Mitftände gegen dieſes Vorhaben dringendſt erfucht hätten. 
Der Wirkfamfeit der bisherigen Bundesverfaffung machte 
vollends der Umftand ein Ende, daß ver nah Anhalt derjelben 
auf ven legten Tag Dezembers fallente Uebergang ber Diref- 
torialgewalt vom Stande Zürich auf den Kanton Luzern unter: 
bleiben mußte. Die alliirten Mächte und ihre Bevollmächtigten 
widerjegten fih und es erging die nähere Anweiſung an Rein— 
hard, unter der Form alt-Zürcheriicher Vorortichaft eine Dif- 
tatur aufzuftellen, die, den Umftänden nah, Niemanden als dem 
eben genannten legten Landammann der Schweiz zufallen Fonnte. 
Reinhard entſprach und unterließ die Amtsübergabe an Luzern. 
Das erwähnte Anfinnen der Verbündeten jchloß ftillfchweigend 
das Begehren in ſich, daß die fehmweizerifche Bundesordnung auf 
neue Bafis geftellt werde. Zu diefem Ende fchaarten fich, unter 
Reinhard's Mitwirkung, nad jener erften gemifchten Zufammens 
funft von Ständen, zehn der alten XIII Kantone allein zu— 
jammen, entwarfen und befchloffen die Grundlagen einer neuen 
Bundesafte (29. Dezember); es waren Uri, Schwyz, Luzern, 
Zürich, Glarus, Zug, Freiburg, Bafel, Schaffhaufen und Appen— 
zell beider Rhoden. Nachdem fie im Eingang der Bertragsur- 
funde die einmüthige Weberzeugung ausgelprocdhen, daß die me- 
diationsmäßige Bundesverfaffung nicht ferneren Beftand haben 
fönne, vereinigten fie fih auf folgende Punkte: Fortdauer des 
ſchweizeriſchen Bundesverbantes im Geifte der alten Bünde; 
Einladung zum Beitritt an die noch übrigen alt-eidgenöfftichen 
Stände, jowie auch an „diejenigen, welche bereits feit einer 
langen Reihe von Jahren Bundesgliever geweſen find”; Auf: 
jtellung tes Grundjages, daß feine mit den Rechten eines freien 
Bolfes unverträglicen Unterthanenverhältniffe hergeftelt werben 
ſollen; Zürich fei biß auf Weitered um Leitung der Bundesans 
gelegenheiten erſucht. Zürich entſprach diefem Geſuch und gab 
dem geweſenen Lantammann ſechs Beifiger. So war die pro- 
viforifche Bundesbehörde (der vorörtliche Staatsrath) gefchaffen, 
19* 
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Reinhard ihr permanenter und einflußreicher Präſident. So uns 
ficher hiedurch die Stellung der neuen Kantone geworben, blieb 
diefen doch nichts anderes übrig, ald Rettung auf vem Brete 
zu juchen, welches ihnen die zehn alten Stände geboten hatten. 
Zu einer neuen Verſammlung beigezogen, ſprachen daher vie 
Kantone St. Gallen, Aargau, Thurgau und Waadt, unter Vors 
behalt der Ratififation, ihren Beitritt aus (29. Dezember Nach— 
mittags). Teſſin folgte am 15. Januar 1814. Graubünden 
hielt mit feiner Entichließung zurüd; dort walteten nämlich Ges 
lüfte nach völliger Trennung von der Schweiz und Herftellung 
des alten Freiftaates der drei Bünde. 

Der alsbald wieder einberufene Große Rath von St. 
Gallen empfing fortgejegten Beriht vom Stand der Dinge. 
Der Fortbeftand ter neuen Kantone fchien dem Kleinen Rath, 
laut feiner Botſchaft, als gefihert —, zumal der Waabtländer 
Gefandte, welcher Zutritt bei dem ruffifchen Kaifer gefunden, 
biefür befte Ausficht erhalten hatte. Der Große Rath ſprach 
den definitiven Beitritt zur eidgenöfftfchen UWebereinfunft“ vom 
29. Dezember aus und erflärte den Kanton St. Gallen „durch 
feine Anfchließung an diejelbe, zum Mitglied des wieder erftan- 
denen und auf obige (die bekannten) Grundlagen zu bildenden 
eidgenöffiihen Bundes“. Diefer Ausipruh war zwar ein ein- 
helliger ; aber Syndik Steinlin, ver ehemalige Bürgermeifter, uns 
terließ nicht, unterftügt durch feine Mitrepräfentanten aus ber 
Stadt St. Gallen, eine Verwahrung der der legteren „gebüh- 
renden rechtmäßigen Rechte” zu Protokoll zu geben, deren Auf— 
nahme jedoch der Große Rath; ablehnte (7. Januar 1814). ?) 

Sn der übrigen Schweiz erhielt die bereits eingetretene 
Spaltung neue Nahrung. Wie Bern die alten Zuftände zurüd- 
gerufen, fo thaten ed auch Solothurn und Freiburg; ehevorige 
Staatsorbnungen traten dort wieder in Wirkfamfeit. Diefe 
Trennung erfüllte tie Gefanbtichaften an der „eidgenöiftichen 
Verſammlung“ mit Wehmuth und Beforgniffen. Selbft die Bes 
vollmächtigten der Alliirten, Ritter v. Lebzeltern und Graf Capo 

1) Kalk: Darftellung der Ereigniffe u. ſ. w. 
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d'Iſtria, Außerten darüber ihren Unwillen; überhaupt hatten 
fich diefe fchon vorher jedes Mißverſtändniß über ihre Aufträge 
und Anfinnen verbeten; fo entſchieden fie ſich nemlich für die Beſeiti— 
gung der Mediationsafte ausgeiproden gehabt hatten, jo wollten 
fie doch nicht, daß unter diefer Aenderung zugleich der Sturz der 
beftehenden Ordnung in den Kantonen mit ihren Behörden vers 
ftanden werde. Der Stand der Sachen übrigens ließ nicht zu, 
fi) länger nur auf theoretifchem Felde zu bewegen; daher be— 
tonten auch jene Gefandten die Nothwendigkeit der Entwerfung 
einer neuen Bundesverfafjung, jo wie entfprechender Grundlagen 
für Abänderung der Fantonalen Verfaſſungen, Aufgaben, mit 
denen fih bald eine Kommilfton der eidgenöffiichen Berfamm- 
lung befaßte, im welche wieder fein Abgeordneter von Gt. 
Gallen, wohl aber ein jolher von Thurgau (Morell) zugezogen 
wurde. In Bajel hielten am 13. Januar 1814 die alliirten 
Monarden ihren feierlihen Einzug; fie begrüßte Namens ver 
Schweiz eine Abordnung, an deren Spige fich Reinhard befand; 
die Monarchen ſprachen fi höchſt wohlwollend aus, mehr im 
Sinne der Erhaltung als gewagter Umänderungen, ganz be 
ftimmt gegen auarchiſche Auflöfung und Zerftörung; namentlich) 
hatte fi) der Kaifer von Rußland für die Erhaltung aller XIX 
Kantone erklärt. Alsbald ſprachen die mehrgenannten zwei Be: 
vollmädtigten der verbündeten Höfe Namens verfelben den 
lebhaften Wunſch aus, die Gejandten fämmtlicher neunzehn Kan— 
tone in Zürich verfammelt zu jehen (19. Januar). Aber Bern, 
Solothurn und Freiburg verharrten in ihrer Abfonderung, woll- 
ten nur die alten XIII Stände anerkennen, und fahen in ber 
„eingenöfftichen Berfammlung“ nur den wirfungslofen Zufammen- 
tritt unbefugter Gefandtichaften. 

Reinhard, über die Zuftimmung der verbündeten Mächte 
außer Zweifel gejegt, wirfte im Sinne des Zufammenhaltens 
aller Theile der Schweiz. Gleichzeitig war er aber auch thätig 
für die innere Umgeftaltung der Kantone. Er berief die in 
Zürih anweſenden Kantonsgefandtichaften der Reihe nach zu 
fih, am 23. Januar jene von St. Gallen. Hier feine Eröff: 
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nung: Die Fantonalen Verfafjungsrevifionen ſeien dringlich ge— 
worden, da bießfallfige Anleitungen ſeitens der eidgenöſſiſchen 
Verſammlung noch feineswegs zu erwarten ſeien; vorläufig 
müfjen alfo do die Kantone Hand anlegen, um jeder ſpäteren 
unmwillfommenen Ueberraihung vorzubeugen. Aber die Revifton 
folle nicht zu einer Verfchlimmerung führen, vielmehr von einem 
Syftem ausgehen, welches die Garantien der Solidität und des 
Beftandes im fich jelbft trage, dann auch die Garantie der Eit- 
genofjenichaft und jene ver hohen Mächte erwarten könne. Zu 
diefem Ende müſſe man fich nicht nur vor jedem noch ftärferen’ 
Demofratifiren hüten, fondern vielmehr auch das Schwankende 
der jegigen Ordnung entfernen, daher eine ſolche Wahlart be: 
ftimmen, „durch welde wenigjtens in den mittelbaren Wahlen 
(falls man die unmittelbaren in jeßiger Weife beibehalten wollte) 

vorgejorgt werde, daß diejenigen Bürger, in denen ſich bie 
Stärfe alles phyſiſchen und moralischen Vermögens vereiniget 
und die mit Recht als Repräfentanten des Grund- und andern 
Vermögens, jo wie der Talente und des Anſehens betrachtet 
werben können, in den Dienſt des Waterlandes berufen werben 
können, ohne dem blinden Looſe bloßgeftellt order mehrere Jahre 
einer Kandidatenlifte einverleibt zu fein”. Eben fo ſei die Wan- 
velbarfeit der Stellen, ald jeder guten Ordnung im Innern und 
der Erhaltung guter Verhältniffe zu den andern Kantonen nach— 
theilig, durd; längere Amtsdauern zu bejeitigen, ferner eine (aus— 
jchliegliche) Initiative der Regierungen feftzuhalten, damit nicht 
die Großen Räthe zu Landsgemeinven ausarten. Diejen Räthen 
fügte Reinhard die Mahnung an die Gefandtihaft bei, ſich 
förderlihft nad) Haufe zu begeben und einzumirfen, daß ſeitens 
der Regierung eine Revifionsfommiffton beftellt werde, welche 
in obigem Sinn verfahre. Aehnliche, ja noch ftärfere Auffor- 
derung erhielt die St. Galliihe Abordnung bei einer Aubienz 
feitend der Bevollmächtigten der Alllirten, Lebzeltern und Capo 
v’Iftria, fowohl in Bezug auf die einzuhaltenden Revifiond- 
grundfäge als in Hinficht der Dringlichkeit der Revifionsarbeit. 
Sofort erfchien Reutti wieder in dem St. Galliſchen Rath zur 
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Berichterftattung, trug das Vernommene mit möglichft ftarfen 
Farben vor. Auf Grundlage ver erwähnten jchriftlichen und 
münbdlihen Berihte, wohl aud bereits in Kenntniß von der 
vielfeitig übeln Stimmung im Kanton, entichloß ſich ver Kleine 
Rath, freilih mit großem Widerftreben, zur Vornahme einer 
Verfaffungsrevifion und ernannte hiefür eine zu je zwei Kan— 
tonsräthen aus jedem Bezirke nebſt zwei Regierungsräthen 
Müller-Friedberg und Dudli) beftellte Kommiffion (28. Januar). 
Genau an diefem Tage gab die Stadt St. Gallen dem im 
Großen Rathe von ihrem Syndif (Gemeindammann) Steinlin 
bereit8 kundgegebenen Willen Folge, verfegte fih in ihre che: 
malige unabhängige Stellung zurüd und warb in Zürich für befte 
Geltendmachung ihrer Anſprüche. Es geihah durch zwei Abge— 
ordnete: Züblin, Präſident des kaufmänniſchen Direftoriumg, 
und Kantonsrath Kafpar Bernet, die fih, mit ftadträthlichem 
Krebitiv verfehen, in die proviforische Bundesftabt begaben. Be- 
ftürzt über viefen Vorgang mahnte Müller-Frievberg, als zeitiger 
Präfident des Kleinen Rathes, fofort in amtliher Form die 
Kantonsgefandtichaft in Zürich zur Wachjamfeit gegen die Stadt- 
abgeorbneten, von denen zu bejorgen fei, daß fie die Föderali— 
firung des Kantons betreiben wollen; „beitimmte Zurechtweifung“ 
(der Stadtabgeorbneten), fo fchrieb er weiter, würde für bie 
Ruhe des Kantons und das vernünftige Befte der Stadt felbft 
fehr wirffam jein (29. Januar). Aber Züblin und Bernet 
fanden in Zürich willfommene Ermunterung, bei Rathöherr 
Hirzel und bei Reinhard, welde beide riethen, einen Drittheil 
der Stellvertretung zu fordern, Reinhard mit dem Zufage: gehe 
es nicht, fo folle die Stadt mit der Drohung ausrüden, daß 
fie gänzlih zur alten Unabhängigkeit zurückkehren werde; dann 
bet Aloys Reding, Bürgermeifter Eſcher und Capo d'Iſtria, 
weniger bei 2ebzeltern, ver den Wunſch ausſprach, daß fich vie 
Stadt St. Gallen namentlih nicht vom Kanton ablöſen möchte. 
Dom St. Galliihen Standedgejandten Zollifofer empfingen bie 
Stadt-Abgeoroneten den Rath, ſich dem reformirten Theil des 
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Kantons anzufchliegen und mit diefem gemeine Sache zu machen. 
So berichteten die Abgeordneten dem Gemeinderath. ') 

Die Reviſionskommiſſion beftellte Müllers Friebberg zu ihrem 
Präfiventen und begann alsbald ihre Arbeit. Bon Züri her 
aber wurde fie gemeiftert: Reinhard empfahl die Stabt, nament- 
lih zu Gewährung ftärferer Repräfentation, mit Rüdfiht auf 
ihre frühere Souveränetät, ihren ftarfen Beitrag zu den Staats» 
ausgaben, ihren geiftigen Kultur: und materiellen Vermögens— 
ftand; zunächt verlangte er auch, daß aus ver Stabt mehrere 
Mitglieder in die Revifionsfommilfton zugezogen werben. 2) Er: 
bittert über das Verhalten der Stadt und die hohe Proteftion, 
die ihr in Zürich geworden, aud die Gründe für eine privile- 
girte Stellung derſelben feineswegs als ftichhaltig anerfennend, 9) 
entjendete der Kleine Rath den Regierungsrath Gmür nad) 
Zürih (8. Februar), das Bundeshaupt, die übrigen eidgenöſ— 
fiihen Gefandten und die auswärtigen Diplomaten eines Befjern 
zu belehren und gegen die verlangte Bevorzugung der Stabt 
Einwendung zu erheben; der Kleine Rath fand aber doch gleich- 
zeitig rathjam, die Mitglieder ver Revifionsfommiffion durch 
zwei Zuzüger aus der Stadt zu vermehren. Solche Verdop— 
pelung der Stadtrepräfentanten in ver Kommilfion machte in 
biefer den bitterften Eintrud, jo daß fofort die Mitglieder dreier 
Landbezirfe ihre Abreife anfündeten, falls dem Beſchluß Folge 
gegeben werden wollte. Die Stadt ließ entichuldigend eröffnen: 
fie habe dur ihre Sendung nah Zürih nur Erfundigung eins 
ziehen wollen, wie weit fie in ihren Begehren, ohne Trennung 
vom Kanton zu verlangen, etwa gehen fünnte, da das Erlöjchen 
der Mediationsafte die Stadt, welche allein im Kanton fouverän 
geweien, in eine ganz andere Stellung verfege; ihr Hauptbe— 
gehren ſei gerechtere Repräfentation, und zwar jchon in der Res 


) Aus den handſchriftlichen Notizen eines Mitgliedes des Gemeinde— 
sathes von St. Gallen. 

2) Falk: Darftellung der Ereigniffe u. f. m. — Schreiben Reinharb’s 
an ben Kleinen Rath, vom 4. Februar. 

°) Falk: Darftellung der Ereigniffe u. f. w. 
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viſionskommiſſion; bis dieſem Begehren entiprochen fein werde, 
würden die ſtädtiſchen Mitglieder den Sigungen nicht mehr beis 
wohnen. Der Kleine Rath, hiedurch noch mehr aufgeregt, zog 
den Beichluß für Vermehrung der Kommiffion durch zwei weitere 
ftäbtifche Mitglieder zurüd, lud die Reviſionskommiſſion ein, ihre 
Arbeiten mit allem Nachdruck fortzujegen, und mahnte die zwei 
urjprünglihen Mitglieder der Stadt zu fernerer pflichtmäßiger 
Theilnahme an den Berathungen; den Gemeinderatb von Gt. 
Gallen wies er an, jeine Wünfche fchriftlich einzugeben (9. Fe— 
bruar). Gmür's BVorftellungen in Züri fanden meiſt Eingang, 
fonnten aber die bereits jchwierige Lage in St. Gallen nicht 
heben. Die Stadtabgeordneten in die Reviftonsfommilfion (es 
waren Steinlin und C. A. Wetter) erhielten vom Gemeinderath 
ven Auftrag, in verjelben nicht wieder zu erfcheinen, bis nicht 
mehrere Mitglieder aus der Stadt zugesogen fein würden. Die 
Revifionsfommilfion aber jegte ihre Arbeiten unentwegt fort, 
trug dabei den Verhältniffen der Stadt, ald wäre dieſe felbft 
repräfentirt, billige Rechnung und vollendete den Berfaflungs- 
entwurf. 

Durch diefe Unverdroffenheit war jedoch nicht geholfen. Die 
Stadt bejchränfte fich nicht auf die bereitd eingenommene Sepa- 
ratftellung, jondern gab der Regierung, für den Fall der Forts 
ſetzung ter Revifionsarbeiten ohne ihre aktive Mitbetheiligung, 
feierliche schriftliche Verwahrung ihrer Rechte ein; ver Kleine 
Rath erwiederte, daß eine ſolche Verwahrung feine Berüdfih- 
tigung finden werde, lub aber wiederholt zu fchriftlicher Eingabe 
der ſtädtiſchen Wünfche ein. Angefihts ver unverfennbaren Un— 
terftügung,, welde die Bewerbungen ber Stadt in Zürich ge: 
funden, war nemlih aus deren Sonderftellung eine bleibende 
Trennung vom Lande, in Folge derfelben Auflöfung des ganzen 
Kantons zu bejorgen; !) das war mit ein Beweggrund, ber 


) Den verberblichen Einfluß der Beftrebungen der Stadt ſchildert be: 
fonders fcharf die im Spätherbft 1814 erfchienene Flugfchrift: „Noch etwas 
über den ganzen Canton St. Gallen an die Gefammtheit des Volkes bes: 
felben.“ Sie betont, daß das Verhalten der Stadt felbft Beforgniffe der 
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Stadt dur jene Einladung eine Brüde zur Verftändigung zu 
bieten. Inzwiſchen empfahl Reinhard fie wiederholt zur Berück— 
fihtigung und nahm fie vollends entichuldigend unter feine Fit- 
tige; allſo ermuthiget jpannte die Stadt in einer Antwort ihre 
Anſprüche möglihft hoch. Der Stadtgemeinderath fchrieb an 
die Regierung: nad Aufhebung der Medintiondafte und ber 
auf felbe fi gründenden Kantonsverfafiung wäre die Stadt, 
ehedem ein jelbftftändiger Theil der Eidgenoſſenſchaft, nad dem 
Beifpiel der übrigen fouveränen Städte und Orte berfelben be- 
rechtiget, die MWiedereinfegung in ihren vorigen Stand zu be 
gehren; Teifte fie nun, um mit dem Kanton im bisherigen Vers 
band zu bleiben, Verzicht auf jenes begrimbete Recht, jo müßten, 
diefe8 großen Opfers halber, nachftehende Anſprachen Berüd- 
fihtigung finden: 1. wegen bisheriger „allzugroßer Dilparität 
der beiden Religionen“ in ven oberften geſetzgebenden Woll- 
ziehungs- und Gerichtsbehörden folle eine gänzliche Parität in 
genannten Behörden hergeftellt werden; 2. folle der Stadt eine 
mit ihrer ehevorigen jouveränen Stellung, dem Vermögens⸗ und 
Bildungsftand ihrer Bürger proportionirte ftärfere Repräfentation 
eingeräumt werden; 3. daß den Gemeinderäthen in ven Städten 
überhaupt und demjenigen in ver Hauptftatt in Rückſicht auf 
deren beſondere Berhältniffe fowohl in polizeilier Beziehung 
als in Betreff der niedergerichtlihen Jurisdiktion ein erweiterter 
Wirfungsfreis eingeräumt werde (16. Februar); fo viel vorläufig ; 
weiter müfje die Stadt auf die Einführung eines auf „Toliden 
fammeraliichen Grundſätzen beruhenden Finanzſyſtems“ und ver: 
beſſerte Juſtizpflege abftelen. Die Allgemeinheit und Wichtig: 
feit der Forderungen bewogen ven Kleinen Rath, die Abwehr 
alles Uebertriebenen durch das Mittel mündlicher Unterredung 
zu verfuchen; fie fand zwiſchen beibfeitigen Abordnungen in ges 
heimnißvoller Stille in der Wohnung des Regierungsrarhs Zolli- 
fofer ftatt. Unter den Abgeordneten für den Kleinen Rath war 
Landbewohner erweckt habe, es fei auf „Unterjochung der Landſchaften“ ab- 


gefehen. Berfaffer hat einigen Grumd zur Vermuthung, es fei jene Schrift 
eine Arbeit Reutti's. e 


— 299 — 


Müller-Friebberg dabei; für’ die Stadt an der Spige einer zahl- 
reihen Abordnung Steinlin. Die Verhandlungen fcheuten nament- 
ih das Licht vor den Mitgliedern der Fatholifchen Partei in 
der Regierung; die katholiſchen Kantonsbürger bejorgten eine 
Stabtherrihaft überhaupt, dann die Vernichtung berechtigten 
fatholiichen Einfluffes im Beſondern. Schon in der Revifionss 
fommiffion hatte Müllers Friedberg den Vorwurf vernehmen 
müflen, daß er für das Intereſſe der Katholifen ganz erfaltet, 
nur für dasjenige der Stadt und der Reformirten thätig fei; 
und ironifh bemerkte ver Kantonsrat J. 3. Stadler von 
Flawyl: es Tohne fih für die Katholifen nicht der Mühe, fi 
gegen die Parität oder ſelbſt gegen eine Mehrheit ver Refor- 
mirten im Großen Rathe fo jehr zu ereifern; denn dieſen gebreche 
es nicht an Mitteln, von den Katholiken fo viele auf ihre Seite 
zu bringen als nöthig, um jeweilen ihren (ver Reformirten) 
Willen durchſetzen zu können; alle zeitweiligen Bemühungen ver 
Katholifen gegen diefen Stand der Dinge werben daher fruct- 
[08 fein. ) Am 25. Februar war, eidgenöffiicher Angelegenheiten 
wegen, der Große Rath verfammelt. Der Kleine Rath legte 
über die Fantonale Berfafiungsfrage nichts vor, obgleich ver 
Berfafjungsentwurf vollendet war. Darüber im Großen Rath 
Unruhe und Unzufriedenheit und verfchievene Anträge zur Anhand— 
nahme der Verfafjungsrevifion durch eine vom Großen Rath jeldft 
zu beftellende Kommilfion. Sie drangen nicht durch; der Große 
Rath überließ die Handhabung der Ruhe und das Verfaffungs- 
geihäft noch weiter dem Kleinen Rath. In der erwähnten ges 
heimen Verhandlung zwiſchen ven Abgeordneten der Regierung 
und der Stadt waren der legtern Begehren weit fchroffer her— 
vorgetreten, als in der vorgängigen briefliben Eröffnung: fie 
hatte abjolute Parität und das Recht verlangt, ben vierten 
Theil der Mitglieder des Großen Rathes zu wählen, vd. h. aljo: 
der Große Rath folle aus jeder Konfeifton zur Hälfte beftellt 
werden, an bie reformirte Hälfte der Mitglieder hätte die Stadt 
hinwieder die Hälfte au liefern (verfteht fih, nur aus ihrer 
1) Falk: Darftelung der Ereigniffe u. f. w. 
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eigenen Bürgerfchaft); im Kleinen Rathe und im Appellations- 
gerichte jollen ebenfalls von jeder Konfeffion gleichviele Mitgliever 
fein, das ungerade Mitglied abwechſelnd der einen, dann wieder 
der andern gehören; in beiden genannten Behörden folle ver 
vierte Theil der Mitglieder aus Bürgern der Stabt bejegt ſein; 
dann wurden auch die befondern Bolizei- und Niedergerichts-An- 
fprüche wiederholt. Ueber Parität und Repräfentation empfingen 
die Stadtdeputirten Belehrungen, die fie zu erbauen fchienen; fie 
verfprachen biefelben dem Gemeinderath zu berichten; den dritten 
Punkt betreffend, hieß ed, werden NRüdfichten walten, aber es 
fönne nur durch Gefege, nicht in der Verfafjung felbit ftattfinden. 
So berichtete Müller- Friedberg im Kleinen Rath. Nachhin berieth 
die Regierung den von der Revifionsfommilfion um die Mitte 
des Monats März empfangenen Berfaffungsentwurf, welcher 
namentlih dem auf 140 Mitgliever zu rebuzirenden Großen 
Rath eine felbftftändigere, alſo auch wirkſamere Stellung gegen- 
über der Regierung einräumte, als die Berfafjung von 1803. 
Der auf Grundlage dieſes Kommiſſionalvorſchlags entftandene 
Berfaffungsentwurf des Kleinen Rathes behält zwar die 44 
MWahlfreife, wollte aber den Kanton in 23 erftinftanzliche Ge— 
richtöfreife eintheilen, verhieß der Stadt ald Hauptort eine bes 
ſondere Gemeindeorganilation, behielt ven Großen Rath in der 
frühern Zahl von 150 Mitgliedern, ſchwächte nicht unweſentlich 
feine Stellung gegenüber dem Kleinen Rath wieder ab, räumte 
in Gerihtsfahen dem Kleinen Rath und tem Großen Rath 
zuſammen gewiflermaßen Kaflationsbefugniffe ein; ſchuf für 
„freitige Staatöverwaltungsrechtsfälle” ein Aominiftrativgericht 
neben den ordentlichen Zivilgerichten. Der Große Rath jollte 
aus 48 von den Kreilen, 70 durch Bezirkswahlforps, und aus 
32 von den erften 118 gewählten Mitgliedern beftehen, letztere 
32 frei (doch mit Rüdficht auf die Barität) aus jenen Kantons- 
bürgern gewählt werben, „welde durch Bildung, Erfahrung und 
Anjehen vorzüglich geeignet find, in die oberfte Kantonsbehörde 
einzutreten.“ Im Ganzen jollte ter Große Rath aus 85 Ka- 
tholifen und 65 Reformirten beftehen; der Stadt waren aus 
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allen drei Klaffen im Ganzen 20 Repräfentanten zugetheilt. 
Amtsdauer für die höhern Behörden zwölf Jahre. Unter ven 
„allgemeinen Gewährleiftungen* findet fih die nachhin ſoge— 
nannte fonfeffionelle Trennung; fie war am 24. März im Kleinen 
Rathe beantragt worden. Die Stadt wurde eingeladen, ihre 
MWünfhe wegen der eigenen inneren DOrganifation einzugeben. 
Aber auch mit den Abfchlüffen des Kleinen Rathes, inſoweit 
es fie betraf, nicht zufrieden, entfenvete fie neuerbings ihre Ab- 
geordneten, Züblin und Bernet, zur Geltendmachung ihrer vers 
meintlichen Vorrechte, nah Zürih. Die Stadt St. Gallen 
gewann Verftärfung durch das gleichzeitige Auftreten der Schwe- 
fterftadt Biel, die fich mit jener brieflih in Verbindung jehte. t) 

Die Regierung hatte noch mit anderen Gegnern, als bloß 
mit ver halb wiebererftandenen Stabtrepublif St. Gallen zu 
fümpfen. Schon unmittelbar nach der in Folge des Durd- 
marjched der Alltirten erlaffenen Proflamation hatte fie Miß- 
trauen in die öffentliche Stimmung der Landbezirfe und 308 
darüber Bericht durch die Vollziehungsbeamten ein. Sie ahnte 
richtig. Die völlig unrepublifanifche, vollends ganz undemofra- - 
tiiche Bevormundung, unter welcher das Volk aller Bezirke wäh- 
rend der ganzen Mebiationszeit gehalten worden war, umd bie 
Erinnerung an ältere fruchtlofe Verfuche zur Erwerbung und 
Erhaltung fihernder Selbftftändigfeit, in Verbindung mit dem 
Bewußtjein des Volfes, daß die Franzoſenherrſchaft fammt ihren 
Folgen nun befeitiget fei, rief wielfeitige Bewegung hervor. Das 
Volk ſchritt zu eigener Bethätigung. Im Rheinthal trat Die 
Partei der alten Demofraten wieder auf. Sie verfammelten 
ſich auf Schloß Weinftein in anfehnlicher Zahl (vie. gegnerifchen 
Amtöberichte jprechen von AO Männern), unter ihnen der Alt- 
Ammann Johann Graf, von Rebftein, jchlauer und energifcher 
Demofrat zugleih; was fie wollten, war eine einfache, unfoft- 


) Zum großen Unwillen Müller: Friedberg’d, der vergebens erwartete, 
daß die Stabtbehörde den an „Bürgermeifter und Rath der Stadt St. Gal- 
Ien“ gerichteten Brief „gebührend“ ver Regierung einfenden werde. (Sein 
Schreiben an die Gefandtfchaft in Zürich, vom 29. Mär;.) 
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Ipielige Regierung, zu viefem Behuf Einführung. einer ganz 
neuen Ordnung der Dinge; fie beipradhen dieſe, nahmen fich 
vor, die Kantondräthe von Ober- und Umnterrheinthal entweder 
für ihre Zwede zu gewinnen, oder dann aber ihnen zu ver: 
deuten, daß ihr Reich zu Ende; entjendeten eine Aborbnung an 
Steinlin in St. Gallen, Rath und Mitwirkung zu erbitten und 
erhielten gute, tröftliche Verfiherungen von ibm. Kaum von 
diefen Vorgängen im Allgemeinen in Kenntniß gefegt, verordnete 
der Kleine Rath) die Einvernahme der Betheiligten, forderte 
ſämmtliche acht Friedensrichter auf, „jeden ftörrijchen oder ver: 
fafjungs- und gejegwidrigen Schritt augenblidlich zu unterbrüden”, 
und verlegte, ta in der Hauptftabt eben noch das von acht— 
zehmmwöchentlicher Grenzbefegung in den Kantonen Graubünden 
und Teſſin zurüdgefehrte Bataillon Danielis anweſend war, 
drei Kompagnien deffelben in die Gemeinden Marbach, Nebftein 
und Balgach, damit nöthigenfalls für den Fortgang der Unters 
fuhung die bewaffnete Maht in Anſpruch genommen werben 
fönne (12. und 43. Januar), an weld’ letzterem Tage die 
Truppen dort einrüdten. Das Ergebniß war geringfügig und 
brachte nichts als das ſchon Gemeldere an den Tag. Den 
Münfhen Gras und feiner Genofien wäre ohne Zweifel die 
Wiedereinführung der Demofratie von 1798 und 1802 das 
Genehmfte geweſen. Die Gemeinderäthe, eingefchüchtert durch 
die Bejorgniß, Erekutionsfoften auf ſich und die übrigen Bürger 
ihrer Gemeinden zu laden, ftanden für Handhabung der Ruhe 
und Ordnung ein; ed ward für einmal wieder ftille, die Trup⸗ 
pen wurden am 20. Januar zurücgezogen und der Kleine Rath 
gab, auf ein beſonderes Loyalitätsichreiben des Gemeinderathes 
von Balgach, die erfreuliche Verficherung, daß für die gefchehene 
Einquartierung . die reglementarifche Vergütung werde geleiftet 
werden. Auch aus anderen Bezirfen waren die Berichte nicht 
günſtig. Von Wyl meldete Friedensrichter Reutti: man jehe 
mit Auflöfung der Mediationsafte auch die Regierung als ver- 
abfchievet an, made Schwierigkeit gegen die Bezahlung ver 
Steuern, wolle zuerft wiffen, wer Regierung ſei; ja es liefen 
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jelbft Gerüchte um, man werde den Käufern der Liegenſchaften 
des Stiftes St. Gallen zu Leib gehen. Vollends eine ‚ernfte 
Geftalt nahm die Volfsbewegung im alten Sarganferland an. 
Dort war Johann Baptift Gallati von Sargand nod immer 
ein gewichtiger und rühriger Mann; aber ehemals rüftiger Freund 
der helvetiihen Einheit und ihr thätiger Beamter, war er jebt 
Demokrat und Föderalift zugleih. Manche wollten die Veran- 
laſſung ſolcher Gefinnungsäuderung ausfchließlich in egoiftifchen 
Beweggründen wahrnehmen. Die nächfte Urfache aber lag in 
den öffentlichen Zuftänden felbft und namentlich in der Unzufrie— 
denheit ded Sarganjervolfed mit der Regierung, welcher ed uns 
geheure Koftipieligkeit vorwarf; dann, wie im Rheinthal, in 
der Erinnerung an die demofratiihen Bewegungen von 1798 -. 
und 1802; endlich in der augenfälligen Unnatur der politiichen 
Verbindung diejes Gebirgslandes mit dem entfernten, ihm ganz 
unbefannten alten St. Gallerlande an der Grenze von Thurgau, 
eine Unnatur, deren ftarfes Hervortreten damals noch nicht, wie 
jeit mehr als einem halben Jahrhundert gefchehen, durch Ver—⸗ 
fehrö- und andere Bande in Vergefjenheit gebracht worden war. 
Gallati ergriff die demofratiihe Fahne mit dem ihm eigenen 
Geſchick, hielt fie hoch empor und erreichte augenblidliche Erfolge. 
Der Anftoß ging jedoch nicht unmittelbar von ihm, jondern von 
der Gemeinde Meld aus. Auf Begehren verfelben berief Gal— 
lati, damald Gemeindammann von Sargand, auf 25. Januar 
eine DVerfammlung von Worgefegten oder fonft angefehenen 
Männern. Es erjchienen von Meld: ver Gemeindammann 
30). Fridolin Good, Kantonsrath Rudolf Good (der nemliche, 
der aldbald als Mitglied der Fantonalen Reviſionskommiſſion 
nad St. Gallen berufen wurde), Bezirfsrichter Franz Perret; 
von Wallenftabt: der Gemeindammann und Kantonsrath Juftus 
Sranz Huber; neben ihnen mehrere Andere, zujammen neun. 
Gallati führte das Wort, durchlief in einem einleitenden Bor: 
trag die ganze ihm fehr geläufige Gejchichte des Sarganferlandeg, 
Ihilverte dann, wie daſſelbe durch tie Mediationsakte „unter 
die Vormundſchaft eines Kantons gefallen, deſſen Regierungs- 
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form und Marimen unjer Land in einem Zeitraum von zehn 
Fahren an den Rand des Verderbens gebracht haben;“ viele 
beſondere Beſchwerden beifügend, namentlich jene über die große 
Entfernung von der Hauptftadt. Andere Anmwejende ſprachen 
ebenfald „mit vieler Entrüftung“. Trennung vom Kanton 
fam zur Spradye, doch wurde der einmüthige Beſchluß gefaßt, 
über dieſe Frage noch nicht abzufchließen, fondern „vorher noch“ 
den Verfuh zu machen, im Kanton St. Gallen eine beffere, 
weniger Foftipielige, überhaupt angemefjenere Berfafiung zu er— 
zielen; zu diefem Ende follten größere Verfammlungen veran- 
ftaltet und namentlich die Werbenberger Gemeinden auch beige- 
zogen werben. Gallati und die beiden genannten Good von 
Meld wurden mit den weiteren Anordnungen und mit der Ent: 
werfung einer verbefierten Kantonsverfaffung betraut. 4) Die 
Regierung ſchrieb beichwichtigend, wies auf die eben von ihr 
jelbft eingeleitete WBerfafjungsrevifion und befahl dem Volks— 
führer, die verabrevete zweite Verſammlung zurüczuftellen oder 
fie doch von dem Inhalt ihrer Mittheilungen in Kenntniß zu 
fegen; aber Gallati, in Berbindung mit drei anderen Gemeinde- 
ammännern, erwiberte: zu allem, was fie thun, jeien fie wohl: 
berechtiget; im Kanton St. Gallen dürfe man fo gewiß von 
Grund aus neu bauen, wie e8 bereits in anderen Kantonen 
geichehen ſei; und höhniſch erklärte er bie von der Regierung 
eingeleitete Revifton ald ganz unbefriedigend, den Zuzug zweier 
Mitgliever des Großen Rathes aus jedem Bezirke ald ungemü- 
gend; die geſetzliche Ordnung werde man übrigens nicht ftören. 
Die zweite Verfammlung wurde gehalten, und war zahlreicher 
als die erfte; Schon erjchienen jechszehn Abgeorvnete aus den 
Gemeinden Mels, Flums, Wallenftadt, Sargans, Weißtannen, 
aus dem Werbenbergifchen aber Niemand ald aus Gams. Der 
Dreier: Ausschuß wurde erweitert, dann angewieſen, fi mit der 
Stadt St. Gallen und den übrigen Diftriften in Verbindung zu 


1) „Protokoll der Landeszufammenfünfte für die Erzwedung einer bef: 
feren Berfaffung im Sarganferland u. f. w.“ Bon Gallati felbft gefchrie: 
ben. Im Kantonsarchiv. 
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fegen, aud in Zürich gute Freunde zu ſuchen, dann allenfalls, 
wenn Berichte und Ausfichten über die Bedingungen fernerer 
Verbindung mit St. Gallen ungünftig lauten würden, nadızus 
forihen, ob Sargans nidt vom Kanton St. Gallen getrennt 
und an einen andern Kanton angefchloffen werden könnte; hiefür 
wurde als der „allergelegenfte” Graubünden bezeichnet; Galati 
erhielt zu allem dem die ausgedehnteften Vollmachten. Als 
Rudolf Good feine Abreife nad St. Gallen zu ben Berhand- 
lungen der Revifionsfommilfton im Ausihuß anzeigte, erflärten 
ihm deſſen übrige Mitglieder, daß man ihn feineswegs als be 
fugten Landesrepräfentanten in dieſer Sache anfehe; weiter erließ 
der Ausihuß eine Verwahrung gegen jene Berfafjungsrevifion, 
als der „von den Alliirten anerfannten Volksſouveränetät“ zus 
wider. Einen eigenen Verfafjungsentwurf für den Kanton St. 
Gallen gedachte der Ausſchuß auf Grundlage der Selbftftändig- 
keit der einzelnen Randesbezirfe, nach Analogie von Graubünden, 
auszuarbeiten, die Bezirke ſodann durd ein Föderalband zu vers 
einigen und mit ber erforderlichen Zentralbehörde auszuftatten. 
In diefem Sinne wurde weiter gearbeitet, bei wachlenver Theil 
nahme auch aus den Gemeinden, welche fich bisher ferne ge- 
halten. Dringend mahnte Reutti aus Zürich her, durch Schrei» 
ben an Bernold, von der Reife Gallati’s in die Bundesftadt 
ab; fie werbe fruchtlos fein; die Mufterfarte der projeftirten 
Kleinen Staaten ſei bei den Alliirten übel angejehen, wie vie 
neue Demokratie verhaßt. Aber Gallati ließ fich nicht abhalten, 
war vielmehr bereit3 nad Zürich verreist, wo er jedoch bei 
Reinhard Feine befriedigende Antwort vernahm. Gleichwohl 
erließ er bald nachher Namens aller Sarganjer Gemeindeabge- 
ordneten an den Großrathspräfidenten eine Proteſtation, in 
welcher ter Regierung und dem Großen Rath alle und jede 
Befugnig in Sahen der Verfaffungsrevifion, namentlih dem 
Großen Rath das Recht der endgültigen Sanftion des von ber 
Reviſionskommiſſion ausgearbeiteten Entwurfes abgefprochen 
wurde; gleiche Proteftation erging auch an die Sarganfer Kan- 


tonsräthe gegen eine Betheiligung an einer ſolchen Berathung 
Baumgartner, Kanton St, Gallen, I. 20 
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des Großen Rathes (23. Februar). Jetzt ließ ihn die Regie— 
rung mit Feftnahme bebrohen, wenn er der neuen Abmahnung 
nicht Folge gebe. Auch die war in den Wind geiproden. 
Dem Befehl der Regierung hatte Müller-Friepberg perfönlich 
beigefügt: Bernold jolle die Vorgefegten belehren, daß gewiſſe 
Wünſche gar nicht zuläffig feien; „höhere Macht fest uns 
Schranfen, und wir dürfen feinen Schritt zur Demofratie oder 
Schwähung machen“. 

Alsbald nah den. erften Schritten des Sarganferlandes 
regte fi auf Betreibung des Meljer Kantonsraths Rudolf 
Good auch die ehemalige Landichaft Utznach; unter Vorſitz des 
Gemeindammannsd Borler von Utznach verfammelten fich zuerft 
in Utznach, fpäter in St. Gallenfappel, die Vorfteher ver fieben 
Usnader Gemeinden und rathichlagten ebenfalls über eine Ver— 
faffung; ihr Ausſpruch war, daß auch fie eine minder Foftipie- 
lige und namentlich eine demokratiſche Verfafjung wünſchen; ans 
fänglid) war auch von Anſchluß an Glarus die Rede. Rapperich- 
wyl blieb nicht zurüd; wahrnehmend, daß „gegenwärtig jeder 
Staat in der Schweiz fih zu organifiren und befonders jede 
Stadt fi ihre Vorrechte zu erhalten juche”, wollte auch ber 
Gemeinderath von Rapperſchwyl fi, ſoweit e8 dortige Stadt 
betraf, ebenfalls bethätigen und beftellte eine zahlreihe Kom— 
miſſion (deren erftes Mitglied war Syndikus und Appellations- 
richter Ridenmann), mit allen möglichen Vollmachten ausge: 
ftattet, Rapperſchwyl „in eine befiere Lage” zu verfegen. Aller 
nächft wanderte eine Aborbnung nad Zürich zu den eidgenöſſi— 
Shen Magiftraten und zu den fremden Geſandten; hier gab fie 
eine feierliche Denffchrift ab, in welcher folgende Begehren ge- 
ftellt find: Erhebung Rapperſchwyls zum Bezirfshauptort; höhere 
Bolizeibefugniß, ftärfere Repräjentation und die Garantie ver 
alten Zölle, Umgeld u. ſ. w. (17. Februar). Der Erfolg ver 
Sendung fchien fie zu Hoffnungen zu berechtigen. Denn ber 
Gemeinderath fchrieb alsbald Fagend an den Kleinen Rath: 
die leidige Revolution habe die alte Selbftitindigfeit der Stadt 
zerftört, die Mediationsafte diefelbe „noch vollends” gebeugt, 
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indem fie den ohnehin fchon jo jehr gefränften Ort durch An— 
Ihluß an den Kanton Et. Gallen „in die Kategorie des ſim— 
pelften Dorfes” herabgedrückt habe; er wolle Berüdfichtigung 
der Stadt nad den in Zürih empfangenen „Winfen” hoffen, 
„und zwar Alles diefes in annäherndem Verhältniß mit ben 
Anfprühen der Stadt St. Gallen“; ſchließlich verwahrte er 
noch alle „habenden Rechte“ (23. Februar). 

Aufmerffam folgte von Wien aus Fürft Pancratius dem 
Gang der Weltereigniffe. Nah Räumung des ruffiichen Ge— 
biet8 durch den Reſt des franzöſiſchen Heeres beglüdwünfchte 
er den Kaifer Alerander I. zu den großen Erfolgen (6. März 
1813) und erhielt von ihm aus Kalifch die „Ichmeichelhafteften 
Lobſprüche und Zuficerungen”. Bald nachher wendete er fid 
perfönlih an den Kaifer von Defterreich, der ihn ermunterte, 
bei Fünftiger Unterhandlung eines allgemeinen Friedens fein 
Anliegen geltend zu machen, ſprach zu auch bei dem rufftichen 
Gefandten in Wien, Grafen v. Stadelberg, feste fih in un- 
mittelbare Verbindung mit der f. f. Staatöfanzlei (dem Mini- 
fterium des Aeußern) in Wien, und erhielt vom Haupt der— 
jelben, dem Fürften v. Metternich, beften Beſcheid. Allgemein 
war in ber öfterreichiichen Hauptftadt die Stimmung für die 
MWiederherftelung des Stiftes vorherrſchend. Der Fürft ſelbſt 
nährte Hoffnungen, wollte wenigftens für den günftigen Fall 
nichts verfäumen, weßhalb er ven treuen P. Aemilian erfuchte, 
fih für Uebernahme des St. Gallifhen Offizialates in Bereit- 
ichaft zu fegen (15. Nov. 1813). Bei Antritt des entſcheiden— 
ven Jahres 1814 zweifelte er nicht an der Erfüllung feiner 
heißeften Wünfche. Eben damals erhielt er vom Grafen Johann 
v. Salis-Sogliv, der fih in Bafel befand, den Rath, perjönlich 
in das Hauptquartier der Alliirten abzugeben. Solche Ermun- 
terung führte den Fürften weiter, ald vor der Hand nöthig: 
er ernannte den Freiherrn v. Salid-Zizerd zu feinem Geheimen 
Kath und Bevollmächtigten bei den Kaiferhöfen und bei ben 
XII Kantonen, beftellte ihn auch als Generalfommiffär, um 
eintretenden Falls in des Fürften Namen Befit von den Ge— 

i 20* 
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bieten des Stiftes zu nehmen und dafelbft, bis zu feiner eigenen 
Ankunft, Ordnung und Ruhe zu handhaben; gleichzeitig erließ 
er entiprechende Inftruftionen an P. Yemilian; der Fürft ſchrieb, 
zur Bertheidigung feiner geiftliben und weltlichen Rechte, aud) 
eine Note, mit der Abficht, fie in Bern vruden zu lafien. Aus 
dem Faiferlihen Hoflager zu Freiburg im Breisgau erhielt er 
vom Fürften v. Metternich die fchriftliche Zuficherung, daß er 
ſich beftens für bie Erreichung feiner Wünfche verwenden werde; 
der ruſſiſche Gefandte in Wien, Graf v. Stadelberg, verjah 
ihn mit einem Empfehlungsjchreiben an den im Hauptquartier 
weilenden ruſſiſchen Minifter Grafen v. Neffelrove. Bangen 
Herzens entjchloß fih der Fürft zu dem Unvermeiblichen, zur 
Reife in jened Hauptquartier, troß geihwächter Geſundheit, 
faum genügenden Reiſegeldes und der herben Jahreszeit; „ich 
muß meiner Sculdigfeit gegen Gott und mein Stift Genüge 
leiften“, jo fchrieb er in fein Tagebub (22. Januar 1814); 
P. Golumban war fein Begleiter. Jubelnd empfing man ben 
hohen Reifenden im Klofter Rheinau; denn von feiner Da- 
zwifchenfunft hoffte man dort die Erfüllung der heißeften Wünfche 
für die ſchweizeriſchen Klöfter. Aber Pancratius, trog der hei- 
teren Stimmung, die ihn wenige Wochen vorher belebt hatte, 
fah die Zufunft Feineswegs fo rojenfarben an und war jelbft 
- auf widerwärtige Erfahrungen gefaßt. Am 3. Februar traf er 
in Zürih ein. Dort hatte inzwifchen die St. Galliide Ges 
ſandtſchaft bereits ihre vorbeugenden Schritte bei Reinhard for 
wohl als bei den biplomatichen Agenten gethan; fie verboppelte 
ihre Wachſamkeit und Anftrengung, um die Anſprüche des Abtes 
zurüdzutreiben (ihr Schreiben vom 4. Februar an den Kleinen 
Rath). Sie reichte zu diefem Behuf jenen auswärtigen Re- 
präfentanten eine Denffchrift gegen den Fürften ein und gab 
fih alle Mühe, viefelben zu überzeugen, „daß auch nur die 
bloße Herftellung des Kloſters der politiſchen Eriftenz des Kans 
tond jehr gefährlich jei, ja felbft ven Umfturz ver Verfaſſung 
in der Folge unausweichlich nad fich ziehen müßte.“ Reinhard 
machte ſich eigentlich zum Agenten gegen das Stift und ließ 
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ſich Nachweiſe geben, daß ſchon wegen des geringen vom Stift 
noch übrigen Vermögens deſſen Wiederherftelung nicht möglich 
fei. Die doppelte Elle fam bier ohne Rüdhalt in Anwendung: 
Unterftügung ter weitgehenden Anſprüche der proteftantijchen 
Stadt St. Gallen, wohl berechnete ſyſtematiſche Abweilung aller 
Beftrebungen für das Fatholifche Stift. Unverweilt nach An- 
funft in Zürich ließ der Fürft fich bei Lebzeltern melden und 
erhielt von dieſem höchſt unbefriedigende Antwort; es fei be- 
ftimmt, daß die XIX Kantone fortzubeftehen haben, von den 
mebiationsmäßigen Zuftänden mur das Untaugliche entfernt 
werde; Alles fomme daher darauf an, ob die Rechte des Stif— 
ted mit der Forteriften; des Kantond vereinbar wären. Der 
Fürft bejahte es und zwar mit ver Neußerung, daß das Stift 
jelbft in die Regierung des Kantons eintreten könnte. Lebzeltern 
verlangte fchriftliche Mebergabe eines folhen Planes an ihn und 
Capo d'Iſtria. Dem entiprach der Fürft am folgenden Tag; 
die Antwort der Diplomaten aber vernichtete alle jeine Hoff 
nungen; fie erklärten ihm unumwunden, bie Proteftanten woll- 
ten das Stift nicht mehr aufkommen lafjen; es bleibe nur übrig, 
fih eine Penſion zu fihern; Lebzeltern drang in den Fürften, 
fie anzunehmen; allein diefer wollte fich fchlechterdings zu einer 
jolden Abfindung nicht herbeilaffen, indem dadurch weder dem 
Staat noch der Kirche, noch dem Stift gedient wäre. Gegentheild 
ergriff er num den Wanderftab zur Abreife in das Hauptquartier 
der. Alliirten. Zuvor jebody reichte er der vorörtlichen Behörde 
zu Handen bed Standes Zürich felbft, dann der übrigen XII 
alten Kantone der Eidgenofjenichaft, ein Schreiben ein, in wel 
chem er die Wiedereinjegung des Stiftes in feine nie erlofchenen 
ehevorigen Rechte verlangte, mit Erinnerung an die ſtets wieder: 
holten PBroteftationen, an den Rechts- und Biederfinn der alten 
Kantone und an die zu Aarau Anfangs 1798 gegenfeitig bes 
Ihworene Treue (11. Februar). Bon Bürgermeifter Ejcher, dem 
der Fürft dieſes Schreiben perfönlih übergab, erhielt er jehr 
unbefriedigenven Beicheid; Reinhard machte noch mehr Einwen- 
dungen. Der Borort legte das Begehren ganz unberüdfichtiget 
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zu den Akten und würdigte den Fürſten nicht einmal einer Ant— 
wort. Wie in den Jahren 1803 bis 1805 wurde jebe eid- 
genöfftihe Berathung über das Anliegen des Fürften fchon von 
diefer Stelle aus verhindert. In Langres durch Schwere Krank— 
heit mehrere Tage zurüdgehalten, traf der Fürft endlich in Chau— 
mont ein, wo fi das Hauptquartier befand, Fußfällig bat er 
bier den Kaiſer Franz von Defterreih um Anerkennung und 
Geltendmachung der Rechte des Stifted. Aber Lebzeltern war 
ihm vorausgegangen und hatte dem Kaifer jolde als unmöglich 
dargeftellt; und eben in jenen Tagen hatten die Monarchen 
von Napoleon eine militärische Schlappe erlitten. Kaiſer Franz 
ſprach fich daher verbrüßlich ablehnend aus. Ganz fruchtlog 
blieben auch nachherige Schreiben an beide Kaifer und gleiche 
Verwendungen bei den Miniftern Metternich und Neffelrope. 
Eine Audienz bei Kaifer Alerander konnte der Fürft jchlechter- 
dings nicht erhalten. Ein zweiter Empfang ſeitens des öfter- 
reichiſchen Kaiſers war zwar weniger ungünftig als ver erfte; 
allein eine wirffame Unterftüßung ließ ver Kaifer doch nicht 
hoffen; Rückſichten auf Rußland, deſſen Kaijer durch Friedrich 
Cäſar Laharpe ganz für die ungeſchwächte Erhaltung der neuen 
Kantone, aljo auch des Kantons St. Gallen, eingenommen war, 
hatten den Kaiſer von Defterreich gezwungen, biefem politifchen 
Plan feine Hindernifje entgegen zu ftellen. Er verwies daher 
den Fürften Paneratius auf eigene Thatfraft. Er jolle fih in 
der Schweiz ſelbſt „wehren“, folle fih im eigenen Land eine 
Partei machen (11. März). Wieder in Zürich angelangt, wurde 
.er zu einer Konferenz; mit den Miniftern der drei allüirten 
Mächte gerufen (zu Lebzeltern und Capo d'Iſtria hatte fich ver 
preußiſche Gefandte v. Chambrier gejelt); die Wiederherftellung 
des Stiftes fchilderten fie ihm als unmöglich, weil dann auch 
politifchen Reftaurationsbegehren einzelner Kantone (Bern gegen 
Waadt und Aargau z.B.) Folge gegeben werben müßte; berebt 
drangen fie daher wiederholt auf Annahme einer Penfton, „reich: 
liche Verforgung“ verheißend; aber von einer folden wollte der 
Fürft auch jegt nichts hören. Eine Reife nach Luzern brachte 
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ihn mit dem Auditor Cherubini zufammen (der Nuntius felbft 
war frand); fie verhandelten friedlich, aber jelbftverftändlich ohne 
reelle Ergebniß. Auf dem Rückweg jchrieb er (30. März) aus 
dem Klofter Muri neuerdings an die XIII Kantone, feine alten 
Verbündeten, um Wiedereinfegung in feine Rechte, ein Schreiben, 
das er abichriftlich den auswärtigen Gefandten mittheilte. Die 
Kantone antworteten meiftend günftig; Schwyz namentlich be— 
auftragte feine Geſandtſchaft, das Beſtmögliche für das Stift 
St. Gallen zu thun. Die Antwort ded Standes Zürich fchicte 
der Fürft uneröffnet zurüd, weil fie au „den gewefenen Abt des 
ehemaligen Stiftes" St. Gallen überfchrieben war. Den Brief 
an die alten Kantone unterftügte der Fürft durch perfönliche 
Beſuche ihrer Gefandten in Zürich, die fich meift wohlwollend 
und in entfprehendem Sinne Außerten, auch verficherten, daß 
fie von ihren Regierungen günftige Inftruftionen erhalten hätten. 

Im Kanton St. Gallen rief die Erjcheinung des ſtand— 
haften, nüchternen, von Alter und Sorgen fchwer gebeugten 
geiftlihen Fürften die verjchiedenften Eindrüde hervor. Die 
Proteftanten und mit ihnen die Stadt St. Gallen fürcteten in 
feiner Perfon den Negenten, und verwünjchten nicht weniger das 
MWiederaufleben des Stiftes, das, als Stüße der Katholizität, 
ihnen ein Dorn im Auge war. Gntgegengejegt war die Stim- 
mung in der alten Landſchaft, aud) jene ver fatholiichen Bes 
völferung im Toggenburg und im Rheinthal; bier jehnte man 
ſich aufrichtig nach dem Stifte zurüd, hoffte deſſen MWiederher- 
ftellung jeitend des Fürften und freute fich ſchon derfelben. Weber 
die Herftellung auch feiner Negierungsgewalt liefen die Mei- 
nungen der Katholifen auseinander. Utznach und Sargans, mit 
eigenen Entwürfen ſich befaffend, waren in diejer Frage ziemlich 
gleichgültig; ed behagte ihnen der Mitgenuß am reichlichen ehes 
maligen Stiftsgute von St. Gallen. In dieſe Zeit Fällt das 
wichtigfte Ereigniß des Jahres 1814. Die verbündeten Mon— 
arhen waren mit ihren Heeren in Paris eingezogen, hatten 
Napoleon geftürzt, die Bourbons in alte Herricherftellung wieder 
eingejegt. Ludwig XVIIL nahm Beſitz vom Thron jeiner Väter. 
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Alle Zweifel über die Zufunft waren gehoben. Dieje neue Lage 
wirkte daher auch ermunternd auf alle Jene in ver Schweiz, 
welde alte Rechte zurüdzufordern hatten, oder überhaupt eine 
veränderte Stellung wünfcten; jo auf den Fürften Pancratius, 
der ehrfurdtvoll auf die höhere allweife Leitung ver Dinge 
blickte.) Wyl trat in die Fußftapfen von Rapperſchwyl, ver: 
langte von der Regierung erweiterte und ausnahmsweiſe Rechte ; 
Unterzeichner waren nebft Anderen der ehemalige Schultheiß Joſ. 
Nikolaus Sailer, einer der BVerurtheilten vom Jahre 1805, und 
defien Sohn Franz Anton. Förmliche Abhaltung einer Gemeinde- 
verfammlung unterfagte der Kleine -Rath (16. April); dann 
folgten neue Unterzeihnungen, Wirz a Rudenz an der Spitze. 
Diefer, dem Stifte ganz ergeben, feste fich gleichzeitig mit dem 
Fürften im fchriftlihe Verbindung, befuchte ihn auch perſönlich 
in Zürib. Falk und Dudli, die Regierungsräthe, zeigten eben— 
falls ihren guten Willen für das Stift durch Briefe, doch we- 
niger im Sinne ded Fürften, ald nad; eigenem freien Ermefien. 
Die Wievergewinnung der Landesherrlichfeit fei ganz und gar un— 
möglich, fchrieben fie; Begehren um Wiederherftellung alfo follten 
fih ‚auf das Stift als foldhes befchränfen; diejelbe möchte durch 
Zuthun der alten Kantone und Defterreichd erhältlich ſein; mit 
allgemeinem Jubel des Volkes würde ein ſolches Ereigniß aufs 
genommen werden; noch würde dann das Etift mit der bijchöf- 
lichen Würde geziert; blühende Anftalten würden daraus her— 
vorgehen; noch immer fei eim reichliches Kapital von mehr denn 
einer Million Gulden verfügbar; die Gebäude jeien in gutem 
Stand; aud das Klofter Rorſchach zu freier Verfügung noch 
vorhanden. An die allſo begründeten Ermunterungen zu Hans 
den des Fürften, auf die alte Landesherrlichkeit zu verzichten, 
fnüpfte fih der Gedanfe: das Stift, wie ed in eigenem Ge— 
bietSumfang, von der Stadt umgeben, beftehe, ald eigene Ges 
meinde oder Kreis zu Fonftituiren, mit und neben ber Stabt 

1) „Nun ift der Heil. Bater wieder zu Rom und Bonaparte nichts mehr“; 


fehrieb er am 15. April in fein Tagebuch. Der Fürft antizipirte die Rüd- 
kehr des Papſtes. 
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und gleich verfelben (5. April. Im Namen Beider fchrieb 
dann Falk zum zweitenmal: ver Fürft folle doch nicht gar zu 
genau und Ängftlih über die Garantien und Bedingungen der 
Herftellung des Stiftes rechnen; ſei diefe einmal im Grundjag 
ausgeſprochen, werde fih das Mebrige wohl von felbft geben; 
habe das Stift eigene Polizei in feinem erwähnten engeren Ge- 
biet, zugleich eine gewiffe Anzahl Kantonsräthe als feine Re— 
präfentanten in den Großen Rath zu entjenden, fo würde die 
fünftige Unantaftbarfeit des Stifted faum mehr zu bezweifeln 
fein; es laufe dad Gerücht, ver Fürft wolle noch immer nicht 
auf die Landesherrlichfeit verzichten; „den Feinden des Stiftes 
ift diefe Stellung die willfommenfte* (21. April. Auch Baron 
Wirz jchrieb dem Fürften für Wiederherftellung des Stiftes, 
aber im Sinne „mobifizirter politiſcher Ordnung“, die Unter- 
ftügung der Alliirten vorausgeſetzt; Wyl mit den gefammten 
benachbarten Gemeinden des ehemaligen Unteramtes und Unter: 
toggenburgs wären für ſolche Umgeftaltung. Schwanfend da— 
gegen jchrieb NRegierungsrath Gmür an P. Aemilian, wejentlich 
im Sinne der Erhaltung der beftehenden Ordnung; P. Ildefons 
von Arr an den Fürften für Herftellung des Stiftes mit Bis- 
thum. Der Fürft gab Beicheite an feine St. Galliſchen Freunde, 
welche hoffen ließen, daß er fchließlih auf die Souveränetäts- 
rechte verzichten würde, falls nur die Wiederherftellung des 
Stifted mit ſolchen Garantien umgeben wäre, die deſſen ficheren 
Fortbeftand außer Zweifel ftellen würden. Seiner Amtspflicht 
übrigend Genüge zu thun, erließ er bald nachher Briefe an die 
Kaifer von Defterreih und Rußland, welche feine gute Ge— 
finnung für die Erhaltung der XIX Kantone, alfo aud tes 
Kantons St. Gallen, befunden jollten, in denen er aber doch 
ftiftiiche Souveränetät wieder in Anfprub nahm, da er eine 
Kombination für möglich hielt, nad welder ver Kanton, wie 
etwa Appenzell und Unterwalden, in zwei Theile ausgejcieden 
worden wäre Auch bewarb er fih um den Schub des Grafen 
von Artoiß, ded Bruders des neuen franzöfifchen Herrſchers. 
Nebenhin liefen neue Unterredungen mit dem Nuntius, der nun 
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ſelbſt nah Zürich kam. Ge geringer die Ausfiht auf Ein- 
wiligung der Alliirten zu Herftellung irgend einer weltlichen 
Gewalt des Stiftes, um fo ernfter wurde zwifchen beiden Prä- 
laten bejprochen, was im Gegenfalle zu thun. Der Fürft reichte 
für den Bau, daß ihm vie lanvesherrlihen Rechte nicht wieder 
eingeräumt würden, dem Nuntius ein vollftändiges Programm 
darüber ein, was er unter bloßer Wiederherſtellung des Stiftes 
als geiftliher Korporation verftehen würte und weldes dann— 
zumal jeine Forderungen wären: Nüdgabe des vollen ftiftiichen 
Vermögens, wie ed vor der Revolution geweſen, mit einziger 
Ausnahme defjen, was für Tilgung der Schulden verwendet 
worden; Erſatz für die an den Staat übergegangenen öffentlichen 
Gebäude, die feiner Zeit vom Stift errichtet worden; freie Aus- 
übung des Kollaturrechteds und der geiftlichen Jurisdiktion; 
Gremtion des ganzen Stiftsumfanges (Hofplatz) von ander 
weitiger geiftlicher und weltlicher Jurisdiftion (3. und 4. Mai). 
Diefe Anfprüche hielt der Numtius in Folge feines häufigen 
Verfehrs mit den Gefandten der Alliirten für unausführbar; er 
drang, im Verein mit dem Auditor Cherubini, auf Annahme 
eined zu gründenden Bistums Chur und St. Gallen; ver 
Fürft aber ſchlug dieſes Anerbieten „rund ab und wollte von 
tem Bisthum mit Werlurft und Zernichtung der Abtei nichts 
wiſſen“ (Erklärung vom 6. Mai). Gleiche Antwort gab er 
dem ruſſiſchen Gejandten auf gleiches Anfinnen; Scraut, ver 
jeit dem Abgang Lebzeltern’d das Wort für Defterrei führte, 
war nur für das Anerbieten der Benftonirung inftruirt. 

- Die Kantone hatten fib über die Grundlage eines neuen 
Bundes noch immer nicht geeiniget. in neues Hinderniß 
brachte eine Staatsumwälzung in Luzern. Meittelft bewaffneten 
Aufitandes wurde dort ein neuer Großer Rath, danır Durch dieſen 
eine neue Regierung eingefegt. Luzern fchloß ſich nun einerjeits 
an die beharrlihen alten Städtefantone, anderſeits an die brei 
Urfantone an; mit letzteren namentlich vereinigte es ſich zum 
Begehren der Ausfchreibung einer Taglagung der dreizehn Kan— 
tone; Bern tbat ein Gleiches. In eine bloße Vorkonferenz der 
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XIH Kantone willigte Zürih ein; ihr aber follte dann vie volle 
Taglagung der XIX folgen; beide in Zürich ftattfinden. Die 
Altgefinnten erjchienen aber nicht; die vier Waldſtädter Kantone 
verlangten vielmehr, daß die Berfammlung in Luzern gehalten 
werde. Dort verfammelten fih ihre Abgeordneten; mit und 
neben ihnen Bern, Freiburg, Solothurn und Zug. In Zürich 
fanden ſich die übrigen ein, und da hier auch die Abgeordneten 
der neuen Kantone wieder eintrafen, ftanden im Ganzen eilf 
Kantone hier, den andern akt in Luzern gegenüber. Nun Ber: 
gleihsverhandlungen hin und ber, dann Dazwijchentreten ver 
Repräfentanten von Defterreih und Rußland (Lebzeltern und 
Capo d'Iſtria) mit Erklärungen, namentlich des Legteren, daß 
nur eine Tagſatzung der neunzehn Kantone anerfannt würde; 
würden die Schweizer nicht aus freien Stüden fih zu folder 
Grundlage ihrer fünftigen Cinigung bequemen, fo ftände ver 
Schweiz auswärtige Vermittlung bevor. So eröffneten Ab— 
geordnete der fünf alten Kantone in Zürich jenen der acht alten 
in Luzern. Der Widerftand der legteren war nun gebrochen; 
fie gingen auseinander; am 6. April 1814 waren die Abgeord- 
neten aller XIX Kantone zur Tagſatzung in Zürich verfammelt,. 
deren Verhandlungen fih von dann an bis in die zweite Hälfte 
des folgenden Jahres erftredten. Zollifofer und Neutti waren, 
ohne neue Wahl, die Abgeordneten des Kantons St. Gallen 
an der Tagſatzung. In eine zur Bundesrevifion niedergejegte 
Kommiſſion wurde feiner von beiden berufen. 

Im Kanton St. Gallen kündete fib allgemeiner Zerfall, 
das volle Auseinandergehen an. Die Regierung verlor alles 
Vertrauen, allen Einfluß; ihre einzige Hoffnung war noch auf 
den Großen Rath gerichtet, von dem fie erwartete, daß er das 
von ihr ausgegangene Berfaffungsprojeft gegenüber demjenigen 
ver Kommilfion zu Ehren ziehen werde. Der Große Rath 
wurde am 2, Mai eröffnet. Der Bericht der Regierung war 
höchſt ſchwankend; er deutete auf die Schwierigfeiten, angefichts 
ver noch in Frage ftehenden Bundesordnung, ſchon jekt ab» 
Ichließlih über eine Kantonsverfafjung zu verfügen. Die Stim- 
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mung des Großen Rathes gab fih auf eine für die Regierung 
unerwartete Weife fund. Michael Egger, von Eggersriet, einer 
jener demokratiſchen Lantrepräfentanten, deren Volkswitz oft 
ſchlagender wirft als die ftubirte Rede des gelehrten Staatsmannes, 
verlangte für den Großen Rath; das Recht völlig felbftftändiger 
Vorbereitung des ganzen Berfaffungswerfes; denn nur von ihm, 
nicht vom Kleinen Rathe, dürfe dafjelbe ausgehen. Und ver 
Große Rath zollte dem munteren Redner Beifall. Alles, was 
die vom Kleinen Rathe beftellte gemiſchte Kommtifion, dann 
jener jeldft, unter vielen Sorgen projeftirt, wurde bei Seite ge— 
fest, und der Große Rath; ernannte, mit gänzlichem Ausſchluß 
der Mitglieder des Kleinen Rathes, eine Kommiffion von je 
zwei Mitgliedern aus jedem Bezirk, mit dem Vertrauensmann 
J. 2. Eufter al8 Präſidenten an der Spige; unter den neuen 
Mitgliedern aus den Bezirken befand fih auch Midael Egger. 
Die Aufgabe der Kommilfton war indeß nur beichränft: fie 
hatte zu begutachten, warn und wie zur Verfaſſungsreviſion zu 
Ichreiten fei, und unmittelbar dem Großen Rathe ihren Bericht 
zu erftatten. Diefer vertagte fi dann, bereit8 am 3. Mai, 
auf unbeftimmte Zeit. Eben jegt fliegen die Wogen für Tren- 
nung vom Kanton in einigen Bezirfen am höchſten. Ungejcheut 
wurden bezüglihe Begehren bei den St. Gallifchen Amtöftellen 
felbft angemeldet. Für Weſen erfchien bei der St. Gallifchen 
Geſandtſchaft in Zürih der Gemeindammann Klein mit ver 
Eröffnung, daß jene Gemeinde an Glarus angefchloffen zu wer: 
den wünſche; beide Kantone möchten ſich ohne weitere Da— 
zwijchenfunft varüber verftändigen (16. April. Eben dort erfchienen 
auch, Namens der Gemeinden der ehemaligen Landfchaft Utznach, 
der Gemeindammann Borler von Utznach und Raymanı von 
St. Gallenfappel, zogen Erfundigungen ein über das, was zu 
erreichen wäre, Flagten über Zerfplitterung ver Landſchaft, bie 
früher ein einheitliches Ganze gewefen, in fieben Gemeinden, 
und verlangten Wiedervereinigung derſelben zu einer ungetheilten 
Landſchaft. Ihnen gegenüber arbeiteten Xaver Gmür und Bet- 
tiger ebenfall8 in der Bundesftabt, behauptend, daß jene Wort- 
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führer ohne Vollmacht feien. Diefe aber ließen ſich nicht ab- 
wendig machen; nad ihrer Rückkehr verlangten ſämmtliche Ger 
meinden der Landfhaft: Utznach, Eſchenbach, St. Gallenfappel, 
Ernetſchwyl, Gomiswald, Schmerifon und Goldingen, durch 
Schreiben an den Großen Rath „Entlaffung vom Kanton St. 
Gallen”, um fih an einen andern anfchließen zu können, Alles 
unter feierlicher Verwahrung gegen die Verfaflungsarbeiten, an 
welchen fie fich nicht betheiligen wollen. Der Große Rath aber 
verweigerte das Eintreten und beauftragte die Regierung, das 
Begehren im Sinne der beftehenden Ordnung zu beantworten 
(3. Mai). Für Sargans Hatte unterteffen Gallati von jeinen 
Vollmachten Gebrauh gemaht und in Tängerem Aufenthalte 
zu Zürich einer Trennung ebenfalls vorgearbeitet. Angefichts 
diefer Trennungsverfuhe und der Anzeichen von Auflöfung aud) 
in anderen Kantonstheilen, vor Allem aber „der höchſt unſchick— 
lichen und Aufſehen erregenden Permanenz Stadt St. Galliicher 
Deputirter am Vorort“, der dadurch hervorgerufenen beinahe 
allgemeinen Beunruhigung, „beſonders unter dem katholiſchen 
Theil des Wolfe”, der konfeſſionellen Spannung zwiſchen bei» 
den Religionstheilen, auch einer gereizten Stimmung der Bezirke 
unter und gegen einander, und ſtets neu auftauchender Begier- 
lichfeiten, hielt die Regierung einen kräftigen Schritt zur Net 
tung ihrer Stellung und zur Sicherung des guten Fortgangs 
der Verfafiungsarbeit für unausweichlih und ſann bießfalls 
ernftlich jelbit auf auswärtige Hülfe ; fie beſchloß eine außeror- 
dentlihe Sendung nach Zürich zu dem Zwede, den Bundespräs 
fiventen und die auswärtigen Gejandten von der überaus Fläg- 
lichen Lage der Dinge zu unterrichten und das Begehren an 
diefelben zu ftellen, daß allen weiteren Umtrieben gegen die Ruhe 
ded Kantons ein Ende gejegt, die MWortführer aller und jeder 
Sonderbegehren aus den verfchiedenen Theilen des Kantons zur 
Ruhe, und, „unter Androhung fchwerer Verantwortlichkeit zurüd 
und an die gejegliche Obrigkeit in St. Gallen gewiejen“, bie 
dortigen Berfafjungsarbeiten unter höheren Schu genommen 
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werden.) Regierungsrat) Dominif Gmür wurde zur Sendung 
erforen. Diefer, unterftügt durd die St. Galliſche Gefandt- 
Ihaft in Zürih, gab dem Auftrag Folge. Aber Reinhard er- 
Härte: mit den Zurüdweifungen der allfeitigen Abgeorbneten fei 
es nicht gemacht, das wären nur Palliatiomittel; Hauptjache 
jei vielmehr, daß eine Berfafjungsrevifion auf Zutrauen er: 
wedende Weiſe eingeleitet werde; Capo v’Sftria forderte die 
Regierung auf, ihr Anfehen zu behaupten, mit Ernft und Nach— 
druck einzufchreiten, Komplottirer zur Strafe zu ziehen; in dieſem 
Sinne habe er namentlich die Männer zurüdgewiejen, welche zu 
Gunften des Abtes Schritte gethan. Schraut ſprach fih im 
Allgemeinen gleichen Sinned aus. Der ſich aufraffenden Regie: 
rung gegenüber war die Stadt genöthiget, entweder zu weichen, 
oder mit offenem Vifter aufzutreten. Sie that das Lestere und 
überging zu den fräftigften Schritten für eine privilegirte Stel— 
lung bei der oberften Bundesbehörde felbft. Ihre Abgeorpneten 
Züblin und Bernet wendeten fi mit Schreiben an die Tage 
fasung, um „im Namen und aus Auftrag der Vorfteher und 
Bürger” der Stadt „unfere feit 16 Jahren entbehrten uralten, 
feftgegrünbeten Rechte zurüdzufordern, die wir während ber 
Reihe von 360 Jahren ungeftört genofjen”; das Schreiben 
ſchilderte die ſchöne Stellung der Stadt als fouveräner und zu— 
gewandbter Ort, wie fie dann „1803 in Paris mit neun ver- 
ihiedenen, mehr oder minder abhängigen Völkerſchaften ver: 
mengt, in den Kanton St. Gallen verfhmolzen wurde, mit 
Hintanfegung der billigen Rüdfichten auf ihre ehevorige Lage 
und Rechtſame“. Jedem Dorfe gleich behandelt, wenn auch 
Regierungsfig, habe fie dagegen den dritten Theil der pefuniären 
Laften des Kantons tragen müffen. Sie (die Stadt) wolle 
num zwar nicht auf das Aeußerſte gehen und die gänzliche Wie- 
verherftellung verlangen, jondern wäre geneigt bei dem Kanton 
zu bleiben, fofern ihr eheworiges Verhältniß gehörig berückſich— 


) Schreiben des Kleinen Rathes an die Standesgefandtfchaft in Zü— 
rih, vom 11. Mai, zugleich die Inftruftion für den außerordentlichen Ab: 
geordneten enthaltend. 
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tiget werde. Daher wollen fie (die Abgeordneten) vor allem 
aus fragen, „wie man die Repräfentation der Stadt zu dem 
Kanton anordnen wolle? Auf diefen Enticheid Hin nehmen 
wir dann unferen endlichen Entihluß”. So beftimmt und aus— 
drüdlich, als je Fürft Pancratius gethan, fagten fie dann weiter: 


„Wir haben dem ewigen Bunde nie entfagt, auch unfer Recht 


als zugewandter Ort nicht verloren und find nur im andere 
Verhältniffe durd Gewalt gezwungen worden“. Zühlin und 
Dernet unterzeichneten ald „die Abgeorbneten des alt-eidgenöj- 
fiihen und zugewandten Ortes der Stadt St. Gallen” (18. Mai). 
Glüdlicher als der Fürft, hatte die Stadt doch die Ehre gehört 
zu werben. Ihre Eingabe gelangte an der Tagfagung zu förm— 
licher Verhandlung; die St. Galliihe Geſandtſchaft legte Vers 
wahrung ein; Beichluß vom 21. Mai: für einmal Nichtein- 
treten, um allfälligen fünftigen Beftimmungen wegen ver Kan— 
tonsverfaffungen nicht vorzugreifen. Dabei blieben aber vie 
Dinge doch, wie fie waren. Die Noth der Regierung wuchs; 
an einer Landsgemeinde zu Lachen eröffnete Soahim Schmid: 
nächjtend werde die Landſchaft Utznach mit Schwyz vereiniget 
werben; großes Aufiehen von dorther in Rapperſchwyl und Um— 
gegend; Wettiger in Utznach erhielt mündliche Anzeige, daß der 
Anſchluß eine ausgemachte Sache, auch bereit zu dieſem Behuf 
eine Abordnung von Utznach nah Schwyz abgegangen fei. Nach 
der Nüdfehr Gallati's von Zürich beftellten die unzufriedenen 
Sarganjer eine Landrathskommiſſion zur Einleitung der Tren- 
nung; Chiodera von Ragatz, der fich dagegen geftemmt, zog ſich 
mit Oberli und Peter von ſolcher Oppofition zurüd. Die 
Mehrheit der Gemeinden aber faßte einen fürmlichen Beſchluß 
für Trennung von St. Gallen, dann Anſchluß an Glarus 
(19. Mai); die Kommilfton betrieb diejen ſofort Durch perſön— 
liche Verwendung in Glarus. Auch Abgeorbnete von Weſen 
und Amden gingen zu gleichem Zwede nad) Glarus. Aud im 
Rheinthal herrſchte Aufregung; Advofat Buſchor und I. BD. 
Hengartner, vereint mit Joſeph Eichmüller, waren mit viel Volk 
verfammelt, und nährten die demofratifchen Gelüſte; tumultwirend 


— 320 — 


wurde von Abreißung ter Staatswappen von den Thoren ges 
ſprochen. Mit all diefen Nachrichten in der Hand, lief die St. 
Galliſche Gefandtfchaft zu Schraut, dem öfterreichifchen Minifter; 
was fie wenige Tage zuvor mit Gmür begonnen, das wurde 
nun vollendet; e8 wurde die fürmliche Einmiſchung und Protef- 
‘ tion dieſes Repräfentanten einer auswärtigen Macht zu dem 
Ende verlangt und errungen, daß allen erwähnten Bewegungen 
ein Ende gemacht werde. Schraut mißbilligte nad Wunſch 
alles Geſchehene und ſchrieb darüberhin, für ſich und im Namen 
der abweſenden Miniſter von Rußland und Preußen, an den 
Kleinen Rath von St. Gallen, ihn ermahnend wie folgt: 
»Daß er allen Angehörigen des Kantons, ohne Ausnahme, Ach— 
tung und Unterwürfigfeit für die beftellten Behörden anbefehle —, 
daß er jedes Ginjchreiten, jeglihe Anregung oder Schluß: 
nahme, welche, ohne Mitwirfung der Regierung, von was 
immer für einer Anzahl Bürger, ausgehen, würde, ) zurückweiſe, 
ſolche für null, nichtig, und an der öffentlichen Ruhe und Ord— 
nung vergreifli erkläre, — daß er endlich den gegenwärtigen 
Zuftand im Innern des Kantond genau, ftrenge und ohne 
mindefte Abweichung auf dem gleichen Fuß, als er bisher war, 
erhalte, jo daß die Magiſtrats-Perſonen, welchen das wichtige 
Werk ver BerfaffungssHerftellung zufommt, fih mit Würde und 
Ruhe ihrer Berufspflicht widmen können” (24. Mai). Die Re- 
gierung erwiberte die Note mit einem jchmeichleriichen Dank— 
fhreiben an Schraut, ganz im Ton der früher an Talleyrand 
und andere franzöfifhe Wortführer erlaffenen Briefe. So jehen 
wir die St. Galliſche Regierung leider wieder nur unter Schuß 
und Schirm des Auslandes fih haltend, wie ed Ichon einmal 
geweien, damals abhängig von Frankreich, jest von den fliegen: 
den Allüirten. 

Und die Regierung that, wie die auswärtigen Geſandten 
befohlen: fie gab durch Proklamation dem Volk Kunde von 


1) Im franzöflfchen Original der Note wörtli: „de r&primer tout 
acte, motion ou döcision pris, sans le concours du Gouvernement, par tel 
nombre détaché de citoyens que ce puisse ôtre etc.“ 
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deren Willen und Erklärung, verſprach beftmögliche Förderung 
des Verfaffungswerfes, jomweit ed der Gang der eidgenöfftichen 
Angelegenheiten felbft erforbere, und mahnte ab „von allen Bes 
trieben und Handlungen”, welde, „ver jetzt noch beftehenven 
gejeglihen Dronung zuwider" wären (27. Mai). Folgenden 
Tages erflärte der Kleine Rath, unter Hinweifung auf oben er- 
wähnte Erflärung der auswärtigen Gejandten, ven „jogenannten“ 
Landrat; im Sarganferland als aufgehoben, alle von demſelben 
ausgegangenen Berhandlungen jowie einschlägige Beſchlüſſe der 
dortigen Gemeinden ald „null und nichtig” und ruheftörend, 
unter perjönliher Mahnung an die Mitglieder des Landrathes, 
das Weitere in Ruhe und Gelafjenheit zu erwarten. Gallati, 
nah St. Gallen vor die Regierung befchieven, lehnte das per- 
jönliche Erjheinen ab; die Regierung möge ihm ihre Befehle 
Ichriftlih Fund thun. Auf bereits beabfichtigte neue Großraths— 
verfjammlung ließ der Kleine Rath die Mitglieder ded Bezirks 
Sargans noch befonders zu perjönliher Theilnahme einladen. 
Gleiche und gleichzeitige Mahnung erging an die „Ausſchüſſe 
der alt-Ugnadifchen Landihaft”. An gefammte Gemeinderäthe 
des Rheinthals erließ der Kleine Rath die Mahnung, alles Ruhe— 
ftörende fern zu halten; alle DVerantwortlichkeit, fo jchrieb er 
ihnen, würde nicht bloß „auf einen Haufen nihtswürbiger Ruhe— 
ftörer” fallen, fondern auf den ganzen Gemeinden erliegen; alle 
Gemeinteverfammlungen zur Beiprehung von Berfafjungsar- 
beiten wurden verboten. Er feste bei: die hohen Mächte. würden 
nicht die mindefte Unterbredung der gejeglichen Ordnung dulden. 
Die Wyler wollten fib das durch die fremden Geſandten und 
den St. Galliihen Kleinen Rath. auferlegte Stillihweigen in 
Verfaſſungsſachen nicht gefallen laſſen; neun dortige Bürger, 
unter ihnen Wirz a Rudenz, zwei Sailer und Dr. Falk (des 
Regierungsrathd Bruder) wendeten fich jchriftlih an die Sieb- 
jehners Kommilfion des Großen Rathes mit dem dringenden 
Wunſch, daß bei der Entwerfung der Verfafjung „ver Volks— 


wille und deſſen ungehinderte Erhebung als Fundamentalbafts 
Baumgartner. Kanton St. Gallen. II. 21 
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aufgeftelt werde” (9. Juni). Die jüngfte Proflamation der 
Regierung wurde in Wyl verächtlih von den Thoren abgerifien. 

Der Große Rath verfammelte fid wieder am 13. Juni. 
Seine Verhandlungen leitete ver Kleine Rath ein mit einer 
Botſchaft voll bittern Tadels über die anarchiſchen Tageserjcheis 
nungen. Der Große Rath beichloß zunächſt Handhabung der 
Integrität ded Kantons. Für die Verfaſſungskommiſſion be— 
richtete Xaver Gmür: Reviſion durch das Volk gehe Angeſichts 
der Erflärung der auswärtigen Gejandten nicht an; Revifton 
dur fremte Vermittlung habe man zu vermeiden; jomit bleibe 
nur das eigene Einjchreiten und Abſchließen übrig. Mit legtem 
Antrag übereinftimmend, bejchloß die Behörde die Bornahme 
einer Verfaſſungsreviſion durch eine freie innerhalb oder außer: 
halb dem Großen Rathe zu wählende neue Kommiſſion, mit 
Zugabe von zwei Mitgliedern des Kleinen Rathes (Müller-Frieb- 
berg und Meßmer). J. 2. Eufter wurde wieder Präftdent; von 
den übrigen ſechszehn Mitgliedern war nur eines außerhalb des 
Großen Rathed ernannt; der demokratiſche Egger von Eggersriet 
mußte weichen. Der Große Rath beharrte bei jeinem, alle 
Volksthümlichkeit verſchmähenden Verfahren, daher über den zu 
erwartenden Verfafjungsentwurf gleichſam das Amts-Stillichwei- 
gen geboten wurde. Und rajch verlief er fich wieder bis auf 
60 Mitglieder, bevor er nur die auf die Tagesordnung gefegte 
neue Bundesafte berathen hatte (14. Juni). ') Die Bewegung 
im Volk aber hörte nicht auf; Eingaben in Menge gelangten 
an die neue Verfaflungsfommilfion. Eine durch den Gemeinde— 
rat) von Altftätten veranftaltete „Kommiſſion“ ftellte folgende 


) Meber diefe Großrathsverfammlung fchrieb Ildefons von Arc an den 
Fürften (26. Juni): „die Regierung hat in dem jüngft gehaltenen Großen 
Rath obgefleget. Gegen eine Hauptveränderung in der Berfaffung erflär- 
ten fich die Proteftanten und Alle, die Stellen, Nemter und Gehalte haben, 
dadurch nicht umdeutlich, daß fie folche Glieder in die Kommiffton der Ber: 
fafjungsentwerfung wählten und den im Sinne des Volkes fprechenden Eg— 
gerörieter wieder daraus audmufterten. Es gieng dann wieder, wie bei ber 
Aufhebung des Stiftes, wo die Sarganfer, Utznacher, Gafterer auch nicht 
erichienen, die Proteftanten aber in pleno aufzogen.“ 
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Begehren: Verminderung der Zahl der Mitglieder des Kleinen 
Rathes von 9 auf 3, da die zentrale Vielregiererei aufhören 
jollte, — des Großen Rathes von 150 auf 100; Aufhebung 
der zentralen Gerichte, dagegen Aufftellung von Tegtinftanzlichen 
Gerichten in jedem der acht Bezirke; für Fällung von Todes» 
urtheilen ein aus allen Gerichtspräfidenten zufammengefegtes 
Gericht; Ortögerichte in jeder Gemeinde; allgemeine Stimmfähig- 
feit vom 20, Altersjahr an (mit Abjchaffung des Zenjus); uns 
mittelbare Wahl des Großen Rathes durd die Kreife nach der 
Volkszahl; Integralerneuerung aller Behörden von zwei zu zwei 
Fahren; Amtszwang wenigftend für eine Amtsdauer; die Abs 
änderung der Verfaſſung wurde als unerläßlich bezeichnet, weil 
die bisherige Ordnung zu drüdend. Am Schluß wurde nod 
verlangt oder empfohlen: eine Strafjuftiz nad dem Mufter von 
Appenzell, mit Hinweilung auf die Nachtheile von Scellenwerf 
und Zuchthaus; Verminderung des Beamtenheered und der Amts: 
gehalte, ver Amtsgebühren für Handänderungen und Hypothefar- 
verfhreibungen; Aufhebung der Stempelabgabe und der Hunde- 
fteuer; Schuß gegen den Andrang fremder Handwerfsleute zu 
Gunften „des Eigenen“. Reichlich floffen auch die Volkswünſche 
von Berned: wohlfeilere Regierungsform; Reduktion des Großen 
Rathes auf etwa 88 Mitglieder, alfo auf jeden Kreis zwei; 
durchweg unmittelbare Wahlen; allgemeines Stimmredt; mehr 
Recht und Einfluß für den Großen Rath, insbefondere Einräu- 
mung des Borfchlagsrechtes (der Snitiative) an denfelben; dann 
auch Manches wie die Altftätter; öffentliche körperliche Beftra- 
fung der Verbrecher, ftatt fie Jahre lang in Schellenwerf over 
Zuchthaus herumzufchleppen; freier Weinausihanf im Kleinen, 
ohne Patentlöfung und ohne Getränfsabgabe. Oberriet, auch 
meift wie Altftätten, dazu: Uebergabe des Erziehungsweſens an 
die Bezirke, von jedem Religionstheil durch feine Geiftlichen zu 
beforgen; freier Salzhandel. In ähnlichem Geift gaben auch 
Marbah und Rebftein Petitionen ein; Marbach wollte, daß das 
Erziehungswefen vom Kleinen Rath „mit Zuzug von Geiftlichen“ 
beforgt werde. Auch die Stadt Rheineck jchloß ſich dießmal in 
21° 


I. 


wichtigen Dingen an, verlangte Aufhebung des Zenfus mit all 
gemeinem Stimmrecht, und leßtinftanzliche Gerichte in den Be— 
zirfen. Auch die Stadt St. Gallen blieb nicht zurück; ihre 
Eingabe an die Verfaſſungskommiſſion fchloß fi weſentlich an 
frühere Begehren an, die mit ausführlicher Begründung wieder: 
holt, wohl auch erweitert wurden; jo verlangte fie aub Schuß 
gegen alu häufige Niederlafjungen von Fremden und Echweizer- 
bürgern. Das evangeliihe Kapitel Toggenburg verlangte aus- 
Ichließlihe Leitung des evangelifchen Kirchenweſens durch die 
eigenen Konfeffionsgenoffen: denn es fei ganz unangemeflen, 
„dag Katholifchen, die in diefer Hinficht von ganz anderen Grund» 
lägen ausgehen und geleitet werben, die Mitaufficht über evan- 
geliiche Angelegenheiten übertragen werde.” Aehnlich wie bie 
reformirte Geiſtlichkeit kämpften Fatholifche Gemeinden in ver 
alten Landſchaft für das fonfelftonelle Recht; Steinach verlangte 
vie Selbftverwaltung jür „jede Religionsparthei” durch geiftliche 
und weltliche hiezu von ihr felbft beftellten Räthe, die auch das 
Erziehungsweien zu dirigiren haben follen; Parität bei allen 
Behörden von oben bis unten, nach der Volkszahl; danı vieles 
in politiſchen Dingen wie die Rheinthaler, ebenſo Rorſchacherberg 
und Mörſchwyl. Wyl verlangte Hauptort des Bezirfd (Goßau) 
zu werden und Repräfentation im Großen Rath nad Berhält- 
niß anderer Städte; auch Lichtenfteig meldete ſich eventuell für 
Stadtvorrechte in gleihem Maß. 

Sargand und Utznach festen ihre Beftrebungen bei den 
Nahbarkantonen fort. Hatte Sargand feinen Blid zuerſt auf 
Graubünden gerichtet, jo wendete es fi jpäter hinab nad 
Glarus und fand dort Gehör. Galati, ftatt in St. Gallen 
fih zu ftellen, wie es von ihm gefordert worden war, reiste 
wieder nah Zürich (mit ihm auch Ammann Huber von Wallen- 
ftadt) und übergab dort perfönlid den Geſandtſchaften eine 
Drudicrift, %) im welcher er zu beweijen bemüht war, daß die 

1) „Wahrhafte Darftellung der gegenwärtigen Lage des Sarganferlan: 


des. Im Mai 1814.” Ohne Drudort; 14 Seiten ſtark. Unterzeichnet: 
"Kür die Gemeinden des Sarganferlandes, die Borfteher.“ 
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Verbindung von Sargans mit St. Gallen ſchon aus geogras 
phiihen Gründen ganz unpafient geweien, die Vereinigung mit 
Glarus dagegen für diefen Kanton wie für Sargand ebenmäßig 
erfprießlich fein würde. Die Regierung befahl vie Beſchlag— 
nahme diefer Schrift; der großräthlichen Aufforderung zur Ruhe 
jegte eine der Feder Gallati's entflofiene Proflamation der „Ges 
meindevorfteher des Sarganferlandes” tie Erklärung entgegen: 
die Ruhe ſei weder geftört, noch wolle man fie in der Folge 
ftören, aber die Befreiung. (vom Et. Galler Jod) hoffe man 
noch immer; laut Beihluß der Tagjagung fei allfällige Berich— 
tigung ter Landesgrenzen eine offene Frage geblieben. Die 
Landsgemeinde von Schwyz bevollmäctigte die Regierung zur 
Aufnahme von Utznach in den dortigen Kantonsverband (26. 
uni). Am gleiben Tage verhanvelten in Schwyz drei Abge- 
ordnete „der Grafſchaft Utznach“, Leopold Suter, von Et. 
Gallenfappel, Michael Eteinah von Utznach und Alois Keller 
von Schmerifon mit der Negierung und einem Siebeners-Zuzug 
über den Anſchluß. Das Ergebnig war nachftehende Ueberein— 
funft: 1. ver Landfſchaft Usnad werten drei Abgeorbnete in 
den Landrath von Schwyz bewilligt, Ammann, Statthalter 
und Eedelmeifter; das Volk ift berechtiget, auch drei Andere zu 
ſchicken, ſtatt diefer Amtsmänner; 2. vie Landſchaft Utznach 
erhält einen Bezirksrath von fieben Mitglietern (nah der Zahl 
der Gemeinden), mit Ammann, Statthalter und Sedelmeifter an 
der Spige; das Volf mag diefe Behörde auf vierzehn Mit- 
glieder verdoppeln; Punkt 3 und 4 regeln das Gerichtsweſen, 
möglichft jelbftftändig für die Landſchaft; 5. Beitrag an die 
Staatöfoften nah dem Maßftab der Bevölkerung; Gleiches in 
Bezug auf Mannfchafts- und Geldfontingent für „militärifche 
Auszüge”; 6. in allem Uebrigen unterwirft fi Utznach, gleich 
andern Bezirfen, ven Schwyzer Landesgeſetzen; 7. endlich be> 
zahlen die Usnacher für die Gnade der Aufnahme als gefreite 
Landleute und ald Vergütung des ehemaligen Kaufſchillings 
„dem alten Kanton Schwyz“ 4000 Münzgulden in Baar (29. 
uni). Für den Stand Schwyz ift die Mebereinfunft durch 
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„Louis dauf-der-Mauer“ unterzeichnet. Zu dieſen Borgängen 
gejellten fich verfchiedene andere, den Beftand des Kantons St. 
Gallen, wie er biöher geweſen, bedrohende Ereigniffe, au 
ernftere Schritte für Wiederherftellung des Stiftes, mit ven 
Schwierigfeiten der Löſung der noch immer anhängigen Ber: 
fafjungsfrage. Die Standesgejandtihaft von St. Gallen be- 
lagerte veßhalb Tag um Tag die Gefandten Defterreihs und 
Rußlands, ebenfo den Bundespräfidenten Reinhard; Schug und 
Hülfe juchend von jenen empfing fie bald Ermunterungen für 
geficherten Fortbeftand des Kantons, ven man von feiner Seite 
ber antaften laſſen werde, bald auch wieder Vorwürfe, taß bie 
Urſache der traurigen Zuftände und des langſamen Ganges in 
der Verfafjungsfahe im Zwieſpalt der leitenden Staatsmänner 
jelbft liege. Im Auftrage der Regierung und mit Ueberreichung 
einer Denffchrift verfelben, betitelt: „Expos& sur les dechire- 
mens projetes du Canton de St. Gall“, verlangte fte endlich 
das unmittelbare Einfchreiten jener Minifter gegen die Angreifer 
alle, welche den Beſtand des Kantons bedrohten. Sie will: 
fahrten und verfündeten für fih und im Namen des preußifchen 
Gejandten, durh Note vom 30. Juni: eine Zerftüdelung tes 
Kantons St. Gallen fei dem Willen ihrer Souveräne ganz 
fremd; weder Utznach noch Sargand, noch irgend ein anderer 
Theil des Kantons, folle von demfelben getrennt werden; aud 
von der Rüdfehr des Fürftabtes und feines Stifted in ihre 
vorigen Rechte und Befig könne Feine Frage mehr fein; bie 
Regierung fei erfucht, folches im ganzen Umfang ihres Kantons 
befannt zu machen. Augenblicklich nach Empfang machte ver 
Kleine Rath das auswärtige Schugdefret durch äffentlihen An- 
Ichlag befannt. Er fufpendirte ven Gemeindammann Gallati 
in allen feinen Amtsverrihtungen und befahl feine Haft und 
Einlieferung. ine ähnliche Erklärung wie an St. Gallen er- 
ließen die Minifter gleichzeitig an die Regierung von Schwyz 
mit dem Begehren, den Umtrieben gegen St. Gallen ein ſchleu— 
niged Ende zu machen. Aufsder-Mauer, damals Gejandter von 
Schwyz an der Tagfagung, zog bin und her, von Schwyz 
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nah Zürich und zurüd. Nah geichloffener Uebereinfunft war 
er ſchon wieder bei den fremden Gejandten in der Bundesftabt 
und fand fie weniger herb als ihren Brief. Als er verfichert 
habe, daß Schwyz (einzig) auf friedlichem Weg zum Ziel zu 
fommen wünſche, hätten fie ihre „bons oflices“ verfprochen, um 
auch den Kanton St. Gallen zu einer Verftändigung zu bewe- 
gen; jo berichtete Aufsder-Mauer dem Landammann von Schwyz 
(2. Juli); Gleiches ungefähr meldete er von der Unterredung 
an demfelben Tag mit Reinhard. Den Gefandten Schraut 
jedoch fand er jchwieriger als feinen ruffiihen Kollegen, und 
Reinhard verftand die Sache nur jo, daß Utznach jedenfalls bei 
St. Gallen bleiben, Schwyz dafür irgend welche andere Vor— 
theile als Erjag erhalten folle. Die mehr oder weniger ſchwan— 
fenden Yeußerungen über den Span erflären fich burd den Um— 
ftand, daß die Tagſatzung damals die zwilchen den Kantonetr 
ftreitigen Territorialfragen noch ald offene behandelt und fünftige 
„Grenzberichtigungen“ als möglih in Ausficht geftellt hatte. ') 
Schwyz und Glarus handelten in dieſer Zeit ftetS gemeinfam; 
Glarus doch vorfichtiger und weniger hochfahrend. Sie theilten 
ſich gegenjeitig ihre Beichlüffe mit, verwielen auf gemeinjame 
Beiprehungen ihrer Geſandtſchaften an der Tagſatzung behufs 
übereinftimmenden Vorgehens. Schwyz bot Glarus den Verzicht 
auf Gafter an, wenn Glarus hinwieder feine Anſprüche auf 
Usnah made. Sonntags den 3. Juli war der Wunſch der 
Sarganfer um Aufnahme in den Staatsverband von Glarus 
von einer Landsgemeinde daſelbſt mit hohem Beifall vernommen, 
das Ganze übrigens, ohne wirfliden Abſchluß, „der Obrigfeit 
überwiefen worden”. Den Brief ver fremden Geſandten hatte 
auch Glarus empfangen und feinen Inhalt „etwas auffallend“ 
gefunden; fe jchrieb e8 an Schwyz (6. Juli). Bon nun an 
entipann fich eine längere, oft herbe Korreipondenz zwilchen St. 
Gallen einer: und den Kantonen Schwyz und Glarus anderjeits 

1) Abfchied der Tagfagung von 1814 und 1815. Bb. I. ©. 117 und 


118. Kreisfchreiben der Tagfagung an gefammte Stände, vom 31. Mai 
1814; am Schlüf, S. 120. 
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über ven Gegenftand des Streited, Et. Gallen, dem bie Res 
gierung von Schwyz den Landsgemeindebeſchluß für Anjchluß 
von Utznach amtlich mitgetheilt hatte, erinnerte jene, daß Utznach 
fi im Jahr 1798 mit Einwilligung diefes Kantons frei und 
jelbftftändig Fonftituirt hatte, Anfprühe von Schwyz alfo auf 
diefes Ländchen nicht mehr auf frühere (num erlofchene) Rechts— 
verhältnifje gegründet werden können, — daß Ugnac fpäter 
(1803) zu St. Gallen gekommen fei jogar gegen ven Willen 
anderer jegiger Zandestheile des Kantons und felbit unter Zus 
ftimmung von Schwyz, Das damald nur die March zu feinem 
alten Gebiet verlangt habe; — und verlangte jchließlih, daß 
die Regierung von Schwyz ihre Landsgemeinde über die Ges 
rechtigkeit der St. Galliiben Sade felbft belehren und erbauen 
möcte (15. Juli). Glarus fteigerte allmälig Ton und Umfang 
jeiner Anſprüche, richtete Ddiefe auf Sargans und Utznach zus 
gleih (Abfinden mit Schwyz vorbehalten), juchte diefe Begehren 
in langen Briefen an St. Gallen und an die fremden Minifter 
durch Berufung auf vie Nahbarihaft, daherigen Verkehr und 
Bevürfniffe, Gleichartigfeit von Sitten und Karafter ber beid— 
jeitigen Bölferfchaften, endlich durch Hinweiſung auf die alten 
Rectöverhältniffe zu begründen (24. Juli). 

Wie Fürft Pancratius und Befreundete in St. Gallen für 
Wiederherftellung des Stiftes gewirft, wurde theilweije jchon 
gemeldet. Voran unter den mweltlihen Gönnern in hohen Aem— 
tern ftanden Falf und Dudli, beide vorfichtig bis zur Schüchtern— 
heit, doch unternehmend, weil ihnen die Herftellung des Stiftes 
Gewiſſensſache war. Sie allein in ver Regierung waren vie 
BVertheidiger des Stiftes; ihr Kollege German dagegen war 
Ihwanfend und wechfelnd in feinem Handeln und Stimmgeben. 
Nachdem die einleitende Verbindung angefnüpft worden, ſann 
Falk auf weitere Schritte. Won der Regierung war nichts zu 
erwarten; denn den Gönnern des Stiftes ftanden, als deſſen 
beharrlichſte Widerſacher, Müller Friedberg und Reutti gegenüber, 
welche beide ihren ganzen Einfluß auf vie auswärtigen Ge— 
fandten gegen bie Wieverherftellung geltend machten. Ueberhin 
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lag Reinhard's Plan offen vor, den Reformirten im Kanton 
das Uebergewicht zu verichaffen, der Stabt felbft die Thüre zur 
Kantonalherrſchaft zu eröffnen. So ſah der aufmerkſame Falf 
den Stand der Dinge an; jenen Plan im Intereſſe der Katho- 
lifen zu vereiteln, fuchte er feinen Rathskollegen Dominif Gmür 
für die Herftellung des Stiftes zu gewinnen, die ihm als das 
einzige Mittel erfchien, die Unabhängigkeit der Katholiken gegen- 
über der reformirten Hauptftabt ficher zu ftellen. ine Ber: 
jammlung fand ftatt, an welcher fi (nebit Falf,) Gmür, Dubli, 
Brägger und Schaffhaufer betheiligten. Verabredet wurde, zwei 
Mitglieder ver Regierung, Gmür und Dubli, an den Fürften 
abzufenden, um nöthige Verftändigung einzuleiten. Im Kleinen 
Rath nahm das Vorhaben eine abweihende Wendung. Eine 
Sendung wurde allerdings bejchlofien, aber fie fiel dem Regie— 
rungsrath Gmür allein zu und fie war wejentlich gegen die Be- 
ftrebungen der ftäbtiihen Abordnung in Zürich gerichtet; das 
Ergebniß ift bereit8 oben erzählt. Zur Verhandlung mit dem 
Fürften begaben fih, im Einverftändnig mit den ſchon genann— 
ten Gefinnungsgenofien, Schaffhaufer und Wir; nah Muri. 
Der Fürft empfing fie mit großer Freude, und erflärte, daß er, 
nach der Souveränetät gar nicht lüftern, bereitwillig darauf Ber- 
zicht leifte, falls das Eigenthum des Stiftes zurüderftattet, bie 
Eriftenz des leßtern garantirt werde. “Dabei unterließ übrigens 
der Fürft nicht, den Abgeordneten die ganze Schmwierigfeit des 
Vorhabens vor Augen zu führen Wirz, für Herftellung jelbft 
der ftiftiichen Landesherrlichfeit enthuftaftiich eingenommen, hatte 
die Unterfchriften der Vorfteher von zwanzig Gemeinden bei ſich, 
welde die MWiedereinjegung der ehevorigen fürftlihen Regierung 
verlangten (13. Mai). Bereinbart wurde nichts Beftimmtes. 
Auf dem Rüdweg in Zürich angelangt, bewarben ſich die Ab— 
georpneten bei Reinhard und den fremden Gefandten für den 
Zwed ihrer Sendung, wurden aber von jenem „gegneriſch“, 
von dieſen „Froftig”“ empfangen; wollte man das Stift wieder 
berftellen, müßte es in Rorſchach gejchehen, nicht in St. Gallen, 
fagte Reinhard. Mit dem Berichte hierüber an ven Fürften 
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jandte ihm Wirz 550 ©. Trog dem Mißerfolg in Zürich 
famen die Abgeordneten jehr befriebiget über die Erklärungen des 
Fürften zurüd nach St. Gallen und berichteten ihren Auftrag- 
gebern. Nun neuer Rathichlag zwilchen den Abgeordneten, dann 
Gmür, Falf, Dudli und Germann, und im Einverftändniß mit 
Gmür (ver eben jest die Präfiventichaft der Regierung beflei- 
dete), Schritte der Obgenannten bei dem Kleinen Rath jelbit, 
der die baldige Berathung des Gegenftandes verhieß und tem 
Appellationsrihter Schaffhaufer ſolches amtlich zuficherte (20. 
Mai). Mehrgenannte Katholifen wurden num einig, die Frage 
der Wiederherftelung in den Bereich des Fatholifchen Admini— 
ftrationsrathes zu ziehen. Dieſe Behörde verhandelte ausführ- 
fih über die Mittel, „wie dem Begehren des Fürftabts und 
dem unter dem fatholifhen Volkstheil vielfeitig geiußerten Wunfch 
zur MWiederherftellung des Stiftes begegnet werben könnte“, umd 
beihloß: durch eine befondere Abordnung dem Fürftabte „vie 
Anfihten des Adminiftrationsrathes in Hinfiht der Stellung 
des Stiftes zu eröffnen und von ihm zu vernehmen, wie und 
unter was für Beftimmungen er jelbft wünjche und glaube, daß 
das Stift Et. Gallen mit Berüdfichtigung der Urzwecke des— 
felben, namentlich der Erziehung der Jugend und Bildung der 
Geiftlichkeit, wieder aufgeftellt und eingerichtet werben könnte“ 
(4. Zuni). So die amtlihe Faſſung des Beichluffes. Privat— 
aufzeichnungen geben als‘ „Anfichten” der Behörde Folgendes: 
da mit ter bloßen Wieberherftelung eines Kloſters den Bebürf- 
niffen der Katholifen nicht Genüge geleiftet wäre, jolle der Fürft 
um gleichzeitige Uebernahme ver bifchöflichen Angelegenheiten und 
der bereits beftehenden fatholiichen Unterrichtsanftalten, Gymna— 
fium, Prieſterſeminar und theologiſche Anftalt, erfucht werben; 
würde der Fürft Garantien für den Beftand des Stiftes fordern, 
jo könnte das Anerbieten gemacht werben, das enclavirte Fleine 
Gebiet (den jogenannten Stiftseinfang) ald Bezirk anzuerkennen, 
mit der Berechtigung des Stiftes, durch eine verhältnigmäßige 
Anzahl Abgeordnete im Großen Rath an der Mitregierung des 
Landes Theil zu nehmen. Auf die freudige Zuftimmung des 
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katholiſchen Volkes und der Fatholiihen Kantonsräthe glaubte 
man unbedingt zählen zu können.“ Den Erfolg jolden Ein- 
fchreitend vorzubereiten und zu ſichern, verfaßte und veröffent» 
lichte Falk eine Flugſchrift: „Das Stift St. Gallen in dem neu 
erftandenen Kanton St. Gallen; 1814.” Durd die Herder'ſche 
Buchhandlung in Konftanz wurde fie zahlreich verbreitet. Die 
Schrift begründete das unverjührbare Recht des Stiftes auf 
Fortbeftand und empfahl fchließlih oben erwähnten Plan feiner 
Mit-Betheiligung bei der Regierung. Nun großer Schreden im 
Regierungsgebäude. Durch Gmür in außerordentliche Sigung 
berufen, berieth die Regierung das unmwillfommene Ereigniß ; 
Müller-Friedberg hielt ven Fürften jelbft für den Verfaffer; ver 
Wolf habe nun den Schafspelz abgelegt, jagte er; heftig Außer: 
ten fi Andere; Falf behauptete die Ruhe eines Unbetheiligten ; 
daß der Berfaffer jelbft am langen grünen Tiſche fige, ahnte 
feiner feiner Kollegen. Beihluß: Konfisfation des Scriftchens 
und Requifitorialien überallhin zur Entdeckung des Verfaſſers; 
vergeblihe Mühe. Mittlerweile fam ver Abichluß des Fatho- 
liſchen Aominiftrationsrathes zur Vollziehung. Dudli und Schaf: 
haufer reisten als Abgeoronete diefer Behörde nad Muri. Der 
Fürft empfing auch fie mit Freuden, obwohl er nicht überjah, 
daß fie ohne Kreditiv gefommen. ine Verftändigung erfolgte 
nicht. Sie war bei den fehr abweichenden Anfichten auch nicht 
möglich. Gejegen und Verordnungen zufolge lag das übrig ges 
bliebene Stiftövermögen in den Händen ded Adminiftrationd- 
rathes; einen Theil deffelben hatte der Staat felbft dezogen. 
Der Adminiftrationsrath befaß bereits hohe Macht im Lande; 
Gmür am wenigften war geneigt fie abzutreten und das Ber: 
mögen aushinzugeben. Im Hintergrunde der abminiftrationds 
räthlichen Anträge lauerte daher eine Vollziehungsweiſe, die dem 
Fürften nimmer annehmbar ericheinen fonnte: das Kapitalver: 
mögen des Stiftes wäre in den Händen des Adminiſtrations— 
rathes geblieben; dem Stifte jelbft, beziehungsweile feinem Bor: 
ftand, wären, in runder Summe von 40,000 Gl., nur vie 
) Falk: Darftellung der Ereigniffe u. f. mw. 
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Zinfen überlaffen worten; der Fürft hätte vie bereitd gegrün- 
deten neuen Fatholifchen Anftalten nad ihrem wirklichen Beftande 
beforgen und leiten, jelbftverftändlich audy den Fortbeftand und bie 
fortgefegte auffichtlihe Wirffamfeit des Adminiſtrationsrathes 
ſtillſchweigend oder fürmlih anerkennen müflen, wäre endlich 
und unvermeidlich in ein fubalternes Verhältniß zu dieſer jelbft 
untergeortneten Landesbehörte gekommen.) Der Gegenftand 
wurde in langer Unterredung zwilchen dem Fürften und ven 
beiden Abgeorbneten verhandelt; zweifelhaft ift, ob dabei ber 
Plan ganz in obigem Sinne enthüllt worden oder ob ed nur 
bei Allgemeinheiten geblieben. Gewiß aber ift, daß die Aner- 
bietungen der Abgeorbneten in den Augen DES Fürften weder 
die Eriftenz des Stiftes, noch die unabhängige Wirkſamkeit fei- 
ned Borftandes und defjen freie Bewegung in Berwaltung der 
ftiftifchen Anftalten hinreichend ficherten. Er erklärte veßhalb, 
in die ihm gemachten Anerbietungen nicht eintreten zu fönnen 
und forderte namentlih, was den Vermögenspunkt anbelangte, 
alles, auch das zum Staatsgut erflärte, Stiftögut zurüd, über- 
haupt alles ftiftiihe Vermögen, gleihviel in weſſen Händen es 
liege. Die Unterhandlung icheiterte ganz. Am 9. Juni fehrten 
die Abgeorbneten, gewiß höchſt betrübt, nah St. Gallen zurüd. 
In diefem Fall, mehr als in irgend einem frühern, hat ber 
Fürft weſentlich in Uebereinftimmung mit den Anfichten der Ka— 
pitularen gehandelt, mit welden er zur Zeit mittelbar oder un- 


1) So geht ed übereinftimmend hervor aus Briefen des Barons Wirz, 
dann des P. Karl Eiprian und des P. Ildefons von Arx, vom 3. 4. Und 
15. Juni, theild an den Fürften, theild an P. Columban Ferch, feinen be— 
ftändigen Begleiter. Der genannte P. Karl bezeichnet in feinem Brief vom 
15. Juni Folgendes ald die Bedingungen, denen ſich der Fürft zu unters 
ziehen gehabt Hätte: Anerkennung des Fatholifchen Aominiftrationsrathes 
mit feinen Befugniffen; Uebernahme des Gymnaſiums u. ſ. w. in feinen 
damaligen Ginrichtungen; Anerkennung der Ausfcheidung zwifchen Staats: 
und Stiftsgut. In einem Brief an P. Ild. von Arr fagt der Fürft felbft: 
„Sch konnte“ (in Folge der vernommenen Anträge) „weder eine gute Ord— 
nung, noch innerliche Einverſtändniß und Hauöfrieven, noch eine Dauer mir 
verjprechen“ (7. Suli). 
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mittelbar Verbindung unterhielt; unter viefen war auch P. Ilde⸗ 
fons von Arx, der nun in guten Treuen die Herftellung des 
Stiftes ald Korporation mit völliger ökonomiſcher Selbftftänbig- 
feit empfahl, auch alle Kapitularen als in ihrem Gewiſſen ver- 
pflichtet erklärte, ſolche Wiederherſtellung nad) Kräften zu bes 
treiben. ) P. Ildefons Hatte fih durch eigene Beiprehungen in 
St. Gallen überzeugt, daß mit der Gegenpartei nichts zu machen, 
diefelbe nur immer für fih erhalten, dagegen nichts anbieten 
wolle. So jehen wir denn zur richtigen Würdigung des Ber: 
haltens des ehemaligen Kloftervorftandes jelbft einen Mann zu— 
rüdgefehrt, der früher fo gern al8 Autorität für die neue welt- 
liche Regierung angeführt wurde. Sofort nad) Abreije der Ab- 
geordneten des Fatholifchen Adminiftrationsrathes erließ der Fürft 
ein ausführliches Schreiben an den Großen Rath von St. Gallen, 
des wefentlihen Inhaltes: er habe bei mehreren Anläfjen ſich 
zur Verzichtleiftung auf die Landesherrlichfeit bereit erflärt, Falls 
vorangehend dem Stift „eine fichere, anftändige, unabhängige“ 
Eriftenz gewährleiftet, ihm fein von Rechtöwegen gebührendes 
Vermögen feineswegs vorenthalten und die Ausübung feiner 
geiftlichen Gerichtsbarkeiten und Kollaturrehte nah ehemaligem 
Gebraude und Ausweife der Offizialats- und Konſiſtorial⸗Pro⸗ 
tofolle geftattet würde”; die mit den vom Aominiftrationgrathe 
„mit Vorwiffen der Regierung“ an ihn abgeorbneten Räthen 
gepflogenen Unterhandlungen - haben ihm Feine Hoffnung übrig 
gelaffen, daß diefem feinem Verlangen werde entiprochen wers 
den; vielmehr mußte er einer forgenvollen, aus mehrern Grün; 
den unficheren, feinen Berufspflichten nicht entiprechenden Eriftenz 
entgegenfehen. Deßhalb, und weil das St. Galliihe Volk fid 
nad der cehevorigen Regierung fehne, fordere er feierlich vie 
Rechtſame des Stiftes zurüd. Dabei juhe er weder Glanz 
noh Größe, jondern nur die Mittel, feine Regentenpflichten zu 


1) Sein Brief an P. Columban, vom 14. Juni. — Mit Ausnahme 
von Martin Greffer und Franz Meidmann war die Wiederherftellung auf: 
richtiger Wunfch aller Kapitularen; das bezeugt Ildefons von Arr in einem 
Brief an den Fürften vom 26. Juni. 


— 34 — 


erfüllen, des Landes Wohl zu fördern; „eine möglichſt ſparſame 
Verwaltung, die Abſchaffung einer Menge Abgaben, die unent— 
geltlihe Rechtspflege fo, wie fie ehevor war”, folle wieder ein— 
treten; zum Scluffe das Erfuchen an die Großräthe, bei Feft- 
jegung ver neuen SKantonsverfaffung dem Inhalt diefes Schrei- 
bens billige Rechnung zu tragen (10. Juni). Dudli follte, nad) 
Wunſch des Fürften, ven Brief zur Kenntnif des Großen Rathes 
bringen; bei Abgang der Initiative wußte er fich jedoch nicht 
anders zu helfen, ald durch deſſen Uebergabe an den Kleinen 
Rath; derjelbe aber handelte wie immer, und feheute fi micht, 
auch diefen Erlaß des Fürften dem Großen Rath vorzuenthalten, 
mit dem lächerlihen Motiv, daß der Große Rath „keine for: 
rejpondirende Behörde“ jei, und begründet dann auch auf den 
durch den Großen Rath inzwilhen am 14. Juni gefaßten Be— 
ihluß für Handhabung der Integrität des Kantons. Der Brief 
des Fürften war übrigens den tonangebenden Mitgliedern des 
Kleinen Rathes höchſt erwünfcht: Müller-Frievberg, Reutti und 
Meßmer vermocten faum ihre Freude zurüdzuhalten; Falk und 
Dudli hinmwieder jahen durch das neue Auftreten des Fürjten 
alle ihre Hoffnungen und Beftrebungen als vernichtet an. Dudli 
fandte ihm den Beichluß des Kleinen Rathes mit der Bemer- 
fung: „S. Hochf. Gnaden hätten zu viel Glauben und Werth 
auf Verfiherungen gejest, daß ein großer Theil des Volfed vie 
alte Ordnung der Dinge zurückwünſche“ (15. Juni). Der Fürft 
aber ließ fi dur die Ungewogenheit der St. Galliihen Re- 
genten nicht irre machen und jchrieb nun an die neue Ber: 
fafjungsfommiffion des Großen Rathes; mit diefem zweiten 
Brief berief er fih auf die im Allgemeinen noch unausgetrage: 
nen Souveränetäts- und Gebietsanftände, die fjelbft nad dem 
Ausſpruche der Tagſatzung offene Fragen geblieben, wie denn 
eben zu diejer Zeit Schwyz. eine fürmliche Anſprache auf Utznach 
anhängig gemacht habe, ſandte der Kommilfion eine Abjchrift 
des früher an den Großen Rath gerichteten Schreibens und er— 
ſuchte um deſſen Erwägung, gleich als ob es an die Kommij- 
fion gerichtet wäre; würde übrigens er, der Fürft, „über bie 
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Stimmung des St. Galliihen Volkes nicht gründlich unterrichtet 
worden jein“, jo bitte er, „ſolche auf geſetzmäßige Art einzu- 
vernehmen und dabei dem Wolfe volle Freiheit ſich zu erklären“ 
zu geftatten. Er fönne fi unmöglich vorftellen, daß die Mon- 
arden und die Eidgenofienihaft das Wohl des St. Gallifchen 
Bolfes der Wilfür der mediationsmäßigen, jest nur noch pros 
vijorijchen, von dem Volke nicht beftätigten, Regierung aufopfern 
wollen.) Wieder vergeblih! Die Kommilfion ging über diejes 
Schreiben rüdfihtlos hinweg. Bitter klagte P. Ilvefons von 
Arr bei Meldung diefed Vorganges an den Fürften, daß in 
St. Gallen das Volk gänzlich umgangen worden, und der alte 
Große Rath in Sachen der Verfafjung gehandelt habe, wäh— 
rend ed anderswo umgefehrt geichehen. Der ziemlich allgemeine 
Wunſch ſei gewejen, daß dem Stift Alles zurüdgegeben und im 
Großen Rath zwei Stimmen eingeräumt werben jollten. 2) Und 
weiter jchrieb er: „So muß denn immer ein gewifjes Mißge- 
Ihid das Stift verfolgen. Aber wir wären nur zum Vortheil 
des Landes wieder aufgelebt; will es joldhes nicht, jo trage es 
den Schaden.“ °) Und ganz empört über den Gang der Dinge 
ſchreibt derjelbe wieder dem Fürften, erinnernd, »wie jeiner Zeit 
eine große Summe zur Beſtechung der franzöſiſchen Diplomaten 
verwendet, dieſe dann den Kaiſer Napoleon zum Bruce ver 


1) Diefes und das frühere Schreiben an den Großen Rath; übergab der , 
Fürſt fofort dem Drude, unter dem Titel: „Neueſte Aktenſtücke über die 
Angelegenheiten des Stiftes St. Gallen“, worin namentlich der Vorwurf 
wiberlegt wird, als fei er der Verfaffer der früher befprochenen (Falk'ſchen) 
Flugſchrift, und Verfchiedenes, diefelbe ergänzend oder berichtigend, beigefügt 
iſt (23. Juni); er fandte diefe neuefte Schrift allen Kantonsgefandtjchaften 
an der Tagfagung. 

2) Wirklich liegen in den hinterlaffenen Papieren des Fürften zahlreiche 
Adhäſions-Erklärungen vor, von Borftehern und Bürgern ‚fo zu jagen aus 
allen Gemeinden der alten Landfchaft und aus Fatholifch Toggenburg. Die 
dem Stift günftige Volfsftimmung gibt auch das Protokoll des Fatholifchen 
Adminiftrationsraihes vom 4. Juni zu. 

3) Schreiben des P. Ildefons von Arr an den Fürften, vom 2. Juli. 
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Mediationsakte verführt, vie von ihm zur Auflöfung des Stiftes 
ertheilte bloße Erlaubniß als einen Befehl zu folder geltend 
gemacht haben, ver Große Rath zu dem Aft ver Auflöfung 
„dur Zug und Trug” verleitet, diefelbe endlich mit der (fnappen) 
Mehrheit von zwei Stimmen durchgeführt worben fei.t) Als 
die Proflamation der Regierung mit der Erklärung der Geſandt— 
haften Defterreihs und Rußlands vom 30. Juni dem Fürften 
befannt geworben, nannte er fie dad „Todesurtheil“ des Stiftes. 
Ein päpftliches Breve vom 23. Juni, durch welches ©. Heilig- 
feit fich bei den Mächten für Wiederherftellung des Stiftes vers 
wendet hatte und die zu gleihem Zwecke gethanen Schritte des 
Fürften belobte, vermochte die Sachlage nicht mehr zu Ändern. 
Hohen Troſt brachte ihm dagegen die durd Pius VII. verfügte 
MWiederherftelung der Gejellihaft Jeſu, und mit inniger Freude 
lad er die bezügliche päpftliche Bulle vom 7. Auguft 1814. Als 
ein europäilcher Kongreß eingeleitet wurde, ſchickte fich der Fürft 
zu neuer Reife nach Wien an, um frühere Reklamationen für 
die Wiederherftellung des Stiftes wieder aufzunehmen. Zunächſt 
brachte er fie wieder in ihrer ganzen Vollftändigfeit bei der Eid— 
genofjenfhaft an dur Eingabe vom 5. September an die Tag- 
jagung, auf den Wiener Kongreß hinweiſend, falls ihm nicht 
entiprochen würde. Dem Baron Wirz ließ er Vollmacht für 
Wahrung feiner Intereffen in der Schweiz zurüd (3. Septem- 
. ber); fie lautete, vorforglich, jelbft auf Befignahme der ftiftifchen 
Lande in des Fürften Namen und bezeichnete ihn als Abgeord— 
neten zu den Verfammlungen der alten Kantone. Es geihah 
dieß wohl im Hinblid auf die kurz vorher ausgebrochenen hef- 
tigen Zerwürfnifje über die Bundesfrage. Nach allſo beftelltem 
Haus verließ er das Klofter Muri und eilte in die Kaiſerſtadt 
MWien, wo er am 21. September eintraf, und fofort eine neue 
vieljeitige Thätigkeit für die Rechte des Stiftes, vornemlich bei 
Kartinal Confalvi, begann. Wenige Tage vorher hatte bie 


1) Schreiben des P. Ildefons von Arx an den Fürften, vom 8. Au: 
guft 1814. 
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Tagfagung oben erwähnte Eingabe des Fürften mit Mehrheit 
der Stimmen „einfacherweife” zu den Akten gelegt. ‘) 

In St. Gallen arbeitete die Kommilfton am Berfaffungs- 
entwurf. Don Schraut und Capo d'Iſtria vernahm fie die Mah— 
nung, den Begehren der Stadt St. Gallen, fo wie jenen ber 
fatholiichen Bevölferung in angemefjener Weile zu entfprechen, 2) 
fo wie das Verlangen um Mittheilung der Verfaffung vor deren 
Einführung. Zu deren gemeinfamer Beipredhung beriefen jene 
Gefandten den Präſidenten der neuen und jenen ber früheren 
Revifionsfommiffion zu fih nad Zürid. St. Gallen war nun, 
wie früher Bafallenftaat Frankreichs, fo jegt zur Landvogtei ver 
alliirten Diplomatie in Zürich geworben. @ufter, der Kommil- 
fionspräfivent, lehnteoden Ruf nad Zürih ab; ftatt feiner bes 
gleiteten dann den Regierungsrat; Müller-Frievberg, früheren 
Kommiffionspräftdenten, die Kantonsräthe Büeler und Stadler. 
An den Verhandlungen mit den beiden auswärtigen Gefanbten 
nahmen Antheil au die St. Galliſche Stanvesgefandtichaft und 
die Aborbnung der Stadt St. Gallen. Das Ergebniß war 
eine lange Reihe von Veränderungen, welde Schraut und Capo 
d'Iſtria am Entwurfe vorzunehmen dringend empfahlen. Be- 
jonders feien, jo meldeten fie, die Anfprüde der Stadt St. 
Gallen und die Verhältniffe zwiſchen beiden Konfeffionen einer 


1) Reinhard hatte Sorge getragen, daß fie der Tagſatzung erft neun 
Tage nach der Berhandlung über den neuen Bundesvertrag vorgelegt wurbe. 

2) Schreiben der Herren Capo d'Iſtria und Schraut, vom 30. Juni, 
an den Kleinen Rath, worin wörtlich zu leſen: „ils croient devoir inviter 
les magistrats de St. Gall charges de la rödaction d’un nouvel Acte con- 
stitutionnel d’achever sans perte de tems leur ourrage et da le baser sur 
des prineipes propres & faire droit d’une maniöre oonvenable aux röclama- 
tions de la ville de St. Gall, ainsi que des habitans de la communion 
catholique“. Daß auch das legtere Begehren geftellt worden, wurde bis 
dahin immer noch verfchwiegen. Die Mahnung erfcheint ald Folge bitterer 
Klagen, welche Baron Mirz in einer Denfjchrift an die beiden Minifter 
vom 21. Mai über den Verfall der Fatholifchen Religion in den St. Cal: 
liſchen Landen feit 1798 erhoben hatte. 

Baumgartner. Kanton St. Gallen, 1. 22 
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firengen Erörterung unterworfen worden. ) Mandjes Freiheit: 
liche im Entwurfe wurde auf diefem Wege theild ariftofratifchen 
theils überhaupt gouvernementalen Anjprüchen geopfert. Bejeitiget 
wurde das allgemeine Stimmredt, ftatt deſſen die Wiederein— 
führung ded Zenſus (Vermögensbefig von 200 Franken) gefors 
dert; verurtheilt auch eine gewifje Ueberorbnung des Großen 
Kathes über dem Kleinen Rath, mit dem Recht einer etwelchen 
Snitiative des erfteren; die beiden Behörden müßten Eoorbinirt 
fein, meinten bie Minifter; abgelehnt die Verminderung der Mit: 
glieverzahl des Kleinen Rathes und die kurze Amtsdauer feines 
Präfidenten; Standeshäupter, wie in den Ariftofratien, ſollen 
geichaffen werben, mit jährlihem Wechfel unter fi und Erfegung 
des (modernen) Präftvententiteld durch eine andere zeitgemäßere 
Benennung G. B. Burgermeifter, Schultheiß);; verworfen vie 
autonomifche Selbftftändigfeit der beiden Konfeffionen, „zur Er: 
haltung der Einheit im Staat und in der Regierung“; daher 
ſolle die Eonfeffionelle Verwaltung unter die höhere Auffiht und 
Beftätigung der Regierung geftellt werben; es wurde von den 
Miniftern „feftgefegt“, daß der Große Rath) nicht (wie im Ent: 
wurf beabfichtigt war) auf 110 Mitglieder vermindert, fondern 
wieder auf 150 geftellt werde, von denen 82 den Katholiken, 
68 den Reformirten, und unter diefen 24 der Stadt St. Gallen 
zufallen jollen; von allen folle bloß ein Drittheil unmittelbar 
gewählt werden; es wurde gefordert, daß der Stadt St. Gallen 
eigene Verwaltungs⸗, Gerichtd- und PolizeisDrgantjation gewährt 
werde, Rapperſchwyl ald Hauptort des Bezirkes empfohlen, 
wenn ſolches möglih. Tief eingreifend waren endlich die For— 
derungen: daß die neue Verfaffung ausschließlich von der Gejeh- 
gebung (alſo ohne alfälige höhere Sanftion durd das Wolf) 
erlafjen, für Einführung dieſer neuen Verfaffung nicht ein neuer 
Gefammtgroßrath gewählt, fondern zunächſt nur ein Drittheil 
des alten erneuert werde. Die Vermuthung fteht ſehr nahe, 
daß diefe Forderungen alle nicht unmittelbar dem Gehirn ver 


) Schreiben der Gefandten Schraut und Cayo d'Iſtria, vom 7. Juli 
1814, an den Kleinen Rath. 
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fremden Gejandten, jondern vielmehr den Rathichlägen einzelner 
Abgeordneter jelbft entfloffen fein mögen. Beftätiget ift durch 
Mithandelnde, daß die Stadt St. Gallen und die übrigen Re: 
formirten, nebft Müller-Friedberg, all Obiges mit MWohlgefallen 
betrachteten; und diefer ſah fich bereits im Geifte mit verftärfter 
Regierungsgewalt wieder an ber Spige ver Staatsverwaltung. ?) 
Der Große Rath verhandelte Alles während mehreren Tagen 
umftändlich, ließ fih Manches ganz nad) Begehren, Anderes nur 
mit Abänderungen gefallen, und gelangte namentlich über vie 
Repräfentation zu einem fonfeffionellen Abfinden, welches dei 
Katholiken 84, den Reformirten 66 Plätze im Großen Rathe 
anwies. Aus den fchwierigen Berathungen entftand der Ver— 
faffungsentwurf vom 14. Juli.) Der allfo verabrebete und 
einhellig genehmigte Entwurf wurde nun abermal nad) Zürich 
gebracht; vier Mitglieder (die beiden Standesgefandten vafelbft), 
dann Müller-$rievberg und Joh. Mathias Näf von Altftätten 
(man hatte die vier Abgeordneten in Parität geftellt), follten 
nah dem Willen des Großen Rathes dort Gevatterftelle für 
den Entwurf bei den fremden Gefandten vertreten. Und wieder 
wurde in Zürich befümpft, was im Entwurf noch Günftiges für 
die GSelbftftändigfeit der Konfeffionen, für die freie Bewegung 
des Großen Rathes in Sahen der Gejeggebung, unt für Hand» 
habung demokratiſcher Grundfäge in Beftelung der Staats- 


*) Falk: Darftellung der Greigniffe u. f. w. Mit patriotifchem Un: 
willen bezeichnet er die aus dem Konventifel zu Zürich hergefommenen Be: 
gehren als eben fo viele Anmaßungen und Eingriffe in die fantonale Son: 
veränetät. 

2) Der wichtige konfeffionelle Artifel lautete nach früherem, aus dem 
Schooße der Revifionstommiffion hervorgegangenen Entwurf wörtlich: „Jede 
Religiond-Parthei beforgt gefündert ihre religisfen, matrimonialen, kirch— 
lichen und Elöfterlichen Berwaltunge: und Erziehungsangelegenheiten, nad 
den Vorfchriften der bereits beftehenden und noch zu errichtenden Geſetze“. 
Nach dem vom Großen Rath befchloffenen Entwurf vom 14. Juli: „Jede 
Religions-Parthei beforgt gefändert, unter der höheren Auffiht und dem 
Schuß des Staates, ihre religiöfen, matrimoniellen, Firchlichen und kloö⸗— 
fterlichen Verwaltungs: und Erziehungsangelegenheiten.“ 

22* 
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häupter geblieben. Es famen nemlih die Abgeorbneten mit 
dem ‚wiederholten Anfinnen der fremden Minifter zurüd, daß die 
fonfeffionellen Verwaltungen „unter die Auffiht und Sanftion ver 
Regierung“ (nicht bloß allgemein „des Staates”) geftellt wer- 
den, dann mit dem Begehren, daß bei Konflikten zwijchen dem 
Großen Rath und der Regierung über Einbringung von Geſetzes— 
vorfchlägen der zu beftellende Großrathsausſchuß nad der Zahl 
feiner Mitglieder gegenüber der Regierung in Minderheit geſetzt 
werde (während der Entwurf das Gegentheil vorfchrieb), die 
zwei „Landammänner” ftetS wieder wählbar fein jollen, wäh— 
rend der Entwurf einen größeren Wechſel in ver Staatöleitung 
fiberte; alfo abermals fortgejegter Kampf für die unbedingte 
Herrihaft der Regierung über den Großen Rath und für bie 
Sicherung der Regierungsgewalt gegenüber der fonfeiftonellen 
Selbftftändigfeit der Katholifen, welche in Hauptjachen bereits 
durch die Gelege von 1813 über die Korporationsverwaltung 
und bie Kollaturen errungen worden war, Alles unter ber 
Maske der auswärtigen Gefandten. Anläßlich wurde von biefen, 
gegenüber der Abordnung, auf dem Begehren beharrt, daß, der 
Wahl der neuen Regierung vorgängig, nur der erfte Drittheil 
des Großen Rathes erneuert werde. *) Neue Berathungen im 
Kleinen Rathe riefen neue, namentlich Eonfelftonelle Kämpfe her- 
vor; die von Zürich her begehrten Hauptabänderungen fanden 
lebhafte Unterftügung feitend ver drei reformirten Mitglieder mit 
Müller-Frievberg und Reutti. Der Eonfeffionelle Artifel erhielt 
dann wirflih eine den Forderungen der fremden Gefandten ans 
nähernde Faflung, welche den Konfeffionen mit der einen Hand 
nahm, was fie mit der andern gewährte. 2) Wiederholter Kampf 

') Die neuen Begehren wurden von den Miniftern mit Schreiben vom 
20. Juli nach St. Gallen gefendet und liegen ausführlich vor (in frangö- 
fiicher Sprache, im Kantonsardhiv). 

?) „Jede Religions: PBarthei beforgt gefündert, unter der höheren Aufficht 
und der Sanktion des Staates, ihre religiöfen, matrimoniellen, firchlichen 
und Höfterlihen Verwaltungs: und ErziehungssAngelegenheiten. Das Ge: 
feß wird diefe Aufficht beftimmen und die Fälle für die Sanftion feftfegen.“ 
Redaktion, welche dann fchließlich in die Verfaffung überging. 
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nachher im wieber verfammelten Großen Rathe (30. Auguft). 
Die Veränderung ging bier mit Mehrheit dur. Aber anweſend 
waren nur 71 Mitglieder, Bon Falk wurde die Rechtöfräftig- 
feit der Abmehrung erfolglos beftritten. Am 31. Auguft Fam 
ed zur Hauptabftimmung. Dubli verlangte die Handhabung 
des Meglements; dieſes aber forderte für jede Berathung und 
Schlußfafjung über Gelege und Defrete (alſo gewiß auch über. 
eine neue Verfaſſung) die Anweſenheit von wenigftens 75 Mit 
gliedern, dann von biefen, für einen rechtöfräftigen Beichluß, 
die Zuftimmung von zwei Drittheilen der Anweienden. Ihm 
entgegen erhoben fich die Proteftanten Advokat Fehr und Bernet 
aus ver Stadt für Abänderung des Neglements in der Weife, 
daß die Anweſenheit von 60, dann eine abjolute Mehrheit von 
31 Mitgliedern genüge. Falk aber trat wiederholt in die 
Scranfen, nannte den im Entwurf vom 14. Juli ftehenden 
fonfeffionellen Artifel 2 einen im Laufe ver langen Verhand— 
(ungen zwifchen den Katholifen und Reformirten abgejchlofjenen 
Pakt, an dem um fo weniger durch eine ganz reglementswidrige 
Minderheit, beftehend aus der Gefammtzahl ver Reformirten und 
einigen wenigen mit ihnen einig gehenden Katholifen, gerüttelt 
werden dürfe. Müller: Friedberg und Zollifofer nannten das 
Drängen Falk's revolutionär und warfen vor, daß ed von dies 
jer Seite fih um nichts Anderes handle, als auf Schleich und 
Ummegen den „Fürften” wieder in’ Land zu bringen und eine 
Herrichaft ver Katholifen einzuführen. Mit ſolchen Worwänden 
warfen die Vertheidiger des neueften Verfaſſungs-Entwurfes 
dich Abmehrung die Neglementsvorfchrift von 1813 willkürlich 
zu Boden und gaben der einfachen abjoluten Mehrheit der An- 
wejenden das Recht zu verbindlichen Abjchlüffen auch in Haupt— 
jahen (31. Auguft). An ver Spite des Protokolls ift die 
Zahl der Anmejenden auf 73 angegeben. Die Mehrheit be: 
ftand aus proteftantiichen Mitgliedern, mit Müller Friedberg, 
Reutti, Büeler, Chiodera, dem oft genannten Müller von St. 
Georgen umd dem Gemeindammann Härtfb von Tablat; alle 
übrigen Katholifen, zwölf an der Zahl, bildeten die Minderheit; 
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unter dieſen Falk, Dudli, Germann (Regierungsräthe), dann 
einige Häupter aus den Bezirken.) So ift die Verfafjung des 
Kantons St. Gallen vom 31. Auguft 1814 entftanden, das 
MWerf einer Minderheit ganz unberufener Großräthe, mit gänz- 
lihem Ausschluß tes Volkes und gegen deſſen Willen als 
Grundgejeß des Kantons erklärt. Nach ſolchem glüdlich voll- 
endeten Machwerk fcheuten die Herrſcher ſich nicht, die Einfüh- 
rung diefer Verfafjung durch einen Aft auffallender Willfür, 
mit einer Berlegung diejer nemlichen Verfaffung zu beginnen. 
Sie verordneten, nicht etwa, daß ein neuer Großer Rath nad 
der neuen Verfafjung erwählt werben jolle, jondern daß vor ber 
Hand der alte fortzubeftehen habe und bloß zu Drittheilen er- 
neuert werden, bie gelammte Erneuerung aber mit dem Herbſt 
1815 vollendet fein ſolle. So mußte ein Großer Rath ent: 
ftehen, von dem anfänglib 50 Mitgliever nah der neuen Ber: 
fafjung gewählt wurden, 100 dagegen nach der alten Verfaſ— 
jung von 1803 gewählt in vemfelben zurücblieben, und in welchem 
jodann 100 nad neuer Verfaffung mit noch 50 nad der alten 
Verfaſſung Gewählten neben einander famen, und erft ſpäter 
der Reft der Alten durch weitere 50 neue Wahlen erfegt wurde. 
Und da zwilchenhinein doch eine neue Regierung gewählt wer— 
den mußte, jo wurbe fie das Geſchöpf eines Zwitter-Großratheg, 
der zu zwei Drittheilen noch nach alter Berfaffung gewählt 
war (Defret vom 31. Auguſt). So war ed von den fremden 
Gefandten geboten worden; Regierung und Großer Rath unter- 
zogen fih dem Machtgebot, FEnechtifch gegen das Ausland, herriſch 
gegenüber dem eigenen, obgleich ihnen ebenbürtigen Wolf. Und 


1) Das Protokoll des Großen NRathes gibt Feine Stimmenzahl an. 
Die Erzählung Falk's fagt nicht genau, ob die von ihm im Ginzelnen ver: 
zeichnete Stimmgebung der NReglementsabänderung oder der Verfaffung 
felbft gegolten habe. Sächlich Fommt das auf das Gleiche hinaus und man 
iſt berechtiget, anzunehmen, daß im günftigften Fall (ſelbſt wenn alle 73 an— 
wejend geblieben) die Verfafjung das Merk von 55 NReformirten mit 6 Ka: 
tholifen gewefen, gegen eine Fatholifche Minderheit von 12 Mitgliedern. 
Falk fchweigt über das Votum der Brüder Gmür, von denen Xaver Gmür 
die Berfafjung ald Großrathsfefretär unterzeichnet hat. 
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damit dieſer Willkürakt vollziehbar ſei, wurden unmittelbar nach 
Erlaß des Dekretes und am gleichen Tag ein Drittheil der 
Mitglieder des Großen Rathes durch das Loos bezeichnet und 
für deren Plätze die neuen Wahlen angeordnet, während das 
durch die Verhandlungen ſelbſt verpönte Loos der Pariſer Ber: 
faſſung von 1803 aus der neuen Verfaſſung entfernt iſt. Nach 
langem Ringen war demnach dem Volk das ſchwache Recht zu— 
beſchieden, in 16 Kreiſen eben ſo viele Kantonsräthe von ſich 
aus zu wählen; die Bezirkswahlkorps und der Große Rath 
jelbft Hatten 34 zu ernennen; und wie der Bandwurm der Hel- 
vetif in die Mebiationsverfaffung übergegangen war, fo blieb 
er auch behaglich in der neuen Verfafjung figen, fi von den 
ihm zur Beute gelaffenen Freiheiten des Volkes nähtend. Auf 
ten 18. September orbnete die Regierung Die erwähnte be- 
Ichränfte Zahl von Neuwahlen an. Am 15. gl. M. reichte die 
Sefandtichaft des Standes der Tagſatzung die neue Verfaſ— 
jung ein. 

Was inzwijchen zur Förderung der Ablöfung einzelner Kan 
tonstheile geſchehen Fonnte, wurde feitend der Unzufriedenen nicht 
verfäumt. Sargand blieb in ver eingenommenen Sonderftellung ; 
Gallati, feineswegs eingefchüichtert durch die auf ihn angeordnete 
Fahndung, feßte feine Bemühungen für die Trennung fort. Der 
Stand Zürich, um die Auslieferung Gallati's angegangen, gab 
zur Antwort, er fei nicht zu finden. In Utznach war die Tren- 
nung thatjächlih organifirt und vollzogen. Die Gemeindeaus- 
ſchüſſe regierten als Landesfommiffton. Die Regierung entjendete 
Meßmer'n in beide Bezirke, um zur Rüdfehr zu ber beftehenven 
Ordnung zu mahnen. Er verhandelte zunächft mit den Utznacher— 
Ausihüffen. Sein Begehren, alle weiteren Trennungsſchritte 
aufzugeben, wurde mit Ausflüchten erwiebert; die Ausſchüſſe 
veriprachen nur, an ihre Gemeinden zu berichten. Der anſchei— 
nend friedlichen Verhandlung folgte ein Tumult. Eſchenbacher 
und St. Gallenfappeler, auch viele Marktleute von anders woher, 
verlangten mit Ungeftüm, daß der Regierungdfommifjär das 
Protokoll der Landeskommiſſion herausgebe, welches derſelbe in 
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feinen Befig zu bringen gewußt hatte (im Protokoll waren na— 
mentlih die Verhandlungen mit Schwyz verzeichnet). Die 
Borfteher unterftügten das Begehren, äußerten fi bejorgt um 
die Perfon Meßmer’s und biefer lieferte das Geforderte aus, 
begab fih nad Schänis und berichtete von dort das Gejchehene 
an die Regierung (23. Juli). Schmid von Laden, der unter> 
deffen in Grinau geweilt, hatte ſich bis Utznach vorgewagt, und 
war daher in Verbindung mit dem Aufitand. In Sargand ans 
gefommen, mußte der Kommifjär wahrnehmen, daß dort eben 
jo wenig auszurichten jei, als unten an der Linth; er traf Gal— 
lati gegen eine allfällige Haftnahme durch bäuerlihe Wachen 
geſchützt, Mels und die meiften andern Gemeinden in voller 
Gährung, ven Militärbezirfsfommandanten (Good) felbft auf 
Seite der Trennungsluftigen. Ohne alle Anhaltspunkte für 
Erfüllung feiner Sendung eilte er zurüd nad St. Gallen. Sein 
von andern Mitgliedern des Rathes lebhaft unterftügter Antrag, 
fofort die aufftändifchen Bezirke mit einer ftarfen Zahl St. Galli: 
cher Truppen (ed war von einigen Bataillonen Fußvolf, nebit 
Artillerie und Kavallerie die Rede) fiel durch und die Regierung 
beichränfte fib auf den Beihluß, die Dazwiichenkunft der Tags 
jagung nachzuſuchen. Mebereinftimmend hiermit verlangte bie 
Standesgefandtihaft, daß zur Belegung der beiden Landſchaften 
vier bis fünf Kompagnien eidgenöffiiher Truppen an die Ver— 
fügung der Kantonsregierung geftellt werden, ganz undorgreiflich 
den Anjprücen der Stände Schwyz und Glarus, bloß zu Hands 
habung des Statusquo. Dad Begehren führte unvermeidlich 
zur gejchichtlichen und ftaatsrechtlichen Erörterung der waltenden 
Gebietäfragen zwifchen jenen anfprechenden Kantonen und dem 
Kanton St. Gallen, was nicht ohme Hige verlief; namentlich 
proteftirte Schwyz gegen die Bejegung und ftellte jelbit Gegen- 
wehr in Ausficht, warf die Schuld der Ugnacher Vorgänge ganz 
auf die Heftigfeit des St. Galliihen Kommiſſärs (3. Auguft). 
Die Tagjagung entiprah dem St. Galliihen Begehren Halb, 
verordnete die Abjendung von Kommifjären in die aufftändijchen 
Gebiete, mit Vollmacht für den Vorort, nöthigenfalld „zu kräf— 
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tigeren Maßregeln” zu fehreiten, alles dem fpäteren Enticheid 
über. die erwähnten Gebietsanſprachen und über das enbliche 
Schidjal der angelprochenen Landestheile unvorgreiflih (16. Au: 
guft). Zwiſchen den beiden Verhandlungstagen hatte ein frucht- 
Iofer Verfuh zur Berftändigung unter den drei Kantonen ftatt 
gefunden. Es war nemlich, durd Beihluß der Tagfagung vom 
1. Auguft, der Entjcheid über Gebietsanfprachen ver einen Kan— 
tone gegen die anderen (die gegen St. Gallen erhobenen Ans 
ſprachen waren keineswegs die einzigen) an ein Schiedsgericht 
gewiejen worden. St. Gallen blieb dem Beſchluſſe felbft fremd 
und lehnte darüberhin defien Anwendung auf den vorliegenden 
Fall bei der Konferenzverhandlung ab. Die bewilligte wirkliche 
Intervention unterblieb für einmal, da die Regierung von St. 
Gallen mit weiteren ausdrüdlichen Begehren an den nun zum 
Einjchreiten bevollmächtigten Vorort zögerte. 

Bei dem großen Werf einer neuen Konftituirung des Bun—⸗ 
des hatte auh St. Gallen fih zu beiheiligen. Aus den Ver— 
handlungen der „eidgenöffiihen Verſammlung“, die am 27..De- 
zember 1813 eröffnet, am 11. Februar 1814 geſchloſſen worden, 
gingen die „Grundlinien eines eidgenöffiichen Bundesvereins“ 
hervor, jpärlihe Vorſchriften oder Wereinbarungen über vie 
Rechtsverhältniſſe zwiſchen ven Kantonen unter fih und jene 
zum Bund, dann über die Organijation der Bundesgewalt. 
Territorialanfprühe der einen Kantone gegen die andern lagen 
bereitö vor; St. Gallen verwahrte feine Rechte dagegen. Ere 
wähnte „Orundlinien® gelangten nachher an die Berathung ber 
Stände und der Tagjagung. Auch in diefer Zeit (Periode vom 
6. April bis 16. Auguft) vertheidigte der Kanton St. Gallen 
im Kreije der Bundesverfammlung feinen ferneren Beftand, feine 
Souveränetät, feinen ganzen GebietSumfang gegen die mancherlei 
Anfehtungen, beſonders gegen jene von Schwyz und Glarus, 
die Beitätigung der Doppelftimme für die Kantone, deren Be- 
völferung 100,000 Seelen überftiege, kämpfte aber nicht bloß 
für fih, fondern auch für das Ganze, indem er einer Fräftigen 
Bundesgewalt das Wort ſprach und für die gefammte Schweizer- 
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bevölferung das Recht der freien Niederlaffung von Kanton zu 
Kanton befürwortet. Die Doppelftimme für die volfreicheren 
ſechs Kantone wurde jedoch durch Mehrheit ver Stände beſeiti⸗ 
get, und eine abweichende Anfiht, bloß den Ständen Bern und 
Zürich ſolche zu gewähren, fiel ebenfalls dur. Auf Grundlage 
diefer Vorberathungen entftand ein erfter Entwurf eines Bundes— 
vertrages in 43 Artifeln; einige der Hauptbeftimmungen waren: 
gleiches Stimmrecht aller Kantone; Zürich (alleiniger) Vorort; 
Aufftellung eines Repräfentantenrathes für außerordentliche Zeiten, 
wenn die Tagfagung felbft nicht außerordentlich: verfammelt ift. 
Bei Berathung dieſes Entwurfes rüdte Schwyz zum erften Mal 
amtlich mit feiner Anſprache auf St. Gallifche Gebietstheile her— 
vor, wogegen die St. Galliſche Geſandtſchaft nöthige Einwendung 
nebft Verwahrung erhob (28. Mai). Im diefe Zeit fällt das 
Begehren des päpftlihen Nuntius für verſchiedene Garantien zu 
Gunſten der fatholiihen Kirche in der Schweiz, namentlid das 
Begehren um Garantie des kanoniſchen Fortbeftandes ver Klöfter, 
beziehungsweife ihrer Herftellung, wie fie vor dem Jahr 1798 
gewefen. Die Note des Nuntius wurde zunächft an einer Kon- 
ferenz der fatholifchen und paritätiichen Kantone beſprochen, an 
der fih auch die Geſandtſchaft von St. Gallen betheiligte; fte 
nahm dabei die gleiche ablehnende oder verwerfende Stellung 
ein wie in den Jahren 1803 bis 1805; St. Gallen wolle fein 
„fremdes“ Protektorat; das vorliegende Begehren gehe ohnehin 
weiter ald die Meviationsafte, welche nur bie Rüdgabe des 
Vermögens verlangt habe; durch den Bundesvertrag eine Ga— 
rantie ausiprechen, hieße einen fortwährenden Streit der Klöfter 
gegen die Kantone organifiren. In der Tagſatzung jelbft, wo eine 
Mehrheit die Garantie der Klöfter in den Bundesvertrag auf- 
zunehmen bejchloß, erflärte die St. Galliſche Geſandtſchaft das 
Referendum, mit Berufung auf Mangel an Snftruftion feitens 
ihrer Kommittenten. Der aus den langen Berathungen hervor: 
gegangene Gejammt-Bundesentwurf wurde den Ständen zu bal- 
diger Annahme empfohlen. Der Große Rath von St. Gallen 
Iprac fie aus ohne Diskuſſton (8. Juli); diefe unbedingte Ge— 
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nehmigung wurde der Tagſatzung am 18. nachhin angezeigt; an— 
geſichts aber der Einreden, die von Seite anderer Kantone in 
Ausſicht ſtanden, eröffnete die Geſandtſchaft die Bereitwilligkeit, 
an nochmaligen Vereinigungsverſuchen Theil zu nehmen. Gleiche 
Zuſtimmung aber hatten nur noch ſieben andere Kantone, Zürich, 
Bafel, Aargau, Thurgau, Teſſin, Waadt, Graubünden, nebft 
Appenzell Außer-Rhovden, ausgeſprochen; unter den nur bedingt 
annehmenden oder vollends ganz verwerfenden Bundesgliedern 
waren bie meiften alten Kantone. Diefer Stand der Dinge 
führte zu neuen Berftändigungsverfuchen. Als einer derſelben 
jollte der am 1. Auguft gefaßte Beichluß der Tagſatzung gelten, 
daß alle Gebietd- oder Entſchädigungsanſprachen der einen Kan— 
tone gegen andere durch eitgendffiihe Schiedsgerichte entſchieden 
werben follen. Daburd war, namentlich für St. Gallen, Alles 
wieder in Frage geftellt. Abgejehen von der Gebiets- und da— 
herigen Garantiefrage wurden abermals viele der wichtigeren 
Bundesbeftimmungen durdhberathen. Namentlich fam die Vororts> 
frage in Behandlung; St. Gallen ftellte fihb auf Seite jener 
Kantone, welde Zürih allein als Vorort bezeichnen wollten; 
andere machten* andere Vorfcläge, zum Theil auf gleiche Ber 
rüdfichtigung beider Konfeffionen berechnet. Nach neuen langen 
Berathungen ‚über das Ganze war die Zerflüftung unter ven 
verſchiedenen Gruppen von Kantonen jo vollftindig, daß an 
dem Zuftandefommen irgend einer Bundesafte beinahe verzweifelt 
werden mußte; jeden Augenblid war entweder eine völlige Auf: 
löſung der Eidgenofjenfchaft oder (zum Zuſammenhalten derjelben) 
ein fremder Machtjpruch zu erwarten. In diefer traurigen Lage 
wurde eine allgemeine Abftimmung über den verhandelten Bundes: 
entiwurf unterlaffen; man fonnte und mußte ihn als gefallen 
anfehen. NRüttimann, der Gefandte Luzern’d, ſchlug ein, mit 
den Abgeordneten gleihgefinnter Stände verabredetes, ganz Furz 
gefaßtes Bundesprojeft vor. Darin war der für St. Gallen 
und andere neue Kantone gefährliche und verhängnißvolle frühere 
Beſchluß aufgenommen, laut weldem ver Gebietdumfang der 
Kantone von tem mehrerwähnten ſchiedsrichterlichen Ausſpruch 
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abhängig worden wäre, die gegenſeitige Gebietsgarantie nur 
das allſo ermittelte und feſtgeſtellte kantonale Gebiet jedes 
Standes umfaſſen ſollte. Die Geſandtſchaft von St. Gallen 
jegte fich ‚daher neuerdings zur Wehre und wollte von dem 
neuen Entwurfe nichts wiffen, zumal fie vom Großen Rath; nur 
für den früheren inftruirt worden. Es folgte eine jcharfe ſchrift— 
liche Mahnung der Gefandten von Defterreih, Rußland und 
England zum Frieden, widrigenfalld fie den Verkehr mit der 
Tagſatzung abbrächen (13. Auguft), dann neue Sonderfonferenzen 
unter ben einzelnen Ständegruppen; Ufteri (von Züri) und 
Wieland (von Bafel) warfen ſich in’s Mittel, um für Austra- 
gung der Gebietdauftände eine weniger verlegende Form zu finden ; 
fie war niedergelegt in den Entwurf einer dießfallfigen Ueberein- 
funft; ein revidirtes Bundesprojekt ging ebenfalld® aus biejen 
Sonderverhandlungen hervor, das nun auf Beifall rechnen fonnte, 
weil die ftreitige Gebietöfrage an Separatentjcheld gewiejen war. 
Es ergingen günftige Erklärungen von Seite der alten, aber aud) 
der neuen Kantone (16. Auguft). Am 31. Auguſt ſprach fich 
der Große Rath von St. Gallen im Wefentlihen für Genehmi- 
gung der Entwürfe aus, doch nicht ohne neue Wahrung unge- 
ſchwächten Gebietsumfanges. Er ftimmte gleichzeitig für Ab- 
jendung einer eidgenöſſiſchen Abordnung zum Kongreß nah Wien, 
um alldort für die Selbftftändigfeit, Integrität und Nentralität 
der Eidgenofienihaft nad) Bedarf zu wirken. Bei Wiederver- 
jammlung der Tagfagung wurde der neue Bund, erläutert durch 
die mehrerwähnte Uebereinfunft, ald angenommen erklärt (8. und 
9. September). Der Kleine Rath verkündete joldhes freubig dem 
Volk. Aber ſolche Freude konnte noch feine volle fein. Auf 
den Inhalt des Bundesentwurfs und den Art. 1 erwähnter 
Uebereinfunft vom 16. Auguft fi berufend, hatten inzwiſchen 
die alten Kantone ihre Gebiets- und andere Anſprachen an bie 
neuen rechtsförmlich angemeldet. Es verlangte nemlich Uri, als 
Entihädigung für ehemalige Rechte und Vortheile in den nun— 
mehrigen Gebieten des Kantons St. Gallen: freied Werbungs- 
recht in den ehemaligen Landvogteien Rheinthal und Sargand; 
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freied Niederlaffungsrecht daſelbſt; Entſchädigung für den neunten 
Theil der vom jeweiligen Landvogt im Rheinthal bezogenen 
Zehnten und benugten Weinberge, jo wie des Amtshaufes zu 
Rheineck und des Schloſſes mit Zugehör zu Sargans; Alles 
unter Anerbieten freundlicher WVerftändigung (Schreiben vom 
18. Auguft). Gleiches geſchah von Seite beider Theile des 
Kantons Unterwalden. Schwyz und Glarus gaben die gemein- 
Ihaftlihe Anfprade auf die Landſchaften Gafter (mit Wefen) 
und Utznach ein; Glarus noch befonders eine folhe auf Sars 
gand. Appenzell 3. R., einer Vergrößerung bebürftig, wie es 
fagte, verlangte das Rheinthal ald Zugabe zu feinem Gebiet, 
mindeftend „hinlänglihe Schabloshaltung für verlorene Rechte” 
(23. Auguft). Unverſchoben gab die Regierung dem Großen 
Rath Bericht von allen diefen Anſprachen (29. Auguft); er war 
fonah in Kenntniß von denfelben, als er zwei Tage nachher 
über die Berfaffung abſchloß. 


Zweiter Abfchnitt. 


Die Kantonsverfaffung vom 31. Auguft 1814, die Volksrechte wie bie 
frühere beſchränkend. Verſuchte Cinführung, Widerſtand des Volkes. 
Verhaftungen im Unterrheinthal unter militäriſcher Mitwirkung. Die Re— 
gierung, ſchutze und hilflos in der Hauptſtadt, ruft die Intervention der 
Tagfagung an. Die eidgenöffifchen Repräfentanten Zellmeger und Ejcher. 
Ihr Wirken. Sie werben in Sargans infultirt. Militärifche Befekung 
und Unterwerfung ded Sarganfersfanded. Schwyz und St. Gallen in Streit 
wegen Utznach. Fruchtlofe Vermittlung zwifchen beiden Ständen. Schwyz 
waffnet. Einführung der Verfafjung gleichwohl auch in Utznach. Die Re 
gierung von St. Gallen und Fürft Pancratius vor dem Wiener Kongreß. 
Konftituirung des Großen Ratbes nach neuer Berfaffung; Wahl der Re 
gierung. Ende der Sendung der Repräfentanten. 
(Bom Herbft 1814 bis Februar 1815.) 


Die Berfaffung vom 31. Auguft 1814 war ausführlicher 
als jene von 1803 und erweiterte fih von 24 auf 44 Artikel. 
Die Vorſchriften über religiöfe und Eonfeffionelle Verhältniffe 
wurden an die Spige der Grundrechte geftellt, die Garantie in 


— 350 — 


erfter Beziehung durch den Ausspruch verftärft: „Die Verfaſſung 
fichert die freie und uneingefchränfte Ausübung des Fatholifchen 
und evangelifchen Glaubensbefenntniffes und Gotlesvienftes“, 
während vie frühere Verfaſſung nur des „Gottesdienftes” ers 
wähnt hatte. Die fonfeffionelle Trennung und Selbftverwaltung 
in der jchon oben erwähnten Fafjung wurde durch Art. 2 ge- 
währleiftet. Statt der früheren Bundesverfaſſung erklärte num 
die KHantonsverfaffung, daß es feine WVorrechte des Orts, der 
Geburt, der Perfonen und der Familien gebe; fie beftätigte bie 
Losfäuflichkeit der Zehnten und Grundzinfe. Die Eintheilung 
des Kantons in acht „Bezirfe” (man wählte nun deutſche Be- 
nennungen) und vierundvierzig Kreife wurde beftätiget. Ein 
eigener Abjchnitt ordnete in ſechs Artikeln den „politiihen Stand 
der Bürger”. Der Bürger einer Gemeinde war aud Kantons— 
bürger; ehelihe Abftammung von einem Bürger verlieh das 
Bürgerrecht; Uneheliche fonnten das Bürgerrecht nur nad) den 
Beftimmungen des Gefeges erhalten; ein Kantonsfremder erwarb 
das Kantonsbürgerrecht durch ein Großrathsdefret, im Fall vor: 
läufiger Erwerbung eines Gemeindebürgerrechtö; ohne jenes De— 
fret blieb aber die Zuficherung des Gemeindebürgerrechtd wir: 
fungslos. Des Kantonds und des Gemeindebürgerrechts wurde 
man verlurftig durch Verzichtleiftung, Verjährung oder dur Urs 
theil, doch ohne Rückwirkung auf jene Kinder, welche ſchon vor 
der Verzichtleiftung oder Verwirfung erzeugt waren. “Die freie 
Niederlaſſung für die Kantonsbürger, von ©emeinde zu Ge— 
meinde, wurde beftätiget (jene für die Schweizerbürger aus ande— 
ren Kantonen hörte im Kanton St. Gallen wie in den anderen 
Kantonen auf). Zur Ausübung der politiichen Rechte wurden 
ald befähigt jene Kantonsbürger erklärt, welde in bürgerlichen 
Ehren ftehen, nicht gerichtlich bevogtet find, noch Armenunter- 
ftügung genießen, wenigftens 200 Schweizer Franken fteuerbares 
Vermögen befigen und das 21fte Jahr angetreten haben; jenes 
Permögenserforderniß fiel nur weg in Bezug auf die Stimm- 
fähigfeit in einer „Verwaltungs » Gemeinde”. Die allgemeine 
Stimmfähigfeit alfo wurde verweigert, wie in der Berfafjung 
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von 18035 nur war das politische Stimmrecht durch leßtere 
noch mehr bejchränft, als im ver neuen Verfaſſung. Jede poli- 
tiiche Gemeinde erhielt einen Gemeinderath von fünf bis neun 
Mitgliedern; zählte fie über 2400 Einwohner, einen joldhen von 
dreizehn Mitgliedern; Amtsdauer ſechs Jahre, mit Drittheilder- 
neuerung von zwei zu zwei Jahren (wie früher). Für jede Ortd- 
gemeinde, und in derjelben für jeden „Religionstheil”, der ein 
bejondered Eigenthum befigt, wurde ein eigener Verwaltungs— 
rath von brei bis neun Mitgliedern aufgeftellt, von den Antheil— 
habern der Genoffenichaft zu wählen. Gleiche Amtsdauer wie 
für die Gemeinderäthe. Die Wahl der Präfidenten aller dieſer 
Gemeindebehörden (Ammänner und Berwaltungspräfiventen) 
verblieb unverfümmert den Gemeinden ſelbſt. Die Feftftellung 
ver Befugniffe genannter Gemeindebehörden wurde ven Geſetzen 
vorbehalten. Aus dem langen Kampfe ver Stadt St. Gallen 
für örtliche Berüdfihtigung ging der Art. 17 hervor, der ihr 
eine eigene DOrganifation in Verwaltungs- und Gerichtsſachen, 
Begünftigung bezüglich der Polizei und ein Handelstribunal be- 
willigte. Der gleiche Artikel ftellt dem Geſetz anheim, auch ans 
deren Städten oder bedeutenden Marftfleden etwelche Ausdeh— 
nung der polizeilihen und gerichtlichen Kompetenzen zu gewähren. 
Rapperſchwyl war fomit an dieſe Vertröftung gewiejen. Kreis: 
behörben wie bisher; der Friedensrichter aber wurde in einen 
„Kreisammann” umgeſchaffen, und die Friedensgerichte wurden 
nun „SKreisgerichte”. Der Kreisammann übt den Vorſitz in 
den Kreisverfammlungen, ift Vermittler in bürgerlichen Rechts— 
fällen und Unterbeamter der Negierung im Kreife. Die „Voll— 
ziehungsbeamten” in den acht Bezirken erhielten die neue Be— 
zeihnung: „Statthalter“, die wieder die Regierung ernannte. 
Der Statthalter „hat den Vorunterfub in Kriminalfällen und 
die Oberaufficht über die Gemeinds-Berwaltungen und Polizei— 
behörden in jeinem Bezirk“. Der Große Rath blieb an Zahl 
wie früher; er hatte fich ordentlicher Weife zweimal des Jahre, 
einen Monat vor der Tagjagung und fpäteftens drei Monate 
nach verfelben, am Hauptort zu verfammeln; Sitzungszeit je— 
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weilen nicht länger als ein Monat, doch könne der Kleine Rath 
diejelbe verlängern. Staatsrechtliche Stellung des Großen Rathes 
in der MWefenheit unverändert; er Fonnte die Gefegesvorfchläge 
nur annehmen oder verwerfen, und fie hatten in der Regel auch 
ferner nur vom Kleinen Rath auszugehen. In Folge des viel- 
jährigen Kampfes um die Initiative erhielt der Große Rath jes 
doch einigen, wenn auch ſchwachen, Schu gegen allfälligen 
Starrfinn des Kleinen Rathes. Hätte nemlih, jo wurde in 
Art. 22 vorgejchrieben, der Kleine Rath in zwei nad einander 
folgenden Sefftonen des Großen Rathes Anftand genommen, 
über einen vom Großen Rath „empfohlenen“ Gegenftand einen 
Geſetzesentwurf vorzulegen, vder wäre ein vom Kleinen Rath 
ausgegangener Gejegesvorichlag in zwei nad einander folgen: 
den Seſſionen ded Großen Rathes von diefem verworfen wor: 
den, jo würde im erften Fall dem Großen Rathe das Recht 
zuftehen, dem Kleinen Rath für die Berathung des betroffenen 
Gegenftandes eine Kommiſſion beizuordnen, die nicht zahlreicher 
fein darf, als der Kleine Rath, uneinbegriffen feinen Präft- 
denten, von welder Bereinigung dann der neue, der Verſamm— 
lung vorzulegende Gefeßesentwurf auszugehen hätte. Im zweiten 
Fall könne der Kleine Rath einen Ähnlichen Ausſchuß von dem 
Großen Rathe begehren, um fich gemeinfam mit demjelben zu 
berathen. Alſo bei einer Gliederzahl des Kleinen Rathes von 
neun, hätte diefem der Große Rath in beiden Fällen höchſtens 
acht Ausſchüſſe beiordnen können. So war es in Zürich ge- 
fünftelt worben. Uebrige Befugniffe des Großen Rathes wie 
früher. Die Berfaffung jchuf zwei „Standeshäupter”, „welde 
von beiden Religiond-Befenntniffen fein ſollen“, unter dem Titel 
„Landammann“; die Landammänner wurden jeweilen von zwei 
zu zwei Jahren gewählt, blieben aljo eben jo lang im Amt; 
fie waren, unter fih perfönlih von einem Jahr zum andern 
wechjelnd, Präſidenten des Kleinen Rathes und des Großen 
Rathes zugleich; jo verlor ver Kleine Rath das Recht ſelbſt— 
ftändiger Wahl feines Vorftandes, und der Große Rath hin- 
wieder wurbe beftändig durch den Vorftand der Regierung 
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präfidir. Der zweite Landammann war jemweilen Vizepräſident 
in beiden Räthen. Die beiden Landammänner waren, ohne Un- 
terbrehung, immer wieder wählbar. Damit diefe ariftofratiiche 
Einrihtung, ganz den alten großen Kantonen nadhgebildet, den 
möglichft weiten Umfang gewinne, wurde ed in der Folge noch 
Praris, daß der jeweilige zweite Landammann Standesgejandter 
an der Tagjagung ſei. So fiel der leitende Einfluß im Kanton 

und deſſen Hauptvertretung im eidgenöffiichen Kreife zwei eine 
zigen Männern, und unter diefen, der natürlihen Ordnung ges 
mäß, demjenigen zu, ber bie größeren und mehreren Gaben in 
fih vereinigte. Die Zahl der Mitglieder des Kleinen Rathes 
war auf „wenigſtens“ neun feftgejegt; fie mußten aus den Mit: 
gliedern des Großen Rathed gezogen werben und waren immer 
wieder wählbar; Befugniffe des Kleinen Rathes wefentlich wie 
früher; verfügte er über die bewaffnete Macht, jo mußte er, bei 
längerer Andauer biefer Verfügung, den Großen Rath ver- 
jammeln. Die außerordentliche Einberufung des Großen Rathes 
war in allen Fällen ganz und gar vom Kleinen Rath abhängig; 
der Kleine Rath wurde als erft- und Tegtinftanzlicher Richter 
über „ftreitige Adminiftrationsfälle” aufgeftellt. Bezirfögerichte 
und Appellationsgeriht wie bisher, letzteres in der Zahl von 
dreizehn Mitgliedern; für Ausfällung von Todesurtheilen mußte 
das Appellationsgeriht vollzählig fein. Art. 27 verordnete: 
„wie in letztinſtanzlich abgeſprochenen Fällen gehandelt werben 
jolle, in welcher Klage geführt würde, daß die gefeglichen Formen 
von dem Gerichte überjchritten oder das Geſetz beiſeits geſetzt 
jei, oder Erläuterung defjelben ftattfinden follte, wird das Gefeg 
beftimmen.” in ſolches Geſetz ift dann aber nicht erlaffen 
worden. Sehr forglih waren „die Grundfäge über Religions— 
Parität“ feftgeftelt. In den gemiſchten Bezirfen Obertoggens 
burg, Untertoggenburg, Rheinthal und Sargand mußten die Be- 
zirfögerichte aus derjenigen „Religions Parthie”, welche vie 
Mehrzahl ver Bevölkerung inne hatte, ein Mitglied mehr als 
aus dem anderen Konfefftonstheil erhalten; in den paritätifchen 


Kreifen und Gemeinden der gleichen Bezirfe waren die Kreis: 
Baumgartner. Kanton St, Gallen, If, 23 
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gerichte, die Gemeinderäthe und die gemeinfamen Berwaltungs- 
räthe zur Hälfte aus jedem „Religionstheil” zu befegen; ſank 
ein jolcher unter einen Drittheil herab, jo blieb ihm noch der 
Drittheil der Stellen, infofern er nemlich noch wenigftens einen 
Schötheil der Benölferung inne hatte; fand er unter dem 
Schötheil, jo gebührte ihm gleichwohl noch eine Stelle, wenn 
er nemlihb 30 ftimmfähige Gemeindsbürger zählte bei einer 
Bevölkerung, die nicht. über 3000 Seelen ging; das ver Zahl 
nah ungerade Mitglied fiel immer dem ftärferen Religionstheil , 
zu. Im Kleinen Rath und im Appellationsgericht erhielt die 
ftärfere „Religionsparthie” ein Mitglied mehr als die andere. 
In den paritätifchen Gemeindd- und VBerwaltungsbehörden mußte 
die Präfiventenftelle unter den beiden Religionsbefenntniffen wech- 
jeln; ter Sefretär jeder Bezirfs-, oder Kreid- oder Gemeinde: 
behörde mußte zum Präſidenten in Parität ftehen. Für vie 
Mitglieder der Gemeindsbehörden war ein Vermögenserforderniß 
von 500 Fr. und der Antritt des 25. Altersjahrs, für die Mit- 
glieder der Kreisgerichte ein Vermögen von 800 Franfen und 
das angetretene 30. Altersjahr erforderlich; die Statthalter ver 
Bezirfe mußten aus den Bewohnern und Aftivbürgern der be- 
treffenden Bezirfe gewählt werden. Die Vertheilung der Groß: 
rathepläge auf die Katholiken und die Reformirten wurde durch 
eine unveränderliche Ziffer feftgefegt. Der Große Rath zerfiel 
in drei Reihenfolgen; in die zwei erflen Abtheilungen wählten 
die Kreije 51, die Bezirkswahlkorps 49 Mitglieder; die dritte 
Reihenfolge von 50 Mitgliedern, von einem Kantonalwahlforps 
in dreifacher Zahl vorgefchlagen, wurde von dem Großen Rath, 
aus diefem verbindlichen Dreiervorjchlag, ſelbſt gewählt; dieſes 
Kantonalwahlforpg war zufammengefegt aus den Mitgliedern 
des Kleinen Rathes und ded Appellationsgerichtes, nebft den acht 
Bezirksſtatthaltern. Alterserforderniß für die erfte Reihenfolge 
das 30. Jahr; Vermögensausweis Feiner; für die zweite Reihen— 
folge gleiches Alter mit 4000 Schw. Fr. fteuerbaren Ber: 
mögend; die 49 dieſer Reihenfolge waren auf die Bezirfe ver- 
theilt, in den paritätiihen Bezirfen nad den Konfefftonen; 
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dritte Reihenfolge: Wermögenserforderniß auch 4000 Fr., aber. 
ohne Altersbeftimmung; erheifchte e8 das Ergebniß der Wahlen 
in die erften beiden Klaffen, jo mußte dur die Wahlen in vie 
dritte Klaffe das vorgefchriebene Paritätsverhältniß hergeftellt 
werben; „jonft aber trittet (bei diefen Wahlen der dritten Klaſſe) 
feine Rüdfiht als die folder Kantonsbürger ein, welche durch 
Bildung, Erfahrung und Anfehen vorzüglich geeignet find, in 
die oberfte Kantons-⸗Behörde einzutreten” (Art. 37). Amtsdauer 
des Großen Rathes wie ded Kleinen Rathes neun Jahre, mit 
Drittheildaustritt von drei zu drei Jahren; den erften und 
zweiten Austritt beftimmte das Loos. Den „unmittelbaren“ 
Mitgliedern des Großen Rathes (alſo der erften Klafje) war 
Entſchädigung durch die Kreife zugefichert; Reinhard und die 
fremden Gefandten hatten auch das micht gewollt, ſondern 
Gratisverrihtung von Seite Aller, nad ariftofratiiher Ans 
ſchauung. Im die Bezirfswahlforps lieferte jeder Kreis ſechs 
Wähler; die unmittelbaren Mitglieder gehörten ſchon durd ihre 
Wahl ven Wahlforps an; Parität auch Hier zu beachten; bie 
Bezirkswahlforps Hatten geheim zu wählen, und ftanden unter 
Vorſitz des Statthalters, welcher Stimmrecht nur infofern hatte, 
als er jelbft Wahlmann war. Das Wahlforps der Stadt 
St. Gallen beftand aus 30 Männern. Bon drei zu drei Jahren 
mußte jedes MWahlforps ganz erneuert werden, jedoch bei fteter 
Miederwählbarkeit der Mitglieder; zur Wählbarkeit in die Wahl- 
korps war dad 30. Altersjahr und ein Vermögensbeſitz von 
800 Fr. erforderlih. WBermögensbedingniß für die Mitglieder 
des Kleinen Rathes: 6000 Fr. Ebenfo für das Appellationd- 
gericht. Amtsdauer und Drittelsaustritt des legteren wie für 
die übrigen höheren Behörden; den Präſidenten wählte der 
Große Rath) aus den Mitgliedern des Appellationsgerichts. Die 
Bezirfögerichte, jedes zu neun Mitgliedern, wählte aus einem 
zweifachen Vorſchlag der Bezirfswahlforps und einem einfachen 
Vorſchlag des Appellationdgerichtes der Kleine Rath; die Prär 
fiventen der Bezirfögerichte wählte er ebenfalls ſelbſt; Ver— 
mögenderforderniß für die Mitglieder: 2000 Fr.; auch bier 
23* 
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feine periodifche Integralerneuerung, ſondern Drittheildaustritt 
von drei zu drei Jahren; den erften und zweiten Austritt be— 
ftimmte das Loos. Das war der Fünftlihe Staatdorganismus, 
den im Widerſpruch zu den Anfichten und Wünjchen des Volkes 
die Minderheit des alten Großen Rathes unter Aufficht und 
theilweifer Diktatur der ausländifchen Gejandten dem Kanton 
St. Gallen aufzubringen fi erfühnt hatte. Diefe Verfaſſung 
jollte nun eingeführt werden. Die Mehrheit jener fiegenden 
Minderheit hielt fich geborgen durch die bereits erzählte Geneh- 
migung des neuen Bundesentwurfes. 

Sechszehn von der Gefammtzahl der Kreife (St. Gallen, 
Straubenzel, Mörfhwyl, Steinach, Rorſchach, Kirchberg, Obers 
utzwyl, Flawyl, Alt-St. Johann, Rheineck, Grabs, Sargans, 
Mels, Kaltbrunn, Rapperſchwyl, Eichenbah) Hatten zufammen 
fiebenzehn unmittelbare Wahlen in den Großen Rath zu treffen; 
alle Kreife insgeſammt follten ihre Abgeordneten in die Bezirks— 
wahlforps bezeichnen, diefe dann den ihnen zufallenden Drittheil 
der Neuwahlen für den ausgeloofeten Großrathsdrittheil vor 
nehmen (für alle acht Bezirke zufammen fechszehn Wahlen). Am 
Wahltag aber (18. September), theilweife ſchon vorher, gab das 
Volk in vierzehn Kreifen feine vollberechtigte Unzufriedenheit mit 
ber beabfichtigten neuen Orbnung fund. Die Kreisverfammlungen 
wählten nit. So im Rheinthal die Kreife Thal, Berned, 
Marbah und Rüthi; die Wahlverfammlungen von Rheine und 
Altftätten kamen erft zum Ziel, als eine große Anzahl von 
Gegnern der Verfaſſung tumultuirend fich entfernt hatte. Die 
Rheinthaler waren nemlih nun ſchon Monate lang bei der Des 
mofratie in die Schule gegangen. Was fie an Landgemeinden 
des benachbarten Kantons Appenzell beider Rhoden gejehen und 
gehört, hatte fie für gleiche ftaatlihe Einrichtung ermuntert. 
Trennungsgelüfte und Begier für Anfchluß an einen der beiden 
Kantonstheile waren zwar aufgegeben; aber der Wunjch einer 
mehr demofratifchen Ordnung mit möglichft einfacher und unkoft- 
Ipieliger Regierung war geblieben und er hatte namentlich in 
den Unterredungen mit Landammann Zellweger, deſſen Rath und 
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Unterſtützung die rheinthaliſchen Führer eifrig nachgeſucht hatten, 
Beſtärkung erhalten. ) In Thal war es Jakob Keller, der vie 
demofratiihen Berechtigungen in Erinnerung bradte: die Peti- 
tionen an die Reviſionskommiſſion jeien unberüdfichtigt geblieben ; 
die Anſprüche der andern Kantone auf Utznach, Sargand und 
Rheinthal noch unentschieden; Verſchub jeglihen Enticheides und 
Bedenkzeit von 14 Tagen ſei daher nöthig (dieſe Meinung gab 
er auch fchriftlic an den Friedensrichter ab). Im Kreife Mar: 
bach rief der Alt-Ammann Graf von Rebftein: der Große Rath 
jei kaum zur Hälfte verfammelt geweſen, ald er die Verfaſſung 
angenommen; noc ſei umentjchieden, ob Utznach und Sargand 
zu Glarus und Schwyz Fommen; Appenzell J. R. fordere das 
Rheinthal; er griff auch die Vermögendberingungen für Aus- 
übung politifcher Rechte als unzuläßig an; in Altftätten hatte 
Joſeph Eihmüller von allem Eintreten abgemahnt. Dem Wahl 
tage vorangehend, hatte 3. B. Hengartner von Altftätten den 
Gleichgefinnten im Rheinthal gerathen, durch Anfrage bei Land- 
ammann Zellmeger von Appenzell A. R. fich zu verfichern, ob 
und in wiefern ihre Wünſche für eine befiere Verfafjung Er- 
hörung finden möchten (8. September). Nah dem Bezirke 
Sargans, obern Theiles, hatte die Regierung ſogleich nad Ge— 
nehmigung der Verfafjung durch ten Großen Rath eine legte 
Mahnung an dortige Gemeinden ergehen lafjen, fi der geſetz— 
lihen Ordnung zu fügen, mit andern Worten, allen Trennungds 
gelüften zu entſagen; fie follten binnen kurzer Friſt beruhigende 
Erklärung hierüber einfenden (2. September). Einige Gemeinden 
zeigten mehr ober weniger guten Willen, jo Ragatz, Pfaͤfers, 
Slums. Aber Gallati war nicht der Mann, fein Vorhaben 
muthlos aufzugeben. Auf feine Anordnung verfammelte ſich eine 
„Landsgemeinde“; Plan des vorberathenden Komite war: Die 
bisherige Separatftellung auch ferner nah Maßgabe der Be— 
ihlüffe vom 19. Mai zu behaupten, alfo auf der Trennung zu 
beharren, falls ſolche aber nicht erhältlich, eine andere, dem Wolfe 

) Schlußberiht über die Spezialunterfuhung im Rheinthal; vom 
4. Zuni 1815. 
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genehme, durch vom Volke ſelbſt gewählte Repräſentanten zu 
entwerfende Kantonsverfaſſung zu verlangen und nur einer ſolchen 
ſich zu unterwerfen; bis dahin bei dem Statusquo zu verharren. 
Alle Ausſchüſſe unterſchrieben. Die Landsgemeinde, aus den 
Gemeinden Mels, Sargans, Vilters, Wangs, Wallenſtadt, 
Flums, doch nicht ſehr zahlreich beſucht, verſammelte ſich in ver 
Nähe von Sargans (im Guler), genehmigte das Vorgeſchlagene, 
wählte 43 Landesausfchüffe, mit Beftätigung der früheren Auf- 
träge (18. September Nachmittags); fie verlief ruhig und ohne 
alle Erzeffe. ‚In dem Komite, welches dieſe Verfammlung vors 
bereitet hatte, jaßen namentlid mehrere Melfer, neben Doktor 
Good aud feine zwei Söhne Martin und Franz Anton, und 
Landrichter Perret. Durch Schreiben an die Regierung wies 
der Landesausfhuß alle von ihr ausgegangenen Vorwürfe, als 
befinde das Land fi im Zuftande der Auflehnung, ald unbe 
gründet zurüd, fi) auf den Statusquo berufend, der von der 
Bundesbehörbe ſelbſt feftgeftellt und anerfannt worden. Hier 
nun ftoßen wir auf ein Doppelipiel, welches höheren Ortes ge: 
trieben wurde. Unzweifelhaft war die Gebietsfrage von Bundes- 
wegen noch gar nicht gelöfet, ſondern durch die Webereinkunft 
vom 16. Auguft an eidgenöfftihe Vermittlung gewiejen, ber 
ziehungsweife fpäterer Austragung vorbehalten worden; eben jo 
gewiß waren die von den alten Kantonen angefprochenen Gebiete 
zur Zeit nod außer die Garantie des Bundes geftellt; jene 
Vebereinfunft war von einer eidgenöffiichen Mehrheit genehmiget. t) 
Gleichfalls befannt war bereits, daß auf den Grund dieſer Ur- 
kunde jene Kantone ihre Anfprachen auf St. Galliiche Gebietds 
theile in aller Form Rechtens bei dem eidgenöffiichen Vorort 
zu Handen ded Kantons St. Gallen binnen der vorgefchriebenen 
Frift anhängig gemacht hatten. Ungeachtet nun, daß offenbar 
eben die wichtigfte Streitfrage noch unausgetragen vorlag, der 
Kanton St. Gallen deßhalb fih noch im Proviforium befand, 

1) ©. den Wortlaut der Mebereinfunft S. 157 und 158 des Abſchieds 


der Tagfagung von 1814 und 1815, Bd. L Das Weitere im Abſchied 
Br. I, ©. 93; 8, September. 
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wollten feine alten Behörven für den Kanton, deſſen Gebietöbe- 
ftand zur Zeit nicht einmal volle rechtlihe Bundesanerfennung 
hatte, in willfürlicher Veränderung des Statusquo dem ganzen 
Staatsgebiet eine neue Verfafjung auforingen. Gallati nun 
verftand den Statusquo im Sinne ber Mebereinkunft; die Re- 
gierung im Sinne ihrer Integritätsanfprüde. Neben Beiden fteht 
unabhängig der gefunde Menfchenverftand, der da fagt, daß es 
eine mindeftend auffallende Handlungsweiſe gegenüber einem 
Volke ift, wenn man ihm einerfeitö feierlih die Möglichkeit der 
Abtrennung von einem beftehenvden Staatsverband eröffnet, ande: 
rerjeitd die Zumuthung macht, gleichzeitig für die Einführung 
einer neuen Staatdorbnung fi zu bethätigen und durch folchen 
Akt die auf die erfte Alternative fih gründenden Hoffnungen 
jelbft todt zu jchlagen. 

Im Bezirk Utznach verlief es ähnlih wie in Sargand. An 
die Gemeinden der ehemaligen Landſchaft Utznach erließ die Re— 
gierung, gleih wie an die Sarganjer Gemeinden, die Auffor- 
derung, von jeglihem Widerftand abzugeben, den verfaffungs- 
mäßigen Behörden in Allem Gehorfam zu leiften, die rüdftän- 
digen Steuern zu entrichten, aller weitern unerlaubten Bedroh— 
ungen und Bewegungen ſich zu enthalten, mit dem Beifügen: 
die dazwifchen gefommene Anſprache eines eidgenöffifhen Mit- 
jtandes ſei zwiſchen dieſem und der Regierung auszutragen; 
die Utznacher Gemeinden ſollen fi dießfalls Feine Einmiſchung 
anmaßen; für den Fall befriedigenden Verhaltens wird Amneftie 
zugejagt, für den, Gegenfall mit Strafeinleitung an die Gerichte 
gedroht. Schmid in Lachen, und durch ihn die Regierung von 
Schwyz, erhielt alsbald Kenntniß von der Aufforderung. Auf: 
dermaur jammelte Geld und Waffen zu alfälig bewaffnetem 
MWiderftand zu Gunften der Landſchaft Utznach; 100 Louish’or 
hatte er von Genf ber verfügbar; durch Schultheiß Rüttimann 
waren ihm 100 Gewehre aus dem Zeughaus von Luzern zuge- 
fihert. 1) Die Gemeinden ver Landfchaft Utznach antworteten 


*) Kommiffionsverhandlung in Schwng, vom 27. September. Im 
Kantonsarchiv von Schwyz. 
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der Regierung von St. Gallen gemeinſam, beriefen ſich in ihrem 
Schreiben auf den durch die Aufhebung der Mediationsakte her—⸗ 
geftellten älteren Rechtszuſtand, d. 5. auf ihre dadurch wieder 
erworbene Unabhängigkeit, die ihnen erlaube, über ihre Zufunft 
nach eigenem Ermefjen zu verfügen. Das ſei Bafis ihrer ganzen 
Handlungsweile; übrigend werben fie gerne alle gejeglichen 
Pflihten gegenüber der Regierung von St. Gallen erfüllen, die 
Abgaben bezahlen, der Obrigfeit gehorden, Alles in dem Sinne 
und für fo lange, bis über ihr Begehren, mit dem Kanton 
Schwyz vereiniget zu werben, fompetenten Ortes entſchieden fein 
werde; mittlerweile aber verwahren fie fih gegen die Einführung 
der neuen Verfafjung und Vornahme der Wahlen. Die Re- 
gierung antwortete glimpflih und gab verlängerten Termin für 
Bornahme der Wahlen, doch follen fie jevenfalld no vor dem 
25. September ftattfinden. Nun neue Verwendung von Schmid 
bei den Behörden in Schwyz zu Gunften von Una; viele 
entjendeten den Altftatthalter Dr. Karl Zay nad Schloß Grinau, 
ber zu perjönlicher Rückſprache mit den Vorſtehern ver Utznacher 
Gemeinden fih auch nah St. Gallenfappel begab, dann auf 
tragsgemäß jene Vorfteher „bei ihrer perſönlichen Berantworts 
lichkeit” fchriftlih aufforverte, die Wahlen zu unterlaffen und 
unbefchränft den Statusquo zu handhaben, überhaupt alles zu 
meiden, was die Zufunft präjubiziren fönnte. Hievon machte 
Zay Anzeige an den Vollziehungsbeamten von Utznach, ſich auf 
den von der Tagſatzung felbft anerkannten Statusquo berufend. 
In Mebereinftimmung hiermit unterblieben die Wahlen in den 
beiden großen Kreifen Utznach und Eſchenbach. Rapperſchwyl, 
jehr unwillig, daß es nicht jo günftig behandelt worden ald vie 
Stadt St. Gallen, entjendete deßhalb eine Klagfchrift an Capo 
d'Iſtria nach Zürich, der entſchuldigend, aber auch mit der be- 
ftimmten Erklärung antwortete, daß alles, was die Stadt 
Rapperſchwyl bezüglich einer gejönderten Eriftenz begehre, ſchlechter⸗ 
dings zu gewähren unmöglich jei; dann ſich auf eine Empfehlung 
an Müller-Frievberg beſchränkte, Rapperſchwyl jo viel möglich 
anläßlihb des Gemeinde-Organifationsgefeges zu berüdfichtigen. 
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Die alte Landſchaft war ebenfall8 aufgeregt, verftimmt und 
dem Wählen ungünftig. Im Kreife Wyl erhob fi auf meh- 
rere Verſuche des Friedensrichters, zur Abmehrung zu gelangen, 
feine Hand; nun machte Wirz & Rudenz anfchaulid, daß es fi 
zieme, vor Allem aus den Enticheid des Wiener Kongrefied 
über das Schiefal des Kantons, namentlich über die Anſprüche 
des Fürften abzuwarten; die Meinung von Wirz unterftüßten 
viele andere Bürger aus ben erften Geſchlechtern Wyl's; erzürmt 
rief Einer aus: wohl habe die Eidgenoſſenſchaft (durd den 
Bundesentwurf) das „Unterthanenrecht” abgeſchafft; aber vie 
Regierung wolle nun ein „Sklavenrecht“ einführen. Der Kreis 
wählte nicht. Das gleiche Ergebniß bewirkte, im Kreis Ober: 
büren, Philipp Hug (von Laupen): man werde nur wieder 
„angeführt“; von ber jetigen Regierung wolle er nichts; man 
folle den MWiener-Kongreß abwarten; der gewejene Fürft und 
Herr behaupte feine Rechte, und er (Hug) finde, daß ihm die 
Regierung gehöre, nicht denen Anderen. Mit diefen Worten 
entfernte er fih; die übrigen Bürger ihm nad, denn „Philipp 
hat Recht“, jagten fie, „unter'm Fürften haben wir nichts zah— 
len müfjen“. In der Kreisverfammlung von Goßau waren 
Schaffhaufer und Ammann Grüter von Andwyl, die Vertrauens: 
männer des Volkes, nicht erſchienen; darum jagten die Bauern: 
wär’ etwas Gutes an der Sache, jo würden dieſelben nicht aus» 
geblieben fein. Weiter riefen fie aus: „man wolle (zwar) eine 
Regierung, aber nicht das alte Foftfpielige Zeug. Man folle 
trachten, daß der Bauer und der Herr zugleich beftehen können. 
Der Große Rath; jei ja letzthin völlig auseinander gelaufen, 
und die Annahme der Berfaffung nur ein Machwerk Weniger.” 
Schildknecht, der Voliehungsbeamte, war turd das Gefehene 
und Gehörte jchwer betroffen; „jolche Auftritte würde ich nicht 
mehr aushalten”, fchrieb er am die Regierung; ferner: das Volk 
wünjche, theilweife wenigftens, die ehevorige fürftliche Regierung; 
wer aber auch der neuen zugethan fei, fühle fih durch das fehr 
beengte Wahlrecht des Volkes „in feiner Freiheit befchränft“; 
man bejorge Schlimmered noch ald unter der bisherigen Ver— 
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fafjung (Briefe vom 18. und 19. September). Die Gewählten 
verweigerten die Annahme. Die Kreife Steinadh und Untereg- 
gen gehörten ebenfalls zu ven Wiverfeglihen. Die Kreiſe 
Kirchberg und Mosnang wählten aud nicht; in Kirchberg war 
wegen Tumult nichts zu machen; in Mosnang verlief die Ver: 
jammlung zwar ruhig, aber unter jcharfer Begründung der Op- 
pofition gegen die Regierung: der Große Rath follte nicht zum 
Drittheil, fondern ganz neu gewählt werben; die Regierung fei 
zu foftipielig und drüdend, während unter dem Fürſten mit Bes 
zahlung des „Faſtnachthuns“ Alles abgethan geweſen; der Kons 
greßentſcheid fei jedenfalls abzuwarten, der vielleiht dem Fürs 
ften jein Eigenthum zurüderftatte, feine Anſprüche auf die Graf- 
Ihaft Toggenburg und die alte Landſchaft anerfenne; träten Utz— 
nah und Sargans in alte Verhältniſſe zurüd, jo müßte aud) 
dem Toggenburg das gleiche Recht zuftehen. Im Bütſchwyl 
wählte nur eine Heine Zahl Bürger, nachdem bie weglaufende 
Mehrheit ihren Klagen Luft gemacht: daß die Fünftige Ver— 
faffung eigenmächtig, ohne Zuthun des Volkes, entworfen worden 
und Alles wieder zu Eoftipielig angelegt ſei, weßhalb fie bie 
alte Toggenburger Verfaſſung wieder verlangen. Unbotmäßigfeit 
berrfchte auch in andern Beziehungen. Als in diefen Tagen auf 
Bundesgeheiß zwei Scharfihügenfompagnien nad dem Kanton 
Telfin abgehen jollten, hatten fie die Verweigerung der Eides— 
leiftung verabredet; der Ungehorfam hatte feine vorzüglichen 
Träger in den Offizieren. Der Regierungspräfivent, Oberſt 
Meßmer, war felbft zu kommandiren genöthigt. Dieß wirfte; 
die Dffiziere gehorchten ; lau folgten die Solvaten. 

Mit ſchwerer Sorge blidte der Kleine Rath) auf den Aus— 
gang der Wahlverhandlungen. Meßmer wollte in dem Geſchehe— 
nen das Ergebniß einer weit verzweigten Verabredung jehen, 
und meinte, mit Verhaftung der Anführer wäre geholfen. Man 
berief ein Mitglied der Geſandtſchaft aus Zürich zur Mitbera- 


thung. Alsbald erfchien der Geſandte Zollifofer im Rathefaal  _ 


zu St. Gallen. Er und andere riethen zu firengen Maßregeln; 
Falf und Dudli dagegen empfahlen große Mäßigung im Bor: 
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gehen; fie ernteten Vorwürfe, daß hiedurch nur die Mebelgefinns 
ten begünftiget würden; die opponirende Minderheit erhielt fein 
Gehör, wenn fie fagte: „daß die Konftitution, welche nur ein 
Zwangswerf der Minifter ſei, dem Volke jein Urrecht nehme; 
daß man das Volf fchonen müfle, das feine Freiheit nicht gerne 
vermißt, und glaubt, e8 ftehe ihm zu, die Konftitution anzuneh— 
men oder nicht und in diefem Glauben die Einführung derſelben 
ablehnt.“ ) Beihluß: alle Widerfpännigen zur ftrengften Vers 
antwortung zu ziehen, mit Thal den Anfang zu machen; Egger 
und Speder (bie VBollziehungsbeamten ver Bezirfe Rorſchach 
und St. Gallen) als Unterfuhungsfommifjäre zu beftellen, vie 
Schuldigen einzuberufen, in Unterfuhung zu ziehen und am 
Hauptort bis auf Weiteres in Haft zu behalten. Diefe Maß- 
nahme traf Jakob Keller (von Thal), Philipp Hug (von Lau— 
pen) und Wirz, auf den die Regierung „am gierigften” war. ?) 
Auch Graf (von Rebftein) und ein paar andere Rheinthaler wurs 
den in erwähnter Weile eingezogen. Zugleih wurde die Ab- 
haltung neuer Kreisverfammlungen zur Vornahme der Wahlen 
beſchloſſen (21. September) und durch Kreisfchreiben vom folgen» 
den Tag befohlen; die Verfaſſung ftehe bereit8 unter Gewähr 
der Eidgenoſſenſchaft, jchrieb die Regierung, und Nachſicht Fünne 
fie nicht länger gewähren, Störer der Wahlverfammlungen over 
der öffentlihen Ruhe würde fie „als Nebellen an Leib und 
Gut beitrafen laſſen“. Die Vorgeladenen ftellten fih in St. 
Gallen und wurden allda in Haft gejegt und einvernommen; 
Wirz und Hug wurden, auf befondere Verwendungen im Klei- 
nen Rathe, bald wieder entlafien. Jakob Keller von Thal hatte 
fih vor feinem Abgang nad der Hauptftadt durch einige feiner 
Meinungsgenofjen jchriftlich verjprechen laſſen, daß fie jederzeit 
treu zu ihm halten werden. Sie hielten Wort und jchaarten 
fi) zufammen. Die Regierung, am 22. September früh mors 
gend außerordentlich verfammelt, erhielt Kunde von einem Ber 
riht des Friedensrichters Kuhn von Thal, wonach fi bei 


*) Wörtlih aus Falls Darftellung der Ereigniſſe u. ſ. w. 
?) Falk, am angeführten Ort. — Protokoll des Kleinen Rathes. 
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Bäder Bärlocher bereit 81 Männer eidlich gegen die Einführung 
der Berfafjung verjchworen hätten und Geld zufammenjcießen. 
Eine neue Verſammlung der Unzufrievenen auf gleichen Abend 
vorausjegend, gedachte num der Kleine Rath „dur unerwartes 
ten Ueberfall das Neft auszuheben” und dadurch allem Wider: 
ftand ein Ende zu maden. ) Zu diefem Zwecke befehligte er 
die Grenadierfompagnie der Legion,- welcher fpäter ein Detajches 
ment Jaͤger nachgejchidt wurde, unter dem Oberbefehl tes 
Majord Daniel Steinmann, zum Aufbruh nah Thal, mit 
Auftrag, fie auf Koften der Schuldigen in die Wirthshäuſer zu 
verlegen, die Führer zu verhaften und ſich ihrer Sammelgelver 
und alfäliger Berfammlungsprotofolle zu bemächtigen. - Zur 
Ausführung wurde der Graminator Klemens v. Saylern als 
Regierungsfommiffär dahin abgeorbnet. Die Abendverſammlung 
fand ftatt; Sayfern umzingelte mit feinen ©renabieren das 
Haus, verzeichnete die Theilnehmer (deren ungefähr jehsund- 
dreißig), verhaftete die Häupter und lieferte fie, fünf an der 
Zahl, unter Militärbegleit bei abjcheulichftem Wetter in ber 
Nacht auf den 23. September ald Gefangene nah St. Gallen. 
Erbittert über das Geſchehene rotteten fi am folgenden Morgen 
ein paar Hundert Bauern „auf dem Trüeterhof“ bei Thal zu— 
fammen, rüdten, zwar unbemwaffnet, doch mit Ungeftüm und die 
Militärpatrouillen vor fich her jagend, zum Haufe des Friedend- 
rihterd und verlangten drohend die Freilaffung der Gefangenen 
und Hebung verjchiedener Beſchwerden. Nah langen Borftels- 
lungen des Regierungsfommiffärd und des Militärfommandanten 
ging endlih der Haufe auseinander. Indeſſen liefen Sendlinge 
durch das Rheinthal hinauf bis Marbah, „Hülfsvolf” zum 
Zuzug aufzufordern. Kommiffär Saylern erftattete Bericht und 
verlangte weitere Berhaltungsbefehle. Die Regierung gab zwar 
Vollmacht, im Außerften- Fall Gewalt mit Gewalt abzutreiben, 
mar aber über die eingetretene Sachlage bereitd dermaßen ers 
ihroden, daß fie auf eigenen Rüdzug Bedacht nahm. Sie be 
fahl ſolchen der Grenabierfompagnie und dem nachgerüdten 
*) Falk: Darftellung der Ereigniffe u. f. w. 
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Detafchement, mit dem beſonderen Auftrag jedoch zu vermeiden, 
daß dieſer Rückmarſch etwa als Flucht erſcheine. Regierungs⸗ 
rath Meßmer wurde in das Rheinthal abgeordnet, um ficheren 
Bericht einzuziehen. Gegen Mittag den 24. September (Sams- 
tags) rüdte die Erefutionsmannfchaft, von ihrem Feldzuge heim- 
fehrend, wieder in St. Gallen ein, von zahlreihem Volke ums 
geben, das über die mißlungene Expedition zugleich lachte und 
Ihimpfte. Die Regierung wurde in den Wirthshäufern und 
auf den Gaſſen der Gegenftand des allgemeinen Geſpöttes. Die 
Grenabiere jelbft hatten den Geift der Unbotmäßigfeit aus dem 
Rheinthal zurüdgebradht und fanden in ihrer Gefinnung bereits 
auf Seite des Volkes. Aufſtändiſchen, die ſich in Thal, noch 
vor ihrem Abmarſche, wieder gefammelt, hatten fie ganz fried— 
ſam zugerufen: „Seid ruhig, Ihr Männer, wir thun Euch 
nichts zu leid!” ) Die Regierung ſaß aud am 24. September 
fo zu fagen in Permanenz. Im obern Rheinthal war es ver- 
hältnigmäßig ruhig; auch die anfänglichen Berichte über die Zur 
ftände im untern Rheinthal lauteten nicht ungünſtig. Allein 
ſchon in der Naht vom 23. auf den 24. hatte fih neuerdings 
eine Anzahl Aufftändifcher, dießmal im Bauriet, angefammelt, 
wohin auch die Oberrheinthaler befchieven waren. Sie zogen 
vor die Häufer einzelner Bürger und Beamten, jo vor jene bes 
Friedensrichterd Kuhn und Kantonsraths Sanktus Bärlocer, 
drangen ein, trieben viel Unfug mit Gelärm und Trunf und 
ertrogten von ihnen ſchließlich die Unterzeichnung eines Schreibens 
an die Regierung, durch welches die Freilafjung der Gefangenen 
verlangt werben follte. Des Morgens am 24. hatte der Aufs 
ftand gewiffermaßen ein militärifches Ausjehen gewonnen; die 
Thaler erfchienen in Montur und Armatur und bewachten in 
biefer Haltung die genannten Beamten fo zu jagen ald Geileln 
für jo lange, bis obiger Zwed, Freilaffung der Gefangenen, 
erreiht war. Die von den Thalern aber in das Oberrheinthal 
erlaffenen Mahnungen um Zuzug blieben, wie fidh fpäter hers 
ausftellte, wirfungslos. Aus jolhen und ähnlichen Nachrichten 
1) Privatbrief eines Zeitgenofjen, vom 21. Oktober 1814. 
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ſchloß die Regierung auf eine „volftändige Inſurrektion“, ob- 
wohl fih aus den Verhören mit den Gefangenen bereitd das 
Vebertriebene, zum Theil ganz Unwahre des Kuhm'ſchen Bes 
richtes ergeben hatte; fie bejorgte einen allgemeinen Zug nad 
der Hauptitabt, traf daher Anftalten zu ihrer Bertheidigung, 
verlangte bewaffneten Zuzug bei der Regierung von Thurgau, 
für den Fall der Außerften Noth auch bei Appenzell A. R., von 
dortiger Regierung aber zunächſt, daß allfälligen Infurgenten 
aus dem Rheinthal weder Durchpaß geftattet noch irgend welcher 
Vorſchub feitend der appenzellifchen Bevölferung gewährt werde, 
Vorangehend (am 23. September) hatte im Auftrage der Re- 
gierung die Gefandtfchaft in Zürich bereits die Fräftigfte Da— 
zwifchenfunft der Tagſatzung verlangte. Am 24. September 
Nachts 9 Uhr traf bei der Regierung, body zu Roß, eine 
Bauernftaffete aus Thal ein, mit dem durch ſechs Vorgeſetzte 
aus den Gemeinden Thal, Berne und Rebftein (Kuhn voran) 
unterzeichneten Schreiben, welches über die ftattgehabten Verhaf— 
tungen Verwunderung ausfpricht und verlangt, daß die Verhaf- 
teten (Bürger der drei eben genannten Gemeinden) auf der 
Stelle und ohne Ausnahme losgelaſſen werben; beigefügt war 
Drohung durch Selbfthülfe, falls nicht entjprochen würde. So 
lautete das von den Aufftändifchen ertrogte Verwendungsſchreiben. 
Angft und Schreden bemächtigte fih der Mehrheit der Regie: 
rung; fie fah ſich ſchutzlos; unter dem aus dem Rheinthal zus 
rüdgefehrten, nun in der Stadtfaferne einlogirten und durch bie 
in der Zwijchenzeit aufgebotene Scharffchügenfompagnie der Les 
gion verftärften, durch zahlreiche Beſuche aus der Stadt vielfach 
aufgehesten Militär brach eine Meuterei aus, die nicht gedämpft 
werden Fonnte und zu zahlreicher Defertion führte, von der auch 
die Scharfihügen nicht frei blieben. Unter diefen Umſtänden 
wich die Regierung (jpät Abends am 24. Sept.), gab dem Reiter 
die fchriftlihe Zufage an den Friedensrichter von Thal, daß fie 
früh morgens (Sonntag den 25.) die Gefangenen entlafjen 
werde, wogegen fie erwarte, daß die Mißvergnügten zur gefeß- 
lihen Ordnung zurüdfehren werben. Folgenden Tages in der 
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Frühe ließ der Regierungspräſident (Gmür) die Gefangenen vor 
fi kommen und fündete ihnen, unter zeitgemäßen Ermahnungen, 
ihre Freilaffung an. Hiermit hielt die Regierung, bis zur Ans 
funft eidgenöffiicher Repräfentanten und des verlangten bewaff- 
neten Zuzugs, die Sade für abgethan. Dem war aber nicht 
allſo; ihre Lage verjchlimmerte fih von Stunde zu Stunde; 
Sonntags (in der Vormittagszeit) verweigerten die Legions— 
truppen, inbegriffen die Jägerkompagnie, der Regierung felbft 
die ordentlihe Wache, verließen die Fahne vollends und lösten 
fih auf. Die Regierung war in ihrem Palaſt ſo bloßgeftellt, 
ald wäre die Stadt wieder fouverän, der gefürdtete Fürft wie- 
der in den Mauern des Gtifted. Die um 5 Uhr Abends 
empfangene Nachricht, daß ein Bataillon Thurgauer Hülfs- 
truppen im Anmarſch, vermochte fie nicht zu beruhigen. Spät 
Abends kam eine Schredenspoft aus dem Rheinthal; ein dem 
Regierungsrath Meßmer wohlbefannter Bauer, der eben aus 
dem Rheinthal zu fommen vorgab, fagte aus: die Rheinthaler 
Inſurgenten jeien im Anmarjch gegen die Stadt, in zwei Rich— 
tungen, über Teufen und von Thal her, während in Wirklich— 
feit das Volk draußen, namentlich in Thal und Umgegend, auf 
nichts als auf eigene Sicherheit und die friedliche Erfüllung 
feiner politifchen Wünfche bedacht war. Gmür bot zur nächt— 
lihen Sitzung auf. Ob noch wirklicher Rathſchlag gehalten 
worden, ift amtlich nicht ermittelt und beurfundet. Die meiften 
Mitglieder des Kleinen Rathes ergriffen die Flucht: ) Regie 
rungspräfident Gmür, Müller-Friedberg und Zollifofer nad) Hub 
bei Romanshorn, Feld auf den Rotmonten in ein Bauernhaus; 
Germann jchlich über die Berne und das Thal der „Demuth“ 
zum Pfarrer der Filiale St. Georgen; Falf und Dubli blieben 
zurüd, weil fie frei von aller Furcht waren; als Falf von 
feiner entfernten Wohnung in die Sitzung einrüden wollte, fand 
er dad Rathszimmer ganz leer. Meßmer blieb zur Hut des 

*) Nachdem fie dem Oberften der Legion, Regierungsrat Meßmer, die 


erforderlichen Inftruftionen ertheilt Hatten, fagt ein Privattagebuch des 
Kanzleidireftord 3. 3. Zollifofer. 
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Regierungsgebäudes zurüd, der Kanzleidireftor zur Sicherheit 
der Staatsarchive. Die Flüchtlinge nah Hub, die fih der „Re- 
gierungsfutiche“ bebienten, begleitete ver ftarf bewaffnete erjte 
Standesweibel. Vergebens harrten Meßmer und die zum Schuße 
der Stadt in Dienft getretene Mannſchaft (zwei Feuerfom- 
pagnien und Freiwillige verfchiedener Waffen) nebft ven auf 
dem Brühl und auf der Straße nad St. Fiden aufgeftellten 
Kanonen auf die Bauern; fein Bein erfhien. In der Stabt 
war die Flucht der Regierungsmehrheit ein Gegenftand der bit- 
terften Beurtheilung und wurde ihr nie verziehen. *) 

Die oben angeführte Infubordination und Dejertion der 
Legionstruppen bildet nach ihrem Verlauf einen Theil der demo— 
fratiichen Bewegung jener Zeit. Sie hatten fih anfänglich wil— 
lig geftelt. Was fie aber in Thal gehört und geſehen, ſtimmte 
fie zu Gunſten der Bauern. „Es fei nicht recht,” ſagten die 
Einen, „daß man den Bauern in Thal in ihren Forderungen 
nicht habe entjprechen wollen; fie ziehen nicht mehr gegen die— 
jelben zu Felde; es feien ihre Brüder.“ Hauptwortführer war 
der Grenadier Joh. Georg Engler (Schufter). „Können fie 
(die Milizen) nicht das Stimmrecht bei den Gemeindeverfamms 
lungen befommen, fo jei man in militärifcher Hinftcht nicht ver- 
pflihtet, der Regierung Dienfte zu thun;“ jo ſprach Engler; 
zum Schuße der Stadt dagegen gehen fie willig, nicht aber für 
die Regierung; jo ſagte er weiter. Scufter Engler war es 
aud, der nad Abhaltung eines „Konvents” der Legion bie 
Dffiziere um Verwendung erfuchte, daß überhaupt jedem Mili- 
tärpflichtigen das Stimmredt bei den Gemeindeverfammlungen 
eingeräumt werde. In gleihem Sinn war fein Bruder (ein 
Tiſchler) thätig und laut; jo auch der Korporal Jakob Wild, 
ein in fpätern Jahren ſehr populärer Bürger der Stadt. Leber: 
al und immer, wo und wie wir den Urfachen des Aufftandes 
nachſpüren, bei den Bürgern wie bei den Miligen, tritt jeweilen 
die berechtigte Unzufriedenheit über die Verweigerung des allge- 
meinen Stimmrechts hervor. 

‘) Handſchrift von ©. 2. Steinlin, über die Legion. 
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Ebenfalls demokratiſcher Rüdfichten willen erhielt die Re— 
gierung von St. Gallen einen Abjchlag feitend jener von Appens 
zell A. R. auf das Begehren bewaffneten Zuzugs; dieſe jchrieb: 
bereitwillig habe fie jeve Betheiligung am allfälligen Aufftand, 
Lieferung von Waffen und Munition und Geftattung von Durchs 
marſch unterfagt; das Gefuh um Truppenzuzug habe fie da— 
gegen in Berlegenheit geſetzt; weil fie dem täglichen freundnach— 
barlihen Verkehr der beibfeitigen Angehörigen, dem Geift und 
den Grundfägen des politifchen Volkslebens im eigenen Land, 
und der Beibehaltung der Ruhe und der Eintradht in demſelben 
Rüdfichten jchuldig fei (26. September). Monate lang waren 
nemlich die Blicke des Rheinthals nicht nur auf Appenzell. R. 
gerichtet, von wo aus bie gegenfeitigen Sympathien zulegt in 
ein wirflihes Wereinigungsprojeft ausliefen, ſondern aud auf 
Appenzell A. R.; und fuchten die demofratiihen Rheinthaler 
einen Freund und Rathgeber, jo glaubten fie ihn in der Perſon 
ded Landammannd Zellweger von Appenzell A. R. zu finden, 
zu dem fie häufig wanderten. Zellweger ſelbſt ift dieſen Ver— 
fehr nicht unfanntlich, weilet aber Behauptungen der Rheinthaler, 
als hätte er ihnen befondere Ermunterung angedeihen laflen, als 
unrichtig zurüd; die verlangte Trennung des Rheinthal® vom 
Kanton St. Gallen und feine Aufftelung als eigener Staat 
oder feine Einverleibung in den Kanton Appenzell A. R. habe 
er ald Unmöglichkeit erklärt; Hinfichtlich ihrer auf die Fünftige 
Kantonsverfaffung bezüglihen Wünfche habe er fie an ihre eigene 
Regierung gewiejen; übrigens habe er auch mehrere vernünftige 
Wünſche (der Rheinthaler) den fremden Miniftern felbft vorge- 
tragen und ſolche verfochten; hätte man benfelben- mehr Ned: 
nung getragen, fügte er bei, jo wäre die Unzufriedenheit im 
Kanton St. Gallen nie auf den fpäter eingetretenen Grad ges 
ftiegen. Schließlih erflärte er, daß Rathgebungen feinerfeits 
ih auf die Zeit bejchränften, die dem definitiven Abſchluß der 
St. Galliſchen Verfaſſung vorangegangen. t) 

*) Brief des Unterfuchungsfommifjärs Dery an Landammann Zell: 


weger, vom 5. Januar 1815, und Erwiederung bes leßteren, vom 9. Jas 
Baumgartner Kanton St. Gallen. IL, 24 


Ueber die von ber Regierung von St. Gallen angeipro- 
chene, nöthigenfall® bewaffnete Dazwilchenfunft ver Tagfagung 
war grundfäglih ſchon abgejchloffen (16. Auguſt). Es handelte 
ſich alfo nur noch um die thatfächliche Anwendung des Beſchloſſe— 
nen. Gegen jenen Bejchluß legte Schwyz feierliche Verwahrung 
ein; er fei eine „auffallende Begünftigung” der St. Gallifchen 
Regierung, binwieder „ein Fränfendes Merkmal der Herabwürs 
digung oder des Mißtrauend gegen zwei ber älteften Bunbes- 
ftände” (Schwyz und Glarus); daher die Erklärung von Schwyz: 
„der Einmarſch einer Fleinern oder größern Truppenzahl in bie 
benannten Landichaften” (Utznach, Gafter und Sargans) „werde 
al8 eine gegen den Kanton Schwyz gerichtete Maßnahme ber 
trachtet werden”. Dieſe Erklärung wurde am 6. September in 
das Protokoll der Tagſatzung aufgenommen. Ueber das zwei 
Wochen fpäter von St. Gallen dringend geforderte wirkliche 
militäriihe Einjchreiten waltete langer Rathſchlag. Die Ge- 
landtihaft gab, vom Standpunft der Regierung aus, Bericht 
über die bereits erzählten Borgänge, führte zum Beweis, wie 
namentlih Schwyz bereits amtlich in die Regierung von Utznach 
fih eingemilht habe, dad Schreiben Zay's vom 18. September 
an Vettiger und des erftern perfönliches Erjcheinen (mit Schmid) 
in St. Gallenfappel und dortige Konferenzverfammlungen mit 
den Abgeordneten der Landichaft Utznach an, und forderte zur 
Herftellung der gejeglihen Ordnung in den beiden Bezirken 
(Utznach und Sargans) die bereitd durch Beſchluß vom 16. 
Auguft verheißene Intervention; ihrem WBortrag zufolge war vie 
erefutorifche Handbietung zur Einführung ver neuen Berfaffung 
in dem Befchluffe mit einverftanden. Worfichtig ſprach Glarus 
und erwähnte, wie jene Landſchaften den Statusquo verftehen, 
ohne ausdrüdlih ihre Anficht zu der feinigen zu machen. Andere 
Gefandtfchaften fanden es geradezu begreiflih, daß gebachte 
Landſchaften die Einführung der neuen Berfafjung als Verän— 
derung des Statusquo betrachten und ſich deßhalb ſolche Ein- 


nuar. Huch Zellweger’d Brief an Dery, vom 24. gl. M. (Im NAftenband 
Nr. 1 über die „Sarganfer Unruhen”, in der Stabtbibliothef von Zürich.) 
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führung verbitten. Nach zweitägiger Berathung erging der Be- 
ſchluß: Es folle „zu Herftellung der gefeglichen. Ordnung und 
des Gehorfams in den Diftriften Ugnah und Sargans, fo wie 
aud zu Handhabung des von der Tagfagung beichloffenen 
status quo“, die Regierung unterftügt und zu biefem Ende zwei 
eidgenöfftfche Repräfentanten nah St. Gallen abgeordnet wer- 
den; Alles fol wenn möglich auf gütlichen Wegen erzielt, falls 
jedoch nöthig, mögen auch Fräftigere Maßregeln ergriffen wer; 
den. Ausdrücklich aber wurde beigefügt: durch dieſe Vorkeh— 
rungen folle „dem Entfcheid über die erhobenen Anſprachen eini- 
ger Kantone an dieſe Landestheile und über das endlihe Schick— 
ſal diefer legtern im mindeften nicht vorgegriffen, und die Rechte 
feines Theils weder verlegt, noch gefährbet werden“ (24. Sep⸗ 
tember). Alſo blieb noch unbeftimmt, ob Utznach und Sargans 
Theile von Schwyz und Glarus werden, ober ſolche des Kan—⸗ 
tons St. Gallen bleiben follen, und doch Erefution! Die finns und 
rechtlofe Verwirrung erfcheint noch ftärfer, wenn man erwägt, 
daß am 8. September die mehrerwähnte Webereinfunft als un: 
zertrennlicher Zuſatzartikel des Bundes erflärt worden war und 
dag am 23. gl. M. St. Gallen jegliche Einſprache gegen bie- 
jelbe zurüdgezogen und ihr unbedingt zugeftimmt hatte. Sofort 
nah gefaßtem Hauptbeichluß wurden der Geſandte von Appen⸗ 
zell A. R., Landammann Jakob Zellweger, und Rathöherr Hans 
Conrad Eicher von Zürih, zu NRepräfentanten ernannt. Wolf 
und Regierung von Appenzell A. R. fahen jehr ungern die Be- 
rufung Zellweger's zu diefer Sendung.) Schwyz wurbe durch 
Schreiben der Tagfagung aufgefordert, den status quo zu ehren 
und fich jeder Einmifchung in die Verwaltung des Landes (Utznach) 
fo wie jeder Friedensftörung zu enthalten. Unmittelbar nachher 
brachte die Gefanbtihaft von St. Gallen neuere umfaflende Be- 
richte über die Ereigniffe auch in den übrigen Theilen des Kan— 
tons, namentlich des Nheinthales, und verlangte wiederholt und 
dringend, nebft der Sendung der Repräfentanten, auch das mis 
) Appenzellifches Monatöblatt. Trogen, 1829. Bericht des Land: 
ſchreibers Tobler über die Vorgänge im Sarganferland. S. 161 bis 175. 
24* 
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litäriſche Einſchreiten. Dieß erzwedte den Auftrag an die Re- 
präfentanten, „unverzüglih” nah St. Gallen abzureifen, und 
das Aufgebot zweier Bataillone zu unvermweiltem Einmarſch auf 
erfted Begehren der Repräjentanten. Die Beichlüfe der Tag- 
fagung und die jchriftlihe Vollmacht der Repräfentanten ent 
hielten fein Wort von der Einführung der neuen Verfaflung. 
Erfreut vernahmen die Gejandten von Rußland und Großbritan- 
nien das Beichlofjene, fanden es aber doch nicht ganz genügend; 
daher fchrieben fie zu Handen der Tagſatzung (26. September) 9: 
ed jei hohe Zeit, daß die Regierung von St. Gallen in die 
Lage verjegt werde, die neue Verfaffung in Wirkjamfeit zu jegen, 
übrigend mit dem Flaren Vorbehalt, daß dadurch dem endlichen 
Schickſal der mehr beiprodyenen Landestheile nicht vorgegriffen 
werde. Diefe Mahnung veranlaßte jofort einen Zujag zur Ins 
ftruftion der Repräfentanten, wonach, fie zur öffentlichen Erflä- 
rung im Kanton St. Gallen bemächtiget wurden: daß ed „bes 
ftimmter Wille und fefter Entfchluß der Tagfagung fei, die Eins 
führung der neuen Verfaffung in allen Bezirken ohne Ausnahme 
zu unterftügen”, alles unter dem jchon erwähnten Vorbehalt. 
St. Gallen hatte einen Tag lang nur eine halbe Regie- 
sung (26. September). Meßmer erwartete noch immer ben 
Bauern-Landfturm und refognoszirte jelbft bis zur Martind- 
brüde; enttäufcht ließ er enbli die an der Straße nad St. 
Fiden aufgepflanzten Kanonen in die Stadt zurüdführen. In 
den Morgenftunden waren die Repräfentanten eingetroffen; fie 
pflogen Rathichlag mit den anweſenden Mitgliedern ver Regie: 
rung (Falk, Dudli, Germann; ob Meßmer und Feld eben jegt 
auch dabei, ift nicht gewiß), und übergaben ihre Krebitive; man 
ſprach von Erlaß einer Proflamation, verfchob aber die Abjchlüffe 
auf ven folgenden Tag. Nach eingebrochener Nacht famen aud) 
die hohen Flüchtlinge aus Thurgau zurüd und am 27. morgens 


41) Vorher Hatten fie ausführliche Mittheilungen über den Stand der 
Sachen von der St. Gallifchen Geſandtſchaft verlangt. (Schreiben Reutti’s 
an Gapo d'Iſtria, vom 23. September; im Züricher Aftenband über vie 
Sarganfer Unruhen, Nr. 1.) 
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nahm Gmür feine Präftvialverrichtungen wieder auf. Nun aber- 
mals gemeinfame (und nahezu vollftändige) Sigung mit den 
Repräfentanten; durch ven Bericht über die wirkliche Sachlage 
überzeugt, daß vor der Hand bewaffnetes Einfchreiten nicht er- 
forberlih, entließen fie, was an St. Galliſchen Milizen noch 
etwa in Dienft war, mit einziger Ausnahme ver für ihre Ehren- 
wache erforderliben Mannſchaft; den auf dem Marſch begriffe- 
nen Thurgauern wurde der Befehl zugefchickt, bis auf ausdrück— 
liche Forderung der Repräfentanten nicht einzurüden. Aber fie 
waren, von Neufirch her, fchon in den Kanton einmarfjchirt und 
wollten auf das Nachtlager in der Stabt St. Gallen nicht ver- 
zihten. Mit dem höchften Unwillen vernahmen dieſes die Bürger 
der Stabt, lärmten und fchimpften über die Regierung, wollten 
durhaus feinen Mann zur Einquartierung übernehmen. “Der 
Gemeinderath ſah fi genöthiget, die drei der Stadt angewie- 
jenen Kompagnien in den Wirthshäufern unterzubringen; mit 
der vierten Kompagnie geihah das Gleihe im Tablat, da die 
Bewohner von St. Fiden dem Beiſpiele der Hauptftabt folgten. 
Die Repräfentanten erließen an „Tämmtliche Bürger des Kans- 
tons“ eine Proklamation im Geift ihrer Aufträge, mit ausdrück— 
licher Beftätigung, daß die Einführung der Verfaffung alfällig 
„zu verändernden Kantons-Eintheilungen” keineswegs vorgreife; 
fie erflärten jeden Widerftand als „unrechtmäßig und ftrafbar”“ 
(27. Sept). Am folgenden Tag begaben fich Zellweger und 
Eicher nad Rheineck, verfammelten dort die Ammänner aller 
Gemeinden des NRheinthals, auch die Urheber der befannten Auf: 
tritte in den Kreisverfammlungen- von Thal, Berned und Mar- 
bach um fih, legten ihnen die Nothwendigfeit der Einführung 
der neuen Verfaſſung an's Herz und machten fie mit der fchweren 
Perantwortlichfeit für jeglichen Wiverftand befannt. Die Eins 
berufenen fagten ihre Unterwerfung und Mitwirkung für den 
bezeichneten Zwed zu. Der Aufftand im Rheinthal war zu Ende. 
Sonntags ten 2. Dftober wurden in den rüdftändigen Kreifen 
des Rheinthald die verorbneten Wahlen vorgenommen. Die von 
der Tagſatzung aufgebotenen und bereits in Marſch befindlichen 
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Truppen aus Züri und Aargau erhielten Gegenbefehl und 
nahmen zunächſt Stellung in Elgg. Den in der Stadt St. 
Gallen und Umgegend liegenden Thurgauer Milizen wurde, nad) 
einem Rafttag, der Rückmarſch über Goßau und Wyl nad ihrem 
heimathlihen Kanton befohlen. In Goßau wußten die Bauern 
recht gut, was ſich die Städter im Regierungsgebäube und in 
der Stadt jelbft herausgenommen; fie thaten daher wie biefe, 
und ed mußte ebenfalld zur Ginquartierung in den Wirthshäu— 
jern Zuflucht genommen werben. Ohnehin war die Voranzeige 
durch den Fourier eine verfpätete gewejen. Einige muthwillige 
Schimpfworte und Nedereien aus der Bauerfame liefen mit. 
Aber im Ganzen wurbe der Kommandant Egli und feine Truppen 
doch mit Anftand empfangen. ) Auf dem Weitermarich lehnte 
Zutzwyl die verlangte @inquartierung einer Kompagnie ab. 
In Wyl verweigerten die Bürger und der Gemeinderath die 
Einquartierung anfänglich ebenfalls; dem umftehenvden Bolt ge- 
genüber fommandirte nun Egli, in feinem Mebermuth: „Bataillon 
zum Feuer!” 2) Die Wyler zerftreuten fih und der Komman- 
dant erreichte feinen Zwed, daß für beinahe gefammte Mann 
Schaft Duartierbillete abgegeben wurben.. Am 30. September 
morgens verließ diefe Truppe das St. Galliiche Gebiet. Mitt: 
lerweile waren die Repräfentanten auch felbft in ven Bezirf 
Goßau eingerüdt. Sie forderten, mahnend und belehrend, auch 
hier was im Rheinthal. In Goßau hatte eine Vorverfammlung 
der Bauern im Hirfchen fih zu der Erklärung vereiniget: eine 
Nevolution wollen fie nicht, wohl aber eine Verfaffung, „bei 
der man es aushalten könne“; fte verlangen bie dem Bolf ge- 


*) Berhöre mit Gemeinderath Künzle und mit dem Kaufmann Löw, 
und Berichte des DVollziehungsbeamten Schildfneht (vom 30. September 
und 2. Dftober). 

2) Ernſtlich war es aber doch nicht gemeint. S. Bericht Egli's an 
die eidgenöfftfche Militärtommiffion in Zürich, vom 9. Oktober 1814. Im 
oben angeführten Aktenband der Stabtbibliothef von Zürich. gli ergeht 
fi in feinem Bericht eben fo leidenſchaftlich als unwiffend über ven Einfluß 
ber „Briefter”. 
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Bührenden Rechte, namentlich eigene und freie Wahl der Kau— 
tonsräthe. In diefem Sinne fchrieben die Vorfteher von Goßau, 
Andwyl, Niederwyl, Waldkirch, Bernhartzel und Niederbüren 
an die eidgenöffiichen Repräjentanten ; fie tadelten das ganze bei 
der Aufftelung der neuen Verfaſſung eingehaltene, volkswidrige 
Verfahren, wie das Ergebniß jelbft, beflagten die nun noch 
größeren Beichränfungen, als die früheren geweſen, wünfchten 
daher eine andere, befjere, entſprechende Verfaſſung; inzwiſchen 
haben fie die Bürger zur Ruhe gemahnt (Vorftelung vom 29. 
September). Die betheiligten Kreiſe unterzogen ſich aber doc; 
die früher Gewählten nahmen an. In Wyl hatten die Reprä- 
jentanten vier Stunden lang den Kantonsrath Wirz a Rudenz 
im Berhör; er gab eine beruhigende Erklärung für fein fünf: 
tiged Verhalten, ohne jedoch irgendwie eine ausbrüdliche Mit— 
wirfung zur Einführung der Verfaffung zugufagen (1. Oktober). 
Gleiche Einwirkung und gleiches Ergebniß gegenüber den von ben 
Repräfentanten nach Gonzenbach berufenen Vorgefegten der Kreife 
Mosnang und Kirchberg. Mit dem bisherigen Erfolg waren vie 
Repräfentanten dermaßen zufrieden, daß fie tie Entlaffung der 
aufgebotenen Züricher und Aargauer Truppen verlangten, die dann 
auch erfolgte. Solche Unterwerfung haben aber die Repräjen- 
tanten durch Mittel erzielt, welche neue Täuſchung des Volkes 
bervorriefen; fie verlangten Gehorfam und eröffneten gleichzeitig, 
daß unbehindert gutfindende Wünfhe an fie, die Repräfentanten, 
eingegeben werden mögen. Solches thaten dann in allem Ber- 
trauen und zwei Monate fpäter der. Kreisammann von Goßau 
und die Gemeindevorfteher von Andwyl, Waldkirch, Niederwyl 
und Goßau in ausführlicher Bittſchrift, durch welche das ganze 
bei der Berfaffungsänderung eingehaltene unvolksthümliche Ver: 
fahren, dann der Inhalt der Verfafjung jeldft, jo namentlich der 
verfünftelte Artikel über die Zufammenfegung des Großen Rathes 
und die Aufftelung des Kantonalwahlfollegiums (in weldem das 
Volk nur eine Stellen-Affefurang für die bei den Kreid- und Bes 
zirkswahlen durchgefallenen Regierungsräthe erblide), einer ſchar— 
fen Kritif unterftelt, auch die Wiederherftelung des Stiftes 
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Et. Gallen (ohne weltliche Herrſchaft deſſelben) verlangt wurde.9 
Viele Glieder der demokratiſchen Partei ſahen überhaupt die 
Repräfentanten als (ihnen günftige) Vermittler an. So bie 
Ausihüffe von Altftätten, 3. B. Hengartner und Hans af. 
Eufter, welche den Landammann Zellweger, noch in dieſer Zeit, 
um Verwendung für Aufftellung einer wirklich volfsthümlichen 
Berfaffung baten (27. Sept). Ebenfalls in Folge „Ermun— 
terung“ feitens der Repräfentanten erließ der wiſſenſchaftlich ges 
bildete D. Good v. Greplang aus Mels eine Denkſchrift an 
biefelben über das Bedürfniß einer ganz anderen Berfaflung für 
den Kanton St. Gallen, namentlih ganz direkter Wahlen in 
den Großen Rath (26. Dez.).?) 

Noch galt e8 Sargand und Utznach zu gewinnen oder zu 
erobern. Nach längerer Berathung im Kleinen Rath von St. 
Gallen wurde gefunden, mit der Landſchaft Sargand anzufangen, 
da, bei ver frieblicheren Haltung von Glarus, ald jene von 
Schwyz war, für die Einführung der Verfaſſung im Sarganfer: 
land fein Widerftand von Seite ded Standes Glarus beforgt 
werden mußte. Die Repräjentanten waren hiemit einverftanden 
und trafen am 7. Dftober im Städtchen Sargand ein. Der 
folgende Tag wurde zunächft zur Einvernahme der erften Lan— 
besbeamten, dann der Vorfteher des Landesausſchuſſes vermen- 
det; von jenen vernahmen vie Repräfentanten, daß fie in ihrer 
amtlichen Wirffamfeit gänzlich gehemmt feien, alle thatfächliche 
Gewalt in den Händen des Landesausfchuffes liege; hiermit 
empfahl der Vollziehungsbeamte Bernold das Land gütiger Be- 
handlung und fehrte, aus Beforgniß vor Bolkdaufläufen, nad 
MWallenftadt zurüd. Den Präſidenten ded Landesausfchufles, 
Joh. Bapt. Gallati, wollten die Repräfentanten dürch verjchie- 
dene Fragen und Mahnungen zum Geftändniß bringen, daß er 
ganz in ungefeglicher Stellung gehandelt habe und noch ftehe. 


I) BVorftellung an die NRepräfentanten, vom 30. November 1814. Im 
Aktenband Nr. 1 der von Zürich, über die „Sarganfer 
Unruhen“. 

2) Im gleichen Aktenbanp. 
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Sie fragten auch nach den Protokollen des Ausſchuſſes. Gal— 
lati antwortete in der ihm eigenen gewundenen und ausweichen- 
den Art, hatte Entichuldigungen für Alles und erklärte, daß er 
ald Abgeordneter des Landesausichufies gehandelt habe und 
deſſen Sache nicht untreu fein wolle. Hierauf fündigten ihm 
die Repräfentanten an: er fei gerichtlicher Unterſuchung verfallen, 
werde zu biefem Ende in Haft genommen und nad St. Gallen 
abgeliefert. Noch gaben fie ihm indeſſen Bedenkzeit und ver: 
langten von ihm die Unterzeichnung einer Erklärung, durch welche 
er feine verfchiedenen „aufrühreriihen Schritte” jelbft ald un— 
rechtmäßig und ftrafbar anerfennen und zugleich die Verficherung 
geben jollte, .von nun an nad beften Kräften zu Handhabung 
der geſetzlichen Ordnung mitzuwirken, ven Gejegen und der Re- 
gierung von St. Gallen gehorfam zu fein und auf ihren Ruf 
fih perfönlih zu ftellen. Doktor Good (Bater), ebenfalls vors 
beſchieden, erfannte gefchehene Ungefeglichfeiten und unterjchrieb 
fih in diefem Sinne. Gallati fhidte fih an zu folgen, fofern 
ihm ein unparteiifcher Richter zugefichert werde, was die Regie- 
rung von St. Gallen, nad feiner Anfiht, nicht wäre. Er erhielt 
nun die Zufage: daß Unterſuchung und Beurtheilung unter ihrem 
(ver Repräfentanten) Einfluß ftattfinden werde, und unterfchrieb 
alsdann. Noch denfelben Abend wurden dem Gallati die auf die 
Gründung und die Verrichtungen des Landesausſchuſſes bezüg- 
lichen Papiere abgenommen; einige bewaffnete und unbewaffnete 
Bauern, die fih in diefer Zeit vor dem Wirthshaufe anfam- 
melten und verfchiedentlich ihre Unzufriedenheit fund gaben, wur⸗ 
den befchwichtiget und zur Entfernung beredet. Gallati wurde 
nah Haufe entlafjen. Unter feinen Anhängern verbreitete ſich 
alsbalt die Nachricht, dem gefeierten Führer feien die Papiere 
des Landesausjchuffes gewaltfam abgenommen worden. Die 
Aufregung im Volke wuchs. Sonntag den 9. Dftober fam- 
melten fich größere Maffen in Sargans, zum Theil von Mels 
herangezogen, wo Johann Willi die Bauern jelbft während der 
Predigt hiezu aufgefordert hatte. Die Repräfentanten wurden 
nun wiederholt durch zahlreihe Mannſchaft, die ungeftüm in 
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ihre Wohnung drang, aufgefordert, die dem Gallati abgenom- 
mene Erklärung und übrigen Papiere wieder herauszugeben, 
was von beiden Repräfentanten abgelehnt wurde. Nach vielen 
Mahnungen und Erklärungen jchienen die aufgeregten Leute be- 
ruhigt abtreten zu wollen. Aber plößlich erſchien Gallati, reizte 
die Bauern aufs Neue, ftellte über die Aufgabe ver Repräjen- 
tanten Behauptungen auf, wonach fie nur vermittelnd zu wirfen 
hätten, was die Nepräfentanten als unrichtig zurüchviefen. 
Längerer Wortwechjel folgte, wobei aus dem Munde der Bauern 
die bebeutfame Aeußerung fiel, daß es ihnen nicht fo faft um 
Anſchluß an Glarus, als nur um eine mildere Regierung zu 
thun fei. Nachdem diefe Auftritte länger denn drei Stunden 
gedauert hatten, erklärten die Repräjentanten, daß fie nun abs 
reifen, dann aber mit nöthiger Macht wieder kommen und ber 
Eidgenoffenfchaft Genugthuung verfchaffen werden. Das Volt 
ſchien fi der Abreife widerfegen zu wollen; Einer padte Zell- 
mweger'n am Kragen, um ihn zurüdzubalten, ließ ihn aber fo- 
gleich wieder los. Endlich Fonnten fie in den Wagen einfteigen; 
in dieſem Augenblid verfuchte noch Einer aus dem Haufen 
(Kaſpar Hobi, von Ragnatih) durch einen kecken Griff auf 
den Rathsherrn Eicher, der zwilchen Dber- und Unterkleid Gal- 
lati's Papiere fefthielt, fich verfelben zu bemächtigen, was miß- 
lang. Nachmittags halb fünf Uhr enplich reisten fie von Sar- 
gans ab; auf dem Rückweg meldeten fie aus Altftätten dem 
Kleinen Rath, was oben in Sargans gejchehen. Montags 
ven 10. hielten fie gemeinfamen Rathichlag mit der Regierung, 
eilten dann nach Zürih und erftatteten folgenden Tages ver 
Taglagung ausführlichen Bericht. 1) Won diefer verlangten bie 


4) Theild aus Falls: Darftellung u. f. w., theils aus dem angeführ: 
ten Bericht des Landſchreibers Tobler, damaligen Sefretärd der Nepräfens 
tanten. Tobler tadelt Ejcher'n wegen allzu großer, Bitterfeit gegenüber ben 
Bauern, fand ſich zudem durch die gegenüber den demokratiſchen Beftrebun: 
gen ded Sarganferlandes zur Anwendung gefommene Zwangspolitif ſchmerz⸗ 
lich berührt und zog fich daher von weiterer Betheiligung an diefer Inters 
vention zurüd. 
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Repräfentanten ſchleunige militärische Maßregeln, „dem miß— 
fannten Anfehen ver Eidgenofjenichaft, ver beleidigten Würde ver 
Zaglagung und ihrer Repräfentanten Genugthuung zu verſchaf— 
fen“, vorzüglich aber auch in ver Abficht, „dur Unterwerfung 
der Landſchaft Sargans weitere Fortichritte des Aufruhrs, viel- 
leicht auch den Abfall anderer jest wieder zur Ruhe gebrachten 
Gegenden des Kantons St. Gallen zu verhindern“. Entipre- 
chender Beichluß folgte: die Landſchaft Sargans joll militäriſch 
bejegt, der Aufftand durch Waffengewalt bezwungen werben; 
drei Bataillone mit verhältnißmäßiger Artillerie und Reiterei 
wurden zu biefem Zweck aufgeboten, ftärfere Machtentfaltung, 
wenn nöthig, vorbehalten. Den Repräjentanten wurden Boll- 
machten bis zum Meußerften ertheilt: „im Falle bewaffneten 
MWipderftandes Nebellenchefs oder ſolche, die mit den Waffen in 
der Hand ergriffen würden, einem Militärgericht zu überliefern“. 
Schwyz wurde zu feinem Verhalten durch bejonderen Brief ver 
Tagfagung von dem Befchloffenen in Kenntniß geſetzt. Die 
eidgenöſſiſche Militärfommilfion gab Flug berechnete Befehle an 
den Truppenfommandanten zu Vermeidung jegliden Konfliktes, 
falls Schwyz die Grafihaft Utznach befegen und den Marſch 
der Bundestruppen nah Sargand irgendwie würde erſchweren 
wollen. Worfichtig beftimmte fie auch alle Etappen für bie 
Truppen ohne Berührung des Schwyzer⸗Gebiets. Für den eben 
erfranften Oberſt Holzhalb trat Oberſt Füßli aus Zürih in 
dad Kommando ein. Die zunächft aufgebstenen Truppen waren 
aus den Kantonen Zürih, Thurgau (wieder das Bataillon 
Egli) nebft einem Detachement Kavallerie aus St. Gallen, die 
einen über den Wallenfee, die andern über das Rheinthal be- 
fehligt; im der Gegend des Scholbergs follten fich die beiden 
Kolonnen in Verbindung jegen. In den militäriihen Inſtruk— 
tionen war au der Fall vorausgefegt, daß die Sarganfer „Ins 
furgenten” gegen die aud dem Rheinthal her marſchirende Kos 
lonne am Scolberg Wipderftand Ieiften würden. Wie früher 
in St. Gallen die Erhebung im Rheinthal, fo hatte man in 
Zürih Willen und Kräfte des Sarganferlandes zum Widerftand 


überfhägt. Es war auf einen folchen nie ernftlih abgefehen 
gewejen; wohl aber war das Volk erbittert, daß e8 von ben 
Glarnern im Stich gelaffen worben.t) Gallati floh in das 
Blarnerland; die Repräjentanten Zellweger und Efcher beſetzten, 
ohne das mindefte Hinderniß, aber zu großem Aerger der Glar⸗ 
ner, Sargand (17. Dftober); die Thurgauer rüdten am folgen- 
den Tag, vom Rheinthal her, in die Nähe vor. Der Volks— 
ftimmung aber trauten die Repräfentanten doch nicht; fie for- 
derten auch noch das dritte Bataillon (Imhoof aus dem K. 
Aargau), das dann zum Theil als Reſerve in das Rheinthal 
verlegt wurde. Zugleich ließen fih die Repräfentanten durch 
Gerüchte erfchreden, daß die unzufrievenen Sarganfer mit Ge 
finnungsgenofjen in Graubünden, diefe hinwieder mit foldhen 
im Teſſin, in Verbindung ftänden, das Komplot Begünftigung 
feitend der Kleinen Kantone erwarte. Die Regierung von 
Graubünden feste fih mit den eidgenöffiihen Repräjentanten im 
Sarganferland in Berbindung, um von ihnen allenfalls nöthigen 
Zuzug gegen dad Fatholifche Wolf im Hochgericht Diſentis zu 
erhalten, welcher auch, in bejcheidenem Maße und in zwei Ridy- 
tungen, über den Kunfeldpaß und rheinaufwärtd gegen Chur, 
zugefichert, durch ruhigeren Gang der Dinge in Graubünden 
jedoch überflüffig wurde. Während im Sarganjerland die Re- 
präjentanten mit Berhaftungen und Verhören fich bethätigten, 
fam, zu großer Freude und Ermuthigung der hiebei Betheiligten, 
eine Abordnung des Standes Glarus, Altlandammann Burger 
und Landeshauptmann Zwidi nad) Sargand, mit dem bdringen- 
den Wunſch Namens ihrer Regierung, daß die Befagungsmann- 
haft bälveft zurüdgezogen, für einmal mit ferneren Erefutiond- 
maßnahmen und Berhaftungen eingehalten werbe, die Einführung 
der Kantonsverfaflung nur in folcher Weile vor fih gehe, daß 
ver feierlich zugeficherte Statusquo keineswegs zum Nachtheil von 
Glarus abgeändert werde. Die NRepräfentanten beriefen fid auf 
bie Tagſatzung; dieſe aber ging auf die Hauptfadhe des Glar- 
nerifchen Begehrens nicht ein, faßte jedoch den mildernden Bes 
1) Verhör mit Franz Anton Good, von Mels, vom 22. Oft. 1814. 
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fhluß, die im Sarganferland liegenden Truppen bis auf ein 
Bataillon zu vermindern, das andere nebit Artillerie zurückziehen 
zu laffen. Betreffend vie von den Repräfentanten dringend ges 
forderte Verhaftung und Auslieferung Galati’8 lehnte die Tag- 
fagung "eigenes Einjchreiten ab, da dieß gemeinfchaftliche Auf- 
gabe der Regierung von St. Gallen und ver Repräfentanten 
fei. Jene jchritt dann zur. Ausfchreibung und Signalifirung des 
noch immer gefürchteten Mannes (4. November), fequeftrirte 
fpäter auch fein Bermögen. Aber Gallati ließ fich nicht finden; 
er hatte befjere Freunde ald die Regierung von St. Gallen; 
aus dem Kanton Glarus zog er für einmal in das Gebiet 
von Schwyz hinüber. Mittlerweile zogen die Repräfentanten 
die rüdftändigen Steuern im Sarganferland ein, bei 10,000 Gl., 
und, auf ihre Anordnung, fanden am 2. November die unmit- 
telbaren, am 7. die mittelbaren Wahlen ftatt. Die Unterjohung 
war vollendet, 

Mit Schwyz hatte St. Gallen fchwereren Stand als mit 
Glarus. Utznach war von der Erefution noch unberührt ges 
blieben. Die SProflamation der Repräjentanten vom 27. Sep- 
tember war dort, im Einverftändniß mit Schmid von Lachen, 
nicht veröffentlichet worden. Schwyz ſuchte auch gegenüber von 
Glarus eine vereinfachte Rechtöftellung zu gewinnen und erfuchte 
um Ausftellung einer Urfunde, durch welche Glarus die Anſprüche 
auf Utznach ausſchließlich an Schwyz abtrete; Glarus lehnte 
dieß ab, denn ed würde feiner „Reputation“ zuwiderlaufen und 
es gedenfe zudem, den Bundesentjcheid über feine Anſprüche ab— 
zuwarten (27. September). Gleiche Ablehnung aud in der 
Folge. Die Regierung von Schwyz verlangte beharrlid und 
durch wiederholte Schreiben an die Tagſatzung die Handhabung 
des wirklichen Statusquo bis Austrag der Sache, aljo vor der 
Hand Nidht- Einführung der neuen St. Galler-Berfaffung in 
Utznach. Nachdem Schwyz fid) monatelang von der Taglagung 
ferngehalten und vergeblich fi abgemüht hatte, einen engern 
Bund der Urfantone zu Stande zu bringen, wofür ed nur Nids 
walden gewann, trat die Regierung von Schwyz aus ihrer Ver- 
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einzelung heraus und es erſchien eine perſönliche Abordnung des 
Kantons Schwyz in Zürich; es waren die Landammänner Xaver 
v. Wäber und Aloys v. Reding. Viele Beſuche abftattend, 
ſprachen ſie auch bei Schraut zu, ernteten herben Tadel über 
die Iſolirung ihres Kantons und deſſen Verhalten in der Utz— 
nacher Sache; die Auslegung, die Schwyz dem Statusquo 
gebe, ſei mannehmbar. Schraut und ſeine diplomatiſchen Kol- 
legen gaben den Schwyzern zu verſtehen, daß ſchließlich der 
Wiener Kongreß das entſcheidende Wort über die Territorial- 
anftände jprechen werbe. Am 26. Dftober erjchienen die beiden 
Schwyzer in der Tagſatzung ſelbſt. Mit Freuden aufgenommen 
verlangten fie in beredten Worten die Beihlußfaffung , daß bie 
auf Weiteres jeglicher Schritt zu Einführung der neuen Ber: 
faffung in Utznach unterbleibe, gedachten ver in ihrem Kanton 
herrſchenden Aufregung des Volkes, das bereits eine Landsge— 
meinde und eigene militäriiche Belegung von Utznach verlangt 
hatte; eher als die beabfichtigte Veränderung des Statusquo »zu 
dulden, würde Schwyz das Aeußerfte wagen; für Schwyz würben 
in diefem Falle auch alle andereh demofratifchen Stände fih er- 
heben, riefen fie aus. Wäber hatte den Hauptvortrag, nament- 
ih über den rechtlichen Theil des Gefchäftes, gehalten; nad 
ihm ſprach noch Reding, tief ergriffen, von der traurigen Lage 
der Schweiz und führte der Tagfagung zu Gemüthe, daß bie 
bis jet getroffenen Maßnahmen nicht die geeigneten zur Her: 
ftellung des innern Friedens feien. Alsdann verließen die 
Schwyzer Gefandten die Berfammlung. Die Berathung war 
lebhaft. Die St. Galliihe Gefandtichaft blieb nichts ſchuldig, 
ging auf den gefchichtlichen Gang der Sache ein, betonte insbe— 
jondere, wie Schwyz im Jahr 1802 Ugnac felbft zurückge— 
wiefen habe. Abgefehen von der Rechtöfrage fei die gleidy 
mäßige Einführung der Verfaffung Gebot abfoluter Nothwen- 
digfeit, für das Volk von Utznach felbft ein Vortheil, weil es 
durch den Wiedereintritt feiner Abgeordneten in den Großen 
Rath um fo befier feine Wünfche und Bedürfniſſe wahren könne. 
„Die Tagſatzung habe nun zwifchen zwei Parteien zu wählen, 
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zwiſchen dem, was ihre Ehre, was Bundespflicht und das 
wahre Intereſſe der geſammten Schweiz fordere, und zwiſchen 
Herabwürdigung und Schwäche“, und warnend ſprach die Ge— 
ſandtſchaft im Schlußwort gegen etwaige Begünſtigung und Er- 
weiterung des Landsgemeindeſyſtems in der Schweiz. Nach 
mehrtägigen Zwiſchenverhandlungen ſtellte ſich die Tagſatzung 
in einer Mehrheit von neun gegen ſieben Stimmen auf die 
Seite von Schwyz, ordnete vor Allem eine Vermittlung zwiſchen 
den beiden ftreitenden Theilen an, und zwar folle dieſelbe „noch 
vor Einführung der neuen Berfafjung“ vorgenommen werben 
(29. Dftober). Für die Thätigfeit der Repräfentanten, die eben 
in diefen Tagen aus Sargand nad) Utznach übergehen wollten, 
um bier, wie oberhalb dem MWallenfee, die neue Verfaffung ein- 
zuführen, dann für die Regierung von St. Gallen, welche bals 
dige Konftituirung der neuen Kantonsbehörden in Abficht hatte, 
wirfte der Beihluß der Tagſatzung gleich einem Donnerjchlag. 
Beidfeitige Berechnungen, Pläne und Wünſche waren, wenn 
nidt völlig vernichtet, doch gründlich durchkreuzt. Sehr 
aufgebradt über die Tagſatzung, eilte Zellweger nad) Zürich, 
um ihren Beſchluß rüdgängig zu machen. In gleihem Sinn 
that die Regierung von St. Gallen das Ihrige, ohne unmittel- 
baren Erfolg; fie mußte feitens der Bundesverfammlung nod) 
Vorwürfe hinnehmen, daß fie zur Einführung der Verfaſſung 
geichritten fei, ohne zuvor hierüber die Taglagung zu Rathe ges 
zogen zu haben (Schreiben vom 12. November). In eben bie- 
jen Tagen famen die Repräfentanten nah St. Gallen, berich— 
teten über die Lage ded Sarganferlandes, entließen von den 
Truppen Dad Thurgauer Bataillon nebft der Artillerie und Ka- 
vallerie, wurden jeitens der Regierung durch eine Mahlzeit ger 
feiert und ftellten dann vor der Hand ihre WVerrichtungen ein; 
Zellweger ging in feine Heimath, Eſcher zu feinen Lintharbeiten 
(11. November). Die Regierung von St. Gallen legte münd— 
liche und fchriftliche Verwahrung gegen den Beſchluß der Tag- 
fagung ein, ftellte Später die Bedingungen, unter welchen fie fi) 
zur Vermittlung herbeilafje und erzielte wenigftend das Zuges 
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ftändniß, daß der Tagfagungsbeichluß ven Rechten des Kantons, 
auch der Einführung der Verfaffung unnactheilig fein jolle, die 
Vermittler nicht befugt feien, fih als Schiedsrichter aufzumwerfen, 
eben fo wenig den ftreitenden Gegenftand an das eidgenöfftiche 
Recht zu weiſen, endlih, im Fall des Sceiternd der Vermitt— 
lung, der Status „red ganzen Geihäfts”, wie er vor dem 
29. Dftober gewejen, wieder in volle Kraft treten werde (Bes 
ſchluß und Schreiben der Tagſatzung vom 24. November). Die 
Regierung von Schwyz nahm einmüthig die Vermittlung an 
und berief ald Vermittler die Schultheißen Rüttimann von Lu— 
zern und Glug-Rudti von Solothurn (ehemalige Landammänner 
der Schweiz) 9, St. Gallen den Staatsrath Ufteri von Zürich 
und den Staatsrath Stehlin von Bafel, Mitarbeiter Ejcher’s 
am Linthwerf. Bei dem Vermittlungsvorftand war St. Gallen 
durch die Regierungsräthe und Gejandten Zollifofer und Reutti, 
Schwyz durd die Statthalter Zay und Hediger vertreten. Zu 
vermitteln war nichts zwiſchen den beiden Streitenden, da jever 
auf feiner Forderung beharrte, Schwyz auf der Vereinigung der 
Landſchaft Utznach mit feinem Kanton, St. Gallen auf der Ab- 
lehnung jeglicher Gebietsabtretung, jo wie jeglichen Eintretens 
in irgendwelche Entihädigungsbegehren feitend von Schwyz. 
Die Vermittler waren gerade jo weit auseinander, als die 
Parteien. Rüttimann empfahl dem Kanton St. Gallen frei: 
willigen Berziht auf Utznach; Ufteri dem Kanton Schwyz das 
Gleiche. Bemerfenswerth ift die durdy die St. Galliiche Abordnung 
vorgetragene Aufzählung der Vortheile, welche Utznach durch die 
Vereinigung mit dem Kanton St. Gallen bereits genoffen. Diefe 
vergeblihen Verhandlungen waren vom 28. bis 31. Dez. 1814 in 
Zürich gepflogen worden. Während derſelben hatten die fieben Ges 
meinden der Landichaft Utznach durch Denkſchrift vom 23. De- 
zember ihr Begehren um Bereinigung mit dem Kanton Schwyz 


) Aus der einfchlägigen Berathung des Landraths ergibt fidh, daß da= 
mals eine Anregung gemacht worden ift, Benfen und Kaltbrunn, mit und 
neben Utznach, für den Kanton Schwyz in Anfpruch zu nehmen. Landrathe: 
protoll vom 3. November. 
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erneuert, hoffend, „man werde fie nicht als eine Heerde Vieh ans 
leben und ohne ihr Willen und Willen an Diefen oder Senen 
übergeben, verfaufen oder hintreiben”. Bor dem Auseinanders 
gehen waren beide Theile, Schwyz und St. Gallen, burd bie 
Bermittler zu gegenfeitigem friedlichen Berhalten gemahnt wors 
den. In Schwyz beftand aber eine ftarfe Volkspartei, die von 
ſolchem nichts wiffen wollte, und felbft Reding ftand unter dem 
Drude diefer Stimmung. Der Landrat) Iegte gegen Alles, 
was für die Einführung der St. Galler Berfaffung in Utznach 
geichehen möchte, Verwahrung ein, verlangte dießfalls volle be— 
rubigende Zufiherung binnen acht Tagen, und drohte mit Ein- 
berufung der Landsgemeinde, falls nicht entiprochen würde (Be- 
Schluß vom 19. Januar 1815). Er beihloß im Fernern, durch 
befonderes Schreiben den Schuß der übrigen alten Kantone an 
zurufen, verordnete allgemeine Bewaffnung aller Bezirke „zur 
Bertheidigung des Baterlandes”, befahl feinem Bevollmächtigten 
Schmid, unterdeffen auf Schloß Grinau zu verbleiben, genau 
zu adten auf alle Vorgänge im Utznacher Gebiet, den Uß- 
nachern mit gutem Rath an die Hand zu gehen. Da Niemand 
einen bewaffneten Angriff auf Schwyz vorhatte, jo fonnte das 
Aufgebot feinen anderen Zwed haben, als die militäriiche Be- 
fegung von Utznach. Unverfchoben erließ der öfterreichifche Ger 
fandte, Freiherr v. Schraut, ein dringendes Abmahnungsjchreiben 
an Schwyz: die verbündeten Mächte würden nicht zugeben, 
daß eine übel berathene Hand fich gegen ihr Friedenswerk er 
hebe; nichts wäre unzwedmäßiger ald die Ginberufung ber 
Landsgemeinde, denn der gute Rath jei nur in der Heinen Zahl 
der Klugen zu finden. Aehnliche Abmahnung erfolgte von Seite 
der Stände Bern, Freiburg, Graubünden und anderer ange 
iprochener Kantone auf den erwähnten Ruf um Unterftügung, 
beſonders fcharf von Bern. Aus dem Schreiben von Schwyz 
hatte diefer Kanton „auf die Möglichkeit gewaltfamer Unter 
nehmungen“ zur Durchfegung der Rechte auf Utznach geichlofien. 
Diefem entgegen ſprach Bern zu Schwyz: „Wehret joldem 
furdtbaren Uebel; verhindert, daß nicht von er aus der 
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Bürgerfrieg entzündet werde“ (30. Januar). Einläßlic belehrend 
hatte Graubünden empfohlen, ruhig abzuwarten, was feiner Zeit 
„die zu Wien vereinigte europäifche Weisheit“ ſprechen werde. 
Selbit von Glarus mußte fih Schwyz bei diefem Anlaß die derbe 
Erinnerung gefallen laffen: die Angelegenheiten beider Kantone 
ftünden beffer, hätte Schwyz fich feiner unglüdlihen Sonders 
ftellung enthalten und mit Glarus gemeinfam feine Sache im Schooße 
der Tagſatzung jelbft verfochten (Schreiben vom 1. Febr. 1815). 
Der Tagfagung fantte Schwyz eine neue Proteftation vom 
31. Januar mit der Drohung: wolle man vorgehen mit der 
Einführung der St. Galler Verfaſſung in Utznach, fo Fönnte 
leicht die Landsgemeinde, in ihrem Rechte ſchwer gefränft fich 
fühlend, auf Maßnahmen Bedaht nehmen, die Verfaffung von 
Schwyz dort einzuführen. Gleichzeitig antwortete die Regierung 
an Schraut mit Berufung auf urfundlihe Rechte und unter 
Betheurung, daß es nie ihre Abficht geweien, gefährliche Unruhe 
anzufachen oder zu verbreiten. 

Was Schwyz gethan war durch die Handlungsweiſe von 
St. Gallen hervorgerufen. Nach fehlgeihlagener Vermittlung 
mußte Schwyz entweder vor⸗ oder rüdwärts gehen. Zum Letz⸗ 
tern konnte es fih noch nicht entichließen, daher feine Anftrens 
gungen, einen nad feinem Einn ehrenvollen Ausgang herbeizus 
führen. Im Kleinen Rathe von St. Gallen war das Schei— 
tern des Vermittlungsverſuches „ganz erwartet”; man darf mehr 
jagen: e8 war erwünſcht. Solches Ergebniß verdanfte die Res 
gierung der Stanthaftigfeit Ufter’s in Vertheidigung der St. 
Galliſchen Stellung. Sofort beſchloß fie die Tagfagung bei dem 
gegebenen Worte zu faſſen und entlihe Einführung der Kan— 
tonsverfaffung in Ugnad zu verlangen (2. Januar). Die Res 
gierung wurde lebhaft unterftügt durch zwei Schreiben der Res 
präjentanten aus Trogen und Echänid, denn „es fei hohe Zeit”, 
fagten fie, „den Kanton St. Gallen dieſem mißlichen Zuftand 
zu entreißen und baturd zugleich den Weg zu bahnen, die Mi— 
litärfoften von demſelben wieder abzuwälzen“. Bon fnapper 
Ständezahl unterſtützt (Zürih, Bafel, Schaffhaufen, Graubünden, 





— 3897 — 


Aargau, Thurgau, Teſſin und Waadt, nebft Appenzell A. R.), 
fand das St. Galliibe Begehren Erhörung; denn der Beſchluß 
lautete: es jollen „tie Einführung der neuen Verfaſſung des 
Kantons St. Gallen und die vießfallfigen konftitutionellen Wah— 
fen im Bezirk Utznach, den Anſprüchen des Kantons Schwyz 
auf diefe Landſchaft unbeſchadet, nunmehr ohne andere® vor fid) 
gehen” (7. Januar 1815); Glarus proteftirte. Die Repräjen- 
tanten vereinigten fich wieder, trafen am 16. gl. M. in Utznach 
ein, verfammelten die Gemeindevorfteher und verlangten ihre 
Mitwirkung zu Einführung der neuen Ordnung. Das Voll, 
mürbe gemacht, und um dem herben Schidjal des Sarganferlans 
des audzumeichen, unterwarf fih dem Mactgebot. Die Wah— 
len wurten vorgenommen. Nach ihrer Beendigung begrüßte 
das Bezirfswahlforps die Repräfentanten durch eine Aborbnung. 
Zum Ueberfluß hatte Kommandant Fornaro von Rapperſchwyl 
den Repräjentanten für den Nothfall den Beiftann von 100 
Mann „zuverläßiger Truppen aus feiner Gegend“. zugelagt. 
Mit der Regierung zu gemeinfamem Rathichlag verfammelt, ers 
ftatteten ihr die Nepräfentanten Bericht: die Führer hätten. fih 
theifweife ſelbſt zurüdgezogen. Die Gefahr weiterer Störungen 
wurbe als befeitiget erflärt und auf Antrag der Repräfentanten 
befchloffen, unverweilt zu Einberufung und weiterer Ergänzung 
des Großen Rathes, dann zur Konftitwirung der neuen Behörs 
den zu fchreiten. Auf Anfrage der Nepräfentanten, ob fie ihre 
Sendung nun als beendiget anfehen mögen, wurden. fie erfucht, 
bis zu Einfegung der neuen Regierung noch auszuharren. Gleich— 
zeitig bezeichneten fie den Zeitpunkt. ald geeignet, den Kanton 
von den Erefutiondtruppen num gänzlich zu befreien, was um 
jo mehr gejchehen könne, als die „Verhörkommiſſion“ überall 
willigen Gehorfam finde. Am 6. Februar war der Kanton 
von den legten jener Truppen geräumt. Das Volf blieb ruhig 
auh nad ihrem Abzug; aber die früher Unzufrievenen waren 
ſolches noch, und glaubten noch immer, das Recht fei auf ihrer 
Seite. Eine ſcharf gehaltene Proflamation der Repräfentanten, 
aus St. Gallen erlaffen, Fündete gefammtem Volk des Kantons 
25 * 
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die nah dem Willen ber Tagfagung vollzogene Unterbrüdung 
des Aufruhrs an und bie in Folge deſſen beſchloſſene Zurüdzies 
bung der Truppen aus dem Kanton. Beigefügt war die War- 
nung, daß jede weitere Anftiftung neuer Unruhen von ber St. 
Galliſchen Obrigkeit, oder nad Umftänden felbft durch die Bun- 
desbehörde, zur Strafe gezogen würbe (24. Januar). 

Mit jener Berhörfommilfton verhielt es fih wie folgt: 
Unmittelbar nad dem Ausbruch der aufftändifchen Bewegungen 
im September und Dftober hatten nur vereinzelte, wenn aud) 
zahlreihe, Einvernahmen, theils durch St. Galliihe Beamte 
oder Kommifjäre, theild durch die Repräfentanten jelbft ftattge- 
funden. Zufammenhängende und vollftändige Ergebniffe konnten 
nit vorliegen. An Erlaſſung einer allgemeinen Amneftie, fo 
jehr fie durch alle Umftände geboten war, ſchien Niemand zu 
denfen. Es fam nur in Frage, ob das ordentliche verfaffungs- 
gemäße, oder ein außerorbentliches, außergejepliches Prozeßver⸗ 
fahren einzufchlagen fei, und ob die Erefutiondfoften, wie es 
ſchon längft Abfiht war, auf die Schuldigen zu verlegen feien. 
Ueber dieſe Fragen ratbichlagten die Repräfentanten und bie 
Regierung gemeinfam (2. und 3. Dezember 1814). Die Re- 
präfentanten, mit Gmür, Meßmer, Müller-Frievberg und Fels, 
‚waren einig für Nieverfegung eines eidgenöffiihen Gerichts, an 
deſſen Ermeſſen Alles übergeben werben ſolle. Die Minderheit, 
für fie Falf, widerfegte fi dem Vorhaben mit ausführlichen 
Bortrag: Delegation der Rechtsſprechung an die Eidgenoſſenſchaft, 
beziehungsweile an ein eidgenöffifches Gericht, wäre jo verfaf- 
fungswidrig, wie jedes im Lande felbft aufzuftellende Spezial 
gericht; nichts, am wenigften der Vorwand der Zwedmäßigfeit, 
berechtige zur Ausſtellung der verfafjungsmäßigen Gerichte. Ber 
geſſen jolle man auch nicht, daß der Widerftand des Bolfes in 
politiiher Beziehung, d. 5. der Widerſtand gegen die Ein- 
führung der Verfaſſung und die Vornahme der Wahlen ein ganz 
berechtigter gemwejen. Soldyer Widerfprud wurde von der Mehr- 
heit mit großem Berbruß vernommen, der Hauptantrag bann 
verfhoben. Beichloffen wurde die Nieverfegung einer Unterfu- 
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hungsfommiffton feitend der Regierung mit Zugabe eines eid⸗ 
genöfftfchen Kommiſſärs feitens der Nepräfentanten, damit diefe 
fih von der Unparteilichfeit der Unterſuchung verfichern Fönnten. 
Diefe Kommiſſion einfah an das gejegliche Unterfuchungsver: 
fahren zu weiſen, gefiel nicht; es follte ihr eine beſondere In— 
ftruftion ertheilt werben. Bei der durch Zellweger und die Res 
gierung gemeinfam gepflogenen Berathung berfelben ſetzte es arge 
Zerwürfniffe ab, weil erfterer die verlangte Aftenmittheilung an 
die Regierung (diefe war nad Geſetz Anflagefammer) ald Kund- 
gebung verlegenden Mißtrauens in die Repräfentanten anfah. 
Die fchließlih genehmigte Inftruftion verordnete genaue Aus- 
ſcheidung der fich ergebenden Fälle in rein politifche Vergehen 
mit oder ohne gleichzeitigen PBolizeivergehen ober Kriminalver; 
brechen verübt, dann in bemafjneten oder unbewaffneten Aufruhr 
gegen die Kantondregierung, gegen die Eidgenoſſenſchaft und 
ihre Repräfentanten, endlich gegen das eidgenöſſiſche und fan- 
tonale Militär begangen; wegen bleibender Verhaftung war Be- 
richterſtattung an den Kleinen Rath geboten; trug biefer Bes 
denken, entſprechende Verfügung eintreten zu lafjen, fo blieb ges 
meinfamer Entjcheid mit den Repräfentanten vorbehalten (14. Des 
zember). Das Unterfuhungsverfahren war in perfönlicher und 
ſächlicher Beziehung ein außergefeglihes. Die Kommilfion war 
unter Anderem auch angewiejen, über dad Vermögen der Schul- 
digen „dienliche Erkundigungen“ einzuziehen. Diefe außerordents 
liche Unterſuchungskommiſſion wurde in einfachfter Weile beftellt: 
die Regierung ernannte den Craminator Kl. v. Saylern zum 
BVerhörrichter, mit Beizug ded gewöhnlichen Sefretärd der St. 
Galliſchen Kriminalbehörde; die Repräfentanten bezeichneten als 
Aſſeſſor den zürcher'ſchen Kriegskommiſſär Dery, der bereitö vor: 
angehend fchon fi bei den Werhörarbeiten der Repräfentanten 
im Sarganferland betheiliget hatte. Eine Kundmadhung ver 
Regierung gab dem Volfe Kenntniß von Veranlafjung und Zwed 
diefer Maßnahme und verpflichtete Beamte und Bürger, allen 
Anforderungen der „SpezialsKommiffion Gehorfam und Folge 
zu leiften“, erftere noch insbeſondere, „diejelbe in ihren Verrich—⸗ 
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tungen fräftig zu unterftügen” (31. Dezember). Eine Inftrufs 
tion für die „der Verhörkommiſſion zugegebenen eidgenöfftichen 
Truppen” regelte deren polizeiliche Hülfeleiftung. 

Dem militärifhen Einfchreiten der Tagſatzung und ihrer 
Repräfentanten kam die Diplomatie am Wiener Kongreß er: 
muthigend zu Hülfe Daß vie Völkergeſchicke ſchließlich von 
diefer Berfammlung würden entſchieden werden, daran zweifelte 
Niemand. Daher entjendete auch die Eidgenoffenihaft eine Ab— 
ordnung nah Wien: Bürgermeifter Hans v. Reinhard, den 
Staatsraty Montenah aus Freiburg und den Bürgermeifter 
Mieland von Bafel. Die Kantone, welche beſondere Intereſſen 
zu vertreten hatten, thaten ein Gleiches. Der ehemalige helves 
tiſche Direktor Laharpe und der ehemalige Minifter des Innern 
Dr. Rengger waren für Waadt und Aargau gegen bie Anfprüche 
von Bern abgeorbnet. Die Regierung von St. Gallen, die 
Angriffe auf diefen Kanton vor der Diplomatie wirffam zurück— 
zufchlagen, ſchloß fih an obige Schritte an, bevollmächtigte Reng- 
gern auch für St. Gallen (3. September 1814) und empfahl 
ihre Sache gleichzeitig auch dem einflußreihen Laharpe, denn 
nur dur feine Bemühung und unter dem Schuß des großher: 
zigen Monarchen, dem man die Rüdfehr zu befferen Zuftänden 
verdanfe, könne diejelbe auch befeftiget werden; Anfpielung auf 
den Kaijer von Rußland, ver, wie früher Napoleon, als ter 
Retter St. Gallen’8 angerufen wurde. Laharpe veriprach das 
Beſte. Eine ausführlide Denkfchrift, in franzöfifcher Sprache, 
vom Kleinen Rath ausgegangen, führte Rengger'n vertraulich 
in die Berfegenheiten der St. Galliſchen Regierung ein und be: 
zeichnete die Angriffs- und Bertheidigungspunfte; fie enthielt 
insbefondere auch den Auftrag, fi den Anfprücen des Fürften 
Pancratius, felbft der bloßen Wiederherftellung des Stiftes als 
ſolchen, zu widerfegen; denn fchon mit leßterer wäre der Kanton 
bald verloren. Am Kongreß beftand ein eigened Komite für vie 
Schweizer Angelegenheiten. Auch Rengger wurde vor daſſelbe 
berufen und reichte ein Memorial gegen die Gebietsanſprüche 
von Schwyz, Glarus und Appenzell J. R. ein. Nur von diefen 


— 391 — 


wurde Kenntniß genommen und verhandelt, fchrieb Rengger, 
und die unveräuberte Beibehaltung des St. Galliichen Kantons- 
gebieted türfe ald ausgemacht angefehen werben; die demofra- 
tiſchen Kantone feien feinesmegs Jn Gunft am Kongreß (Ber 
riht vom 5. Dez. 1814). Die Wünfhe der St. Galliichen 
Regierung gingen beftend in Erfüllung. 

Was Fürft Pancratius anftrebte, fand, wie die Gebiets— 
anfprüche der genannten Kantone, in Wien nicht den geringften 
Anklang. Die drei Abgeordneten der Tagjakung machten dem 
Fürften einen Anftandsbefuh; ihre Stimmung aber war eine 
gegneriiche. Vom Kardinal Eonfalvi erfuhr er, daß der öfter: 
reichiſche Staatsfanzler, Fürft v. Metternich, feine für Wieder: 
herftelung des Stiftes St. Gallen eingegebene Note nicht ein- 
mal annehmen wollte. Bon dann an trat Gonfalvi jelbft für 
daffelbe in die Schranken, doch ohne Erfolg. Jede Nachfrage 
bei den Bevollmächtigten der verſchiedenen Staaten wurde mit 
der Erflärung beantwortet: die Wiederherftelung des Stiftes 
gehe nicht an; dagegen fei feine, des Fürften, PBenftonirung ge: 
fichert, welche Pancratius aber, wie bei früheren Gelegenheiten, 
fo auch jet wieder anzunehmen verweigerte. 

In St. Gallen fhritt man mit dem Werke der Neufonfti- 
tuirung vor. Es verfammelte fib das kantonale Wahlfollegium 
und bildete die dreifache Vorfchlagslifte für die fiebenzehn durch 
den Großen Rath ſelbſt zu wählenden Kantonsräthe. “Der 
Große Rath fodann, am 3. Februar verfammelt, jchritt zu ben 
ihm zuftehenden Wahlen, Eonftituirte fih, allſo ergänzt und in 
feinem Perſonale wenig verändert, in neuer Berfammlung am 
22. gl. M., leiftete in Gejammtheit den neu vorgefchriebenen 
Kantonseid und befchloß, entgegen den bei den Verhandlungen 
in Züri) jo oft Fundgegebenen Wünſchen um Aufftelung einer 
zahlreicheren Regierung und nach langer Erörterung, daß die 
jelbe, wie bisher, nur aus neun Mitgliedern beftehen joll. 
Wieder einmal, nad langer Störung, faß der Große Rath in 
achtungswerther Anzahl anweſender Mitglieder (das Protokoll 
gibt deren 130 an). Den Regierungswahlen ging fichtbare 
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Spannung voran. Eine Beränverung mußte erfolgen, da ftatt 
biöheriger ſechs katholiſcher Mitglieder nah neuer Verfaſſung 
deren nur noch fünf gewählt werden durften. Den in folden 
Tagen üblihen Wahlumtrieben fiel Dominif Gmür ald Opfer; 
er war namentlich ben Proteftanten nicht mehr eine genehme 
Perſon. Der Kleine Rath wurde in folgenden Perſonen be» 
ftelt: Müller⸗Friedberg, Zollifofer, Reutti, Meßmer, Büeler (bis: 
heriger Präftvent des Appellationsgerichts), Joh. Jakob Speder 
(zur Zeit Vollziehungsbeamter im Bezirf St. Gallen), Falk, 
Melchior Kubli (der ehemalige Schtevsrichter im Stift St. Gal- 
liihen Streit vom Jahr 1797, nun Bürger von Quinten) und 
Dubli (23. Februar 1815). Hermann Feld hatte fich eine Wie 
derwahl im Laufe der Sfrutinien verbeten. Müller⸗Friedberg 
und Zollifofer wurden zu Landammännern gewählt. Won biefer 
Zeit an wurde die Gegnerfchaft zwilchen erfterem und ben Brü- 
dern Gmür eine bleibende und drang in alle Staatsverhältniffe. 
Müller-Friedberg, nach langer für ihn gefährlichen Krifis, ftand 
wieder an der Spike des Staates. Capo d'Iſtria beglüd- 
wünſchte jchriftlih von Wien aus das nunmehrige erfte Stan- 
beshaupt von St. Gallen. Noh am Wahltage Tonftituirte fich 
die neue Regierung. Müller-Friedberg, als erfter Landammann, 
übernahm das Präfidium des Kleinen und ded Großen Rathes 
zugleich; der legte nach alter Verfaffung gewählte Präſident des 
Großen Rathes, Meßmer, trat in diefer Eigenfchaft ab. Der 
gewejene Regierungsrath Germann überging in das Appella- 
tiondgeriht und wurde zu deſſen Präftventen gewählt. Die 
Regierung meldete ihren Amtsantritt „den geliebten Mitbürgern“, 
dann auch allen übrigen Ständen der Schweiz, der Tagſatzung, 
den Gefanbten der auswärtigen Mächte und den eidgenöſſiſchen 
Repräfentanten. Diefe legten ihre Vollmachten in die Hände 
der Tagfagung zurück und empfingen deren Dank für den in 
ihrer „mühevollen Stellung bewiejenen vaterländifchen Eifer“ 
(25. Februar). Der Große Rath beftätigte in neuer Wahl bie 
beiden bisherigen Abgeorbneten ded Kantons an der Tagfabung. 
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Dritter Abſchnitt. 
Schwyz gibt Utznach auf. Die Entfcheidung der Kongrefmächte über bie 
Schweizer: Angelegenheiten, inbegriffen die Territorialanfprachen; Fürft Ban- 
cratius penflonirt. Rückkehr Napoleon’s nach Frankreich; neuer Kriegszug 
ber Alliirten gegen benfelben. Die Schweiz waffnet zur Sicherheit gegen 
Frankreich. Ihre Militärkonvention mit den Mächten; Botum St. Gallen’s. 
Theilweifer Einmarſch des eidgenöffifchen Heeres in Frankreich; Meuterei, 
bei welcher auch St. Gallifche Truppen beiheiliget. Der Bundesſchwur 
vom 7. Auguft. Entlaſſung des eidgenöffischen Heeres. St. Gallen in fer 
nem Innern;’Ergebniffe der Spezialunterfuchung; nur befchränfte Amneſtie. 
St. Gallen's Entſchädigung an die alten Kantone. Kaifer 
Franz I. von Defterreih in St. Gallen. 
(Bom Februar bis Herbft 1815.) 


Die Anftände zwiſchen ven Kantonen hatte die befannte 
Uebereinfunft vom 16. Auguft 1814 genau in zwei Klaſſen 
ausgeichieven: folhe von Anſprachen auf Entihädigungen und 
Vergütungen herrührend, und jene viel wichtigeren Anfprachen, 
welche auf einzelne Gebietätheile dieſes oder jenes Kantons ger 
macht wurben. Erſtere waren nach vergeblicher Vermittlung an 
das fchiedsrichterlihe Forum gewieſen worden. Da Schwyz 
aber Gebiet, nit Geld, von St. Gallen gefordert hatte, fo 
fonnte der Streit zwifchen jenem Kanton und St. Gallen um 
die Landihaft Utznach nicht durch Schiedsrichter ausgetragen 
werben. Hinfichtlih der Gebietsanfpradhen enthielt die Ueber- 
einfunft die Beftimmung, daß die betreffenden Landestheile fo 
lange von der Bundesgarantie auszunehmen feien, bis bie dars 
auf haftenden Anfprühe „durch fernere Entwidlung ber vieß- 
fallfigen Verhältniſſe“ ausgetragen und befeitigt fein werben. 
Was unter diefer „ferneren Entwicklung“ zu verftehen jet, blieb 
unentichieden. Als entſchieden aber mochte angefehen werben, 
dag nicht die Tagjagung über die Gebietsanfprachen zu ente 
ſcheiden befugt jeiz die Kantone, man denfe nur an Bern, wür⸗ 
den fi einem dahin zielenden Beſchluß nicht unterzogen haben. 
So blieben die Anfpraden von Schwyz und Glarus auf St. 
Galliſche Gebietstheile noch immer hängend, während bie Tags 
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fagung die neue Verfaffung St. Gallen's auf erefutoriichem 
Wege hatte einführen laffen. St. Gallen fah in ver „ferneren 
Entwidlung* nichts anderes als den zu erwartenden Entjcheid 
des Miener Kongreffes. In gleichem Sinne hatten fich bereits 
im Dftober die auswärtigen Minifter mündlich gegen bie 
Schwyzer Abgeorpneten MWäber und Aloys Rebing ausgefpro- 
hen: „alle Zerritorialftreitigkeiten werden in Wien entjchieden 
werben”; folche8 wurde ihnen gejagt, und um fo mehr bebauer- 
ten fie, daß Schwyz; in Wien nicht vertreten fei. Aber um fo 
Ihwieriger war nun die Stellung von Schwyz, und unerklärlich 
ift e8, auf wen es denn eigentlich feine Hoffnung gejegt hatte. 
Wirklich wuchfen feine Verlegenheiten. Die Drohungen hatten 
nicht verfangen; gegen die Waffnung und einen allfälligen Hand— 
ftreih auf Utznach waren feiner Regierung ernftlihe Mahnungen 
zugegangen. So blieb nur noch der Rückzug übrig. Er erfolgte 
durch die Verhandlung einer neuen Landsgemeinde, von welcher 
nach vernommenem Bericht des Landammanns über die erfolg- 
[08 gebliebenen Bemühungen der Regierung beſchloſſen wurde: 
„daß in der beruhfgenden Weberzeugung, alles verfucht. und ge- 
than zu haben, foviel in unfern Kräften lag, um den Bewoh— 
nern von Utznach den hierorts zugeficherten Schug und Schirm 
angedeihen zu laffen, man wohl unfere Rechte auf Utznach feier 
lich vorbehalten und verwahren, übrigens aber einsweilen ab» 
warten wolle, bis das Refultat von dem Kongreß der hoben 
Mächte eingelangt fein werbe, nach welchem dann Alles wieder 
bei diefer hohen Verfammlung in Berathung genommen werten. 
ſolle“ (5. März). Hediger aus dem Muottathal hatte ver 
gebens für energifche Behauptung von Utznach geiprocdhen. *) 
Das war das friedliche Ende der langen Fehde, offenbar nächfte 
Folge der ſchon befannt gewefenen Entjcheide in Wien, daß alle 
geforderten Gebietdabtretungen feitens der neuen Kantone an 
die alten abgeichlagen feien. So war ed denn auch. Ber 
ftrebungen Englands, auf die Territorialeintheilung der Kantone 


1) Landsgemeindebericht, im Kantonsarchiv Schwyz. — Bertraulicher 
Bericht Vettiger's an die St. Gallifche Gefandifchaft, vom 7. März 1815. 
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und daherige Anſprüche zurüdzufommen, hatte Reinhard tapfer 
und mit Erfolg aus dem Felde gefchlagen. Er erklärte: wollte 
man Anfprüche einzelner Kantone auf Zerftüdelung anderer be- 
rüdfihtigen, jo würde dann auch er, für Zürich, al8 Anfprecher 
auftreten, die Grafichaft Baten, das Kelleramt, tie Stadt 
Rapperſchwyl mit Umgegend, und wohl aud einen Theil des 
Kantons Thurgau verlangen. Gleihe Beharrlichfeit wie für 
unveränderte Gebietseintheilung entwidelte Reinhard gegenüber 
den Anfprücden des Fürften PBancratius von St. Gallen. Er 
befämpfte jelbft die von Severoli, dem päpftlihen Nuntius in 
Wien, ohne Zweifel im Einverftändniß mit Kardinal Conſalvi zur 
Sprache gebrachte und empfohlene, Wieverherftellung des Stiftes 
St. Gallen mit Uebertragung der bifchöflihen Würde auf ven 
Abt (alſo den Älteren päpftlihen Plan vom Jahr 1804); wider: 
jegte fich überhaupt jedem derartigen Verſuche aus allen Kräften. 
Unter erwähnten Umftänden Fonnte für das Stift St. Gallen 
jo wenig ald für die alten demofratifhen Kantone das ge- 
mwünjchte Ergebniß erzielt werden. Für letztere brachte Capo 
d'Iſtria eine den neuen Kantonen aufzuerlegende Entſchädigung 
an Geld auf die Bahn. Zur Befriedigung Bern’8 wurde die 
Ueberlaffung des größeren Theiles von dem den Franzofen abs 
genommenen ehemaligen Bisthum Bafel’fchen Gebiete im Jura 
auserjehen. Schwieriger waren die Verhandlungen wegen ber 
ichmeizerifcherfeit8 verlangten Gebietsabtretungen zu Gunften 
Genf's und der beharrlich betriebenen Rückgabe des Veltlins 
mit Chiavenna und Bormio. 

Noh waren diefe Angelegenheiten nicht vollftändig ausge— 
tragen und georbnet, als ein Ereigniß von erfchütternder Wirk: 
jamfeit eintrat. Kaifer Napoleon war aus feiner Inſel Elba 
-auf franzöfiihen Boden hinübergefchifft und hatte dort gelandet, 
als fih in Wien die Fürften und Minifter über manche häfelige 
Frage noch herumſtritten. Allfeitige Gefahr machte fie einig. 
Am 13. März erklärten die acht Kongreßmächte ihren großen 
Gegner als Weltfeind, ftellten ihn außer den Schuß des Völker⸗ 
rechts und verficherten alle Länder, die von ihm angegriffen 
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werben würden, ihres Beiftanded. Es war dieß die Anfün- 
digung eined Bernichtungsfrieged gegen den wiedererftandenen 
Kaiſer und Eroberer, der deſſen ungeachtet, von den franzöfifchen 
Truppen lebhaft begrüßt und unterftügt, alsbald feinen militä- 
riſchen Einzug in Paris hielt. Zu gleicher Zeit erfolgten nun, 
nebft der eventuellen Erklärung der Anerkennung und Gewähr: 
leiftung ber immerwährenvden Neutralität der Schweiz, die bereits 
früher vorbereiteten Entſcheide über deren innere Angelegenheiten, 
unter dem Titel eined „Vergleichs“, wejentlih wie folgt: ver 
unverlegte Beftand der neunzehn Kantone, wie fich dieſelben zur 
Zeit der Mebereinfunft vom 29. Dezember 1813 befanden, wird 
ald Grundlage des fchweizeriihen Bundesſyſtems anerkannt; 
Wallis, Neuenburg und Genf find der Schweiz einverleibt und 
werben drei neue Kantone bilden. Das Bisthum Bafel und 
die Stadt Biel mit ihrem Gebietsumfang follen Fünftighin einen 
Beftandtheil des Kantons Bern bilden, erftered mit Ausnahme 
eined Bezirfed von drei Duadratmeilen Umfang, der dem Kan—⸗ 
ton Baſel einverleibt werden joll; die Kantone Bern und Bajel 
entrichten dagegen dem geweſenen Fürftbiihof von Bajel (für 
feinen und der Domherren Unterhalt) einen Tebenslänglichen 
Jahrgehalt von 12,000 Reichsgulden. Der Stadt Genf wird, 
gegen Savoyen hin, eine angemefjene Gebietserweiterung zuge— 
ſichert. Behufs gegenfeitiger Entfhädniffe werben die Kantone 
Aargau, Waadt, Teſſin und St. Gallen den alten Kantonen 
Schwyz, Unterwalbden, Uri, Glarus, Zug und Appenzell 3. R. 
eine Summe bezahlen, die zum Behuf öffentlicher Unterrichts» 
anftalten und zu Beftreitung der Landesverwaltung (jedoch vor: 
züglih für den erften Gegenftand) in den genannten Kantonen 
verwendet werden fol; für Aargau, Waadt und St. Gallen 
wurde bie an bie genannten alten Kantone zu entrichtende 
Summe auf 500,000 Schw. Franfen beftimmt; als Maßſtab 
der Leiftungen und des Bezugs für die einen und die andern 
Kantone wurde die für die Beftreitung der Bundesausgaben 
feſtgeſetzte Beitrags⸗Skala bezeichnet; Teſſin hatte an Uri bie 
Hälfte des Ertraged der Liviner Zölle zu bezablen. So waren 
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die im Auguft 1814 von den klagenden Kantonen eingegebenen 
Gebistd- und Entihädigungsanfpraden beantwortet und abges 
than. Der Art. 9, St. Gallen betreffend, lautet wörtlid: 
„die dazwiſchenkommenden Mächte, anerfennend, daß die Ge 
rechtigkeit erheiihe, dem Fürftabt von St. Gallen ein ehren- 
volles und unabhängiges Dafein zu fichern, verorbnen! der 
Kanton St. Gallen wird ihm einen lebenslänglichen Jahrgehalt 
von 6000 Reihsgulden, und feinen Beamteten einen Iebens- 
linglihen Jahrgehalt von 2000 R.Gl. bezahlen. Diefe Jahr: 
.gehalte follen, vom 1. Jenner 1815 an gerechnet, vierteljährlich 
dem Direktorial-KRanton zugeftellt werben, welcher viefelben nad 
obigem Berhältniffe an die Verfügung des Fürftabted von St. 
Gallen und feiner Beamteten wird auszahlen laſſen.“ Gleich 
zeitig ſprachen die intervenirenden Mächte die Erwartung aus, 
daß bie Kantone micht zögern werben, tem durch die große 
Mehrheit ihrer Mitftände bereit zu Stande gefommenen Buns 
beövertrag beizupflicten; die Uebereinfunft aber vom 16. Auguft 
1814, da „ihr Zwed vermittelft der Erklärung der Mächte 
ſchon erreicht ift”, ſolle nun „von ſelbſt als nicht gefchehen ans 
gejehen werden“. Folgte noch die Erklärung: „Um die Ruhe 
der Schweiz mehr und mehr zu befeftigen, liegt es in dem 
Wunſch der Mächte, daß eine allgemeine Amneftie allen den— 
jenigen ertheilt werde, welche durch eine Zeit von Ungewißheit 
und Spannung irre geführt, auf irgend eine Weile ver be- 
ftehenden Ordnung zumider handeln mochten;“ dieſe Urfunde 
wurde ausgefertiget zu Wien am 20. März 1815 durch bie 
bevollmächtigten Gefandten von Defterreih, Spanien, Frankreich, 
Großbritannien, Portugal, Preußen, Rußland und Schweden. 
Alsbald berief Stratford Canning, der britiihe Geſandte in der 
Schweiz, die Gefandtihaften von St. Gallen und Aargau an 
der Tagſatzung zu fh, und ermahnte fie, zu Hanben ihrer 
Kantone, zu bereitwilliger Annahme der Kongreß-Entfcheide; 
Dppofition fünne da nicht angehen und wäre nur Vorſchub für 
die eigenen Gegner; aud damit follen ſich die beiden Kantone 
vertraut machen, daß ein unbebingtes Neutralitätsverhältnig 
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nicht angehe, die Umftände vielmehr den Anſchluß an die Po— 
litif der Mächte erheilhen (6. April. Die Tagfagung ſprach 
am 27. Mai ihren Beitritt aus zu ber Erklärung der Mächte 
und verfprach gleichzeitig die getreue und gewifjenhafte Erfüllung 
ber in derſelben enthaltenen Vergleichs-Bedingungen. Der St. 
Galliſche Bevollmächtigte am Wiener Kongreß, Rengger, mel- 
dete der Regierung: „das Ergebniß hätte für St. Gallen nicht 
befricdigenver ausfallen können; die Opfer, die ihm dagegen 
aufgelegt werden, haben um fo weniger abgewendet werben 
fönnen, da der Vorſchlag dazu gerade von der Geite fam, von 
welcher die neuen Kantone die mehrfte Unterftügung genofjen 
haben. Solde Opfer ſeien mothwendig geweſen, um das 
Mefentlihe zu erhalten“ (27. März). Inzwiſchen hatte Fürft 
Pancratius, als, ihm die Entſcheide der Mächte vorläufig be- 
fannt geworden, unter Billigung des Cardinals Eonjalvi, wider 
jede etwaige Kränfung und Beeinträchtigung der Rechte feines 
Stiftes St. Gallen feierliche Verwahrung eingelegt und ſich 
zugleich jede für feine Perfon zu beftimmende Entihädigung 
verbeten (13. März). Die Gefandten der Mächte aber vers 
harrten auf ihren Entfcheiden und fchritten in erzählter Weije 
zu ihrer urfundlihen Ausfertigung; die amtliche Kunde hievon 
war für Bancratius ein Trauerereigniß. 

In dem Wiedererjcheinen Napoleons auf der Weltbühne 
ſah die Tagfagung eine Kriegsgefahr für die Schweiz; fie rüftete 
gegen mögliche Angriffe von Franfreih her und rief zu ihrer 
Sicherheit auch die vier Regimenter, welche ihrem der Regierung 
des Königs Ludwig des XVII. gejhworenen Pflichteiv, allen 
Berführungen wiberftehend, treu geblieben waren, zur Berthei- 
digung des fchweizeriihen Vaterlandes in tie Heimath zurüd. 
Ohne ſolche eigene Schugmaßnahmen hätte die Schweiz all: 
fällige Beſetzung ihres Gebietes durch die alliirten Mächte zu 
bejorgen gehabt. In der erften Woche Aprils (1815) waren 
Reinhard und feine zwei Mitabgeorbneten aus Wien wieder in 
der Heimath eingetroffen und erftatteten der Tagſatzung Bericht 
über ihre Berrihtungen (10. April). Die almäligen Truppen- 
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aufgebote ver Tagjabung fteigerten fich biß zur Zahl von 40,669 
Mann mit 2871 Pferden. Noch war die internationale Stel- 
lung der Eidgenoffenfchaft in der großen europäiſchen Kriegs: 
frage genauer feftzufegen. Die tongebenden Kongreßmächte er- 
warteten von ihr freiwillige Anjchließung an die Sache Euro- 
pa's, die alle Staaten zu den Waffen rufe. Die Tagfagung 
ihrerfeits juchte Alles abzuwenden, was die Schweiz in einen 
Angriffsfrieg verwideln, oder das Waterland fonft geführben 
fonnte. Aus dem in längerer Unterhandlung vermittelten Aus- 
taufch der gegenfeitigen Anfihten und Anliegen ergab fi ein 
Vertrag zwiſchen der Eidgenofjenihaft und den verbündeten 
Mächten Defterreib, Rußland, Großbritannien und Breußen, 
folgenden Inhaltes: die Schweiz entjagt allen Verbindungen 
und Unterhandlungen, welde im Wiverfprude zu dem aud von 
ihr angenommenen allgemeinen europäiichen Syftem fein Fönnten, 
wogegen ihre Intereſſen bei dem allgemeinen Friedensſchluſſe 
follen gewahrt und namentlid die Kongreß-Beftimmungen vom 
März jollen aufrecht erhalten werben. Sie verpflichtet fich ferner 
zur Vertheidigung ihrer Grenzen durch das aufgebotene und 
noch durch Referven zu verftärfende eidgenöffifche Heer, gegen 
"das Verſprechen der Alliirten in der Nähe der Schweiz und 
zu ihrem allenfalls nöthigen Schuß eine genügende Streitmacht 
in Bereitichaft zu halten. Auf Schweizergebiet follen für bie 
Alliirten weder Militärftraßen, noch Felvipitäler, noch fonft 
fäftige Depots errichtet werden. Würden augenblidlihe Durch— 
märjche verbündeter Truppen über eidgenöſſiſches Gebiet, im 
gemeinſchaftlichen Intereſſe, dringend, fo fol vorerft die Tag- 
jagung um ihre Einwilligung dafür angeſprochen, daherige Ents 
ſchädniſſe für die Schweiz durch beibfeitige Kommiſſarien geregelt 
werden (20. Mai 1815). Langſam und vereinzelt liefen bie 
Ratififationen feitens der Stände ein; St. Gallen war ber 
legte, der das zuſtimmende Votum abgab; wenn fiebenzehn 
Stände genehmigt haben, wolle St. Gallen die adtzehnte 
Stimme abgeben; fo erflärte die Gefandtihaft am 12. Juni, 
doch mit dem Vorbehalt, „daß biefe Konvention in feinem 
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Falle jo verftanden werde, als ob die eidgenöſſiſchen Truppen 
über die Grenzen geführt werden könnten“. Noch am gleichen 
Tage wurden die Ratififationen des Vertrags mit den vier 
Mächten ausgewechſelt. Bald zogen durch Schaffhaufen in ber 
Richtung nah Bafel, dann über die Rheinbrüden bei Bafel 
und Rheinfelden, und über Sciffbrüden, vie zwifchen dieſen 
beiden Städten gefchlagen wurden, im Ganzen 120,000 Mann 
Defterreiher, nah Franfreih; ein anderes öfterreichiiches Heer 
marfchirte über den Simplon durch Wallis und Savoyen; bes 
feste Chambery und das franzöfifche Ländchen Ger. Mittler 
weile war die Schlaht von Waterloo gefchlagen worden, Nas 
poleon auf dem Rüdzug, der ihn einige Monate fpäter auf die 
Felfeninfel St. Helena führte. Gleichwohl wurde die Schweiz 
auf verſchiedenen Punkten dur die Franzoſen angegriffen; es 
“ wurde von Hüningen aus Bafel befchoffen; auf der ganzen 
Linie von Genf bis Bafel waren die eidgenöffifhen Truppen 
Gegenftand vieler militärischer Nedereien feitens der franzöftichen 
Truppen. Der Obergeneral Bachmann wollte unter biefen Um: 
ftänden das eidgenöſſiſche Vertheidigungsfgftem nicht im engften 
Sinne auslegen und erwirkte einen Tagfagungsbeihluß, durch 
welchen er, unter beftimmten Borausfegungen, ermächtiget wurde, 
zur Sicherung fchweizerifcher Ortichaften und Landesgegenden wie 
auch der Verbindung der eidgenöfftfhen Truppen unter fi nöthis 
genfalls die Grenze zu überfchreiten und Stellungen auf fran= 
zöſiſchem Boden zu nehmen (3. Zul). Unter den nicht zuftims 
menden Ständen war St. Gallen, deſſen Geſandtſchaft erklärte, 
daß fie in feinem Falle zugeben bürfe, „daß die Schweizer- 
truppen über die Grenzen geführt werben.” Der Einmarſch 
von 21,885 Mann und Kriegsthaten von geringem Belang auf 


*) Abfchied der Tagfakung von 1814 und 1815. Bb. III. ©. 261. 
— Woͤrtlich lautete die vom Großen Rath; der Gefandtfchaft gegebene In— 
firuftion: — „daß alle eidg. Staatöhandlungen feinen andern Zwed haben 
follen, als die Aufrechthaltung fchweizerifcher Selbftftändigfeit und die Ber 
ſchützung der vaterländifchen Grenzen, — aljo vollkommenſte Neutralität des 
Bodens und des Volkes” (20. April). 
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franzöftichem Gebiet folgten jenem unglüdlihen, nie genügend 
gerechtfertigten Tagfagungsbefhluß; alsbald nachher eine nam- 
hafte Reduktion des eidgenöfftiichen Heered und ber freimillige 
Rücktritt Bachmann's, den Finsler im Oberbefehl erjegte. Hü- 
ningen wurde von ben Defterreichern mit Zuzug jchweizerifcher 
Truppen, unter denen fib ein Bataillon St. Galler Milizen 
befand, fämmtlich unter dem Oberbefehl des Erzherzogs Johann 
ftehend, belagert und zur Kapitulation gezwungen. Das Bun— 
desheer wurde auf 12 Bataillone vermindert (31. Auguſt), 
endlih, Anfangs November, durch ven hiezu bemäcdtigten Bors 
ort, ganz entlaffen, mit einziger Ausnahme der vier aus ven 
ehemaligen franzöfiiben Regimentern gebildeten Bataillone. Bon 
Et. Gallen hatten fünf Bataillone Infanterie und verhältniß- 
mäßige Spezialwaffen, im Ganzen 2700 Mann, am Feldzug 
Theil genommen; nebftvem hatte die Regierung 1000 Mann 
Referve in Bereitihaft gejegt. Bon den Anfangs Juli zum 
Einmarſch nad Frankreich befehligten fieben Bataillonen ver 
Brigade Schmiel hatten jehs, unter ihnen die St. Gallifchen 
Bataillone Danielid und Rickenmann und die Scarfichügen- 
fompagnie Scherer (von Wattwyl), das Mißgeſchick, den von 
der Tagſatzung in ihren früheren Proklamationen verfündeten . 
Zwed des Feldzuges bucftäblich zu nehmen; fie jeien nur zur 
Bertheivigung der Schweizergrenze beftimmt, erachteten fie, und 
verweigerten den Gehorfam. Eiligft entjendete der Kleine Rath 
den Regierungsrath Meßmer zu diefen Truppen, um fie zu 
ihrer Pflicht zurüdzuführen. Das Bataillon Ridenmann, nad) 
Biel inftradirt, wurbe dort entwafnet, wenige Wochen nachher 
aber, als Finsler den Dberbefehl übernommen, von diefem wie: 
der in alle militärischen Ehren eingefegt. Mannſchaft und Chefs 
fielen in friegsgerichtliche Beurtheilung; es liegen 40 Urtheile 
des eitgenöffiichen Dberfriegögerichtd vor, von denen ein ganz 
freijprechenves; diejes wurte dem Kommandanten Danielis zu 
Theil, der für bewiefene gute Haltung belobt wurde und Koften- 
erjaß erhielt. Ungünftiger fiel der Sprud über Ridenmann, 


welcher wegen wunerflärbarer Lauigkeit zu zweijähriger Eingren- 
Baumgartner. Kanton St. Ballen. U. 26 
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zung in jeiner Heimathgemeinde Rapperſchwyl und in die Koften 
verfällt wurde. Finsler verwendete fich jpäter jelbft zu Gunften 
des Berurtheilten, im Folge deflen die St. Galliſche Regierung 
die Eingrenzung für den längern Theil der Strafzeit nachließ. 
Unter den übrigen Beftraften war eine Anzahl folder, welche 
nad dem Einmarſch fi der Defertion jchuldig gemacht hatten. 
Die ausgefällten Gefängnißftrafen wurden von der Regierung 
in Eingrenzung umgewandelt, die geſprochenen Koften einge: 
zogen. 

Im Laufe diefer Ereigniffe wurde die Aufnahme der Re— 
publif Wallis, des Fürſtenthums Neuenburg, und der Repubfif 
Genf mit erweitertem Gebiet, als breier neuen Kantone, zum 
bleibenden Abſchluß gebradt und vollzogen, alled unter aus— 
drüdlicher Zuftimmung des Großen Rathes von St. Gallen, 
und feiner Gejandtichaft an der Tagſatzung. Alle Zerwürfniffe 
unter den übrigen Kantonen traten in den Hintergrund. Schwyz 
genehmigte den neuen Bundesvertrag und die Kongreßerflärung 
vom 20. März und trat dadurch ftiljchweigend von feinen An- 
jprüchen auf Utznach zurüd; eben fo wenig brachte Glarus vie 
feinigen auf andere St. Galliihe Gebietstheile, ungeachtet der 
zahlreichen früheren Vorbehalte und Verwahrungen, wieder in 
Erinnerung. Appenzell 3. R. handelte in gleicher Weife. Der 
Inhalt des Bundesvertrages wurde, abgefehen von den durch 
den Gang ter Ereigniffe nothwendig gewordenen formellen Re: 
daftionsweränderungen, als abgefchloffene Sache betrachtet und 
fam nicht wieder in Berathung. Die Gefandten der XXII 
Stände, für St. Gallen Zollifofer und Reutti, unterzeichneten 
und beichworen venfelben Namens ihrer Kommittenten; bie 
feierliche Eidesleiftung fand in der Großmünfterfiche von Zü— 
rich ftatt (7. Auguſt). Am 31. Auguft fchloß die Tagſatzung 
(„die lange“ genannt) ihre jchwierigen Arbeiten. Die Koften 
der St. Galliſchen Gelandtihaft an diefer Tagſatzung während 
beider Jahre 1814 und 1815 beliefen fih auf 16,340 Gl. 
36 Kr. Der zweiten Befegung von Paris durch die verbünde- 
ten Heere folgte der zweite Pariſer Friede, gleichzeitig die früher 
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ſchon verheißene, feierliche Anerkennung und Gewährleiftung der 
immerwährenden Neutralität der Schweiz und der Ilnverlegbar- 
feit ihres Gebietd (20. November). Die Eidgenoffenfchaft er: 
hielt ferner den Betrag von drei Millionen fr. Franken aus der 
durh die Alliirten dem überwundenen Frankreich auferlegten 
Kriegdkontribution, eine Entihädigung, die durch Tagſatzungs⸗ 
beihluß insgeſammt zu Militärzweden verwendet wurde. Für 
die Schweiz wie für die übrige europäifche Welt war nun eine 
Zeit erfprießlichen Friedens eingetreten. 

Während dieſer entjcheidenden Vorgänge waren die Gt. 
Galliihen Behörden bemüht, die neue Staatsordnung völlig in’s 
Leben zu bringen und den erjchütterten Haushalt zu ordnen. 
Die Wahl der Landammänner wurde jeweilen auf den Monat 
uni, ihr Amtsantritt auf den 1. Juli angelegt. Als höhere 
Kanzleibeamtete wurden ein erfter und ein weiter Staatsſchrei— 
ber aufgeftellt, um aud in dieſen Dingen dem Kanton Zürid) 
zu folgen. Im Frühjahr wurde der zweite, im Spätherbft ver 
dritte Drittheil des Großen Rathes erneuert, jo daß endlich, im 
November 1815, der ganze Große Rath feine verfafjungsmäßige 
MWahlerneuerung erhalten hatte, was alles ohne erhebliche Aen- 
derung verlief. Die Regierung beftätigte die beftehenven Beam— 
ten in den Gemeinden und Bezirken bis zum Erlaß eines neuen 
allgemeinen organifchen Gejeged. Ein neues Großrathöreglement 
wurde aufgeftellt, mit der Vorfchrift, daß falls die Zahl ver 
anmwefenden Großrathsmitglieder auf 120 herabjänfe, für gültige 
Hauptabfchlüffe die Zuftimmung von minbeftens 60 Mitgliedern 
erforderlich jei. Es bewilligte auch den mittelbaren Mitgliedern 
des Großen Rathed eine Entihädigung (3 Fr. täglih). Die 
Meinung des Schufters Engler wurde zu Ehren gezogen, indem 
der Große Rath; durch Geſetz alle Milizpflichtigen, welche ſich 
auf eigene Koften Uniform und Waffen anfhaffen, die politische 
Stimmfähigfeit zuerfannte (20. April; fo wurde, in auffallen- 
dem Widerfprucdh zu der neuen Verfaffung und mit Verlegung 
derſelben, wenigftens theilmweife gegeben, was man durch dieſe 
Urkunde felbft dem Volke zu gewähren eigenfinnig verweigert 

26 * 


— 10 — 


hatte. Die Regierung entwidelte große Thätigfeit und jcheute 
feine Opfer, um den in biefer Zeit überaus brüdend gewordenen 
militäriihen Berpflihtungen gegen die Eidgenoſſenſchaft Genüge 
zu thun und um namentlih ihr Kontingent zu der in Dienft 
gerufenen Reſerve wohlgeorbnet liefern zu fönnen. Sie befahl 
den Gemeindebehörben, für alfälig in Noth oder Nahrungsſor⸗ 
gen zurüdgelaflene Eltern oder Familien der in Dienft getrete- 
nen Milizpflichtigen größtmögliche Sorge zu tragen und nöthige 
Unterftügung zu ſpenden. Schwer lafteten die Finanzjorgen auf 
den Behörden; für 1814 hatte feine direfte Steuer eingehoben 
werden können; große eldfontingente -waren an die Bundes— 
fafje zu bezahlen. in gut berechnetes Finanziyftem konnte am 
wenigften unter. diefen Umftänden improvifirt werten. “Der 
Große Rath; blieb aljo bei bisheriger Uebung: zunächſt ließ er 
für die Dedung der Rüdftände eine Vermögensſteuer von 3 
vom Taufent, dann außerordentliche Kriegäfteuern erheben, bie 
vom Juli bis November in dreimalen, zujammen zu 7 vom 
Taufend, eingezogen wurden. 

Auch dem auswärtigen Kriegsdienſte widmeten die Behör- 
den, im Geifte jener Zeit, andauernde Sorgfalt. Mit König 
Ludwig XVII. von Frankreich beftand zwar noch Feine Kapitu— 
lation; aber alsbald nach feinem Regierungsantritt bewilligte 
der Große Rath; die Werbung für die damals noch in Frank: 
reich geftandenen Reſte der vier ehemaligen NRegimenter. Zürich) 
fapitulirte für ein Regiment im Dienfte ded Souveraind ber 
Niederlande, in der Stärfe von 2005 Mann; von den zwanzig 
Kompagnien des Regiments übernahm der Kanton St. Gallen 
durch befonderen Vertrag drei, was feinen Bürgern eine ſchöne 
Zahl Dffizieröftellen öffnete. Den Fapitulirten Dienft zu für: 
dern, verbot der Große Rath den Eintritt im nicht-fapitulirten 
auswärtigen Militärbienft; zuwiderhandelnde Bürger wurden mit 
dem Berlurft des Land» und BürgerrechtS bedroht; Werber für 
andere ald vie Fapitulirten Dienfte waren ebenfalls in harte 
Strafen, Ausländer felbft zur Ausjtellung an den Pranger, zu 
verfällen (Defret vom 18. Dezember 1815). 
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Die von der Regierung angehobene, dann gemeinfam mit 
den Repräfentanten fortgeführte ftrafrechtliche Unterfuchung gegen 
die Urheber und Theilnehmer der aufftändifchen Vorgänge vom 
Jahr 1814 war für Behörden und Volk die trübe Duelle vie: 
len Unheils. Der Gang derjelden war mehr von den Umftänden 
ald vom Geſetz abhängig gemadt. Die erften Unterfuchungen 
waren zwei bejonderen Kommiſſären übertragen worden; ihnen 
folgten die Repräfentanten mit Verhören in der alten Landfchaft, 
im Rheinthal und im Sarganferland, jpäter auch in Utznach, 
Berhöre, die fie bald felbft, bald allein durch ihren GSefretär 
vornehmen ließen; als folder war nad dem Abgang Tobler’s 
der eidgenöffiihe Stabshauptmann Hottinger von Zürich einge- 
treten. Die erften diefer Verhöre, namentlich jene im Sarganfer- 
land, waren vom 17. Dftober bis 5. November aufgenommen 
worden, und zwar ohne erforderliche Ausführlichkeit, jo daß ihr 
Inhalt nur infoweit maßgebend jein konnte, als Selbftgeftänd- 
niffe vorlagen; fo berichtete Hottinger darüber. Eine Anzahl 
diefer WVerhöre liegen in Conzepten vor, viele von ver Hand 
Hottinger’s, ohne alfe Unterfchriften; *) einzelne in Original und 
in amtlicher Form.?) Dery hatte bei Annahme der Stelle eines 
eidgenöffiihen Kommifjärs offen feinen „völligen Mangel juris 
difcher Kenntniſſe“ zugeftanden. Bei den Verhören ging e8 hie 
und da lebhafter zu, als die Unterfuchungsregeln geftatteten; fo 
klagte Wirz über die höchft verlegende Weiſe, in welcher er bei 
der Einvernahme zu Wyl durch Zellmeger „apoftrophirt“ wor—⸗ 
den ſei. Der Gleiche bezeugt, daß das Erfcheinen zweier Res 
präfentanten reformirter Konfelfion bei den Katholifen Unzu— 
frievdenheit ermwedt habe. Dit gemiſchte Spezialfommilfion ver- 
einigte fih in St. Gallen, machte ſich hier zunädhft mit dem 
früheren Aftenmaterial vertraut, was dem Kommiſſär Dery die 
Aeußerung des Befremdens darüber abnöthigte, daß nad dem 
bis dahin erhobenen Thatbeftand ein Theil der Regierung fich 


1) Im Aktenband Nr. 1 auf der Stabtbibliothef in Zürich. 
*) Diefe im Staatsarhiv von St. Gallen. Bollftändig hat der Bers 
faſſer die Verhöre nirgents vorgefunden. 
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dermaßen habe in Screden jagen laflen, daß fie ihr Heil 
glaubte in der Flucht juchen zu müflen, worüber Lantammann 
Zellweger beftätigend erklärte: dieſes wirklich unbegreifliche Er: 
eigniß beruhe hauptſächlich auf übertriebenen und unrichtigen, 
mündlichen und jchriftlichen Berichten. Bon St. Gallen begab 
fi die Kommiſſion nad) Unterrheinthal, zuerſt nah Thal, dann, 
beſſeren Lokales wegen, nach Rheined, in ihrem Gefolge eine 
Züriher Kompagnie Erefutionstruppen; bei diefen Unterfuchungen 
ftellte fich heraus, daß die Nheineder an ven politiihen Bewe— 
gungen ſich weit thätiger betheiliget hatten, ald man Anfangs 
glaubte und wußte. Auffallend ift die große Zahl der Einver: 
nommenen; ed waren deren 201 von Thal, 45 von St. Mar- 
garethen, 78 von Berned, 12 von Rheined, Die Anfangs des 
Jahres 1815 in Antrag gefommene Verhaftung von 18 Bethei- 
ligten des Sarganferlandes wurde nach näherer Ueberlegung bis 
zu dem Zeitpunft verjchoben, da die Mitglieder der Spezialfommif- 
fion dort perfönlih würden erfcheinen können, Das Lebtere 
unterblieb dann aud. So hatte ed fein Bewenden bei den Vers 
‚hören, welche früher feitens der Repräfentanten jelbft oder von 
ihren bejonderd Bevollmächtigten mit 31 Sarganferländern aufs 
genommen worden. Dazu find verfchiedene Verhöre zu rechnen, 
welche die Repräfentanten im Laufe Januar's in Utznach vor- 
nahmen, und die Einvernahmen von 96 Bürgern durd Schild: 
fneht in Goßau, wohin die Unterfuhungstommilfion ebenfalls 
nicht gefommen, anderer in den übrigen Gemeinden dieſes Be— 
zirfed nicht zu gedenken. Den Erhebungen der Repräjentanten 
in Utznach zufolge hatten dortige Trennungsgelüfte ihren eigent- 
lihen Urfprung in Glarus, von woher die erften Anfinnen und 
Ermunterungen gekommen, und hatten die Führer von Utznach 
an ihre Gönner in Schwyz einige Geſchenke geſpendet, jo an 
Mäber eine filberne Caffetisre und an Suter im Muotathal 
einen Degen (beide zufammen an Werth von 20 Louisb’or). ‘) 

1) Depofitionen ded Kantonsraths Suter von St. Gallenkappel und 


bed Gemeindammannd Borler von Utznach, beide vom 18. Januar 1815. 
Im Aftenband Nr. 1 der Stadtbibliothek von Zürich. 
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Nach der Entlaſſung der Repräſentanten wurde auch der Kommiſſär 
Oery aus der Unterſuchungskommiſſion abberufen. Saylern blieb 
allein für das traurige Geſchäft; von ihm allein iſt auch der 
Schlußbericht verfaßt und eingegeben, der den ganzen Aufſtand auf 
ſeine amtlich erhobenen Urſachen zurückführt: auf den Inhalt der 
Schwarzenberg'ſchen Proklamation vom Dezember 1813, welcher 
als Aufruf zur Befreiung von bisherigen Feſſeln erſchien; auf 
den Eindruck, den die Reden der Vorſtände der nachhin abge— 
haltenen Appenzeller Landsgemeinden beider Rhoden beſonders auf 
die Rheinthaler gemacht, welche aus allen Theilen ihrer Hei— 
math zahlreich zu denfelben herbeigeftrömt waren; auf den Eins 
drud der Unterredungen, welde die einzelnen Abgeordneten mit 
Zellweger, dem Landammann von Appenzell A. R., gepflogen. 
„Aus den Verhören”, jo jagt ver Schlußbericht wörtlich, „ergibt 
fih, daß die Nheinthaler, betreff des letzteren Wunſches, von 
einem benadbarten Standeshaupt jo eifrig unterftügt wurden, 
daß es micht zu wundern ift, wenn fie auch den Räthen deſſel— 
ben eine zu ertenfive Interpretation beilegten“. Jener „leßtere 
Wunſch“ aber war fein anderer, ald, nachdem die Rheinthaler 
die Unmöglichkeit erkannt hatten, einen eigenen Kanton zu bils 
den oder, was Einzelne auch gewollt hatten, mit Appenzell AU R. 
vereiniget zu werben, wenigftens ihre unter der landvogteilichen 
Regierung „genofjenen Rechte und Freiheiten zu refuperiren und 
eine weniger foftende Regierung einzuführen“. Bon daher dann 
Zufammentritte von Volksausſchüſſen, perfönlihe Sendungen an 
Zellweger, dann die befugte Eingabe der früher ſchon gemels 
deten Volkswünſche über die neu zu ertheilende Verfaſſung 
(wahrſcheinlich Ergebniffe der Unterredungen ver rheinthaliichen 
Demokraten mit Zellweger) ;!) und, ald jene Volkswünſche uns. 
erfüllt geblieben, das Gefühl erbrüdender Enttäufhung; in Folge 
derjelben Aborbnungen nach Züri, die bei Zellmeger und dem 
Tagſatzungspräſidenten Reinhard zujprachen, von welch legterem 
fie „mit Strenge nah Haufe gewieſen“ wurden. ?) Eben waren 


1) Schlußbericht über die Spezialunterfuchung, vom 1. Juni 1815. 
?) Ammann Graf, von Rebftein, war der Sprecher einer ſolchen Aborbnung. 
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die Rheinthaler im Begriff, ein zweites Memorial nach Zürich 
zu jenden, um ihren vemofratifchen Wünfchen doch noch Geltung 
zu verihaffen, als fie durdy die von ter Regierung ausgegan- 
gene Anordnung der Kreisverfammlungen zur Vornahme der 
Wahlen überrafebt wurden, danı in Walzenhaufen fi verfam- 
melten und gemeinfam verabreveten, die Wahlen nicht vorzu- 
nehmen. Soldem Entſchluß feien dann die befannten mehr oder 
weniger tumultuariichen Vorgänge gefolgt, welde das erefutos 
riſche Einjchreiten der Regierung, dann jenes der Tagfagung 
hervorriefen; die unbedeutenden Geldfammlungen waren nur zu 
Bezahlung der Deputationen und ähnlicher Unkoſten beftimmt. 
Frühere herbe Anjchuldigungen, wie z. B. die, daß dem Frie- 
densrichter Kuhn die Unterfchrift zum Brief für die Loslaffung 
der Arreftanten mit dem Bajonnett abgetrogt worden fei, find 
im Sclußberiht mit Stillfhweigen übergangen; daß die Be- 
freiung der Gefangenen der einzige Zweck des Aufftandes ge- 
wejen, will verfelbe zwar nicht zugeben; es erhellt aber hin— 
wieder aus dem Bericht felbft, daß es bei dem bloßen Gerede 
blieb, nichts Feftes verabredet wurde, der beiprocdhene Zuzug der 
Eggersrieter auf einer vagen und ganz umbelegten Aeußerung 
beruhte, die Verjchiedenheit der Meinungen unter den Aufftän- 
difchen die Ausführung eines ſolchen Vorhabens überhaupt uns 
möglich gemacht hatte und die „Aufrührer”, als Folge der Mah— 
nung der von St. Gallen zurüdgefehrten Arreftanten, am 26. Sep⸗ 
tember insgeſammt zu ihren Gefchäften zurüdgefehrt waren. In 
Bezug auf die Ereigniffe im Sarganjerland verweijet der gleiche 
Schlußberiht auf das von den Repräfentanten über den Oftober- 
aufftand aufgenommene Protokoll, auf die dem Johann Baptift 
Gallati abgenommenen Schriften und endlich auf die oben ſchon 
erwähnten Verhöre. Diejes Aftenmaterial möge für allfällige Be- 
ftrafung der betheiligten Individuen genügen; inwiefern es fich 
aber nur um Vertheilung ver Koftenfumme handeln würde, wäre 
zu erwarten, daß die noch unbekannten Schuldigen vielleiht am 
Sicherſten von den ſchon befannten Schuldigen entvedt würden. 

So wurde von Amtswegen gejchrieben, nachdem der Wiener 
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Kongreß bereitd eine allgemeine Amneſtie empfohlen hatte. Die- 
ſem Wunſche ſollte nun die Tagfagung Nachachtung verſchaffen. 
Allein fo ſehr ihn der Zuſammenhang der Ereigniſſe als begrün— 
det erſcheinen ließ, wollten die Herrſchenden doch nicht von einer 
gewiſſen Härte ablaſſen. Die „diplomatiſche Kommiſſion“ der 
Tagſatzung ging in ihrem Gutachten zwar auf eine Amneſtie 
ein, aber auf eine wefentlich verfümmerte; fie beantragte: „ges 
fprochene Leibes- und Ehrenftrafen feien nachzulaſſen, aber uns 
befhadet der Rüderftattung der durch die Unruhen veranlaßten 
und gerichtlich repartirten Koften.” Glarus empfahl bei dieſem 
Anlaß der Regierung von St. Gallen eine allgemeine und uns 
bedingte Amneftie für die Sarganfer, Schwyz eine ſolche für die 
Landihaft Utznachz; St. Gallen verficherte: Förperlih over an 
der Ehre ſolle Niemand geftraft werden; ungerecht aber wäre, 
die Koften, falls die Eidgenofjenfchaft fie nicht tragen wollte, 
auf die ruhig gebliebenen Einwohner zu verlegen. Bei jolchen 
Erklärungen und Gegenerklärungen verblieb e8; die Tagſatzung 
erließ ein Kreisfchreiben an gefammte Stände genau nah Anz 
trag der Kommilfton (12. Auguft). Schon vorangehend, bei 
Beiprehung der Wiener Kongreßerflärung, hatte der Große Rath) 
die Frage behandelt, für eine Amneftie fih zwar günftig erklärt, 
aber mit dem boppelten Vorbehalt, daß die Koften auf die „Urs 
ſaͤcher“ verlegt werden mögen, die Amneftie nicht zugleich auf 
ſolche Handlungen und Gewaltthaten ausgedehnt werben müffe, 
welche fih zu allen Zeiten als verbrecheriiche Beginnen geeignet 
hätten (20. April). Der Borort, hievon in Kenntniß gejekt, 
fand diefe Verfügung namentlich wegen des zweiten Vorbehalte 
durchaus nicht genügend, worauf der Kleine Rath fih dem Be- 
ſchluß der Tagfagung fügte. Die Berechnung der St. Galliſchen 
„Snfurreftionsfoften”, wie fie vom Vorort geftellt wurde, belief 
fib auf 126,366 $r., darunter 7407 $r. für die Nepräfentans 
ten, der übrige Betrag für die Truppen. Die Regierung von 
St. Gallen erfuhte um Nachlaß verfelben. Der Vorort empfahl 
joldyen, indem: er unter Anderem auch anführte, daß die im 
Sarganferland ftationirten Truppen „zur Verhütung jedes weis 
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teren gefährlichen Ausbruches in anderen Gegenden mitgewirkt“, 
die Wirren im Kanton St. Gallen mejentlih von Außen bins 
eingetragen, von der Tagjagung felbft verlängert worden jeien. 
Mit fünfzehn Stanvesftimmen wurden 54,000 Fr. nachgelaſſen. 
Den Reft hatte St. Gallen an die Bundeskaſſe zu bezahlen. 
Gallati, von Glarus wie billig der Nachfiht der Regierung von 
St. Gallen empfohlen, erhielt die Bewilligung zur Rüdfehr 
unter Bedingungen, denen er ſich durch feierlihe Beurfundung 
unterzog (12. Dftober); diefe waren: daß er fidh der bejtehen- 
den Ordnung füge und den Gejegen Gehorſam leifte; für Er- 
füllung diefer Pflihten unter die bejondere amtliche Aufficht der 
Behörden geftellt ſei; in Anliegen wegen feiner VBermögensvers 
hältniffe (der Konkurs war anhängig) fih an die Fompetente 
Gerihtöbehörde wende. Zu Anfang des Jahres 1816 wurde 
der gegen Gallati verhängte Sequefter von der Regierung zu- 
rüdgezogen, Gallati jelbft wieder in den Zuftand eigenen Rechtes 
verſetzt. 

Von der an die alten demokratiſchen Kantone zu bezahlen— 
den Entſchaäädigung (gewöhnlich „Kongreßgelder“ genannt) hatte 
St. Gallen 130,687 Fr. 8A Rp. zu entrichten, davon 41,796 Fr. 
47 Rp. an Glarus, 63,297 Fr. 8I Rp. an Appenzell 3. R., 
an Nidwalden 25,593 Fr. 48 Rp. Die Zahlungspflict, be— 
ziehungsweife die Verzinſung, lief vom 27. Mai 1815 an, ale 
dem Tag, an welchem die Eidgenofjenihaft die Kongreßbeichlüffe 
angenommen hat. St. Gallen genehmigte unter dem Vorbe— 
halt, daß ibm Schwyz und Glarus die auf Utznach und Gafter 
Berug habenden Pfandſchaftsurkunden aushändige. Dben er- 
wähnte Schuldfummen entrichtete St. Gallen in den Jahren 
1825 bis 1827. 

Auf der Rüdreife aus Paris nach feiner Hauptftabt nahm 
Kaifer Franz I. von Defterreich den Weg durch die Schweiz, 
und machte Aufenthalt in St. Gallen (13. Oft. 1815). Kaum 
vor dem ihm zur Wohnung angewiefenen Scherer'ſchen Haus 
auf dem Brühl abgeftiegen, ließ er ſich jammt feinen Reiſebe— 
gleitern fogleih in die Stiftöfirde führen. Der Pfarrer P. 
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Innocenz, in Ehorrod und Stola, empfing ihn bewillfommend 
an der Kirchthüre. Der Kaifer betete andächtig eine gute Welle 
auf dem für ihm bereiteten Betftuhl im Chor. Hierauf bejuchte 
er die Stiftsbibliothef. Der Kaifer ftellte mande Fragen. Aber 
Innocenz und feine Mitbrüder waren durch die Anweſenheit 
Reutti's gehindert, nach Herzensluft zu Sprechen. Der Kaijer 
erfundigte fih auch nad dem „Fürften“. „Iſt denn feine Wie— 
verherftellung mehr zu erwarten”? fragte er. Antwort: „Unjere 
Hoffnung ift auf Eure Majeftät geſetzt“. Der Kaijer war be- 
troffen, al8 ihm im Weiteren gejagt wurde, St. Gallen ſei das 
einzige in der Schweiz vernichtete Klofter. Nachher verfügte 
fi) die Regierung in Bollzahl zur Begrüßung des Monarchen 
nad feiner Wohnung. Müller-Frievberg führte das Wort in 
ausgefuchten und fchmeichelhafteften Ausprüden. Der Kaifer 
ftelfte viele Fragen an die Regierungsräthe über die vom Stift 
herrührenden Fonde und Aehnliches; die Regierungsräthe machten 
in ihren Antworten die für fie vortheilhaftefte Befchreibung von 
deren Verwendung. Der Kaifer hinwieder äußerte, wie nützlich 
ed wäre, wenn das noch Vorhandene durch eine Korporation 
verwendet_würde. Nach der Regierung von St. Gallen be- 
grüßten auch die Standeshäupter von Appenzell A. R. ven 
Monarden. Die St. Galliihe Regierung ließ ed nicht an 
mancherlei Beehrung des Kaiſers fehlen; in Wyl ſchon war 
feftliher Empfang; acht Kompagnien Legions- und Kontingents- 
truppen paradirten unter Danieli8 in St. Gallen; bei dem Ein- 
zug des Kaifers in St. Gallen erflangen alle Gloden ver beis 
den Hauptfirhen; Abends war ber vordere Brühl feftlich be— 
leuchtet, und wie die wogende Volksmenge den Kaijer erblicte, 
rief fie ihm ein freudiges Lebehoch zu; Ankunft und Abreije 
defjelben wurden darüberhin je durch 101 Kanonenſchüſſe ver- 
kündet. 
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Sechstes Bud. 


Bon Einführung des Bundesvertrages von 1815 bis zu ben “ 
Borboten der Vollserhebung im Jahr 1830. 
e (Herbft 1815 bis dahin 1830.) 





Erfter Abfchnitt. 
Der Bundeövertrag vom 7. Auguft 1815; die Stellung St. Gallen’s im 
Bunde. Reorganifation im Innern. Konfeffionelle Organifationen, inbes 
griffen das Schulwefen. Das obrigfeitliche Plazet. Kirchliches im evans 
gelifchen Kantonstheil. Trennung vom Bisthum Konftanz. Fürſt Paneras 
tius in Rom; er ruft den Papft für Wiederherftellung des Stiftes an; 
diepfällige Mahnungen Pius VII. an die Tagfagung und an St. Gallen. 
Katholifh St. Gallen wünfcht eigenes Bisthum zu werden. Das Spezial: 
ober Präfidentengericht über den Aufftand von 1814; Verlegung und Ein- 
treibung der Inſurrektionskoſten. Die Finanzen; die Staatsſchuld. Das 
Hungerjahr 1817. Gefeggebung in verfchiedenen Berwaltungszweigen. 
Militärkapitulation mit Frankreich. Handelsſachen. 
(Vom Herbft 1815 bis Ende 1818.) 


Der Bundesvertrag vom 7. Auguft 1815 unterfchied fich 
wefentlih von der mebiationsmäßigen Bundesverfaffung von 
1803. Jener ftellte die Eidgenoffenjchaft der fouveränen Kantone 
wieder her; er war eim wirklicher Bund unter diefen mit Angabe 
der Zwecke des Bundes und mit Bezeichnung der Mittel zu 
ihrer Erreihung. Der Zwed war ein doppelter: volle Unab— 
hängigfeit nach Außen mit Behauptung der Neutralität, Hand» 
habung der Ruhe im Innern, deßhalb Gemwährleiftung der Vers 
fafjungen und des Gebiets der Kantone. Die Bundesmittel 
wurden erweitert und vermehrt, dad Kontingent, zu zwei Mann 
auf 100 Seelen berechnet, verdoppelt und zu 32,886 Mann 
feftgefegt, wovon 2630 Mann auf St. Gallen fielen. Das 
Gejammtgeldfontingent war vorläufig auf 540,107 Fr. feftge- 
jest, an welde Summe St. Gallen 39,451 zu leiſten' hatte. 
Solche Geldbeiträge waren zu Beftreitung der Kriegskoſten und 
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anderer Ausgaben des Bundes beftimmt; es wurde je nad) Be- 
darf ein geringerer ober größerer Theil des Geldfontingentes 
eingezogen. Darüberhin wurde eine Kriegsfaffe angelegt und 
ans dem Betrag ver Eingangsgebühren auf Waaren gebildet, 
wozu dann aud) die franzöfiiche Kontributionsfumme fam. Gegen 
Unruhen im Innern konnte ein Kanton andere Stände, nöthigen- 
fal8 die Tagfagung, zur Hülfe mahnen. Der Bund fußte auf 
der vollen Gleichberechtigung der. Kantone, ohne irgend eine 
Rückſicht auf Volfszahl oder auf Leiftungen an die gemeinjamen 
Laften und Ausgaben. Aus diefem Grundſatz entftand die Tag- 
fagung der XXI Stände mit eben jo vielen Stimmen; jeber 
Kanton hatte nur noch eine Stimme, die er durch einen Ges 
fandten vortragen lafjen konnte; Mitgefandte galten als bloße 
Regationsräthe. Das perfönlihe Bundeshaupt, welches unter 
dem Namen eines Landammanns der Schweiz beftanden, wurde, 
dem Geift des Föderalismus entjprechend, befeitiget, die Bundes⸗ 
leitung der Regierungsbehörbe eines jogenannten Vorortes über- 
tragen; aber als folder ward nicht Zürich allein, wie ehedem 
vor der Revolution, fondern Zürih von zwei zu zwei Jahren ab- 
wechjelnd mit Bern und Luzern, beftelt. So erhielt die Eid— 
genofjenfchaft zwei reformirte Vororte neben einem Fatholifchen, 
während unter der Mediation drei fatholifche und drei reformirte 
Direftorialfantone geweſen. Den Präſidenten ver vorörtlichen 
Regierung, zugleich Präfvent der Tagfagung, hieß man häufig 
„Bundespräfident” ; perfönlihe Kompetenz oder Macht hatte er 
gleihwohl nit. Die Taglagung erhielt anſehnliche Befugniß 
nad Außen, geringere nah Innen. Entſcheide über Krieg oder 
Frieden und Bündniffe mit auswärtigen Staaten waren von ihr 
abhängig, doch waren drei Viertheile der Kantonsftimmen hiefür 
erforderlib; in andern der Tagſatzung übertragenen Augelegen- 
heiten des Bundes galt die abjolute Mehrheit von zwölf Kan- 
tonen. Handelöverträge mit dem Ausland fonnten nur von ber 
Taglagung abgejhloffen werden; Militärfapitulationen dagegen 
und Verträge über ökonomiſche und Polizeigegenftände konnten 
die einzelnen Kantone von fih aus mit ben auswärtigen Staaten 
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abjchließen, doh den Rechten des Bundes und der andern Kan— 
tone unnactheilig, weßhalb ſolche Verträge der Tagſatzung zur 
Kenntniß gebradt werden mußten. Werbindungen unter den 
‚ einzelnen Kantonen, die dem Bund oder den Rechten anderer 
Kantone nachtheilig wären, wurden unterfagt. Bon Zentrali- 
jation innerer Berwaltungsgegenftände kommt in dem Bundes— 
vertrag nichts vor; jelbft die Zölle blieben den Kantonen garan— 
tirt, nur durften beftehende Tarife nicht erhöht, neue Zölle ober 
Weg- und Brüdengelver ohne Genehmigung der Tagfagung nicht 
eingeführt werden. Doch wurde freier Kauf und Berfauf von 
Kanton zu Kanton zugefiher.. Die Organijation des Militärs 
wejens wurde der Tagſatzung anvertraut; über biefen Berwal- 
tungszweig erhielt fie ausgedehntere Befugnig als im Jahr 1803; 
doch blieb die Souveränetät der Kantone aud in Eadyen der 
Militärverwaltung vorherrſchend. In Streitigkeiten zwiſchen 
Kantonen über Gegenftände, die nicht durch den Bundesvertrag 
garantirt waren, hörte die Tagſatzung auf, Richter zu ſein; der 
Entfcheid wurde eidsgenöſſiſchen Schiedögerichten überwiefen, zu 
welden die ftreitenden Kantone die Richter felbft zu wählen 
hatten. Damit die Tagſatzung in außerorventlichen Zeiten nicht 
in Bermanenz verfammelt bleiben müffe, wurde dem Vorort für 
ſolche Fälle ein Repräfentantenrath von fieben Mitgliedern bei- 
gegeben, welche die Kantone, gruppenweife unter fih abwechjelnd, 
zu wählen hatten. Zur Beruhigung der Katholiken wurde der 
Fortbeftand der Klöfter und Kapitel und die Sicherheit ihres 
Eigenthums gewährleiftet. Die feit 1803 abgeſchloſſenen Kon- 
fordate wurden mit Vorbehalt ver Revifion beftätiget. 

Die Stellung St. Gallen’d nah tem Bunde von 1815 
war eine wefentlich verfchiedene von jener unter der Mebiation. 
Zu Napoleons Zeiten unter die bevorzugten Kantone gehörend, 
weil eine neue Schöpfung der Mediation, und barüberhin mit 
einer Doppelftimme ausgeftattet, nahm St. Gallen damals an 
der Tagſatzung und in eidgenöffifben Gejchäften überhaupt eine 
bedeutfame Stellung ein; von 1815 an war das nicht mehr 
möglih; St. Gallen mußte vielmehr von Glück reden,. daß es 
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mit beiler Haut aus ven Zerwürfniffen von 1814 hervorgegangen, 
und begreiflich wurde es Länger noch von Jenen fcheel angefehen, 
die ihm in diejer Zeit herber Kämpfe gegenübergeftanden, ebenjo 
ſeitens ber Ariftofratie, welche in manden Kantonen obenauf 
gekommen. Unter diefen Umſtänden gebahrte ed fich wie andere, 
handelte und ftimmte jo fantonal und eng geſchnürt als möglich 
und ſuchte vornemlich alles was Geld Foftete fernzuhalten. Won 
den zwei Stanbeshäuptern, melde abwechſelnd den Kanton St. 
Gallen an der Tagfagung vertraten, hatte Zollifofer feinen 
merfbaren perſönlichen Einfluß; Müller⸗Fiedberg dagegen über- 
ragte, wie früher, ven mehreren Theil der Stanvdesgefandten an 
Wiffen und Gefchäftsgewandtheit. 

Den Großen Nath erwarteten zahlreihe vrganifarorifche 
Arbeiten. in neues Drganifationsgefeg verfügte ausführlid 
über die Wahlen und Verrichtungen aller Gemeinde, Kreis: 
und Bezirföbehörden. Die genofjenihaftlihen Gemeinden aller 
Gattungen: Drtögemeinden, Pfarreien und übrige mit Eigen- 
thum ausgeftattete öffentliche Genofjenfchaften, erhielten vollftän- 
digere Regelung als zuvor. Im gleichen Gejeg war auch die 
Stellung und Kompetenz aller Gerichtsbehörben, inbegriffen des 
Kleinen Rathes als Adminiftrationsgericht, beftiimmt und geord« 
net (1. April 1816). Bald nachher folgte die Integralerneue— 
rung der Gemeinde- und Bezirföbehörben (die bei Beftellung 
der oberften Kantonsbehörben zu Tage getretene Scheu vor bie: 
jer Maßnahme war überwunden); behufs genauerer Einhaltung 
der Paritätsverhältniffe in den Gemeinde und Bezirföbehörden 
wurde in ben gemifchten Bezirken eine konfeſſionelle Bolfszählung 
vorgenommen. Der Kleine Rath machte von feinen weiten 
Wahlrechten Gebraub, ernannte feine acht Statthalter in den 
Bezirken nebit ihren Sefretären, aus den ihm zugefommenen 
Vorſchlagsliſten die Bezirkögerichte und ihre Präftdenten, dann 
auh bie vierundvierzig Kreisammänner. Schon bie Bielheit 
und die Bedeutung diefer ihm zuftehenden Ernennungsredte 
zeigt die überwiegende Stellung, welche vie Verfafjung dem 
Kleinen Rat) angemwiefen hatte, ver fih von nun an „Landam-> 
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mann und Kleiner Rath“ jchrieb, wie der Große Rath fih von 
diefem den Titel: „Randammann, Klein und Große Räthe” 
geben ließ. Auf 1. Auguft 1816 traten die aus ven Neuwah- 
len bervorgegangenen zahlreihen Beamten und Bermwaltungen 
in den Gemeinten, Kreifen und Bezirken in Wirkſamkeit. Es 
darf denjelben insgeſammt das Lob gefpenvet werben, daß, nad)- 
dem bie traurigen auswärtigen Einflüffe der Mediationdzeit und 
die aus denſelben hervorgegangenen Kriegsbebrängnifie ihr Ende 
erreicht hatten, die Berhätigung in allen Zweigen ver inneren 
Berwaltung eine erfprießlichere wurde, als fie vorher gewejen. 
Neben ver allgemeinen Drganifation war jene befonvere für bie 
Stadt St. Gallen zu jchaffen, welde bei den Verhandlungen 
über die Berfafjung in Zürib und in St. Gallen fo oft zur 
Sprache gefommen war. Der Wunſch der Städter, eine gewiſſe 
Abgeſchloſſenheit der „Stadtbürger“ gegenüber den nievergelafle- 
nen Kantonabürgern zu behaupten, mit andern Worten eine Dr: 
ganijation zu erhalten, vermöge welder die Stabtbehörde nur 
von Stattbürgern gewählt und nur aus foldhen bejegt würde, 
wie ed in den alten arijtofratifhen Städten ver Schweiz Gü— 
rich, Baſel und andern) gewefen, fuchte fich Geltung zu verichaf- 
fen. Solche Abfihten fanden Wivderftand in Regierungsfreijen. 
Falk eiferte Dagegen in einer eigenen Abhandlung. In den bes 
nahbarten Landgemeinden Tablat, Straubenzell und Gaiferwald 
waltete Bejorgniß: es gehe die Stadt mit dem Gedanfen um, 
den ſtädtiſchen Handwerksſtand, insbefondere das Bäder und 
Sleiihergewerbe der Stadtbürger, gegen das Einbringen von 
Fabrifaten, von Brod und Fleifch aus der Landſchaft, monopo⸗ 
liſtiſch zu ſchützen. Dagegen erhoben fi die Vorſteher jener 
Gemeinden in fräftiger Eingabe an die Oberbehörbe. Die Ber: 
handlungen endigten mit einem Organifationsgejege (vom 3. 
April 1816), welches einen dur gefammte Aftivbürger Caljo 
ohne Ausſchluß der Fantonalen Nievergelaffenen) zu wählenden 
Stattrath aufftellte, mit einer Körperfchaft von Rathöbeifipern, 
die die Stattbürgerfchaft allein wählte, und welche für einen 
gewiffen Kreis von Berrichtungen zu den Sitzungen des Stabt- 
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rathes beigezogen werben mußte; Verwaltungsbehörde für die 
Stabtgenofjenfchaft al8 ſolche wurde der Stabtrath jelbft; den 
bezügliben Verhandlungen aber durften nur jene Mitglieder 
beiwohnen, welche Antheilhaber am ftäbtiichen Gemeindegut 
waren. Auch erhielt die Stadt ein eigened Stadt⸗, Bezirks⸗ 
und Handelsgeriht, und neben dieſen drei Gerichtöftellen eine 
Handwerfövorfteherjchaft. Zwei Präſidenten, ald Erfah für vie 
ehemaligen Bürgermeifterftellen, ftanden abwechjelnd dem Stadt: 
rath vor. Thatſächlich blieb die Leitung des ganzen ftäbtifchen 
Weſens, auch in wie weit ed die Einwohnergemeinde betraf, 
in den Händen. der eigenen Stadtbürgerſchaft; niedergelafjene 
Kantonsbürger gelangten weder zu Aemtern noch zu Einfluß. 
Auch blieb die Stadt ein Fonfeffionell abgefchloffenes Gemein- 
wefen, da ihre Bürgerfchaft fich beharrlih nur aus Neubürgern 
reformirter Konfejfion refrutirte und nie einen Katholifen als 
Bürger annahm. Das Gebiet anlangend, trat feine Aenderung 
ein; der Stiftseinfang blieb von der Stadt getrennt; doch wurs 
den alfällig im Stiftseinfang wohnende Proteftanten ausnahms- 
weife ald in ber Stadtgemeinde ftimm- und wahlfähig erflärt. 
Die Stabtorganijation enthält Feine Vorſchrift, die den freien 
Verkehr zwijchen Stadt und Land beeinträchtigte. 

Bon überragender Wichtigkeit war die Organifation beider 
Konfelfionstheile, hervorgerufen durch den Artikel 2 der Kantonds 
verfaffung. Sie hatten gewiffermaßen eigene Verfaſſungen nö— 
thig, die fie jedoch ſich felbft zu geben hatten. Am Großen 
Rath hinwieder ftand es, die Grundlagen und Bebingungen 
ſolchen Sonverlebens feftzufegen. in erfter Entwurf dieſes 
Grundgefeges fam aus der Hand von J. 2. Eufter. Das fon- 
feffionelle Gefe vom 3. April 1816 enthält folgende wefent- 
lihe Beftimmungen. Jeder „Religionstheil“ entwirft ſich feine 
Drganifation felbft; die Mitgliever de8 Großen Rathes jeder 
Konfeffion fondern fich zu diefem Behuf nach ihren Bekenntnif- 
fen; die aus ihren Berathungen hervorgehende Organijation 
jedes Religionstheild unterliegt der Sanftion ded Großen Ras 


thes; dieſe wirb ertheilt, nachdem der Kleine Rath vorher aus⸗ 
Baumgartner, Kanton St. Ballen. 11. 27 
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gemittelt hat, daß die Drganijation Feine Schmälerung der 
Rechte des Staates enthalte. Die gelönderten Großrathöfolle: 
gien werben jeweilen durch ven Landammann ihrer Konfeſſion 
präfidirt. Dieſe Großrathsfollegien wählen die Verwaltungs— 
und andere Behörden ihrer Konfeſſion. Die von ihnen erlaffe 
nen allgemeinen Verordnungen bebürfen, gleich ver Organifation, 
der Sanftion des Großen Rathes, eben jo neue Bisthumseins 
richtungen und Wehnlihes. Das landesherrliche Plazet über 
firhlide Anordnungen und Kundmadhungen wird beibehalten; 
der Große Rath aber kann wie bisher deffen Ausübung an den 
Kleinen Rath delegiren. Den Behörben beider Religionstheile 
ift jede unmittelbare Berbindung mit auswärtigen Behörden 
unterfagt; ausnahmsweiſe aber mögen fie religiöfe und firchliche 
Angelegenheiten mit jeder geiftlichen Behörde behanteln; jo blieb 
für das Fatholifche Großraths-Kollegium ver amtliche Verkehr 
mit dem Nuntius und dem Heiligen Vater unbehindert. Seder 
Religionstheil ift verpflichtet, die Kirchen-, Pfrund- und Schul- 
güter zu erhalten und ihrem Zwecke gemäß zu verwenden. Dem 
Staate bleibt „die Konfirmation in Kollaturſachen“ (Plazet für 
Pfarrwahlen) vorbehalten. Streitigkeiten zwiſchen Korporatio- 
nen beider Religionstheile über religiöfe und kirchliche Gegen- 
ftände werden durch Schiedsrichter erlediget, die von den Par— 
teien zu gleihen Sägen gewählt werden. Die Matrimonial- 
Saden, inbegriffen daherige Forderungen und Entſchädigungen, 
werden jedem Religionstheil zur Beſorgung überlaffen. Für 
Leitung des Schul- und Erziehungswejend ernennt fich jeder 
Religionstheil feinen Erziehungsrath; der Staat bezahlt jedem 
Religionstheil jährlich ald Beitrag zu den Schulfoften 2000 Gl. 
Diejed Gefeg kann nur unter Zuftimmung der Mehrheit jeg- 
lichen Religionstheild revidirt und abgeändert werden. Die bei- 
den nach diefem Fundamentalgefeg geichaffenen konfeſſionellen 
Großrathskollegien hatten das Eigenthümliche, daß ihre Mit- 
glieder nicht ausjhließlih das Ergebniß der Wahlen ihrer Kon: 
fefftonsgenoffen waren, ſondern häufig aus gemilchten Wahlkör- 
pern hervorgingen. Das Gleihe war der Fall mit ihren SPrä- 
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fidenten (dem Landammann jeder Konfeffion). Dem Gefeg folg- 
ten die Organifationen für beide Konfeffionen; die Fatholifche 
ftellte einen Adminiftrationsrath von fünfzehn Mitgliedern auf, 
welhem gejammte Fatholiihe Berwaltungsangelegenheiten über- 
tragen wurden, mit Inbegriff der Kollaturen und des Erziehungs: 
wejens für dieſe Konfeffton, jo daß der Adminiftrationsrath zu: 
gleich Erziehungsrath war; fein Einfluß rivalifirte mit jenem 
der Regierung ſelbſt. Beachtenswerth ift eine Vorſchrift dieſer 
Organiſation, daß die der katholiſchen Korporation des Kantons 
St. Gallen zugehörigen Fonde zu keinen Zeiten und Umſtänden 
weder vertheilt, noch den beſtimmten religiöſen Zwecken entzogen 
werben dürfen. Die evangeliſche Organiſation ſtellte als Ver— 
waltungsbehörde einen „Centralrath“ auf, deſſen ftändiger Prä—⸗ 
ſident der reformirte Landammann war; für Kirchliches einen 
Kirchenrath mit Synode und Kapitel; dann ein Ehegericht, 
deſſen Präſident aus den evangeliihen Mitgliedern der Regie— 
rung gewählt werben mußte, und einen eigenen Erziehungsrath. 
Beide Organijationen wurden vom Großen Rath genehmigt am 
21. Juni 1816. Die Beftellung ver Eonfeflionellen Schieds— 
gerihte und den von benfelben zu beachtenden Rechtsgang ord- 
nete ein eigenes Gefeg, das Vorgehen für Unterhandlungen über 
Bisthumsorganifation und andere Gegenftände Eonfeiftoneller Na- 
tur ein Verkommniß zwijchen dem Staat und dem Fatholifchen 
Konfeſſionstheil, welches die Staatsbehörbe berechtigte, aus ven 

fatholiichen Mitgliedern ded Großen Rathes einen Abgeordneten 
zu ernennen, wogegen ber zweite vom „Fatholiihen Religions: 
theil” zu ernennen war; bezüglich der Snftruftionen für folche 
Abgeorbnete war forglame Wahrung der Rechte des Staates 
vorgejehen, jo daß die Entwürfe entweder bie Genehmigung des 
Kleinen Rathes, oder nad Umſtänden felbft jene des Großen 
Rathes erhalten mußten (genehmiget vom Großen Rath am 
21. Juni 1816). Der gemeinfame Erziehungsrath wurde auf- 
gelöfet; die ftaatswirtbichaftlihe Kommilfion ließ eine Ehren- 
meldung zu feinen Gunften zu Protokoll fallen; der unter ber 
Verwaltung jener Erziehungsbehörde gelammelte Fond für Er- 
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ziehungszwede (13,212 Gl. 30 Kr.) wurde zu gleichen Theilen 
an beide Konfeffionen ausgeliefert. Bor dem Abtreten veröffent- 
lichte der Erziehungsrath über feine Wirkſamkeit feit dem Jahr 
1800 einen fummarijhen Bericht, in weldhem der manden 
Fortſchritte gedacht ift, die namentlih das Primarſchulweſen jeit 
jener Zeit gemadht habe, was Niemand beftreite. In jeine 
Fußftapfen traten die beiden konfeſſionellen Behörden, welde 
das früher Begonnene in rühmlichem Wetteifer fortfeßten. Jede 
Konfeffion erließ ausführlibe Schulordnungen, deren Inhalt auf 
thunliche Verbeſſerung namentlih des Primarſchulweſens und 
auf gehörige Bildung der Lehrer berechnet war; beibfeitige 
Großrathsfollegien jorgten für Aufftelung thätiger Schulinjpef- 
torate (1817 und 1818); katholiſcherſeits wirkte unter dem 
Adminiftrationsrath eine von ihm beftellte Erziehungsrathsfom- 
miffton, welcher weite Befugniffe und Pflichten eingeräumt wur: 
den. Der evangeliihe Konfeffionstheil erließ eine neue „Ver— 
faffung der evangeliihen Kirhe des Kantons St. Gallen“ 
(1. Juli 1817), eine allgemeine Organilation der Kirchenvor⸗ 
fteherfähaften in den Gemeinden ihrer Konfeffion, ebenfalls eine 
„Examinations⸗ und Ordinationsordnung“ für den Eintritt in 
das Prebigtamt; endlich eine volftändige Matrimonialorbnung 
unter der Bezeichnung von „Ehegerichtsfagungen für den evanz 
geliichen Theil des Kantons“, vom Großen Rathe verfafjungs- 
gemäß fanzirt (18. Juni 1818). So war nun die vollitändige 
Autonomie der Konfeffionen, meift zur Zufriedenheit ihrer Anz 
gehörigen, in Gang gebracht und geſichert und bewegte ſich in 
ſolchem unangefodhten Jahre lang. Vom Großen Rath jelbft 
ging noch ein Abfinden über eine gemeinfame Bettagsfeier aus 
in der Weile, daß, wenn das Feſt Mariä Geburt auf einen 
Dienstag, Mittwoh, Donnerstag over Freitag falle, ver Bet: 
tag von beiden Konfeffionen jeweilen an dieſem Tage, falls 
jenes Feft aber auf einen Sonntag, Montag oder Camdtag falle, 
am Donnerstag in der erften vollftändigen Woche Septembersd 
gefeiert werden folle (Befhluß vom 19. Juni 1818). In den 
unmittelbar vorangegangenen Jahren war der Bettag von jeder 
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Konfeffton geföndert angeordnet, darum dann auch auf ver— 
fhiedene Tage verlegt worden. 

Die Trennung der fchweizerifhen Bisthumsantheile vom 
Bisthum Konftanz war in Folge der großen Staatöveränderungen 
in Deutfchland bereitd in den erften Jahren der Mediationszeit 
ald ausgemachte Sache angejeben. Die im J. 1804 mit dem 
Kurfürftentbum Baden abgejcloffene Konvention über die Dos 
tation der jchweizerifhen Bisthumsantheile aus dem Vermögen 
des Bisthums, ſowie über das Maß der Verpflichtungen ver 
betheiligten Kantone zur einsweiligen Suftentation des Kon— 
ftanzer Bilchofes, feste jelbft den nahen Fall voraus, daß noch 
bei Lebzeiten des Bilchofs Karl Theodor v. Dalberg die Tren- 
nung wirklich vollzogen werde. Unmittelbar nachher folgten zu 
jolcher die einleitenden Schritte des Landammanns der Schweiz 
mit Kreisjchreiben vom 11. Februar 1805; zugleich mit ver 
Trennung jollten die neuen nationalen Bisthumseinrichtungen 
oder Bisthumsumfchreibungen verabredet werden. An der Zus 
ftimmung des Papſtes und des Bifchofes felbft zu ‚der biefür 
erforverliben Trennung von Konftanz glaubte man nad beivers 
feitigen Aeußerungen nicht zweifeln zu dürfen. St. Gallen war 
nicht abgeneigt zur Mitverhandlung, äußerte eventuell fchon, daß 
bei wirflih eintretender Veränderung Thurgau und Appenzell 
FR. am jchielihften mit einem Bistum St. Gallen ver: 
einiget würden, dieſem felbftverftändlich auch die St. Galliſchen 
Gebietstheile des Bisthums Chur einverleibt werden follten, 
Alles übrigens in der Meinung, daß der Kanton fi bis zu 
gänzlicher Entjcheidung über die damals in St. Gallen verhan- 
delten Hauptfragen freie Hand. vorbehalte.‘) ine Konferenz 
ver betheiligten Kantone bevollmächtigte den Landammann der 
Schweiz mit den nöthigen Unterhandlungen „auf das Funda— 
ment der Trennung von ber auswärtigen Jurisdiktion“ (20. 
Yuni 1805). Die nachfolgenden politifchen Ereigniffe im Aus+ 
land und die beffagenswerthen Schickſale des Papftes Pius VII. 


*) Antwort der Regierung von St. Gallen an den Landammann der 
Schweiz, vom 23. März 1805. 
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verhinderten die weitere Verfolgung des Plans, und die Kon— 
ftanzer Bisthumsfantone befchränften fib in ihren gemeinfamen 
Verhandlungen während mehrerer Jahre auf die wenigen Ge- 
ihäfte, welche die Verwaltung des erwähnten bisthümlichen 
Dotationdfondes erheiſchte. Im Laufe ver Zeit zog Schwyz 
das Ptojekt der Trennung zuerft wieder in Erwägung. Der 
Nuntius verhieß feine Handbietung. Nun lud Uri im Namen 
der Urjchweiz gefammte Bisthumsfantune zu gemeinfamer Be— 
rathung ein, die während ver Tagfagung von 1813 in Zürich 
(24. Juni und 3. Juli) gepflogen wurde. Die Trennung wurde 
als Nothwendigfeit anerfannt in einem durch Müller-Frievberg 
Namens eines Ausichuffes verfaßten Gutadten, das allio be— 
ginnt: „daß ein fürſorglicher Schritt zu machen ſei, erhellte uns 
aus der zerftörten Stiftung des Fonftanzifchen Kirchenfprengels, 
aus dem allmäligen Auslöfchen des Domfapiteld und der na= 
henden legten Krife, durch welde das Bisthum augenbliclich 
aufhören fol, oder, aller Selbftftändigfeit beraubt, in gänzliche 
Abhängigkeit von einem fremden Souverän verfallen wird“. 
Ya das Berürfniß der Trennung und eined Einverftändniffes 
über ihre Ausführung wurde aus dem noch dringenderen Be— 
mweggrunde nachgewielen, daß unheilvolle Wirren entjtehen müßten, 
wenn der Tod des Bilchofs die Kantone überrafchen würde, 
ohne daß fie ſich über die Zukunft geeiniget hätten. Anfichten 
und Entwürfe über ſolche Einigung, beziehungsweiſe ſchickliche 
Gruppirung der Stände in neu zu errichtende Bisthümer, wur: 
den in das Gutachten hineingelegt. Es erfolgte Verftändigung, 
den Biſchof (Fürft-Primas des Rheinbundes) Namens der Kan— 
tone ſchriftlich um feinen Beiftand für gemwünfchte Trennung zu 
erfuhen. Der Entwurf des Schreibens ging aus der gleichen 
Feder hervor wie das Gutachten und ed wurde daſſelbe mit 
ausdrüdlicer Zuftimmung des Kleinen Rathes von St. Gallen 
(vom 13. Auguft) erlaffen. Die Antwort des Biſchofs war im 
Allgemeinen beifällig zufagend, doch durch Klaujeln geſchwächt. 
Die Schwierigkeiten der Lage vermehrte die Sonderftellung, 
welche Luzern einzunehmen für gut fand. Die Kantone aber 
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beharrten, erneuerten ihre Beftrebungen Ende Jahres, und in 
° Folge der politiihen Veränderungen von 1814 trat dann aud 
Luzern denfelben bei. Im Namen gefammter Kantone erging 
endlich die fchriftlihe Bitte an den Heil. Vater felbft um Ber 
willigung der mehr beiprochenen Trennung, wobei übrigens vor: 
ausgefegt war, daß ihrer wirklichen Ausführung die Vereinba— 
rungen ber Kantone für neue Geftaltung der fchweizerifchen Bis- 
thümer unter Gutheißung des Papſtes voranzugehen hätten 
(16. April 1814). Bilhof Karl Theodor gab Zufage, daß er 
fih den Beichlüffen Sr. Heiligfeit gehorfam unterziehen werde, 
Der Papſt antwortete zuftimmend durch Breve vom 7. Oftober 
1814, vollzog bald nachher die Trennung durch ein zweites 
Breve vom 2. November an den Biſchof und ernannte endlich 
den Propft Bernhard Göldlin v. Tieffenau zu Beromünfter zum 
apoftolifchen Vikar der von Konftanz abgetrennten jchweizerijchen 
Bisthumsgebiete Cpäpftliches Breve vom 10. Januar 1815). 
Dbwohl die Regierung von St. Gallen den nun eingetretenen 
„Zwilchenzuftand“, wie fie die neue Lage nannte, gern vermieden 
gejehen hätte und gleich anderen Kantonen vorausgefegt hatte, 
e8 würde die volle Regelung der Fünftigen Bisthumsverhältnifie 
dem Trennungsafte vorangehen, jo verzichtete fie doch auf irgend 
welche Einſprache, nahm die Thatſache an, wie fie vorlag, und 
ließ fih auch durch die Proteftation des Konftanzer Kapitels 
nicht lange hinhalten, die Wirkſamkeit des apoftoliihen Vika— 
riatd anzuerkennen (Schreiben des Kleinen Raths vom 13. und 
14. Februar 1815). Augenblidlihe Schwierigkeiten, welche da— 
durch entftanden, daß während einigen Wochen beide bijchöffiche 
Autoritäten, der apoftoliihe Vifar in Münfter und die Burie 
in Konftanz, PBaftoraldriefe an die Geiftlichkeit des St. Gallifchen 
Bisthumsantheild hatten ergehen lafjen, waren durch erwähnte 
Erklärungen gehoben. Geſammte betheiligte Kantone mit Inbe— 
griff St, Gallen's erließen ein Dankſchreiben an Se. Heiligkeit 
für alles Berfügte (24. Mai). Ueber die vollgogene Trennung 
ſprach P. Heinrich Müller v. Friedberg, Pfarrer in Goßau, 
durch einläßliches Schreiben an feinen Bruder, Regierungsrath 
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hohe Freude aus; Geiftlichkeit und Wolf feien gleicher Gefin- 
nung, und ewiger Segen werde ficherlih den Urhebern und 
Förverern eines St. Galliihen Bisthums zu Theil werben (19. 
Sanuar). Es wurden aber auch abweichende Projekte beiprocen. 
Bon Graubünden ber ließen fi Wünſche um Einverleibung des 
ganzen St. Galliichen Gebietes in dad Bisthum Chur ver: 
nehmen, welches in Folge der baierijchen, jpäter der öfterreichi- 
ihen Berfügungen über bie tiroliihen und voralbergijchen Bis- 
thumstheile von Chur große Verlurfte gemacht hatte. Dr. Jo— 
hann Peter Mirer war dur Briefwechfel mit dem Landammann 
Müller-Friedberg der Vermittler folder Wünſche; weltliche und 
geiftliche Behörden in Chur, jo meldete er, hegen dieſelben, und 
der Biſchof erwarte nur eine Einladung St. Gallen’s, um über 
die Organifation des erweiterten Bisthums Chur in Unterhand- 
lung zu treten. In gleichem Geifte jchrieb Caberas, das Haupt 
des fatholiihen Landestheild von Graubünden. Die Antwort 
des St. Gallifchen Landammanns war fehr verbindlich für die 
Perſon des Biſchofs, in der Sache aber zurüdhaltend, da die 
Entſchlüſſe von der neuen Eonfeffionelen Drganijation abhängig 
fein werden. Dod wurden nod Entwürfe über die Vereinigung 
und deren Bedingungen ausgetaufcht CHerbft 1815). Eben 
damals [ud Luzern zu allgemeiner Konferenz ein. Reutti wohnte 
ihr als St. Galliſcher Deputirter bei, mit der Inftruftion, mehr 
zuzuhören, ald fi irgendwie verbindlih zu machen. Man 
ſprach von Errichtung eines „ſchweizeriſchen Nationalbisthums“ 
und es wurde dieſe Bezeichnung ſelbſt in amtlichen Aktenſtücken 
gebraucht. Verſammelt waren Abgeordnete von Luzern, Zürich, 
Uri, Schwyz, Unterwalden, fatholiih Glarus, Zug, Solothurn, 
Schaffhaufen, Appenzell 3. R., St. Gallen, Aargau und Thur- 
gau. Es fielen einzelne Voten auf Verſchiebung; in dieſem 
Sinne ſprach aud Reutti. Es wurde gleichwohl die Drgani- 
jation eines gefammte Konftanzger Bisthumsfantone umfafjenden 
Bisthums, ald deſſen Sit Luzern bezeichnet wurde, entworfen, 
die Berathung derfelben aber verſchoben und ſolche zunächſt ven 
betheiligten Kantonsregierungen anheimgeftellt, damit fie nachhin 
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dem „katholiſchen Vorort“, fo nannte man Luzern, ihre Ent— 
fchließungen über den Entwurf melden möchten. So verzögerte 
fih die Angelegenheit von jelbft und der Anfangs 1817 erfolgte 
Hinſchied des Biſchofs Karl Theodor von Konftanz ſchien die 
kommenden Berhandlungen erleichtern zu wollen. Der Nuntius 
Teftaferrata war am 5. Mai 1816 abberufen worden. 

Als Fürft Pancratins die auf ihn Bezug habenden Be: 
ſchlüſſe des Wiener Kongreſſes mit Proteft zurüdwies, erfüllte 
er nur wieder feine Pflicht ald treuer Religios; denn nicht ihm, 
das war feine feite Anficht, fondern dem Papſt allein ftehe zu, 
das Stift St. Gallen aufzuheben oder als aufgelöst zu erflä- 
ren; ihn, den Vorftand des Stifts, feiner Pflicht zu entheben. 
Uebereinftimmend hiemit war auch feine fernere Handlungsweiſe. 
Da alle anderen Mittel erjchöpft waren, „dem Stift wieder 
aufzubelfen“, reiste er nab Rom, den unmittelbaren Beiftand 
ded Heiligen Vaters anzurufen; Ankunft daſelbſt am 30. Sep- 
tember 1815. Don Gonfalvi und tem Bapft Pius VII. wurde 
er beftend aufgenommen; durch ausführliche Denkſchrift vom 
16. November erwirkte er den Entfchluß des letztern zu werk 
thätigem Eingreifen für Wiederherftellung des Stifte. So ift 
genugfam aufgehellt, vaß ver Staatsjefretär Eonfalvi wie Ban- 
cratind in dem Wienerfongreßbeichluß über St. Gallen nichts 
anderes erblidten, als die Löſung der politiichen und Gebiets: 
fragen. Der Papft beihätigte fih nun vom gleichen Standpunft 
aus und erließ durch drei Breven, eined an die Tagfagung, 
ein zweited an die Fatholifhen Kantone, ein drittes an fathos 
fh St. Gallen insbeſondere, den väterlihen Ruf zur Herſtel— 
lung der oft genannten religiöjen Anftalt (ſämmtliche Breven 
vom 12. Juni 1816). Im Schreiben an die Tagſatzung ges 
date Papſt Pius VIL zunächſt des alten und oft bewährten 
Rechtöfinnes der Schweizerfantone; übergehend auf die Sache, 
rügte er, daß die Regierung von St. Gallen im Jahr 1805, 
wenn auch ohne Erlaffung eines förmlichen (Aufhebungs-) Be- 
Ichluffes, doch dur die That jenes uralte und in der Schweiz 
vornehmfte Klofter des heil. Gallus gleihfam aufgehoben, über 
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feine Güter und Einkünfte theils nah Willfür verfügt, theils 
ſich diefelben, unter dem Vorwande von Staatögütern, unrechts- 
mäßig angeeignet habe; — daß dieß ausgeführt worden An— 
gefichtd und zuwider der Bundesverfaflung vom 3. 1803, welche 
verordnet hatte, daß den Klöftern ihre Güter zurüdgegeben wer- 
den follen; in Widerſpruch zu den Tagſatzungsbeſchlüſſen von 
1803 und 1804; in Widerſpruch zu den Beilpielen aller übri» 
gen Kantone, welche jedem Klofter feine Güter zurüdgaben, end- 
ih auch troß jenes (alten) Bundes, „durch welchen das Klofter 
mit den SchweizersKantonen vereint” gewejen, und um befjen- 
willen fchon bafjelbe eine würbigere Behandlung verdient bätte. 
Sole Aufhebung des Klofters könne der Papſt nie als recht- 
mäßig oder gültig anerkennen; denn fie widerſpreche nicht nur 
allen Gefegen der Gerechtigkeit und den Fanonifchen Vorjchriften, 
fondern auch, wie angeführt worden, dem damaligen fchweize- 
riſchen Bundesrechte jelbft. Hohl ſei aud die Berufung auf 
angeblich. bereitö im 3. 1798 gefchehene Aufhebung des Stiftes, 
weil jolhe damals zwar angedroht, nie aber durch förmlichen 
Beihluß ausgefprochen worden. Und eben jo wenig könne man 
fi) (gegen das Stift) auf den Wiener-Kongreß berufen, weil 
die dem Abt angewiefene Penſion nur als etweldher Erfah für 
die Iandesherrlichen Rechte anzufehen, von Sein oder Nichtjein 
der Abtei oder von ihren Gütern an jenem Kongreß Feinedwegs 
die Rede gewefen fei. Aus allen viefen Gründen bat der Papft 
die Abgeorbneten der Stände an der Tagſatzung um Verwen- 
dung bei der St. Galliihen Regierung für Wiederherftellung 
des Stiftes, wobei er feine Abficht erklärte, dem Abte die volle 
biſchöfliche Gerichtsbarkeit im ganzen ehemaligen Konftanzijchen 
Gebiete St. Gallen’8 zu übertragen oder denfelben vollends, 
wenn ſolches vortheilhafter („magis proficuum“) erfchiene, zum 
Biſchof mweihen zu laffen, doch unter der Bedingung, daß die 
(flöfterlibe) Regularordnung ferner beachtet werde. Der PBapft 
verwendete fih alſo ausprüdlih nur um Wiederherftellung bes 
Stiftes als Firchliher oder Ordens⸗Anſtalt und ging dabei ganz 
in oft geäußerte Wünfche der St. Gallifhen Behörden ein, bie 
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Abtei zum Bisthum mit Regulars-Konvent umzugeftalten. We— 
jentlich gleichen Inhaltes, wie jenes Schreiben an die Tagfagung, 
war der Erlaß an die vom Konftanzer Bisthum abgetrennten 
Kantone Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Fatholifch 
Glarus, Solothurn, Appenzell J. R., wie aud) Aargau und 
Thurgau Fatholischen Theild; der Bapft belobte ihre Beftrebungen 
für Errichtung eines neuen Bisthums; feste fie zugleich in Kennts 
niß von feinen Abfichten bezüglich der fünftigen bifchöflichen Ver— 
waltung des St. Galliihen Gebieted und bat fie um Unter: 
ſtützung derfelben mittelft der empfohlenen Wiederherftelung ber 
dortigen alten Abtei. Beſonders eingehend war das dritte Send» 
fchreiben des Papſtes: „an die Fatholifchen Mitglieder des Großen 
und des Kleinen Rathed des Kantons St. Gallen.” Zu ihnen 
ſprach er: ſeit Jahren her und noch jest jei ihre Hanblungs- 
weife nicht jo, wie fie die Gejege der heiligften Religion, die 
Gerechtigkeit und vie heiligen Kirchenfagungen erheifchen; „Ihr 
habet es nemlich unternommen (conati estis), jener uralten und 
in der Schweiz ausgezeichneten Abtei des heiligen Gallus, aus 
welcher Schmuck und Zierde über Euere Nation ſich ergoß, durch 
dag, was ihr am achten Mai 1805 gethan, ven Untergang zu 
bringen (exeidium afferre)“, einen beträchtlichen Theil ihrer 
Güter dem Staate zugewenbet, über den andern ganz nad) 
Euerer Wilfür verfügt. Der Heil. Vater drüdte dann fein Be- 
fremden aus, wie das Alles ohne fchuldige Rüdfiht auf bie 
früheren Berbienfte des Stiftes um Religion, um Bildung und 
öffentliche Wohlfahrt gejchehen jei, und erklärte mit Bezugnahme 
auf die bereit3 in den andern Briefen als widerrechtlich bezeich- 
neten Vorgänge: er könne, ohne feiner eigenen Pflicht untreu 
zu fein, die Abtei weder ald aufgehoben noch als nicht beftehend 
anjehen. Gern erinnerte ſich der Heil. Vater dann doc jener 
Männer, welde in früheren Tagen fi eifrigft für Wiederher- 
ftelung des Stiftes verwendet haben; die Urheber des Uebel 
aber und ihre Helfer mögen fehen, wie fie dießfalls mit ihrem 
eigenen Gewiſſen ſich zurecht finden. Folgte die Mahnung, dem 
Stift das Seinige zurüdzugeben und die Aeußerung: in ber 
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Wiener Kongreßverfügung könnten ſie genügende Entſchuldigung 
für allfällige Rechtsverweigerung nicht finden, denn dort ſei von 
Aufhebung des Kloſters und der Zurückhaltung ſeiner Güter 
gar feine Rede geweſen, ja „man dürfe nicht einmal vermuthen, 
daß gerechte und rechtmäßige Fürften jene Güter, melde jelbft 
die franzöflfhe Regierung im Jahr 1803 ven Klöftern zurüd- 
zugeben befahl, der Kirche haben entreißen wollen“. Schließlich 
wurden die Abfichten des Papftes in bisthümlicher Beziehung 
zur Kenntniß gebracht und angezeigt, daß der Nuntius bemäch— 
tigt worden, mit ber St. Galliihen Behörde in Hinficht alles 
defien, was auf die Güter und die geiftliche Jurisdiktion Bezug 
habe, in Unterhandlung zu treten. Der Kardinal-Staatsfefretär 
Gonfalvi gab ven Fatholifhen Kabineten von Wien, Verfailles, 
Madrid und Turin von den Schritten des Papftes zu Gunften 
des Stiftes Kenntniß, mit befannten Gründen die Sache ems 
pfehlend (24. Zuni), und diefer Empfehlung Nachdruck zu geben, 
nahm er die Gejandten jener vier Mächte in Rom durch eigenes 
Rundichreiben in Anſpruch. Als die päpftlichen Briefe nach der 
Schweiz abgegangen waren, folgte Pancratius ihnen nad, nach— 
dem er den Papſt bei der Abſchiedsaudienz noch mündlich um 
Erlaubniß gebeten hatte: für den Fall, daß die Abtei nicht 
wieder auffommen jollte, fein Weniged einem Klofter, wo er 
feine Tage zu beichließen gebenfe, zu übergeben, oder aud einen 
Theil davon feinen Mitbrüdern überlafjen zu dürfen. Der Fürft 
war aljo bereitd auf Alles, auch auf das Schlimmfte gefaßt, 
und feine Haltung, die jo oft als Ausflug maßloſer Herric- 
ſucht angejehen worden, ftellt fi als gottergebene Demuth dar. 
Aber doch wollte er nichts verſäumen; darum feine neue Wans 
derung nach der Schweiz, die er, Rom verlaffend, am 1. Juli 
antrat. 

Die Tagfagung wurde am erften Montag im Juli eröffnet. 
In der Bundesftadt war Cherubini, als Internuntius, einge: 
troffen. Miüller-Srievberg hatte hier, als erfter Geſandter bes 
Kantons St. Gallen, feinen alten Ehrenplag wieder eingenom⸗ 
men. Alsbald fegte fi jener Internuntius mit dem gewaltigften 
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Gegner Deffen, was der Heil. Bater anftrebte, in vertrautefte 
Perbindung; er wollte ihn jprechen und ſprach ihn, noch bevor 
er den Präfiventen ver Tagſatzung gefehen, und das war nun 
wieder Reinhard. Mit einer Befliffenheit, welche die unbefangene 
Nachwelt mit Befremden vernehmen muß, zeigte Eherubini dem 
Landammann von St. Gallen an, daß er drei päpftliche Breven 
zu übergeben habe; ben vritten dieſer Briefe, jenen ver an bie 
fatholijchen Mitglieder des Großen und Kleinen Rathes von St. 
Gallen gerichtet war, überließ er „ehr vertraut” auf einige 
Stunden an Müller-Friedberg, der unverweilt feinem Kollegen 
Zollifofer in St. Gallen eine Abjchrift davon überſandte, fo 
daß der reformirte Landammann des Kantons das Sendſchreiben 
Pius VII. früher fennen lernte, als das Fatholifche Großraths- 
follegium, das zu diejer Zeit bereitd Eonftituirt war und das erfte 
und befte Recht auf dieſes päpftliche Breve hatte. In dieſer und 
in andern im Lauf der nächften Tage mit dem St. Galliichen 
Geſandten gepflogenen Unterredungen verbreitete fi der Inters 
nuntiud weitläufig über die ganze Angelegenheit, fragte jenen 
um feine Meinung über die Breven und rief dadurch deſſen 
Zabel über den Ton hervor, den der Bapft gegen die St. Gal- 
lichen Magiftraten angeſchlagen; ed habe ven Schein, fagte 
Müller-Frievberg, ald ob man die Ruhe des Landes geflifien 
gefährden wolle. Weit entfernt, die Sprade des Papſtes zu 
vertheidigen, ftimmte Cherubini mittelbar ein in den Tadel, in- 
dem er erwiederte: „er ſelbſt fühle vießfall8 mehr als ihm zu 
jagen gezieme;“ an der Nuntiatur jei ver Fehler jedenfalls nicht, 
denn diefe habe die Verhältnifje immer richtig dargeftellt, und 
jest handle es fi nur noch darum, Mittel und Wege zu finden, 
„die Sache bald, angenehm und zu unbeichreiblihem Vortheil“ 
von St. Gallen zu wenden. Dabei jeßte er ſchon von vorn- 
herein den Abt Pancratiud ganz bei Seite; daß von ihm per- 
ſönlich im St. Galliihen Lande feine Rede mehr fein Fonne, 
das wife man in Rom jo gut als in Zürih; St. Gallen jolle 
fih durch das Breve nicht irre machen laffen, ver Papſt habe 
irgendwo anknüpfen müfjen; fein Hauptzwed ſei, daß in St. 
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Gallen ein Kapitel Benediktiner-Ordens eriftire und bifchöfliche 
Jurisdiktion gefihert werde; von einem Klofter wie ehemals, 
von Mönchen wie ehemals, Tönne feine Rede fein; der Papft 
wolle nichts als ein Stift wie Fulda, das aus etwa fünfzehn 
Männern. beftünde, „welde die Fähigkeit hätten, geiftliche Räthe 
ober zu andern Dingen nmüglich zu fein“. Auch walte feine 
Abficht, irgend wen zur Rückkehr (in das Kloſter) zu amingen; 
eben jo werde Feine Rede mehr fein von Rückerſtattung des 
Vermögens; man werde fih darauf beichränfen, für den Bifchof 
und dad Kapitel eine gemäßigte Dotation audzumwerfen. Auch 
müßte ber Biſchofsſitz niht gerade in St. Gallen fein. St. 
Johann, jagte Eherubini, wäre fehr gut; auf Müller⸗Friedberg's 
Kopfihütteln fegte er bei: Rorſchach oder Wyl noch befier. Für 
die Studien Fönnten die Kapitularen gleichwohl verwendet wer- 
den. Man fühle aud wohl, daß ein Bisthum für den Kanton 
St. Gallen allein nicht rathſam wäre; Thurgau und andere 
Kantone müßten beitreten; ja alle, vie zu Konftanz gehört 
haben, müßten St. Gallen zufallen; das würde man fon ein- 
zurichten wifjen; mit Luzern (als Bifchofefig) fei es aus, u. ſ. w. 
Ya, Eherubini ging fo weit, daß er auf die Bemerfungen des 
St. Galliihen Landammanns, wie fehr ein regulares Kapitel 
bei St. Gallen und bei andern Kantonen anftoßen werde,» ers 
wieberte: das fei das Erfte (Nächte), was er dem Papſt noch 
vorftelen werde, obgleih er damit feinem Hauptplane in bie 
Duere Füme; Hinweifungen auf das „corpus catholicum* von 
St. Gallen und daherige Bedenken fertigte er mit den Worten 
ab: „das thue alles nichts; wir fennen und von Alters ber, 
haben unſer Zutrauen wechjeljeitig gerechtfertigt und alles fei 
dermal jo offenbar gut, daß es ihm (Müller-Friedberg) feine 
Mühe often werde, es Jedermann anfhaulih zu machen;“ zu 
wünſchen fei nur, daß er, Cherubini felbft, die Unterhandlung 
führen fünne, noch vor Ankunft des neuen Nuntius. Wie Müller 
Friedberg dachte, geht aus feiner Aeußerung gegen Cherubini 
hervor: felbft das von ihm befürmwortete Feine Regularfapitel 
wäre noch immer „der Brätendent” im Staate, und aus feinem 


— 43 — 


Befund zu Handen der Regierung: „gut werbe fein, für Eins 
mal fi noch nicht herauszulaſſen“ und jedenfall zunächft den 
Effekt des Breve's an die Eidgenofjenichaft abzuwarten. *) 
Reinhard zeigte ſich bei diefem Anlaß in feiner alten Schroffs 
heit. Im Kenntniß gefeßt von den Breven des Papſtes, ließ 
er Müller-Friedberg rufen und verlangte feinen Rath zu vers 
nehmen. Die beiden Herren wurden einig, daß die Sache nicht 
fogleih in die Tagfagung geworfen, fondern zuvor mit Einigen 
befprochen werten folle, „damit man weniger Feuer Fofte”., 
Ueber dad Breve an St. Gallen war Reinhard „in hohem Grab 
entrüftet und erflärte frei, daß er es zurüdgeben würde”. Im 
vordrtlihen Staatsratb von Zürich waltete gleiche feindliche 
Stimmung gegen die Schritte ded Papfted. Im gewöhnlichen 
Gang der Dinge wäre ein Referendum erfolgt, weil die Breven 
fo fpät in die Schweiz gelangt waren, daß eine Inftruftiond- 
ertheilung feitend der oberften Kantonsbehörden nicht mehr mög- 
fih war. Ein foldhes längeres Verſchieben aber wollte der Ges 
fandte von St. Gallen um jeden Preid verhindern. Er ging 
daher mit der fo oft von ihm bewährten Rührigkeit auf Wer: 
bung und gewann eine anſehnliche Stimmenzahl nit nur für 
Eintreten, fondern felbft für einen ablehnenden Beſchluß. An 
der Spige der Gegner des Stifted und des zur Sprache ger 
fommenen St. Galliihen Bisthums fehen wir Luzern, deſſen 
Gefandter (Rüttimann), offenbar nicht ohne Rückgedanken an 
die Plane des eigenen Kantons, vor jeglihem Eingehen in bie 
Abfichten des Papftes eindringlih warnte und die Gefahren 
hierarchifcher Anfprüche, von denen da die Schweiz bedroht jet, 
mit den fchwärzeften Farben ausmalte, ver gefährdeten Ruhe 
des Kantons St. Gallen, dem die übrigen Stände Treue ſchul— 
dig feien, nicht zu gebenfen. Eben jo Bafel und Zürich, beide 
mehr vom proteftantifhen Standpunkt aus vor der Anmaßung 
des Papftes warnend, nach eigenem Befund Bisthümer in der 
Schweiz aufzuftellen, wogegen Zürich jura Evangelicorum wah- 
%) Briefe ded Landammanns Müller-Friedberg, aus Zürih, an Land⸗ 
ammann Zollifofer, vom 8., 10. und 11. Zuli. Im Kantonsdarchiv. 
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ren müßte. Reinhard gab übrigens in feiner Rede zu verftehen, 
daß der Internuntius fi Aeußerungen über bie Abfichten des 
Papftes erlaubt habe, welche theilweife zu dem Inhalt des 
Breve's ganz im Widerſpruch ftünden. Bern lehnte tas Eins 
treten ab, da ſeitens der fouveränen Kantonsbehörden noch fein 
Rathſchlag Habe ftattfinden, Feine Inftruftion ertheilt werben 
fönnen. Bon den Fatholifchen Ständen ſprach nur Schwyz mit 
höherem Ernft von dem Unrecht, das gegen das Stift St. Gallen 
verübt worden und vergebens durch angebliches früheres Ab- 
finden zwifchen dem Papſt und der franzöfiichen Regierung be- 
mäntelt werben wollte, mit Anbeutung, wie St. Gallen aud) 
bei Aufhebung des Stifte® Schänis ohne alle Begrüßung des 
Heil, Vaters vorgegangen fei. Der Geſandte von St. Gallen 
ſprach mit der ganzen Fülle feiner diplomatiſchen Gewandtheit, 
erinnerte, daß ed fid va weniger um Snftruftionen, als um 
praktische Würdigung des vorliegenden Stoffes und um Erfül- 
lung daheriger Pflichten gegen Eidgenoffenfhaft und Kanton 
handle. Der einfeitigen Diktatur, fo wie der unrichtigen Infors 
mation des Papftes gegenüber, die beite aus dem Breve an 
die Tagfagung wahrzunehmen feien, berief er fib auf gejchehene 
Aufhebung als rechtsfräftigen Akt und war auch zu bemeifen 
bemüht, „wel ein gefährlicher Prätendent im Staate felbft 
das Klofter, auch ohne den Abt, fein dürfte, beſonders, wenn 
eben daſſelbe mit geiftlicher Gewalt verfehen würde, und daß in 
fritifhen Momenten feine Renuntiation (auf weltliche Rechte) 
die Ruhe des Landes fihern würde.” Begründet auf den unter 
der Mediationsafte anerkannten rechtlichen Zuftand, auf die Ver- 
hältniffe, mit welchen der Kanton in den neuen Bund einge: 
treten, auf Artifel 12 vefjelben, der nur die beftehenden 
Klöfter ſchütze, endlich auf Art. 9 der Wiener-Kongreßurfunde, 
ftellte der Gefandte das Begehren, daß die Tagfagung ſich alles 
Eingreifend in die Rechte ded Kantons enthalte und die vom 
Papft geforderte Intervention ablehne. Bei der Abmehrung 
ftanden fich die Voten beinahe gleih; Bern mit Uri, Schwyz, 
Unterwalden, Glarus, Zug, Freiburg, Solothurn und Wallis 
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ftimmten für Mittheilung an die Kantone ad instruendum, und 
daß dann noh an dieſer Tagſatzung in weitere Berathung 
eingetreten werbe. Nicht viel mehr Stimmen waren für unvers 
weilte Ablehnung des päpftlihen Begehrens: Zürih, Luzern, 
Bafel, Schaffhaufen, Aargau, Thurgau, Waadt und Genf, mit 
Telfin, deffen Stimme der Gefandte von St. Gallen nur durch 
bejondere Bemühung zu gewinnen vermochte, dann Graubünden 
(doch mit Vorbehalt der Ratififation) und Appenzell A. R., 
deffen Halbſtimme, fächlich ganz ungänftig für das Stift, nicht 
zählte (16. Zuli). Entſchieden war nichts, doch der enbliche 
Ausgang vorzujehen. Selbſt wichtiger diplomatiſcher Beiftand 
wurde wirfungslos gemadt. Fürft Metternich hatte inzwiſchen 
in Folge der aus Rom an ihn gelangten Note Conſalvi's dem 
öſterreichiſchen Gejandten in Zürich den Befehl ertheilt, das 
päpftlihe Begehren zu unterftügen. Schraut erwiederte dem 
Staatskanzler: noch bevor feine Befehle angelangt, ſei über die 
Frage entichievden worden; ?) die Verwendung des Papſtes und 
feines Repräfentanten mußten erfolglos bleiben, weil der finan— 
ziele Beftand, ja jelbft die öffentliche Ruhe des Kantons jchledy- 
terdings von der Aufhebung (suppression) des Stiftes abhängig 
feien; Gewährung wäre verführeriiches Beijpiel für andere und 
früher aufgehobene Klöfter geweien, ihre Wiederherftelung zu 
verlangen; Luzern, der Fatholifche Vorort jelbft, jei bei der Ab- 
lehnung des päpftlihen Breve's an der Spige gejtanden; bie 
Gejandten von Preußen, Rußland und England hätten fi ein- 
fimmig ausgejproden, daß das Begehrte mit dem Ausſpruche 
des Wiener Kongrefjes nicht vereinbarlich wäre; die Wiederherz 
ftellung des Stiftes hätte genöthiget, auf die Fonde und Dota- 
„tionen zu greifen, welche für die Geiftlichfeit und die Unterrichts» 
anftalt ver Fatholifchen Jugend (St. Gallen’) angewieſen wor: 
den (25. Juli). So ging der Schuß Defterreihs, von dem 
Alles abhing, feinem eigenen Sntereffe zuwider, für das Stift 
verloren. 

1) „Schrant wollte nicht“, fagt Bancratius in einem Brief vom 15. 


Auguft 1816. 
Baumgartner Kanton St. Gallen. IL 28 
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Wie die Breven ſich veripätet hatten, jo verfpätete fich 
Fürft Pancratius. Er traf am 29. Zuli in Muri, und, zum 
Schreden der St. Gallifhen Gefandtihaft, am 31. in Zürich 
ein. Vom treuen Aloyd Reding erfuhr er alsbald, wie Cheru— 
bini mit Müller: Friedberg fich eingelaffen und in mehrerem fich 
deffen Willen gefügt habe. Pancratius trat mit großer Ge— 
fafjenheit und Ergebung auf; er jagte, daß er diesmal nicht als 
Fürft, jondern nur ald Abt erfcheine. Dem Bundespräſidenten 
Reinhard eröffnete er, was er jchon dem Papfte gejagt: er ge- 
denfe feine übrigen Tage im Baterland, in einem Klofter zu 
verleben, und gehe deßhab nah Muri; nebftbei empfahl er vie 
Angelegenheit des Stiftes; eine eigene Eingabe an bie Tag— 
fagung madte er nicht, was die St. Galliihe Geſandtſchaft 
wieber in ruhigere Stimmung verjeßte. Zuvor hatte viefe fich 
verfichert, daß Reinhard ein Schreiben vom Abt nicht annehmen 
würde, ohne vor deſſen Eröffnung eine Abjchrift zur Einficht er- 
halten zu haben. Die Geſandtſchaft ftellte überhaupt eine all- 
fällige Wiederherftellung des Stiftes als jo gefährlih dar, daß 
diefe Staatsgefährlichfeit allmälig zum Glaubensfag in den amt- 
lihen Kreilen und das Hauptbehelf für endliche Abweiſung des 
päpftlihen Breve’d wurde. Als Müller» Friedberg wahrnahm, 
daß Perfon und Anliegen des Fürften da und dort mit gün— 
ftigem Auge aufgenommen wurden, verfaßte er eiligft ein Memo- 
randum an die Gefandten von Defterreih, Preußen, Rußland, 
England, Franfreih, Baiern, Württemberg und Baden; biefes 
Aktenſtück war ganz geeignet, in obigem Sinn zu wirfen. Nach 
Hinweifung auf frühere Ereigniffe und Krifen wirb unter anderm 
in demjelben gefagt: „Wenn man fi) noch hinzudenft, daß eine 
jolde Korporation“ (die herzuftellende Klofterforporation) „mit 
geiftlicher Macht verjehen würde, und wenn man die verborgenen 
und bedenklichen Mittel erwägt, welche ihr von daher zu Gebote - 
ftehen würden, um anhaltend und fyftematiih auf dunfle 
Zwecke hinzuarbeiten, jo muß wohl jeder Zweifel ſchwinden, ob 
ed nicht ebenfo gewagt als beilpiellod wäre, einen ſolchen fich 
jeldft für unfterblih haltenden Prätendenten in das Herz eines 
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Staates zu fegen, der mehr oder weniger nach populären Grund⸗ 
fägen regiert werden muß.” Im ähnlicher Weife wirfte die St. 
Galliſche Gefandtichaft durch Eingaben an den Bundespräfiventen 
und an einzelne andere Standesgefandtfchaften ein. Im Verlauf 
eined Monats kam ein rechtögültiger Tagſatzungsbeſchluß nad 
dem Antrage Luzern's und dem St. Galliihen Begehren zu 
Stande; Graubünden ratifizirte den ſchon am 16. Juli formus 
firten Beſchluß; Glarus trat über zu der ſchwachen Mehrheit, 
und Neuenburg pflichtete ihr, fichtlih zaudernd und ungern, 
ebenfalls bei; fo waren 13 Stimmen vereiniget (16. Auguft). 
Der Vorort erließ in Folge deffen ein in den beften biplomas 
tiſchen Formen und in ehrerbietigem Ton abgefaßtes ablehnendes 
Antwortichreiben an den PBapft (25. September) und bradte 
ed gleichzeitig zur Kenntniß der Regierung von St. Gallen. 
Fürft Pancratius war unterdefien der Gegenftand hoher Ber 
ehrung in der Bundesftadt. Der preußifche Gefandte, Juſtus 
v. Gruner, feierte den Geburtstag feines Königs, Friedrih Wil 
helm's III, durch ein großes Gaftmahl von 80 Gedecken. Pans 
cratius hatte einen der Ehrenpläge an feiner Seite. Hier war 
es, wo der Fürft und der St. Galliſche Geſandte nad achtzehn- 
jähriger Trennung zum erftenmal wieder zufammentrafen und 
etliche höfliche Worte austaufchten. Gruner fchrieb einige Tage 
nachher eigenhändig und wörtlich an Pancratius: „Ihre Gegen: 
wart bei der Feier des Geburtäfeites meines Föniglichen Herrn 
war eine jchöne Zierde deſſelben. Auch ohne Euer fürftlichen 
Gnaden perſönlich zu Fennen, bin ich feit Tange ein Verehrer 
Ihrer fürftlichen und priefterlihen Tugenden gewejen; es erfreuete 
mich daher doppelt, dieß bei einem jo öffentlichen Anlafje be- 
thätigen zu Fönnen. Die Religion heilig haltend, — das alte 
Recht ehrend, — den Muth bewundernd — und die Beharr- 
lichkeit hochachtend — war id Hochdenenſelben das Anerfenntniß 
diefer perfönlihen Gefinnungen fchuldig, als Sie nad langer 
Trennung zum erften Male wieder in dem allgemeinen Kreiſe 
der Eidgenofjen erjchienen”.t) Gruner ſprach im Umgang mit 

1) Schreiben 3. v. Gruner's an den Fürften, aus vn 18. Auguſt 1816. 
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Tagſatzungsgeſandten unverhehlt aus, das Klofter St. Gallen 
fei ungerecht zerftört. *) 

Wie Eherubini, abfichtlih oder unabfichtlich, Alles verkehrt 
angriff, jo that er aud mit dem Schreiben des Papftes an die 
fatholiihen Kantone. Statt das Breve dem Bräfidialfanton 
Luzern mitzutheilen, übergab er ed dem Amtsbürgermeifter von 
Zürih mit der Zumuthung, auch dieſes Breve zu eröffnen; 
Reinhard lehnte ab, und ließ das Breve uneröffnet durch Rüt— 
timann nad Luzern abgehen. Dortige Regierung machte bie 
fatholifhen Mitftände mit dem Inhalte befannt, ließ fih in 
tavelnden Aeußerungen über das Vorgehen des Papſtes vers 
nehmen und fnüpfte die Erinnerung daran, wie nothwendig die 
baldige Regulirung der Diözefan » Angelegenheiten geworben 
(12. Juli), Das päpftlide Breve an Fatholiih St. Gallen, 
ftatt es an den Fatholifhen Adminiftrationsrath zu Handen des 
fatholiihen Großrathskollegiums abzuſenden, überlieferte ber 
Internuntius mit einem auffallend kurzen Begleitfchreiben in 
lateinifcher Sprade an die Regierung von St. Gallen (8. Zuli). 
Diefe trat augenblidlid ein; ein befonderer Ausſchuß erwog das 
Anfinnen und fam, mit Rüdfiht auf die befannten Ereigniſſe 
von 1798 bis 1815, zum Schluß: daß eine wie immer geftaltete 
Miederherftellung des Klofterd und die Zurüderftattung des dem 
fatholiihen Atminiftrationsrathe übergebenen Vermögens an das— 
felbe „ohne Zuflimmung des Staates unzuläßig ſei,“ wogegen 
jedoch, wie die Kommilfton erwarte, bie Regierung fich zur Pflicht 
machen werde, den Adminiftrationsrath in feinen Wünſchen be- 
züglih der bifchöflihen Angelegenheiten fo weit zu unterftügen, 
ald es mit dem allgemeinen Wohl des Kantons vereinbarlic 
fei. Mit diefem unzweifelhaft von Reutti verfaßten Befund 
überging die Angelegenheit an den katholiſchen Adminiftrations- 
rath (20. Zuli); an den Internuntius erließ ver Kleine Rath 
ein Antwortfchreiben, in weldem bereitd erworbene Rechte und 
Eigenthum, überhaupt der Statusquo, beftens verwahrt wurden. 

2) Brief des Landammanns Bifhoffberger, Gefandter von Appenzell 
3. R., an Abt Conrad IV. von Einſiedeln, vom 1. Auguft. 
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Im Fatholifchen Adminiftrationsrgth rieth Reutti zu bedächtigem 
Vorgehen und ed meldete die genannte katholiſche Behörde dem 
Snternuntius in einfachen Worten den Empfang des Breve’s, 
mit Zufiherung, daß es dem katholiſchen Großrathsfollegium 
werde vorgelegt werben, von deſſen religiöjen Gefinnungen ſich 
erwarten laffe, daß es dem Gegenftand die ernftefte Aufmerf- 
jamfeit widmen und namentlid auf angemefjene Regulirung ver 
Bisthums- Angelegenheit Bedacht nehmen werde (27. Juli). 
Einige Zeit nachher wurde im Fatholiihen Adminiftrationsrath 
wirklich die Berathung über das päpftliche Mahnbreve angehoben; 
zwei Anträge tauchten aus dem Schooß eined Ausſchuſſes her- 
vor, einer von Reutti, die Antwort zu geben: daß das Fatholifche 
Großrathöfollegium in biefer Angelegenheit fein Entſcheidungs⸗ 
recht habe, fondern eine Unterhandlung mit der Regierung er- 
öffnet werden müßte; der andere von Falf: dem Papſt in ehr 
erbietigfter Zufchrift den freubigen Willen für die „Erhaltung“ 
des Stifted (dad, „nun von allen politiihen Sorgen befreit, 
fih ausfchließlich der Religion, den Wiſſenſchaften und der mo— 
raliichen Kultur widmen fann*) zu verkünden, mit der Vers 
fiherung, alle in Folge der Ausfcheidung zwiſchen Staate- und 
Stiftövermögen in die Verwaltung des Fatholiihen Adminiftra- 
tiongrathes gelegten Vermögenstheile „an dieſe Anftalt des heis 
figen Gallus“ zurüdzugeben, fobald zu deren Wiederbefignahme 
Se. Heiligkeit fich mit der Landesregierung in Einverftändniß ges 
jest haben werde (29. Januar 1817). Diefe und jpätere Be- 
rathungen, die fich bis in den Monat März verlängerten, führten 
zu feinerlei Abſchluß und der Papſt blieb ohne Antwort. Die 
vorherrſchende Stimmung enthüllen einige Briefe; von den neun 
Mitgliedern der Regierung waren fteben faft leidenſchaftlich gegen 
die Wiederherftellung eingenommen, unter ihnen Reutti und Gmür 
(welch fegterer am 21. Juni 1816 an die Stelle des Furz vor 
ber verftorbenen Büeler wieder in den Kleinen Rath gewählt 
worden war); im Großen Rath machte die Gefammtheit der 
Reformirten und wenigftens die Hälfte ver Katholiken eine ent- 
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ſchiedene Mehrheit gegen das Stift aus. Die übrigen Katho- 
lifen konnten höchftend den guten Willen Außern, in ber Art, 
wie ed Falk nachhin in obigem Entwurf gethan hat; in Wirf- 
lichfeit waren fie ohnmädhtig, ja ſelbſt im Fatholiihen Admins 
ftrationsrathe, wie der Erfolg gezeigt hat. 

In Luzern erfchien der neue Nuntius Karl Zen, Erzbiſchof 
von Chalcedon; Cherubini verließ die Schweiz; Wully aus Frei- 
burg trat ald Kanzler der Nuntiatur ein. Bon nun an erhielten 
die Beftrebungen des Fürften Pancratius auch die freudige Un— 
terftügung feitend der päpftlichen Nuntiatur. “Der Fürft wendete 
fich neuerdings an Confalvi, berichtete ihn genau über die Vor—⸗ 
gänge an der Taglagung von 1816, verfiderte ihn, daß ver 
preußijhe Geſandte fi ganz anders ausgeſprochen habe, als 
Schraut an Metternich gejchrieben, unterrichtete den Kardinal« 
Staatsjefretär, wie der damald gemachte Fehler wieter gut ge: 
macht werben fönne, dadurch nemlich, daß neue Mahnungen des 
Papſtes rechtzeitig an den Vorort zu Handen der Stände ad 
instruendum erlafjen werden (1. November 1816). Man fonnte 
der freundlichen Mitwirfung des neuen Worortes Bern ficher 
fein, deſſen Geſandtſchaft am Schluß ver Tagfagung von 1816 
ſcharf mißbilliget hatte, daß ein Beſchluß in Angelegenheiten des 
Stiftes mit Umgehung der oberften Behörden der Kantone gleich— 
jam erichlichen worden ſei. Bern war, wenn nidt eben dem 
Stift, doch dem alten Freunde Paneratius, fehr geneigt. Der 
Fürft machte, zu Handen feiner Bertrauten in Rom, aud Ge— 
brauch von dem oben erwähnten Briefe Falfs, worin ver Rath 
enthalten war: „nachgeben dürfe man nicht; man folle nur von 
Seite des heil. Vaters die fefte, beftimmte Erklärung geben, 
"daß das Stift beftehe, und von der Katholizität (bei Firch- 
lihem Gehorſam) deſſen Anerkennung fordern“. Gleiche Mits 
theilung machte er an den Nuntiud. Aus Rom erließ dann 
PBapft Pius VII. ein neues, in feiner Form fehr milte gehals 

*) Brief von Falk an P. Theodor, zu Handen des Fürften; vom 4. 


November 1816. Zu diefer Zeit fand eine abminiftrationsräthliche Partei 
ber äbtiſchen Bartei entfchieden gegenüber. 
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tenes Breve an geſammte Kantone der Eidgenoſſenſchaft, mit 
dem Erſuchen, feine Verwendungen für Wieverherftellung . des 
Klofterd St. Gallen unterftügen zu wollen. In dieſem Mahns 
jchreiben wird das Bedauern ausgeſprochen, daß das frühere 
Breve niht an die Kantonsbehörden jelbft gelangt jei, dann bie 
Standedgejandten mehr nach eigenem Ermeſſen ald nad ben 
Anfichten ihrer Kommittenten gejtimmt zu haben feinen, über- 
haupt durch die Anbringen des St. Galliſchen Geſandten, welde 
mit der Wahrheit nicht im Einklang ftänden, zu irriger Stimm 
gebung veranlaßt worden feien ©. April 1817). Der Vorort 
Bern fandte ed an die Stände zur Snftruftiongertheilung, nicht 
ohne wiederholte Erinnerung an das tadelnswerthe Verfahren, 
welches im Jahre 1816 in gleiher Sache eingehalten worben. 
Flugs erließ die Regierung von St. Gallen ein ihre Stellung 
wahrendes Kreisichreiben an vie Stände, in weldem bie bes 
fannten Vorwürfe gegen den Fürften wiederholt werben, daß er 
auf weltliche Herrihaft nie habe verzichten wollen, feinen Ber: 
band mit der Schweiz einft jelbft als nicht beftehend erklärt 
babe; dann behauptet wird, daß die Wiederherftellung des Stiftes 
die Ruhe des Kantons und der Eidgenoſſenſchaft gefährden würde, 
während im gegentheiligen Fall die St. Galliſche „Katholizität”, 
bei jeder anderen Weiſe ihr Kirchenwefen zu ordnen, im Kanton 
jelbft „die größte Bereitwilligfeit und Tandeshoheitliche Berüd- 
fihtigung ihrer Wünfche finden werde” (27. Mai). Die be 
fannte Botihaft von 1805 wurde beigelegt. Der Landammann 
(Müller-Friedberg) gab den Gefandten von Defterreih, Groß— 
britannien, Preußen und Rußland unverweilt empfehlende Kennts 
niß von biefem Rundſchreiben. Fürft Pancratius war gerade 
in diefer Zeit beſonders bemüht, dem päpftlihen Mahnruf Ein- 
gang zu verfchaffen. Er jchrieb dem Kanzler der Nuntiatur 
Wuly): es ſollte der Hell. Vater nun erklären, „daß die 
weltlihen Gerichtöbarfeiten des Stiftes auf immer dem Kanton 
überlafjen werden“ ; fobald der Heil. Vater dieß erlaube ober 
befehle, werde er (Pancratius) und fein Kapitel mit Freude ges 
horchen und eine Verzichtleiftungsurfunde abgeben (22. Mat 1817). 
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Er fchrieb an die Stände um Unterſtützung des päpftlihen An- 
ſinnens. Die von Seite des Kleinen Rathes gegen ihn ge: 
ichleuderten Vorwürfe ließ er keineswegs umbeachtet; er beant- 
wortete fie mit gebührendem Ernft, brachte das Falfche und Un- 
wahre in dem Regierungserlaß an dad Tageslicht, daran er- 
innernd, wie ſchnöde man fein Anerbieten von 1803 zu gütlichem 
Berftändniß von der Hand gewiefen habe, die Verfügung von 
1805 nichts anderes denn ein mit Schwacher Mehrheit verübter 
Aft der Unterbrüdung geweſen fei; fein Berhalten gegenüber 
der Schweiz eben fo tadellos daftehe, wie das des hochachtbaren 
Schultheißen Steiger von Bern und ‚anderer Eidgenoffen, in 
deren Gemeinschaft er nichts anderes beabfichtiget habe, ald bie 
Rettung des Vaterlandes von der Herrihaft der revolutionären 
hefvetiihen Regierung. ) Der Federkrieg wurde noch länger 
fortgeſetzt. Es folgte eine anonyme „Beleuchtung“ der obigen 
Rechtfertigungsfchrift des Fürften, ohne Datum, 2) dann eine 
„Beantwortung der Beleuchtung”, aus Arth vom 23. Juli, 
wieder mit Namensunterfchrift des Fürften. Der oft beipro- 
chenen Verweigerung einer Berzichtleiftung halber fagt hier Pan- 
eratius das gewichtige Wort: „Dieje Verzichtleiftung Fonnte bie 
jegt nicht ftatt haben, weil die St. Galliihe Regierung nie 
einen Ernft zeigte, das Eigenthum dem Stifte wieder zu er- 
ftatten. Sobald nach einer dem Gtifte zugefiherten Eriftenz 
die förmlihe Verzichtleiftung auf die Iandesherrlichen Rechte mit 
Zulaffung des heil. Stuhles abgegeben fein wird, werden weder 
Sch, noch meine Nachfolger in der Abtei an die landesherrlichen 
Rechte mehr denfen, und die Sorge der Regierung gern anderen 
überlafjen”. Diefe Schrift ift mit Würde und Geift geichrieben 
und auch fächlih das Beſte, was ber Fürft je zur Rechtferti- 


*) „Bemerkungen über das Umlauffchreiben der St. Gallifchen Re: 
gierung, d.d. 27. Mai 1817, an die Gidgenöffifchen Stände“, aus Arth 
am 12. Juni mit Unterfehrift erlaffen. 

2) Unzweifelhaft, und nach ausbrüdlicher Angabe von D. Gmür an Fall, 
von Müller: Friedberg verfaßt, dann an die Kantondgefandtichaften an ber 
Tagfagung ausgetheilt. 
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gung jeiner Handlungsweile veröffentlichte. 1) Kür die Bers 
handlung felbft kam dieſes Aktenſtück zu ſpaͤt. Die Standesin- 
ſtruktionen waren gegeben; deren Mehrheit lautete auf ablehnen— 
den Beſcheid, obwohl eben damals der Fürſt und ſein Stift 
weitum angeſehene Freunde hatten, ſo Aloys v. Reding, die 
vielen hervorragenden Katholiken im Kanton Graubünden, deſſen 
Großer Rath den ablehnenden Beſcheid nur mit 39 gegen 26 
Stimmen gefaßt hatte, den gelehrten Karl Ludwig v. Haller 
in Bern, ver als Mitglied des dortigen Großen Rathes in 
ausführlicher Rede das päpftliche Anfinnen für Wiederherftellung 
des Stiftes unterftügte, auch andere proteftantifche Staatdmänner 
in Neuenburg und Genf. 2) Noch bevor der Gegenftand an ver 
Taglagung zur Verhandlung fam, war in Luzern eine neue Kons 
ferenz der ehemaligen Konftanzer » Bisthumsfantone für Reguli— 
rung der Bisthumsangelegenheiten gehalten worden. Regierungss 
rath Gmür war Abgeordneter an derfelben für St. Gallen, zu: 
nächft vom katholiſchen Aominiftrationsrath, dann aud von ver 
Regierung als folcher erforen. Er verhielt fi im Ganzen un— 
einläßlih, wahrte für St. Gallen vie freie Stellung, wies aber 
um fo Fräftiger die Meinung einiger Standesgeſandtſchaften aus 
den Urfantonen zurüd, vaß es jeßt ver Fall fein türfte, auf Wie— 
verherftellung ves Stiftes Bedacht zu nehmen (ed war eben das 
neue päpftliche Breve befannt geworben), indem er erflärte, daß 
an jene MWieterherftellung nicht zu denken fei. Allgemein aber 
war man im Großen Rathe von St. Gallen doch nicht dieſer 
Stimmung. Als e8 fih um die Inftruftion für die Gejandt- 
ſchaft handelte, erhoben ſich die Freunde des Stiftes mit feltener 
Rüſtigkeit. Germann zug die Regierung darüber zur Verant— 
wortung, daß fie dem Entſcheid des Großen Rathes durch Er- 
laß ihres Kreisichreibend eigenmächtig vorgegriften habe. Falk 


1) Diefe Schrift Iautet mit dem vollen Titel: „Beantwortung der Ber 
leuchtung Meiner Bemerkungen über das Umlauffchreiben der St. Gallifchen 
Regierung d.d. 27. Mai 1817." Im Abſchied der Tagſatzung von 1817 
abgedruckt. 

2). Brief K. 2. v. Haller’ an den Fürften, vom 17. Juli. 
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eben fo, mit Austehnung des Tateld auf das eigenmächtige Ge: 
ſandtſchaftsvotum von 1816; er verlangte eine den Wünfchen 
des PBapftes entfprechende Schlußnahme, zu diefem Behuf Eröff- 
nung einer Unterhandlung mit dem heil. Stuhl, alles unter 
voller Sicherung des Staates gegen jegliche Eingriffe des Stiftes 
in feine Rechte. Joſeph Schaffhaufer, Michael Egger (hiefer 
mit großem Muth), unterftügten den treuen Kämpen für das 
Stift. Bon ihren Gegnern ſprach bejonders eifrig Xaver Gmür 
gegen ten Falffcben Antrag. Müller-Friedberg entwidelte aber- 
mald den ganzen Schag feiner Beredtfamfeit zur Rechtfertigung 
feiner und der Regierung Handlungsweiſe und eiferte lebhaft 
gegen Falf, dem es, wie er fagte, ziemen würde, feine Demiſ— 
fion zu nehmen, „weil ein Mann folder Gefinnung nicht im 
Kleinen Rath figen Fönne”.t) Der Situation Meifter zu blei: 
ben, legte er jevodb in den Snftruftionsentwurf eine den Wünjchen 
der Katholifen für Regelung ihrer kirchlichen Berhältnifje gün- 
flige Abänderung und errang dadurch eine weit überwiegende 
Mehrheit (21. Zuni).d) Für wirffame Beftätigung der früheren 
Et. Galliihen Stimmgebung gegen das neue päpftliche Breve 
wurde dem Gefantten Landammann Zollifofer (wie im $. 1805) 
der Kantonsrath KZaver Gmür als Legationsrath; beigegeben. 
Die Tagjagung beftätigte mit dreizehn Stimmen ihren früheren 
Beichluß (21. Juli). Unter ven dreizehn war Teſſin nicht mehr; 
der Große Rath, dieſes Kantons hatte eine Inftruftion gegeben, 
durch die er thatjächlih die Stimmgebung feiner Geſandtſchaft 
vom vorangehenden Jahr mißbilligte. Statt Telfin reihte fi 
dagegen nun Solothurn der abfoluten Mehrheit an. Bern ſprach 
ſich weder für noch wider aus, da es die Frage als eine rein 
fantonale anſehe. Uri, Schwyz, Zug, Freiburg und Nitwalden 

*) Brief des P. Theodor an den Fürften (vom 29. Juni). Brief von 
P. Joh. Nep. Hauntinger, wahrfcheinlih an P. Eolumban Ferch (23. Juni). 
In den Papieren des Fürften. 

?) Erzählung Falt’s in feinen hinterlaffenen Schriften. Auch Falt’s 
Rede ift vorhanden; fie ift eine fehr Sogifche und überzeugende Beweisfühs 
rung, daß die Unterdrüdung des Stifted und die Einziehung feines Ber: 
mögens ein nicht zu rechtfertigended Unrecht gewefen. 
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erklärten ausbrüdtih den Wunſch für entſprechende Einladung 
an St. Gallen; Wallis und Appenzell I. R. ftimmten günftig 
für die Sache, aber ohne an den Kanton St. Gallen eine wirk— 
lihe Zumuthung machen zu wollen; bie katholiſchen Kantone 
waren aljo wieber getheilt, wie ein Jahr zuvor; einige ihrer 
Gefandten ſprachen mit Entfchiedenheit, fo vornehmlich Reding, 
für die Sache des Stiftes, geihichtlih in die Vorgänge von 
1803 und der nächften Jahre, die ſchwächſte Seite St. Gallen’s, 
hineinleuchtend. Zug und Nidwalden in gleidiem Sinne, indem 
fie das Klofter noch als rechtlich Fortbeftehend erachteten. frei: 
burg fprad fein Befremden aus: wie ein großer und Fräftiger 
Staat (St. Gallen), deſſen Souveränetätsrechte durch die Wiener- 
Kongreßafte beftens gewahrt feien, 26 bis 30 Mönche zu fürch— 
ten haben ſollte; um das Klofter allein aber handle es fich, 
wie ed nun Far vorliege, und von deſſen Aufhebung habe der 
Kongreß nichts geſagt. Das St. Galliihe Begehren war wie— 
der Meifter geblieben, aber ohne vermehrte Stimmenzahl, und 
grümblicher und mehrfeitiger angefochten, als an der Tagſatzung 
von 1816. Hier der Wortlaut des Beichluffes der Tagſatzung: 
„Daß in Betrachtung aller Ereignifje, welche ſich jeit 1798 in 
Betreff des Klofters St. Gallen zugetragen haben, und gegrüns 
det auf die Bundesverfaffung und auf den Entfcheid des Wiener- 
Kongrefies die vom römifchen Hofe gegen den Stand Et. 
Gallen zu Wiederherftellung diefes Klofters verlangte eidgenöf- 
fiiche Verwendung zwar mit aller Ehrerbietung gegen Se. päpft- 
fiche Heiligkeit, aber eben fo beftimmt abgelehnt und diefer Be- 
Ihluß durd den I. Vorort dem römifchen Hof eröffnet werben 
fol”, — was bald nachher in formell jehr ehrfurchtsvollem 
Schreiben Bern's geichah. 

Durch diefe Vorgänge näherten fih die Geſchicke des 
Stiftes St. Gallen ihrer endlihen Löſung. Ein perfönliches 
dringended Bittichreiben des Fürften an Regierungsrath Gmür 
um befjen Herftelung mit Berjprechen umfaſſender Leiftungen 
für Kirche und Schule (4. Juni) blieb unerhörtz Gmür erwies 
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derte, daß unter den nunmehrigen Verhältniſſen des Landes das 
Stift wohlthätig nur als Ordinariat (Bisthum) wirken könne 
(14. Juni). In dieſem Sinne war er thätig. Bon Luzern 
zurüdfehrend erftattete er Bericht über die ganze Lage des Bis— 
thumsgejchäftes, wie fie aus ben erwähnten Konferenzverhand- 
lungen hervorgegangen; dafjelbe wurde, mit beſonderem Bezug 
auf St. Gallen, in einer Kommiſſion des Fatholiihen Admini— 
ftrationsrathes (D. Gmür, Falf, Dudli, Pfarrer P. Innocenz 
Bernardt und Reutti) in neue Erwägung gezogen, in Folge 
veffen das Fatholiiche Großrathäfollegium, unter erfolglofem Wi: 
derfpruch feines Präſidenten Müller-Friedberg, zur Hebung aller 
bisherigen Anftände ven denkwürdigen Beſchluß faßte: Seine 
Heiligkeit zu bitten, durch einzuleitende Unterhandlung das St. 
Galliſche Ordinariat zu einem Bisthum für den Fatholifchen 
Theil des Kantons St. Gallen zu erheben (18. Zuni). Dem 
Papft wurde diefer Wunſch durch ein Schreiben des Aomini- 
ftrationsrathes mitgetheilt; die Regierung verſandte dafjelbe, mit 
einer Empfehlung an den Heil. Bater, der jedoch die Erklärung 
beigefügt war: daß fie in Folge des fouveränen Willens des 
allgemeinen Großen Rathes verpflichtet ſei, unwandelbar bie 
Staatögejege zu handhaben, kraft welder an die Errichtung 
eines Bisthums nie die MWiederherftellung der Abtei St. Gallen 
gefnüpft werden dürfe (23. Auguft 1817); Regierungsrath Gmür 
war mit diefem Brief einverftanden. Der Nuntius Karl Zen 
Tehnte anfänglich die Uebermittlung des Schreibens an den Papſt 
ab; denn ſolches wäre mit feinen Aufträgen, laut welden er für 
Herftellung des Stiftes wirken folle, in Widerfprud, und tabelte 
gleichzeitig, was im Kreisichreiben der Regierung an die Stände 
vom 27. Mai „Unmwürdiges und Ungeziemendes“ über den Papft 
geichrieben worden (3. September). Die Regierung aber be 
barrte auf ihrem Begehren und Falk gab durch Privatbrief dem 
Nuntius zu bevenken, daß er durch weitere Ablehnung nur bie 
geheime Abficht der Regierung, das Bisthum nicht zu Stande 
fommen zu laffen, unterftügen würde. Der Nuntius gab nad 


und verhieß die Abfendung des Schreibens nah Rom. ') Wäh- 
rend der Tagfagung war wieder Konferenz der Fatholifchen 
Stände; Zaver Gmür der Abgeorbnete an derſelben für die fa- 
tholiiche wie für die Staatsbehörbe, von jeder mit eigener In—⸗ 
ftruftion verfehen. So fehr der Kleine Rath bei diefem Anlaß 
bemüht war, eine alfälige Verbindung St. Gallen’8 mit den 
übrigen Diözefanftänden zu einem größeren Bisthum vorzube- 
halten, jo blieb ſolche Aeußerung doch wirfungslos, da die fa- 
tholifcherfeitd8 an den Papſt ergangene Bitte um das eigene 
Bisthum ebenfalls, und zwar in erfter Linie, der Konferenz 
mitgetheilt wurbe. Bon da an befchränfte fih St. Gallen ge- 
genüber den anderen Bisthumsftänden auf Wahrung feiner 
Rechte am gemeinfamen Diözefanfond, und das „Rationalbis- 
thum” war thatjächlich zu Grabe getragen. Diefen Vorgängen 
gegenüber war Fürſt Pancratius meiſt duldſamer Zuſchauer. 
Als Landammann Aloys v. Reding fein der Ehre und Selbft- 
ſtaͤndigkeit des ſchweizeriſchen Vaterlandes geweihtes Leben ſchloß, 
widmete er ihm noch ein dankbares Andenken (Tagebuch vom 
5. Februar 1818). An die kurze Unterredung mit Müller: 
Friedberg bei Gruner fnüpfte der Fürft einen längeren Brief 
an jenen St. Galliihen Staatsmann an, offenbar Berjöhnung 
anftrebend und von der Hoffnung belebt, jein Gegner werde, 
wenn auch jpät, die Bahn, auf der er bis dahin gegenüber dem 
Stift gewandelt, doch endlich verlaffen. Müller-Frievberg er- 
wiederte: er habe nad jeweiligen Pflichten und nad jeiner 
ftaatliben Stellung gehandelt; im eingetretenen Konflift mußte 
das Klofter der Wohlfahrt ded Staates weichen; jened wäre 
„perennirender Prätendent“ geblieben. Pancratius ſchrieb zurüd: 
die vorgejhüßte Gefahr fei „eitel Gejpennft”; „der Kanton ift 
ſowohl durd den eigenöffiihen Bundes- ald den Wienerifchen 
Kongreßaft feierlich garantirt” ; das Stift alfo nicht zu fürchten ; 


9 Schreiben des Nuntius an den Kleinen Rath, vom 24. September, 
„Epistolam itaque — — ad eam apostolicam Sedem demittam, apud quam 
numquam fraus, nec deceptio invaluit*. — Falf, in feinen hinterlaffenen 
Schriften. 
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es „wird jo wenig nad den ehemaligen politifchen Rechten lü- 
ftern werben, daß ed vielmehr froh jein wird, berjelben entladen 
zu fein. Es wird fi den Wiſſenſchaften, ver Seelforge u. |. w. 
widmen“, und, „weit entfernt, daß die Unzufrievdenen im Kanton 
eine Stüße an dem Klofter finden werben, wird biejed vielmehr 
jene zurüdweifen und zu Gehorfam und Ruhe ermahnen“ (5. 
April 1818). PBancratind unterzeichnete bloß ald „Abt“. Die 
Gemüthlichfeit hatte ihn faft zu weit geführt; Müller-Frievberg 
{ad den (erften) Brief des Fürften und die eigene Antwort 
feinen Kollegen der Regierung vor. Wie in St. Gallen, jo 
trug man fih aud in Rom mit neuen und großen Planen. 
Kartinal Eonfalvi verlangte zu wiſſen, ob. und wie im Gtift 
St. Ballen eine Univerfität errichtet werden könnte. Pancratius 
entwarf großartig genug einen dießfallfigen Plan, ließ ihn durch 
Vermittlung ded neuen Internuntius, Ganonicus Belli, nad 
Kom abgehen; dabei verhehlte er die manchen Schwierigkeiten 
der Ausführung nicht, und ſetzte bei, daß Rorſchach der geeig- 
netere Ort wäre, die Refivenz des Abtes aber in St. Gallen 
bleiben müßte (Sept. 1818). 

Die Staatsbehörden hatten in ihrer beichränfkten und be- 
fangenen Auffafjung der Ereignifje eine volle und allgemeine 
Amneftie verfagt; die „Inſurrektionskoſten“ follen vergütet werden 
von den Schuldigen, nicht von der Gejammtheit der Bürger; 
fo war bejchloffen. Aber die erften und höchſten Schuldigen 
waren die Lenker ded Staates jelbft, die Dberbehörden des 
Kantond, namentlih aud ver Große Rath, von dem die eine 
Hälfte aus den Verfaffungsberathungen weggeblieben, die andere 
(nicht einmal volzählig) eigenmächtig dem Volk eine Berfaffung 
aufzudringen gewagt hatte; — dann jene eidgenöffiichen Stände, 
welche ven Aufitand felbft, wenn nicht hervorgerufen, doch be- 
günftiget hatten, und ihre Häupter, bei welden bie St. Gals 
fiihen Demokraten ein halbes Jahr lang und darüber vieljeitige 
Unterftügung und Ermunterung gefunden hatten; — die Tags 
fagung durch ihre eigenen Zugeftändniffe und halben Entjcheide ; 
— endlih die große Weltkrifis felbft, durch welche auch der 
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Kanton St. Gallen hatte hindurchgehen müſſen. Mit gutem 
Grund hatte Glarus, unterftügt durch den Vorort, milte Ber 
handlung der armen Sarganfer empfohlen. Alle jene Berhält- 
nifje aber wurben nicht gewürdiget und man häufte zu dem frü- 
heren außerorbentlichen Verfahren neue Willfürhandlungen. Die 
Juſtizkommiſſion der Regierung, für fie der Berichterftatter 
Büeler, war in Berlegenheit, wie die Sache anzugreifen fei. 
Sie hatte nur eine höchſt unvollftändig geführte Unterfuchung, 
aus mehreren Bezirken nur die Anfänge einer ſolchen, vor fi. 
Den Ausweg glaubte fie dann in dem Umftand zu finden, daß 
die Frage ver Strafausfällung eigentlih wegfalle, und daß es 
fih nur um eine Verlegung der Koften auf das Vermögen, alfo 
um „eine Steueranlage”, handle. Solche Verlegung fünne nicht 
Aufgabe des Richters, fondern allenfalls nur einer Großraths— 
fommiffion fein; ‚fo lautete Das Referat (12. März 1816). 
Etwas abweichend urtheilte ver Kleine Rath: Schuld und Ber: 
mögen zufammen follen in Berüdfichtigung fallen; zu folder 
Ausmittelung eigne fich ein gewöhnlicher Gerichtähof nicht; „durch 
fouveräne Macht” müſſe teßhalb eine „außergewöhnliche Ber 
hörde“ aufgeftelt und von verfelben „mit aller Gewalt eines 
Tegtinftanzlichen Gerichtshofes befleivet werten, deſſen Ausſprüche 
erefutorifch find“ (Botſchaft vom 27. März). So Ipridt in 
aller Welt die Staatswillfür. Eine Großrathskommiſſion (Bes 
richterftatter Kaver Gmür) ſprach Beifall aus mit dem faben 
Wort: daß „ſolche Handlungen ſich nicht zur Beurtheilung nad) 
gewöhnlichen Rechtsnormen und Tribunalien” eignen, und ftimmte 
zur Beftellung der vom Kleinen Rath vorgefchlagenen „Kantor 
nalfommilfton”, die nichts Anderes und Befleres war, als ein 
Ausnahmsgericht; dafjelbe wurte beftellt au& den Präſtdenten 
der act Bezirfsgerichte, denen der Präſident des Appellationg- 
gerichts ald Obmann vorgefegt wurde. Der Großrathsbefchluß 
entbindet die „Kommiſſion“ der gerichtlichen Formen, ermahnt 
fie aber zu „gewiſſenhafter Unparteilichfeit” und ermächtigt fie, 
nöthigenfalls und im Einverftändniß mit dem Kleinen Rath, zur 
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Bervolftändigung der Unterfuhung (1. April 1816). Mitgliever 
des Ausnahmsgerichtd waren: Germann (Präſident); Appella- 
tiondrichter 3. 3. Schirmer von St. Gallen (den die Regie: 
rung ftatt des in Hanvelögefchäften abwejenden Karl v. Gon- 
zenbach in die „Kommiſſion“ berief); Müller von St. Georgen 
(der befanute Liquidator); Joh. Jak. Märf von Wyl; oh. 
Jak. Wirth von Lichtenfteig; Joh. Thomas Grob von Gonzen- 
bad; Joh. Matthias Näff von Altftätten; Joh. Anton Peter 
von Sargand; Xaver Gmür von Schänid. Weber die zu ver: 
theilenden Koften ftellte die Regierung dieſem Spezialgericht fols 
gende Rechnung zu: an die Eidgenofjenfhaft zu bezahlenver 
Koftenreft 50,099 Gl. 51 Kr.; für Honoranzen an die Reprä— 
jentanten und Entfhädigung an die Mitglieder der Unterſuchungs— 
fommiljion 2200; für allerlei andere Fantonale Koften 13,888 Gl. 
11 Kr., endlich für das Spezialgericht felbft, nach muthmaßlicher 
Berechnung, 2000; Total in runder Summe: 68,188 Gl. Das 
Gericht jaß dann 32 Tage lang in den Monaten Auguft, Sep- 
tember und Dftober; die von ihm „ſchuldig“ erfundenen Ange- 
klagten wurden in vier Klaſſen ausgeſchieden, die erfte mit 
4°), Prozent, die zweite mit 9%/,, die dritte mit 137/,, die 
vierte mit 27°), Prozent ihres Vermögens belegt; in die zwei 
höheren Klaffen famen überhaupt die Sarganfer, als die Schul- 
digeren, M. Steinad und Raimann aus dem Bezirfe Utznach 
ebenfalls in die vierte Klaſſe. Der Hauptiprud des Gerichts 
erging am 24. Dftober; ed hatte nur die vom Staat für Zah: 
lungen an die Eidgenofjenihaft und eigene Fantonale Ausgaben 
gemachten Anjpradhen, nicht aber die „von Privaten erlittenen 
Beihädigungen“ in der Verlegung berüdfihtige. In Beur: 
theilung, beziehungsweiſe Beftrafung, fielen aus dem Bezirke 
St. Gallen 15, Rorſchach 14, Goßau 95, Untertoggenburg 11, 
Rheinthal 144, Sargans 63, Utzuach 46, zufammen 388 Bür- 
ger, die insgefammt zur Zahlung von 69,006 Gl. 17 Kr. 


verurtheilt wurden; als Unvermögende (unter dieſen viele Le⸗ 


gionäre) ſind gezählt und angegeben aus den verſchiedenen Be— 
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zirfen 230; Total der Betheiligten 618 Bürger. ‘) Die ge 
ſprochenen Summen vertheilten fi nad den Bezirken wie folgt: 
St. Gallen 1866 GI. 9 Kr.; Rorſchach 511. 565 Goßau 
17,290. 165 Untertoggenburg 772. 20; Rheinthal 15,662. 5; 
Sargans 25,152. 32; Utznach 7750 ©. 59 Kr. Unange- 
fochten blieben nur die Bürger von Obertoggenburg. Einund« 
zwanzig der Werurtheilten find mit Summen über 500 ©I., 
alfe übrigen mit folchen von 500 und darunter belegt (unter 
diefen Schufter Engler von St. Gallen); am höchſten Wirz à 
Rudenz, mit 10,175 Gl.,?) ein Bürger, von dem fchlechterdings 
nichts vorlag, als ver befannte Antrag in der Kreisverſamm— 
lung, mit den Wahlen bis nad) dem Wiener Kongreßentfcheide 
zu warten; Gallati wurde, ganz außer Verhältniß zu feinem 
Vermögen, mit 4000, der Arzt Franz Anton Good (Bater) in 
Mels zu 2200, fein Sohn Martin Good zu 500 GI. verur- 
theilt; der jüngere Sohn Franz Anton, Juriſt, bejchuldiget zu 
dem Auflaufe nah Sargans am 9. Oftober 1814 ermuntert 
zu haben, darum in die dritte Klaffe verfegt, ging leer aus, 
weil er, noch minverjährig, als vermögendlos im Berzeichniffe 
ftand; höhere Summen zahlten auch noch einige Sarganfer; . 
für Berftorbene, jo für den Bezirförichter Franz Perret von Mels 
(1387 Gl. 30 Kr.), wurden die Erben behaftet; von den Utz— 
nachern ift Raimann der am höchſten Belegte (832 Gl.); von 
den Rheinthalern Jakob Keller-und zwei andere Bürger feines 
Namend. Bon den verurtheilten Sarganferländern aus ven 
Kreifen Sargand, Mels und Ragatz wurben 17, unter ihnen 
Gallati, für den Betrag von 14,000 Gl. folivarifch behaftet; 
ed waren wefentlich die, welde vie Vereinigung mit Glarus 
betrieben hatten; für die Hälfte obiger Summe (7000 ©I.) 


*) Einer Botfchaft der Regierung zufolge wären der Betheiligten im 
Ganzen 673 gewefen, von denen 231 unvermögend. Die Differenz in den 
Zahlen rührt wohl daher, daß Mehrere ald ganz unfchuldig vom Gericht 
entlaffen wurden. 

2) Da er mit 110,000 Gl. fteuerbaren Vermoͤgens eingefchrieben war, 
traf e8 ihn beinahe den zehnten Theil deſſelben. 

— Banmgartner. Kanton St. Gallen. Ii. 29 
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wurde ihnen der Rüdgriff eröffnet auf Solche, vie fie als Mit- 
Ihuldige wegen Theilnahme an den beveutfamften Vorfällen ans 
ſehen mochten; Streitigfeiten zwiſchen ven Betheiligten über 
ſolche Rüdgriffsanipradhen hatte eine von der Regierung zu be- 
ftellende Kommiffton zu entfcheiden. So war die Gefahr her: 
beigerufen, daß, zu allem übrigen Unglück, wegen einer Bagas 
telfumme tief frefienter Hader in die DOrtichaften und Familien 
verpflanzt werde. In die Regreßkommiſſion berief die Regie- 
rung Chiodera von Ragatz, Glaus von Schänis, Xaver Gmür, 
J. M. Näff von Altftätten und den Kreisammann Gafafer von 
Dberihan. Glüdlicherweife machten die Regreßberechtigten feinen 
Gebrauh vom NRüdgriff in der vorgefchriebenen Frift. Der 
Zahlung halber beichloß ver Kleine Rath den Einzug der ge 
Iprochenen Beträge je nadı den vier Klaſſen in verjchiedenen 
Terminen; bis Ende Dftober 1817 jollte die ganze Summe 
erlegt fein; wer von den Terminen Gebrauh machen wollte, 
hatte inzwijchen durch Fauftpfand oder Bürgen Dedung zu geben 
(12. November 1816). Nun wurde die Regierung mit Refurjen 
und Bitten um Nachlaß beftürmt; unter anderen machte die 
Familie Perret Einſprache, da die Strafe, in Folge Hinichieds 
des Vaters, Unſchuldige, die Wittwe und Kinder, treffen würde. 
Die ſolidariſch Berurtheilten des Sarganferlandes baten aud 
um ein Mittel der Erleichterung, allenfalls um nocdhmalige Vor: 
ftellung an die Taglagung für weitere Koftenübernahme auf 
eidgenöffiihe Rechnung, „denn ver Regreß auf die einzelnen 
Bürger hätte die bedenklichften Folgen und würde unvertilgbaren 
Haß pflanzen“. Wirz klagte mit Recht: „die Summe, zu ver 
er verurtheilt worden, könnte man nad dem Kriminalfoder jelbft 
dem größten Verbrecher nicht auferlegen“; auch darüber, daß 
man überhaupt vie Wyler belegt habe, ta doch ihrethalben dem 
Kanton überhaupt gar Feine Militärfoften erwachſen feien. Die 
anderen Wyler machten Einwendung gegen Bezahlung, da am 
Abbrechen ver Wahlgemeinde der Friedensrichter doch jelbft große 
Schuld trage. Die Kirhberger wieſen auf Thurgau Hin, das 
gegenüber grelleren Auftritten dem inneren Frieden zu lieb ale 
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Koften auf allgemeine Rechnung genommen habe. Die Usnacer 
ftellten auf die Schwyzer als wejentlihe Schuld des Unglüds 
ab. Die Regierung war ergriffen burd den Inhalt der Eins 
gaben und beantragte, wenn auch mit Schwacher Mehrheit, bei 
dem Großen Rath den Nachlaß der Hälfte. Im ihrer Botſchaft 
hob fie namentlih den Umftand hervor, wie Viele von den Be- 
theiligten wegen Unvermögenheit nicht befteuert werden Fonnten, 
jo daß die anderen mit Recht über Doppelbelaftung lagen; fie 
erinnerte an dad große „Aufiehen“, welches der Gegenftand 
veranlaffe, und, faft prophetiih, wie er auch „für die Zufunft 
von wichtigen Folgen fein könne“. Der Große Ruth fchlug 
troß Alle dem ab, und verwarf auch den abgeänderten Antrag 
auf Nachlaß eines bloßen Dritttheild (15. Februar 1817). Mit 
diefer Ablehnung hatte es fein Bewenden noch nit: Schwyz 
bat für die Usnader, ta fie doch nichts gewollt, ald was bie 
Tagſatzung jelbft beichloffen hatte, den Statusquo, ftatt Einfüh- 
rung der Berfaffung. Andere, jpätere Bittfchriften wiefen auf 
die allgemeine Theurung und Noth, und auf die Vielen, welche 
mitgemacht, ohne daß fie belangt worden (jo jchrieb der Ge— 
meinderath von Thal im Sommer obigen Jahres). Alle Klagen 
verhalten ungehört. Die Zahlungen aber gingen ſehr langſam 
bei der Staatöfaffe ein. Für den armen Gallati bezahlte envlich 
(1820) die Regierung von Glarus Kapital und Zins, zufammen 
4500 Gl., mittelft Abrechnung eines gleichen Poſtens, den St. 
Gallen noh vom Werdenberger Vergleich her jchulvete, und ließ 
fi dagegen von Gallati Dedung geben. Wirz entrichtete den letz— 
ten Reft feiner Schuld Ende 1837. Diefer Mann war einer der 
Angejehenften des Landes, von Langem her Mitglied des Großen 
Rathes, im Jahr 1812 Legationsrath für St. Gallen an ver 
Taglagung zu Bafel, feiner Bildung und vornehmen Weſens, 
gutmüthig und ohne alle Eigenfchaften der Staatögefährlichkeit; 
jein Berhältniß zum Fürften war Pietäts- und Gewiſſensſache. 

Kläglih fanden die Finanzen des Kantons. Bei Grüns 
dung deſſelben fand die Verwaltung nur höchſt geringe Hülfs- 
mittel vor. An Domänen überging in jeinen Haushalt nur 

29° 
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dad Wenige, was die ehemals regierenden Stände in den unters 
thänigen Landſchaften befeffen hatten, und Etwas von ber Stadt 
(an ehemaligen landvögtlichen Gütern im Aheinthal, fogenannten 
„Rationalgütern” in der Stadt St. Gallen, und in den Bezirken 
Sargand und Utznach zufammen nur 221,600 $r., eine Kleinig- 
feit in Kaffe und für ungefähr 71,000 Fr. Schuldtitel). Was 
der Kanton aus dem ehemaligen Stiftsgut als jogenanntes 
Staatövermögen zu Handen gezogen hatte, wurde für den Bau 
der Sitterbrüde wieder verbraudht. Der Kanton wurde, wäh— 
rend dem furzen Zeitraume von 1803 bis 1813 mit breimaliger 
Mobilmahung feiner Miligen belaftet, was, mit Inbegriff des 
Geldfontingents, jedesmal 70 bis 100,000 Gl. in Anſpruch 
genommen hatte; dazu die innere Einrichtung des Zeughaufeg, 
deſſen Ausftattung mit Gefchügen und Munition, der Bau des 
Gefängnißhaufes, der erwähnten Brüde und die Unterftügung 
des Linthunternehmens, für welches bis zum Jahr 1814 von 
Staatöwegen 41,000 Gl. beigetragen worden, endlich die Aus- 
gaben für die franzöftihe Werbung, im Ganzen bis damals 
aus der Staatöfaffe allein 70,000 Gulden. Die Belaftung 
war aljo verhältnigmäßig groß für Wölferfchaften, die noch we— 
nige Jahre vorher jo zu fagen abgabenfrei gewejen waren, und 
die bald ordentlichen bald außerorbentlihen Steuern erregten 
vieljeitige Unzufriedenheit, die fih dann Luft machte bei Anlaß 
der Berfaffungsänderung. *) Die meift unglüdlichen Folgen find 
bereitö erzählte. Die Bewaffnung von 1815 legte dem Kanton 
noch weit größere Opfer auf; unter dem Namen von „Geld: 
fontingenten” mußten allein im Rechnungsjahr 1815 auf 1816 
325,470 Gl. 45 Kr. für die Militäransgaben der Eidgenoffen- 
ihaft baar an die Bundeskaſſe abgeliefert werben. In Folge 
folder und anderweitiger außerordentliher Ausgaben (Entjchä- 


1) Aus den „Bemerkungen über die Staatsöfonomie bed Kantons St. 
Gallen“, eigenhändig gefchrieben von 3. 2. Eufter im Jahr 1814, ohne 
Zweifel auf Wunfch der eidgenöſſiſchen Repräfentanten. Diefe kurze Schrift 
it im Bd. 1 der mehrberührten Aften in ber Züricher Stabtbibliothef 
enthalten. 
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digungsfapital an die alten Kantone) ergab fih auf 31. März 
1818 (ungerechnet den fpäter zu befprechenden Ausfall von ver 
Kornanfhaffung her) eine Staatsfhuld von 513,139 Gulven, 
bei wachſenden Bebürfnifjen und ſich beinahe gleich bleibenden 
Einkünften. Wegen ungenügender Verfteuerung ded Vermögens 
wurde im Rechnungsjahr 1816 auf 1817 zu einer Revifton ver 
Vermögensregiſter gefchritten, in Folge deren das für die direkte 
Steuer in Anspruch zu nehmende Kapital auf 28,050,165 Gl. 
gefteigert wurde, was eine Vermehrung von 2,155,170 Gl. 
herausftellte, aber doch nicht befriebigte, weil jene Geſammtver— 
mögensfumme nur um ungefähr 3 Millionen Gulden höher ftand 
als die Brandaffefuranzibagung gejanmter Gebäude. Aus der 
oft befprochenen, namentlih von der Stadt St. Gallen bei Anlaß 
der Berfaffungswirren geforderten, foftematifchen Finanzordnung 
wurde nichts. Lange Kommilfionalberathungen verliefen in Elein- 
liche Ergebniffe. Man behalf fih wie gewohnt mit Balliativen. 
Die direfte Steuer vom Wermögen blieb die Grundlage des 
Haushaltes, womit jedoch gewiſſermaßen eine Erwerbsfteuer 
verbunden ward, da vorgejchrieben wurde, daß „Künftler, Ges 
werböleute und PBrofeffioniften” nach Verhältnig „ihres Gewerbe 
und Verdienſtes“ ebenfalld auf das Steuerregifter zu jegen jeien. 
Daneben wurden als indirekte Abgaben feftgefest: eine Getränfs- 
abgabe von ins und ausländiichen geiftigen Getränfen aller Art; 
die Stempelfteuer mit Inbegriff des Zeitungsftempeld; die Taren 
auf Jagdpatenten, Kotterieberilligungen, Handeld- und Haufter- 
patenten von nichtsniedergelaffenen Kantonsfremden. So blieb 
e8 lange unverändert. Trotz ſchmalen Einfünften hatten bie 
Behörden aber doch den Ernft und den Muth, auf allmälige 
Tilgung der Staatsfchulden wirffamen Bedacht zu nehmen. Als 
Schattenfeite der Staatöverwaltung in damaliger Zeit verzeigen 
die Amtspapiere das ſchwere Unglüf, welches fih einer ber 
Domänen: und Stiftögutsverwalter durch Mißbrauch feiner Stel» 
fung zugezogen. Karl Häfeli von Oberbüren, Bezirksgerichts— 
präfident für Goßau, Kantonsrath und einer jener zwölf Kas 
tholifen, die bei Aufhebung des Klofterd St, Gallen im Mai 
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1805 auf Eeite der ſchwachen Mehrheit geftanten, liquidirte 
viel Liegendes von der Hinterlaffenihaft des Stifts, war häufig 
und für große Summen felbft Käufer folder Liegenfchaften (für 
ihn auch hier und da gefälige Bauern als Scheinfäufer), daher 
manche Jahre lang in vielfeitigem Rechnungsverhältniß zur Liqui- 
dationsfommiffton, mißbrauchte aber feine Amtsſtellung zu allerlei 
verbrecherifhem Betriebe bi8 zur WVeruntreuung einer Geſammt— 
fumme von mehr denn 50,000 Gl., worüber ein appellationd- 
gerichtliched Strafurtheil von 1815 das Nähere angibt, verfiel 
in Folge deffen in fehwere Kriminalftrafe (Pranger und ſechs— 
zehnjährige öffentliche Arbeit) und veranlaßte dem Staat ven 
empfindlichen Berlurft von 24,253 Gulden. Ein Verſuch ver 
Regierung, einen Theil deffelben auf den fatholifchen Adminiftra- 
tionsrath Cbeziehungsweife den Fatholiichen Fond) abzuladen, 
hatte nur den ſchmählichen Erfolg der Entdeckung, daß die Liquis 
dationsfommilfton und die Finanzfommiffton rechtzeitigen pflich— 
tigen Incaſſo bei Häfeli verfäumt hatten. 

Die Elemente erzeugten eine allgemeine Noth. Der über: 
aus nafe und kalte Sommer von 1816 bradte Hungersnoth 
und Theuerung zugleih, über den Winter hindurch, bis eine 
beffere Ernte von 1817 glüdlichere Zeiten einleitete. Die Lebens- 
mittelpreife ftiegen auf eine nie erlebte Höhe, in St. Gallen das 
Pfund Kernendbrod auf 27 Kreuzer (im Jahre der Mohlfeilheit 
1760 Faufte man e8 um 2 Kr.), das Viertel Erbäpfel auf 
3 Gl. 20 Kr. (in genanntem beften Jahr Foftete e8 nur 10 Kr.). 
Ein großer Theil der Bevölferung wurde der Armemunterftüßung 
bevürftig; beilpielßweije im Toggenburg allein 9475 Köpfe; vers 
hältnigmäßig in den übrigen Landbezirken, am wenigften doc 
in der alten Landſchaft. In der Hauptſtadt ſah man bie Noth 
in ihren gräßlichften Zügen; denn das darbende Volk (beſonders 
vom Kanton Appenzell A. R. herab) drängte fih Tag um Tag 
namentlih um das Schlahthaus, um heißhungrig das Blut der 
geſchlachteten Thiere als willkommenes Nahrungsmittel zu ver: 
ſchlingen. Hier und in den übrigen Bezirken wurde Fein Mittel 
der Abhülfe unbenugt gelaffen, jo maflenhafte öffentliche Aus— 
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theilungen Rumford’scher Suppe; die Hülfsgefellichaft ver Stadt 
fpendete deren im Ganzen 180,537 Portionen, auch Vieles an 
Geld in die nothleidenden Landbezirke hinaus. Aehnlich wirkten 
auch die eigenen Hülfsgeielichaften in dieſen Bezirfen. Starfer 
Rückgang der Volfszahl war das nächte Ergebniß des Elends. 
Die Regierung that das Mögliche zur Abhülfe; der in Süd— 
deutſchland verhängten Fruchtfperre gegenüber forgte fie für Her- 
beifhaffung von Korn, erließ (14. November 1816) einen Auf: 
ruf zu freiwilligen Beiträgen für Bildung einer zu dieſem Zwede 
beftimmten Kaffe und beftellte zur Eröffnung und Leitung des 
ganzen Geichäfts eine Dreier-Kommiſſion aus ihrer eigenen 
Mitte (NReutti, Meßmer und Kafpar Bernet aus St. Gallen. ') 
Bald waren 88,800 GI. Kapital beifammen, deſſen VBerzinfung 
zu 5 Prozent zugelagt war. Mit genannten Dreien arbeiteten 
eben fo viele Mitglieder des kaufmänniſchen Direftoriums, alle 
zufammen als fantonale „KRornfommiffion”. Es handelte fi 
weſentlich darum, den Kornmarkt in Rorſchach ftets mit Getreide 
zu verfehen, dann, durch Werfauf zu mäßigen Preiſen, ja felbft 
mit Opfern der Kaffe, dem Wucher zu fteuern und die Preiſe 
herabzudrüden. Wiederholt gingen zu erfterem Zwed Mitglieder 
der Regierung, mit deren Aufträgen und Vollmachten, an bie 
fübdeutjchen Regierungen ab, Meßmer nah Münden, Müller: 
Friedberg nad Stuttgart, beide mit Erfolg. Bei dem Groß» 
herzog von Baden trat zu gleichem Zweck fchriftliche Verwen— 
dung ein; aber er verwied auf dortige Zoll- und andere Aus— 
fuhrbebingungen, die im Grunde für St. Gallen günftiger feien, 
als die bloße Anweilung eines Duantums zur Ausfuhr, neben 
Sperre im Uebrigen. Aehnliche Sendungen wurden, bei wach— 
jender Noth nad bald aufgezehrten Vorräthen im Mai, wieder: 
holt, zu welcher Zeit Reutti in Stuttgart und Münden anflopfte 
und wieder einiged Getreide hereinbrachte. In Rorſchach leitete 
die Kornkommiſſion, Häufig Reutti in ihrem Namen, die Aus: 
theilung des vorhandenen Getreides nach Billigkeit und Bedarf 


‘ Der für den aus Gefundheiterüdfichten abgetretenen Speder in bie 
Regierung gewählt worben. 
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an die verſchiedenen Landesgegenden. Endlich fielen, in Folge 
reichlicher Ernte, die Preiſe, und die Kornkommiſſion hatte noch 
die ſchwierige Aufgabe, weiter beſtelltes Getreide zu koſtendem 
Preis im Auslande loszuſchlagen. Für Anſchaffungen aus 
Baiern, Württemberg, Trieſt, Genua, Livorno und Holland her 
hatte die Kommiſſion, nebſt Geſchäftskoſten aller Art, 932,099 Gl. 
verausgabt und auf dieſem Betrag einen Verlurſt von 59,384 Gl. 
zu tragen. Ihre Einkäufe hatten im Ganzen ſich auf 162,967 
Viertel belaufen. Mit diefen Verpflegungsmühen gingen Polizei« 
vorfehren Hand in Hand: zu geregelter Feſtſetzung der Brod— 
preile und Einhaltung guten Gewichtes, zu Verhinderung des 
Auf und Vorfaufes (u wucheriſchen Zweden) von Getreide und 
Lebensmitteln aller Art, auch andere Verorbnungen, die wäh 
rend der beiden Unglüdsjahre das Volk gegen den Nothftand 
zu fichern beftimmt waren. Mit hohem Danf wurde die Ver— 
gabung des rufftichen Kaiſers Alerander I. für Milvderung der 
Noth in der öftlihen Schweiz empfangen. Es war ein Geſchenk 
von 100,000 Silberrubeln, wovon die eine Hälfte zu Grüntung 
von Armenfolonien an der Linth, die andere zu unmittelbarer 
Bertheilung beftimmt wurde. Bon diefer erhielt: St. Gallen 
15,000 R., von denen dem Bezirf Sargand und ben beiden 
Zoggenburger Bezirken je 4000 R., den bürftigen Gemeinden 
anderer Bezirfe die übrigen 3000 zugefchieden wurden. Bon ber 
erften Hälfte ver Vergabung bezog St. Gallen 20,000 R., welche, 
da ein Objeft ver Verwendung zur Zeit noch fehlte, auf längere 
Jahre zinstragend angelegt und obrigfeitlic verwaltet wurden, 
Im Jahr 1817 geiellte fib zur Theurung eine außeror> 
dentlihe Waſſernoth. Rhein und Bodenſee überflutheten vie 
Nabbargelände (14. Zuni); die Bewohner von Altenrhein muß 
ten in Mariaberg untergebracht werden; bie niedrigfte Gaſſe in 
Rorſchach ſtand 34 Zoll hoch unter Waffer. Das Unglüd wie- 
derholte fib in gefteigertem Maße an den Schredendtagen vom 
26. und 27. Auguft;z mit unmiberftehlicher Gewalt ftürzte der 
Rhein aus den Graubündnerifchen Thälern hervor, warf Wuh— 
ren und Dämme vor fi hin, zerftörte diefe und jene in großen 
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Streden und überſchwemmte zwölf Ortihaften; die Ebene von 
Ragatz bis an den Bodenſee war theilmeije in einen See ver- 
wandelt; Werdenberg und Rheinthal waren gleich ſchwer heim- 
gejucht worden; von Buchs aus drohte der Strom feinen Lauf 
durch Haag und Saleg zu nehmen. Der Rhein hatte die Höhe 
vom Ueberſchwemmungsjahr 1762 um zwei Fuß überftiegen. 
Nur große Anftrengungen der Gemeinden und ded Staates ver- 
mochten der alljeitigen Noth zu fteuern. In Folge ftarfer Negen- 
güffe begrub am 3. Zuli 1816 ein Bergichlipf bei Goldingen, 
aus einer 400 bis 600 Fuß breiten Nagelfluhmafje beftebend, 
die fih von ihrem durch Wafler erweichten Mergellager abge- 
(öfet hatte, ein Gelände von 109 Jucharten mit mehreren Woh— 
nungen und 18 Perjonen, von denen jedoch einige gerettet wurden. 

Schon im Herbft 1816 war im Scooße der Regierung 
ernſtlich won durchgreifender Armengeſetzgebung die Rede. Sie 
beſtellte dann zu Entwerfung einer allgemeinen Armenordnung, 
welche die bereits empfindlich gewordene Noth als dringlich er— 
ſcheinen ließ, einen Dreier-Ausſchuß (J. L. Cuſter, Pfarrer 
Blattmann in Bernhardzell und Statthalter Steger in Lichten- 
fteig); für ihm reichte Blattmann eine ausführlihe Worarbeit 
ein (Mai 1817). - Diefer Entwurf umfaßte alle gevenfbaren 
Fragen der Armenpflege. Den Eonfeffionellen Verhältniſſen Rech» 
nung tragend, ftellte verfelbe die ganze Armenpflege auf Fonts 
feiftonelle Grundlage, ſowohl in Bezug auf die Fonde als auf 
die handelnden Behörden; die Oberaufficht jollte dem Fatholiichen 
Adminiftrationsrath einer, und dem evangeliſchen Zentralrath 
anderſeits anvertraut werben. Der Entwurf enthielt auch den 
Antrag, jeden heirathenden Bürger zu Handen ver Armenkafje 
jeiner Gemeinde mit einer Steuer (48 Schw. Fr.) zu belaften. 
Aus den Berathungen ver Regierung felbft ergab fi ein Ge- 
jegesvorfchlag, der wejentlih von obigem Entwurf abwid, über 
der örtlichen Armenpflege eine Armenpflege der politifchen Ge— 
meinde, dann eine Bezirks- und über derjelben noch eine Kan— 
tonalarmenpflege aufftellen wollte, ein Vorſchlag, welcder auf bie 
gefchichtlich gegebenen konfeſſionellen Verhältnifje nur verfümmerte 
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KRüdfiht nahm; ferner ein Defretsvorfchlag zu Beftimmung ter 
Duellen der KantonalsArmen:Direftion (unter dieſen felbft zeit- 
weije Beiträge aus der Staatskaſſe), — endlich ein Geſetzesvorſchlag 
zu Verhinderung leichtfinniger Ehen. Alle diefe amtlichen Bor: 
Schläge (fie gehören dem Jahr 1818 an) wurden, fo weit fie 
die Armenpflege betrafen, vom Großen Rathe verworfen, ta 
deſſen Kommiſſion den Grundſatz, daß jede Konfeffion ihre 
Armen ſelbſt beforgen jolle, ungeſchwächt eingehalten wiſſen 
wollte und die in Ausficht geftellte zentrale Armenunterftügung 
als finangverderblich zurücdwies. Als Ergebniß der Berathung 
ift das einzige Geſetz zu melden, welches jeden fich verehelichen- 
den Bürger zur Leiftung von 22 Gulden an die örtliche Armen— 
fafje verpflichtet und den Verwaltungsrath der Ortsgemeinde 
zur Unterfagung der Ehe aus ökonomiſchen Gründen, berechtiget 
(20. Juni 1818); doch wurde auch dieſes Geſetz nur verſuchs— 
weije auf zwei Jahre erlaffen, erhielt dann aber in ver Folge 
fortgejegte Beftätigung, im Jahr 1830 „bis zu anderweitiger 
gejeglicher Verfügung”. 

Auf politiihem Gebiete war die Vereinzelung vorherrfchend. 
Mit der Aufhebung der Meviationsafte fiel das freie Nieder: 
lafjungsredht für Schweizer dahin. Die Regierung war bald 
bemüht, dem Uebelftand zu fteuern, und brachte zu dieſem Ende 
einen Gejegesvorjchlag ein, welder ven Schweizern jener Kan- 
tone die freie Niederlafjung gewähren wollte, vie eine gleiche 
Gewährung zu Gunften ver St. Galliihen Bürger ausſprechen 
würden, — alfo Niederlaffungsfreiheit auf Grundlage des Gegen- 
rechte8 mit freier Gewerbsausübung gleid; den Kantonsbürgern. 
Im Borfhlag war für alle Eidgenoffen auch die freie Erwer- 
bung von Liegenschaften zugefichert. Derjelbe wurde vom Großen 
Rath verworfen. In einem zweiten (jpätern) Geſetzesvorſchlag 
wurde aud die Gewerbefreiheit, gleich der Niederlafjung felbft, 
der Bedingung gegenrechtliher Behandlung der Kantondbürger 
untergeorbnet. Er wurde dennoch und ebenfalls verworfen. 
Dffenbar wollte man die gewerbliche Konkurrenz ber „Fremden“ 
fernhalten, dann - aber auch Fatholifche und proteftantiiche Ges 
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meinden nicht zu gemifchten werben laſſen; ſolches Streben war 
damals zu Stadt und Land vorherrichend (1815 und 1816). 
Eben jo unglüdlih war die Regierung mit zwei Geſetzesvor— 
fchlägen, welche die Einbürgerung der zahlreihen geduldeten 
Heimathlofen ermöglichen ſollte; fie beantragte unentgeltliche Er— 
theilung des Kantonsbürgerrechted am biefelben; aber die Vor— 
Ichläge fanden feinen Eingang bei dem Großen Rath; vieler 
wollte die angetragene Verpflichtung der Ortsgemeinden, fie 
gegen die ordentliche Tare annehmen zu müſſen, auch aldtann 
nicht aussprechen, als foldhe Verpflichtung bloß auf eine Orts— 
gemeinde der gleichen Konfeffton befchränft wurde (1817). Die 
Ertheilung des Kantonsbürgerrechtd an Kantonsfremde (Schweizer 
und Ausländer ohne Unterfchied) wurde eher erjchwert als er- 
feichtert; Minimum der Tare für Solhe, die fich fogleich im 
Kanton niederlaffen, 330 Gl.; Minimum für einen anderen 
Bewerber 1100 Gl. Der Aufgenommene konnte erft zehn Jahre 
nach erhaltenem Kantonsbürgerrecht das verfafjungsmäßige Recht 
des freien Zuges aus einer Gemeinde in die andere genießen 
(Geſetz vom 24. Juni 1817). Den allgemeinen Kredit zu heben, 
arbeiteten die höheren Staatsbehörden während drei Jahren an 
Erlafjung eines allgemeinen Hypothefargefäges, das endlich im 
Sahr 1818 zu Stande fam; dem großräthlichen Kommilftonal- 
bericht entnimmt man die Beftrebung des Gefeßgebers, die Geld- 
juchenden vor wucheriicher Uebervortheilung ſeitens der Darleiher 
zu fihern.. War man engherzig in Bezug auf Nieverlafjung 
und Einbürgerung im Allgemeinen, nebftbei Äängftlid in Abmej- 
fung aller Verhältniffe zwifchen den beiden chriftlichen Konfeſ— 
ftonen, jo ift nicht auffallend, wenn in Hinficht der Israeliten 
die herfömmlihen Anftchten gejhont wurden. Von Gewährung 
der Niederlaſſung an diefelben war Feine Rebe; wohl aber 
wurde ihnen zeitiger Aufenthalt und Verkehr im Lande gegen 
Einlöfung von Gewerbspatenten bewilliget (15. Mai 1818); 
Aufenthalt mochten fie in der Regel nur in Wirthshäufern 
nehmen. Hat die Geihichte von Erlaffung eines Geſetzes über 
Beerdigung der Selbftmörder zu berichten, fo beutet dieß an, 
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daß hartnädige Volksanfichten zu Üüberwinten waren, in Folge 
deren ihnen bis dahin eine anftändige Beerdigung verfagt wor: 
den war; der Gejehgeber wollte der Rohheit fteuern und ver- 
ordnete, daß jenen Unglüdlichen eine Ruheftätte an einem abs 
gefönverten Platz im Kirchhof oder unmittelbar anftopend an 
denfelben eingeräumt, die Beerdigung „des Morgens früh oder 
Abends fpät und in der Stille durd die gewöhnlichen Todten- 
gräber” vollzogen werde (1818). Der auswärtige Kriegsdienft 
wurde beftend in Flor zu bringen geſucht. Der Kapitulation 
mit den Niederlanden folgte jene mil dem König von Frank: 
reich, für zwei Garbe- und vier Linienregimenter (31. März 1816). 
St. Gallen ftellte fih in Verband mit Zürih, Bafel, Schaff— 
haufen, Thurgau, Graubünden, Aargau und Waadt für zus 
fammen drei Regimenter, wovon eines in die Fönigliche Garde. 
St. Gallen war mit vier großen Kompagnien (einem Bataillon) 
bei der Linie, mit drei Kompagnien (einem Halbbataillon) bei 
der Garde interelfirt. Jenen Schweizern aus dem Älteren Kriegs- 
dienft in Franfreih, welde am 10. Auguft 1792 Beweiſe un- 
übertreffliber Solvatentreue abgelegt hatten, ließ die Tagſatzung 
Zeichen ehrenver Anerkennung zukommen; von den in Folge 
ihres Beichluffes Deforirten gehörten 17 dem Kanton St. Gallen 
an, unter ihnen 9 Sarganferländer. Sie empfingen Medaillen 
und Urkunden durch die Statthalter der Regierung (1818). Die 
Werbung für die neuen Negimenter ging gut von ftatten; von 
früherer Refrutenprefie feine Rede mehr; manche junge Männer 
drängten fich zu Dffiziersftellen; Högger aus ber Stadt St. 
Gallen wurde Oberft des einen der beiden Garberegimenter. 
Der Große Rath genehmigte den Eintritt ver Schweiz in ben 
von den Monarchen von Defterreih, Preußen und Rußland abs 
geichloffenen „heiligen Bund“, durch ven diejelben vor aller 
Welt gelobten, in der Verwaltung ihrer eigenen Staaten wie 
in den internationalen Verhältniſſen die Vorfchriften der chrift- 
lihen Religion zu ihrer alleinigen Richtfchnur zu nehmen. “Die 
merfantiliichen Berhältnifje der Schweiz zu Franfreih waren 
noch immer gefpannt; die Tagfagung fand ſich dadurch zu einer 
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befonteren Sendung an die franzöfifche Regierung bewogen, an 
welcher auch ver fachkundige Kaufmann und Kantonsrath 3. J. 
Scherrer de Grandelos von St. Gallen betheiliget war; aber 
die franzöfifchen Kammern wiberfegten fi im Geifte des eigenen 
Nationals Intereffeds. Um dieſelbe Zeit erließ Defterreih neue 
Mauthgefege, namentlich Einfuhrverbote in fein lombardiſch⸗ve—⸗ 
netianifches Königreich, Maßnahmen, durch welche die Gewerbs— 
erzeugniffe der Kantone St. Gallen und Appenzell A. R. ſchwer 
bedroht waren. Diejelben verftändigten fi zu gemeinfamer Ab- 
wehr und entfendeten zu diefem Zwecke den St. Gallifchen Kauf- 
mann Michael Weniger, dem von Seite des Faufmännifchen 
Direftoriumd von St. Gallen ein anderer Bachmann, Karl v. 
Gonzenbach, beigeorbnet wurde, nah Wien. Eine trefflih ab- 
gefaßte Denkſchrift an den Fürften Metternich follte ihren Vor: 
ftellungen Eingang verfhaffen; Wunfh war: eine allgemeine 
Einfuhr» Bewilligung für die Baummollen-, Leinen und Hanfs 
fabrifate gegen mäßigen Zoll zu erhalten. Perſönlich vom Kaifer 
und von den Mitgliedern des Minifteriums gut empfangen, vers 
mochten die Abgeordneten gegenüber dem Widerſtand der öfters 
reichiſchen Betheiligten mit ihren Borftellungen doch nicht durch— 
zubringen, obwohl fie ihre Anfprüche zulegt auf ein Minimum, 
auf Begünftigung der geftidten Waaren, befchränften. Sie fehrten 
von ihrer Sendung in die Heimath zurüd, noch bevor fie fürm- 
lihen Beſcheid hatten erhalten Fönnen. 

Auch wegen des Inkamerationsgeſchäftes Fam St. Gallen 
gegenüber der öfterreichtfchen Negierung zu feinem befriedigenden 
Ziel. Daherige Reklamationen wurden von der Tagſatzung 
frifcherdings aufgenommen. Laut Kommifftonalberiht hatte St. 
Gallen eine Gefammtforderung von 355,510 Gulden, wovon 
302,246 Gl. für Güter und Gefälle des Stiftes St. Gallen, 
welche Defterreich, vermöge des fogenannten droit d’epave zu 
Handen genommen hatte. Der Reft betraf etwelhes Eigenthum 
des Klofters Pfäfers, dann dem Fantonalen Fisfus, der Stadt 
St. Gallen und einzelnen rheinthalifhen Gemeinden und Pfründen 
gehörige Gefälle und Kapitalien, welche letztere bei der allge- 
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meinen Inkameration irrthümlich als Kloftergüter mit Sequefter 
belegt worden waren. Die Tagjagung beſchloß, allgemeine 
NRüdforderung von Allem zu ftelen, was St. Gallen und andere 
Kantone aus angeführtem Titel zu fordern hatten (1816). Mehr- 
mals ergingen deßhalb vorörtlihe Schreiben an bie öſterreichiſche 
Regierung, die jedoch erfolglos blieben. 

Eine andere Forderung an Defterreich ging von den Fatho- 
liſchen und gemijchten Ständen allein aus. Bonaparte, Ober- 
general ver franzöfifchen Armee in Stalien, hatte das vom heil. 
Karl Borromäus geftiftete Schweizer-Seminar in Mailand (Col- 
legium Helveticum Borromaeum) im J. 1797. aufgehoben und 
deſſen Vermögen und Einkünfte dem Bürgerfpital ber lombar— 
diſchen Hauptftadt zugewiejen. Als dann im Jahr 1815 Defter- 
reich in vertragsmäßigen Befig der Lombardei eintrat, ließ es 
obige Anordnung fortbeftehen. Die Stände vereinigten fih nun 
zum Beſchluſſe: die öfterreichifche Regierung um Wiedereinfegung 
der Schweizer Kantone in ihre bezüglichen früheren Berechtigungen 
anzugehen (18. Januar 1816). St. Gallen war hiebei aus 
dem einzigen Grunde betheiliget, weil die Stadt Rapperſchwyl 
einft durch Bündniß mit dem König-Herzog von Mailand fid 
einen Freiplag in jenem Kollegium erworben hatte. 


Zweiter Abfchnitt. 


Deffentliche Zuftände im Allgemeinen. Das St. Gallifche Milizweſen ges 
hoben; glänzende Heerfchau. Revifion der Strafgefeßgebung; Geſetzgebung 
auf zivilrechtlichem Gebiet. Cidgenöffifche Konfordate. Die freie Mieber- 
laffjung beharrlich abgelehnt. Zoll: und Hanbeldretorfion gegen Frankreich. 
Verkehrshändel mit Thurgau und Glarus. Straßen und Waſſerbau; bie 
Linthkorreftion vollendet. Gin Bisthum St. Gallen an die Stelle des 
Stiftes gefegt und mit Chur vereiniget; Doppelbisthfum; Fürſtbiſchof Karl 
Rudolph. Kirchliche Stiftungen des Fürſten Pancratius; der Kanton zur 
Penfionszahlung an denfelben durch den Vorort angehalten. Schul: und 
andere Fonfeffionelle Sachen; das Säfkular:Reformationgfeft der Proteftanten. 
Das Bereindwefen. (Don 1819 bis 1824.) 


Mit dem Jahr 1818 war der Kanton in Zuftände erſprieß— 
licher Ruhe eingetreten. Zwanzig ftürmifche Revolutions⸗ und 
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Kriegsjahre, Die zum Theil auch die Schweiz und ihn felbft 
mitbetroffen, lagen hinter ihm; ſchwere Prüfungen waren über: 
ftanden, innere Fehden zu Ende gebradt; das Volk Fonnte fich 
erholen von drüdenden Laften, die Regierung Ordnung und 
Sparjamfeit in den Haushalt bringen; ver Streit über bie 
MWiederherftellung des Stiftes ruhte; die Fatholifche Landesbe— 
hörde hatte fi zu endlicher Regelung der kirchlichen Verhältniffe 
vertrauensvoll an ten Heil. Vater felbft gewendet. Es war 
dieß alfo eine günftige Zeit für Gefeßgebung und Verwaltung; 
aber die langen bittern Erfahrungen hatten bevächtlih, wenn 
nicht Ängftlich gemacht. Eo erklären fih einzelne Erſcheinungen, 
die wir bereitd im vorigen Abfchnitt erzählt haben. Diefe Stim- 
mung blieb vorherrihend auch in ven folgenden Jahren. Die 
periodijch wiederfehrenden Dritttheilderneuerungen des Großen 
und des Kleinen Rathes waren nicht geeignet, reges politisches 
Leben zu weden; fie. verliefen beinahe unbeachtet. Wichtige Vers 
änderungen, neue Schöpfungen, vollends Rückkehr zu Einrichs 
tungen, deren Entftehung in den Grundſätzen ver helvetiichen 
Republif zu ſuchen war, Fonnten nur mit Mühe durchdringen. 
Freudiged Zufammenwirfen ver Regierung und ded Großen Rathes 
vermögen wir nicht zu finden. Doch bat auch dieſe Zeit ihre 
Leiſtungen aufzuweifen. 

Vor Allem wurde das Milizweſen in rühmlicher Weife 
gehoben. Troß ver friegeriichen Zeit war es während ben 
Meriationsjahren in ſehr unvollfommenem Zuftand gewejen; In— 
ftruftion und Bewaffnung mangelhaft; die ganze Einrichtung 

tes einheitliden Geiftes entbehrend; die Führung hatte fih als 
theilweiſe ſchwach erzeigt; grobe Indiſziplin hatte fi wieder: 
holt. Nach dem langen Felvzuge von 1815 wurde auögeruht. 
Das that die ganze Eidgenoffenfhaft. Durd die Beftrebungen 
Finsler's, eines ebenjo befdeidenen und praftiihen als patrios 
tiſchen Mannes, wurde eine ſyſtematiſche Milizordnung gejchaffen, 
wie die Schweiz früher no Feine gehabt. Allgemein wurde 
fie mit Beifall begrüßt. Sie belaftete ven Kanton Et. Gallen 
mit einem Bundesfontingent von 2630 Mann der verjchiedenen 
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Waffengattungen und mit einer Referve von gleicher Stärke. 
Der Große Rath fchritt zur Aufftellung dieſer Doppelfontingente 
durch Beleg vom 20. Juni 1818. Der Bundesauszug beftand 
aus 1 Kompagnie Jäger zu Pferd, 1 Komp. Artillerie, 1 Komp. 
Train, 1 Komp. Scharfibügen, 18 Komp. Grenadiere, Jäger 
und Füftliere in drei Bataillonen. Wenig abweichend wurde 
die Referve organifirt. Das Geſetz fchweigt von der „Legion“. 
Die Aufftelung befonderer „Freikorps“ wurde von der Geneh- 
migung bed Großen Rathes abhängig gemadt. Die in beide 
Kontingente nicht eingetheilte Mannfchaft hieß Landwehr, erhielt 
aber vor der Hand noch feine Organifation. Der Dienftpflichtige 
mußte fi auf eigene Koften ordonnanzmäßig bewaffnen. Die 
Milizkleivung für die Mannſchaft vom Feldweibel abwärts lie: 
ferte der Stäat, gegen Vergütung von 9 Gl. feitend des Mili- 
tärpflichtigen oder, im Armuthsfalle, feitens feiner Gemeinde. 
Für Erfüllung ver Verpflihtungen der Militärverwaltung wurde 
eine eigene Militärfaffe gegründet. Der Reiter erhielt zu feiner 
Ausftattung 110 Gl. Die Montur blieb (nad erfüllter Dienft- 
zeit) Eigenthum des Milizpflichtigen, der Kaputrod Eigenthum 
des Staated. Zur Gründung der Militärkaffe dienten wejentlich 
Dienfterfegungstaren von Allen, die vom Dienft ausgenommen 
waren oder fich für denfelben hatten erfegen laſſen; für die be- 
freiten Einheimiſchen war fie jehr mäßig gehalten (2 Gl. per 
Kopf bis zum dreißigften Jahr, für die Folgezeit noch geringer)- 
Für den Unterribt und die Einübung der Truppen forgte das 
Geſetz beffer als je gefchehen, namentlich durch alljährliche Trup⸗ 
penzujammenzüge in den Bezirken. Die „Refrutenfammer” wurde 
aufgehoben, die „Militärauffichtsbehörde" gejchaffen mit einem 
Mitglied der Regierung an der Spige. Mit der Vollziehung 
diefer neuen Miligortnung wollte e& längere Zeit nicht vorwärts 
gehen. Erft im Jahr 1820 gediehen die Vorbereitungen zur 
Reife, und während vollen fünf Jahren, vom 3. 1816 an ge 
rechnet, hatten alle Waffenübungen, hatte alles militärische Leben 
im Kanton aufgehört. Die Regierung fand einen fachfundigen 
und energifchen Mann zur Ausführung in der Perſon eines 


ehemaligen Dffiziers aus fapitulirtem Fatferlich-franzöfifchen Dienft, 
Sohann Joachim Forrer aus Neu:St. Johann. Diefer war 
MilitärsInfpektor. Meßmer blieb Haupt ter Verwaltung, ftets 
emfig und treu im Amt; aber Wirkſamkeit und Popularität 
übergingen auf Forrer. Am 27. September 1821 ftellte die 
Landesregierung das ganze vereinigte erfte Bundesfontingent, 
mehr denn dritthalb taufend Mann mit vorgejchriebenen Ge— 
Ihügen, wohlbewaffnet und ganz neu gefleivet, verhältnigmäßig 
auch befriedigend eingeübt, dem Beauftragten der Eidgenoſſen— 
haft, Oberften Füßli von Zürih, auf dem Breitfeld unfern 
Goßau, zur Inſpektion vor. Sie wurde mit Ehren beftanden. 
Diefe „eidgenöfftiche Infpektion“ war ein wahres Volksfeſt und 
dauerte im Ganzen drei volle Tage, vom 26. bis 28. September. 
Bon diefer Zeit hinweg raftete nimmer die Sorge für Verbeſ— 
ferung des Milizweſens, und die zunächft dem erften Bundes» 
fontingent gewidmete Aufmerffamfeit wendete ſich alsbald der 
Aufftelung der Neferve zu. Bon Zeit zu Zeit wurden die St. 
Galliihen Truppen aud in die „eidgenöfftfchen Uebungslager“ 
berufen. Ein foldes fand im Auguft 1824 ftatt auf dem Felde 
zu Schwarzenbach, wo ein zahlreihes Corps unter dem Befehl 
des Dberften Füßli von Zürich fi eine ganze Woche lang im 
edlen Waffenwerf übte. Bon St. Gallifhen Truppen waren 
zwei Bataillone Infanterie nebft Spezialwaffen zu dieſem Lager 
befehliget. Borrer war einer der Brigabefommandanten; Meß- 
mer erwarb fich verbientes Lob als Regierungstommifjär. Diefe 
neue eidgendfftfche Anordnung gefiel allgemein; fichtlich hob fie 
den militärischen Geiſt des Volkes und jenen der bienftthuenden 
Milizen zugleich. 

Die frühere Strafgefeggebung rief einer Reviſion. Die 
Regierung übertrug im September 1816 eine erfte Worarbeit 
einer Dreier-Rommilftion (Appellationsgerichtspräfident Germann, 
Statthalter Steger und Advofat Guldin). Ihr Bericht enthüllt, 
was man damals wollte; die Kommiſſion meldete, daß fle vor 
zügli bedacht geweien fei, die allzu häufige, ja gegen jedes 
Verbreben ohne Ausnahme vorgefchriebene Anwendung ber 
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Strafe der Ehrlofigfeit (Infamie), beſonders aber tie für den 
"Staat fo läftigen und Eoftipieligen Kettens, öffentlichen Arbeits- 
und Zuchthausftrafen zu vermindern und den Richter in der An— 
wendung der Strafen weniger zu binden. In diefem Schreiben 
wiederhallten vie bei der Verfaflungsänderung von 1814 viel: 
fach vernommenen Klagen über die theure Strafjuftiz. Die 
Sade gelangte an eine Großrathskommiſſion, in welder Ger: 
mann, Müllers Friedberg jünger und Graminator Saylern bie 
Hauptperfonen waren. Sie feuf einen vollftändigen Entwurf. 
In ihrem Referat kündigte fie eine vermehrte Anwendung der 
Todesftrafe an, ta jene der Kettenftrafe vermindert, ihre Dauer. 
auf zehn Sahre beichränft worden; doc ſolle die Todesſtrafe 
nur den fchwerften und den unverbefferlihen WBerbrecher treffen, 
„gegen den wahrbafte Nothwehr eintrittet”. Endlich finde man, 
jo berichtete die Kommilfion weiter, in ihrem Gefeßesdentwurf, 
was fo jehr in den allgemeinen Wünjchen gelegen, die Vermin— 
derung der Detentionsftrafen, an ihrer Stelle „Strafen furzer 
Vollziehung“: Auspeitihung, dann Pranger, Brandmarfung, 
Prügel, Ruthenftreihe u. f. w. Jene Detentionsftrafen feien 
nur gut in großen Staaten mit großen Mitteln; wo dieſe bei- 
den Borausjegungen nicht zutreffen, ſeien die Strafanftalten nur 
Pflanz⸗ und Hochſchulen des Verbrechens. Der Entwurf ents 
hält auch einen befonderen Abjchnitt über „Jauner, Zandftreicher 
u. ſ. w.* „Bon jeher wurden gegen foldes Wolf befonvere 
Verordnungen feftgejegt, wie vie Neichögefege zeigen. Wir 
fönnen fie nicht unter den gewöhnlichen allgemeinen Maßftab 
des ftäten Bürgers bringen, da weder Ehre noch Bermögen 
bei ihnen zu fuchen ift. Unſere Strafanftalten können und follen 
wir nicht mit ihnen belaften; gegen fie blieb nur die äußerſte 
Schärfe übrig.” Entwurf und Bericht find das Wert Müller- 
Friedberg’d ded Jüngern. Noch folgte eine gemeinfame Be: 
rathung ded Vorſchlages durch den ‘Kleinen Nath und die Kom— 
miffionsmitglieder, zulegt eine Berfügung, in Folge deren, dem 
neuen Gelammtentwurf gegenüber, ter erfte Kodex von 1807 
al8 Grundlage beibehalten, Reutti und ber zweite Staatöfchreiber, 
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Dr. Joh. Barth. Mater aus St. Gallen, mit Ausarbeitung der 
erforberlihen Abäinderungen vefjelben betraut wurden. Was bie 
Großrathöfommilften ausgehoben, findet ſich im endlichen neuen 
Kriminalftrafgefebbuche mieder, welches ver Große Rath am 
25. Juni 1819 erließ; von den Freiheitsftrafen waren bie 
Kettenftrafe und die Zuchthausftrafe auf höchſtens 10 Jahre 
verhängt; um jo häufiger mußte die Todesftrafe zur Anwendung 
fommen. Als Leibesftrafen find bezeichnet: der Staupbefen, die 
Brandmarfung und die Prügelftrafe; der Staupbefen beftand in 
dem Auspeitfchen mit Ruthen durch ven Scharfrichter; Marimum 
der Streihe 160. Als Strafen an der Ehre nennt das Geſetz 
den Pranger, die Ehrlofigfeit, die Ausftellung an der Schand« 
ſäule und den Berlurft des Aftivbürgerrechts. Die Ehrlofigfeit 
war, auch ohne belonderen Ausſpruch des Richters, eine geſetz⸗ 
liche Folge jedes Kriminalurtheils, durch welches Ketten, Pranger, 
Staupbeſen und Brandmarkung auferlegt worden. Fremde, 
welche Ketten- oder Zuchthausſtrafe verwirkt hatten, waren in 
der Regel mit dem Pranger, ver Ausſtäupung und der Brand— 
marfung (mit oder ohne Kumulation dieſer Strafgattungen), 
darüberhin mit Landesverweilung zu betrafen. Mit der Todes: 
ftrafe war bedroht: Hochverrath, Aufruhr, Mord (Kindsmord 
inbegriffen), in gewiſſen Fällen aud Kindesausſetzung, förpers 
liche Mißhandlung, Nothzucht, Menſchenraub, Raub überhaupt, 
Erpreffung und Meineid, Branbftiftung; endlich unter gewiſſen 
Borausfegungen der Rüdfall in Verbrechen. Der legte Abfchnitt 
des Geſetzes ift den „Jaunern und Landftreihern“ gewidmet, und 
bedroht dieſelben ausnahmsweiſe noch in mehreren Verbrechens— 
füllen: mit dem Tode. Im Jahr 1820 folgte ein revidirtes 
Geſetzbuch über das rechtliche Verfahren bei Verbrechen; dafür 
wieder Müllers$riedberg, Sohn, und Staatsſchreiber Maier bes 
fonders thätig. Eben damals wurde die Zuctanftalt zu Raps: 
perſchwyl aufgehoben und mit jener zu St. Leonhard vereiniget; 
an legterem Orte hatte die Regierung zunächft einen Theil, vom 
Jahr 1828 an das ganze Gebäude in Miethe. 

Mehrfache gefeßgeberifche Thätigfeit waltete auch auf dem 
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zioilrechtlichen Gebiet. Die Schuldentrieb- und Konfursortnung 
wurbe einer burchgreifenden Revifion unterftelt und durch neues 
Geſetz geregelt. Nicht jo glüdlih war die Regierung mit dem 
Bormundfchaftöweien; wiederholt wurden Geſetzesvorſchläge zur 
Regelung deſſelben eingebracht, ein jolcher mit mehreren Abän- 
derungen früherer Projekte im Juni 1822. Aber es walteten 
bald dieſe bald jene Meinungsverfhiedenheiten zwiſchen dem 
Kleinen Rath und dem Großen Rath. Am Ende blieben bie 
Vorſchläge auf ſich beruhen und ver Kleine Rath erließ auf 
Probe hin für fünf Jahre einen abminiftrativen Beichluß über 
die Verwaltung des Vormundſchaftsweſens (21. Juni 1823), 
welcher. wohlthätigen Einfluß auf diefes Fach übte. Den ver- 
worrenen Verhältniffen zu anderen Kantonen und Staaten über 
Stand, Namen und Heimath außereheliher Kinder machte der 
Große Rath durch Einführung des Maternitätögrundfages gegen- 
über jenen Kantonen und Staaten ein Ende (1. April 1820); 
abweichende ältere Verträge mit verfchiedenen Kantonen aus ver 
Mediationszeit wurden dadurch aufgehoben; für Vaterſchafts— 
Hagen zwiſchen Angehörigen des Kantons blieb die beſtehende 
Gefeggebung aufredt. „In Erwägung, daß politifche, religiöfe 
und häusliche Verhältniffe es erheiſchen, daß die Kinder aus 
gemifchter Ehe nur auf einer Konfelfion erzogen werben”, ver- 
ordnete ein Gejeg vom 30. April 1819, daß ſolche Kinder „in 
ver Konfeffion des Vaters erzogen” werben follen. 

Dur neues Gefe wurde der frühere freie Einkauf eines 
Kantonsbürgerd in eine Ortsgemeinde aufgehoben, die Aufnahme 
in die Genoffenfchaft (Bürgerrecht) einer Ortsgemeinde von num 
an von der Bewilligung dieſer jelbft abhängig gemacht; in 
paritätifchen Gemeinden ſprach die aus den Bürgern beider Kon: 
feiftonen beftehende Genofjenverlammlung über das Begehren 
ab; der Aufgenommene mußte aber, abgejehen von Erlegung 
der allgemeinen Tare, fich darüberhin im die befonderen Stif— 
tungen und Anftalten feiner Konfeffion einkaufen (22. Dezem- 
ber 1824). Aus den von Zeit zu Zeit eingehenden Taren für 
Ertheilung des Kantonsbürgerrechts nebſt Zinfen beichloß ver 
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Große Rath einen Fond für Fünftige Errichtung irgend einer 
wohlthätigen Kantonalanftalt zu gründen. So entitand der 
„Bürgerrechtötarenfond“. Religionsänderung (Vebertritt von ver 
einen chriſtlichen Konfeffion zu der anderen) war ehedem in mans 
chen Gebieten der Schweiz. mit den Berlurft des Heimathrechtes 
beftraft. Eine erhebliche Milderung dieſer Mißverhältniffe zu 
bewirken, gingen die meiften Kantone vertragsweile gegenfeitig 
nachftehende Verpflichtung ein: „Der Uebergang von einer chrift 
liben Konfeiftion zur anderen darf nicht mit dem Verlurſt des 
Land» und Heimathrechts beftraft werben; ſollte ter eine oder 
andere Kanton biefem Konfordat nicht beiftimmen, jo können 
jeine Angehörigen, welche, der Neligionsänderung wegen, heis 
mathlo8 werben, von dem Gebiete der übrigen Kantone zurüd, 
in ihre vorige Heimath gewiefen werben“ (1819). St. Gallen 
trat der Vereinbarung bei. Später wurde, zu Verhütung heim- 
licher Konverfionen, noch feftgejegt, daß der Uebertritt in einem 
anderen Kanton als in jenem der Heimath nit ohne Voran— 
zeige an die Regiernng des erfteren gejchehen dürfe, die dann 
aud die Pflicht habe, der Regierung des Heimathfantond von 
diefer „Voranzeige“ jogleih Kenntniß zu geben. “Der Kleine 
Kath von St. Gallen verfäumte nicht, die Geiftlichfeit beider 
Konfeffionen zu Befolgung obiger Vorjchriften zu mahnen. Viele 
Eidgenofjen vermißten mit Bedauern die Gewähr für freie Nies 
derlaffung der Schweizer im Bundesvertrag von 1815. Durch 
beſonderes Einverftändniß wollten fie erringen, was jener vers 
jagt. So entftand ein Konkordat für freie Niederlaſſung, 
welches im Jahr 1819 vurd zwölf Kantone geichloffen wurde, 
unter denen wir die mächtigften und einflußreichften der Stände 
finden; der Vertrag gewährte das Nieverlaffungsrect, unter 
genügend ſchützenden Vorfchriften gegen Beläftigung dur Ber 
rufslofe und Unfittliche, jevem gut beleumdeten Schweizer, und 
verlieh ihm zugleich alle Rechte der Kantonsbürger des Nieders 
(afjungsfantons, immerhin mit Ausnahme der politiihen Rechte 
und des Mitantheild an Gemeindegütern und frommen Stif- 
tungen. Geſetzesvorſchläge in diefem Sinne waren vom Großen 
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Rate St. Gallen’d verworfen worden. Die Regierung nahm 
nun den Großen Rath für den Beitritt zum Niederlaflungsfon- 
fordat in Anſpruch. Nicht länger könne man, fo erklärte fie, 
mit ausweichenden Antworten fich beheifen; es ſei wielmehr 
Aufgabe St. Gallen’d, auch in diefer Angelegenheit mit jenen 
Kantonen zu gehen, welche wejentlic gleiche Verfaſſung mit St. 
Gallen haben; der „freie Zug” fei ein freundfchaftlihes Band 
zwifchen den Eidgenofjen; „er gilt in den Augen der Meiften 
ald das Koftbarfte, was durd viele Revolutionsübel erfauft 
worden”; Nicht-Beitreten hieße den Werth der Liegenjchaften im 
eigenen Kanton herabvrüden, aud den eigenen St. Galliſchen 
Angehörigen Das freie Unterfommen und freien Gewerb in ans 
deren Kantonen erjchweren (Botſchaft vom 24. April 1820). 
Vergebliches Bemühen. Der Große Rath, bevenflihe Kränfung 
der gewerbtreibenden Bürger im eigenen Kanton zu vermeiden, 
verfagte den Beitritt. Als dann neue Konfordate unter vers 
fchievenen Ständen über die vormundfchaftlihen und Bevogtungs— 
verhältniffe, die Teftirungsfähigfeit und Erbredtsverhäftniffe der 
Niedergelaffenen, und über die Behandlung der Ehefcheidungs- 
fälle zwifchen Solchen — Konfordate, welche insgefammt dem 
Grundfag der heimathlihen Jurisdiktion Huldigten — abge— 
Ichloffen wurden, war St. Bullen abermals zur Ablehnung ges 
nöthiget, weil der Kanton ſchon feit feiner Gründung den ente 
gegenftehenden Grundſatz ber Territorialhoheit fefthielt, d. h. in 
erwähnten Beziehungen das eigene Geſetz und das eigene (St. 
Galliſche) Forum gegenüber den im feinem Gebiet niedergelaffenen 
Schweizern beharrlib behauptete. Dagegen trat St. Gallen 
einem Konfordat über „die Ertheilung von Heimathrechten an 
die Heimathlojen” unbedingt bei (1819). Daſſelbe verpflichtete 
jenen Kanton, wo fich ein Heimathlofer am längften aufgehalten, 
zu Duldung deſſelben jo lange, bis über deſſen Heimathrechts- 
anſprache entjchieden fein werde; GStreitigfeiten über foldhe Zus 
theilung oder Einbürgerung waren an ein eidgenöſſiſches Schieds— 
gericht zu weiſen, das nah Art. V des Bundesvertrages zu 
beftelen war. St. Gallen hat ein paar folder Heimathlofen- 
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Prozefje (über die Familien Nievergelt und Betſchmann) mit 
den Kantonen Zürih und Aargau beftanden; es gilt als ein hal- 
bed Wunder, daß im Betichmann’ichen Prozeß die zwei Schieds— 
rihter ohne Obmann zu einer gemeinjamen Urtheilsfällung ge: 
langten. Im Laufe der Zeit wuchs die Zahl der St. Galliſchen 
jogenannten „Geduldeten“ (im Jahr 1820 zählte man deren 
820 Köpfe); heimathlos waren fie als folhe nicht mehr; 
wollten fie auswärts ihr Brod verdienen, jo erhielten fie zu 
diefem Behuf Angehörigfeitsicheine, welche die Stelle wirklicher 
Heimathicheine vertraten. Im Unterftügungsfall trat der Staat 
mit dem nöthigen Beiſtand ein; aber das Loos diefer „Gedul: 
deten” war doch keineswegs beneidenswerth. Abhülfe Fonnte 
nur wirflihe Einbürgerung gewähren. Der Große Rath; aber 
fehnte fie im Jahr 1821 neuerdings ab. Als die Firchliche 
Dberbehörde der Katholiken in Bezug auf die Einfegnung ge: 
mijchter Ehen genauere Handhabung ver Kirchengeſetze verorb- 
nete, vereinigten fich zehn, meiſt reformirte, Kantone konkordats— 
weife zu dem Grundfage, daß die Verkündung folder Ehen 
nöthigenfall® entweder durch den reformirten Pfarrer oder durch 
den Zivilbeamten, vie Einfegnung, nad Erfülung aller geſetz— 
lichen Borfchriften, durch den erfteren vorzunehmen fei. Darauf 
folgte lebhafte Erörterung zwiſchen dem katholiſchen Adminiftra- 
tionsrath und der Regierung über den allfälligen Beitritt zu 
dieſem Konkordat; jener machte grundfägliche Einwendung gegen 
denfelben, da der Inhalt des Konkordats mit den katholiſchen 
Kirchengejegen. nicht vereinbar jei._ Der Kleine Rath mied 
weiteren Hader und meldete dem Vorort, daß der Kanton dem 
Konfordat fremd bleibe, womit übrigens die Zuläffigfeit ge— 
mifchter Ehen St. Gallifcherfeits nicht angefochten werde (6. Mai 
1822). Anläßlih wahrte der Adminiftrationsrath gegemüber 
der Staatsbehörde vie ihm laut Verfaffung in Matrimonialan- 
gelegenheiten zuftehende Initiative (11.Februar und 30. April). 

Die Hanbelöverhältniffe zum Auslande, namentlich zu 
Franfreih, waren und blieben meift ungünftig; auch St. Gallen 
war dadurch ftetd empfindlich getroffen. Das Zollmejen Franf- 
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reich's, ſchon von länger ber auf dem Schugiyftem beruhend, 
wirfte im Großen und Ganzen als ein Prohibitivſyſtem. Ende 
des Zahres 1821 trat in Paris ein neued Minifterium ins 
Amt, mit ihm ein neues noch ſtrengeres Mauthgejeg in Wirk: 
famfeit, weldyes die Geduld aller Nachbarn mit Inbegriff der 
Schweiz erjhöpfte. Hier erhob ſich zunächft Bern mit der übri- 
gen weftlihen Schweiz, weil die Einfuhr von Vieh, desgleichen 
von Käſe und andern Landeserzeugniffen ſchwer bedroht, dann 
gehemmt wurde. Der erften Verftändigung der drei Kantone 
Dern, Freiburg und Waadt in Peterlingen zu unerläßlich ge- 
wordener Gegenwehr folgten auch anderwärts Verhandlungen 
ber Großen Räthe, von denen viele in gleihem Sinne ihren 
Geſandtſchaften zur Tagfagung Inftruftion und Vollmacht er- 
theilten. So aud St. Gallen, das für feine vorzüglichften 
Ausfuhrartifel, die Baummollgewebe, jest wie von jeher, mit 
betroffen war. An ver Tagfagung in Zürich Fam ed zu durch— 
greifender allgemeiner Behandlung des Stoffes; über zwei 
Hauptpunfte war man eins: zunächſt, taß ver altfehweizerijche 
Grundfag des freien Verkehrs im Weſen gewahrt bleiben und 
durch zeitweile Anwendung der Repreſſalie oder Netorfion gegen 
einzelne Staaten nicht aufgegeben werden folle; ſodann auch 
darüber, daß die Tagſatzung die etwa zu faſſenden Gegenmaß- 
nahmen nicht als allgemein, fondern nur für die beitretenden 
Kantone verbindlich erklären fünne. Ohne Rüdficht darauf, daß 
man ſchon dur diefe Beichränfung fi auf fhlüpfrigen Boden 
ftelle, griff man die Sade rüftig an, und ein Ausſchuß der 
Taglagung, in welchem Müller-Frievberg das Hauptvotum im 
Sinne der Reprefjalie führte, beantragte in feiner Mehrheit bie 
Aufftelung empfindlicher Netorfionszölle gegen Frankreich. Aber 
Ihon in diefem Stadium der Angelegenheit war die Grundlage 
des unglüdlichften Zwielpaltes gegeben: der Wortführer für 
Baſel ſprach für das Gegentheil und alsbald war die Koalition 
der Grenzfantone mit Zürich zur Verhinderung des ganzen Vor: 
gehend wie geichaffen. Allein Bern hatte mehrere Nadıbarkan- 
tone für fein Beftreben zur Seite und zudem bie ‚gewichtige 
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Hilfe von St. Gallen und Appenzell im Dften. Das Ergebs 
niß der Taglagungsverhandlung war nachftehende Mebereinfunft: 
die Schweiz hulvigt auch ferner dem Grundſatz des freien Ver: 
kehrs; gegen biejenigen Staaten, welche die fchweizerifhen Ein— 
fuhrgegenftände mit hohen Zöllen belaften oder ganz verbieten, 
tritt gerechte Neziprozität ein; fo lange das franzöfifhe Mauth— 
ſyſtem in bedrückender Ausdehnung und Strenge gegen die Schweiz 
in Anwendung bleibt, jollen eine Reihe von Einfuhrgegenftän- 
den Franfreichd mit einem bejondern jchweizerifchen Zoll belaftet 
fein, deſſen Tarif fofort feftgefegt wurbe. Der Ertrag dieſer 
Eingangszölle von Getreide, Mehl, Brod und allem Getränfe 
ol jeweilen tem Kanton gehören, in welchem fie verbraucht 
werden; die Gingangszölle von allen anderen Waaren find für 
Rechnung fämmtlicher (beitretenden) Kantone zu beziehen; ber 
Tranfit für alle Waaren und Erzeugnifje bleibt von jeder neuen 
Zollauflage frei; die Leitung und Oberaufſicht des Ganzen fteht 
bei dem Vorort (Vebereinfunft von 27. und 28. Auguft 1822). 
Der Große Rat) von Et. Gallen, außerordentlich einberufen, 
genehmigte fie am 17. Dftober, nadı fructlofem Widerſpruch 
Meßmer's. Das Ergebniß des Konforbates war ein Fägliches. 
ALS gegen Ende Dezember’s befjelben Jahres die St. Gallifche 
Regierung die unerläßlihe Vollziehungsverordnung erließ, waren 
(nebft St. Gallen) erft die Kantone Bern, Luzern, Uri, Glas 
rug, Zug, Freiburg, Solothurn, Schaffhaufen, Appenzell, Aar⸗ 
gau, Thurgau, Waadt und der Halbfanton Unterwalvden nid 
dem Wald befinitiv beigetreten. Demnad waren ver Weften 
und der Dften der Schweiz durch den Nichtbeitritt von Zürich) 
und Schwyz ganz von einander getrennt und mußte, behufs 
Bollziehung, an der Äußeren Grenze ber aus St. Gallen, Ap- 
penzell, Thurgau und Glarus beftehenden Kantondgruppe nicht 
bloß ein Mauthkordon nad Außen, ſondern auch ein folder 
gegen Zürih und Schwyz, dann gegen- Graubünden, errichtet 
werden. So wurden Wyl, Rapperſchwyl, Schmerifon, Weſen, 
Wallenftadt und Ragap Ein- und Austrittöftationen uud Zoll—⸗ 
büreau’8 gegenüber den nicht beigetretenen Kantonen; Steinach), 
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Rorſchach, Rheined, St. Margarethen, Oberriet, Burgerau und 
Trübbach waren jolde gegen das Ausland. Die Vollziehungs- 
verordnung war in einer zu Frauenfeld gehaltenen Konferenz 
der öftlihen Stände Schaffhaufen, St. Gallen und Thurgau 
(Appenzell war durch die Aborbnung von St. Gallen vertreten) 
gemeinfam entworfen worden. Mit vem 1. Januar 1823 trat 
der Bezug des Netorfionszolles ein. Bon nun an erhob fich 
ein leidenfchaftlicher Zank zwiſchen den Retorfioniften und ihren 
Gegnern dur die ganze Schweiz, befonvers heftig zwilchen den 
Wortführern in Et. Gallen und Zürich, Müller-Frievberg und 
Ufteri; die Vollziehung blieb mangelhaft: die franzöſiſche Ge— 
fandifchaft fchürte beftens vie Glut. Luzern und Uri traten bald 
vom Konfordat zurüd. An ver Tagſatzung von 1824 entjchlof- 
jen fih die übrigen beigetretenen Kantone, das Retorfiondfon- 
fordat auf den 1. Dftober gl. 3. aufzuheben. Die Schweiz 
war um eine überaus traurige Erfahrung reicher geworden, von 
mm an den SPladereien des Auslandes wehrlos ausgejegt. Im 
Frühjahr 1823 führten die auswärtigen Mächte, wohl in Folge 
des Beronefer Kongrefies, Klagen über Dultung von Fremden 
in der Schweiz, welde nad) Angabe der biplomatifchen Mit: 
theilungen dortigen Aufenthalt zu gefährlichen Umtrieben gegen 
die rechtmäßigen auswärtigen Regierungen und die Ruhe ihrer 
Staaten mißbrauchten, jowie über verlegente Behandlung der 
Angelegenheiten auswärtiger Staaten in der ſchweizeriſchen Preſſe. 
Die Tagfagung erließ mahnende Beichlüffe an gefammte Kan: 
tone, in beiden gerügten Beziehungen Allem zu begegnen, was 
die Stellung der Schweiz im europäiſchen Staateniyftem und 
ihre Sicherheit gegenüber dem Auslande gefährben könnte. Die 
Beichlüffe waren einmüthig (14. Zuli 1823) und die Zuftim- 
mung St. Gallen's mangelte jo wenig, als bei öfterer Beftäs 
tigung berjelben, zu welcher fih die Tagſatzung in den nadfol- 
genden Jahren bewogen fand. Die Betheiligung bei den Mili- 
tärfapitulationen mit dem König Beider Sizilien, die in dieſer 
Zeit negozirt und durch die Großmächte befürwortet wurden, 
lehnte St. Gallen ab. Mit der königlich ſardiniſchen Regierung 
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gerieth der Kleine Rath in fehwierigen Konflift, als er nad 
dem auf St. Galliihem Gebiet erfolgten Hinfchied eines ſchon 
vor Zahrzehnten aus Piemont eingewanderten und in St. Gal- 
lichen Landen verbürgerten Handelsmannes (Stephan Leiter, 
auch Sfaler genannt) den Territorialgrımbjag bezüglich der Erbs 
theilung auch auf das in Piemont gelegene Vermögen des Erb- 
lafjerd geltend machen wollte und zu diefem Behuf bis zu all 
feitiger Anerkennung feines Beichluffes ſeitens aller Erbberech- 
tigten einzelne im Kanton St. Gallen erhebbare Erbtheile unter 
Sequefter legte (1824). Die Antwort aus Turin war die Se- 
queftrirung der dort und in Genua befindlichen Waarenlager 
St. Galliſcher Kaufleute. Die Angelegenheit verwidelte ſich 
auch dadurch, daß die farbinifche Regierung die Erben noch als 
dortige Staatsbürger anfah, zu welder Rechtsanſchauung ein 
Theil der Erben jelbft die Beweiſe beigebracht hatte. Es wurde 
die außerordentlihe Sendung des Oberftlieutenants Joſeph Kunf- 
ler nach Turin erforderlich; ver Sequefter wurde aufgehoben, 
aber die Regierung von St. Gallen mußte fih die Anwendung 
der ſardiniſchen Gefege bezüglich der in Streit gelegenen Ber: 
laſſenſchaftstheile gefallen laſſen. 

In Finanzſachen änderte ſich wenig. Aber theils zur 
Schuldentilgung, theils für Beſtreitung neuer Bedürfniſſe waren 
erhöhte Vermögensſteuern nöthig; von Denjenigen, deren Ver— 
mögen nicht wenigſtens 500 Gulden betrug, wurde zu Handen 
der Staatskaſſe eine Haushaltungsſteuer von 30, ſpäter von 
36 Kreuzern erhoben. Auch auf Erhöhung anderer Einkünfte 
mußte Bedacht genommen werben. Der Salzpreis wurde durch 
gängig um einen Pfennig vom Pfund erhöht; bald nachher 
aber wurbe in Verwaltung diefes Monopols eine grundfägliche 
Aenderung vorgenommen, der ftufenweile Preis (nach Entfer- 
nungen) abgeſchafft, und verordnet, daß von Anfang 1825 an 
dad Pfund Salz zu 40 Loth in allen Gemeinden des Kantons 
gleihmäßig zu 4 Kr. verkauft werde. Allmälig waren auch bie 
Getränfsabgaben, die längere Zeit unter dem Namen von Ohms 
geld bezogen wurden, gefteigert worden. Die ſchwierige Er- 
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mittlung ded Ohmgeldes gegenüber den Pflichtigen führte ven 
Großen Rath zum Beichluffe, gefammte Kleinverfäufer von Ges 
tränfen, dann Pintenichenfen und Tavernenwirthe mit jährlichen 
Patenttaren zu befteuern, deren geringfte auf 12, vie höchfte 
auf 220 Gl. feftgejegt wurde; daneben wurde die beſondere 
Konfumogebühr, die Schon jeit Jahren von allem ausländiſchen 
Getränfe, das in den Kanton zum Verbrauch eingeführt wurde, 
zu erheben war, auf alled Getränf ausgedehnt, gleichviel ob es 
jchweizerifhen oder ausländiichen Urfprungs fei (1824). Bon 
Zeit zn Zeit geſchahen Schritte, fih ver noch im Beſitz des 
Staates befindlichen Domänen zu entlevigen; jo wurde die Bes 
figung Schloß Forfted, Gebäude und Güter, mit einziger Aus— 
nahme von 9 Jucharten Wald, zufammen um 21,800 ©f. an 
einen Privaten verkauft; ebenjo einiges Gelände rings um ven 
Thurm des Schloſſes Blatten bei Oberriet; den Thurm ſelbſt 
aber behielt der Staat als Eigenthum. 

Längere Zeit war die St. Galliſche Regierung durch eine 
heftige Fehde mit dem Kanton Thurgau in Anſpruch genommen. 
Dortige Staatsbehörde bewilligte der Gemeinde Rickenbach die 
Errichtung eines Kornmarktes und zwar auf ven für den nahen 
Wyler Markt beftimmten Tag; jener neue Marft wurde zum 
allgemeinen Wochenmarkt. Dadurch war die gewerbliche Eriftenz 
der alten Marktſtadt Wyl und waren auch die dortigen alten 
Zollrechte bedroht. Regierung und Großer Rath von St. Gallen 
traten für deren Handhabung in die Schranken; der Kleine 
Rath) verbot den Landesbewohnern das Feilbieten von Vieh, 
Lebensmitteln und andern Erzeugnifien auf dem neuen Riden- 
bacher⸗Markt (Februar 1818); Thurgau unterjagte, reprefjalien- 
weile, den Bejuh bes Wyler-Marftes und dehnte das Verbot 
jelbft auf die Käufer aus; durch die St. Galliiche Anordnung 
war der Marft von Rickenbach empfindlich getroffen, ver Ge— 
meinte Wyl aber vennocd nicht gründlich geholfen; der dortige 
Berkehr janf. Der unerbauliche Handel wurde mittelft Vertrags 
beigelegt, durch welchen Thurgau auf den eigenen Markt ver- 
zichtete, St. Gallen hinwieder ſich verpflichtete, tie Thurgauer 
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anf dem Markt in Wyl ven Eigenen gleich zu halten und vom 
Ertrage der Wyler Marftgebühren 1/,, oder runde 200 Gl. 
jährlih, an Thurgau zu überlaffen (1819). St. Gallen ge- 
riet, mit Glarus in Prozeß über die Tragweite des Scifffahrts- 
vertraged vom J. 1809; mit den durch diefen Vertrag ben 
Glarnern gewährten Berechtigungen waren fie nicht zufrieben; 
fie fuchten völlige Aufhebung des St. Gallifhen Monopol. 
Sie waren berechtiget, Korn und Salz für eigenen Bedarf von 
Wallenſtadt aus bireft an die eigene Suſt (Biäfche) zu fpebiren 
und dieſe Gegenftände auch durch eigene Schiffleute dorthin zu 
verführen, Alles jedoch gegen Erlegung einer Abfuhrgebühr. 
Für alle übrigen MWaaren glaubten die St. Galliſchen (Wallen- 
ftabter und MWefener) Sciffleute das ausfchließlihe Transport- 
recht zu befigen. Die Glarner forberten dagegen, daß fie auch 
für dieſe andern Waaren gleiche Berechtigung haben follen, wie 
für Korn und Salz. Der Streit gelangte an das eidgenöfftiche 
Recht; Schiedsrichter waren Altlandammann Sidler von Zug 
und Staatsrath Ufteri von Zürich, legterer von St. Gallen ge 
wählt. Schultheiß Amrhyn von Luzern wurde Obmann. Na 
langen Borverhandlungen erging mit Stimmenmehrheit ver 
Sprud: der Angehörige des Kantons Glarus fei befugt, dies 
jenigen ihm eigenthümfich zuftehenden Waaren, melde durch 
Sciffleute des Kantons Et. Gallen von Wallenftabt feeabwärts 
zu führen find, nach feinem Belieben entweder nach Weſen oder 
nad ter Biäſche führen, und in legterem Falle in Wallenftabt 
verzollen zu laſſen; die Koften wurden halbirt (Richterfchwyler 
Sprud vom 18. Dezember 1824). Die St. Galler Abgeorb- 
neten Famen höchft erbittert über das Urtheil nach) Haufe zurüd. 
Dieſer Monvpolhater gab dem Kleinen Rathe von St. Gallen 
noch mehr zu ſchaffen; zur Sicherung St. Gallifcher Rechte ver- 
orbnete er (1825), daß alle Waaren, welce durch den Kanton 
St. Gallen zur Spedition über den Wallenfee nad Wallenftabt 
beftimmt feien, ohne Abweichung von der Landftraße, nad Weſen 
geführt, dortſelbſt abgeladen und nur durch St. Galliſche Schiff: 
leute von da über Wafler geführt werben ſollen. 
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Straßen: und andere Bauunternehmungen waren noch 
immer auf der Tagesordnung. Meßmer nahm die Herftellung 
der großen Handelsftraße von Rorſchach und Rheineck au die 
Graubündner⸗Grenze wieder auf. Solches lag im höchſten In— 
terefle des Kantons überhaupt, dann aud in ver Pfliht ver 
Regierung gegenüber dem Bezirt Sargand. Der Straßenbau 
am Scholberg wurde zunächſt in Angriff genommen. Der Große 
Rath) gab feine früheren Bedenken auf; er bewilligte den auf 
61,000 Gl. veranfchlagten Bau durch den Felsabhang länge 
und zunäcft des Rheins, womit der gleichzeitige Bau einer 
Tangen Strede Dammftraße durch die Sümpfe oberhalb jenes 
Abhanges bis Bild verbunden wurde (28. April 1821); bis 
dahin war der Verkehr auf eine viel höher gelegene fteile Saum: 
ftraße verwiejen. Der Teffiner Ingenieur Julius Pocobelli nahm 
den. Bau in Afford und führte ihm, namentlih durch Zuzug 
Richard Lanicca’d aus Graubünden als Bauaufiehers, zu all 
gemeiner Zufriedenheit aus; Ende 1822 fonnte die neue Straße 
dem Berfehr übergeben werben. Als etwelder Erſatz für die 
Baufoften am Scholberg folgte der Bezug eined beſonderen 
Weggeldes. Durd den großräthlihen Baubeſchluß wurde bie 
Regierung angewiefen, bie oberhalb und unterhalb des Schol—⸗ 
berged nothiwendig werdenden Korreftionen durch die „Pflichti- 
gen“ auf deren eigene Koften ausführen zu laffen. Dieje Laft 
fiel alfjo in der Negel den Gemeinden zu. Der Verkehr zwiſchen 
Rorſchach und Arbon wurde befördert dur den Bau einer ftatt- 
fihen neuen Brüde über vie Goldach, ftatt des früheren Fuß— 
gängerfteged, zu welchem Bau fi die beiden Kantone St, 
Gallen und Thurgau brüderlich vereinbarten. An ver Linth 
wurden unter der fteten Theilnahme der St. Galliihen Be- 
hörden die Arbeiten durch den unermübdlichen Eſcher rüftig forte 
gelegt und endlich zu gebeihlichem Ziele gebradt. Bon den ver- 
ſchiedenen Kanalftreden, welde fjeit Beginn des Baues in Ans» 
griff genommen worden, war die legte, der „BenfenersKanal”, 
am 17. April 1816 eröffnet worten. Bon danı an ftrömte 
die Linth, von ihrem neuen Ausflug aus dem Wallenfee bis 
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hinab in den Züricher-See, in dem neu gegrabenen Bette von 
70,000 Fuß Länge durch das fchöne Thal bin; das ehedem 
verjumpfte Land freute fich feiner allmäligen gänzlichen Ent- 
wäfferung; die zahlreihen Schiffe, welde den Verkehr zwiſchen 
beiden Seen vermitteln jollten und vorher oft zwei bis drei 
Tage lang zwilchen den unftäten Sandbänken des alten Linths 
bettes ſich mühſam hatten burcharbeiten müffen, oft auch ge- 
nöthiget waren, die Hälfte ihrer Ladung auszufegen, um mit 
der andern Hälfte fümmerlich vorwärts zu Fommen, fFonnten 
nun den Weg vom einen See zum andern eben fo ficher als 
leicht in anderthalb bis zwei Stunden zurüdlegen. Doch waren 
noh manche Verftärfungs- und Vollendungsarbeiten da und dort 
an den meiften Kanälen nothwendig, und die Ausgaben wollten 
fein Ende nehmen. Zu ihrer leichtern Beftreitung waren jchon 
vorangehend die meueften Kantone nad ihrem Eintritt in den 
Bund um Unterftügung der Unternehmung angegangen worben, 
in Folge defien Neuenburg und Genf durch Lebernahme zahl- 
reicher Aktien fich betheiligten. Eſcher ſchrieb feinen legten Bes 
richt über den Linthforreftionsbaun am 2. Juli 1822; im kom— 
menden Jahre (9. März) ftarb ver vaterländifhe Mann, all 
zufrüh. Der Stand Zürich ehrte das Andenken feines verbien- 
ten Mitbürgers und Magiftraten mittelft Urkunde vom 12. Juni 
1823, dur welche die Züricher Regierung Eſcher'n ſelbſt und 
feinen männlihen Nachkommen den Ehrennamen „Eicher von 
der Linth“ verlieh, eine Anerfennung, welder die andern be— 
theiligten Kantone, St. Gallen am 20. genannten Monats, ur- 
kundlich beipflichteten. Diefem Beichluffe folgte eine Verfügung 
der Tagſatzung, welche den Berftorbenen durch Errichtung einer 
Gedenktafel am Biberlifopf und Berleihung einer diefem Denf- 
mal entjprechenven goldenen Denfmünze an die nächſten Bamilien- 
glieder Eſcher's zu ehren beſchloß (14. Auguft 1823). Durd 
einen zweiten Beihluß von obigem Tage, dem eine allgemeine 
Deaugenfcheinigung geſammter Linthwerke durch Beauftragte aller 
Betheiligten und ein befriedigender technifcher Befund voran 
gegangen war, übergab die Tagſatzung die Kanäle und Zu- 
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gehör zur Fünftigen Unterhaltung den drei betheiligten Kantonen 
zu Handen ihrer Genoffamen. “Der Große Rath von Gt. 
Gallen ſprach jeinerfeits die Uebernahme derfelben durch Defret 
vom 3. Dezember 1823 aus. Die VBollendungsarbeiten wurden 
noch längere Zeit fortgeſetzt; Ende 1827 hatten die Geſammt— 
ausgaben für das Unternehmen die Summe von 984,508 Fr. 
2 Rp. erftiegen. Die früheren zwei Linthfommiffionen, von 
denen die eine den Bau, die andere dad Bodenſchatzungsgeſchäft 
zu beforgen gehabt hatte, wurden aufgelöfet; an beider Stelle 
trat, von der Tagfagung das erftemal im %. 1822 gewählt, 
die neue Linthpolizeifommillton; Kantonsrath Ignaz Gmür von 
Schänis war lange Jahre dad St. Galliihe Mitglied verfelben. 

Am Rhein hatten micht bloß die Ueberſchwemmungen von 
1817 die öffentliche Aufmerkſamkeit auf ſich gelenkt, ſondern es 
mar audy die Beſorgniß eined möglichen Durchbruches deſſelben 
über die Sarganfer-Ebene nad dem Seez⸗ und Linthgebiet ent- 
ftanden. Lebhafte Phantaſien fahen im Geifte bereitd bie Ge- 
wäfler des NRheinftromes mit jenen der Limmat und der Reuß 
auf ganz neuem Wege vermifcht. Meßmer und Ejcher pflogen 
darüber Briefwechfel; die Tagſatzung berieth den Gegenftand 
ſchon von 1816 au. Ihrem Befehl zufolge wurde die Sadlage 
durd eine eidgenöffifhe Erpertenfommilfion unterfuht. Im 
Namen derſelben erftatteten Eſcher und Ingenieur Salomon 
Hegner von Winterthur Berichte, in Folge deren die Gefahr 
eined Durchbruches des Nheines nach dem Wallenfee nicht außer 
dem Bereiche der Möglichkeit zu liegen ſchien. Eſcher nament- 
lich jchilvderte in feinem Bericht die Folgen eines folhen Durch— 
bruched für die Kantone Graubünden, St. Gallen, Glarus, 
Schwyz, Zürih und Aargau und drang auf vorbeugende Maß— 
regeln. Im folgenden Jahr berichtete Tulla, der großherzoglidh 
badische Wafferbaudireftor, über die gleiche Frage, wefentlih im 
Sinne wie Eicher. Zur Abwendung der nächſten Gefahr em- 
pfahl er den Bau eines hohen und ftarfen Dammes oberhalb 
Sargand von einem Gebirg zum andern, zu gründlicher Abhilfe 
dann eine durchgreifende Rheinforreftion bis an den Bodenſee 
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hinab (4. Auguft 1819). Die betheiligten Stände Fonferenzirten. 
Kühlere Anfichten überwogen. Die Taglagung verfügte weiter 
nicht und der Rhein blieb feinem alten Rinnfal treu. 

St. Gallen, obwohl mit den Anträgen Eſcher's einver- 
ftanden, hatte am Rhein noch näheren Gefahren zu begegnen. 
Korreftionsarbeiten im Großen waren zwiſchen den Nadbars 
ftaaten noch nicht vereinbart. Um jo nöthiger war örtliche Hülfe 
da und dort, wo die Uferbewohner in den untern Abtheilungen 
bes Rheins mit Wuhr- und Dammbrüchen und baherigen Ueber- 
Ihwemmungen bedroht waren. Bei foldhen Arbeiten jorgte jede 
Gemeinde, jeder Wuhrbezirf auf dem dieß- und jenfeitigen Ufer, 
in der Regel nur für ſich. Solches war der Fall im Jahr 
1822 bei St. Margarethen; die Wuhren dieſer Gemeinde be- 
drohten die jenfeitige Gegend; dortige Gemeinden klagten; St. 
Gallen bradte die Widerflage, daß Höchft feine pflichtigen 
Schugbauten verfäume, in Folge deſſen Gefahr walte, daß ber 
Rhein aus dem Scheitel des fogenannten „Eſelſchwanzes“ (Nas 
men einer großen Konfave des Stromes in dortiger Gegend) 
den geraden Auslauf in den Bodenjee nehmen werde. Gt. 
Gallen verlangte Abhülfe. Der Streit wurde heftig; der ein- 
zige anwejende Techniker, Ingenieur Duile aus Innsbruck, er- 
Härte: Abhülfe ſei nur möglich entweder mittelft eines Durch— 
flihe8 durd die große St. Margarether Erdzunge („Neben- 
graben” genannt) oder dann aber durch die direkte Ableitung 
des Rheinftromsd aus jener Konfave hinab (Augenfchein und 
Konferenz am 26. November 1822). Die Regierung von St. 
Gallen fah in der Lage der Sadhe und in den Erklärungen bes 
öfterreichifchen Technikers jo hohe Gefahr für die Ddießjeitigen 
Landesintereffen, daß fie in mehreren Bejchwerbefchreiben, pros 
teftirend gegen jene abfichtlihe oder unabfichtliche direkte Ab- 
leitung des Rheines in den Bodenſee, den Vorort Bern um 
Schutz und Beiftand gegenüber der öfterreichiichen Behörde er- 
fuchte; fie ftellte ver eidgenöſſiſchen Behörde vor, daß in bejag- 
tem Falle die Rheinmündung für die Schweiz verloren gehe, 
die Schifffahrt unter fremde Meifterfchaft zu ftehen käme, bie 
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gewerbreiche Stadt Rheineck auf das Trockene verſetzt, auch die 
ſchweizeriſche Militärlinie gefährdet würde (Juni 1823). Der 
Vorort, weniger hitzig, wartete das Weitere in Ruhe ab; St. 
Gallen und der öſterreichiſche Nachbar aber ſtritten noch länger, 
Jahr um Jahr, über das Mehr oder Weniger der Gefahr und 
über gegenfeitige Pflichten. Der Rhein verließ auch hier fein 
altes Bett nicht. 

Leber das Geſuch des Fatholifchen Großrathskollegiums von 
St. Gallen um Erhebung des ehemaligen Ordinariatd zu einem 
Bisthum für den Kanton beobachtete der Papſt längeres Still: 
fehmeigen. Ende 1818 erfegte Vincenz Machi, Erzbifchof von 
Rifibi, den Nuntius Zen in gleicher Eigenfhaft. Regierungs— 
rath Gmür verfügte ſich, im Auftrag des katholiſchen Admini- 
ftrationsrathes, zu dem neuen Nuntius nach Luzern, diefem die 
nöthigen und von ihm felbft gewünfchten Aufflärungen über vie 
ganze Angelegenheit zu geben. Machi, wenig erbaut, erwie- 
derte, daß dem Lande St. Gallen am beften durch Wiederher- 
ftellung des Stiftes entiprochen würde, erhielt aber von Gmür 
die münblihe und fchriftlihe Darlegung, daß nad der nun— 
mehrigen Lage der Sachen im Kanton jene Wiederherftellung 
ſchlechterdings unmöglih geworden, den Kanton in Unfrieben, 
die Katholifen in Nachtheil fegen würde; für dieſe fei ver fer- 
nere Befit und Genuß tes ehemaligen Stiftövermögend eine 
abfolute Nothmwendigfeit; denn „arm und aller Hülfsmittel ent: 
blößt, könnte die Katholizität neben den reichen Reformirten 
nicht beſtehen“. Der Nuntius aber erflärte fi ohne alle Vers 
haltungsbefehle über viefen Gegenftand zu fein.) Mit ven 
übrigen ehemaligen Konftanzer Bisthumsfantonen wurde abges 
rechnet; von dem Dotationsfonde von 300,000 Gl. fielen dem 
fatholiichen Theile St. Gallens 60,594 Gl. 12 Kr. zu. Diefer 
Betrag wurde den allgemeinen Fond der Katholifen einverleibt. 
Am 16. September 1819 ftarb ter apoftoliiche Vikar Göldlin 
v. Tieffenau; nun neues PBroviforium für die ehemaligen Kons 
— Falk: Hiſtoriſche Fragmente über die Bisthumsangelegenheit. Hand⸗ 

rift. 


— 483 — 


ftanzer Diözefantheile. Gmür fand den Fürftbiihof von Chur, 
bei perfönlihem Zujfammentreffen in Schänis, nicht nur bereit 
zur Uebernahme der proviſoriſchen Adminiftration, ſondern auch 
zur bleibenden Vereinigung St. Gallens mit dem Bisthum Chur. 
Der Adminiſtrationsrath ermeuerte nun durch Schreiben an den 
Heil. Vater die Bitte um Unterhandlung über die Hauptſache 
und verband damit zugleich das Geſuch um Uebertragung jener 
proviforiihen Verwaltung an Chur, Gewähr um fo mehr 
bhoffend, va ſchon ein Theil des Landes unter Chur gehöre 
(19. Dftober 1819). Die Regierung ſah den geſchehenen Schritt 
ungern, da fie der Meinung geweſen, er hätte durd ihre Da- 
zwijchenfunft geſchehen ſollen; von unmittelbarer Korrefpondenz 
ver Fatholiihen Behörde mit dem Papft bejorgte die Regierung 
allen Einfluß in die geiftlihen Angelegenheiten zu verlieren. 
- Bapft Pius VII war erwähntem Geſuch bereitd durch allge- 
meine Verfügung zuvorgelommen, welche gefammte jchweizerifche 
Bisthumstheile, die Göldlin proviforifh verwaltet hatte, in 
gleicher Weile unter die Verwaltung des Fürftbiichofs von Chur 
ftellte (Breve vom 9. Dftober). Die Regierung vernahm diefe 
Verfügung in jo weit mit Beifall, als fie in ihr eine neue 
Gewähr für die Vernichtung des Stiftes erblidte. Eine Abs 
ordnung des Fatholiihen Adminiftrationsraths verfügte ſich zum 
Fürftbiihof nad Chur, beglüdwünfchte ihm zu der Stelle eines 
Arminiftratord und nahm die Erklärung jeiner Bereitwilligkeit 
entgegen, ven Bebürfniffen der St. Galliſchen Katholiken nad 
beften Kräften Genüge zu thun, wie er anberfeits feſt ent- 
ſchloſſen fei, kirchliche Ordnung nad Pflicht zu handhaben. Im 
Laufe der Unterredung brachte ver Biſchof aud die Vereinigung 
der St. Galliſchen Gebiete mit Chur zur Sprache, und verhieß 
in dieſem Falle, für jene einen eigenen Generalvifar zu beftellen, 
übrigens auch perfönlid die Hälfte des Jahres daſelbſt Refivenz 
zu halten. Nicht jo rofenfarben, wie die Unterhändfer, ſahen 
Andere die Beftrebungen zumal für Gründung eines eigenen 
Bisthums an. Der Fatholiihe Aodminiftrationsrath hatte im 
Frühjahr 1819 wie gewohnt ven. Amtöbericht auch über feine 
31* 
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Thätigfeit in diefer Richtung dem Großrathöfollegium vorgelegt. 
Da erging von Seite der Prüfungskommiſſion ſcharfe Mahnung 
gegen Schmälerung der Fatholifchen Sonde, mit welcher bie 
Katholiten durch Errichtung eines eigenen Bisthums unaus- 
weichlich bevroht wären; es feien jene Sonde eine unverfiegbare 
Duelle des Segens für die St. Galliſchen Katholifen; deßhalb 
folle man eiferfüchtig dafür forgen, „daß fie ungerfplittert auf 
unfere Nachkommen übertragen werden“. Mit Bezug auf das 
Provijorium wurde von der Perfon des Biſchofs mit Zutrauen 
geſprochen; über die Curie in Chur dagegen, als zum Theil 
fremden (tirolifchen) Urfprungs, Bedenken erhoben. Anläßlich 
wurde die Entfchiedenheit belobt, mit der die fchweizeriichen Alt- 
pordern jura circa sacra ‘gehandhabt (Kommiljiondbericht vom 
Dezember 1819). Die Kommiffion war fomit gegenüber dem 
Beſchluß vom Jahr 1817, deſſen Verwirklichung von der über: 
wiegenden Mehrheit der Katholifen angeftrebt wurde, in offene 
Dppofition getreten. Verfaſſer des Berichts und Haupt diefer 
DOppofition war Müller-Friedberg, Sohn. Er war Joſephiner 
durch und durd, daher abhold allen Beftrebungen der römifchen 
Kurie, die fih auf katholiſche Reftaurationen in oder außer dem 
Kanton St. Gallen bezogen; jcharfer Kritifer, beredt, in Wort 
und Schrift farfaftiih, daher von der Fatholiihen Partei ge- 
fürdte. Er war in Wirklichkeit auch der Wortführer in ven 
weltlichen Behörden für jene Glieder der Fatholiichen Geiftlich- 
feit, welde, als Verehrer ehemaliger Weſſenberg'ſcher Kirchen- 
leitung, der Nuntiatur und den zur Zeit waltenden Reftaura- 
tionsbeftrebungen innerhalb der Fatholiihen Kirche, mißtrauiſch, 
oft ſelbſt feindfelig, gegenüberftanden. Allmälig machte fi der 
Churiſche Biſchof auh in dem ehemals Konftanziihen Theile 
von St. Gallen befannt. Er erjdien zur Spende ver heil. 
Firmung (1820). Die Regierung nahm ihn gut auf und er- 
wies ihm möglihe Ehren; der Biſchof hinwieder gefiel, auch 
Unbetheiligten, ob feiner eveln Umgangsformen. In diefer Zeit 
erſchien, da Macht nad Paris verjegt worden, abermals ein 
neuer Nuntius, Graf Ignaz Naſalli, Erzbiihof von Eyrus; der 
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katholiſche Adminiſtrationsrath knüpfte jofort mit dem neuen 
Bevollmächtigten des päpftlihen Stuhles geichäftlihe Verbin— 
dungen an, damit endlich die oft befprochene Unterhandlung über 
die Hauptfache eröffnet werde; er (Adminiftrationsrath) werde 
nichtd verlangen, ald was mit der Gerechtigfeit verträglich; jo 
Ihrieb er an den Nuntius. Hohen Ernfted erwiederte dieſer: 
gerechter und angemefjener in diefer Sache könne nichts fein, 
ald was der Heil. Vater dur fein Breve „Inter tot et tan- 
tas (acerbissimi doloris causas)“, vom 12. Juni 1816, ges 
wünfcht und ausgeiprochen habe. t) Man jolle dem Stifte feine 
Güter zurücitellen, der Abt dann würde Bilhof, das Stift 
durch fein Kapitel die Kirche und das Seminarium beforgen; 
jo fei nad den St. Galliihen Wünſchen das Bisthum gegrüns 
vet und gleichzeitig dem Anliegen des Heil. Vaters Genüge ge- 
than, wogegen ohne ſolche Herftelung Bisthum, Kapitel und 
Seminarium erft und bejonders botirt werden müßten; in obis 
gem Sinne ſei er bereit, die Angelegenheit zu gutem Ende zu 
führen (24. Dftober 1820). Gmür war fofort zu einem Ab» 
ſchlag entichloffen: das Klofter könne man nicht herftellen, und 
da man das Bisthum nicht gewähren wolle, jei nun am Beften, 
von der durch das Fatholiihe Großrathäfollegium bereitd im 
Juni gl. 3. eventuell gegebenen Vollmacht zum Anſchluß an ein 
anderes Bisthum Gebrauch zu machen, und das könne fein ans 
deres als Chur fein. So wollte die Aufftelung einer eigenen 
geiftlihen Jurisdiktionsbehörde im Kanton verhindert werben. 
Falf, der hierin nichts anderes ſah, als die Neigung, „deſto 
ungehinderter auch in geiftlihen Sachen herrſchen zu können“ 
und den ganzen Fatholiichen Fond in mweltliher Hand zu behals 
ten, ?) war erbittert über das Vernommene, leiftete nach Kräften 
Widerſtand und drang auf eine Antwort, welche zwar einerjeits 
die Unmöglichkeit der Wievderherftellung des Stiftes darſtelle, 


) Es ift dies jenes päpftliche Mabnfchreiben zur Wiederherftellung des 
Stiftes, auf welches vie Fatholifchen Behörden dem Heil. Vater feine a 
geantwortet hatten. 
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anderſeits aber die Bereitwilligkeit ausſpreche, das eigene Bis— 
thum nebſt Seminarium und theologiſchem Studium genügend 
zu dotiren, dieſe und übrige höhere Schulanſtalten durch eine 
(kirchliche) Korporation verwalten zu laſſen. Man ſchritt vor— 
läufig zum Mittel einer Kommiſſionsberathung. Warmer Kampf 
entſpann ſich, namentlich darüber, ob denn das eigene Bisthum 
für das ganze Land oder nur für den ehemaligen Fonftanzifchen 
Theil gemeint ſei; das Großrathöfollegium habe im J. 1817 
das erftere gewollt; nie werden bie oberen Bezirke die Verwen— 
dung des Fonds für ein engeres St. Galliihes Bisthum ger 
währen; fo ſprachen Gmür, Reutti, Helbling von Rapperſchwyl. 
Starf trat das Beftreben einzelner Kommiffionsglieder hervor, 
jenen Beihluß vom 3. 1817 zu umgehen oder fallen zu laſſen 
und die Löfung der Aufgabe in einfahem Anſchluß an Chur 
zu ſuchen. Gmür und Falk entzweiten fid bei dieſem Anlaß 
zeitweilig. Vertrauliche Erplifationen zwiſchen vielen beiden 
fatholiihen Häuptern folgten; Gmür gab dabei feinen ganzen 
Plan fund: Wereinigung der St. Galliiben Katholifen durch 
die gemeinfamen Fonde der Stifte St. Gallen und Schänis ; 
ihre Hebung zu angejehener und imponirender Stellung im 
Lande; zu dieſem Ende auch ökonomiſche Förderung verjelben 
mittelft Erziehung und Unterftügung. Falk entgegnete: das jet 
gewiß auch fein Streben jeit 1808 geweſen; aber es ſolle nicht 
auf Koften der kirchlichen Rechte und Inſtitute des bisherigen 
St. Galliihen Ordiniariatsgebietes gefchehen; vor Allem fei der 
Untergang feiner kirchlichen Inſtitute zu verhüten, das St. Gal- 
liche Bisthum alfo anzuftreben jelbft aldtann, wenn die Ber: 
einigung der Churiſchen Antheile mit demſelben nicht erhältlich 
wäre. Den Katholiten dieſes Lanvestheild könne man nicht 
zumuthen, auf alle Vortheile früherer eigener kirchlichen Ein- 
richtungen zu verzichten und barüberhin noch die Fonde herzus 
geben, beziehungsmweije fie mit dem anderen (dem oberen) Lan 
beötheile zu theilen. An den Nuntiud erging endlich die Ant- 
wort: die Wiederherftelung des Stiftes liege gänzlich außer der 
Befugniß und außer der Macht der Fatholifhen Behörde St. 
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Gallen's; bejondere Verhältnifje erheifchen vielmehr die Grün: 
dung des Bisthums für den Fatholifchen Theil St. Gallen’s, 
wie jolche bereitd durch Schreiben an den Heil. Vater vom 
18. September 1817 gewünſcht worden; die Haupterfordernifie, 
Kathedrale, Seminarium u. |. w., ſeien bereits vorhanden; zur 
genügenden Dotation ded Ganzen habe man Willen und Hülfs- 
mittel; den vielen Krijen, die über das Land ergangen, jollte 
eheftend durch Erfüllung obiger Bitte ein Ende gemacht werben 
- (22. Dezember 1820). Mit ernftem Bedauern über die herbe 
Zurüdweilung des Vorfchlaged, der mit der Erridtung des St. 
Galliſchen Bisthums zugleich die Klofterforporation hergeftellt 
hätte, ging enblih der Nuntius in die neueften MWünfche ein; 
dadurch fchien jedenfalls ein St. Galliſches Bisthum gefichert. 
Man fehritt zur Formulirung ded Projefts. Die Aufgabe fiel 
einem neuen Ausjchuffe zu (Gmür, Falk, Reutti, Dudli und 
P. Theodor Wid, damals erfter Pfarrer an der Stiftskirche 
und Mitglied des katholiſchen Adminiſtrationsrathes). Wick 
ſcheint hier großen Einfluß geübt zu haben; denn jene Herren 
vereinigten ſich zu dem Plan, Gymnaſialanſtalt und pfarrliche 
Paſtoration mit dem Bisthum zu verbinden, das ganze für dieſe 
Anftalten aufzuftellende Kapitelsperfonale in einem Konvift zu 
vereinigen, fonad unter gemeinfame Hausordnung zu ftellen, mit 
gemeinfamem Tiſch. Wick wollte noch mehr: „Stabilität“ für 
geſammtes Perſonal, mit andern Worten, Lebendlänglichfeit der 
von den Einzelnen übernommenen kirchlichen Stellen und Pflich— 
ten, annähernd alſo Flöfterlihen Beftand. So weit zu gehen, 
verwarfen die anderen Kommiſſionsglieder. Endlich verftänbigte 
man ſich zu folgendem Plan: Errichtung eines eigenen Bisthums 
für den ganzen Umfang des Kantons; ein am Hauptort zu er- 
richtendes Kollegium bildet deſſen Grundlage; daſſelbe befteht 
aus 22 nad) vorgejchriebener Hausordnung beifammen lebenden 
Prieſtern; nad erfter Wahl ergänzt fih das Kollegium jelbft, 
doch bebürfen alle Wahlen ver Zuftimmung des Adminiftrationds 
rathes; das Kollegium bejorgt den öffentlihen Gottesbienft in 
der Kathedrale und die Seelforge am Hauptort; deßgleichen alle 
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höheren Unterrichtsänftalten ver Katholifen; es gibt aus feiner 
Mitte 18 Mitglieder in dad Domkapitel; den 22 Kollegianten 
werden 4 Portherren over Kapläne beigegeben. Zu den 18 
Refidentialfanonifern fommen 6 foranei (auswärtige); Domde— 
fan, Offizial und Domeuftos bilden den Rath des Biſchofs; bie 
erften 18 Kanonifer werden vom Kollegium, die 6 foranei vom 
Adminiftrationsrath gewählt; in der Zukunft, ergänzt fih das 
Domkapitel ſelbſt; auch diefe Wahlen bevürfen der Zuftimmung 
des Adminiftrationsrathes; der erfte St. Galliihe Biſchof fol 
im Einverſtändniß zwiſchen diefer Behörde und dem Domfapitel 
ernannt werden; in der Folge wird der Biſchof vom Domkapitel 
frei aus feiner Mitte gewählt; dem Bilchof iſt würbegemäßer 
Unterhalt nebft einem Baarbetrag von jährlichen 1500 Gl. zu: 
gefihert; die Organiſation und Befugniffe eines Konfiftorials 
rathes werden im Einverftändniß zwilchen Biſchof und Admini— 
ftrationsrath feftgeftelt; deßgleichen der Tarif über Sporteln und 
deren Verwendung; wollen in der Folge andere Gebiete dem 
St. Galliſchen Bisthum einverleibt werden, jo hat das Doms 
fapitel unter unmittelbarer Mitwirfung des Adminiftrationsrathes 
die Unterhandlung darüber zu pflegen. Für ten Fall höherer 
Genehmigung ded Projektes waren bereitd auch Statuten für 
dad Kollegium der Zweiundzwanzig entworfen, welde deren 
Verrihtungen näher bezeichneten; ihm follten, nebſt den Firch« 
lichen Verpflichtungen, unter denen jene der Ehorftunden in ver 
Kathedrale aufgezählt find, das Seminar und das theologifche 
Studium; das philoſophiſche Studium; die Fatholiihe Stifts- 
bibliothek nebft Archiv; die unteren Gelehrten oder Gymnaftal- 
ſchulen; jener Theil der Landfchulen-Auffiht, welden ihm ver 
Adminiftrationsrath übergeben würde, zur Beſorgung und Lei— 


tung anvertraut werben; den Kollegial- beziehungsweile Bis⸗— 


thumsfond hätte es felbft zu verwalten gehabt. Thatſächlich 
verband aljo das Projekt Hlöfterlihe Ordnung mit dem gewünjd- 
ten Bisthum. Unverweilt gelangten die Defane ver ſechs Lands 
fapitel ehemals konftanziichen Sprengeld, Dominit Schmid voran, 
dann Blattmann in Bernhardzell, Michael Euftor in Rapperſch⸗ 
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wyl, Joh. Kaſpar Wölfle in St. Peterzel, Meinrad Ochsner in 
Henau und Joh. Jakob Zurburg in Au, mit dem Erfuchen an 
den Adminiftrationsrath, vor dem Abſchluß die Fatholiiche Land- 
geiftlichfeit anzuhören, da ihnen, ald „Hirten zweiten Ranges”, 
die geiftigen und religiöfen Bedürfniſſe des Volkes zunächſt bes 
fannt feien (16. April 1821). Sie ſprachen im Auftrage aller 
Kapitel; die Gefinnung der Weltgeiftlichfeit war dadurch ale 
gegnerifch erklärt. Solche Einmifhung wurde ald unannehmbar 
angefehen, daher die Eingabe ad acta gelegt; es bejorgten nem— 
(ih die Urheber des Vorſchlages weitgehende reformatoriiche 
Pläne feitend der Defane. Der Sturm aber gegen den amt— 
lichen Bisthumsplan legte ſich gleihwohl nicht; er überging viel- 
mehr in das katholiſche Großrathöfollegium felbft, dem ver Ads 
miniftrationsrath feine WVorfchläge mit dem weiteren Antrag 
empfahl, auf die Bafid derſelben mit der päpftlichen Nuntiatur 
in Unterhandlung zu treten und als Dotation für die ganze 
Didzefan-Einrihtung im Marimum ein Kapital von 800,000 
Gl. anzumweilen. Cine Kommiffion des Fatholiihen Kollegiums 
(Berichterftatter Bernold) ftellte fih entgegen, entwidelte und 
begründete einen wejentlih abweichenden Bisthumsplan (Kapi- 
tel von geringerer Zahl ohne Flöfterlihe Zuthat, Seminarium, 
theologifches Studium, ehrenhafte Ausftattung des Biſchofs mit 
freier Wohnung und 5000 Gl. Zahreseinfommen, Geſammtdo⸗ 
tation 530,000 Gl.). Falk und Reutti vertheidigten den admi— 
niftrationsräthlichen Vorſchlag; Gmür ſprach dagegen; der Lands 
ammann Müller-Frievberg ebenfalls. Mit bloß 8 Stimmen 
Mehrheit drang das große Kollegialprojeft durch (15. Juni 
1821). Der Sieg der Mehrheit glich einer Niederlage; fie 
war mit ftaatlicher Einſprache bedroht, da namentlich das Recht, 
die bejonderd dotirte Fatholifhe Gymnafialanftalt in eine neue 
(kirchliche) Stiftung aufgehen zu laffen, beftritten wurde. Der 
Adminiftrationsrath fühlte und anerkannte das Bedürfniß, fi 
den im Bernold'ſchen Kommiſſionsbericht ausgefprochenen An- 
fichten wejentlich zu nähern, berichtigte und vereinfachte das Pro- 
jeft und jandte e8 in ganz neuer Geftalt dem Nuntius zu Hans 
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den des heiligen Stuhles (15. Juli); in diefem neuen Entwurf 
war das Kollegium der Zweiundzwanzig bejeitiget, einem Ka— 
pitel von 11 Mitgliedern nur Kirchliches nebft dem theologifchen 
Studium zugewiefen, für das Kapitel aber doch das Konvikt 
beibehalten. Ihrerſeits verfammelten ſich die ſechs Defane in 
St. Peterzell und beichloffen, unzufrieden über das rückſichtloſe 
Stillſchweigen des Adminiftrationsrathes auf ihr Schreiben, die 
Eingabe einer Rekursadreſſe an die Regierung zu Handen des 
„jouveränen Großen Rathes“ (30. und 31. Zuli). ) Anfangs 
1822 folgte die Antwort des Nuntius: da man St. Galliicher 
Seits auf Bereinigung aller dortigen Gebiete zu einem Bis— 
thum beharre, Chur aber nicht noch mehr geſchwächt werben 
dürfe, fo bleibe nur übrig, das gewünſchte St. Galliihe Bis— 
thum zu gleichen Rechten mit jenem von Chur durch Perſonal— 
union zu vereinigen. Gmür und Falk wurden mit den amtli- 
chen Unterhandlungen betraut; fie wurden gepflogen theils zwi—⸗ 
jben dieſen Beauftragten des Aominiftrationsrathed und dem 
Fürftbifhof von Chur, dann zwiſchen dem Nuntius und dem 
Fürftbifchof bei perjönliher Zufammenfunft in Zürich, endlich 
zwijchen den St. Galliihen Abgeorbneten und den beiden eben 
Genannten an einer fünftägigen Konferenz zu Luzern (Auguft). 
Der Geldpunft war einer ber wichtigeren; vie Anfprüche des 
Biſchofs gingen anfänglich auffallend hoch, fowohl in Hinficht 
des Geſammtdotationskapitals als der einzelnen Anfäge. Eine 
andere Schwierigkeit war, die volle Selbftftändigfeit St. Gallens 
durch ein unvermilchtes St. Galliihes Kapitel zu ſichern. End— 
ih folgte Verftändigung zwijchen den Negsziatoren, im weite- 
ren Berlaufe die Genehmigung des Vereinbarten feitens des 
Fatholiichen Kollegiums (1. Mai 1823). Hier das Wejentliche 
der 23 Artikel über Gründung und Drganifation des neuen 
Bisthums St. Gallen, dann defjen Bereinigung mit Chur: bie 
Kirche des heil. Gallus zu St. Gallen wird zu einer Kathe 
bralfirhe erhoben und als, gleich jelbftftändig wie die Kathedral— 


1) Der Entwurf liegt im Kantonsarchiv. Er mwurbe nicht offiziell 
abgegeben. 
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firhe von Chur mit diefer vereinigetz das allſo entftehende Bis: 
thum ſoll das Churiſche und St. Galliſche heißen, ver Biſchof 
den Titel Bifchof zu Chur und St. Gallen führen, feinen Sig 
während einem Theil des Jahres in der St. Galliſchen Diözefe, 
während des andern in Chur halten; in St. Gallen wird ein 
eigenes, von jenem zu Chur geſchiedenes Kapitel errichtet, eben 
fo ein eigenes, von jenem zu Chur getrennte® Seminarium; 
für St. Gallen wird der Biſchof einen befonvern Generalvifar 
bezeichnen, welcher fammt feiner Curia ven Sig im St. Galli- 
jhen Diözefangebiet nimmt; gleiche Zahl der Domfapitularen 
für beide Diözefen; vom St. Galliihen Kapitel nehmen ſieben 
Mitglieder Refidenz in St. Gallen, die übrigen acht find foren- 
ses; das Refidentialfapitel beforgt die Seelforge zu St. Gallen; 
ihm werben, zum Chor und zu Firdhlicher und pfarrlicher Aus- 
hülfe, fünf Kapläne zugegeben; der Biſchof wird von den Glie- 
dern beider Kapitel, welche fih dafür an einem Orte verfam- 
meln, durch gemeinfame Stimmgebung aus ihrer Mitte gewählt; 
die erfte Wahl des Kapiteld fteht dem Papft zu, ſpäter ab- 
wechſelnd dem Bifchof und dem Domkapitel (wobei dem Fathos 
liſchen Atminiftrationsrath eine gewiffe Excluſive zugeftanden 
wurde); Einfommen des Bilchofs, für fi, feinen Generalvifar 
und übrige Curie, nebft freier Wohnung, 7500 Gl. jährlich ; 
Ausfteuer der Domfirche zu Beftreitung ihrer Fabrika mit einem 
Kapital von 100,000 Gl.; 3000 Gl. jährlib find für das 
Seminar beftimmt; an demſelben follen durch drei Profefforen 
alle Fächer der Theologie gelehrt werden; SRefervefond von 
10,000 &t. für aNfällige Defizite der einzelnen Anftalten und 
Einrihtungen; als Grundfapital für das Ganze jollen 510,000 
Gl. theils in liegenden Gründen, theild in guten Pfanbtiteln 
angewielen werden; bie Verwaltung diefer Dotation fteht dem 
Biſchof und dem Domfapitel, auf eigene Koften, zu; von dem 
Ausftener-Kapital jollen fogleih 150,000 Gl. als vie befondere 
Dotation des Biſchofs ausgehändiget werden; der Reſt allmäs 
lig, im Berhältniß der Mittel des Fatholifchen Fondes; der Bi- 
ſchof regiert die Diözefe frei nach den Vorfchriften der heil, Ca— 


* 
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nonen und nad) der gegenwärtigen vom heil. Stuhl genehmig- 
ten Dilziplin; Eheſachen gehen vor fein geiftliches Gericht; über 
die kirchlichen Sporteln findet Einverftändnig mit dem Admini— 
ftrationsrath ftatt. Im Vertrags: oder Konfordatsform wurde 
nichts abgeſchloſſen. Der Beihluß des Fatholiichen Großrathe- 
follegium’d vom 1. Mai wurbe als „artifulirter Antrag zu Er- 
rihtung des neuen St. Gallifchen Bisthums“ dem Heil. Vater 
zur Genehmigung übermittelt, und zu dieſem Behuf der Nuns 
tius um feine entſprechende Verwendung erſucht (14. Mai). 
Pius VII verfündete feine Schlußnahme durch die Bulle „Eccle- 
sias quae antiquitate ac dignitate praestant”, vom 2. Juli 
1323. In diefer päpftlihen Urkunde ift ausdrücklich der frühere 
Zuftand, die Abtei St. Gallen mit ihren Rechten, als aufgeho- 
ben und erlofchen erklärt, nachdem ver Heil. Vater ſich übers 
zeugt hatte, daß alle Ausficht auf Erfüllung feiner Wünfche für 
die Herftelung des Stiftes verſchwunden fei. Indem hierdurch 
die daherigen vieljährigen Anftände und Fehden zum Abſchluß 
gebradit wurden, jah der Papſt im Gejchehenen zugleih ein 
Mittel, das Bisthum Ehur für die in Folge ver Friegeriichen 
und politiihen Ereigniſſe in Deutjchland erlittenen Verlurſte an 
Gebiet und Einkünften einigermaßen zu entſchädigen. Auch diefe 
Abfiht ift im päpftlihen Erlaß unummunden ausgeſprochen. 
Die neue Einrichtung bot endlich den Anlaß, die mit dem läns 
gern Beftand eines kirchlichen Proviſoriums unvermeidlich vers 
bundenen religiöfen Nachtheile zu heben. 

Aus obiger Erzählung geht hervor, daß jenes Berfomm- 
niß von 1816, weldes der Regierung eine unmittelbare Bethei- 
ligung bei ven Unterhandlungen über Bisthumsfachen einräumte, 
gänzlich außer Beachtung fiel; ver Kleine Rath verzichtete ftills 
Ichweigend auf das Zugeſtändniß. Wichtiger ift, daß das fon- 
fejfionelle Gejeg vom gleihen Jahr, weldes zur Einführung 
neuer bijchöflicher Einrihtungen die Sanftion ded Staates mit- 
telft Großrathsdekretes erheiſchte, ebenfalls gänzlih umgangen 
wurde; das katholiſche Großrathskollegium beſchloß nemlih: fie 
fei nicht einzuholen; ed genüge, der Regierung von der abge- 


— 493 — 


ſchloſſenen Bisthumseinrichtung Kenntniß zu geben, da ſie nur 
rein Kirchliches und Oekonomiſches beſchlage. Einverſtanden 
hiermit meldete die Regierung dem Großen Rath: ſie glaube 
„son der Frage: ob der Große Rath hierüber, wenn es Keiner 
der Kontrahirenden verlangt, im Balle fei, die hoheitlihe Sank— 
tion auszufprechen“, gänzlich abftrahireg zu follen, und zwar um 
fo eher, ala es ihr hohe Konvenienz fcheine, „eine jo ausbrüd- 
fiche Antheilnahme und Gutheißung der oberften Staatsgewalt 
auszumweichen, damit ihr Recht in kirchlichen Dingen, jo wie bie 
bürgerlichen Befugniffe überhaupt, in ihrer vollen Integrität 
verbleiben und zu allen Zeiten als folde behauptet werden 
mögen“ (Amtsberiht vom 16. Juni). Nicht nur ließ ſich der 
Große Rath folhe Auslegung von Verfaſſung und Geſetz ftill- 
ſchweigend gefallen, fondern der Bericht der ſtaatswirthſchaftlichen 
Kommiffton, vorgetragen von Xaver Gmür, betonte darüberhin 
die Kompetenz des Fatholifchen Religionstheiles, in dieſer Anz 
gelegenheit frei jo zu verfügen, wie es ſeinerſeits gefchehen fei 
(3. Dezember 1823). Eine Verhandlung oder ein Abfchluß 
jeitend des Großen Rathes bat gar nicht ftattgefunden. Was 
zuerft die fatholifchen, dann die Staatsbehörden von St. Gallen 
zu ten erzählten Willkürakten und entjchuldigenden Zweideutig- 
feiten geführt haben mag, ift nirgends gejagt; erflären kann 
man ſich dieſelben nur durch die Beforgniß oder Berechnung, 
dag das neue Verhältniß doch fein bleibenves fein werde, bie 
Klugheit vielmehr erheiſche, für allfällige fpätere Trennung von 
Ehur oder andere neue Kombinationen in Bisthumsfachen fich 
ganz freie Hand zu behalten; war ja doch das Hauptziel er- 
reiht, nah dem man fo lange gerungen: die enbliche, auch 
firhlicdhe Aufhebung des Stiftes St. Gallen. ) Im Hinblid 


) „Pereat monasterium, das war die Formel, welche gegen jede ans 
bere Stimme taub machte. Aus Angft vor einem abgelebten Greis, dem 
manche Leute nicht gern in's Geficht fehen, wurde auf jede halbleidliche 
Bedingung Hin — — — kapitulirt.“ Aus der Flugfchrift: „Bemerkungen 
über die Beiträge des St. Galler Erzählers von 1824 zur Gefchichte der 
neuen Bisthumseinrichtung von St. Gallen.“ Chur; 1825, 
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auf diefen Erfolg ertheilte der Kleine Rath, in ſeltſamem Ge- 
miſch von Thun und Laſſen, der päpftlihen Bulle das hoheit- 
liche Plazet und verfündete, daß der Vollziehung jener Bulle 
feine Hindernifje entgegenftehen, ver Biihof Karl Rudolph und 
feine nad deren Borjchriften zu wählenden Nachfolger als fa- 
tholiiche Landesbifchöfe werden anerfannt werden (14. April 1824). 
Im folgenden Amtsberichte ſprach er die Befriedigung aus, daß 
der Heilige Vater (in der Bulle) die förmlihe, auch kirchliche 
Aufhebung des Klofters St. Gallen „unaufgefordert und motu 
proprio“ ſelbſt erklärt habe (21. Juni gl. 3.) Zum Schluß 
belobte die ftaatswirthfchaftlihe Kommiffion (wieder Xaver Gmür) 
„Das verbienftlihe Benehmen des Kleinen Rathes“. 

Bedächtig, nad rhätifcher Art, beobachteten die Staats— 
behörben in Graubünden, was zwijchen ihrem Biſchof und den 
St. Gallern vorging. Die Regierung von Graubünden führte 
Beichwerde bei St. Gallen, daß fie im Laufe ver Unterhands 
lungen gänzlich übergangen worden, und erklärte, daß fie das 
Geſchehene nicht als verbindlich anerfenne, fondern vielmehr 
bündnerijhe Rechtſame verwahre (5. April; der Kleine Rath 
von St. Gallen gab ausweichende, jedenfalls nur halbe Ante 
wort: ed. handle fih nur um die Verbindung beidjeitiger Kathe- 
dralen; die gemeldete Verwahrung laffe man St. Gallilcher 
Seits auf fi beruhen. Dur folden Flugfand, in die Augen 
der Behörden von Graubünden geworfen, ließen dieſelben ſich 
jedoch nicht einfchüchtern. Das Haupt des Corpus catholicum 
(Landridter Martin Riedi), erfuchte den Biſchof um Mittheilung 
der abgefchloffenen Vereinbarung, nicht ohne Aeußerungen des 
Befremdens über das Vorgefallene (18. Juni). Der Bildof 
erwieberte: der weltlichen Behörde ftehe eine Einmiſchung in 
diefe Angelegenheit nicht zu; fie gehöre in den Bereich päpft- 
liher Kompetenz (23. Juni). Hierauf ſprach das Corpus Ca- 
tholicum feine Mißbilfigung über das „anmaßende Benehmen“ 
des Biihofs aus, eben fo über Form und Weſen der bewußten 
Uebereinfunft und verwahrte feine Rechte und Anſprüche bezüglid 
einer künftigen Bilchofswahl, mit ver Erklärung, daß ed das Ab: 
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gefchloffene nur für die Lebenszeit des damaligen Biſchofs als 
anwendbar betrachte. Hievon gab das Fatholiihe Rathskollegium 
dem Großen Rath felbft Anzeige, ihn um Rath und Beiftand für 
Bertheidigung feiner Rechte erſuchend. Der Große Rath ließ 
fih Solches nicht zweimal jagen, ſprach Billigung über das 
Schreiben des Fatholiihen Rathöpräftdenten an den Biſchof aus 
und erflärte: jolange der Biſchof bündnerifchen Landesgeſetzen 
und ftaatlihen Rechten nicht entipreche, anerfenne der Große 
Rath feinerjeits das Doppelbisthum „Chur und St. Gallen“ 
nicht, werde bei alfälliger Erledigung des bifhöflihen Stuhl 
zu Ehur fein Individuum von den Temporalien (Einfünften, bi- 
ſchöflichen Gebäuden u. ſ. w.) Befig nehmen laffen, welches nicht 
dur einheimifche Canonici, mit Berüdfihtigung früherer Landes» 
gefete und der, ehemals dem Gotteshausbund, dermalen aber dem 
Kanton zuftehenden Redte, erwählt worden; beauftragte den 
Kleinen Rath, fogleih nad Erledigung des biſchöflichen Stuhles, 
die Reſidenz und fäümmtlihes Vermögen des Ehurer Bisthums zu 
Gunften diefes Bisthums unter Verwaltung zu fegen; ferner dem 
Biihof (Karl Rudolph) zu melden, daß er ihn in weltlichen 
Dingen nicht weniger ald von fi abhängig anfehe, ald andere 
hriftlihe Souveräne ihre Biſchöfe, und inftruirte endlich. feine 
Geſandtſchaft, an das Protofoll der Tagfagung die Erklärung 
abzugeben, daß der Stand Graubünden geihehene Abkommniſſe, 
joweit fie feine over feiner Angehörigen Rechte verlegen, in 
feinerlei Weile anerfennen und berüdjtchtigen werde, jelbft wenn 
fie in Form päpftliher Bullen eingekleiret wären (7. Zuli 1824). 
Ueber das Thema der Standesbefugniffe von Graubünden in 
Bisthumsfahen und das unfreundliche Umgehen dortiger Be- 
hörven feitens der St. Gallifchen erhob fih ein ernfter Fever: 
frieg zwilchen dem Wortführer in St. Gallen, Landammann 
Müller: Frierberg, und einem bündnerifchen Staatsmann, ber 
feine Anfihten in ausführlide Schrift niederlegte, 1) weſentlich 


) Oben erwähnte „Bemerfungen über die Beiträge des St. Galler 
Erzählers u. f. w.* Als Berfaffer nannte man den Ehurer Bürgermeifter 
Ehriftoph v. Albertini. 
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zum Beweis, daß der Gotteshausbund hoheitliche Rechte na— 
mentlich in Hinficht der Bilhofswahl ftetd gewahrt und es als 
Landesgefeg angejehen wurde, daß der Biihof von Chur je- 
weilen ein fatholiicher Bündner, aljo ein Angehöriger genannten 
Bundes fein müſſe; Berechtigungen, welche durch das einfeitige 
Vorgehen St. Gallend gefährdet feien. 

In St. Gallen und Rom jcritt man, ungeachtet der Ber: 
wahrungen Graubündens, zum Vollzug der päpftlichen Bulle. 
Dem Biſchof eine anftändige Reſidenz anzuweiſen, kaufte das 
Fatholiihe Großrathsfollegium einen Theil der alten Pfalz, 
welde der Staat feiner Zeit bei der Theilung des Stiftsgutes 
fich jelbft zuerfannt hatte, dem Fisfus um ſchwer Geld wieder 
ab (um 38,000 Gl.); im Kaufe wären auch verfchiedene alte 
Nebengebäude im Klofterhof inbegriffen. Da der Nuntius Na- 
jalli vom PBapft eine andere Sendung erhalten, erließ, mit be— 
ſonderer Vollmacht ausgeftattet, der Internuntius Paschal Gizzi 
das Erefutionsbefret (29. April 1824). Gizzi jelbft war da— 
mals anmwejend in St. Gallen; zu feiner Zufriedenheit wurden 
verſchiedene Dotationsinftrumente nad Maßgabe der Bulle aus— 
gefertiget. Bei den St. Galliihen Proteftanten waren mittler: 
weile Bejorgnifje wegen der neuen Bisthumseinrihtung aufs 
geftiegen. In der Bulle war nemlich die Stadt St. Gallen, 
gewiß ohne alle ufurpatorifche Abficht, zur „biichöflichen Stadt” 
erhoben; das befremdete den Stabtrath, da doch „in und ver- 
möge der Verfaſſung die Stadt St. Gallen einen rein pro: 
teftantiihen Kreis, Bezirf und Gemeinde bilde”. Andere Be- 
denfen veranlaßte die Beftimmung, daß dem Fünftigen Bilchof 
das gefammte St. Gallifche Gebiet unterftellt fei, worüber bie 
evangeliichen Defanate ſich Elagend vernehmen ließen. Der 
Snternuntius, der bereitd im Exekutionsdekret auf die richtige 
Auffaffung der Eircumffription des neuen Bisthums Bedacht 
genommen hatte, erklärte die geäußerten Beſorgniſſe als ganz 
unbegründet (19. Mai), gab dann aber noch ausbrüdlich die 
Verfiberung, daß die Bulle durchaus nur die Katholifen be- 
rühre. In St. Gallen ging man noch weiter und der Große 


— 497 — 


Rath beauftragte die Regierung, zu wachen, daß bei Vollziehung 
der Bulle die verfaſſungsmäßigen Rechte und Freiheiten der evan— 
geliſchen Konfeſſion ſtets unverletzt erhalten werden (21. Juni). Papſt 
Leo XII., nach Pius VII. zur päpſtlichen Würde erhoben, beur- 
kundete durch Bulle vom 27. September 1824 die Präkoniſation 
Karl Rudolph’s ala Biſchof von St. Ballen. Alsbald wurde dieſer 
in feine neue Diözeſe eingefegt. An der Grenze des Kantons im 
Auftrage des Adminiftrationsrathes durch den Abten von Pfäfers, 
in Rorſchach durch eine Aborbnung der eben genannten fathos 
liſchen Behörde feftlih empfangen, bezog der Fürftbiihof am 
14. Dftober unter dem Donner der Kanonen und dem Geläute 
der Glocken, und unter Paradirung einer militärischen Ehren- 
wace, feine neue Reſidenz. Mit hoher Firchlicher Feier am Fefte 
des heil. Gallus (der Eingang zur Kathedrale war mit finn- 
vollen Inſchriften geziert) begann er fein wirkliches Hirtenamt in 
der Diözefe Et. Gallen. Das Fatholifche Volk nahm regen Anz 
theil an der Feierlichfeit. Zwei Tage nachher ehrte die Regierung 
den neuen Landesbifchof durch ein feierliches Gaftmahl im Caſino 
der Stadt. Dem Nuntius Nafalli und dem Internuntius Gizzi, der 
nach Abgang des erfteren die nöthigen Verftändigungen für die Ein- 
führung des Bisthums gefördert hatte, jpendete der Aominiftra- 
tionsrath in Anerfennung ihrer Bethätigung bei der mühevollen 
Unterhandlung ehrende Geſchenke. Den Abgeordneten Gmür und 
Falf ſprach das Fatholifhe Kollegium aus gleicher Veranlaffung 
angemefjene Honoranzen zu, deren Beftimmung es jedoch dem 
Adminiſtrationsrath überließ (23. Dezember). Dem Fürftbifchof 
war ſchon früher (Ente 1822) für mehrjährige proviforifche 
Bisthumsverwaltung eine Entſchädigung von 2200 GI. entrich- 
tet worden. Der neue Biſchof von St. Gallen fehrte am 19. 
Dftober in fein Älteres Bisthum zurüd, nachdem er den P. Ae— 
milian Hafner, ehemaligen Kapitularen von St. Gallen, zu 
feinem Generalvifar bezeichnet hatte. Karl Rutolph, Graf von 
Buol-Schauenftein, geboren zu Innsbruck am 30. Juni 1760, 
durch päpftliche Beftätigung am 2. September 1794 zur bijchöf- 


fihen Würde erhoben, verwaltete von diefer Zeit an mit Eifer 
Baumgartner Kanton St. Gallen. II. 32 
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und Würte das Bisthum Ehur, hatte wie andere weltliche und 
geiftlihe Größen die Wechjelfälle zu tragen, welche die Revolu- 
tiondfriege Schlag auf Schlag häuften, und zeichnete fih aus 
durch Beharrlichkeit in Fefthaltung der ihm angemwiejenen Pflicht: 
und Rechtsſtellung, im Aeußern durch edle Ritterlichkeit, ſprechen— 
der Zeuge feiner Herkunft und Erziehung. 

Den Wunſch, bleibenden Aufenthalt im Klofter Muri zu 
nehmen, hatte Fürft Pancratius anfänglich nicht ausführen können; 
die Regierung von Aargau hatte amtliche Einwendung Dagegen 
erhoben (Auguſt 1816). Hierauf 309 er zu feinem St. Gal- 
lichen Mitbruder, P. Eebaftian Enzler aus Zug, Pfarrer in 
Arth. Hier lebte er ſtill und befcheiden, ald Vater und Wohl- 
thäter ter Armen befannt und verehrt. Gr hatte dort im 
Jahr 1817 allein 1000 Gl. an die Armen ausgetheilt, das 
neben auch allüberall und immer jeine wohlthätige Hand ge— 
öffnet, wie vieljeitig beurfunbet iſt. Abt Konrad von Einftedeln 
Iud ihn mit freundlichen Worten zur Theilnahme an einer Kon» 
gregation ber fchweizeriihen Benediftiner-Aebte ein, indem er 
ihm ſchrieb: „Sie find immer nodh das würbdige von Rom an— 
erkannte Oberhaupt des erften, vorzüglichiten Stiftes in unjerer 
Gongregation, — der Ältefte Abt aus und Allen, — der ger 
wandtefte und erfahrenfte Geſchäftsmann, der mir Hand und 
Kath bieten könnte; — — es muß in der boshaften Welt nicht 
heißen, daß Sie uns aufgegeben haben, vder wir Sie auf- 
geben wollten.” Pancratius lehnte dankbar ab, jegliber Miß— 
deutung vorzubeugen und daherigen Nachtheil von ten Klöftern 
abzuwenden (Mai 1819). Seine Stimmung war eine weniger 
gedrückte, als feine treueften Anhänger geglaubt hatten; er war 
voller Refignation. Einen Antrag des P. Aemilian, irgend 
einen der Kapitularen auf den Fall feines Hinjchieved zu bes 
zeichnen, damit dieſer die Anſprüche für Reftauration des Stiftes 
fortjegen Fönnte, hielt er für unzuläſſig und rechtlich erfolglos. 
Seine Hoffnungen auf ein ſolch glüdliches Ereigniß waren über; 
haupt herabgeftimmt, vollends erloſchen freilich nicht. Er ver- 
ftand den Gang der Greigniffe. Dem Greijenalter ſich nähernd 
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und bei wachſendem Lebensernft gebachte er ber Aebte, Kapi- 
tularen und Profeſſen des Stiftes, wie auch der Stifter und 
Gutthäter deſſelben. Das Andenken an jene Männer, die fich 
um Kirche und Staat, und befonderd um das St: Galliſche 
Stift und Land, verdient gemacht haben, nicht nur der Vergeſſen⸗ 
heit zu entrüden, fondern nad Verdienen in alle Zukunft wach 
zu erhalten, entjchloß er fih, mehrere Anniverfarien oder Firdy- 
lihe Gedächtnißfeſte zu ftiften. Die Hülfsmittel hiezu boten ſich 
in den durd den Wiener Kongreß ihm angewiefenen Penſtons⸗ 
beträgen. Dieje waren, vom 1. Januar 1815 am gerechnet, 
bis Ende Juni 1819 auf 27,000 Gl. angewachſen und betrugen 
mit Hinzurechnung einer folgenden Jahrespenſion 33,000 Gl. 
(48,000 Schw. Fr.). Durd Urkunde aus Arth vom 1. Juli 
1819 verfügte er num: es folle diefer Betrag in acht gleiche 
heile ausgeſchieden und als Stiftungsfond zu eben fo vielen 
Jahrzeiten zum Andenken der genannten Aebte, Konventualen, 
und Donatoren des Stiftes St. Gallen verwaltet und vers 
wendet werden. Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden (ob und 
nid dem Wald unter fi) abwechjelnd), Zug, Freiburg, Appen- 
zell J. R. und Wallis, bezeichnete er als die Kantone, an deren 
Hauptorten mit Zuftimmung des Pfarrers die Jahrzeiten ab- 
gehalten werben follen, und denen zu biefem Zweck die bezeich- 
neten Kapitalien auszuhändigen feien; über die Verwendung ver 
aus jedem GStiftungsantheil von 6000 Fr. herfließenden Zinfe 
von 300 Fr. verfügte er durch beſondere Stiftungsbriefe zu 
Handen der betreffenden Orte. Dem Gahlungspflichtigen) Kan 
ton St. Gallen ftellte er frei, jedem der acht Kantone feinen 
Antheil fofort an Kapital auszubezahlen, oder damit bis Ende 
Juni 1825 zuzuwarten und inzwifchen, vom 1. Juli 1820 an, 
den Betrag zu verzinfen. Dbige Stiftungen bezeichnete er als 
„zu ewigen Zeiten“ gemacht, mit dem einzigen und „ausbrüds 
lichen Vorbehalt, daß, wenn das Stift St. Gallen über furz 
oder lang wieder ald Benediftiner - Klofter bergeftellt werden 
ſollte, dieſes berechtiget fein folle, das Kapital dieſer Stiftungen 


ungejchmälert zurüdzunehmen,” womit dann die Stiftung jelbdft 
32° 
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aufgehoben fein würde. Im Gingang der Urkunde erinnert ber 
Fürft daran, daß er feiner Zeit (13. März 1815) zwar gegen 
jede Beeinträchtigung der Rechte des Stiftes Proteftation ein- 
gelegt, der Kongreß aber gleichwohl, und ohne von ihm (dem 
Fürften) eine Verzichtleiftung auf die Anfprüce des Stiftes zu 
verlangen, fpäter, am 20. März gl. %., den Kanton St. Gallen 
zu der jährlichen PBenfionszahlung an den Vorort zu beliebiger 
Verfügung des Fürften verpflichtet habe. Er ſah in Folge 
deſſen die Zahlungapfliht des St. Galliihen Staates als eine 
rechtlih unbeftreitbare an. Unbekümmert um das öffentlicdse 
Urtheil über feine Stiftung, fagte er fi felbft: „die Welt mag 
darüber urtheilen, wie fie will; die größere Ehre Gottes und 
der Troft der armen Seelen follen der Endzwed dieſer Stiftung 
fein” (Tagebuch vom 6. September 1819). Pancratius über- 
mittelte die Haupturfunde, nebft einer bejondern Gtiftungs- 
urfunde für Luzern, der dortigen Regierung; dieſe hinwieder 
wollte vor Allem willen, was der Kleine Rath von St. Gallen 
zu der unerwarteten beträchtlichen Anweiſung auf feine Kafle 
fagen werde. Derjelbe verweigerte die Anerkennung, gegründet 
darauf, daß der geweſene Abt von St. Gallen nie auf jeine 
„vermeinten Rechte“ (vie „landesherrlichen“ inbegriffen) verzich- 
tet habe, ed aber in den Jahrbüchern der Rechtögelehrtheit und 
der Bolitif eine unerhörte Erjcheinung ſei, daß Jemand An— 
ſprüche aus Traftaten folgere, gegen die er jelbft feierlichen 
Proteft eingelegt habe; dieſe Ablehnung wurde im Weitern auf 
den Umftand begründet, daß der Abt dem Proteft auch die Ent: 
fagung auf jede für feine Perſon zu beftimmende Entſchädigung 
beigefügt habe. Die Schlußerflärung ber Regierung von St. 
Gallen lautete: bezahlen wolle fie zwar die Penfton, doch jolche 
erft von dem Tag an als laufend betraditen, an welchem ver 
Abt erflären werde, „daß er die von ihm neuerdings berührte 
feierliche Proteftation gegen die Kongreßafte, und alle in vers 
jelben enthaltenen WBerfügungen, zurüdnehme und dieſelbe in 
ihrem ganzen Zufammenhang anerfenne” (11. Oftober 1819). 
Die Regierung von St. Gallen ſchien fih faum mehr zu er: 
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innern, daß fie ihren eigenen wie den Yortbeftand des Kantons 
wejentlih nur den Befehlen des öfterreichiichen und des ruffte 
ſchen Geſandten in Zürich, dann den fihernden Ausſprüchen tes 
Wiener Kongrefied zu danken habe. Diefe Befehle und Aus 
ſprüche hatte fie höchſt zufrieden und in voller Unterthänigfeit 
angenommen; als fie aber aub das ganz vorbehaltlofe Urtheil 
des nemlichen Kongrefied: der Kanton habe an den Fürftabten 
jährlid 6000 GI. zu bezaylen, beachten und vollziehen follte, 
glaubte fie aus eigener Mactvollfommenheit der Kongreßvors 
jhrift einen Vorbehalt beifügen zu dürfen. So hatte ihr Reng- 
ger gerathen, ven fie über ven Fall vor Erlaß des Antwort- 
Ichreibend an Luzern zu Rathe gezogen. Aus der St. Galliſchen 
Zahlungsweigerung entipann fib langer amtlicher Briefwechfel. 
Luzern in feiner Eigenſchaft ald Vorort [ud St, Gallen zur 
Zahlung ein, denn bewußte Verwahrung des Fürftabtes finde 
ih durch die Kongreßafte jelbft entkräftetz zudem fullen Rück— 
fihten auf vie Verhältniſſe zwifchen dem Anfprecher und dem 
Angeiprocenen in Betrabt. St. Gallen wiederholte feine Ein- 
rede: mit den beruhigenden Aeußerungen des Vorortes jei dem 
Kanton Et. Gallen nicht gedient; der Abt „denke anders“ ale 
der Worort über die Frage der Entfräftung. Die vorörtliche 
Behörte aber beharrte: auf das, was der Abt denke, fomme 
ed nicht an; an die Stelle der ehemaligen fürftlichen Rechte trete 
die Penſion; im Begehren der Penfton feitend des Abtes liege 
implieite eine Anerfennung der Kongreßafte, eine Verzichtleiftung 
auf die durch die Penſion erjegten ehemaligen Rechte; und zwar 
müſſe die Bezahlung auch der Rüdftände gefchehen. Mit dieſer 
Anſicht von Luzern waren einverftanden auch die beiden anderen vor⸗ 
örtlichen Stände Zürich und Bern, welche der damalige wirkliche 
Vorort um ihre Meinung befragt hatte. St. Gallen beharrte auf 
der Ablehnung; der Vorort aber auf der Zahlung. Gegenüber dem 
Fürften that derſelbe jedoch auch vergleichende Schritte: er ver: 
langte von ihm eine Erklärung unbebingter Anerfennung der Kons . 
greßafte. Der Fürft ermwiederte (9. Zuli 1820): jchon die be- 
vollmädtigten Kongreßminifter hätten erflärt, daß man feine 
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Renunclation von ihm fordere; auch werbe bie Annahme ver 
Penſion nicht ald Verzichtleiftung angefehen werden. Eine Ber- 
zichtleiftung ſprach er alfo auch jest nicht aus; wohl aber äußerte 
er fih im Texte dieſes längeren Schreibend weiter wie folgt: 
„daß er die im 9. Artikel der Wiener Kongreßafte vom 20. März 
1815 enthaltene Verfügung nah ihrem ganzen Inhalt aners 
fennend, die amtlihe Verwendung des eidgenöfftihen Vorortes 
angerufen habe, damit die Bezahlung der feit dem 4. Januar 
1815 verfallenen Jahresgehalte nachträglich, die der weiters ver- 
fallenden aber auf feftgefegte Weiſe erfolge u. ſ. w.“ Mit dies 
jem Papier in der Hand erließ der Vorort neue Mahnung an 
St. Gallen, und erinnerte zugleich an die Forderung der Ge- 
rechtigfeit, vem ehemaligen Fürften von St. Gallen ein ehrens 
volles und unabhängiges Dafein zu fihern St. Gallen wid 
endlich und verhieß Zahlung von jenem 9. Zuli 1820 an. Das 
gegen rief nun Pancratius die Tagſatzung an, mit Begehren 
um Entribtung auch der Rüdftände. Zürich, nad Luzern wieder 
in das vorörtlihe Amt eingetreten, erklärte der Regierung von 
St. Gallen, daß es die Forderung des Abtes durchaus ber 
gründet finde; der Vorort würde bedauern, wenn er das Klag- 
fchreiben des Abtes der Tagſatzung vorlegen müßte; St. Gallen 
würde bei einer Berathung vefjelben fehr übel beftehen. Das 
Letztere beftätigte die St. Galliihe Geſandtſchaft mit Schreiben 
aus Zürich. Endlich gingen der Regierung von St. Gallen 
die Augen auf über die haftlofe Stellung, vie fie eingenommen; 
fie bat um Bertagung der angedrohten Tagfagungsverhandlung ; 
der Fürftabt ließ fich dieß gefallen, mit Bitte jedoch, daß ver 
Gegenftand ohne längern Verfhub auf 1822 zur Verhandlung 
der Tagſatzung gebraht werde, falls St. Gallen inzwiſchen 
nicht entfpräce. Auf Betreiben der Regierung fügte fich ber 
Große Rat) tem Unvermeidlihen und gab Bollmaht zur Er- 
ledigung der Aufprüce „ohne mehrere Weiterung”; auf dieſelbe 
geftügt verhieß die Regierung (Dezember 1821) auch die Zah— 
lung der Rüdftände vom 1. Januar 1815 an in vierteljährigen 
Raten bis Ende Juni 1825, und leiftete diejelbe pünftlih. Bis 
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zu dem Hinſchied des Fürften betrug die Penſion die Gefammts 
fumme von 87,000 Gulden, an welde das katholiſche Groß— 
rathöfollegium, nah anfänglicer gänzlicher Weigerung feitens 
des Adminiftrationsrathes, gedrängt durch mehrmalige An- 
regungen im Großen Rath, einen Beitrag von 20,000 Gl. aus 
dem „allgemeinen Bond“ des fatholiichen Konfefftonstheils lei— 
ftete (15. Juni 1830). Bon den den Beamten des Fürften 
angewiejenen jährlichen 2000 Gl., welche ebenfalls die Staats- 
fafle von St. Gallen zu entrichten hatte, beftimmte der Fürft 
500 Gl. feinem treuen Lebensgeführten P. Columban Ferch, 
1200 Gl. dem Hofraty Müller, die übrigen 300 Gl. einem 
andern feiner Beamten, dem Hofrat Rutishaufer, geweſenen 
Amtmann in Ebdringen. Ueber die Zahlung dieſer Beträge 
hatten fi nie Anftände erhoben. Dieſe Benftonslaften tes 
Staates erlofchen gänzlich mit Müller's Hinfcbied im 3. 1842. 
Die Zahlungen der Staatsfaffe an den Fürften und an die Drei ges 
nannten Beamten zufammen erftiegen die Summe von 131,655 Gl. 
8 Kr. 

Luzern Tehnte, wohl aus freundlicher Rüdfiht für die Re— 
gierung von St. Gallen, die ihm zugedachte Jahrzeitftiftung ab; 
Freiburg eben jo, für jo lange als nicht die ihm befannt ges 
wordene Einſprache des Standes St. Gallen gehoben fei (12. 
November 1819). Der Fürft jchied dann das für Freiburg 
beftimmte Betreffniß dem Kanton Unterwalden zu, jo daß nun 
beide Landestheile einen Stiftungsbetrag von je 6000 Fr., für 
Stanz und Sarnen geföndert, erhielten. Der Fürft hatte ins 
zwifchen, unter Danfesbezeugung an bie Regierung von Schwyz 
für wohlwollenden Schuß, fein Aſyl in Arth verlaffen (Dftober 
1819) und war nad tem Klofter Muri gezogen; feinen aber- 
mals beftrittenen bleibenden Aufenthalt tafelbft bewilligte bie 
Aargauifche Regierung endlih im Frühjahr 1820. Er Hatte 
bald vie Verehrung und die Liebe Aller gewonnen. Genau 
erfüllte er feine priefterliben Verpflichtungen; frommes Gebet 
war ihm Bebürfniß. Im Umgang heiter und freundlich, in den 
fremden lebenven Sprachen wohl bewandert, mit trefflichen Ge— 
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daäͤchtniß und großer Menjchens, Lokal und Sadenfenntniß aus—⸗ 
geftattet, weckte er befonvers auch das Intereſſe der Gäfte von 
nah und fern für feine Perſönlichkeit. Kinzelnen Bewohnern 
des Haufes ertheilte er Unterricht in ver Mathematif; P. Eos 
lumban eben fo in alten und neuen Sprachen. Siets von der 
Ueberzeugung belebt, daß er feiner Ordensgelübde und ter als 
Abt ihm obliegenven Pflichten nie enthoben worben, „folglich 
Wir die in Unfern Handen liegenden Baarſchaften nicht als 
Unfer Eigenthum betrachten, noch Unfern Verwandten ald Erb— 
theil hinterlaffen dürfen“, ſchritt Pancratius zu neuen Verga— 
bungen. Er ftiftete meitere fieben Jahrzeiten für die Aebte, 
Kapitularen und MWohlthäter tes Stifted St. Gallen, in den 
Pfarrfirhen zu Rheinau, Pruntrut, Freiburg, Eolothurn, Wyl, 
Muri und Fiſchingen abzuhalten, jeve mit 4200 Fr., zufammen 
30,400 Fr., ebenfall8 mit dem Vorbehalt des Rüdfalld, wenn 
dad Benebiftinerflofter St. Gallen je wieder hergeftellt würde. 
Durch dieſe zweite Stiftung find auch jährlide Austheilungen 
beftimmter Almofen an die Armen der betreffenden Pfarrgemein: 
den vorgeichrieben.. Bald nachher verordnete er Aehnliches mit 
Vergabung gleiher Summen für Goßau und Rorſchach.9 
Das Kapitel zu St. Nikolaus in Freiburg nahm. die Etiftung 
unbevenflih an. Bon den Verhandlungen über die St. Galli: 
Ihe Bisthumsfrage war der Fürft in ter Regel gut unterrich 
tet. Als er die Nachricht von dem Eintreffen der päpftlichen 
Bisthumsbulle in St. Gallen vernahm, jchrieb er in fein Tages 
buch: „anders als durch beſondere Vorjehung des Herrn, deſſen 
Name ewig gepriejen jei, ift für die Eriftenz des Klofterd nichts 
mehr zu hoffen.“ Doc belebte ihn ein Schimmer von Hof: 
nung wieder, als Leo XII. den päpftlihen Thron beftieg und 
in die Vollziehung der Bulle etwelde Zögerung eingetreten war, 
Fürft Pancratius brachte dem meugewählten Papft befte Glüd- 
wünſche dar und fügte feine alte Herzensbitte bei. Leo XII. 

1) Urfünde aus Muri, 1. Juni 1821, beftätiget durch Inftrument vom 


17. Dezember 1824. Schreiben des Fürften an das Pfarramt in Goßau, 
vom 1. Juni 1822. 
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erwieberte durch einfaches Breve: das bereits Abgejchloffene und ' 
in Bollziehung Begriffene fönne vom nunmehrigen Papſt nicht 
rüdgängig gemacht werben (8. November 1823). Anläßlich dies 
jed Ausganges feiner legten Verwendung ſchrieb Pancratius: 
„da ih nun nad meinem jehsuntzwanzigjährigen vergeblichen 
Kampfe mein Stift von der ganzen Welt, audh am Ende von 
römiihen Stuhl verlaffen jah, betrachtete ich alle weitern Bes 
mühungen ald fruchtlos, überließ alſo Alles dem Herrn und 
fügte mid in feine unerforjchliden Urtheile*. 

Die fatholiihen Landesbehörden befaßten fih von Zeit zu 
Zeit auch mit den Angelegenheiten der noch anerkannten Klöfter. 
Pfäfers langte um Erleichterung jener Beringungen ein, durch 
welche der Eintritt in das Noviziat bejchränft war. “Derjelbe 
wurde, auf dad Erjuchen Ted Abtes, in Abänderung des Ge— 
jeges von 1804 mit dem Antritt des 20. Altersjahres geftattet; 
der Große Rath ſprach die Sanftion aus. In Bezug auf die 
Frauenflöfter ließ das fatholiihe Großrathsfollegium eine wejents 
(ide &rleichterung in ihren Verhältniffen nicht eintreten; was 
ver allgemeine Große Rath im Jahr 1809 angeorbnet, blieb 
aufrecht, nur wurde jedem Frauenklofter, „das ſich gemeinnügig 
zu machen beftrebt”, geftattet, zwei bis ſechs Laienſchweſtern aufs 
zunehmen; Kantonsbürgerinnen jollen nicht mehr als 400 Gl., 
Auswärtige nicht weniger ald dieſen Betrag dem Kloſter als 
Ausfteuer zubringen können (21. Juni 1825); vom Großen 
Rath ebenfalls genehmige. Im Uebrigen blieben gejammte 
Frauenflöfter unter jener weltlichen Bevormundung, welche ſchon 
1809 angeordnet worden; nur wurde diejelbe durch den katho— 
liſchen Adminiftrationsrath ausgeübt, ftatt früher durch die Staats— 
regierung; der Adminiftrationdrath ſandte zur Prüfung der Klo: 
fterrehnungen von drei zu drei Jahren Kommifjarien an Ort 
und Stelle. Auch die Verhältniffe des Klofterd St. Wiborada, 
in St. Georgen ließen die Fatholiihen Behörden unverändert ; 
bie Frauen genofjen nur nod die Befugniß des Beilammens- 
lebend ohne das forporative Recht der Ergänzung; dadurch war 
auch ſeitens der Fatholiichen konfeſſionellen Behörde thatjählich 
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die Aufhebung dieſes Klofters beftätiget. In Pfäfers ftarb ver 
Abt Zofeph Arnold in hohem Alter. Zur Wahl eines Nach— 
folger8 fanden fib der Nuntius Machi, dann ber Abt von 
Einfiedeln und der Fürftbiihof von Ehur ein. Die Regierung 
ließ den Nuntius zu Wallenſtadt mit geziemenden Ehrenbezeus 
gungen empfangen und entjendete den Statthalter Bernold nad 
Pfäfers, doch ohne Auftrag, bei der Wahlverhandlung jelbft an— 
wejend zu fein. Der Regierungsfommiffär brachte dem Neuger 
wählten — e8 war ver P. Plazivus Pfifter, damals Defan — 
die Glückwünſche der Regierung dar und begrüßte den Nuntius 
bei feinem Eintreffen wie bei der Abreife mit zierlicher Iatei- 
nifher Anrede. Die Abtwahl geihah am 4. Juni 1819, unter 
Theilnahme von jechszehn Kapitularen. Cine mehrjährige Ver: 
handlung zwifchen der Regierung und dem Fatholifchen Admini— 
ftrationsrath; über das bisher von jener allein verwaltete Archiv 
des Stiftes St. Gallen ſchloß mitteljt Vertrages, welcher jenes 
höchft werthvolle Archiv als ein für den Staat und vie katho— 
lifche Korporation gemeinfhaftlihes Eigenthum erflärt (1825). 

Dem katholiſchen Schulwelen widmete der Adminiſtrations— 
rath in feiner gleichzeitigen Eigenſchaft als Erziehungsbehörde 
volle Aufmerffamfeit; dafür zeugt eine umfaflende Inſtruktion 
für die fieben Schulinjpeftoren; ihrer Ueberwachung wurben 
auch alle Privaterziehungsanftalten und jede Art tes Nebenun« 
terrichtö unterftellt. Der Aftuar der katholiſchen Erziehungs— 
fommilfton erftattete (1823) einen ſehr ausführliben Bericht 
über den Gang ver farholifhen Primar- und Mittelfchulen feit 
1817. Es waren damals 198 Fatholifhe Primarfchulen; die 
Fonde aller betrugen 171,527 &. 53 Kr. Eigene Schulhäufer 
hatten weitaus die meiften Schulgemeinten. Der Briefter M. 
A. Müller aus Wyl wurde nah Münfter (Weitphalen) entjens 
det, um bei Overberg, dem Direktor des Normal-E hulinftitutes 
in jener Stadt, fi eigens zum Lehrer-Juftruftor zu befähigen; 
in diefer Eigenfchaft hat er ſpäter mehrere Schullehrer - Kurfe 
geleitet. Namhafte Geldſummen wurden an die ärmeren Schul: 
gemeinten verabfolgt. Der Bericht liefert den Nachweis, daß 
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das während den Verfaffungswirren eingefhlummerte Schulwefen 
in allen Bezirken wieder mächtig gehoben worden ſei. Die 
höhere Fatholiihe Schulanftalt war für den Adminiftrationsrath 
der Gegenftand großer Sorgen. Das Lyceum mit den philo- 
ſophiſchen und theologiſchen Kurfen wurde aufgegeben (Herbft 
1815); die für diefelben in Thätigfeit gewejenen Profeſſoren 
ſchieden aus; die Schule wurde auf den Umfang eines Gym- 
naftums mit Bürgerfchule zurüdgeführt. Innert diefen Echranfen 
wurde mit wechfelnden Erfolgen gewirkt. Die Uebung des Ad» 
miniftrationsrathe8 oder der engeren Stubienfommilfion, vie 
Lehrer und Borfteher der Anftalt in Hinfiht auf Gehalt und 
übrige berechtigte Anfprüche möglichft fnapp zu halten und viele 
Stellen meift aus dem jüngften Theile der Geiftlichfeit zu be- 
jegen, hatte verfchtedene Nachtheile, den des häufigen Wechſels 
in den Perfonen voraus. Im Jahr 1822 erließ der Adminiftra- 
tionsrath rewidirte Statuten, insbeſondere in der Abficht, die et- 
welche Loderung der Dijeiplin, die in dem unmittelbar yoran- 
gegangenen Jahr gelitten hatte, Durch ftrengere Ordnung zu ents 
fernen und der Anftalt das Vertrauen zu erhalten, welches vie 
fatholiichen Eltern ihr jo gerne zumendeten. Das Lehrerperfonal 
unterftügte beftens die Abficht der Behörde. An dem SPriefter- 
jeminar war lange Jahre Ildefons von Arr ald Regens. Die 
wifjenichaftlihe Bildung der Theologen zu fördern, verordnete 
der Anminiftrationsrath, daß fie alle Fächer ver Theologie auf 
öffentlichen Schulen zu hören, dann vor Einholung der Weihungen 
„ein Jahr unerläßlich“ im Seminar zu weilen hätten, Dijpenfe 
wegen dringlicher Pfrüntenbefegung vorbehalten (1817). Später 
trat biſchöfliche Vorſorge für das Priefterfeminar ein. 

In Folge der Eonfejlionellen Trennung war der evangelifche 
Landestheil, für Beftreitung von Verwaltungs⸗ und anderen 
Koften, zur Erhebung von Steuern genöthiget; der Große Rath 
gab ihm Hiezu die erforderliche Vollmacht. Im Mebrigen vers 
walteten die Proteftanten in gewohnter Stille und Einigkeit ihre 
fonfejfionellen Angelegenheiten. Der Aftuar des evangelifchen 
Erziehungsrathes erftattete im Jahr 1822 Bericht über die Lei- 
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ftungen im Schulweſen dieſes Konfelfionstheild; weniger Be- 
friedigendes lief neben Erfreulihem einher; das Lebtere wurde 
bejonderd an der Statt St. Gallen gerühmt; in den Landbes 
zirfen ftanden Rheinthal und Dbertoggenburg oben an. Im 
Jahr 1821 hielten die evangeliihen Schullehrer ‚ver Landbezirke 
allgemeine Berfammlung und vereinigten fich zu Gründung einer 
Kafje für Unterftügung alter Scullehrer und der Schullehrer- 
Witwen. Gejfammte Schulinipektoren jammelten dann Beiträge 
der Gemeindeverwaltungen zu gleihem Zwed; der geftiftete Bond 
wurde als unvertbeilbar erklärt. Das Stadt St. Galliihe Schul- 
wejen wurde in jeinen untern und höhern Abtheilungen einer 
allgemeinen Reform unterftellt (1823). Der neue, vorläufig auf 
Probe hin für ſechs Jahre genehmigte, Schulplan war beſon— 
ders auf die Pflege der religiöien Geſinnung bedacht. Wir lefen 
tarin: „Da es der eifrige Wunſch des Schulrathes ift, daß Res 
ligion und Sittlihfeit in diejer Anftalt (Gymnafium) herrſchen, 
und chriftlihe Frömmigkeit und Tugend in derjelben nicht nur 
gelehrt, jondern eingepflanzt, ausgeübt und angewöhnt werben, 
jo jollen die Kinderlehren im Kirchen und Schulen und vie 
Morgen: oder Abendpretigten an Sonn» und Feittagen fleißig 
und andächtig bejucht, in jeder Schule des Morgens ver Unter- 
richt mit ernftlibem Gebet angefangen und von den Lehrern jede 
Ichieklihe Gelegenheit beuugt werden, um den Zöglingen die re- 
ligiöjen und moraliiden Motive Diejes zu thun und Jenes zu 
unterlafjen an das Herz zu legen, und von ihnen, als weilen, 
edlen Männern und erleuchteten Chriften felbft das Beijpiel 
eines ächt chriftlihen Sinneds, Gefühld und Betragend gegeben 
werden”. Sm Jahr 1829 wurde die ftädiiihe Schulreform 
frijcherdings aufgenommen ; dieß führte zu Verhandlungen allge: 
meinjten Belauges, nemlich zur Wiederaufnahme des früher miß- 
glüdten Vorhabend der Gründung einer „evangeliihen Kantenss 
ſchule“. Das evangeliihe Großrathsfollegium pflog darüber 
Berathbung im Juni 1830. Die Anregung blieb erfolglos. 
Sonntags den 3. Januar 1819 wurde in allen evangeliſchen 
Pfarrfirchen zu Stadt und Land das dritte Reformationsjubiläum 
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in würbiger, doch einfacher Weiſe gottesdienftlich gefeiert. Eine 
reichliche Literatur an Reden und Gefängen, melde bei dieſem 
Anlaß zur Verherrlihung des Feftes und zu Ehren ver Urheber 
der Reformation vorgetragen wurden, zeugt von der Regſamkeit 
der begabteren Theilnehmer. Stattpfarrer 3. M. Fels zu St. 
Gallen mahnte in feiner Predigt zur Theilnahme an der Somts 
tagöfeier, „nad dem Beiſpiele religiöfer, chriſtlicher Vorältern”. 
Gegen die „Io höchſt machtheilige Verirrung unferer Zeit“, nem» 
lih die „Jo jehr überhandnehmende Vernachläſſigung der Sonn- 
tagsfeier“ erließ bald nachher die reformirte Kirchenvorfteher- 
haft der Stadt St. Gallen eine eifrig gehaltene Mahnung 
(12. Auguft 1819). 

DBliden wir auf die Zeit der Mebdiationsverfaffung zurüd, 
jo finden wir damals feine Wereinsthätigkeit. Was gejchah, 
fam von den Behörden. Kriegd- und andere Laften hatten auf 
die Gemüther gevrüdt. Seit 1816 umd nachdem auch die große 
Roth überftanden war, fühlte man fich freier und aufgelegter. 
Steinmüller, Pfarrer zu Rheineck, gründete eine Geſellſchaft zur 
Förderung der Landwirthichaft, der Künfte und Gewerbe; mit 
ihm war Defan Blattmanı zu Bernhardzell an ter Spige des 
Vereins; die Gejellihaft machte fib ihre ſtatutariſche Ordnung 
und erflärte fih zu Handen der Regierung bereit, dieſe in allen 
auf die Zwede ter Gejellihaft bezüglicen Beftrebungen zu un— 
terftügen (1819); die Regierung hinwieder empfahl den Land- 
wirthen und Ortövorftehern, der Gefellihaft nad Kräften an 
die Hand zu gehen. Dr. Med. Zollifofer in St. Gallen gründete 
eine Fantonale naturwiſſenſchaftliche Geſellſchaft zur Beförderung 
„ver phyſiſchen und naturhiftoriihen Kenntniß des eigenen und 
der näcdlit angrenzenden Kantone”; dem Werein traten naments 
lich viele angejehene Aerzte bei, ſolche auch aus Appenzell Inners 
und Außerrhoden (ebenfalls 1819). Die Hebergabe des Erzie- 
hungswejens an beide Konfeffionstheile war noch immer nicht 
von Jedermann verjchmerzt. In Beſorgniß, daß eher Nachteil 
ald Gewinn aus diefer Vorfchrift der Berfaffung erfolgen dürfte, 
ſuchten die Unzufriedenen ſolchem Ergebniß. zu begegnen, um zu 
erjegen oder zu ergänzen, was den amtlichen Beftrebungen etwa 
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nicht gelänge. Es boten fi die noch lebenden Mitglieder des 
gewelenen allgemeinen Erziehungsrathes die Hand zur Grün- 
dung eines „Vereins zur Förderung der Volksbildung“. Stein- 
müller und Defan Schmid in St. Fiven übernahmen die Aus- 
führung (1823). Es wurden zierliche Zwedreven gehalten. Prak— 
tiſche Ergebniffe find nicht zu melden. In St. Gallen verfam- 
melten fib in dieſem Zeitraum auch allgemeiue varerländifche 
Bereine, fo die „fchweizerifche gemeinnügige Geſellſchaft“ und 
die „ſchweizeriſche naturforichende Geſellſchaft“; aus jener ging 
die lokale gemeinnügige Gejellihaft der Kantone St. Gallen 
und Appenzell hervor, die fih, wie der Generalverein, für Fürs 
derung des Erziehungd-, ded Armen» und des Gewerbemweiens 
bethätigte. Nicht alle diefe Vereine Fonnten fib gewünjcter 
Rührigkeit ihrer Mitglieder rühmen; fo jchlief der St. Galliſche 
Berein für Volksbildung bald ein. Im diefe Zeit fällt die 
Gründung einer zinstragenden Erſparnißkaſſe in St. Gallen 
durch D. A. Zollikofer. Bon hohem praftiihem Nugen war 
die ſchweizeriſche Mobiliarverfiherungsgefellichaft, welde in dem 
nädyften Jahre aub im Kanton St. Gallen feſten Fuß faßte, 
von der Regierung dringend empfohlen (1826). 


Dritter Abfchnitt. 


Die St. Gallifchen Antipathien gegen Churifche Bisthumsregierung ; 
Zerwürfniffe zwifchen dem Fürftbifchof und den Fatholifchen Behörden; Gin: 
leitungen zur Trennung des Bisthums St. Gallen vom Churer:Bisthum. 
Des Fürften Pancratind Stillleben in Muri; feine Stiftung für Jefuiten— 
Miffionen in der Schweiz; Müller-Frievberg’s Abbittfchreiben an den Fürſten; 
des letztern Teftament und Hinfcheid. Allmäliger PVerfonenwechfel in den 
oberften Staatöbehörden des Kantons. in Bürgerliches Geſetzbuch wieder 
angeftrebt, erfolglos. Anderes aus dem Gebiet der Geſetzgebung und Ber: 
waltung. Rheinforreftion. Der Wildhaufer: Pa geöffnet; andere Gtraßens 
bauten. Das Ningen des Großen Rathes um felbftftändige Stellung gegen: 
über der Regierung; theilweife Erfolge. Die Juli:Revolution in Frankreich; 
Rückſchlag auf die Schweiz. Die Vorboten der Staatöveränderung auch im 

Kanton St. Gallen. (Vom Jahr 1825 bis Herbit 1830.) 


Die Freude über die Gründung eines bijchöflichen Stuhls 
in St. Gallen wurde vielfach getrübt; Mißtrauen und Unzufrie- 
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denheit befchlihen die katholiſchen Näthe; feitens des Bilchofes 
und einiger ehemaligen SKapitularen des Stiftes bejorgten fie 
Abfihten, die ihnen nicht genehm waren. Der Bilhof ließ 
durchbliden, daß er das Bisthum St. Gallen nicht in der ihm 
dur die, Gründungsurfunden angewiejenen Selbftftändigfeit auf: 
fafle, Sondern daſſelbe vielmehr nur als eine Zugabe, eine Ans 
nerion zum Bisthum Chur anjehe, vie Eurie und das Seminar 
unter die Leitung von Chur zu bringen, überhaupt nad borti« 
ger Weile und in Webereinftimmung mit ben dort vorwaltenden 
Einflüffen zu regieren beabfichtige. ) Der Fürftbiihof ſchien 
wenig zufrieden mit der ihm angewiejenen Reſidenz, und mit 
Mißfallen ſahen ihrerfeits die Fatholifchen Räthe, daß er auf 
mehrere Jahre das ftattlihe v. Bayerfihe Haus im Oberdorf 
zu Rorſchach miethete, wie fie glaubten, um deito ungehemmter 
in jeiner Verwaltung fih bewegen zu können. Gelbftftändig 
zwijchen dem Bilhof und dem Adminiſtrationsrath ftand Theo- 
dor Wid, den Abfichten beider entgegen; dieſer ehemalige Kapi- 
tular begte den Plan, die in Verwaltung des Aominiftrationd- 
rathes befindlichen Fonde und Anftalten dem Domkapitel zu 
überliefern, dieſes in Elöfterlihe Form zu bringen und dadurch 
ver Erfüllung feines alten Lieblingswunſches, Wiederherftelung 
des Stiftes, möglihft nahe zu kommen. Wick wollte demnad) 
weder eine Churiſche Bisthumsregierung in St. Gallen, noch 
die Fortvauer adminiftrationgräthlider Befugniß und Macht. 
Wick war nicht weniger thätig ald gewandt. Er wollte wenig- 
ftend drei Geiftlihe in den Abminijtrationsrath bringen, von 
dem aus alsdann die Initiative zu den gewünjchten Umgeftal- 
tungen ergriffen werben follte. Der Adminiftrationsrath jah in 
ſolchem Beftreben namentlich eine Duelle fehwerer und verberb- 
licher Zerwürfniffe. Selbftftändiges Wirfen für ven Biſchof 
bei allfälligen Anftänden mit der Staatsregierung, dann bins 
wierer den Ruf unabhängiger Stellung gegenüber dem Bi- 
Ihof bei Verhandlungen jeglihen Belanges mit vemfelben für 
fih zu wahren, beantragte er bei dem katholiſchen Großraths— 
1) Falk: Hiftorifche Fragmente u. f. w. " 
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follegium tie Schlußnahme, daß hinfür Fein Geiftlicher in ven 
Arminiftrationsrath) wählbar fein jolle. Der Antrag wurde 
zum Beichluß erhoben und in bie weniger verlegende Form eines 
Reglementsartifeld gehült (23. Dezember 1824). Inzwiſchen 
beftellte der Bilchof feine Curie. Aemilian Haffner trat mit 
dem 1. Januar 1825 das Amt eines Generalvifars an, nadıs 
dem Defan Schmid zuvor, Namens der Kapiteldvorftände gra- 
tulirend, gegen ihn die Erwartung ausgeiproden hatte: daß bei 
Regierung des Bisthums „der erhöhte Kulturftand der Kantons: 
bewohner” berüdfichtiget, das „reine Chriftenthum, der Achte 
Katholizismus den entbehrlihen und längſt abgelebten Formen 
und Menſchenſatzungen vorgezogen”, das „Licht“ gegenüber der 
„Finſterniß“ zum Siege geführt werde. Als geiftlihe Räthe 
berief Karl Rudolph den Pfarrer Leonhard Gmür, von Ambden, 
Theodor Mid, damals eriter Pfarrer au der Kathedrale, und 
den gelehrten Ildefons von Arx; ald Aktuar der Behörde den 
ehemaligen Kapitularen Biftor Spillmann, Koadjutor in Gt. 
Georgen. So war die Weltgeiftlichfeit des ehemaligen Churi— 
ſchen Bisthumsantheild durch den Zuzug eines ihrer hervor: 
ragenden Mitglieder berüdfichtiget, nicht aber jene des ehemali- 
gen Konftanzerantheild. Im andern Dingen, deren Regelung 
ter Adminiftrationsrath gerne gejehen hätte, hielt der Biſchof 
beharrlides Stillſchweigen ein. Die allfeitigen Beziehungen um 
die Mitte des Jahres 1825 zeichnet der Generalvifar Aemilian 
Haffner in einem Brief an ven Fürften PBancratius: ſelbſt über 
das Weſen der Verbindung beider Bisthümer jei man uneinig; 
in Chur wolle man biefelben nur ald ein Bisthum anfehen, 
beide dann auch auf eine und dieſelbe Weile regieren, in St. 
Gallen dagegen fehe man beide Bisthümer als völlig felbft- 
ftändig an, vereinigt nur in Bezug auf die Perfon tes Biſchofs; 
von daher große Unannehmlichfeiten für den Generalvifar; „wir 
trugen auf ein eigenes St. Galliihes Directorium, Rituale 
u. ſ. w. an; aber Chur will nur Gin und das Nemliche haben; 
vergebens beriefen wir uns auf Die Beilpiele anderer Bis- 
thümer, die öfters auch nur einen Bilchof hatten, jo Würzburg 
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und Bamberg”; während Verfchievenes, was zur Zeit der Kon- 
ftanzer Bisthumsverwaltung unter MWeffenberg eingeführt wor: 
ven (4. B. über Sponfalien, gemifchte Ehen, Beerdigung der 
Broteftanten u. ſ. w.), in St. Gallen als rechtskräftig ange 
fehen werbe, wolle Ehur dießfalls bei feinen alten Grundfägen 
verharren und ohne Zuſtimmung des heil, Stuhles nichts ändern. 
„Was aber noch das Bedeutendfte ift, glaubt fi die paritäs 
tiiche Regierung in St. Gallen und jelbft der Fatholiihe Ad— 
miniftrationsrath ermädhtiget, Alles zu thun und zu folgen“ 
(nadizuahmen?) „was in Deutichland, befonders in Defterreich 
vorgehet. Ich finde zwiſchen ver Kirchenfection im Badiſchen 
und dem Adminiftrationsrath beinahe feinen Unterfchied u. |. w., 
nur daß jener” (diefer?) „in manden Fällen noch conſequenter 
handelt u. ſ. w.“ Unter ſolchen Umſtänden ſei höchft ſchwierig, 
auch nur den Grund zu einer erſprießlichen kirchlichen Ordnung 
im neu gegründeten Bisthum zu legen (19. Juli 1825). Dem 
alffeitigen Mißbehagen folgten ſächliche Zwiſte. Der Bilchof 
ftellte die Forderung, daß ihm alle, ehedem dem Stift zugehö- 
rige, zur Zeit vom Aominiftrationsrath ausgeübte Kollaturrechte 
übergeben werben. Er jchrieb aus Chur: „Da der heil. Stuhl 
bei Aufhebung des proviforiichen Zuftandes und Errichtung eines 
eigenen neuen Bisthums daſelbſt“ Cin St. Gallen) „alle vor- 
malige diesfällige Abbatialrehte, worunter nach meinem 
Dafürhalten die Kollaturen unzweifelbar und vorzüglich gemeint 
waren, an das neue Bisthum übertragen hat, jo werde ich auch 
jelbe al8 mir und meinem Nachfolger am Bisthum angehörend 
betrachten können;“ hätte der Aominiftrationsrath andere Anz 
fihten, möge er ihm daherige Gründe mittheilen (28. Januar). 
Der Aominiftrationsratb antwortete: Seit dem 30. Januar 
1813 fei er im anerkannten gefeglichen Befig der angefprochenen 
Kollaturrechte; daß die früheren Bilchöfe (über St. Gallen) 
diefe Rechte nie befaßen, dafür zeugen Gefhichte und Urfunden; 
aud werde dem Fürftbiichof in Erinnerung fein, daß während 
der ganzen St. Galliihen BisthumssUnterhandlung von jenen 
Rechten nicht im Geringften die Rede geweſen, — keine Ver⸗ 
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zihtleiftung auf jelbe gefordert worven fei; aus dem Konkordat 
fönne alfo die nun geftellte Forderung auch nicht begründet 
werden; dann wörtlid: „die Abbatialrechte find erlofhen und 
dem Bilchof find und haben in ver Bulle Feine andere Rechte 
übertragen werden können, als einzig die bifchöflichen Mechte, 
welche der Abt in suo territorio "Nullius ausgeübt hat. Jede 
antere Auslegung ift einfeitig und könnte das Konfordat ges 
fährden;“ fie würde ftörend auf die gegenfeitigen Verhältniſſe 
einwirfen, dad Zutrauen in bie neue Schöpfung Schwächen, das 
Vorſchreiten des Schön begonnenen Werkes lühmen, Mißtrauen 
und allgemeine Unzufriedenheit hervorrufen. Endlich gedachte 
der Adminiftrationsrath, wie verbienftlich es feitens der katho— 
lifchen Laien gewejen, die früher von der gemifchten Kantons— 
regierung ausgeübten PBatronatredte an die Dberbehörde des 
fatholiihen Volkes gebracht zu haben (22. Februar). Mit jols 
cher Ablehnung war auch Falk einverftanden, feiner vollen Ers 
gebenheit für die Firchlihen Behörden ungeachtet. ) Da der 
Biſchof auch in perfönlichen Unterredungen nicht zur Nachgiebig- 
feit zu bewegen war, jondern vielmehr eine unterftügende Schluß» 
nahme jeitend des heil. Stuhles zu erwarten fchien, fo wendete 
fih der Adminiftrationsrath befehwerbeführend und mit dem Be: 
gehren an die Nuntiatur, daß ber Fürſtbiſchof „in die Schranfen 
feiner Stellung zurüdgewiefen werde”, jpäter an die Kantond- 
regierung, die er von ben jchriftlihen und mündlichen Verhand— 
fungen über den Gegenftand in Kenntniß fegte, „damit ven 
Anmaßungen des Bilhofs entgegengewirkt werden kann, welche 
ungebunden über die Abbatialrehte fih ausdehnen möchten“ 
(4. November 1825). Die Regierung ging joweit als fte konnte 
und Sprach in ausführlich motivirtem Schreiben die Dazwilchen- 
funft des Internuntius Paschal Gizzi zu dem Ende an, daß 
die adminiftrationsräthlide Ablehnung zur Anerkennung gelange 
(15. November). Der Fatholiihe Adminiftrationsrath verdanfte 

) In feinen Papieren liegt eine einläßliche, auf firchenrechtliche und 
gefchichtliche Momente fich ftügende, Beweisführung vor, daß die Anſprüche 
des Fürftbifchofes abzulehnen feien. 
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jehr verbindlich den ihm bei dieſem Anlaß gewordenen Staatds 
Ihug, den er fich ſonſt bei jeder andern Gelegenheit verbeten 
hatte. Der Kollaturftreit zwijchen dem Aominiftrationgrath und 
dem Biſchof wurde noch einige Zeit fortgefegt; der Adminiftra- 
tionsrath aber blieb in den ihm durch Gefeg zugeſchiedenen 
Rechten, und eine die Anfprüche des Fürſtbiſchofs unterftügende 
Verfügung feitend des Papftes ift nicht ergangen. Die beiden 
fatholiichen Regierungen, die geiftlihe und die weltliche, welche 
die eigenthümlichen Verhältniffe St. Gallens neben einander ges 
ftellt, Fonnten ſich aber nicht bloß der Kollaturen halber, ſondern 
auh in Bezug auf mehrere andere Angelegenheiten nicht Teicht 
verftehen. Der Adminiftrationsrath wünjchte Verftändigung; der 
Biſchof feinerfeits wollte Vorfchläge erwarten. So entſtand ſei— 
tens der erftern Behörde der Entwurf zu einem Konfordat mit 
dem Biſchof, folgenden wejentlihen Inhaltes: 1. Eintheilung 
des Kantons in fieben geiftlihe Kapitel; 2. Selbftftändigfeit 
der Kapitel, nah Maßgabe der „Eanonifchen Rechte”; Ernen- 
nung der Defane, Entwerfung ihrer Statuten, bifchöflide Ge— 
nehmigung vorbehalten; 3. in Bezug auf Ritus, das „Diref- 
torium, die Faftenmandate, Hirtenbriefe u. ſ. w. wird Gt. 
Gallen ald ein eigenes, unabhängiges Bisthum behandelt; reſi— 
dirt der Bischof nicht perjönlih in St. Gallen, fo geben alle 
amtlichen Erlafje (Hirtenbriefe u. |. w.) vom Generalvifar aus; 
4. ungejchmälerte Anerfennung der Kollaturrechte des Admini— 
ftrationdrathes jeitend des Bilchofes; 5. Unterfuhung gefammter 
Kirchen: und Pfrundrechnungen durch eine Kommilfion des Ad— 
miniftrationsrathes, der ver Bilchof ebenfalls einen Kommiflär 
beigibt; 6. zu fiherer Erhaltung des bisthümlichen Dotations— 
fondes ſoll der Biſchof eine vießfalfige Verwaltung in St. 
Gallen nieverfeßen, welche die Kapitalien (der Bulle gemäß) _ 
nicht anders ald auf fichere Unterpfande im Kanton anlege 
und von 3 zu 3 Jahren einer Kommiſſion des Adminiſtrations— 
rathes, unter Vorweiſung der Schuldtitel, Rechnung ablege; 
gleiche Vorſchrift bezüglich des Fondes des Domfapiteld, der 
Domkirche und aller übrigen Fonde; 7. der Biſchof jolle, zum 
33* 
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Beften des Schulweſens, auf pädagogifche Ausbildung der Se- 
minariften Bedacht nehmen; 8. der Adminijtrationsrath ver: 
pflichtet fi, zu befriedigender Befegung der theologijchen Lehrs 
ftühle in St. Gallen, ausgewählte junge Geiftlihe im Einver- 
ftändniß mit dem Biſchof auf zu beftimmenden hohen Schulen 
ausbilden zu laffen; 9. das Berfommniß mit Konftanz über 
Eheverjprehungen vom 3. 1808 trete in Kraft für den ganzen 
Kanton. Punkte 10 und 11 betreffen die Matrimonialgerichts- 
barfeit; das Konftftorialgericht befteht aus 9 Mitgliedern, 4 
geiftlihen und 5 weltlichen; jene wählt der Bilchof, diefe der 
Adminiftrationsrath; das geiftlihe bijchöflihe Conſiſtorium 
ipriht allein über Trennung des Ehebandes ab; ift Trennung 
ausgeſprochen, jo urtheilen die weltlichen Beifiger jenes Ge— 
richts über Fragen der Entfhädigung u. ſ. w.; das Konfiftorials- 
gericht entfcheidet auch über Klagen, betreffend die amtliche Wirk: 
famfeit der Pfarrer. Ueber viefen Entwurf fam es zwar zu 
etwelchen mündlichen Verhandlungen, zu einer wirklichen Ver— 
ftändigung nie, da namentlih der Adminiftrationsrath ven Ab— 
Ihluß über das Ganze zur Beringung machte, während ber 
Biſchof keinenfalls von feiner Anſprache auf die Kollaturen abs 
gehen wollte (1826). So bewegte fi die biichöfliche Verwal— 
tung fürwährend in einem SBrovijorium, das weder den Laien 
noch der Geiftlichfeit genehm fein Fonnte. „Nichts hat einen 
Fortgang und die Ausfichten in die Zukunft find noch erbärm- 
licher”, fo Hagte Aemilian Haffner in einem Brief an den 
Fürften Pancratius (1. April 1828). Andere mißbeliebige Er- 
örterungen, theild mit der Nuntiatur, theild mit dem Bilchof, 
veranlaßten die vom Adminiſtrationsrath geforderte „Gleich— 
ftellung“ des Churer Kapiteld mit dem St. Galliſchen, nemlich 
die Herabfegung feiner Gliederzahl auf die für St. Gallen be- 
ftimmte, dann die an die römifhe Curie zu erlegenden Taxen 
für die St. Galliſchen Kanonifate. Der fath. Adminiftrationds 
rath haderte da um wenige Hunderte von Gulden, ftatt in eins 
fachfter Weile den ernannten Domherren mit Rüdficht auf ihre 
Ihmalen Einfünfte einen verhältnigmäßigen Beitrag aus dem 
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allgemeinen katholiſchen Fond an jene Koſten zu verabreichen. 
Wie der Biſchof in feinen Verhältniſſen zur Adminiſtration 
wenig Rückſicht auf St. Galliſche Anſchauungen und Bedürfniſſe 
zu tragen wußte, ſo gefiel ſich der Adminiſtrationsrath in einer 
ſtreitluſtigen Korreſpondenz mit der Nuntiatur über untergeord⸗ 
nete kanzleiiſche Einrichtungen und Uebungen in Rom. Die 
Mißverſtändniſſe in” St. Gallen wuchſen zur Schroffheit an. 
Die Nuntiatur ihrerfeitd war höchft gefällig und freundlich; fo 
war fie unter Anderm bemüht, ben higigen Span wegen ber 
Kollaturrehte durch Empfehlung an den Adminiftrationdrath, 
dem Biſchof einige Kollaturrechte freiwillig zu überlaffen, zu 
fchlichten, wogegen dann der Heil. Vater alle übrigen Kollatur- 
rechte des Mominiftrationsrathes als ſolche beftätigen würde. 
Durch Bermittlung der Nuntiatur erfolgte bald die Rebuftion 
des Domfapiteld von Chur auf tie Normalzahl von fünfzehn 
Mitgliedern und ed war daburd die geforderte Gleichſtellung 
bewirkt (Bulle Papft Leo des XIL, vom 4. Mai 1826). In 
erfter Beftellung ded Domfapiteld für das Bisthum St. Gallen 
wurde Heinrih Müller-Briedvberg als Propft, Leonhard Gmür 
als Domdefan ernannt; ald NRefidentialfanonifer wurden be- 
zeichnet: Aemilian Haffner, Theodor Wil, 3. A. Blattmann, 
Gonrad Scherrer, Thomas Brändle. So hatten die beiden 
Opfer ded Strafprozeffes von 1805 wieder Anerfennung ges 
funden; Thomas Brände aber, treu feiner Beharrlichkeit für 
das Stift, lehnte ab; für ihn wurde Ild. von Arc erwählt. 
Als Forenfed waren verdiente Seelforger auf den Landpfarreien 
ernannt. Ganz Fonjequent wurde in Rom in Folge der mit ber 
Gründung des St. Galliihen Bisthums zugleich ausgefprochenen 
Aufhebung des Stifted angenommen, daß nunmehr für die zu 
Domherren ernannten ehemaligen Kapitularen die Säfularijation 
und Habilitirung zur Uebernahme von Pfründen einzutreten 
habe, wofür ebenfalls die üblichen Kanzleitaren eingeforbert 
wurden. Die betheiligten Briefter wendeten fich bießfalld an 
den Heil. Vater mit Geſuch um Nachlaß, zumal fie bei allem 
Vorgegangenen ganz paſſiv geblieben feien, namentlich nie eine 
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Säfularifation verlangt haben noch verlangen werten. Leider 
wurde auch diefe Kleinigkeit Gegenftand vieler amtlicher Schrei— 
berei. Die Akten bezeugen, daß der Papft viepfällige Bittjchrift 
nicht unbeachtet gelaffen habe. Durch ſolche und Ähnliche Ber: 
umftändungen verzögerte fich die förmliche Einfeßung des Dom- 
fapitelö mehrere Jahre lang. Soldyes war dem kath. Admini- 
ftrationsrath jehr ungelegen, denn er fürchtete, daß bei all- 
fälligem Hinichied des bejahrten Biſchofs noch vor Einfegung 
des St. Galliihen Kapiteld, Das Churer Domkapitel, veran- 
laßt durch die befannten obrigfeitliben- Einwendungen raus 
bündend gegen das Doppelbistfum, allein zur Wahl eines 
neuen Biſchofs fchreiten würde und müßte, ohne daß St. Gallen 
ſich dabei betheiligen Fönnte, „worurd die ganze Macenichaft 
aufgelöst würde”. ) Die Inftallation des St. Galliihen Ka— 
piteld erfolgte enblih, unter geziemender Feier, am 14. Juli 
1830. Statt tes ſchon im 3. 1828 verftorbenen Leonhard 
Gmür war nun Nemilian Hafner Domdefan; in eine andere 
Bafatur unter den Nefiventialen trat Joh. Nep. Zürder ein. 
Die Forenjes waren die Pfarrer: Schönenberger in Waldkirch, 
Pfiſter in Berned, Chr. Andr. Hardegger in Kirchberg, Job. 
Kaſpar Wölfle in Lichtenfteig, Gallus Joſeph Popp in Häg— 
genſchwyl, Joh. Joſ. Nußbaumer in Niederhelfenſchwyl, Sob. 
Jakob Schaffhauſer in Niederbüren, und Rudolph Good in 
Mörſchwyl. Unterdeſſen ergaben ſich zwiſchen dem Fürſtbiſchof 
und dem Adminiſtrationsrath noch ernſtere Anſtände als früher. 
Die biſchöfliche Dotation war auf 7500 Gl. Rente feſtgeſetzt, 
davon 5000 Gl. für die biſchöfliche Menſa, 2500 Gl. für die 
Curie. Aus den angewieſenen Kapitalien und Grundſtücken 
zog der Biſchof in Wirklichkeit jene Geſammtſumme nicht; er 
berechnete vielmehr, daß er Jahr um Jahr eine Einbuße von 
1500 bis 1600 Gl. erleide. An das Billigkeitsgefühl des Ad— 
miniſtrationsrathes ſich wendend, trug er dieſem an, die Ver— 
waltung bed betreffenden Fondes ihm, dem Biſchof, ab- und 


) Schreiben des Generalvifars Aemilian Haffner an den Fürften Pan 
cratius; vom 18. April 1829. 
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jelbft zu übernehmen, dagegen dem Biſchof die vollen durch die 
Bulle zugefiherten 7500 Gl. jährlich zu verabfolgen; zugleich 
erjuchte er um Erſatz bisheriger vierjähriger Einbußen (29. No» 
vember 1828). Der Fatholiiche Adminiſtrationsrath aber trug 
fih mit Höheren; eine rechtliche Pflicht zur Ergänzung der bes 
Iprochenen Rente aus tem Gang ver früheren Unterhandlungen 
und namentlich in Folge unverflaufulirter Uebernahme ter an— 
gewiejenen Dotationsgegenftände ſeitens der geiftlichen Behörde 
ablehnend, fich aber zu gütliher Abfindung bereit erflärend, ers 
griff er den Aula, mit feinem Hauptanliegen auszurüden. Er 
Ichrieb dem Fürſtbiſchof wörtlih: „Es ift allgemein befannt, 
wie ſehr die Bündneriiche hohe Regierung durch die Verbindung 
der beiden Bisthümer Chur und St. Gallen geärgert worden 
ift und wie Hochdieſelbe ſelbſt Schlüffe gefaßt haben fol, bei 
dem Abiterben Euer Hocdfürftlihen Gnaden — — — mit der 
Kraft des weltlichen Armed den Statum ab ante wieder zu bes 
wirken. Wir finden feinen Grugd, diefer Hinwirfung entgegen: 
uarbeiten, wohl-aber fordern unjere Bebdürfniffe und auf, ver: 
jelben auf jede geeignete Art Hand zu bieten. Selbſt der an— 
jehnlichere und größere Theil des Klerus beider Kantone St. 
Gallen und Graubünden wünſcht eine vollfommene Trennung 
der beiden Bisthümer, und findet die Verbindung den Forder— 
niffen des Volkes und der politiichen Lage deſſelben zuwider. 
Diefer gefpannte Zuftand der Sache wird daher andauern, bie 
die Vorſehung durch Vakantwerdung des biſchöflichen Siges 
dieſe Spannung heben und die Gelegenheit geben wird, bei 
dem heil. Stuhl um Trennung der beiden Bisthümer, auch im 
Haupte, einzukommen.“ Alsdann aber, ſo fährt das Schreiben 
fort, werde bis Austrag der Sache ein ſchädliches Proviſorium, 
mit ihm eine allgemeine Verwirrung eintreten; daherigen Be— 
denken ſollten biſchöfliche und weltliche Behörden gemeinſam vor- 
beugend entgegenwirken; es ſollte ſchon jetzt der Heil. Vater 
gebeten werben, „die verlangte Trennung und vollſte Selbft- 
ftändigfeit der beiden Bisthümer auf den Fall ver Bafant- 
werbung des bifchöflihen Siges auszuſprechen, und bie beiden 
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Domkapitel zu Chur und zu St. Gallen, jedes für fein Bis- 
thum beftehend, zu inſtituiren.“ Hieran jchloß ſich die Bitte 
an. Karl Rudolph um Mitwirkung zu erwähnten Zwed, und 
die Zuficherung, daß, jobald der Papft die Trennung und volle 
Selbftftändigfeit der beiden Bisthümer ausgeiprochen haben werde, 
der Adminiftrationsrath die vom Biſchof gewünjchte Verwaltung 
des Dotationdfondes übernehmen und ihm für fich und die Kurie 
lebenslängli den vollen Jahresbetrag von 7500 Gl. in viertel: 
jährlihen Raten ausbezahlen werde (5. März 1829). So war 
obrigfeitlih die Art an das Doppelbisthum gelegt, nod bevor 
das St. Galliſche Domkapitel inftallirt worden. Alsbald folgte 
eine Unterredung über den Inhalt obigen Schreibens zwiſchen 
dem Fürftbiifhof und dem SPräfiventen, tann ein neuer Brief 
des Adminiſtrationsrathes an den Biſchof, in welchem dieſer 
um feine Mitwirkung zu dem Zweck erfucht wurde, daß das 
St. Gallifhe Kapitel bei erfter Sedisvakanz fofort allein und 
von fih aus den St. Galliihen Bilhof ernennen möge, wo— 
gegen der Adminiſtrationsrath nebft Uebernahme der Verwaltung 
volle Zahlung ver bewußten Rente vom 31. März 1829 an 
verhieß, unter dem Borbehalt jedoch, daß, falld binnen einem 
Jahre von Rom aus dem Begehren um St. Galliihe Selbft- 
ftändigfeit nicht in erwähnter Meile entjprochen fein würde, 
dannzumal dem Adminiftrationsrath zuftände, das Mehrbezahlte 
wieder in Abrechnung bringen zu können (31. März). Der 
Biſchof gab feierliche Zufage zum Gewünfchten, verbat fih da— 
gegen die eventuelle Erjagpflibt (1. April. Nun neue Mißs- 
helligfeit. Da bis zum Frühjahr 1830 das Projekt ver Trens 
nung nicht um einen Schritt vorwärts gefommen, namentlich 
der Biſchof dießfalls ganz unthätig geblieben war, jo madte - 
der Adminiftrationsrath die vorbehaltene Erfagforderung geltent. 
Empfindlid darüber erklärte der Fürftbiichof: zu einer Initias 
tive in Sachen der Trennung habe er ſich keineswegs anheijchig 
gemacht; fie würde fih für ihn auch nicht fchifen; wolle ber 
Adminiftrationsrath bei feiner Abficht verharren, jo möge er 
von ſich aus ein zeigbares Schreiben an ihn richten; ſolches 
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wolle er (Biſchof) empfehlend nah Rom einbegleiten (3. Juni 
1830). Nun folgte eine Zwiſchenhandlung. Im Spätherbft 
zuvor hatte die Prüfungstommilfion des Fatholifchen Großraths⸗ 
follegiumsd Einfiht in die Korreſpondenz über bie eingeleitete 
Trennung verlangt, dabei an die gejeglihen Vorſchriften er- 
innert, welde nad ihrer Anficht bei daheriger Unterhandlung 
maßgebend wären. Ihr Begehren wurde vom Aominiftrationd- 
rath abgelehnt; dagegen berichtete diefer umftändlich über Weſen 
und Gründe feines Vorhabens an das genannte Kollegium 
(14. Juni 1830) mit Anträgen, was weiter gefchehen ſollte. In 
Genehmigung derfelben wurbe der Aominiftrationsrath beinahe 
einhellig beauftragt, im jchidlich erachteter Zeit auf die Tren- 
nung für den Fall der Sedisvakanz binzuwirfen, „ohne jedoch 
über eine Vermehrung des jet beftehenden Bisthumsfondes fich 
einzulafien, wenn eine ſolche -in Anregung gebracht werben 
möchte” (Beihluß des Fatholifchen Großrathskollegiums vom 
18. Juni). Aber eben in Folge diefer Verhandlungen gerieth 
die Sache vollends in Stoden; der Mominiftrationsrath ließ 
fein Projekt für einmal „auf fi beruhen“, da er nicht im 
Galle ſei, bezüglih der Verzinſung des Dotationsfapitals zu 
vollen 5 Prozent zu entfprechen; folches meldete er dem Biſchof 
(20. Juli). Bon nun an ruhte diefe Trennungsfrage einige 
Zeit hindurch. Inzwiſchen war der Aominiftrationsrath, wie 
immer, bedacht, in kirchlichen Sachen Autorität zu üben; fo gab 
er ter Verordnung des Fatholiichen Großrathsfollegiums über 
die Bedingungen für Anftelung von SPrieftern auf Pfründen 
mit der Erinnerung Vollzug, daß jeder Priefter, vor der Bes 
werbung um eine Pfründe, mit einem von ihm (dem Adminis 
ftrationsrath) ausgeftellten Wahlfähigkeitsakt zu verfehen ſei und 
ſolchen dem Kollator vorzuweilen habe. Er erftredte feine Aufs 
fit auch auf die Kapitularen, welche die angefehenften Manns 
flöfter der Schweiz (Einfiedeln und andere) auf St. Galliſchen 
Pfründen anftellten, und auf die Beichtiger der Frauenklöfter 
(Berordnung vom 30. Dftober 1827). Auch zwifchen ver Kans 
tonsregierung und dem Fürftbiichof erhoben ſich Anftäude. Diefer 
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hatte am 15. März 1827 ein Kreisſchreiben an die Geiſtlich— 
feit des Bisthums erlaffen, welches die Gingehung ber ges 
mifchten Ehen erſchwerte.) Die Regierung befremdete fih über 
ſolch eigenmäctigen und ohne Begrüßung ver Staatsgewalt 
veröffentlichten Erlaß und richtete an den Biſchof die Einladung, 
feine in allgemeinen Difziplinarfachen zu erlaffenden Anordnungen 
in Zufunft ihr zeitig genug mitzutheilen, damit fie je nach Um— 
ftänden das Iandesherrliche Plazet erteilen, jedenfalls ftaatliche 
Rechte wahren Fönne (5. April. Im gleichen Jahr (1827) 
verordnete die Regierung, daß das mit der Konftanzer Bis— 
thumsbehörde im J. 1808 abgejchloffene Verkommniß betreffend 
Eheverfpreben und daherige Klagen auch im ehemaligen Ehurer 
Bisthumsantheil ded St. Galliſchen Gebietes zur Anwendung 
zu fommen babe, in Eheſcheidungsſachen vie Hifchöflibe Kurie 
jowohl im ehemals Ehurifchen als im ehemals Konſtanziſchen 
Bisthumsantheil nur über die Frage ver Scheidung abzujprechen 
habe, dagegen ber Entſcheid über alle und jede Rechtöfragen 
zwifchen ven Eheleuten, über Vermögen, Suftentation, Erziehung 
der Kinder u. ſ. w., der bürgerlichen Gerichtsbarkeit überlaffen 
bleiben jolle (25. September). Es verdient noch Erwähnung, 
daß die Regierung von Appenzell 3. R. fhon im Jahr 1825 
den Wunſch nah Einverleibung in das Bisthum St. Gallen 
vernehmen ließ; ver Fatholifhe Aominiftrationsrath von St. 
Gallen erwiederte: vor Allem wolle er dortige einläßlichere An- 
träge vernehmen. 

Während man in St. Gallen ſich dem verderblichften Hader 
hingab, lebte Fürft Pancratius ftil wie immer in feinem flö- 
fterliben Alyl zu Muri, auf meue milde Stiftungen bevadıt. 
Hatte er durch bereit berichtete Vergabungen die Vergangenheit 
berüdfichtiget und geehrt, jo wendete feine Aufmerkjamfeit fich 
nunmehr ver Zufunft zu. Da die unterbrüdte Benediftiner- 
Abtei St. Gallen für „das Seelenheil des Volkes“ nicht mehr 

1) Ein früherer Erlaß vom 10. November 1820 hatte, auf alte kirch— 


liche Verbote gefußt, vollends verordnet, daß jeder einzelne Fall dem heil. 
Stuhl zur Kenntniß und Entjcheidung einberichtet werde. 
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wirfen könne, allſo ſchrieb er, wolle er Borjorge für Erfah 
treffen. Seine Verehrung für die Gefelichaft Jeſu und bie 
Sorge für die Erfüllung ded erwähnten Zwedes führte ihn zur 
Stiftung regelmäßiger Jeſuiten-Miſſionen in der Schweiz. Schrift- 
lich beurfundete er zu diefem Ende feinen Entſchluß: „geiftliche 
Mifftonen zu ftiften, in ver Ueberzeugung, daß dieſe vorzüglich 
geeignet find, nicht allein die Erzielung des ewigen Heils mander 
chriftlichen Seele ald erften Zwedes, fjonvern auch das Wohl 
tes Staated durch Bildung gottesfürdtiger — hiemit guter — 
Bürger zu bewirken“. In dieſer Abficht vergabte er der „Ehr- 
würdigen Gefellichaft Jeſu“ durch ven damaligen Wizeprovinzial 
in der Schweiz, P. Johann Baptift Drad, ) ein Kapital von 
16,000 Schw. Fr. zu jährlihen zwei Mifftonen von je 8 bie 
9 Tagen, durch zwei Priefter der Gefelihaft an je zwei Orten, 
vom Jahr 1828 an einfchließlich, zu halten (Art. 2). „Die Ge: 
wiffenhaftigfeit ver Gefellichaft Jefu, auf welde Wir ung ohne 
weitere zur Sicherheit des Stiftungsfondes anzuweiſende Hypo» 
thef gänzlich werlaffen, ift Uns Bürge, daß fie diefen 2. Artifel 
genau erfüllen werde.” Die alljo geitifteten Miffionen, fo vers 
ordnete der Fürft weiter, jollen „inner der Schweiz” ftatthaben, 
namentlih im katholiſchen Antheil des Kantond Bern, in den 
Kantonen Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden ob und nid dem 
Wald, Zug, Fatholiih Glarus, Freiburg, Solothurn, Bafel, 
Appenzell J. R, St. Gallen, Aargau, Waadt, Thurgau, Wals 
lis und Fatholiih Genf. Jedem ver Bilchöfe von Baſel, Sitten, 
Laufanne und Genf, wie auch von Chur und St. Gallen, ließ 
er vidimirte Abfchrift der Stiftungsurfunde zuftellen; die Geſell— 
Ihaft Jeſu verpflichtete er zur Nieverlegung eines Empfangs— 
inftrumentes für den Fond der 16,000 Fr. in das biſchöflich 
St. Galliihe Arhiv (Urkunde aus Muri, 27. November 1825). 
Bald nachher folgte neue WVergabung: der Fürft ftiftete zwei 
Stipendien für zwei bei den Sefuiten ftudirende Kandidaten der 
Theologie aus den St. Galliihen Stiftslanden; die Auswahl 
ber Stipendiaten blieb dem Generalvifariat des Bisthums St. 
*) Aargauer aus Kirchdorf im Siggenthal bei Baden. 
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Gallen anheimgeſtellt; Betrag der Stiftung 5000 Gl. rheiniſch 
(1. Auguſt 1826); die Haupturkunde wurde dem Biſchof von 
Lauſanne übergeben. Auch für die Schuljugend in Muri und 
Umgegend öffnete Pancratius ſeine milde Hand: er gründete 
mittelſt Anweiſung von mehreren tauſend Franken eine Schul⸗ 
ſtiftung, vermöge welcher die ſechs Schulen der Pfarrei Muri 
aljährlih vor dem Bezirksſchulrath zu einer Konkursprüfung 
vereiniget, die Kinder dann je nach ihren Leiftungen mit an- 
ſehnlichen Preiſen in Geld bejchenft werben; feierlicher Gotted- 
bienft ſoll jeweilen dieſes finnige Schulfeft einleiten. Die Ber: 
gabungen des Fürften unter Lebenden berechnet P. Golumban 
wie folgt: für die bereits im Jahr 1819 geftifteten Anniverfa- 
rien 33,000 Gl.; zu gleihem Zwed an die Pfarrfirde in Näs 
fel8 4200 Gl.; zu Jahrzeiten in Fiſchingen, Wyl, Goßau, Rors 
ſchach, Bütſchwyl, Freiburg in der Schweiz, PBruntrut, Solo- 
thurn, an jeden Drt 2887 ©. 30 Kr.; „vieles Andere für 
Kirhen und Schulen da und tort”, zufammen 79,821 Gl. 
374, Kr. Diefed Verzeihniß läuft bis 1. Juli 1828; P. &o- 
lumban feste eigenhändig Hinzu, daß ed unvollftändig und uns 
vollendet fei. Teftamentarijch hatte Pancratius ſchon am 1. Juni 
1821 (alſo am Tage der zweiten Jahrzeitenftiftung) verordnet: das 
Gotteshaus Muri jei erfucht, die drei goldenen Pektoralien und 
zwei Abbatialringe jo lange in. Verwahrung zu nehmen, bis in 
Et. Gallen eine Abtei oder ein Episcopatus sive saecularis 
sive regularis t) errichtet fein werde, und erft aldtann viele 
Pretiofen tem Abte oder dem Biſchof (von St. Gallen) als 
Eigenthbum ded Bisthums übergeben zu laſſen; die zwei gol- 
denen Ordensketten B. Virginis M. Annunciatae ?) follen vers 
fauft, der Erlös zu vier gleichen Theilen den Pfarrherren zu 
Wyl, Rorſchach, Goßau und Lichtenfteig zur Austheilung an 
dortige Hausarme abgeliefert werben; die Hälfte des LKichten- 
fteiger Antheild dem reformirten Pfarrer dafelbft zu Handen ber 


) Ein Bistum mit oder ohne KRloftereinrichtung. 
9) Bergabung des Königs von Sardinien an den jeweiligen Abt von 
St. Gallen feit 1686, 
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Hausarmen gleicher Konfeifion; mehrere mathematifche Inſtru— 
mente (Erinnerung an fein Lieblingsfach), einige goldene und 
anvere Uhren und Achnliches vergabte er dem Drte jeiner Bes 
gräbniß für die daherigen Unfoften und Erequien, mit dem aus⸗ 
drüdlihen Beiſatz: es folle bei der Begräbniß alles Gepränge 
unterbleiben und mehr nicht als bei der Begräbniß „eines jeden 
Religiofen“ gejchehen. Anderes von weniger Bedeutung, unter 
freundlicher Bedachtnahme für den P. Eolumban. Am Todes- 
tage alfällig vorhandene Baarihaft und Guthaben beftimmte 
der Teftator für die Hausarmen der oben genannten vier St. 
Galliſchen Pfarreien. Eine befondere Erklärung vom 17. Des 
zember 1824 beftätigte das Teftament. Es liegt wie ausge 
wiejen vor, daß ber Fürft ungefähr die gleiche Eumme, die ihm 
‚als Benfton für nahe an fünfzehn Jahre zugefommen, ausſchließlich 
für Kirchen-, Armens und Erziehungszmwede verwendet hat. Im 
Frühjahr 1829 nahte der Fürft, an der Waſſerſucht leivend, dem 
Ziele feiner irbifchen Laufbahn; fein Tagebuch fchrieb er eigen» 
händig nur noch bis zum 15. Mai; von dann an enthält es 
bloß jpärliche Notizen, nah Diktat des Fürften von des P. 
Eolumban netter Hand gefchrieben, bis in den Juli binein- 
reihend. In diefen Tagen jchrieb Müller-Friedberg dem hohen 
Kranfen eigenhändig Folgendes: „Hochwürdigſter Fürft! Mit 
aufrichtiger Theilnahme vernahm ich das Erfranfen Euer Hod- 
fürftlichen Gnaden; die Vorfehung möge über Hochſelbe walten, 
wie Sie über mid gnädig waltete.e Ich war zweimal binnen 
2 Jahren der Ewigkeit weit näher und lebe und wirfe noch. Das 
erinnert mich num, nicht mehr zu verzögern, was mein Herz fi 
fängft vorgenommen hatte. Gewaltſame Weltfrifen haben uns 
gewaltfam aus einander geriffen. Meiner Pfliht war ich treu, 
wie fie jevesmal über mich verfügte, und Berfönliches leitete nie 
mein öffentliches Handeln. Doch mag in folhen Wirren augen- 
blicklich Unehrerbietiged oder Mebelmollenves in mein Thun ein- 
gefloffen fein. Laſſen Sie mich nicht von hinnen fcheiden und 
ſcheiden auch Sie nicht von binnen, ohne mir großmüthig vers 
ziehen zu haben. Verſchmähen Eure Hochfürftlichen Gnaden bie 


u BO 


Bitte eined Mannes nicht, der die großen Eigenſchaften kennt, 
die er an Ihnen zu verehren hat, und der, jo wie in tiefer 
Ehrfurdt, auch mit liebenvem Andenken verharren will — — 
— — — — Euer Hodhfürftlihen Gnaden gehorfamft und ers 
gebeufter v. Müller-Friedberg, Landammann. St. Gallen, 29. Zuni 
1829”. ') Fürſt Pancratius verfchied am 9. Juli nachhin im 
hohen Alter von 76 Jahren, „getroft*, wie er felbft jagte, im 
Hinblid auf die zwei erfreulichen Ereignifje jener Zeit, die Ka- 
tholifen-Emanzipation in England und die neue Papſtwahl (Pius 
des VUL). Ihm gebührt der Ruf eines ehremveiten, pflicht- 
treuen, dur Frömmigkeit und milden Sinn geabelten Karaftere. 
Dankbar werben Geiftlichfeit und Volk in den St. Galliiden 
Landen nod lange Jahre fein Andenken ehren. Pancratius war 
ein Regent, Abt und Priefter, der feines Panegyriften bedarf. 
Die irdiſchen Ueberrefte des Verewigten wurden in der Klofter- 
firche beigefeßt; die Regierung von Aargau ehrte fein Andenken 
durch ein Beileivsjchreiben und durch Theilnahme am Begräb- 
niß mittelft perfönlicher Abordnung; das Volk dur überaus 
zahlreiches Erjcheinen bei dieſer firhlichen Handlung (12. Juli). 
P. Eolumban Ferch, des Fürften Sekretär und Erilgenoffe wäh- 
rend zwanzig Jahren, jegte dem Verftorbenen in der Klofterfircdhe 
zu Muri eine einfache Gedenktafel, die in kurzem Wort erinnert: 
Bancratius jei zwar ber leßte in ver Reihenfolge der Aebte ge— 
wefen, aber der Erſten Einer an Berdienften; unbeugfamer und 


1) Moreffe: „A Son Altesse Rörvörendissime Monseigneur le Prince 
Pancrace, ci-devaut Abb& de Saint-Gall, Stift Muri im Nargau.“ Brief 
und Adreſſe find vom Berfaffer diefes Buches wörtlich dem Original abs 
geichrieben. Im den Papieren des Fürften liegt eine Antwort nicht vor; 
und in deffen Tagebuch findet fich feine Notiz von einer ſolchen. Müller: 
Friedberg hinwieder erzählt, daß ihm eine ganz entfprechende Erwiederung 
zugefommen jei (Schw. Annalen, Bd. II., ©. 130). Der Berfafler weiß 
von einem ganz fundigen und unbetheiligten Zeugen, daß der Fürft immer 
und namentlid in den Tagen der Krankheit in chriftlich verföhnlicher Stims 
mung gewefen, nie irgend einen Groll über Jemanden wahrnehmen ließ. 
Erwähnte Antwort dürfte im NAuftrage des Kranken dur P. Eolumban 
eriheilt worden fein. 
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beharrliher Verfechter der Kirche und feiner Gotteshäufer. *) 
Uebereinftimmend mit P. Columban ſprach Wemilian Haffner 
dad Lob des Hingefchievenen aus, jchildernd, wie er gleichjam 
allein dem Sturm ber Zeiten widerftanden, jedenfalls rühmlich 
unterlegen jei.2) Drei Tage nah dem Hinfchied des Fürften 
folgte ihm der treue P. Thomas Brändle, der feine legten Les 
bensjahre in Wyl zugebracht, in die Ewigfeitz im April 1834 
der treuefte der Treuen, P. Columban, im Gotteshaufe Murt. 

Panceratius’ letztwillige Anordnungen wurden theilweile an« 
gefochten. Kaum war das Teſtament befannt, berichtete der 
Landammann (Müller⸗Friedberg) dem St. Galliſchen Rath: es 
ſeien erbfähige Verwandte vorhanden; die vom Teſtator ges 
ſchehene Berufung auf fein Ordensgelübde erfcheine, abgejchen 
von der im Kanton St. Gallen vollzogenen politiichen Umwand— 
lung, aud in Folge der durch den Heil. Vater ſelbſt ausge: 
Iprochenen „Vernichtung des Klofters” als unftatthaft und es 
habe der Abt deßhalb in diefer bürgerlichen Angelegenheit Feine 
privilegirte Stellung anfprechen fünnen. Das Teftament bürfte 
daher von Seite der Inteftaterben Anfechtung erleiden. In Folge 
deffen ftellte die Regierung das Begehren an den Vorort Bern 
und an den Stand Aargau, bis YAustrag der Sade die Hins 
terlaffenfchaft mit Sequefter zu belegen (Beihluß vom 13. Aus 
guft 1829). ES geihah. Die Verwandten des Fürſten be- 
ftritten dann wirklih die Gültigkeit des Teſtamentes; es er- 
gingen in Folge deſſen amtliche Vorlatungen vor das Friedens» 
gericht Muri. Den betheiligten Gemeinden ließ die Regierung 
wiflen, daß fie die Beftreitung alfüliger Prozeßkoſten aus den 


) „Serie omnium Ultimus, meritis assecutus Primos; strenuus et con- 
stans Ecclesiae et Monasteriorum suorum Defensor.“ 

2) Hemilian’s Schreiben an Abt und Konvent von Einfleveln, vom 
11. Juli 1829: „Fuit Pancratius Princeps et Abbas noster vir constans 
animo, ad ardua natus, laborum patiens, rectique tenacissimus. Mens 
illi a recti justique tramite flecti nescia. Cumque suscepto vix suo regi- 
mine uti alibi gentium ita etiam in suo territorio omnia susquedeque 
verti vidisset, ipse quasi solus contra torrentem depravati saeculi nitens, 
in diuturno certamine tandem, gloriose tamen, occubuit.“ 
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öffentlichen Armenfonden nicht zugeben würde. Endlich wurde 
der Anſtand durch einen Vergleich beigelegt, welcher jeder der 
vier Gemeinden 1500 Gl. zuſchied, was die Regierung guthieß; 
den Ueberſchuß requirirte dieſelbe bei dem Vorort und bei der 
Regierung von Aargau zu Handen der Inteſtaterben (Novem⸗ 
ber 1830). Die Vergleichsunterhandlungen waren Namens der 
Verwandten durch einen Neffen des Fürſten, den eidgenöſſiſchen 
Oberſt Pankraz Ledergerw, geführt und zum Abſchluß gebracht 
worden. Das Geſammtergebniß deſſen, was laut Teſtament den 
vier Pfarrgemeinden zu Handen ihrer Hausarmen hätte zufom- 
men follen, betrug nahe an 12,000 Gl. Es ift alfo annähernd 
halbirt worden. Die von den ernfteften religiöfen Anfchauungen 
des BVerftorbenen ausgegangenen Verfügungen haben nur theils 
weife Erfüllung erhalten. Die durch den Vergleich ven Ge— 
meinden zugeſchiedenen Beträge wurden von denſelben Fapitalifirt. 
Goßau büßte beinahe tie Hälfte feines Betreffniffes im Yalli- 
ment eines Toggenburger Induftriellen ein; ven Reſt wies es 
für Schulzwede an; die übrigen Gemeinden verwenden ben Er— 
trag zu regelmäßigen Austheilungen an ihre Hausarmen. *) 
Auch die Reihen der weltlichen Notabeln lichteten fih in 
diefen Zeiten. Sichtlich alterten jene Männer, welche die lebten 
Jahre ter alten Eidgenoffenfhaft noch mit verlebt, die Stürme 
der Revolution durchgemacht, dann Jahrzehnte lang die Geſchicke 
des St. Galliſchen Freiftaates mitgeleitet hatten. Der älteften 
Einer war 3.2. Eufter, ſchon im Jahr 1818 aus dem Großen 
Rath ausgefchieven; er lebte von danı an in würbevoller Muße, 
häufig auf Schloß Grünenftein; Anfangs des Jahres 1828 
ftarb er, nachdem er Jahre lang der Wohlthäter des Rheinthalg, 
zumal feiner evangeliſchen Konfeffionsgenoflen, geweien. Seine 
teftamentarifche Vergabung an jenen Landestheil belief ſich auf 
39,500 Gl., die früher erwähnten Schenkungen felbftverftänd» 
ih nicht einbegriffen. XRaver Gmür, der Bewegliche und Un: 
ermüdliche, thatfächlih das Haupt und der einflußreichite der 


) Alten im Kantonsarchiv und in den Archiven der beiheiligten Pfarr 
gemeinden. 
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Grofräthe, die nicht zugleich die Regierungsfeffel inne hatten, 
er, der in den Kommiſſionen ded Großen Rathes und durch 
deren Berichte für die öffentlichen Leiftungen und Unternehmungen 
die Schranken zu jegen, für das Vorrüden oder den Stilfftand 
in der Geſetzgebung das Lojungswort zu geben, zwiſchen ber 
Machtfülle der Regierung und den Machtanſprüchen des Großen 
Rathes die Waage zu halten gewohnt war, jchied im Frühjahr 
1825, noch wenig vorgerüdt im Alter. Einen eben fo beveut- 
ſamen Berlurft erlitt ver Kleine Rath in feinem engeren Kreis, 
und mit ihm der Große Rath, im frühen Hinſchied des Regie: 
rungsrathed Meßmer (1826); hochbetagt war ihm Dubli, der 
treue Kämpfer für die Selbftftänvigfeit und die Rechte der Ka- 
tholifen, der Rechtöfundigen und zugleich Gerechten Einer. im 
Kleinen Rath, Schon im Jahr 1824 vorangegangen. Ebenfalls 
aus dem Leben fchied in diejer Periode der vieljährige Regies 
rungsrath und nachherige Appellationsgerichtöpräftvent Germann, 
deſſen Rechtlichfeit und Gejchäftsfunde nie beftritten und der bes 
jonderd alsdann an die Spige der Großrathöfommiffionen ges 
ftellt wurde, wein die oberfte Landesbehörde gut fand, fie aus 
Stelfvertretern aller acht Bezirke beftellen zu laſſen. Wenige 
Wochen nahher (Anfangs des Jahres 1829) ftarb der Präft- 
dialfollege Müller-Frievberg’s, der Landammann Jul. Hierony- 
mus Zolifofer von Altenklingen, der ſechsundzwanzig Jahre lang 
das Haupt der Finanzverwaltung geweſen. Müller⸗-Friedberg 
ehrte die Verdienſte des Hingefchiedenen in offizieller Rebe. 
Schon längere Jahre zuvor war ein Namend- und Familiens 
verwandter des verftorbenen Landammanns, Joh. Jak. Zollikofer 
von Altenklingen, Beamteter ſchon in helvetijcher Zeit, dann 
Kanzleivdireftor und zulegt erfter Staatsfchreiber, aus dem ftaats 
lichen Amtskreis ausgetreten, um ſich fürder den höheren Bes 
amtungen jeiner Vaterſtadt St. Gallen zu widmen. Er war ver 
Berfaffer der erften allgemeinen Sammlung der St. Galliſchen 
Geſetze, die bis dahin in den offiziell ausgegebenen Bänden zers 
ftreut lagen; von dieſer Sammlung war im Jahr 1826 die 


zweite Ausgabe erfchienen. Im Rheinthal wie im Kanton bes 
Baumgartner, Kanton St. Gallen, I. 34 
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trauerte man (1828) ven Hinſchied tes Appellationsrichters 
Sohannes Neff, Dr. med., ter in verichiedenen Amtsverhält- 
niffen, befonver® aber im Bade ver Gefunvheitspoligei, eine be— 
deutfjame Stellung eingenommen hatte, dann des Kantonsrathes 
und. Kreisammannd Jakob Nifolaus Zündt (geftorben Anfangs 
1330), wie jener Bürger von Altftätten, Mann von Geift und 
anerfannt vorzüglihem Wirken, im Großen Rathe zu oppofi- 
tionelfer Geftunung geneigt, vorzüglich im Fatholifchen Großraths— 
folfegium dem Gmür'ſchen Aominiftrationsrathe gegenüber. In 
diefen Jahren ftand and in Folge längerer Krankheiten das 
Leben des Landammanns Müller- Friedberg in Gefahr; feine 
amtliche Thätigfeit nahm allmälig ab, wenn auch fein Geiſt bes 
währte Lebhaftigfeit behauptete. An feine Seite wurde Her- 
mann Feld zum Landammann gewählt. Dubli wurde in ber 
Regierung durh den Graminator Klemens v. Eaylern erjegt, 
der fi insbefondere dem Juſtizweſen widmete. Auf Meßmer 
folgte der in allen Kreifen beliebte Johann Mathias Näff von 
Altftätten, langjähriger Bezirfögerichtspräfttent des Rheinthales, 
ein Magiftrat, dem jedoch das Regierungsgebäude nicht lange 
behagte; Nachfolger Näff's (für einen Theil der Finanzverwals 
tung) war Johann Eonrad Eufter von Rheined, der in jüngeren 
Jahren (zur Mebiationgzeit) Legationsfefretär der St. Gallifchen 
Gefandtichaften an ven FTaglagungen geweſen. An die Stelle 
Germann’d wurte Müller » Friedberg (Sohn) zum Präſidenten 
des Appellationdgerichtes erhoben, der jedoch bald (im Juni 
1830) fich eine Wiederwahl verbat. Sein Nachfolger auf dem 
wichtigen Präfidentenftuhle war Joh. Jakob Schirmer, von St. 
Gallen, von mehr Faufmänniicher ald allgemeiner Bildung, 
früher lange Jahre Mitglied des (kantonalen) Erziehungsrathes. 
Die Lücke, die Meßmer in der Staatdverwaltung gelaffen, wurde 
nicht völlig ausgefüllt. Statt feiner wurden zugleich zwei 
andere Mitglieder in die Kommilfton des Weußern und des 
Kriegsmefens berufen, Reutti und der ſchon im Jahr 1821 ein— 
getretene Barth. Mayer; das Baumelen leiteten dieſe beiden 
Regierungsräthe von 1826 an meift gemeinfam, was Unbe— 


holfenheit und felbft Etodung herbeiführte; an die Spige bed 
Militärweſens trat Mayer, mehr Juriſt ald Kriegsmann. Die 
Regierung nahm an Gelentigkeit und Kraft fihtlih ab und die 
Anzeichen waren bereits vorhanden, daß die ganze Staatsleitung 
allmälig an jüngere Kräfte übergehen werde und müſſe. Wir 
führen biefe der Reihe nach auf. 

Am 21. Juni 1825 trat Baumgartner ') von Altftätten 
in die Reiben der 150 Landesväter. Ende November 1820, 
vielfach empfohlen, in den Staatsbienft aufgenommen, arbeitete 
er einige Jahre lang in untern Amtsfreifen, kam durch dieſe 
in nächte Berührung mit Müller: Friedberg und Meßmer, häufig 
auch mit der Regierung in Gefammtheit, wurde im Jahr 1823 
durch das Fantonale MWahlfollegium auf die großräthlice Kan- 
didatenlifte gefegt, bald nachher vom Großen Rath in feine 
Mitte gewählt. Allmälig nahm er lebhaften und freimüthigen 
Antheil an ven Verhandlungen: Im Mai 18326 ernannte 
ihn die Regierung zum erften Staatsjchreiber und Haupt ber 
zahlreih bejegten Staatskanzlei. Vorangehend war er ſchon 
von 1823 an Legationsfefretär an zwei Tagſatzungen in 
Bern gemweien. Won 1822 an bis 1830 wurde er zunächft 
als Sefretär, häufiger als Mitabgeordneter bei vwerfchiedenen fan: 
tonalen und außerfantonalen Sendungen und Konferenzen ver: 
wendet. Don 1827 an war er Mitglied mehrerer eitgenöf- 
ſiſcher Taglagungen in der Eigenfchaft eines Legationsrathes 
der St. Galliihen Geſandtſchaft. Den ermüteten Müller: 
Friedberg erfegte er theilweiſe in Abfaffung ver eidgenöſſiſchen 
Korrefpondenz des Kantone St. Gallen, und Jahre lang flofs 
jen auch die meijten Botſchaften an den Großen Rath aus jei- 
ner Feder. Steigend von Jahr zu Jahr wuchs fein Anfehen 
im Rathsſaal und im Volfe. Baumgartner'n folgte fein Alters- 
genoffe Dr. Johann Stadler von Flawyl, Sohn jenes Kauf- 
manns Joh. Jakob Stadler, der von 1795 an tie temofratifche 
Bewegung im Toggenburg gefördert, feither im Großen Rath 
eine wichtige Stellung eingenommen hatte. Gelehrter Juriſt, 


) Der Berfaffer diefes Buchen. 
34* 
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wurde er aus einem Movofatiebüreau alsbald als zweiter Kris 
minaleraminator berufen, auch in ten Großen Rath befördert 
(1826), wenige Jahre nachher zum Appellationsrichter, endlich, 
bei der Drittheild-Erneuerung der Regierung im Juni 1830, 
an die Stelle des hochbetagten Kubli von Duinten zum Mit- 
glied des Kleinen Rathes erwählt. Stabler wie Baumgartner 
war ein paarmal Legationsrath oder dritter Geſandter an der 
Tagſatzung. Drei Geſaudte entjendete ver Große Rath von 
1826 bis 1830; ter dritte und jüngfte verfah zugleich bie 
Sefretärsftele. Eben jo jchnell, durch gute juriftiiche und all 
gemein wifenfchaftlihe Studien, nidt weniger durch Familien- 
verhältniffe begünftiget, rüdte Dr. Wilhelm Näff von Altftätten, 
Sohn tes früheren Regierungsrathes, aus dem Atvofatenberuf 
hinüber in die Staatsbehörden; 1828 in den Großen Rath ge— 
wählt, wurde er im Juni 1830 in das Appellationsgericht, 
gegen Ende des gleichen Jahres an die Stelle des oben genannt“ 
ten Joh. Conrad Eufter in den Kleinen Rath; befördert. Der 
Reihe nad wurden nod andere jüngere Männer, mehrere durch 
die mittelbare als turd unmittelbare Wahl, in ten Großen 
Rath) berufen, fo Joh. Nepomuf v. Saylern, der jüngere Bru— 
der des Negierungsrathes, ein an der Hochſchule Wien gründ— 
ih gebildeter Zurift, dann zweiter Staatsfchreiber, ſpäter erfter 
Verhörrichter; Dr. Chriftian Friedvrihb Feld aus St. Gallen, 
ebenfalld bewährter Nechtögelehrter, auch in allen Landes» und 
Gemeindegefchäften jehr bemwanterter Mann, zu Reformen ger 
neigt; Karl Reutti, Cohn des gleichnamigen Regierungsrathes ; 
Franz Schlumpf aus Wattwyl, Sohn des ehemaligen helvetis 
hen Bolfsrepräfentanten Gallus Schlumpf, ver gefchäftsge: 
wandte Sekretär und Kaſſier des Fatholifhen Arminiftrations- 
rathes, bejonderd verdient durch mufterhafte Verwaltung ver 
fatholiihen Sonde; Joh. Georg Anderegg, mit Recht der Grün- 
der der fantonalen St. Galliichen Kavallerie genannt, auch fonft 
ein Mann von hohem und uneigennügigem Eifer für alle Zweige 
des Gemeinweſens; Johann Zweifel von Mafeltrangen, ein 
Iharffinniger Kopf aus dem ländlichen Mittelftande. Den 
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Schluß diefer Periode machten der Oberftlientenant Dominif 
Gmür aus Schäni®, den an der Neige des Jahres 1830 der 
Große Rath ſelbſt in ſein Kollegium wählte, und der Arzt An— 
dreas Göldi aus Sennwald, der mittelſt eines unerſchöpflichen 
Vorrathes an orginellem Witz viel Heiterkeit in die Verſamm⸗ 
lung, zugleich manche Wahrheit an Mann brachte. Einen der 
beſten Köpfe jener Zeit, den Examinator Dr. Albert Merz aus 
St. Gallen, ausgezeichneten Criminaliſten, raffte der Tod allzu— 
früh von hinnen. Die mehrfache Auffriſchung der Behörden war 
nüglih für Liefelben, obgleich fie den Gang ver Dinge im All- 
gemeinen und Ganzen nicht durchgreifend zu Ändern und zu vers 
beſſern vermochte. 

Regierung und Großer Rath bethätigten fi auch ferner 
in mehreren Abtheilungen der Geſetzgebung. Jene machte einen 
zweiten Berjuh, den Kanton mit einem „allgemeinen bürger- 
lichen Geſetzbuch“ zu erfreuen. Sie nahm zu diefem Zwecke 
neuerdings die Sachkunde des jüngern Müller: Friedberg in An— 
ſpruch (1826). Müller⸗Friedberg jugte zu unter Vorbehalt, den 
Meferenten in Juſtizſachen, Regierungsrath v. Saylern, als Con— 
Infenten im Mitwirkung ziehen zu dürfen. Er machte aber aud 
eine wichtige Bedingung. Er fannte die Bedeutung ver konfeſ— 
fionelen Trennung, welche die Autonomie der beiden Confeſſio— 
nen in Matrimoniaffachen garantirte. Gegenüber dieſer Ber: 
faffungsvorfchrift wollte er fih den Rüden fihern. Wollen ſich 
die beiden Koufefftonen, fo jagte er, ſoweit nähern, daß fie die 
Vorſchriften über die Ehe, als Bürgerlihen Vertrag, ver allge 
meinen Geſetzgebung unterwerfen, dann gut; wenn nicht, jo 
wäre über den Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuches der 
Stab jhon von vornherein gebrochen. Die Eonfeffionellen Be: 
hörden möchten fih nun über die Frage beftimmt ausfprechen. 
Dabei gab er den Befund ab, daß konfeſſionelle Eigenthümlich- 
feiten auch bei Bejahung jener Frage gewahrt werben mögeı. 
Der Kleine Rat machte dann den Vermittler zwifchen dem 
gebietenden Redaktor und den beibfeitigen Konfeffionsbehörden ; 
erfte Antworten diefer fielen nicht ungünftig aus; doch ging mit 
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Beſtimmtheit aus denſelben auch hervor, daß definitive Entſcheide 
von dem katholiſchen Großrathskollegium einer-, und dem evan- 
geliſchen Großrathskollegium anderſeits auszugehen hätten. Der 
Redaktor machte ſich alsdann an eine Vorarbeit, entwarf die 
„Hauptmomente“ des bürgerlichen Eherechtes und begleitete ſie 
mit beleuchtendem Promemoria. Er folgerte aus Jenen: dem 
Katholiken bleibe das Sakramentaliſche in der Unauflösbarkeit 
des Ehebandes unberührt, wie hingegen dem Evangeliihen von 
feinen religiöfen Anfichten über Trennung und Scheidung nichts 
verrücdt werde. Die Gerichtöpflege in Eheſachen bleibe ferner 
gejöndert jeder Konfelfion, unter Sanftion des Großen Rathes. 
Beide Großrathefollegien rathichlagten nachhin über die Vor— 
lage, deren Inhalt die Regierung noch bejonders als befriedi- 
gend empfohlen hatte. Beide jpradyen nur bedingte Zuftimmung 
aus: die Satzungen über die Ehe mögen für beide Konfeffionen 
gemeinfam aufgeftelt und in das bürgerliche Gejegbudh aufge- 
nommen werden; ber ausjuarbeitende Entwurf des Eherechtes 
jei jedoch den beidjeitigen Konfeſſionsbehörden wieder mitzu- 
theilen, auf daß ſie entjcheiden mögen, ob er ver erwähnten 
Grundlage entjprehe; und ſchon wurden von beiden Seiten 
weitere Vorbehalte gemacht: das fatholiihe Kollegium bedingte 
für Gültigkeit einer Ehe, daß fie (nicht nur dem Staatsgeſetz, 
jondern auch) den Gejegen der Kirche entſpreche; der evangelifche 
Konfejlionstheil hinwieder machte den Vorbehalt, daß in Zur 
funft Abänderungen über die werdenden (bürgerlien) Ehe— 
jagungen nur unter der Genehmigung der Mehrheit jeglichen 
„Religionstheiles” ftattfinten dürfen (Beichlüffe vom 21. Juni 
1827). So hatten aljo beite Theile doch wieder im Weſen 
ihre Autonomie gewahrt. Hier ſaß die Hauptjchwierigfeit. In 
den St. Galliihen Landen war die Ehe von ten äÄlteften Zeiten 
her ein ausſchließlich religiöjed Inftitutz die Glaubenstrennung 
hatte hierin nicht nur nichts geändert, fondern vielmehr beide 
Konfeffionen in den Anfchauungen über Wehen und Folgen ihrer 
gegenfeitigen religiöfen Selbftftändigfeit dur drei Jahrhunderte 
herab bekräftigt. So war bei dem beften Willen aller Be- 
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hörden die Aufgabe, die Ehe, unbefchabet ihrer religiöjen Be- 
deutung, gleichzeitig als zivilrechtlichen Vertrag zur Geltung zu 
bringen, eine höchſt fchwierige. Mit dem in erzählter Weiſe 
genehmigten Programm in der-Hand fhritt der Redaktor gleich- 
wohl zur Ausführung und übermittelte im Frühjahr 1828 ver 
Regierung zu Handen beidfeitiger Konfeſſtonsbehörden ven Ent- 
wurf des Gherehts, in 63 Paragraphen beftehend. ) Der 
Entwurf ift ein Gemiſch von Vorfchriften, welde ausschließlich 
aus der Quelle der ftaatlihen Hoheit geichöpft find, und wieder 
anteren, bie den Firchlichen Satzungen beider Konfeffionen ent- 
nommen waren oder doch mit ihnen übereinftimmten. Er ges 
langte nun an bie abminiftrativen Räthe beiter Konfeiftonen; 
fatfundige Mitglieder machten ihn zum ©egenftand aufmerf- 
famer Prüfung. Ergebniß feitend des -„evangeliihen Zentral 
rathes*: er fand im Entwurfe eine lange Reihe von Ab— 
weihungen von der beftehenden gejeglihen Ordnung („evans 
gelifche Ehrfagungen” genannt), überhaupt eine Menge von 
Gejepesparagraphen, die ihm vom Standpunft der eingewöhnten 
proteftantijchen WVorfchriften über das Eheweſen ald unannehm- 
bar erfchienen; er dürfe ven Entwurf dem evangelifchen Groß- 
rathöfollegium nicht vorlegen, aus Beforgniß, daß er verworfen 
würde; man folle entweder ven angeführten Ausftellungen Ge— 
nüge thun, oder dann aber wie bis anhin das Eherecht in allen 
Detailbeftimmungen jedem Konfeffionstheil überlaffen (Schreiben 
an die Regierung vom 11. November). So war der Entwurf 
thatfächlih von protejtantifher Seite abgelehnt. Die Antwort 
des katholiſchen Aominiftrationsrathed wahrte die Ehe ald eine 
durch die Staatöverfaffung garantirte religtöfe Anftalt und vers 
langte zuwörterft die Anerfennung des Orundfages, daß im 
Kanton St. Gallen der Abſchluß eined Ehebündniffes nur in 
fofern als rechtögültig anerfannt werde, als folder den Bor: 
jchriften ver. betreffenden Kirche entſpreche; kirchliche Gültigkeit 
einer Ehe müſſe Allem vorangehen, und ohne folhe fei bie 
bürgerlihe Anerfennung der Ehe unzuläſſig. Diefer Sag 

9 Derfelbe liegt wörtlich im Archiv des Fatholifchen Adminiftrationsrathes. 
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wurde in dem ausführlichen Schreiben auf manche einzelne im 
Entwurf vorfoınmende Beftimmungen angewendet, was tiefein- 
greifenden Widerfpruch derfelben zur erwähnten Grund» und 
Hauptforberung herausftellte (Schreiben vom 4. Dezember 1828). 
So war au nah den Erklärungen der fatholifchen Behörbe 
eine wejentlihe Umarbeitung des Entwurfes über das Eherecht 
erforderlid. Au das Fatholifche Großrathsfollegium gelangte 
er eben jo wenig ald an das evangeliihe. Die Regierung 
jegte den Redaktor von beibfeitigen Erklärungen in Kenntniß; 
derjelbe lehnte ſodann, durch Schreiben an den Konfulenten 
v. Saylern vom 21. Februar 1829, jede weitere Bethätigung 
für die Abfaffung des bürgerlichen Geſetzbuches ab; ein Stärs 
ferer möge Hand an dieſe Schöpfung legen, ſagte er. Der 
Kleine Rath unterließ. weitere Verfügung und das Borhaben 
blieb unausgeführt. 

Vom projeftirten Ganzen Fehrte man zu einzelnen Theilen 
zurüd. Man verfuchte VBollziehung des Verfaſſungsartikels über 
den Verlurſt ded Kantons: und Gemeindebürgerrechts; der vom 
Kleinen Rath eingebrachte Gejegesvorichlag ſcheiterte namentlich 
an Meinungsverfchiedenheiten über die Frage, unter welchen Be- 
dingungen Kantonsbürger im Ausland ihr heimiſches Bürger: 
recht beibehalten mögen; er wurde verworfen (22. Juni 1830). 
Die vom Kleinen Rath ausgegangene Vormundſchaftsordnung 
war nur auf bejchränfte Zeit erlaffen; geleßgeberifche Arbeit 
über diefen Zweig Fam nicht zum Abfchluß ; fo blieb ver Regie: 
rung nur übrig, jene Vormundſchaftsordnung für Weiteres und 
auf unbeftimmte Zeit zu beftätigen (1829). Der Große Rath 
aber verlangte Einreichung eines Geſetzesvorſchlages über den 
Gegenitand (15. Dezember gl. J.). Das Begehren blieb zunächft 
ohne Erfolg und die Verwaltung hielt ſich auch ferner und unange- 
fochten an die proviforische Verordnung von 1823. Nicht weniger 
unglüdlih al8 mit dem Eherecht war die Regierung mit einer 
Verordnung, durch welche fie eine vollftändig befriedigende Eins 
rihtung der Eher, ter Geburtd- und Tauf- und ver Sterberes 
gifter, fo wie die entfpredende Fertigung baheriger Auszüge zu 
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erzielen wünſchte. Die Führung al diefer Regifter, fo wie bie 
Ausftellung der Auszüge aus denſelben blieb zwar unangefoch- 
ten Befugniß und Obliegenheit ver Pfarrer beibjeitiger Konfel- 
ſionsgenoſſenſchaften. Es wurden aber gleihmäßige Bücher, im 
tabellarifcher Form, gefordert, au vorgefchrieben, daß die Aus- 
züge in deutſcher Sprache gefertiget werben ſollen; auch zu dies 
fen wurden Formulare gegeben (Berorbnung vom 11. Mai 1827). 
Die beidfeitigen Firchlihen Behörten machten Einſprache zum 
Zwede der Behauptung ungefhwächter Befugniß zur Führung 
der Kirhenbüher nab Maßgabe ihrer refpeftiven Firchlichen 
Sapungen, und beftritten theilweiſe auch die praftiiche Zwed- 
mäßigfeit der erlaffenen Verordnung; der evangeliiche Zentral- 
rath ſprach fchließlich geradezu den Wunſch aus: der Kleine 
Rath jolle es beim Alten belaffen (7.. Dezember). Nod vor 
Ende des Jahres ftellte die Regierung den Vollzug der Verord- 
nung ein und Fam micht wieder auf felbe zurüd; jo war fie 
thatjächlih aufgehoben. Mit Zürich wurde ein nüglicher Vertrag 
über das Berfahren bei Berpfändung der über beibjeitige Gren- 
zen hinüberreichenden Liegenfchaften abgeſchloſſen (6. Januar 
1825). Die Revifion des forreftionellen Strafgefegbuhes wurde 
angeftrebt; Dr. Albert Merz verfaßte den neuen Entwurf, ber 
jedoch nicht zur Berathung gelangte. Frühere gefegliche Bor- 
Schriften gegen ven Eintritt in nicht fapitnlirten auswärtigen 
Kriegsdienft wurden abgeändert und gemilvert, blieben aber 
gleihwohl noch hart genug; Sculvige wurden mit hohen Geld- 
bußen und Einftellung im Aftivbürgerrecht jo wie in ben öko— 
nomifchen Gemeindegenüflen, Werber für andere ald „St. Gal- 
liche Standesfompagnien” mit noch höheren Gelvbußen oder mit 
Zuchthaus, im Rückfall mit Kettenftrafe bedroht; Ausreißer aus 
„unferen Fapitulirten Standesfompagnien” waren „an das ver 
brecheriſch verlaſſene Regiment” auszuliefern; der Eingang des 
Geſetzes rühmte anläßlich die Vorzüge des fapitulirten Kriegs- 
dienfted vor dem nicht Fapitulirten (23. Zuni 1825). In Ber: 
bindung hiermit ftand ein Gefeg vom gleiben Tag, weldes 
verordnete, daß liederlihe Mannsperfonen, welche das Gemein— 
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weſen durch Erzeugung unehelicher Kinder beläftigen, ausnahms⸗ 
weile zu vierjährigem Militärbienft in ben Fapitulirten Roms 
pagnien zu verurtbeilen feien. Das erfte viefer Geſetze erlitt 
nachhin ungünftige Beurtheilung anläßlich ver Beiprechung ver 
Kapitulationsfrage im Großen Rath zu Enve 1829; es fei mit 
dem Begriff von perjönlicher Freiheit nicht leicht vereinbar. Um 
eben dieſe Zeit fiel die Anwendung erwähnter Geſetze theilweife 
dahin; der König der Niederlande, von vertragdmäßiger Befug— 
niß Gebrauch machend, verabjchievete auf 31. Dezember 1829 
die vier Schweizerregimenter, unter Anerkennung ihrer treu ge- 
feifteten Dienfte und mit Anweilung von Halbjold und Pen— 
ionen nah Maßgabe der Kapitulation. Am 1. Januar 1829 
ftanden aus dem Kanton St. Gallen 15 Offiziere, 318 Unter: 
offiziere und Soldaten im Regiment von Ziegler. Von. den zu: 
rüdgefehrten Offizieren gehörten mehrere ven erften Familien des 
Landes an. Der fapitulirte Kriegsdienft in Spanien war in 
Folge früherer Ereigniffe in jenem Lande thatfählih eingegan- 
gen. Amtlich wurden dortige Schweizerregimenter durch könig— 
liben Beſchluß vom Jahr 1822 aufgelöjet. Die Lotterien 
waren bis tahin eine Quelle von Ginfünften für die Staatd- 
fafje (im Jahr 1827 bezog fie mehr denn 1200 Gl. an da— 
berigen Gebühren), für die Bürger ein Anlaß zu verderblichem 
Spiel. Der Große Rath ermannte fi endlich, verbot vie 
Zotterien und das Kollektiren für viefelben, verzichtete dadurch 
auch auf jene mittelbare Abgabe (Gejeg vom 23. Juni 1827). 
Auch auf janitätspolizeihem Gebiet wachſam, erklärte die Regie: 
rung die Schugpoden-Impfung ald obligatoriich für alle Waifen, 
für die Kinter von armenunterftügungsgenöffigen Eltern, für 
jene der niedergelafjenen Nicht-Kantonsbürger (bei Berlurft ihres 
Nieverlaffungsrechtes), entlih für die Heimathlojen; bezüglich 
aller übrigen Kinder befchränfte fih die Verordnung auf nöthige 
Belehrung und Mahnung an die Eltern (20. Januar 1825). 
Ende des gleidhen Jahres wurbe wegen wiederholter Wuthfranfs 
heit unter den Hunden tie Erhebung einer jährliben Hunbetare 
(2 Gl., für den zweiten Hund 4 GL.) wieder eingeführt, ver 


— 539 — 


Ertrag zur Hälfte dem Kantonal-Armenfond, zur Hälfte der 
Armenfaffe ver politiichen Gemeinde zugeſchieden. In Revifion 
fiel aud das Gefeg über die Viehhauptmängel. Zur Förderung 
ber Viehzucht wurde jährlide Schau und Prämienaustheilung 
für die Eigenthümer „auserlefener Zuchtftiere” angeordnet (1828). 
Die Brandverfiherungsanftalt hielt man einer wefentlichen Ver— 
beflerung bedürftig; ftatt der einheitlichen (gleichen) Verſiche— 
rungsgebühr für jämmtliche Gebäude wollte der Kleine Rath 
dieje in drei Klaſſen eintheilen, von der erften 4, von ber 
zweiten 8, von ber dritten 15 Kreuzer vom Hundert Gulden 
des Schapungswerthes erheben laſſen; zu dieſem Behuf brachte 
er ein ganz neued Brandverficherungsgejeg an den Großen Rath 
ein; nad gründlicer Durcberathung dieſes Geſetzesvorſchlages 
war auf deffen Genehmigung nicht zu rechnen; der Kleine Rath 
309 ihn deßhalb zurüd (Juni 1829). Je mehr und mehr wurden 
die Walbungen der Gewinnjucht der Holzhändler geopfert; die— 
jem Nachtheil zu begegnen, verordnete der Große Rath turd) 
Geſetz, daß das Holz in Gemeindd-, Korporationd- und Holz 
gerechtigfeitswaldungen weder in Maſſe verkauft, noch für den 
Verkauf theilweiſe oder in Mafje gefchlagen werben bürfe; aud) 
bie Abholzung von Privatwaldungen (um Berfauf des Holzes 
außer den Kanton) wurde ähnlicher Beichräufung unterworfen; 
das Geſetz bezeichnete die forftwirthichaftlihen Vorausſetzungen, 
unter welchen in vorfommenten Fällen die Bewilligung zum 
Holzſchlag ertheilt werden möge (7. Dezember 1327). So war 
der Grund zu einer Forftordbnung gelegt. Im Kreiſe der Re- 
gierung ftrebte man eine ſolche wirflih anz Regierungsrath Falf 
beauftragte den Forftverwalter ver Stadt St. Gallen, Michael 
Rietmann, mit Abfafjung einer allgemeinen „Forftorganifation“ ; 
Rietmann entiprah mit Geſchick; Karl Kafthofer von Bern bes 
lobte den ihm mitgetheilten Entwurf und begutachtete ihn über- 
bin ausführlid. Im Mai 1830 übergab das Departement bes 
Innern dem furz zuvor gewählten Forftinfpeftor Joh. Joſ. Keel, 
von Rebftein, diefe Vorarbeiten zur Würdigung, nah Ermeſſen 
auch zur jelbftftändigen und förderliben Abfafjung ber Horftord- 
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nung. „In der Abfiht, das Fifchereiregal für den Kanton nutz⸗ 
bringend zu maden”, wurde das Recht des Filchfanges in den 
Seen, Flüffen und Bächen des Kantons zu verpacdhten beichloffen 
(1827).) Im Bezirk Utznach wurden durch die Betriebfamkeit 
des Bergbaufundigen Auguft Könlein mächtige Braunfohlenlager 
zu Tage gefördert. Der Große Rath; unterließ regalifche An- 
ſprüche auf diefelben zu machen, ftellte aber die Ausbeutung 
jener Bergwerfe und ten Verkehr mit dem aus denfelben ge- 
wonnenen Brennmaterial unter polizeilihe Leitung und Aufficht 
(1829). Die innere und weftlihe Schweiz, müde der Verlurfte, 
welche in Folge des Guldenfußes der Verkehr mit den Münzen 
der öftlichen Kantone für jene herbeiführte, verbot fie alle. St. 
Gallen im Verein mit feinen Münz-Alliirten, Schaffbaufen, 
Appenzell und Thurgau, erklärte dann alle Münzen der inneren 
und Weftichweiz anßer Kurs (1826). Mit dem allmäligen 
Steigen der Ausgaben in den Gemeinden und da ohnehin ver 
öfonomifche Theil ihrer Verwaltung viel zu wünſchen ließ, regelte 
der Große Rath durch Geſetz vie Erhebung und Vertheilung der 
Kreiss und Gemeindefteuern wejentlih wie folgt: Bon dem 
Kreife waren die Koften für dad unmittelbare Mitglied des 
Großen Rathes, für die Landjäger und für vie Verhaftlofate 
zu tragen; fie wurden auf die betheiligten politifhen Gemeinden 
verlegt, falls der Kreis aus mehr ald einer Gemeinde bejtand. 
Solche Kreisftenern und die Steuern der politiichen Gemeinden 
wurden zu trei Viertheilen auf das Vermögen, zu einem Bier: 
theil auf die Haushaltungen verlegt. Gleiche Beitimmung für 
allfällige DOrtögemeindefteuern. Sehr zwedmäßig wurde aud 
die Erhebung ter Steuern für die Bedürfniffe der Prarrgemein- 
den geordnet; Anderes mehr. Das Befte am ganzen Geſetz 

1) Einer Geſellſchaft in Zürich bewilligte die Regierung, in Gafchleiren 
im Bättifer-Thal ein Bergwerk für Gewinnung von Schwefelties zu er: 
öffnen; die Geſellſchaft verwendete eine bedeutende Summe und erhielt jpäter 
eine ausfchließliche Kongeffion auf 40 Jahre, gegen Erlegung von 5 Prozent 
ded Neinertrages an die Staatsfaffe; die Konzeffion betraf jenes Bergwerk 
in Gafchleiren fowohl ald ein anderes im „Knappenkopf“ für Gewinnung 
von Kupfer und Silber-Fallerz (1827). 
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war die Vorjchrift, daß ohne Verzug zur Tilgung aller alten 
Schulden, in angemefjenen Raten, geichritten, jährlich bezüglich 
aller Gemeindeausgaben „jauberer Tiſch“ gemacht werden joll. 
Beides war ein dringendes Erforderniß zur Erzielung eines ger 
orbneten und eriprießlihen Haushaltes in den Gemeinden (23. 
Dezember 1825). Ueber das Niederlaſſungsweſen war noch 
immer fein Geſetz zu Stande gefommen; inzwiſchen regelte ber 
Kleine Rath das dasherige Verfahren durch eine neue WVerord- 
nung; für Echweizer wurde zehnjährige, für Ausländer zwei— 
jährige Bewilligung ertheilt, für jene gegen billige Tare; bie 
Defugniß der Gemeinden, bie fib Meldenten aufzunehmen ober 
nidt, blieb aufrecht. Im Juni 1830 beantragte die Regie- 
rung wiederholt und eintringlichft, im Intereſſe der freien Nieder: 
lafjung der Schweizer, den endlichen Beitritt des Kantons zum 
früher erwähnten eidgenöffiiben Nieverlaffungsfonfordate; ein 
Neunerausshuß wurde zur Prüfung des Vorſchlages ernannt; 
dabei hatte e& vorläufig fein Bewenden. Der Kanton erflärte 
dagegen den Beitritt zu dem zwilchen der Schweiz und Franf- 
reich abgeſchloſſenen Niederlaffungsvertrage (1827). Es war 
dieß möglih, da dieſer Bertrag die beitretenden Kantone zu 
Mehrerem nicht verpflichtete, ald dazu, die Franzofen in Bezug 
auf Niederlaffung und Gewerbsausübung auf dem nämlichen 
Fuße zu behandeln, wie e8 die Angehörigen der andern Kan—⸗ 
tone find. Mit dem Königreih Sardinien ſchloß die Mehrheit 
der Kantone ebenfalld einen Nieverlafjungsvertrag, und zwar 
auf Grundlage des eidgenöffiihen Konkordats über Nieder— 
laſſung. Nur in Folge mühjeliger Sonverunterhandlung mit 
der ſardiniſchen Gefandtichaft in der Schweiz gelang es der 
Regierung von St. Gallen, die Aufnahme unter die Kontra- 
henten in der begünftigenden Weiſe zu erhalten, daß fie farbi- 
nischen Unterthanen nicht befjeres Recht gewähren müſſe ald ven 
Eidgenofjen (1827). Auch dem eidgenöffifchen Wertrage mit 
Frankreich über verfchiedene nachbarlihe, gerichtliche und poli— 
zeiliche Verhältniſſe (Vollziehung gerichtlicher Urtheile, Forum 
in Rechtsſachen, Berfahren in Fallimentsfällen und Anderes) 
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trat der Stand St. Gallen bei; eben ſo jenem mit Oeſterreich 
über die Auslieferung von Verbrechern (1828). Ein Handels— 
vertrag zwiſchen der Eidgenoſſenſchaft und Württemberg ſicherte 
jener herabgeſetzte Zölle und andere Erleichterungen zu; dieſelben 
kamen ſelbſtverſtändlich auch St. Gallen zu Gunſten (1825). 
Als Württemberg einſeitig von dieſem Vertrage zurücktrat und 
mit Baiern eine Zollunion abſchloß, machte eine eidgenöſſtſche 
Konferenz, an welcher auch St. Gallen ſich betheiligte, Anſtalten 
zur Abwehr; es kamen ſogar Sperrmaßnahmen zur Sprache 
(Einfuhrverbot gegen württembergiſches Korn und Salz), um 
Württemberg zur Einhaltung billiger Verhältniſſe zu zwingen; 
es blieb indeſſen bei dem bloßen Reden und in St. Gallen er- 
Ihraf man über die eigenen retorfionsfuftigen Inſtruktionen 
(1828). 

Die Verhandlungen mit Defterreib über die Rheinwuhr- 
anftände bei St. Margarethen wurben wieder aufgenommen an 
einer Zufammenfunft in Rheineck (10. Juli 1826); Hauptge- 
genftand ver Erörterung: der gerade Auslauf des Rheins in 
den Bodenfee, vom „Eſelſchwanz“ abwärts, oder aber der durch 
den öfterreichifchen Ingenieur eventuell in Antrag gebracdte ge— 
rade Durhftih dur das St. Margaretherfeld; der für Et. 
Gallen anweſende Ingenieur Hegner ftellte den letztern, für Ret— 
tung St. Gallifher SIntereffen, als nothwendig in Ausficht. 
Aus der Konferenz ging der Auftrag an ven kaiſerlichen Inge: 
nieur Duile hervor, ein techniiches Gutachten für vollftändige 
Stromregulirung abzugeben. Wenige Monate nachher hatte 
Duile ſolches zu Papier gebracht. Es umfaßte die ganze Rhein: 
linie von der liechtenfteinichen Grenze bis hinab an den Bodens 
fee und ließ an Großartigfeit der Auffaffung des Gegenftandes 
nichts zu wünſchen. Die Löfung der nächſten Etreitfrage unters 
halb des Monfteins fuchte er im geraden Durchftih des St. 
MargarethersFeldes, ohne ale Rüdfiht auf MWohnhäufer und 
Boden, die dadurch auf das rechte Ufer zu liegen gefommen 
wären (16. Dezember 1826). Die Hauptverbandlung drehte 
fih von dann an um dieſes Gutachten und deffen zur Sprache 
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gekommene Abänderungen. Zwiſchen hinein kam auf öſterreichi— 
ſchen Vorſchlag das ſogenannte „Rheinwuhrbau-Proviſorium“ 
zu Stande, d. h. ein Vertrag, der alle künftigen Wuhrbauten 
von dem Einverſtändniß beidſeitiger Ufergemeinden und Behör— 
den abhängig, dadurch dem Jahrhunderte langen Wuhrkrieg der 
beidſeitigen Gemeinden ein Ende machte, auch behufs der Aus— 
führung die Grundvorſchriften für die künftigen Wuhrbauten 
feftfegte. So war für bie dringendſte Noth geſorgt; die Regie— 
rung von St. Gallen zollte der öfterreichifchen Behörte warmen 
Dank für ihren Vorfchlag, trat bei und orbnete den Vollzug an 
(1827). Ueber die Hauptfache, die allgemeine Rheinforreftion 
nemlich, erhob ſich längerer Briefwechlel zwiſchen beibfeitigen 
Behörden. Ueber ven Duilejhen Plan holte die Regierung 
das Gutachten Hegner's ein; obwohl das letztere verfchiebene 
Abänderungen vorjchlug, diente es ihr doch wenig zum Troft, 
da auch Hegner auf den Et. Margarether Durcftih, wenn 
auh in etwas von ter ſchnurgeraden Linie abweichend, abftellte 
(1828). Auch der Hofbaurath in Wien verlangte energijches 
Eingreifen im unterften Rheingebiet, und zwar, im Gegenſatz 
zu oben erwähntem Durchftih, wmittelft direkter Ableitung des 
Rheins durch das Niederriet; ſah dagegen ven Korreftionsplan 
im Ganzen als zu tief greifend und foftfpielig au, die Ausfüh- 
rung feldft mit Gefahren verbunden. Immerhin wollte Defter- 
reich vorgehen. Die Kreisbehörde im Bregenz drängte wieder: 
holt die Regierung von St. Gallen um eingehende Antwort. 
Dadurk in Verlegenheit geſetzt und unſchlüſſig, wich die Re— 
gierung, fo lang fie fonnte, aus, und entſchuldigte fih mit ber 
Nothwendigfeit neuer techniicher Unterfuchungen von ihrer Seite. 
Dem Vorort gab fie, im Anſchluß an frühere Korrefpondenzen, 
Kenntnig vom Stande der Dinge und erhielt Anweifung, falls 
die Territorialrechte der Schweiz gefährdet würden, ihm zu be— 
richten, damit er ſolche im Einverftändniß mit ter Kantonal- 
regierung wahren könne. Endlich erfolgte eine St. Galliiche 
Antwort an Defterreih, die einer völligen Ablehnung der Rheins 
forreftion im Ganzen gleih fam, ſich aud den befondern im 
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Anregung gebrachten Durchftichprojetten bei St. Margarethen 
widerfegte, wejentlich der Erhaltung des Statusquo das Wort 
fprab, für deffen Handhabung die Regierung gegenüber ver 
Bundesbehörde verantwortlih jei, und das Heil für beibfeitige 
Gebiete vom Fortbeftand des Wuhrbau-Proviſoriums erwarten 
wollte, das zu. diefem Behuf in bleibenden Vertrag umgewandelt 
werben könne (28. Mai 1830). So waren, zum Tebhaften 
Bedauern der öfterreichifchen Regierung, achtjährige Bemühungen 
fruchtlos gemacht. | 

Der Scholbergpaß war im newer Linie geöffnet; diefe Unter: 
nehmung beifchte Vollendung nad Dben und Unten, von Rheined 
bis oberhalb Ragatz an der Kantonsgrenze bei Spigered. Vom 
Großen Rath war fie bereit3 befchloffen. Meßmer lebte nod; 
er Schritt zur Ausführung. Er beabfichtigte eine gerablinigte 
Straße aus der Gegend von Widnau über Krießern gen Ober: 
riet, Gleiches aus der Gegend von Saleg nah Buchs. Im 
MWerbenbergifchen blieb er Sieger; im Rheinthal unterlag er. 
Hier verordnete Die Regierung (April 1825) die Ausführung 
der nöthigen Korreftionen von Ortſchaft zu Ortſchaft über Heer- 
brud nad Altftätten, von dort hinweg eine beinahe ganz neue 
Linie nad Oberriet. Große Opfer waren dadurch ten Ge 
meinden auferlegt, an denen fie lange zu tragen hatten; ber 
Staat leiftete nichts für die Ausführung ald Papier und Dinte, 
Abweihennd fam die Skaatskaſſe im MWerdenbergifchen mit 
15,000 Gl. zu Hülfe, da das Sumpfland bei Forfted befon- 
ders Eoftipielige Bauten veranlaßte. Nah mehrjährigen An: 
firengungen war das Werf vollendet, auf der fünfzehn Stunden 
langen Linie eine ſolide Straße von 22 Fuß Kronenbreite her- 
geftellt. 

Sp war dad Oberland mit Alt-St. Gallen zu einem 
Ganzen verbunden; der Kanton Hatte vortheilhafte Konkurrenz 
mit der deutſchen Straße jenfeitd des Rheines eröffnet; regel 
mäßige Frachtfuhren vermittelten, über St. Galliſches Gebiet, 
den Verkehr mit Graubünden, und von dort mit Stalien über 
die BündnersGebirgäftraßen hin und her. Aber noch fanden 
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Thur⸗ und Rheingebiet getrennt ſich gegenüber; der Berfehr 
zwijchen biefen war auf einen mühjeligen Saumpfad über Wild- 
haus beichränft. Toggenburg erfannte dad Bedürfniß einer 
Kunftftraße. Ihrem Bau ging die Korreftion an der „Burg“ 
unterhalb Alt-St. Johann voran, gewiffermaßen ald Zeichen, 
was energijcher Wille ohne irgend welche Dazwilchenfunft des 
Staates vermöge. Einflußreihe Männer ftellten fih an vie 
Spige jener größeren Unternehmung, fo Appellationsrichter 
Kappler und Militärfommandant Schwander, beide von Watts 
wyl, auch Bernhard Kuhn in Wildhaus; unten im Rheingebiet 
Kreisammann Hardegger in Gams und Bofthalter Baravizin 
Hilti in Bude. Im Juni 1827 bewilligte der fonft jo haus— 
hälteriſche Große Rath den mit einvringlicher Botſchaft gefor- 
derten Staatsbeitrag von 25,000 Gl. Den Reft der im Ganzen 
auf 45,000 Gl. berechneten Koften hatten Wilvhaus und Games 
zu beftreiten. Mehrmalige Augenjcheine von Regierungsfom- 
mifjären förberten das Werk und leiteten nöthige Entſcheide über 
den definitiven Bauplan ein. Kühn wurde die Straße durch 
die Symi-Schludbt hinab gebaut; dieſe fhwierigfte Abtheilung 
hatte Richard Lanicca in Afford genommen. Im Sommer von 
1830 war fie nahezu vollendet, und bald nachher Fonnte ver 
öfterreichiiche Ingenieur Alois Negrelli zur Prüfung und Be- 
urtheilung ver Bauleiftungen berufen werben. Die gleichen 
Männer, welde dieſes Hauptwerf angeregt hatten, betrieben 
weiter eine unerläßliche allgemeine Straßenforreftion von Wild- 
haus abwärts bis Lichtenfteig, inbegriffen die Seitenlinie über 
den Hummelwald nah Riden in der Richtung nad dem Linth- 
gebiet. Ein Regierungsbeichluß ordnete das Ganze; die Straße 
mußte mindeftend auf die Normalbreite von 18 Fuß erweitert, 
die vielen Steigungen auf 7 Prozent herabgebracdht werben; 
den politischen Gemeinden ward die Baupflicht überbunden, ber 
Bau unter Auffiht einer bejonderen Direktionskommiſſion ges 
ftellt GBeſchluß vom 8. Mai 1828), wie eine folche für ven 
Straßenbau zwifchen Wildhaus und Gams verordnet war. Ein 


Jahr jpäter wurde der Korreftionsbau auf die Gemeinde Lichten- 
Baumgartner, Kanton St, Gallen. I. 35 
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fteig und das untere Toggenburg ausgedehnt, in den zwei Rich— 
tungen über Lütisburg und Oberglatt bi8 Goßau, dann links 
ver Thur über Bütſchwyl bis an die thurgauiiche Grenze bei 
Rickenbach (3. Auguft 1829). Maßgebend waren die Haupt- 
vorjchriften für den Bau im oberen Toggenburg auch für jenen 
in den unteren Gebieten. Bon nun an waren die meiften 
Toggenburger Gemeinden mehrere Jahre lang mit Ausführung 
der Eoftfpieligen, theilweiſe auch techniich fchwierigen Bauten in 
Anſpruch genommen. Für die Straße von Wattwyl über Wild- 
haus nah Haag und Wervenberg hatte die Staatsbehörbde an 
der Tagfapung von 1829 vie Erhebung eines Weggelves er- 
"wirft, für deſſen Bezug und Vertheilung unter die Baugemein- 
den die Regierung im Auguft 1830 ausführliche Anordnungen traf. 

An die Toggenburgerbauten jchloß fih der von der Ge— 
meinde Rapperſchwyl betriebene Bau einer Straße von dort aus 
über Ejhenbad und St. Gallenkappel bis Riden an. Die Be- 
hörden der Stabt wollten dieſe zum Stapelplag maden, daburd 
ihren Verkehr heben. Zu viefem Zwede war vie Verbeflerung 
des Hafens erforberlih und die Herftellung einer ſolchen Straßen- 
linie, welde die Stadt in deren unmittelbaren Bereich ziehe; 
damals ging nemlih die Straße von Schmerifon nad Kem— 
praten und weiter in den Kanton Zürich bei dem obern Thor 
der Stadt vorbei; dieſe jelbft war abgejchnitten. Solchem Uebel: 
ftand abzuhelfen entftand ver Plan, eine direkt in die Stadt 
führende Straße mit dem Hafen in Verbindung zu fegen und 
foldhe in erwähnter Weiſe nach oben bis Riden zu führen; bie 
alte Straße außerhalb Rapperſchwyl follte gefchloffen werben, 
Boften und anderes Fuhrwerk den Weg, beziehungsmweije Ums 
weg, durch die Stadt mahen. Das BProjeft fand Beifall bei 
dem Kleinen Rath (Beichlüfe vom 3. und 17. Mai 1827, 
18. September 1828). Die Stabt lieferte einen ftarfen Geld» 
beitrag für die Ausführung, das Uebrige beftritten die Gemein- 
den Zona, Eihenbah und St. Gallenfappel. Bei Anlaß eines 
an der Tagſatzung geftellten Weggeldsbegehrens auch für bieje 
neue Hauptftraße wurde die Schließung der alten Straßenftrede 


außerhalb Rapperſchwyl feitend der Stände Zürih und Glarus 
angefochten; vie St. Galliihe Geſandtſchaft aber drang gleid- 
wohl mit dem Begehren durch (1829). Erft im Laufe der Zeit 
ſöhnten fi die jouveränen Nachbarn mit der obligaten Durd- 
fahrt dur die Stabt aus. 

Gegenftand viel wichtigerer Erörterungen zwiſchen St. Gal- 
len und ven Rachbarkfantonen war das Vorhaben Graubünden’s, 
fih von Chur aus mit Glarus und Zürih im leichteften Ber: 
fehr zu ſetzen. Zwei feiner Alpenpäſſe, Splügen und Bern- 
barbin, waren durch Kunftbauten fahrbar gemacht; dieſe Tranfit- 
linien möglichft ergiebig zu maden, beantragte die Regierung 
von Graubünden, im Einverftändniß mit Glarus und Zürich, 
den Bau einer Straße längs dem linken Ufer des Wallenfee’s. 
St. Gallen lehnte beharrlih ab, zuerft 1824, und auf wieder: 
holtes Begehren am 6. Dftober 1826; es biete Feine Hand, 
fautete legtere Antwort, und wollte man das Unternehmen felbft 
ohne Zuthun von St. Gallen ausführen, jo würte ed demſelben 
auf feinem Gebiete feine Folge geben, d. h. den Bau nicht 
von ftatten gehen laffen; die gewerbliche Eriften; von Wallen- 
ftadt und Weſen fei auf dem Spiel. Einige Zeit nachher ließ 
die Regierung fi) von Ingenieur Lanicca ein Gutachten über 
einen allfälligen Straßenbau am rechten Ufer des Wallenjees 
geben, für den Fall, daß endlich doch in die direfte Landver- 
bindung eingewilliget werden müßte. 

Der Thätigfeit, welde, abgeiehen vom vorftehenden Ball, 
der techniſchen Verbeſſerung der Verfehrslinien gewidmet wurde, 
ftellte fich jene für Regulirung des Zollmejend zur Seite. An 
Tagſatzungen und Ständefonferengen waren endlich durchgreifenve 
Revifionsvorihläge zu Stande gekommen. St. Gallen war ges 
neigt zur Mitwirkung, ſelbſt zur Herabjegung namentlich ver 
Tranfitgebühren (Juni 1830). Aber Alles zerichlug ſich ob ber 
Berjhiedenheit der Meinungen und Intereſſen der Kantone. 

Die feltenen und zugleich geringen Verwendungen aus ber 
Staatsfaffe für öffentliche Unternehmungen und Anftalten jeder 
Art machten den Fantonalen Haushalt leicht. Das Rechnungs: 

35 * 
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jahr 1828 auf 1829 verzeigte eine Staatsausgabe von 186,686 Gl. 
39 Kr., der Rechnungsabſchluß auf 31. März 1830 eine jolde 
von 155,373 Gl. 38 Kr. Ein Theil der Militärausgaben, 
welche die Militärfaffe aus eigenen Einfünften (Militärfteuern 
u. dgl.) beftritt, ift jedoch in obiger Summe nicht inbegriffen. 
Die lebte direfte Steuer. diefer Periode wurde, zu 1 vom Taus 
fend, für das Rechnungsjahr 1829 auf 30 erhoben; das Budget 
für 1830 auf 1831 machte den Bezug einer direften Steuer 
nicht mehr nöthig; der Große Rath befchloß daher für das Iept- 
angeführte Rechnungsjahr nur die Erhebung der üblichen mittel- 
baren Abgaben; der Ausfall wurde durch einen Zuſchuß von 
30,000 Gl. aus dem Salzfond gedeckt. Mit 31. März 1830 
war die ganze feit 1813 erwachlene Staatsſchuld getilgt. Am 
1. April 1830 betrug der Salzfond 155,048, tie Hülfskaſſe 
21,828, der Kantonalarmenfond 45,278, ver Bürgerredtstaren- 
fond 37,615, das Dermögen ver Brandverficherungsanftalt 
27,516 Gulden. Das unmittelbare Staatsvermögen (inbegriffen 
den Salzfond) betrug damald 510,679 Gl., mit Hinzurehnung 
von nicht zinstragenden Domänen und Effekten ohne Werthung 
im Ganzen 811,029 Gl., die Separatfonde für milde Zwecke 
und Achnlihes ungerechnet. Gegenftand der Sorgen war für 
den Großen Rath nur die Militärverwaltung. Sie hielt auf 
Glanz. Im Jahr 1826 wurde eine zweite große Heerichau, 
abermal auf dem Breitfeld bei Goßau, gehalten; gefammte Re- 
jerve, mit Zuzug jüngerer Mannjchaft mehr denn breitaufend 
Mann, war da vereiniget und gewann ben Beifall des eid- 
genöjftichen Inſpektors Oberſt Gaudenz v. Salid-Seewis, wie 
früher bei ähnlichem Anlaß der erfte Auszug; aber jede dieſer 
beiden Totalinjpektionen hatte 11 bis 12,000 Gl. gefoftet. Bei 
der ftaatswirthfchaftlichen Kommilfion kam die Bermuthung auf, 
daß die wirklihen Milizleiftungen des Kantons weiter gingen, 
als feine Verpflichtungen gegen die Eidgenofjenfhaft. Mit dem 
Stand des Militärrechnungsweſens war fie ebenfall® nicht be- 
friediget. Wirfliche oder vermuthete Uebelftände führten zu einer 
allgemeinen Prüfung dieſes Verwaltungszweiges feitens des 
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Kleinen Rathes. Nah Zuratheziehung einer gemiſchten Koms 
milfton von Staatdmännern und Mititärerperten brachte er eine 
Reihe von „Grundbeſtimmungen einer Fünftigen Militärverfaffung 
des Kantons” an den Großen Rath ein, welche materielle Ber: 
befierungen des Militärweiend wie eine geordnete und haus 
hälteriſche Militärverwaltung im Auge hatten, von der ftaats- 
wirthſchaftlichen Kommiſſion geprüft, dann vom Großen Rathe 
durdhberathen wurden (Ende 1829). So waren die Grundlagen 
zu einem neuen verbeflerten Militärgefeg geichaffen, die jedoch 
nod längere Zeit der wirklichen Ausführung barrten. Nach dem 
auch ferner in Anwendung gebliebenen Gefeg von 1818 "war 
der Militäraufwand für das Jahr 1830 zu 43,050 Gl. vors 
berechnet. 

In politifcher Beziehung wuchs die Berftimmung, im Kan- 
ton St. Gallen wie anderwärts. Vom Volfe hörte man freis 
ih wenig; aber die „Herren“ waren uneind. Die ftaatswirth- 
ſchaftliche Kommilfton, als deren tonangebendes Mitglied, nad 
dem Hinjchied Raver Gmür’s, ſich bald der rede- und feber- 
gewandte Müller-Friedberg, Sohn, erkennen ließ, wurde in der 
Prüfung der Staatsverwaltung, in Hinweifung auf Mängel 
und Gebrechen derfelben, je länger je einfchneivenver; die Be— 
richte jenes Mitgliedes waren inhaltſchwer; bei ihrer Belefung 
herrſchte gewöhnlich tiefes Stillfchweigen im Saale, welches 
ſchon allein genügte, die angefochtene Stellung der Regierung 
gegenüber den Großen Rath und feinen beſondern Beauftragten 
zu keunzeichnen. So war eine wirkliche Oppofltion vorhanden, 
die Mitglieder der ftaatswirthichaftlichen Kommilfton deren Kern. 
Ihr Haupt war, unwiderſprochen, der Schon genannte Bericht- 
erftatter; ihm der nächfte an Einfluß und Anjehen der St. Gals 
liſche Bezirkögerichtspräfident Karl v. Gonzenbach, ein Mann 
von allgemeiner Bildung, zugleih vol Würde und Liebens— 
würbigfeit im Umgang und im Amt; ohne alle Parteiorgani- 
fation, von der man zu jener Zeit glüdlicherweije nichts wußte, 
ſchloß fih eine nicht geringe Zahl anderer angefehener Männer 
an, von denen zu nennen: Daniel Steinmann und Joh. Konrad 


— 550 — 


Bärlocher, beite von St. Gallen; auch ©. 2. Steinlin von 
da, Sohn des Alt-Bürgermeifterd; die Toggenburger Appella- 
tionsrichter Wirth von Lichtenfteig und Kappler von Wattwyl, 
jener einer der beften und fcharffinnigften Köpfe des Großen 
Rathes, Kappler ihm nicht viel nachftehend; ter Kreisammann 
J. N. Zündt von Altftätten, befreuntet mit Müller-Krievberg 
Sohn, einer der ausgezeichnetften Beamteten des Rheinthales; 
Joſeph Schaffhaufer von Andwyl, gewiffenhaft und ernft im 
Urtheil über die Gebredhen der Verwaltung, darum auch regel- 
mäßig in bie ftaatswirthfchaftlihe Kommilfion gewählt; der 
Unabhängigen waren noch mande andere Aeltere. Dem Haupte 
der Oppofition, Müller Friedberg Sohn, ftand fein Water, ver 
greife Landammann, mit der ihm eigenen Zähigfeit entgegen, fo 
daß er in die fatale Stellung gerieth, mehr für Säumniffe und 
Fehler Anderer, als für eigene, einftehen zu müflen. Solder 
DOppofition der älteren reiheten fi allmälig mehrere der jüngeren 
Mitglieder an: Baumgartner, Stadler, Anderegg, jpäter Wil- 
heim Näff und Dr. Chr. Fr. Feld; den Bortritt nahmen jes 
weilen die Männer ber ftaatswirthfchaftlichen Kommiſſion. Nach— 
dem diefe mehr denn zwanzig Jahre lang fih auf Wünfche und 
Empfehlungen beichränft hatte, war fie der fo unfruchtbaren 
Rolle ſatt; fie glaubte fich auch zu entjcheidenden Anträgen be: 
fugt, d. h. zu Vorſchlägen, melde im Großen Rath zu fürm- 
licher Abftimmung zu bringen, dann, falls fie von jenem ange: 
nommen werben, dem Kleinen Rath; ald maßgebend zur Bead- 
tung und Vollziehung zu überbinden feien; ed war bieß vie 
Uebertragung eines wichtigen Stüdes ter Initiative auf ben 
Großen Rat (Dezember 1826). Darüber erhob fihb Streit; 
man wollte alte Bedächtigkeit nicht fogleih aufgeben. Die Auf- 
gabe wurde zu gemeinfamer Berathung zwifchen tem Kleinen 
Rath) und der ftaatswirthichaftlichen Kommiffton gewieſen. Der 
„Iperrende Antagonismus”, wie Müller⸗Friedberg Sohn das 
Syftem ſeines Vaters bezeichnete, mußte nachgeben; jene Kom— 
miffion wurde berechtiget, über beliebige Gegenftänte auf be- 
ſtimmte Beihlüffe des Großen Rathes anzutragen, wonach dann 
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die Diskuſſion zuerſt über ihren Rapport im Allgemeinen, dann 
über ihre beſonderen Anträge (Poſtulate) zu folgen habe. Aus⸗ 
geichlofien hievon waren Beſchwerden über Verfaffungsverlegung 
oder Gefährdung gefeglicher Rechte; für ſolche Fälle, jo wurde 
verordnet, jei vor Allem die Berichterftattung des Kleinen Rathes 
einzuholen; wegen ftreitiger Einbringung von Geſetzesvorſchlägen 
wurde an bie befannte WVorfchrift der Berfafjung verwiejen 
(1827). Das Verordnete wurde Nachtrag zum Reglement des 
Großen Rathes. So entftand das Recht zu Einbringung von 
Poftulaten, wie es either vierzig Jahre lang ununterbrochen 
in Anwendung gelegt wurde. Der Große Rath hatte ſich 
wenigftend einen Anfang von Selbftftändigfeit errungen. Er 
verordnete Später auch die Einbringung eines jährlichen Büdgets— 
vorfchlages, und zwar auf jene Spätherbftfigung, die dem be- 
treffenden Rechnungsjahr vorangehe (16. Dezember 1829). Eben 
auf dieſe Seſſion waren von der ftantswirtbfchaftlichen Kom— 
miffton nicht weniger als ſechszehn Poftulate, von denen mehrere 
wichtige, eingebracht worden. Ein Zeichen nöthiger Selbftftändig- 
feit gab der Große Rath aub, indem er die Entwürfe zu den 
Snftruftionen für die Geſandtſchaft zur Tagſatzung zur Beguts 
achtung an befondere Kommiffionen wies, in die er auch nicht 
ein Mitglied der Regierung wählte. Ungeachtet diefer wichtigen 
Veränderungen in der gegenfeitigen Stellung der oberften Landes— 
behörden und ber theilweilen Emanzipation des Großen Rathes 
von überwiegendem Regierungseinfluß trat Befriedigung doch 
nicht ein. In Folge vieljeitiger Verſtimmung, fei ed über ven 
Geihäftsgang, fei e6 über den ganzen Stand der Dinge, bes 
Ihloß der Große Rath eine allgemeine Revifion feined Regle— 
ments (Juni 1830), führte fie aber nicht mehr aus. 

Wie im Großen Rath erfprießliche Regſamkeit eintrat, fo 
warb e8 lebendiger auch außer vemfelben. Der fchweizerifchen 
Preſſe, lange Jahre auf wenige Hauptzeitungen befchränft, gefellten 
fid neue Organe der Deffentlichfeit bei, in der öftlichen Schweiz 
die „Appenzeller Zeitung” in Trogen, der „Freimüthige“ in St. 
Gallen, diefer von Dr. Anton Henne von Sargans herausger 
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geben, dem Nachfolger Baumgartner’ in ber Verwaltung ber 
Staatsardhive. Baumgartner ald Mitglied der oberften Landes» 
behörde wohl befugt, ſchrieb mit Ausführlichfeit und Nennung 
der Redner, die Verhandlungen des Großen Rathes und brachte 
jolhe im zwei größeren Heften 1829 und Ente 1830 gebrudt 
zur Kenntniß des Volkes. Im Kanton St. Gallen ſowohl als 
außerhalb deſſelben wurden fie beifällig aufgenommen. Auch 
der „Freimüthige“ berichtete über tie Großrathsverhandlungen 
mit Namensnennungen. Im Frühjahr 1828 veröffentlichte 
Baumgartner durch Mittheilung an Uftert zu Handen der Neuen 
Zürder Zeitung die St. Galliihe Staaterehnung, nadtem er 
dieſelbe im inverftändnig mit tem Kantondfaffter in zeigbare 
Form gebracht hatte. So war das Syftem der Geheimthuerei 
gebrochen, nicht bloß für ten Kanton St. Gallen, jondern auch 
für Die übrige Schweiz. Der Regierung war all das unges 
nehm. Müller-Friedberg veranlaßte Anfangs Januar 1830 eine 
Berathung. Man ſprach von Konfisfation (ded damals erjcie- 
nenen erften Hefted der „WVerhandlungen u. f. w.“) und von 
vorjorglihen Maßnahmen für die Zukunft; derlei unterblieb. 
Im Juni nahhin aber brachte die Regierung bei dem Großen 
Rath, deſſen Eröffnung eben wegen dieſer Angelegenheit mit 
Spannung entgegengelehen worben, einen Defretövorichlag ein, _ 
durch welden die Herausgabe der Großrathöverhandlungen ver: 
ſchiedenen Bedingungen und Beichränfungen unterworfen wurde. 
Es wollte die Regierung durch den Vorſchlag verhindern: bie 
volfftändige gefchichtliche Mittheilung der Verhandlungen; alls 
fällige Beurtheiflung des Ganges oder ter Refultate der Ver— 
handlungen; die Veröffentlihung ohne Nennung des Verfaffers; 
die Mittheilung an nicht-St. Galliſche Redaktionen; mit einem 
Wort: es wollte der Deffentlichkeit. ein ftarfer Riegel vorgeſcho— 
ben werben (14. Juni 1830). Diefes Sperranfinnen wurde 
vielfah angegriffen mit Anträgen auf Tagesordnung; Fnapp 
brachten es die Gegner ver legtern zur Ueberweifung an einen 
Ausſchuß. Müller⸗Friedberg Sohn wurde an die Spige ber 
Kommilfton geftellt, auch Baumgartner in diefelbe gewählt. Die 
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Kommiſſion hat nie Bericht erſtattet; denn die Ereigniſſe wuch— 
fen bald ver Regierung und ter DOppofition allzumal über den 
Kopf; Baumgartner jchrieb und veröffentlichte gegen Ende 1830 
ungehindert dad zweite Heft ver „Verhandlungen“, von denen 
Ihon oben die Rede geweſen. Der ſprechenden Oppofition im 
Großen Rathe ftand eine ftille im Volke zur Seite; ed waren 
die Demofraten von 1798, 1802 und 1814, vielfach mit ihren 
Plänen und Wünſchen unterlegen, manche auch perſönlich ver- 
legt. Ihr Groll wartete nur auf einen Anlaß ſich Luft zu ma— 
hen. Im St. Galliihen Volk war überhaupt zu jener Zeit 
eine wirflihe Anhänglichkeit an Berfaffung und Regierung nicht 
vorhanden. Die PBalliativen, welche die Oppofition der Regies 
rung abrang, vermochten die Kluft zwilchen diefer und dem Wolf 
nicht auszufüllen. Die Dreier-Gejandtihaft, Müller-Frievberg 
(Bater), Karl v. Gonzenbach und Baumgartner, wanderte in 
altgewohnter Weiſe an die ordentlihe Taglagung von 1830 
nah Bern. Ende Juli ftürzte der Aufftand in Paris Karl 
den X. von Franfreih und mit ihm die Herrichaft der ältern 
Bourbone. An die Stelle des vertriebenen Königs von Franf- 
reihb und Navarra trat Ludwig Philipp von Orleans, das Haupt 
ber jüngeren Linie jenes Herrjchergefchlechtes, König der Fran- 
zojen genannt; von dann an herrſchte im Nachbarland das Bür- 
gerfönigthum, der Drleanismus, ein Mittelving zwilden Mon- 
archie und Nepublif, etwas Karrifatur von beiden. Das Er— 
eigniß zündete wie ein Blig durch ganz Europa. Ob fid alte 
Koalitiond- und Legitimitätsfriege ermeuern jollen oder nicht, 
das war fofort die Frage, welche die Völfer je nad) ihren Mei- 
nungen und Neigungen bewegte. Eben während der Tage des 
Bolksaufftandes in Paris berieth die Tagfagung, in pflichtiger 
Sorge für die fapitulirten Negimenter in Franfreih, im Sinne 
der Milderung einen neuen Straffoder für diefelben. Als dann 
die Kunde von der PBarifer Revolution und ihrer Ergebnifje 
in die fchweizerifche Bundesſtadt gelangte, beeilten fi die Füh— 
rer des Vororted und die übrigen Häupter defien, was man 
damals die fchweizerifche Ariftofratie nannte, die Tagfagung zu 
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Schließen, damit nicht die ſchweizeriſche DOppofition im Kreife 
der Tagſatzung felbft an tie Zügel der eidgenöſſiſchen Geſchäfts— 
leitung greifen fönne (6. Auguſt). Den heimfehrenden „Tag— 
herren“ folgte bald das ſchweizeriſche Kriegsvolk von Frankreich 
her; die ſechs Regimenter hatten Fein Strafgefegbudh mehr nö» 
thig; ihre in den Tagen der Ummälzung abermals bewiejene 
Treue an Eid und Pfliht galt bei ven Franzoſen nicht als 
Empfehlung für fie; fie wurden insgefammt nach Belangen be: 
fehliget, dort ligentiirt; im Laufe Septemberd langten bie St. 
Galliihen Offiziere und übrige Mannjchaft zahlreich wieder im 
Kanton an. Das war ein mahnentes Zeichen, daß eine ganz 
neue Zeit eingetreten. Solches fühlte man in der ganzen Schweiz; 
Regenten und Volk der Kantone harrten gejpannt auf die wei— 
tere Entwidlung der Dinge. Bern und Genoffen fjuchten ven 
drohenden Sturm fo gut möglich zu beihwichtigen, aber in bie 
Autorität des herrſchenden Syſtems war ſchon mande Breſche 
durch Rede und Schrift gejchofjen worden. Tag um Tag wurde 
die jchweizerifche Oppofttionspreffe einſchneidender, rückſichtsloſer. 
Magiftraten und Inftitutionen wurden mit Ungeftüm angegriffen. 
In St. Gallen, wo Anfangs Juni troß aller politiiher Auf: 
regung Niemanden eingefallen wäre auf grundſätzliche Abände- 
rung der Staatdordnung anzutragen, fing man allmälig an von 
Verfaffungsrevifion zu ſprechen, jo auch anberwärts; doch ver- 
hielt man fib im Allgemeinen mehr beobachtend als handelnd. 
Staatöveränderungen aber im Sinne der Beihränfung der Re- 
gierungsgewalt, und das ward, was angeftrebt wurde, treten 
erft ein, wenn ernfte Rufe an das Volk gelangen; mit der Er- 
zählung derſelben wird der dritte Band dieſes Geſchichtwerkes 
beginnen. 

Wir ftehen an der Pforte der Demokratie, und begrüßen 
ihre Eröffnung fhon zum Voraus. 
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Berichtigungen. 


Seite 12, Zeile 20; ftatt „acht Kreiſe“ lies: fieben Kreife. 


15, 


15, 


155, 
254, 
362, 
370, 


433, 


" 


6 von unten; flatt „des nachhin u. f. w. aufgedrungenen 
Einheitsſyſtemes“ lies: an das nachhin u. f. w. aufge⸗ 
drungene Einheitsſyſtem. 

5 von unten; ftatt „aller fruchtlofen Berfuche” lied: an 
alle fruchtlofen Berfuche. 

4; ftatt „vom 19. Juni“ lied: vom 17. uni. 

3; flatt „Stiftungswaldungen“ lies: Stiftöwaldungen. 

10; ftatt „Faſtnachthuns“ Lied: Faſtnachthuhns. 

22; ftatt „Konferenzverfammlungen“ Ties: Konferenzver: 
banblungen. 

17; ftatt „die Berwendung“ lied: die Berwendungen. 
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